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den 2. Februar 1904. den 2. Februar 1904. 
Ferdinand Enke. Karl Lehmann. 
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Berichtigungen. 


S. 108 3. 1 lies HEB.3 ſtatt B. GB.. 


S. 154 Z. 20 ift nach „und“ einzuſchalten „für“ (die amtliche Aus: 
mittelung der Kurſe). 


S. 350 Z. 14 von unten ſtatt „Otto Liebmann“ lies „J. Guttentag“. 


I. 
Comité maritime international ). 
| Bon 
Herrn Juſtizrat Boyens in Leipzig. 


Das Comité hat im Herbſt 1902 auf ſeiner Tagung 
in Hamburg ſeine Arbeiten fortgeſetzt und zum Teil durch 
Annahme zweier Entwürfe internationaler Verträge, betreffend 
die einheitliche Regelung des Rechts über den Zuſammenſtoß 
von Schiffen und über Bergung und Hilfeleiſtung in Seenot 
zum Abſchluß gebracht, deren erſterer erſt angenommen wer⸗ 
den konnte, nachdem zuvor ein von Dr. Gütſchow⸗Ham⸗ 
burg unternommener Verſuch, das Comité für den Gedanken 
zu gewinnen, die beſondere Haftung der Reeder für außer⸗ 
kontraktliches Verſchulden der Beſatzung und dadurch im 
weſentlichen für alle ſchuldhaften Schiffskolliſionen zu be⸗ 
ſeitigen, abgelehnt worden war. Der offizielle Text dieſer 
Entwürfe liegt in franzöſiſcher und engliſcher Sprache vor. 
Der franzöſiſche Text iſt aber der eigentliche Originaltext. 
Beide Entwürfe tragen das deutliche Gepräge der eigentüm⸗ 
lichen, kurzen franzöſiſchen Geſetzesſprache, ſie ſind von dem 
bewährten Sekretär des Comité, dem belgiſchen Advokaten 
Louis Franck zu Antwerpen, redigiert. Der Vorſitzende des 
deutſchen Vereins für internationales Seerecht hat dieſe 
Texte mit einer deutſchen Überſetzung den „Hohen Senaten 


*) Vgl. die früheren Berichte über die Verhandlungen desſelben in 
dieſer Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 172 ff., Bd. LI S. 128 ff. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 1 
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der freien Hanſeſtädte“ im Dezember 1902 mit der Bitte 
überreicht, „die Herbeiführung ſolcher Verträge in geeigneter 
Weiſe zu ſördern“. Er fügt jedem Entwurf eine von Herrn 
Dr. jur. Ritter, Rat bei der Hamburgiſchen Juſtizverwaltung, 
verfaßte „Begründung“ bei, die ſich auf dem Umſchlag 
als „Denkſchrift zu den Entwürfen“ bezeichnet. Dieſe 
„Denkſchrift“ iſt indeſſen weder von dem Comité maritime 
international noch von dem deutſchen Verein ausgegangen 
oder gutgeheißen, noch hat deren Verfaſſer perſönlich bei der 
Entſtehung der Entwürfe mitgewirkt. Sie entbehrt daher 
offizieller Bedeutung und als Privatarbeit des freien kriti⸗ 
ſchen Standpunktes. Es fehlt auch an einer Erklärung da⸗ 
für, weshalb die Entwürfe nicht direkt dem Reichsjuſtizamt 
überſandt ſind, obwohl es ſich um einen Gegenſtand der 
Reichsjuſtizgeſetzgebung handelt und der deutſche Verein nicht 
lediglich ein hanſeatiſcher Verein iſt. 

Die beiden Entwürfe werden in dem franzöſiſchen Original⸗ 
text und der vorerwähnten deutſchen Überſetzung am Schluß 
dieſer Mitteilungen abgedruckt. 


Der erſte der beiden Entwürfe will nicht die geſamte 
Materie der Haftung aus Schiffszuſammenſtößen 
regeln. Es iſt ein Verſuch, wenigſtens einige wichtige Punkte 
daraus international zu regeln. Das Comité will ſich weiter 
bemühen, eine internationale Verſtändigung auch 

a) über die Art der Reederhaftung (ob, in welchen 

Fällen und wie eine ſolche zu beſchränken), 

b) über die Zuſtändigkeit der Gerichte in Streitigkeiten, 
die aus Schiffszuſammenſtößen entſtehen, 
herbeizuführen. In erſterer Beziehung wurden in Hamburg 
nochmals die früheren Beſchlüſſe, die hierüber in London und 
Paris gefaßt waren, wiederholt, in letzterer Beziehung nahm 
die Hamburger Konferenz „in erſter Leſung“ an, daß der 

Gerichtsſtand begründet ſein ſolle: 


er — 
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a) wo der Reeder des beklagten Schiffes wohnt oder 
eine Handelsniederlaſſung hat oder wo das Schiff 

zu Regiſter ſteht, 

b) bei dem Gericht des Orts, wo der Zuſammenſtoß 
ſtattfand, wenn ſich derſelbe auf einem Territorial⸗ 
gewäſſer ereignete. Die Gerichtsſtände: 

c) des Arreſtes und 

d) der Widerklage wurden nur mit der Beſchränkung an⸗ 
genommen, daß lediglich Arreſt des beklagten Schiffes 
(nicht eines anderen Schiffes oder ſonſtigen Gutes 
desſelben Reeders) den Gerichtsſtand begründe, und 
daß eine Widerklage nur auf denſelben Schiffs⸗ 
zuſammenſtoß, der den Gegenſtand der Hauptklage 
bilde, geſtützt werden dürfe. 

Da eine begründete Ausſicht auf eine Verſtändigung 
in Betreff der Art der Reederhaftung für fremdes Verſchulden 
(ob mit Schiff und Fracht oder wie ſonſt) aber zur Zeit nicht 
vorhanden, auch die Beſchlüſſe der früheren Kongreſſe in dieſer 
Beziehung materiell nicht ohne Bedenken ſind, war es meines 
Ermeſſens richtig, dieſen Punkt auszuſcheiden. Dagegen dürfte 
es richtiger ſein, wenn einmal international verhandelt werden 
ſoll, die Verhandlung auch gleich auf die Zuſtändigkeitsfrage 
zu erſtrecken. Sie iſt von Wichtigkeit namentlich gegenüber 
dem derzeitigen Recht im franzöſiſchen Rechtsgebiet, wo ein 
Gerichtsſtand gegen Ausländer auch am Wohnort des Klä— 
gers begründet iſt, und in England, wo durch die bloße 
Zuſtellung eines writ an den im Inland betroffenen Beklagten 
ein Gerichtsſtand gegen ihn begründet wird, auch wenn er 
dort nicht wohnt. Tatſächlich gilt bei uns dasſelbe wie in 
England, da hier durch die Beſchlagnahme eines Reiſekoffers 
des durchreiſenden Ausländers der inländiſche Gerichtsſtand 
gegen ihn begründet werden kann. Die Zuſtändigkeit des 
Gerichts wird meiſtens auch das anzuwendende Recht (ſoweit 
nationales Recht anwendbar bleibt) beſtimmen. Wird dieſelbe 
international geregelt, ſo würde endlich auch die Rechtshilfe 
bei Vollſtreckung der Urteile, welche von den international 
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als zuſtändig anerkannten Gerichten gefällt werden, zu garan- 
tieren ſein, jedoch mit der Beſchränkung, daß die in foro 
arresti ergangenen Urteile außerhalb dieſes Gerichtsſtandes 
nicht zu vollſtrecken feien. Dieſe Beſchränkung ergäbe ſich 
aus der von dem Comité beſchloſſenen Beſchränkung dieſes 
Geerichtsſtandes von ſelbſt. 

Käme auf dieſer Grundlage ein internationales Recht 
der ſeefahrenden Nationen zu ſtande, ſo wäre dies als ein 


weſentlicher Kulturfortſchritt zu bezeichnen. Da ſie ſich 


bereits über ein polizeiliches Seeſtraßenrecht geeinigt haben, 
ſo handelt es ſich nur um die Fortbildung des Gedankens, 
daß das Wachſen des internationalen Seeverkehrs mit Not⸗ 
wendigkeit auf gleiche internationale Rechtsgrundſätze zur 
Sicherung dieſer Verkehrsſtraßen hindrängt. 

Im einzelnen iſt zu bemerken: Der Entwurf führt das 


Schuldprinzip als Grund der Haftung in voller Strenge durch. 


Schuld iſt nur nachgewieſene kauſale Schuld (Art. 2 Abſ. 2). 
Dies ſchließt nicht eine geſetzlich (z. B. nach sect. 419 der 
engliſchen Merchant Shipping Act von 1894) oder wie bei 
uns als Beweisregel in der Praxis beſtehende Vermutung der 
Schuld und Kauſalität bei Verſtößen gegen beſtehende Schiff⸗ 
fahrtsregeln aus. — Der Entwurf ſpricht von Verſchul⸗ 
den fchlechthin oder von Verſchulden der Schiffe. Ritter 
meint (S. 19 und 22 a. a. O.), daß, abgeſehen von dem 
Zwangslotſen, das Recht der Einzelſtaaten darüber maß⸗ 
gebend bleibe, weſſen Verſchulden die Haftung des 
Schiffes begründe. Dieſe Anſicht iſt nicht zutreffend. Der 
Ausdruck muß ſelbſtändig und in allen Staaten gleich aus⸗ 
gelegt werden, er iſt augenſcheinlich dem belgiſchen Seerecht 
(Art. 228, 229) entlehnt und ſoll wie dort nicht bloß Ver⸗ 
ſchulden der Beſatzung, ſondern auch jedes von dem Reeder 
oder einem ſeiner Landgehilfen in Betreff der Seetüchtigkeit, 
Ausrüſtung und Inſtruktion begangene, urſächlich mitwirkende 
Verſehen bedeuten, wie mir auf Anfrage von dem oben ge⸗ 
nannten Herrn Redakteur des Entwurfs beſtätigt worden iſt. 
Dementſprechend iſt unter „Verantwortlichkeit (beſſer: Haf⸗ 
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tung) des Schiffes“ ebenſowohl die nach dem maßgebend 
bleibenden Recht der Vertragsſtaaten eintretende unbeſchränkt 
perſönliche Haftung des Reeders oder anderer Perſonen 
wie die beſchränkte Haftung derſelben zu verſtehen (val. 
Art. 11). Es kommt alſo namentlich in dem Fall des beider⸗ 
ſeitigen Verſchuldens die im Art. 4 verordnete Teilung des 
Schadens auch dann zur Anwendung, wenn es ſich auf einer 
oder anderer Seite um perſönliches Verſchulden des Reeders 
handelt, nicht bloß bei Verſchulden der „Angeſtellten“, ı wie 
Ritter (S. 26) meint. 

Unter dieſen Umſtänden dürfte meines Ermeſſens die 
Vorſchrift des Art. 4 Abſ. 3 in Betreff kontraktlichen Scha⸗ 
dens durch einen Zuſatz einzuſchränken ſein, laut deſſen für 
den Fall, daß bei Antritt der Reiſe fehlende Seetüchtigkeit 
(mangelhafte Einrichtung) des Schiffes, auf dem ſich die La⸗ 
dung befindet, die Mitſchuld des Zuſammenſtoßes trägt, eine 
nach dem maßgebenden Vertragsrecht ſich ergebende Haftung 
der Reeder für den ganzen Schaden beſtehen bleibt, un⸗ 
beſchadet ihres Rückgriffs gegen das mitſchuldige Schiff. 

Auf die Haftung für Schäden, welche durch fehlende 
Seetüchtigkeit bei Antritt der Reiſe entſtehen, erſtrecken ſich 
die üblichen befreienden Konnoſſementsklauſeln nicht, dieſelbe 
ſchneidet anderſeits zwar nicht nach unſerem, wohl aber 
nach fremden Rechten (z. B. dem engliſchen) einen Anſpruch 
der Ladungsintereſſenten gegen ihre Aſſekuradeure ab. Wo 
nach dem Vertragsrecht dem Mitkontrahenten ein ſolchen⸗ 
falls häufig unbeſchränkt perſönlicher Anſpruch gegen den 
Reeder wegen ſchwerwiegender Verletzungen der Vertragspflicht 
zuſteht, hat es keinen Sinn, dieſen im Fall einer von dem 
Gegenſchiff mitverſchuldeten Schiffskolliſion zum Teil von 
jener Haftung zu befreien und den Mitkontrahenten auf 
einen Anſpruch beſchränkter Haftung gegen das andere Schiff 
zu verweiſen, ohne Rückſicht darauf, ob dieſes noch vorhanden 
oder verloren und ob es vor Gerichten desſelben oder nur 
eines anderen Landes verfolgt werden kann (vgl. meine 
Ausführungen in dieſer Zeitſchrift Bd. LI S. 130, 131). 
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Das Comité hat bei feinen Verhandlungen den bier 
herausgehobenen Fall nicht ſpeziell erörtert. Der Vorſchlag 
dürfte dem Gerechtigkeitsgefühl entſprechen und enthält nichts 
den Tendenzen des Comité Feindliches. 

Die Einführung der Haftung der Reeder für Ver⸗ 
ſchulden der Zwangslotſen hat für den Hafen von 
Hamburg ſeine Bedeutung verloren, weil es ſeit dem neuen 
Hafengeſetz von 1897 dort keine Zwangslotſen mehr gibt, 
hat aber nach wie vor für die altpreußiſchen und die Weſer⸗ 
häfen, den Kaiſer⸗Wilhelmkanal u. f. w. große Bedeutung 
(vgl. Boyens, Seerecht Bd. I S. 157 Note 2). Außer⸗ 
dem kommt aber für unſere Schiffe der Lotſenzwang im 
Ausland in Betracht. Wo ein Lotſenzwang nicht vorhanden 
iſt, iſt es trotzdem durchaus üblich in den Lotsfahrwaſſern 
mit Lotſen zu fahren. Ohne Lotſen keine Schiffahrt! 
So viel und ſo oft nun auch durch Fehler der Lotſen 
Zuſammenſtöße entſtehen, ſo wären dieſelben ohne Lotſen 
jedenfalls noch zahlreicher und es erſcheint daher gerecht, 
wenn ſich in neuerer Zeit die Anſicht entwickelt hat, daß die 
Reeder auch das Riſiko von Fehlern der Zwangslotſen 
tragen müſſen. Die unſer Geſetz beherrſchende Auffaſſung, 
daß der Zwang zur Annahme von Lotſen höhere Gewalt 
ſei, iſt in Wahrheit unzutreffend, es handelt ſich um eine 
Einrichtung zum Schutz der Schiffe, deren Gebrauch nur im 
eigenen Intereſſe der Schiffe und im öffentlichen Intereſſe 
erzwungen wird, alſo um Schutzgeſetze. Dazu kommt, daß 
die bisherige Vorſchrift des § 739 HGB.s nur dann Platz 
greift, wenn der Zwangslotſe das Kommando hat, nicht 
wenn er, wie in vielen Ländern üblich, nur Berater des 
Schiffsführers iſt. Auch wo der Lotſe kommandiert, kann 
ihm der Schiffsführer bei Trunkenheit und ſonſtiger offen⸗ 
barer Unfähigkeit das Kommando entziehen. Von dieſer 
Befugnis wird er leichter und eher Gebrauch machen, wenn 
der Reeder auch für die Fehler des Lotſen haftet. Die 
Neuerung erſcheint mir daher unbedenklich, wird aber kon⸗ 
ſequenterweiſe zur Folge haben müſſen, daß man künftig über⸗ 
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haupt den Zwangslotſen dem freiwilligen Lotſen gleichſtellt, 
d. h. ihn in die „Beſatzung“ einreiht und auf ihn § 485 
GB.s anwendet, alfo den Reeder auch für andere von ihm 
verſchuldete Schäden, z. B. aus dem Anrennen von Brücken 
und Bollwerken, haftbar erklärt. Der zweite Entwurf voll⸗ 
zieht im Art. 6 dieſe Gleichſtellung bereits in anderer Be⸗ 
ziehung. 

Erhebliches Intereſſe erregen die Vorſchriften des Art.7 
über Schiffskolliſionen mit Schleppzügen, worüber in 
den bisherigen Geſetzen mit Ausnahme des portugieſiſchen 
HGB. s von 1888 (Art. 492) jede beſondere pofitive Regel 
fehlt. Art. 7 betrifft nur den im Seeverkehr regelmäßigen 
Fall, daß ein geſchlepptes Seeſchiff einen Schlepper in 
ſeinen Dienſt genommen hat und ſelbſt durch ſeinen Ka⸗ 
pitän oder Lotſen über beide Schiffe das Kommando führt 
(ſo auch Ritter S. 30 ff., vgl. meine Darſtellung dieſes 
Falles in dieſer Zeitſchrift Bd. L S. 76 ff.). Die bisherige 
deutſche Rechtfprechung operiert hier in Ermangelung einer 
ausdrücklichen Geſetzesvorſchrift mit dem Begriff der „er⸗ 
weiterten Beſatzung“. Die Beſatzung des einen Schiffes gilt 
gleichzeitig als Beſatzung des anderen Schiffes, „wenn und 
ſoweit ſie eine Dienſtverrichtung ausführt, die dem anderen 
Schiff dient oder für dasſelbe Geltung hat“ (Entſch. 
des RG. Bd. L S. 56). Das Reichsgericht hat in der 
zitierten neueſten Entſcheidung dieſer Theorie, entgegen der 
von mir (dieſe Zeitſchrift Bd. L S. 80 bei Note 22) ver⸗ 
tretenen Anſicht, die Ausdehnung gegeben, daß der Schlepper 
auch dann mithaftet, wenn die Mannſchaft des Schleppers 
ohne eigene Mitſchuld dem ſchuldhaften Kommando des ge⸗ 
ſchleppten Schiffes gemäß ein Manöver ausführt, durch 
welches das letztere (nicht aber der Schlepper) in Kolliſion 
mit einem dritten Schiff gerät. Dieſe Rechtſprechung und 
überhaupt die Haftung des Schleppers für Verſchulden der 
auf dem geſchleppten Schiff befindlichen Leitung hat Wider⸗ 
ſpruch erfahren. Es wird mit Recht hervorgehoben, daß 
durch dieſelbe das Bugſiergewerbe in einer, billiger Rechts⸗ 
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auffaſſung widerſtreitenden Weile geſchädigt wird!). Der 
vorliegende Entwurf kennt den Begriff der „erweiterten Be⸗ 
ſatzung“ nicht, ihm erſcheint jedes Schiff mit ſeiner beſon⸗ 
deren darauf befindlichen, unter einem Führer vereinigten 
Beſatzung als eine ſelbſtändige Größe. Eben deshalb wurde 
es nötig, die Fälle poſitiv zu fixieren, in denen das eine 
Schiff auch für Fehler des anderen einzuſtehen hat. Dies 
geſchieht im Art. 7 in der Art, daß zwar das geſchleppte 
und kommandierende Schiff mithaftet für ein die Kolliſion 
kauſal bedingendes Verſchulden des Schleppers, weil dieſer 
in ſeinem Dienſt ſteht, nicht aber umgekehrt der Schlepper 
für Verſchulden des geſchleppten Schiffes, gleichgültig ob in⸗ 
folge desſelben letzteres oder der Schlepper ſelbſt mit einem 
dritten Schiff kollidiert. Der mehrerwähnte Herr Redakteur 
des Entwurfes hat mir auch dieſe Auffaſſung als die ſeinige 
beſtätigt. Er fügt hinzu: „Man ſoll aber dabei nicht ver⸗ 
geſſen, daß, wenn es ſich um ein ſolches Verſchulden (fehler⸗ 
haftes Kommando) handelt, deſſen Unrichtigkeit auch von dem 
Schlepper beurteilt werden konnte (vgl. meine Ausführung 
Bd. L S. 77 bei Note 18 in dieſer Zeitſchrift), ſein freiwillig 
geleiſtetes Mitwirken als ein direktes (eigenes) Verſchulden 
anzuſehen ift”?). Es folgt aus dem vorſtehenden weiter, 


1) Vgl. Vortrag des Dr. Gütſchow in Hamburg, „Die Haftung 
des Reeders bei Kolliſionen von Schleppkähnen“, Hanſeat. Ger.⸗ 
Ztg. 1902 S. 25; Außerung in der „Hanſa“, Jahrgang 1902 
S. 89 ff. Die neueſte Entſcheidung des Reichsgerichts ſcheint mir 
auch jetzt noch mit feiner eigenen Theorie nicht im Einklang zu 
ſtehen: Wenn der Schlepper ſelbſt nicht kollidiert, ſo war die 
ausgeführte Bewegung vom Standpunkt ſeiner eigenen Navigation 
aus nicht fehlerhaft. Für den Einfluß auf die Bewegung des 
geſchleppten Schiffs iſt er nicht verantwortlich, denn die Beurteilung 
dieſes Einfluſſes gehört lediglich zur Navigation des letzteren. Irrt 
hier der Führer des geſchleppten Schiffes, ſo fällt ihm dies Ver⸗ 
fehen lediglich in ſeiner letztgedachten Eigenſchaft zur Laſt. 

2) Eine Erweiterung der Haftpflichten gegenüber unſerem zeitigen 
Recht liegt vor, wenn der dienende Schlepper lediglich aus eigenem 
Verſchulden feiner beſonderen Beſatzung (Handeln gegen Order), 
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daß, wenn der Schlepper nicht im Dienſt der geſchleppten 
Schiffe ſteht, ſondern, wie häufig bei größeren Schleppzügen 
in der Küſtenfahrt oder bei dem Bugſieren manöverierunfähiger 
Schiffe, als ſelbſtändiger Unternehmer bugſiert und ſo den 
Zug leitet (val. meine Ausführungen zu dieſem Fall Zeit⸗ 
ſchrift Bd. L S. 81 ff.), den allgemeinen Regeln (Art. 3, 4 
Abſ. 1) gemäß jedes Schiff nur für die Fehler feiner be- 
ſonderen Beſatzung haftet). Hienach ift die Anſicht 
Ritters (S. 32, 34—36), daß dieſer letztgedachte Fall dem 
Recht der einzelnen Vertragsſtaaten überlaſſen werde und im 
übrigen der Entwurf die jetzige deutſche Rechtspraxis beſtehen 
laſſe, nicht haltbar. Der Entwurf enthält vielmehr einen 
weſentlichen Fortſchritt gegenüber derſelben. 

Von den übrigen Beſtimmungen des erſten Entwurfs 
verdient nur noch Art. 10 eine beſondere Beſprechung. Das 
Comité hatte auf der Konferenz zu Paris (1900) ſich dahin 
entſchieden, daß eine internationale Pflicht zur Hilfe⸗ 
leiſtung in Seenot nur gegenüber den bei einem Schiffs⸗ 


unbeeinflußt durch die Bewegung des geſchleppten Schiffes, allein 
mit einem freien Schiff kollidiert. In dieſem Falle haftet nach 
zeitigem Recht nur der Schlepper, nach dem Entwurfe haften 
beide Schiffe. Dies beruht auf der ſcharfen Durchführung des 
Prinzips: „Der Prinzipal haftet für den Diener, aber nicht der 
Diener für den Prinzipal.“ Bedenken gegen die hier erwähnte 
Konſequenz des Prinzips des Entwurfs find wohl möglich. Wenn 
man aber erwägt, daß ſolche ſelbſtändigen Fehler des Schleppers 
zu den großen Seltenheiten gehören und meiſtens durch raſches 
Eingreifen der Leitung auszugleichen ſind, ſo iſt es beſſer, ſubtile 
Erörterungen über Vorgänge, die ſich meiſtens in wenigen Sekunden 
abſpielen, abzuſchneiden. Jedenfalls iſt der Vorteil eines klaren 
und unzweideutigen Prinzips überwiegend. 

3) Auch ohne pofitive Vorſchrift wird man aber nach dem Entwurf 
annehmen müſſen, daß ein den Reeder des geſchleppten Schiffes 
haftbar machendes Verſchulden vorliegen kann, wenn dieſe Art des 
Bugfierens in einem Falle gewählt wird, wo dieſelbe nicht die 
„naturgemäße“ ift, vgl. Art. 497 § 2 des portugieſiſchen HGB. 
und andere von mir in Bd. L dieſer Zeitſchrift S. 88 Anm. 26 
gebrachten Zitate. 
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zuſammenſtoß beteiligten Schiffen zu erſtreben fei (vgl. jedoch 
Art. 9 Satz 2 und 3 des zweiten Entwurfs). Dieſe Pflicht 
verflüchtigt der jetzige Art. 10 in Wahrheit zu einem weſen⸗ 
loſen Schatten. Deſſen Annahme würde auch gegenüber dem 
gegenwärtigen Recht eine erhebliche Verſchlechterung darſtellen. 
Die kaiſerliche Verordnung vom 15. Auguſt 1876 verpflichtet 
in Übereinſtimmung mit den fremden Rechten zur Beiſtands⸗ 
leiſtung, „ſoweit dies ohne erhebliche Gefahr für das eigene 
Schiff und die darauf befindlichen Perſonen möglich iſt“. 
Art. 10 Abſ. 3 des Entwurfs verpflichtet ſtatt deſſen zu einer 
ſolchen nur, „ſoweit die Umſtände es geſtatten“. Reeder und 
Kapitäne würden hiernach annehmen können, daß auch die 
Möglichkeit erheblicher Schädigung ihrer merkantilen Inter⸗ 
eſſen ein Grund ſei, den Beiſtand nicht zu leiſten, z. B. die 
Nichteinhaltung regelmäßiger Fahrten u. ſ. w. Eine Beſtrafung 
würde kaum je erfolgen können, an einer Ausrede würde es 
niemals fehlen. Noch bedenklicher ift Abſ. 3 Satz 1, welcher die 
Reeder von jeder Verantwortlichkeit wegen der Nichtbefolgung 
des Geſetzes entlaſten will. Die Anſicht Ritters (S. 40), 
daß auch nach geltendem Recht der Reeder nicht hafte, iſt 
nicht zu billigen. Er haftet auf Grund des § 485 HGB. 
mit Schiff und Fracht, da es ſich um eine dem Kapitän als 
Führer des Schiffes auferlegte Pflicht handelt, nicht 
etwa nur in eigener Perſon, ſondern mit dem ihm anver⸗ 
trauten Schiff Beiſtand zu leiſten. Das Gebot richtet ſich an 
das Schiff, wenn auch die Strafdrohung nur gegen den 
Schiffsführer ausgeſprochen wird, gerade ſo wie die Vor⸗ 
ſchriften des eigentlichen Seeſtraßenrechtes, mit denen es auf 
gleicher Linie ſteht (val. Boyens, Seerecht Bd. I S. 180). 
Handelte es ſich lediglich um eine Pflicht des Schiffers in 
Perſon, ſo könnte auch nicht bei Unterlaſſung des Beiſtandes 
ein dadurch verurſachter Verluſt von Beweismitteln das not⸗ 
leidende Schiff berechtigen, die Beweislaſt im Prozeß gegen 
den Reeder dem ſchuldigen Schiff zuzuſchieben, wie Ritter 
(S. 41) in Widerſpruch mit ſeinen vorhergehenden Ausfüh⸗ 
rungen annimmt. Dieſe Umkehrung der Beweislaſt beruht 
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auf derſelben Rechtsgrundlage wie der Schadenerſatzanſpruch. 
Hienach müßte Art. 10 Abſ. 1 in Übereinſtimmung mit 
unſerem gegenwärtigen Rechte gebracht und Abſ. 3 Satz 1 
geſtrichen werden. 

Endlich iſt auch darauf hinzuweiſen, daß die Schaden⸗ 
forderungen Hinterbliebener getöteter Perſonen in dem ganzen 
Entwurf nicht erwähnt werden, obwohl gerade eine inter⸗ 
nationale Anerkennung dieſer Anſprüche von großem Wert 
iſt. Es würde am paſſendſten in Art. 5 derſelben zu er⸗ 
wähnen ſein. 

Auch dürfte mit Rückſicht auf unſere ſtaatliche Un⸗ 
fallverſicherung der Seeleute auszuſprechen ſein, daß die 
in jedem Vertragsſtaat beſtehenden beſonderen Vorſchriften 
ſeiner Geſetze über die Entſchädigung einheimiſcher Seeleute 
und deren Hinterbliebenen unberührt bleiben. 


Der zweite Entwurf, betreffend ein einheitliches Recht 
über Bergung und Hilfeleiſtung in Seenot, hat eine 
nicht minder erhebliche Bedeutung wie der erſte Entwurf. 
Das zur Zeit über Bergung und Hilfeleiſtung in Seenot 
geltende Recht der ſeefahrenden Nationen weiſt noch eine 
buntſcheckige Karte auf (vgl. eine Überfiht in meinem Rez 
ferat in den Verhandlungen des 23. deutſchen Juriſtentages 
Bd. II S. 198 ff.). Namentlich iſt der Grundſatz, daß Hilfe⸗ 
leiſtung in Seenot außerhalb der Fälle der Bergung in 
außerordentlicher Weiſe zu belohnen ſei, nur ganz allmählich 
durchgedrungen und hat in manchen Ländern, wie z. B. in 
dem franzöſiſchen Rechtsgebiet, noch keine geſetzliche Anerken⸗ 
nung gefunden. Für die Sicherheit der Schiffahrt iſt dieſer 
Grundſatz aber notwendig. Dieſelbe erfordert, daß ein aus⸗ 
reichender Anreiz dafür vorhanden ſein muß, eigene Gefahren 
und Aufwendungen zu riskieren und beſonders auch aus der 
Ausrüſtung und Verwendung eigentümlich konſtruierter Ber⸗ 
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gungsdampfer ein Gewerbe zu machen. Dieſe Bergungsdampfer 
bedürfen vor allen Dingen eines gleichen internationalen 
Rechtsſchutzes. Ihre wohltätige Arbeit kennt keine natio⸗ 
nalen Grenzen. Deutſche Dampfer dieſer Art ſind beiſpiels⸗ 
weiſe in der gefährlichen Straße von Gibraltar ſtationiert, 
im engliſchen Kanal ſind Bergungsdampfer der verſchiedenſten 
Nationen tätig u. ſ. w. 

Dem Entwurf hat teils das engliſche, teils das deutſche 
Recht als Vorbild gedient. Dem erſteren iſt die Aufhebung 
des „geſetzlichen“ Unterſchiedes zwiſchen Bergung und Hilfe⸗ 
leiſtung entnommen. Dieſe Aufhebung würde für uns eine 
erhebliche Rechtsänderung bedeuten. Die bisher bei uns 
beſtehende Unterſcheidung beider hat hiſtoriſche Bedeutung. 
Während man in früherer Zeit nach Aufhebung des „Strand⸗ 
rechtes“ den Bergern beſtimmte Quoten des Geborgenen zu⸗ 
ſprach, beſeitigte das ſpätere Recht zwar dieſe, erkannte aber 
doch an, daß für die Bergung verlaſſener Schiffe nicht bloß 
reichlicher Lohn für die Arbeit, ſondern ein beſonderer Lohn 
nach Art des „Fundlohnes“ für das ehrliche Wiederbringen 
des Verlorenen zu zahlen ſei, ſo daß in dem Bergelohn ein 
Gemiſch beider Elemente vorliege, während dem bloßen Hilfe⸗ 
leiſter im weſentlichen nur Lohn und Prämie für ſeine 
Arbeit gebühre. Daher gelangte man dazu, erſterenfalls 
einen beſonders hohen und in erſter Linie nach dem Ver⸗ 
hältnis des Wertes des Geborgenen bemeſſenen Lohn, letzteren⸗ 
falls einen minderen und nur in zweiter Linie nach dem 
Wert des Geretteten bemeſſenen Lohn zuzubilligen. Soll 
dieſer Unterſchied nun entgegen dem Votum des 23. deutſchen 
Juriſtentages und auch des deutſchen Vereins für inter⸗ 
nationales Seerecht im Intereſſe internationaler Verſtändigung 
als „geſetzlicher Unterſchied“ fallen, ſo wird, wie dies in der 
engliſchen Rechtſprechung geſchieht und in den Verhandlungen 
des Comité von engliſcher Seite betont wurde, immerhin der 
Umſtand, daß ein verlaſſenes Schiff mit ſeiner Ladung größeren 
Gefahren, einſchließlich der einer widerrechtlichen Aneignung, 
ausgeſetzt war, bei der Bemeſſung des Lohnes auch nach dem 
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Entwurf als wichtiges Moment in Betracht gezogen werden 
müſſen. Es wird dem Reichsgericht möglich fein, in dieſem 
Punkt Kontrolle zu üben und die Rechtſprechung ſomit bei 
richtiger Handhabung zu zweckentſprechenden Ergebniſſen ge⸗ 
langen können. Allerdings bleibt gegenüber dem früheren 
Recht noch immer der Unterſchied, daß nach Art. 7 der Wert 
der geretteten Sachen überall nur in zweiter Linie in Be⸗ 
tracht gezogen werden ſoll, während es bisher bei der Bergung 
in erſter Linie auf dieſen Wert ankam und eben hierin ſich 
der Charakter des Bergelohnes als einer Art Fundlohn aus⸗ 
drückte. Beachtet man aber, daß der Regel nach geborgene 
Schiffe oder Ladungen geringeren Wert haben als ſonſt ge⸗ 
rettete Schiffe und Ladungen, ſo wird das Zurückdrängen 
des Wertes des Geborgenen als Lohnfaktor wenigſtens nicht 
immer und notwendig zum Nachteil der Berger gereichen. 
Die völlige Beſeitigung feſter Sätze und jeder Obergrenze wird 
großen Takt erfordern, zumal bei uns nicht wie in England 
ein und derſelbe Gerichtshof für das ganze Reich die Be⸗ 
lohnungen feſtſetzt und, auch bei richtiger Würdigung aller 
Momente, die ſchließliche Schätzung der Summe ſehr ver⸗ 
ſchieden ausfallen kann. In dieſer Beziehung wird eine 
höchſte Kontrolle durch das Reichsgericht nicht möglich ſein, 
es ſei denn, daß eine exorbitante Überſchätzung vorliegt, 
die erkennen läßt, daß die Natur des Werkes als Rettung, 
an deſſen Vorteilen doch der Eigentümer teilnehmen ſoll, 
verkannt iſt, in welchen Fällen auch das engliſche Privy 
Council als Reviſionsgericht die Feſtſetzung der Konſular⸗ 
und Kolonialgerichte beanſtandet; vgl. Urteil desſelben vom 
13. Juni 1901, Aspinall, Maritime Law Cases IX p. 197, 
Carver, Carriage of goods by sea, p. 345. Die Be⸗ 
ſtimmung des Art. 3 Abſ. 2, daß die Belohnung keinesfalls 
den vollen Wert des Geretteten überſteigen darf, iſt nicht 
ſo zu verſtehen, daß dieſer volle Wert die Obergrenze der 
Belohnung ſei, bis zu welcher nach freiem Ermeſſen hinauf⸗ 
gegangen werden dürfe. Daß man überall in der Welt ſich 
den regelmäßig recht hohen Sätzen des engliſchen court of 
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admiralty anſchließen wird)), it meines Ermeſſens weder 
zu wünſchen noch zu befürchten. Es wird immer eine nationale 
Verſchiedenheit der Anſätze bleiben, namentlich wird man 
wohl im Süden — entſprechend der Tradition — weniger 
bewilligen als im Norden. Die nordiſchen Bergungsdampfer 
werden in ihren Verträgen daher geneigt ſein, ſich die Zu⸗ 
ſtändigkeit ihrer heimiſchen Gerichte auszubedingen. Für 
uns wird ins Gewicht fallen, daß die weitaus größte Zahl 
unſerer Prozeſſe aus Rettung in Seenot von den hanſeati⸗ 
ſchen Gerichten entſchieden werden, ſehr häufig auf Grund 
vereinbarter Zuſtändigkeit. So nimmt bei der Bemeſſung 
der Belohnungen das hanſeatiſche Oberlandesgericht bei uns 
eine ſo hervorragende Stellung ein, daß ſeine Praxis den 
übrigen Oberlandesgerichten als Vorbild dienen kann, wenn 
es auch nicht angängig iſt, dasſelbe für das Reich zur for⸗ 
mellen Berufungsinſtanz zu machen, wie Ritter (S. 56) vor⸗ 
ſchlagen möchte. 

Iſt aber die Beſeitigung des „geſetzlichen“ Unterſchiedes 
von Bergern und Helfern nur rückſichtlich der Bemeſſung 
der Belohnungen oder auch in allen anderen Beziehungen 
möglich? Bisher iſt durchgehends die Rechtsſtellung deſſen, 
der ein verlaſſenes Schiff (engliſch derelict) oder deſſen La⸗ 
dung birgt, verſchieden von der des bloßen Helfers. Das 
verlaſſene Schiff oder deſſen Ladung kann von jedem „ge⸗ 
borgen“ werden, der dazu im ſtande iſt. Der Berger hat 
ein dingliches Beſitz⸗ und Zurückbehaltungsrecht an dem 
Geborgenen, bis er ſeinen Bergelohn in Händen hat. Schließt 
der bisherige Führer des verlaſſenen Schiffes oder deſſen 
Reeder oder Aſſekuradeur einen Bergungsvertrag mit einem 
beſtimmten Unternehmer, ſo hindert dies nicht, daß Schiff 
oder Ladung von anderer Seite mit allen Rechtswirkungen 


4) Zu beachten iſt aber doch, daß nach dem Zeugnis von Carver 
sect. 845 „the court of admiralty has hardly ever and then 
only in the case of a derelict awarded a salvage more then 
half the value of the property saved“. 
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einer gültigen Bergung geborgen werden, bevor jenem Unter: 
nehmer die Bergung gelang. Nur bei Bergung an den 
Küſten geſtrandeter Schiffe und deren Ladung befteben Modi⸗ 
fikationen dieſes Grundſatzes, die bei uns in den Bor- 
ſchriften der 85 7, 8 und 12 der Strandungsordnung bez 
züglich der Bergung an unſeren Küſten gegeben ſind, wonach 
eine ſolche wider den Willen des Schiffers nicht zuläſſig iſt. 
In dieſen Strandungsfällen tritt auch, in Ermangelung von 
Anordnungen des Schiffers, eine Leitung des Rettungsver⸗ 
fahrens durch die Strandbehörden ein; vgl. $$ 6 ff. Str. O. 
Bei der bloßen Hilfeleiſtung gilt dagegen ausnahmslos der 
Grundſatz, daß nur ſolche Dienſte zu entlohnen ſind, die der 
Schiffsführer annimmt, die ihm nicht aufgedrängt werden, 
er kann trotz der Gefahr die Nothilfe zurückweiſen. Der 
Anſpruch auf Hilfslohn ſetzt alſo immer einen ausdrücklichen 
oder ſtillſchweigenden Vertrag voraus. Unſer Geſetz ſpricht 
dieſen Grundſatz in § 750 Nr. 1 HGB.s aus. Soweit man 
als „Bergung“ noch Fälle der Nothilfe bezeichnet, die ſolchen 
Schiffen gewährt wird, die zwar „tatſächlich“ der Verfügung 
des Führers oder ſeines Vertreters entzogen, aber noch nicht 
verlaſſen find, wie bei uns in § 740 Abſ. 1 HGBt.s geſchehen, 
iſt man freilich gezwungen, in der erörterten Beziehung dieſe 
Fälle, die man paſſend als „uneigentliche Bergungsfälle“ 
bezeichnen kann, den Fällen der Hilfeleiſtung gleich zu ſtellen, 
wie im § 750 Nr. 1 HGBis auch bei uns geſchehen ift. Da- 
gegen wird die Auffaſſung derſelben als „Bergung“ immer 
noch bewirken, daß dem Nothelfer als Berger, wenn ſeine 
Hilfe einmal angenommen iſt, auch die Verfügung über 
Schiff und Ladung und folglich auch das Zurückbehaltungs⸗ 
recht an dem Geborgenen zuſteht, § 751 Ab}. 1 a. E. 968.2. 
Dieſe Zwitterſtellung der uneigentlichen Bergungsfälle und 
deren oft nicht leichte Abgrenzung veranlaßte ſchon den 
deutſchen Verein für internationales Seerecht zu dem Vor⸗ 
ſchlag, die „Bergung“ auf verlaſſene Schiffe zu beſchränken. 
Daß die Stellung der Berger verlaſſener Schiffe in der 
oben angegebenen Art ſich rechtlich von der Rechtsſtellung 
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bloßer Helfer unterſcheidet, ift aber bisher überall, nament: 
lich auch im Gebiet des angloamerikaniſchen common law 
völlig anerkannt, vgl. die Nachweiſe in Verhandlungen des 
23. deutſchen Juriſtentages II S. 203 ff. Letzteres iſt aber 
auch geneigt, mit uns in der Einräumung des Zurück⸗ 
behaltungsrechtes die uneigentlichen Bergungsfälle den eigent⸗ 
lichen Bergungsfällen gleich zu ſtellen (vgl. Abbott XIII. ed. 
p. 717). | 

Es ift in den geſamten Verhandlungen des comité 
maritime international nicht ausdrücklich erörtert worden, 
daß man auch dieſe Unterſchiede zwiſchen Bergung und Hilfe⸗ 
leiſtung beſeitigen wolle. Die Faſſung der Art. 2 und 4 
kann aber in dieſem Sinn verſtanden werden. Jedoch iſt 
zu beachten, daß der Entwurf Vorſchriften über die Art der 
Sicherung des Anſpruches auf Belohnung überhaupt nicht 
enthält. Es iſt darin weder von einem Pfandrecht, noch von 
einem Zurückbehaltungsrecht der Retter, noch davon, ob die 
Haftung der Eigentümer von Schiff und Ladung eine lediglich 
dingliche oder auch perſönliche ſein ſollte, die Rede. Man 
wird daher annehmen müſſen, daß die Art der Sicherung 
der einzelſtaatlichen Geſetzgebung überlaſſen bleiben ſollte. 
Geht man hievon aus, ſo iſt es auch der einzelſtaatlichen 
Geſetzgebung überlaſſen, die Art der Sicherung in den Fällen 
der Bergung und denen bloßer Hilfeleiſtung verſchieden zu 
geſtalten, namentlich in Bergungsfällen ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht der Retter (Berger) anzuerkennen und darüber zu be⸗ 
ſtimmen, ob dies Recht auf die uneigentlichen Bergungsfälle 
(ſiehe oben) zu erſtrecken ſei. Der letzte Satz des Art. 2 
„toute distinction législative entre le sauvetage et lassi- 
stance est abolie“ iſt alſo nur auf die Feſtſetzung der vorher 
erwähnten „remuneration“ oder doch nur auf den Gegen- 
ſtand und Inhalt des internationalen Geſetzes zu beziehen. 
Dagegen muß Art. 4 notwendig ſeinem Wortlaut nach auf 
alle Rettungsfälle, alſo auch auf die Fälle eigentlicher und 
uneigentlicher Bergung bezogen werden, obwohl in den Ver⸗ 
handlungen der Pariſer Konferenz (Protokoll S. 142 ff.) dies 
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nicht ausdrücklich hervortritt. Die deutſche Überſetzung läßt 
dies freilich nicht erkennen, wohl aber der franzöſiſche Urtext. 
Dieſer hat er das Wort ,secours“ als eine ſowohl die Fälle 
der „sauvetage“ wie die der „assistance“ befaſſende Ge- 
ſamtbezeichnung der Nothilfe gewählt (vgl. Art. 2 Satz 1, 
Art. 3 Satz 1). Denſelben Ausdruck gebraucht auch Art. 4, 
er befaßt alſo beide Fälle und gewährt folglich dem Schiffer 
ohne Rückſicht darauf, ob er mit der Beſatzung das Schiff 
verlaſſen hatte, beziehentlich das Schiff tatſächlich ſeiner 
Verfügung entzogen war oder nicht, ohne Rückſicht darauf, 
ob er an Ort und Stelle anweſend iſt oder nicht, ſowie 
darauf, ob ſich das Schiff an einheimiſcher oder fremder 
Küſte oder auf hoher See befindet, ein Verbotsrecht gegen 
fremde Nothilfe. Es würde damit alſo das bisher be⸗ 
ſchränkt beſtehende Quaſiokkupationsrecht der Berger beſeitigt 
und der Fiktion, daß verlaſſene Schiffe als quaſi derelinquiert 
anzuſehen ſeien, ein Ende gemacht. Erwägt man nun, daß 
die Anſchauung, auf der jenes Recht der Berger beruht, in 
der Tat von dem Gedanken eines unvollkommenen Rechts⸗ 
ſchutzes des Privateigentums auf der See ausgeht, deſſen 
Fortdauer nicht wünſchenswert iſt, ſo kann man den Verſuch, 
dieſen Rechtsſchutz durch internationalen Vertrag vollkommener 
zu geſtalten, als einen Fortſchritt anſehen. Wie oben be⸗ 
merkt, gilt das Verbotsrecht des Schiffers nach unſerem Recht 
und zum Teil auch nach dem Recht anderer Kulturſtaaten 
ſchon bei Strandung von Schiffen an den Küſten. Wenn 
nun international nicht bloß dieſer Rechtszuſtand für alle 
Küſtengewäſſer der kontrahierenden Seeſtaaten gewährleiſtet 
wird, ſondern auch für die hohe See unter ihnen als be⸗ 
ſtehend anerkannt wird, ſo iſt dies nur eine richtige Fort⸗ 
bildung einer Rechtsidee, die das portugieſiſche Handelsgeſetz⸗ 
buch von 1888 Art. 683 Nr. 2 bereits aufgenommen hat. 
Man kann auch ſchwerlich behaupten, daß dadurch redlicher 
Eifer, zu retten und zu bergen, geſtört und auf dieſe Weiſe 
Schaden bereitet würde. Bei den jetzigen Verkehrsmitteln 
wird es nicht ſchwer ſein, bei Strandung von a. an 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 
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den Küſten für eine vorzunehmende Bergungstätigkeit vorher 
die Zuſtimmung des Schiffsführers (wenn er ſein Schiff 
verlaſſen hat und an Land gekommen iſt) einzuholen, um 
dem Riſiko zu entgehen, ſpäter in dieſer Arbeit durch 
Verbote desſelben geſtört zu werden. Der Schiffer kann 
anderſeits, mit dieſem Recht ausgerüſtet, leichter Bergungs⸗ 
verträge ſchließen, weil ſeine Mitkontrahenten davor geſchützt 
ſind, von anderen Unternehmern gehindert oder überflügelt 
zu werden, wenn ſie ſich ein entſprechendes Verbot des 
Schiffers ausbedingen. Er hat es in der Hand, ſolche Unter⸗ 
nehmer mit dem Rettungswerk zu betrauen, zu denen er Ver⸗ 
trauen hat. Eine gültige Ausübung des Verbots ſetzt natürlich 
voraus, daß es zur Kenntnis des Dritten gelangt, bevor 
eine Bergung ſich vollzieht oder doch ſchon ſo weit vor⸗ 
geſchritten iſt, daß nach Treu und Glauben ein Verbot nicht 
mehr erwartet werden durfte. Daher wird bei Bergung auf 
hoher See das Verbotsrecht ſelten ausgeübt werden können. 
Doch iſt die Ausübung auch hier denkbar, z. B. wenn die 
Beſatzung des notleidenden Schiffes von einem anderen Schiff 
aufgenommen iſt und nun zu entſcheiden iſt, in welcher Art 
die Rettung des erſteren zu verſuchen iſt. Zu erwägen 
wäre, ob ein gleiches Verbotsrecht für den Fall des Todes 
oder des Verſchwindens des Schiffers oder ſeines Vertreters 
nicht auch dem Reeder oder den Aſſekuradeuren einzuräumen 
wäre. 

Beſtehen bliebe zwiſchen auftragsloſer (aber nicht ver⸗ 
botswidriger) Rettung auf der See und auf dem Land immer 
noch der Unterſchied, daß nur jene ein Recht auf Belohnung 
gewährt. | 

Unſer Geſetz ($ 750 Nr. 2) verſagt jeden Bergelohn 
dem, der nicht ſofort von den geborgenen Gegenſtänden dem 
Schiffer, dem Eigentümer oder der zuſtändigen Behörde An⸗ 
zeige macht. Eine ähnliche Vorſchrift findet ſich auch in 
anderen Geſetzgebungen, vgl. z. B. portugieſiſches HGB. von 
1888 Art. 677, 678, finnländiſches Seegeſetz Art. 168, 170, 
Merchant Shipping Act 1894 sect. 518. Eine entſprechende 
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ausdrückliche Vorſchrift fehlt in dem Entwurf. Daß ein 
Berger, der das Geborgene verheimlicht, in der Abſicht, es 
für ſich zu behalten, keinen Anſpruch hat, ergibt ſich aus dem 
Entwurf von ſelbſt, da dann nie „secours prété“, ſondern 
eine ſtraſbare Handlung vorliegen würde. Verſchieden davon 
iſt es aber, ob ſchon die Unterlaſſung ſofortiger Anzeige 
von der Bergung den Anſpruch beſeitigen ſoll. Die Annahme 
Ritters (S. 66), daß die entſprechenden einzelſtaatlichen 
Vorſchriften bei Annahme des Entwurfs in Kraft bleiben 
würden, iſt unbegründet, da die Vorausſetzungen des 
Anſpruches in dem letzteren ſelbſtändig geregelt ſind und es 
ſich hier nicht um eine lediglich polizeiliche Vorſchrift handelt, 
die höchſtens unter Polizeiſtrafe Anzeige an die Behörden 
anordnen könnte. Meines Ermeſſens iſt die Vorſchrift aber 
unentbehrlich, um heimlichem und unredlichem Treiben ſofort 
die Spitze abzubrechen, müßte alſo noch aufgenommen werden. 


Im übrigen wäre noch auf folgende Punkte hinzuweiſen: 

Der Entwurf ſpricht im Art. 2 von „secours prêté à 
un navire en péril ou à sa cargaison“. Es macht alſo 
den Anſpruch auf die Belohnung nicht abhängig davon, daß 
die Gefahr eine der Seeſchiffahrt eigentümliche Gefahr (danger 
maritime, peril of navigation) ſei, wie irrig Ritter S. 59 
annimmt — es fallen darunter auch andere Gefahren, wie 
Feuer, Exploſion u. ſ. w. — ebenſowenig davon, ob ſich das 
Schiff auf hoher See, an der Küſte oder im Hafen oder 
einer von Seeſchiffen befahrenen Schiffahrtsſtraße (Fluß, 
Kanal) befindet. Einer Anregung des deutſchen Vereins, den 
Begriff der Gefahr, die vorliegen müſſe, um den Anſpruch 
auf Belohnung zu rechtfertigen, näher nach den Reſultaten 
unſerer Rechtſprechung ſo zu definieren, daß außerhalb der 
Häfen mit Rückſicht auf die hier mehr oder minder vorhan⸗ 
dene Iſoliertheit jede Gefahr, innerhalb der Häfen nur eine 
durch eigentliche Schiffahrtsunfälle hervorgerufene Gefahr in 
Betracht komme, welche Anregung in der Konferenz zu Paris 
von franzöfiſcher Seite unterſtützt wurde (Protokoll der Pariſer 
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Konferenz S. 123), ift nicht ſtattgegeben. In der Tat ift 
dies auch entbehrlich, wenn unter Beſeitigung aller Ober⸗ 
und Untergrenzen die Beſtimmung der Belohnung unter 
richterlichem Ermeſſen ſteht, der maritime Charakter der 
Tätigkeit tritt doch immer dadurch zu Tage, daß jede Be⸗ 
drohung der Integrität des Schiffes ſeine Seetüchtigkeit ge⸗ 
fährden und wirkliche Seeunfälle hervorrufen kann. Es wird 
aber natürlich weſentlich bei der Bemeſſung der Belohnung 
in Betracht kommen, wo ſich das Schiff befand, dem Hilfe 
geleiſtet wurde. Je weniger iſoliert, je näher und größer 
die Möglichkeit und Auswahl fremder Hilfskräfte iſt, deſto 
geringer iſt die Gefahr und der Lohnanſpruch des Helfers. 
So billigte denn auch der Court of admiralty in dem Fall 
„City of Newcastle“ (Urteil vom 13./14. Dezember 1894) 
zwar „salvage“ für Löſchen eines Brandes auf einem ver⸗ 
täuet im Hafen von Cardiff liegenden Schiff zu, aber mit 
ſehr mäßigen Sätzen im Verhältnis zum Werte, während 
unter Herrſchaft unſeres Geſetzes das hanſeatiſche OLG. in 
einem ähnlichen Fall „Hilfslohn“ verſagt, weil keine „See⸗ 
not“ vorliege (Urteil vom 13. Oktober 1888. Hanſeat. Ger.: 
Ztg. Hauptbl. 1888 Nr. 120). Erforderlich bleibt immer eine 
unmittelbare erhebliche Gefahr oder die nach verſtändigem 
Ermeſſen begründete Befürchtung, daß mittelbar durch weitere 
Ereigniſſe in naher Zeit eine ſolche eintreten könne, ſowie 
ferner, daß dieſe Gefahr durch eigene ſchiffsſeitige Mittel 
vorausſichtlich nicht abgewandt werden kann. 

Die Vorſchrift des Art. 3 Abſ. 1 hat den Sinn, daß — 
abgeſehen von einer ausdrücklichen entgegenſtehenden Verein⸗ 
barung — Lohn nur für ſolche Tätigkeit geſchuldet wird, 
die ganz oder teilweiſe wirklich zur Rettung beiträgt. Durch 
dieſe Vorſchrift wird alſo die in der engliſchen Rechtſprechung 
(vgl. Aspinall VIII p. 263, Carver sect. 326, 328) ver: 
tretene Anſchauung beſeitigt, daß jeder erbetene Dienſt 
auch ohne ſolche Vereinbarung ſelbſt dann bezahlt werden 
muß, wenn die Leiſtung (z. B. Tätigkeit eines Schleppers, 
der das Schleppen nach einiger Zeit wieder aufgeben muß) 
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nichts zur ſchließlichen Rettung beiträgt (val. Pariſer Protokoll 
S. 124 — 129). Die franzöſiſche Theorie ſtand bisher fogar 
auf dem Standpunkt, daß ſelbſt bei unerbetener erfolgloſer 
Hilfeleiſtung der Aufwand nach den Regeln der negotiorum 
gestio zu erſtatten ſei (Lyon-Caën, Droit commercial VI 
Nr. 1072). Natürlich findet Art. 3 dann keine Anwendung, 
wenn ſich ein Anſpruch auf Vergütung erfolgloſer Bemühungen 
auf ein allgemeines ſchon früher beſtehendes Vertragsver⸗ 
hältnis gründen läßt, z. B. bei Bemühungen der Expedienten 
und Schiffsmakler (vgl. Aspinall VII p. 332). 

Die Vorſchriften der Art. 5 und 6 des Entwurfs ſind 
der Ausfluß eines allgemeinen Prinzips, daß Leiſtungen, auf 
welche aus früher geſchloſſenen Verträgen ein Recht beſtand, 
im Fall der Not keinen Anſpruch auf Hilfslohn begründen, 
ſie entſprechen auch bei uns anerkannten Rechtsſätzen (vgl. 
8740 Abſ. 3 HGB.. Die beſondere Hervorhebung des Lotſen 
ſtellt paſſenderweiſe den Zwangslotſen dem freiwilligen Lotſen, 
der an ſich ſchon zur Beſatzung gehört, gleich. 

Unter den Faktoren, die bei der Bemeſſung der Be⸗ 
lohnung zu berückſichtigen ſind, werden verſchieden von § 744 
HGBis in Art. 7 des Entwurfs 5) beſonders die Schäden ge- 
nannt, die das rettende Schiff bei der Rettung davonträgt, 
in zweiter Linie auch der Wert desſelben. Unſer Geſetz ließ 
aber ſchon die Berückſichtigung ſolcher nicht ausdrücklich ge⸗ 
nannter Faktoren zu. Haben die Retter ſelbſt oder durch 
ihre Leute unnötige Schäden oder Aufwendungen verſchuldet, 
ſo können ſie natürlich deren Berückſichtigung nicht fordern. 
Jedoch wird dies einwandsweiſe von dem Gegner nachzuweiſen 


5) Redaktionell iſt noch zu erwähnen, daß es im Abſatz 1 hinter 
principalement ſtatt „navire assisté“ heißen muß „navire 
sauvé“ und ſtatt navire assistant“ heißen muß ,navire sauve- 
teur“, da das Wort ,assister“ („assistance“) ſonſt in dem Ent⸗ 
wurf nicht als ein die Fälle des Bergens und Hilfeleiſtens be⸗ 
faſſender Geſamtausdruck gebraucht ift, und gleich darauf hinter 
„secondairement“ auch die Worte „sauver“ und „sauveteur“ 
gebraucht werden. 
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fein (vol. Urteil des Privy-Council vom 13. Juni 1901, 
Aspinall IX p. 197) und es wird bei dieſer gefährlichen 
Tätigkeit hier immer gebührend die unvermeidliche Aufregung 
zu berückſichtigen ſein. Schäden der Ladung des rettenden 
Schiffes kommen nur dann in Betracht, wenn der Reeder 
zum Erſatz verpflichtet iſt. Ein ſelbſtändiger Anſpruch ſteht 
der Ladung nicht zu. Unter den Aufwendungen iſt bei den 
Bergungsdampfern nicht bloß der unmittelbare Aufwand für 
die einzelne Tätigkeit, ſondern auch ein entſprechender Teil 
der Generalunkoſten zu berückſichtigen, wie bereits in der bis⸗ 
herigen Rechtſprechung anerkannt iſt (vgl. Urteil des Reichs⸗ 
gerichts vom 12. April 1902, Hanſeat. Ger.⸗Ztg. 1902 
Nr. 106, Urteil des House of Lords vom 12. Juli 1898, 
Aspinall a. a. O. VIII p. 436). Die Belohnung ift ein: 
heitlich nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. Es iſt nicht, wie 
dies freilich bisweilen in der engliſchen Praxis geſchieht: 

a) der Betrag der Schäden und Koſten voll, 

b) außerdem eine Belohnung feſtzuſetzen (vgl. Aspi- 
nall, Maritime Law Cases IX p. 197, The Baku 
Standard). 

Ritter S. 59 ſcheint dies mit Unrecht anders auf⸗ 
zufaſſen. Die im § 743 Abſ. 2 HGB.s erwähnten Aufwen⸗ 
dungen (Zölle, Hafenkoſten, Lagergelder u. f. w.) im Inter⸗ 
eſſe der geborgenen Werte nach geſchehener Bergung werden 
auch nach dem Entwurf beſonders zu vergüten ſein (ſo auch 
Ritter, S. 61), der Anſpruch auf Erſtattung ſolcher Koſten 
iſt von dem Lohnanſpruch verſchieden und ergibt ſich von 
ſelbſt nach den allgemeinen Rechtsregeln. Die Belohnung 
wird auch dann einheitlich feſtzuſetzen ſein, wenn mehrere 
ſelbſtändige Retter konkurrieren, aber ein untrennbares Ge⸗ 
ſamtreſultat erzielt iſt. In einem ſolchen Fall würde der 
Anſpruch der verſchiedenen Retter bei uns nach $ 432 B. GB.s 
zu beurteilen ſein. Die Verteilung der Belohnung unter die⸗ 
ſelben berührt den Verpflichteten nicht, ein Streit darüber 
iſt durch Prozeß unter ihnen zum Austrag zu bringen. Die 
bei uns in § 748 HGB.s gegebenen Regeln, auch die in 
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Abſ. 2 in Betreff des Teilnahmerechts der Menſchenretter 
beſtehende Vorſchrift würde beſtehen bleiben, weil die gleich⸗ 
zeitige Rettung von Menſchen nach unſerer Rechtsauffaſſung 
als ein Teil der Geſamtleiſtung zu betrachten iſt. Wo aber, 
wie in England, ein beſonderer Anſpruch der Menſchenretter 
beſteht, würde, da dieſer nach Art. 9 des Entwurfs erhalten 
bleibt, anders zu entſcheiden ſein. Verſchieden von den bisher 
behandelten Fällen iſt nach unſerer Auffaſſung die Zuteilung 
eines Anteils der Belohnung an die Perſonen der Schiffs⸗ 
beſatzung eines und desſelben rettenden Schiffes, denen ein 
ſelbſtändiger Anſpruch neben dem Reeder nicht zuſteht, ſowie 
deſſen Verteilung. Dieſer Auffaſſung gemäß würde hierbei 
uns der § 749 HGB.s in der neuen Faſſung vom 2. Juni 1902 
beſtehen bleiben. Der Zwangslotſe wäre, weil nicht zur Be⸗ 
ſatzung gehörig, als ſelbſtändiger Retter zu behandeln, es 
dürfte aber zu erwägen ſein, ihn — entſprechend ſeiner in 
den Entwürfen veränderten Rechtsſtellung — auch in dieſer 
Beziehung der Beſatzung gleichzuſtellen. In England be⸗ 
trachtet man dagegen die Beſatzung als ſelbſtändige Retter, 
nur die Beſatzung von Bergungsdampfern kann auf dieſes 
„Recht verzichten (Merch. Shipp. Act 1894 sect. 156). Jedoch 
kann der Schiffer durch Vertrag vor der Rettung auch die 
Beſatzung ſeines Schiffes binden (Carver sect. 348). Dieſe 
Auffaſſung hat die üble Folge, daß im übrigen Verträge der 
Reeder oder Schiffer die Beſatzung nicht binden und daß 
Zahlungen an die letzteren die Anſprüche der Beſatzung nicht 
beſeitigen. Seitens des deutſchen Vereins wurde vorgeſchlagen, 
dieſem üblen leicht zu Vexationen führenden Zuſtand durch 
eine entſprechende Vorſchrift ein Ende zu machen, dieſer 
Vorſchlag iſt bei den Tagungen des Comité in Paris und 
Hamburg von den deutſchen Delegierten leider nicht ver⸗ 
folgt. Der Mißſtand bliebe alſo beſtehen und mahnt gegen⸗ 
über engliſchen Schiffen zur Vorſicht. 

Daß auch nach dem Entwurf die Belohnung in Geld 
feſtzuſetzen (val. § 742 HGB.), ergibt fih aus Art. 3, was 
Ritter S. 65 mit Unrecht anders auffaßt. Dem Eigen: 
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tümer der geretteten Sachen bleibt das Eigentum, er ift nur 
zur Einlöſung desſelben durch Bezahlung der Belohnung 
verpflichtet. Durch Vertrag kann er freilich ſowohl einen 
Bruchteil des Wertes in Geld (trotz der Vorſchrift des Art. 7 
Abſ. 2) wie einen Teil der zu rettenden Sachen in natura 
dem Retter als Belohnung bewilligen. Wider ſeinen Willen 
kann er weder zu dem einen noch dem anderen gezwungen 
werden. 

Über die Anfechtbarkeit in Seenot geſchloſſener Verträge 
bringt der Entwurf gegenüber unſerem zeitigen Recht er⸗ 
hebliche Neuerungen. 

Die Anfechtung aller dieſer Verträge, namentlich wegen 
Willensfehler (Zwang, Betrug, Irrtum) nach den Regeln 
des gemeinen bürgerlichen Rechts (SS 119 ff. B. GB.s), läßt 
8 741 HGB.s unberührt, dasſelbe würde auch nach dem 
Entwurf der Fall ſein. 

Daneben gewährt das zeitige Recht ($ 741 HGB.) 
dem Eigentümer der geretteten Werte einſeitig ein An⸗ 
fechtungsrecht „wegen erheblichen Übermaßes der zugeſicherten 
Vergütung“ und das Recht „Herabſetzung der letzteren auf 
ein den Umſtänden entſprechendes Maß“ zu verlangen. Das 
Reichsgericht bezieht dieſes Recht auf alle Verträge, die 
während der Seenot zum Zweck der Rettung geſchloſſen 
werden, gleichgültig, ob der Abſchluß erfolgt auf hoher See 
angeſichts der Gefahr oder am Land, ſei es mit dem Schiffer, 
der ſeinerſeits der Gefahr entronnen, oder mit anderen Inter⸗ 
eſſenten, die in Perſon der Gefahr überhaupt nicht aus⸗ 
geſetzt waren. Ob ein „erhebliches Übermaß der zugeſicherten 
Vergütung vorliegt“ ſoll nach dem Riſiko beurteilt werden, 
wie es ſich im Augenblick des Vertragsabſchluſſes bei ob⸗ 
jektiver pflichtgemäßer Würdigung der damals obwaltenden 
Verhältniſſe darſtellte und überſehen werden konnte, nicht 
nach dem ſpäteren wirklichen Verlauf der Rettung oder daraus 
für den Retter entſtandenen Nachteile. Ebenſo ſoll die „Herab⸗ 
ſetzung der Vergütung“ nicht gemäß dem wirklichen Verlauf 
der Rettung und deren Folgen für den Retter, ſondern auf 
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ein ſolches Maß erfolgen, das bei zutreffender Würdigung 
des Rifikos, wie es zur Zeit des Abſchluſſes ſich darftellte, 
billig und angemeſſen ſein würde (RG. Entſch. Bd. XIII 
Nr. 33). 

Der Art. 8 des Entwurfes gewährt dagegen beiden 
Teilen das Recht, den Vertrag zu ſchelten, aber nur dann, 
wenn der Abſchluß angeſichts der Gefahr ſeitens einer Per⸗ 
ſon erfolgt, die noch ſelbſt der Gefahr ausgeſetzt iſt, alſo 
mit anderen Worten bei dem Abſchluß mit dem Schiffer auf 
der See an Bord des gefährdeten Schiffes, wohl auch dann, 
wenn er ſich nur vorübergehend an Bord des Rettungsſchiffes 
begeben hat, um dort zu verhandeln und dann weiter mit 
ſeinem Schiff die Gefahr zu teilen. Das neue Recht will 
alſo alle an Land geſchloſſenen Verträge ausnehmen. 

Der Entwurf ſpricht andererſeits aber nicht bloß von 
Herabſetzung zu hoch vereinbarten Lohns, ſondern von einer 
Anderung der Wirkungen (effets) des Vertrages durch den 
Richter, wenn er findet, daß die vereinbarten Bedingungen 
für den einen oder den anderen Teil nicht der Billigkeit 
entſprechen. Auf der Pariſer Konferenz wurde zur Sprache 
gebracht, daß die Anfechtung auch dann ſtatthaft ſein müſſe, 
wenn der Vertrag nicht unmittelbar den Lohn fixiert, aber 
die Beſtimmung desſelben oder feiner Unterlagen Schätzern 
oder Schiedsrichtern überläßt, die dann im Intereſſe der 
Retter unbillig verfahren. Von franzöſiſcher Seite wurde 
hierauf eine Faſſung vorgeſchlagen, die dem jetzigen Art. 8 
entſpricht, jedoch noch des Schluſſes: 

„s' il estime que les conditions convenues ne sont 

pas équitables soit pour l' une soit pour l’autre 

partie“ 
entbehrt. Der Antragſteller (Pariſer Protokoll S. 172) 
führte aus: Er bezwecke mit ſeinem Antrag ein gleiches 
richterliches Recht der „revision sur les effets du contrat“, 
wie ein ſolches nach franzöfiſchem Recht bei den Verträgen 
mit den agents d' affaires (Maklern, Vermittlern u. f. w.) 
dem Richter zuſtehe. Nach feſtſtehender franzöfiſcher Praxis 
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bat aber der Richter das Recht, die Verträge mit ſolchen 
agents kraft eines ihm zuſtehenden Rechts der controle et 
de revision (Urteil des Kaſſationshofs vom 13. Mai 1884) 
ſtets ſo zu modifizieren, daß ſie nur einen den wirklichen 
Bemühungen entſprechenden Lohn erhalten, ſelbſt wenn nach 
den Ausſichten und der Sachlage zur Zeit des Vertrags⸗ 
abſchluſſes die Vereinbarung nicht unangemeſſen war, es ſind 
alſo auch während des Verlaufs der Tätigkeit eintretende 
unvorhergeſehene Umſtände zu berückſichtigen, vgl. Pandectes 
françaises IV (verb.: „agents d’affaires“ Nr. 221 sequ.). 
Der Antragſteller ſügte hinzu, daß er einen ,caractère 
excessif“ als Vorausſetzung der Anfechtung nicht wolle. 
Fraglich iſt nun, ob dem Artikel durch den ſpäteren Zuſatz 
eine weſentlich veränderte Bedeutung beigelegt iſt und bei⸗ 
gelegt werden ſollte. Der Redakteur des Entwurfs, der in 
Paris (Protokoll S. 173, 177) ſich mit dem Antrag völlig 
einverſtanden erklärt und hervorgehoben hatte, daß unter 
„modifier“ auch eine etwaige Erhöhung der Belohnung zu 
verſtehen ſei, hat anſcheinend von ſelbſt, alſo nur redaktionell, 
dieſen Zuſatz zuerſt in der Form, daß es ſtatt wie jetzt „les 
conditions convenues“ heißt „la rémunération convenue“, 
geändert. Eine Diskuſſion über dieſe Anderungen hat, ſo⸗ 
weit erſichtlich, nicht ſtattgefunden, weder im Redaktionsaus⸗ 
ſchuß noch im Plenum. Man kann zugeben, daß, wenn eine 
Anderung nicht bezweckt wurde, es richtiger geweſen wäre, 
den Zuſatz ſo zu faſſen: 
„s' il estime qu’ils (sc. les effets) ne sont pas 
équitables soit pour l’une ou l’autre partie.“ 
Wenn man aber erwägt, daß man auf alle Fälle nicht 
bloß ſolche conditions convenues treffen will, die unmittelbar 
die „rémunération“ voraus fixieren, ſondern auch ſolche, welche 
durch Vereinbarung von Schätzern oder Schiedsrichtern in 
beſtimmter Art die ſpätere Fixierung derſelben auf Grund 
der wirklichen Leiſtung und Aufwendung, alſo dem wirk⸗ 
lichen Verlauf oder Rettung und ihren Folgen gemäß, be⸗ 
zwecken, ſo ergibt ſich von ſelbſt, daß das Recht der „modi- 
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fication“ durch den Richter wenigſtens für dieje Fälle nur 
ſo möglich iſt, daß unterſucht wird, ob das ſchließliche Er⸗ 
gebnis des Vertrages im Verhältnis zu der wirklichen 
Leiſtung unbillig iſt. Es wird dadurch ſowie auf Grund 
der Außerungen auf der Pariſer Konferenz wahrſcheinlich, 
daß der Richter auch für den Fall, daß die „rémunération“ 
im voraus ziffernmäßig fixiert iſt, nicht anders verfahren ſoll, 
um ſo mehr als ihm ja ausdrücklich die Befugnis beigelegt 
wird, zu Gunſten des Retters die „rémunération“ höher 
als vereinbart feſtzuſetzen. Man wird alſo annehmen müſſen, 
daß die Möglichkeit der Kontrolle des Richters ſolchen Ver⸗ 
trägen den aleatoriſchen Charakter benehmen ſoll. Die 
Wirkungen des Vertrages ſoll der Richter der Billigkeit ge⸗ 
mäß modifizieren, wenn ein Feſthalten an den Bedingungen 
desſelben ein unbilliges Schlußergebnis herbeiführt. Der 
Entwurf beſtimmt alſo: Verträge auf hoher See ange⸗ 
ſichts der Gefahr ſind zwar nicht nichtig. Sie ſind gültig 
inſofern, als ſie einerſeits zum Rettungsverſuch verpflichten 
und den Schiffer andererſeits verpflichten, dieſen Verſuch zu 
dulden. Aber ſoweit dieſelben mittelbar oder unmittelbar 
auch Feſtſtellung der zu gewährenden Belohnung bewirken, 
unterliegt dieſe Feſtſtellung einer Reviſion durch den Richter, 
der prüfen ſoll, ob die ſo fixierte Belohnung im Verhältnis 
zur wirklichen Leiſtung einem billigen Standpunkt entſpricht 
oder, von einem ſolchen aus geſehen, zu hoch oder zu niedrig 
iſt. Durch die Möglichkeit eines Heraufſetzens des 
vertragsmäßigen Lohnes wird auch ein Unterbieten eines 
etwaigen Konkurrenten unmöglich. Verträge am Land 
ſind dagegen trotz ihres aleatoriſchen Charakters ſtets — 
ſoweit nicht eine Anfechtung nach den Grundſätzen des bür⸗ 
gerlichen Rechts Platz greift — in vollem Umfange unan⸗ 
fechtbar. 

Der Grundgedanke, auf welchem dieſe Unterſcheidung 
beruht, iſt der: Auf der hohen See angeſichts der Gefahr 
ſteht der Schiffer unter dem Druck der letzteren, es fehlt 
beiden Parteien die nötige Überlegung und der Beirat 
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anderer, fie find leichter Irrtümern ausgeſetzt über die Größe 
der Gefahr, die Schwierigkeit der Rettung, die Möglichkeit 
der Herbeiziehung anderer Hilfe. Auf dem Land iſt dies 
anders. Entſchließt man ſich hier zu dem aleatoriſchen Ge⸗ 
ſchäft einer Feſtſetzung der Belohnung im voraus, ſo muß 
man auch daran gebunden ſein, ebenſo dann, wenn man ſich 
am Land Schiedsrichtern und Schätzern unterwirft, da man 
hier Gelegenheit hat, ſich über die Perſon derſelben zu er⸗ 
kundigen. 

Ich ſtehe nicht an, mich dem Entwurf zuſtimmig zu er⸗ 
klären. Die großartige Entwickelung des Gewerbes der 
Bergungsdampfer war zur Zeit der Entſtehung unſeres Ge⸗ 
ſetzes noch nicht vorhanden. Sie iſt jetzt ſo vorgeſchritten, 
daß bei Abſchluß an Land — zumal bei der jetzigen Aus⸗ 
dehnung der Verkehrsmittel — die Möglichkeit einer Kon⸗ 
kurrenz verſchiedener Retter meiſtens gegeben iſt, es ſind auch 
die Erfahrungen, die auf dieſem Gebiet geſammelt ſind, ge⸗ 
wachſen. Verträge am Land während der Gefahr über die 
Höhe des Lohnes entbehren alſo mehr des kompulſiven 
Charakters als früher. Allerdings laſſen ſich Fälle denken, 
wo auf einſamer Küſte bei dringender Gefahr immer noch 
die alten Verhältniſſe vorliegen. Jedoch kann hier bei wirk⸗ 
licher Notlage nach unſerem Geſetz § 138 B. GB.s aus- 
helfen. Auf Ausnahmefälle kann man ein allgemeines Ge⸗ 
ſetz nicht einrichten. Beſchränkt man nun die richterliche 
Nachprüfung auf ſolche Verträge, die unter Art. 8 des Ent⸗ 
wurfs fallen, ſo iſt es richtiger, dieſelbe ohne jede Schranke 
zuzulaſſen mit dem Endziel der Herbeiführung eines dem 
wirklichen Verlauf der Rettung entſprechenden Reſultats. 
Daß dadurch mögliche Rettungen verhindert würden, iſt 
meines Ermeſſens nicht anzunehmen, da das internationale 
Geſetz einen reichlichen Lohn für jede Rettung verheißt. 
Die vertragsmäßige Feſtſtellung des Lohnes verliert dem 
überall geſchaffenen gleichen Rechtszuſtand gegenüber ihre 
Bedeutung. Eine legale und unanfechtbare Klauſel der Ver⸗ 
träge wird aber immer die Vereinbarung der Zuſtändigkeit 
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eines beſtimmten Gerichts der Staaten bleiben, in denen das 
internationale Geſetz gilt (vgl. oben S. 14). 

Das Reichsgericht betont in ſeiner oben erwähnten Ent⸗ 
ſcheidung (Entſch. Bd. XIII S. 136), daß es zu feiner Aus: 
legung des $ 741 HGB.s, die überall nur die ſichtbare 
Sachlage zur Zeit des Vertragsabſchluſſes berückſichtigt, be⸗ 
ſonders dadurch genötigt ſei, daß das Geſetz nicht auch dem 
Retter das Anfechtungsrecht verliehen habe, alſo an ſich 
den aleatoriſchen Vertrag beſtehen laſſe. Dies trifft nach 
dem Entwurf nicht zu. Der Entwurf ſpricht auch nicht nur 
wie unſer Geſetz von einer „Herabſetzung des Lohns“, ſon⸗ 
dern von einer „Anderung der Wirkungen des Vertrages“. 
Es iſt alſo abwegig, wenn Ritter S. 72 ff. faſt überall den 
Art. 8 des Entwurfes unſeren reichsgerichtlichen Entſcheidungen 
gemäß auszulegen ſucht. 

Von der Zulaſſung eines Gegenbeweiſes, daß der Ver⸗ 
tragsſchließende durch die drohende Gefahr nicht in ſeinem 
Willen beeinflußt ſei, kann nach dem Entwurf nicht die Rede 
ſein. Denn das Recht der richterlichen Nachprüfung beruht 
nicht auf einer Präſumtion unfreien Willens (Pariſer Proto⸗ 
koll S. 170, 171, 175). 

Die „Gefahr“, von der der Entwurf in Art. 8 ſpricht, 
iſt dieſelbe, von der in Art. 2 die Rede iſt (vgl. oben 
S. 19). Waren die Parteien irrtümlich der Anſicht, 
daß „Gefahr“ in dieſem Sinne vorhanden war, ſo iſt der 
Vertrag ſchon auf Grund des bürgerlichen Rechts ($ 119 
des B. GB.) anfechtbar, denn dieſer Irrtum betrifft den 
Inhalt der Erklärung, d. h. jede Partei kann auch ſchon 
vor der Ausführung davon abgehen, wenn ſie ihren Irrtum 
einſieht. Iſt die erbetene Leiſtung vor Aufklärung des Irr⸗ 
tums gewährt, ſo bleibt das Recht der richterlichen Nach⸗ 
prüfung der Lohnabrede auf Grund Art. 8 des Entwurfes 
beſtehen, die gerade hier beſonders am Platze iſt, mehr 
noch, als wenn man ſich nur über den Umfang der Not ge⸗ 
irrt hat. (Anderer Meinung auch hier Ritter S. 76.) Irrte 
nur der Schiffer allein, ſo können ſich beſondere Anſprüche 
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gegen das Schiff auf Grund des Art. 122 B. GB.s im Fall 
der Anfechtung ergeben. 

Wird durch Vertrag Lohn für eine beſtimmte Tätig⸗ 
keit ohne Rückſicht auf den Erfolg der Rettung verſprochen, 
ſo liegt ein Vertrag wegen Rettung aus Seenot an ſich nicht 
vor, ſondern ein gewöhnlicher Dienſt⸗ oder Werkvertrag, 
deſſen Anfechtung ſomit nur nach den Regeln des bürger⸗ 
lichen Rechts zuläſſig iſt. 

Beſtand die zu leiſtende Tätigkeit aber in der Rettung 
ſelbſt und wurde daneben bedungen, daß auch bloße erfolg⸗ 
loſe Verſuche der Rettung der Arbeitsleiſtung gemäß oder 
ſonſtwie vergütet werden ſollten, ſo liegt ein Vertrag über 
Rettung aus Seenot verbunden mit einem Dienſt⸗ oder 
Werkvertrage vor. Hat der Richter in einem ſolchen Fall 
die Belohnung gemäß Art. 7 des Entwurfes feſtzuſetzen, ſo 
wird er die Tatſache, daß auch für erfolgloſe Rettungsver⸗ 
ſuche Lohn zu zahlen, als eine Verminderung des Riſikos 
der Retter anzuſehen und dieſe ebenſo bei Bemeſſung der 
Belohnung wie im Fall der Anfechtung bei der Prüfung, 
ob Unbilligkeit vorliegt, zu berückſichtigen haben (vgl. Urteil 
des Reichsgerichts vom 5. November 1892, Hanſeat. Ger.⸗Ztg. 
1893 Nr. 77). 

Art. 9 des Entwurfs verſagt eine internationale Rege⸗ 
lung der Zuſtändigkeit der Gerichts⸗ oder Verwaltungs⸗ 
behörden, die über die Anſprüche aus Rettung in Seenot 
zu entſcheiden haben. Wie ſchon bemerkt kann hier der Ver⸗ 
trag aushelfen. — Das Comité hatte in Paris Reſolutionen 
darüber gefaßt, daß außerhalb der Fälle des Zuſammenſtoßes 
nur eine moraliſche Verpflichtung zur Nothilfe anzuerkennen 
fei (vgl. Pariſer Protokoll S. 177). Art. 9 hält aber die 
weitergehenden Geſetze der Einzelſtaaten aufrecht. Solche 
beſtehen z. B. in Italien, Oſterreich⸗Ungarn, Holland und 
Dänemark, die ihren nationalen Schiffen eine allgemeine 
Verpflichtung zur Nothilfe bei Strafe der Führer auferlegen. 
E'benſo bleibt das nur in Großbritannien beſtehende Recht 
auf geſetzliche Belohnung für die ausſchließliche Rettung von 
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Menſchen beſtehen. In beiden Beziehungen hat der deutſche 
Verein für internationales Seerecht ſich nicht entſchließen 
können, dem Vorbild der ausländiſchen Geſetzgebung nach⸗ 
zuſtreben. In Betreff der Rechtsſtellung der Kriegsſchiffe in 
Bezug auf Hilfeleiſtung in Seenot ſoll es ebenfalls bei den 
beſtehenden Vorſchriften verbleiben (vgl. hierüber Burchard: 
Bergung und Hilfeleiſtung S. 74 ff.). Auf andere Staats⸗ 
ſchiffe, ſowie auf alle Seeſchiffe, auch ſoweit ſie nicht Handels⸗ 
ſchiffe ſind, würde das internationale Geſetz Anwendung 
finden. 

Die Frage, ob bei Rettung eines Schiffes durch ein 
anderes Schiff desſelben Reeders (Eigentümers) Anſprüche 
zuläſſig find (vgl. Entſch. des RG. Bd. XXXII Nr. 2), läßt 
der Entwurf unberührt, da dieſe Frage ſich erſt dann inter⸗ 
national regeln läßt, wenn gleiche internationale Rechtsſätze 
über die beſchränkte Haftung der Reeder und die hieraus 
ſich ergebende Sonderſtellung der einzelnen Schiffsmaſſen 
gelten. 

Nach dieſer Darſtellung glaube ich, daß die Annahme 
beider Entwürfe mit wenigen von mir hervorgehobenen Ande⸗ 
rungen zu empfehlen wäre. Unſere Regierung würde ſich 
ein Verdienſt um Handel und Verkehr erwerben, wenn ſie 
den ernſten Verſuch unternähme, dieſelben zu einem inter⸗ 
nationalen Geſetz zu erheben. 


Im Anſchluß folgt der Text der beiden Entwürfe mit 
Überſetzung. 
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I. 


Avant-Projet de Traité relatif à un Droit uniforme 
sur les abordages. 


Article 1. — Les Hautes Parties contractantes, 
prendront les mesures nécessaires pour introduire dans 
leur législations respectives les dispositions énoncées dans 
le présent traité, et ce pour le jugement de toutes actions 
introduites, après la date des ratifications, devant leurs 
cours et tribunaux respectifs, à raison d’un abordage sur- 
venu soit entre navires de mer, soit entre un navire de 
mer et un bateau d'intérieur. 


Article 2. — Si l’abordage est fortuit ou dû à un 
cas de force majeure, les dommages sont supportes sans 
recours par les intéressés, qui les ont éprouvés. 


Il en est de même s’il y a doute sur les causes de 
l’abordage. 

Il n'est pas dérogés à ces règles pour le cas où l'un 
des navires était à l’ancre. 


Article 3. — Si l’abordage a été causé par une 
faute unilatérale, tous les dommages sont supportés par 
le navire à bord duquel cette faute a été commise. 


Article 4 — S'il y a faute commune, la respon- 
sabilité de chacun des navires est proportionnelle à la 
gravité de sa faute. 

Tous les dommages causés soit aux navires, soit à 
leurs cargaisons, soit aux équipages, passagers ou autres 
personnes se trouvant à bord des navires, sont répartis 
entre les navires, dans la même proportion, sans soli- 
darité. 


Le navire poursuivi en vertu du contrat de trans- 
port, pourra en justifiant de la faute de l’autre navire 
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(Überſetzung.) 


Entwurf eines Vertrages, betreffend ein einheitliches Recht 
über den Znſammenſtoß von Schiffen. 


Artikel 1. — Die Hohen vertragſchließenden Teile 
werden die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um ihre 
Geſetze mit denjenigen Grundſätzen in Einklang zu bringen, 
welche in dieſem Vertrage ausgeſprochen ſind, und dafür 
ſorgen, daß alle Rechtsſtreitigkeiten, welche einen Zuſammen⸗ 
ſtoß zwiſchen Seeſchiffen oder zwiſchen einem Seeſchiffe und 
einem Binnenſchiffe betreffen und nach der Ratifikation vor 
ihren Behörden oder Gerichten werden anhängig gemacht 
werden, nach jenen Grundſätzen werden beurteilt werden. 


Artikel 2. — Iſt der Zuſammenſtoß durch Zufall 
oder höhere Gewalt herbeigeführt, ſo tragen die Beteiligten 
den erlittenen Schaden, ohne daß ihnen wegen desſelben ein 
Erſatzanſpruch zuſteht. 

Dasſelbe gilt, wenn die Urſachen des Zuſammenſtoßes 
zweifelhaft ſind. | 

Dieſe Regeln gelten auch in dem Falle, in welchem 
eines der Schiffe vor Anker lag. 


Artikel 3. — Iſt der Zuſammenſtoß durch einſeitiges 
Verſchulden herbeigeführt, ſo werden alle Schäden von dem 
Schiffe getragen, auf deſſen Seite das Verſchulden liegt. 


Artikel 4. — Im Falle gemeinſamen Verſchuldens 
verteilt ſich die Verantwortlichkeit jedes Schiffes nach dem 
Grade ſeines Verſchuldens. 

Alle Schäden, mögen ſie den Schiffen oder ihren 
Ladungen oder den Schiffsbeſatzungen, Reiſenden oder an⸗ 
deren auf den Schiffen befindlichen Perſonen zugefügt worden 
ſein, werden zwiſchen den Schiffen in dem in Abſatz 1 be⸗ 
zeichneten Verhältniſſe derart verteilt, daß jedes Schiff auch 
3 gegenüber nur zu einem entſprechenden Anteile 

aftet. 

Wird ein Schiff auf Grund eines Fracht⸗ oder Über⸗ 
fahrtsvertrages in Anſpruch genommen, ſo kann es ſich von 
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et du degré de celle-ci, se décharger a due concurrence 
de la responsabilité dont il se trouverait tenu d’après 
son contrat, sous réserve des clauses et conditions de 
celui-ci. 


Article 5. — Les dommages-interets en matière 
d’abordage doivent constituer une réparation complète. 
Ils comprennent notamment, dans la mésure du préjudice 
réel éprouvé: le montant des dommages causés par 
l’abordage, les gains dont les personnes lésées se trouvent 
privées et les indemnités de chômages dues aux navires. 


Article 6. — La circonstance que l’abordage a 
été amené par la faute d’un pilote dont l' emploi était 
obligatoire, ne fait pas obstacle à la responsabilité du 
navire, telle qu'elle est établie par les dispositions du 
present traite. 


Article 7. — Le navire de mer remorqué est 
responsable à l'égard des tiers du dommage résultant 
d'un abordage causé par la faite du remorqueur à son 
service. Cette responsabilité ne préjudicie pas au recours 
du navire remorqué contre le navire remorqueur en vertu 
du contrat de remorquage. Le remorqueur est en outre 
directement responsable de ses fautes à l'égard des parties 
lésées, conformément aux principes énoncés dans les ar- 
ticles précédents, mais il n’est pas solidaire des fautes 
du navire remorqué. 


Article 8. — Est abrogée toute disposition subor- 


donnant l’action pour abordage à un protét ou à des 
formalités spéciales, 


Article 9. — L'action du chef d’abordage se pre- 
scrit par deux ans à partir de l'événement. Les lois 
nationales déterminent les causes d'interruption de cette 
prescription. 

Le recours exercé par le capitaine pour compte de 
son armement suspend la prescription au profit de toutes 


les parties intéressées du chef du navire qu’il commande. 

Article 10. — Les navires entrés en collision sont 
obligés de se porter secours autant que les circonstances 
le permettent. 
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der nach dem Vertrage ihm obliegenden Verantwortlichkeit, 
ſofern in dem Vertrage nichts Gegenteiliges beſtimmt iſt, 
inſoweit befreien, als es das Verſchulden des anderen Schiffes 
und deſſen Grad nachweiſt. 


Artikel 5. — Iſt im Falle eines Zuſammenſtoßes 
von Schiffen Schadenserſatz zu leiſten, ſo wird der volle 
Schaden erſetzt. Insbeſondere werden zur Höhe des wirklich 
erlittenen Schadens erſetzt: der Betrag der durch den Zu⸗ 
ſammenſtoß verurſachten Schäden, die den Beteiligten ent⸗ 
gangenen Gewinne und der dem Schiffe durch Zeitverluſt 
erwachſene Schaden. 


Artikel 6. — Der Umſtand, daß der Zuſammenſtoß 
durch das Verſchulden eines Zwangslotſen herbeigeführt 
worden iſt, beeinträchtigt die durch die Beſtimmungen dieſes 
Vertrages begründete Verantwortlichkeit des Schiffes nicht. 


Artikel 7. — Ein geſchlepptes Seeſchiff iſt Dritten 
für den Schaden verantwortlich, welcher aus einem durch 
das Verſchulden des in ſeinem Dienſt ſtehenden Schleppers 
verurſachten Zuſammenſtoß entſteht. Der Rückgriff des ge⸗ 
ſchleppten Schiffes gegen den Schlepper auf Grund des 
Schleppvertrages wird durch dieſe Verantwortlichkeit nicht 
berührt. Außerdem iſt der Schlepper den Beſchädigten nach 
Maßgabe der in den vorſtehenden Artikeln ausgeſprochenen 
Grundſätze für ſein Verſchulden unmittelbar verantwortlich. 
Der Schlepper haftet nicht für das Verſchulden des ge⸗ 
ſchleppten Schiffes. 

Artikel 8. — Außer Kraft treten alle Beſtimmungen, 
welche die Anſprüche aus Zuſamenſtößen von einem Proteſt 
oder von beſonderen Förmlichkeiten abhängig machen. 


Artikel 9. — Die Anſprüche aus Zuſammenſtößen 
verjähren in zwei Jahren nach dem Zuſammenſtoße. Die 
Unterbrechung der Verjährung beſtimmt ſich nach den Geſetzen 
der Vertragsſtaaten. 

Die durch Erhebung eines Anſpruches abſeiten des 
Schiffers für ſeinen Reeder herbeigeführte Unterbrechung der 
Verjährung wirkt zu Gunſten aller an dem von ihm ge⸗ 
führten Schiffe Beteiligten. 

Artikel 10. — Schiffe, welche zuſammengeſtoßen ſind, 
2 — einander, ſoweit die Umſtände es geſtatten, Hilfe zu 
eiſten. 
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Les lois nationales déterminent les peines applicables 
aux contrevenants. 


Le propriétaire du navire n'est pas responsable du 
capitaine ou de l'équipage à raison de ces contraventions, 
et le défaut de porter secours n’entraîne pas une pré- 
somtion de faute au point de vue de la responsabilité 
pécuniaire de l’abordage. 


Article 11. — Sous réserve de conventions ulté- 
rieures sur la limitation de la responsabilité des proprié- 
taires de navires, on entend, dans les dispositions qui 
précèdent, par responsabilité du navire, la responsabilité 
du propriétaire ou de toute autre personne, telle que 
cette responsabilité sera jugée applicable dans chaque 
cas, par les Tribunaux compétents. 


Article 12. — Les abordages entre navires de 
guerre et navires de commerce ne sont soumis au pré- 
sent traité que dans la mesure où une responsabilité est 
admise à cet égard par le droit de chaque Etat. 


Article 13. — Le présent traité est conclu pour 
un temps illimité, mais chacune des parties contractantes 
a le droit de le dénoncer. La dénonciation ne produira 
ses effets qu'un an après sa notification aux autres par- 
ties. Les actions introduites pendant ce délai resteront 


soumises au traité. Celui-ci continuera à produire tous 
ses effets entre les parties qui ne l’auront pas dénoncé. 


Article 14. — La présente convention ne sera 
définitive qu'après ratification. Les ratifications seront 
échangées au plus tard le. 


L'engagement pris dans l’article 1, sera exécuté dans 
le délai d’un an. 

À partir de cette date le traité entrera en vigueur 
entre les puissances qui se seront conformées à l’article 1. 


L’accession de toute puissance non signataire sera 
notifié au Gouvernement de .......... qui en donnera 
avis aux Hautes parties contractantes dans un délai de 


— 


me — 
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Die aus einer Zuwiderhandlung gegen dieſe Vorſchrift 
ſich ergebenden Straffolgen werden von den Geſetzen der 
Vertragsſtaaten beſtimmt. 

Der Reeder iſt für eine Zuwiderhandlung der Schiffs⸗ 
beſatzung gegen dieſe Vorſchrift nicht verantwortlich. Eine 
Vermutung für das Verſchulden an dem Zuſammenſtoße wird 
hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht durch das Unterlaſſen der 
Hilfeleiſtung nicht begründet. 


Artikel 11. — Unter Vorbehalt künftiger Verein⸗ 
barungen über die Begrenzung der Haftung des Schiffs⸗ 
eigentümers iſt im Sinne der vorſtehenden Vorſchriften unter 
der Verantwortlichkeit des Schiffes diejenige des Schiffs⸗ 
eigentümers oder anderer Perſonen zu verſtehen, ſo wie ſie 
von den zuſtändigen Gerichten nach Maßgabe des zur An⸗ 
wendung kommenden Rechts in Betracht zu ziehen ſein wird. 


Artikel 12. — Zuſammenſtöße zwiſchen Kriegsſchiffen 
und Kauffahrteiſchiffen unterliegen dieſem Vertrage nur in⸗ 
ſoweit, als nach den Geſetzen jedes Vertragsſtaates in dieſer 
Hinſicht eine Verantwortlichkeit beſteht. 


Artikel 13. — Die Gültigkeit dieſes Vertrages iſt 
zeitlich nicht begrenzt, jedoch iſt jeder der vertragſchließenden 
Teile zur Kündigung desſelben berechtigt. — Mit Ablauf 
eines Jahres nach Mitteilung an die anderen Teile treten 
die Wirkungen der Kündigung ein. Während dieſer Zeit 
anhängig gemachte Rechtsſtreitigkeiten bleiben dem Vertrage 
unterworfen. Zwiſchen den Teilen, welche nicht gekündigt 
haben, bleibt der Vertrag in voller Gültigkeit. 


Artikel 14. — Der gegenwärtige Vertrag tritt mit 
der Ratifikation in Kraft. Die Ratifikationen werden ſpä⸗ 
teſtens ao m ausgewechſelt werden. 

Die in Artikel 1 übernommene Verpflichtung wird inner⸗ 
halb eines Jahres erfüllt werden. 

V.oon dieſem Zeitpunkt ab tritt der Vertrag zwiſchen den 
Mächten, welche dem Artikel 1 entſprochen haben werden, 
in Kraft. 

Der Beitritt jeder Macht, welche nicht zu den Signatar⸗ 
mächten gehört, zu dem Vertrage wird der Regierung von 
ee mitgeteilt und von dieſer binnen einer Frift 
on zur Kenntnis der Hohen vertragſchließen⸗ 
den Teile gebracht werden. 
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II. 


Avant - projet de Traité relatif à un Droit uniforme 
sur le sauvetage maritime. 


Article 1. — Les Hautes Parties contractantes 
prendront les mesures nécessaires pour introduire dans 
leurs législations respectives les dispositions énoncées dans 
le présent traité pour le jugement de toutes actions intro- 
duites, après la date des ratifications, devant leurs Cours 
et Tribunaux respectifs, à raison d’un sauvetage d’un 
navire de mer ou d' assistance lui prêtée. 


Article 2. — Le secours utilement prêté à un 
navire en péril ou à sa cargaison donne lieu à une équi- 
table rémunération. Toute distinction législative entre 
le sauvetage et l'assistance est abolie. 


Article 3. — Rien n’est dû si le secours prêté 
reste sans résultat utile, En aucun cas la somme à 
payer ne peut dépasser la valeur des choses sauvées. 


Article 4. — Sont déchues de tout droit à indem- 
nité et à rémunération des personnes qui ont coopéré 
aux opèrations de secours malgré la défense expresse du 
capitaine du navire secouru. 


Article 5. — Un remorqueur n’a droit à une ré- 
munération pour l'assistance donnée au navire par lui 
remorqué ou à sa cargaison que s'il a rendu des services 
exceptionnels ne pouvant être considérés comme l’accom- 
plissement du contrat de remorquage. 


Article 6. — Le pilote et l'équipage du navire en 
péril n’ont droit à aucune rémunération, même pour 
services extraordinaires, tant que ceux-ci peuvent être 
considérés comme rentrant dans les limites de leurs con- 
trats de service respectifs. 


EE 


— ri > 
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(üÜberſetzung.) 


Entwurf eines Vertrages, betreffend ein einheitliches Recht 
über Hilfeleistung in Seenot. 


Artikel 1. — Die Hohen vertragſchließenden Teile 
werden die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um ihre 
Geſetze mit denjenigen Grundſätzen in Einklang zu bringen, 
welche in dieſem Vertrage ausgeſprochen ſind, und dafür 
ſorgen, daß alle Rechtsſtreitigkeiten, welche die Bergung eines 
Seeſchiffes oder die einem ſolchen geleiſtete Hilfe betreffen 
und nach der Ratifikation vor ihren Behörden oder Gerichten 
werden anhängig gemacht werden, nach jenen Grundſätzen 
werden beurteilt werden. 


Artikel 2. — Hilfe, welche einem in Gefahr befind⸗ 
lichen Schiffe oder ſeiner Ladung mit Erfolg geleiſtet wird, 
begründet einen Anſpruch auf angemeſſene Belohnung. Jeder 
geſetzliche Unterſchied zwiſchen Bergung und Hilfeleiſtung iſt 
aufgehoben. 


Artikel 3. — Nichts wird geſchuldet, wenn die ge⸗ 
leiſtete Hilfe ohne nützliches Ergebnis bleibt. In keinem 
Falle darf der zu leiſtende Betrag den Wert der geretteten 
Gegenſtände überſteigen. 


Artikel 4. — Perſonen, welche ſich an der Hilfe⸗ 
leiſtung gegen das ausdrückliche Verbot des Führers des 
Schiffes, dem Hilfe geleiſtet worden iſt, beteiligen, haben 
keinen Anſpruch auf Schadenserſatz und Belohnung. 


Artikel 5. — Ein Schlepper hat auf Belohnung für 
die Hilfeleiſtung, welche er dem von ihm geſchleppten Schiffe 
gewährt, nur dann Anſpruch, wenn er Ausnahmedienſte ge⸗ 
leiſtet hat, welche als Erfüllung des Schleppvertrages nicht 
angeſehen werden können. 


Artikel 6. — Der Lotſe und die Beſatzung des in 
Gefahr befindlichen Schiffes haben für ihre Dienſtleiſtungen, 
ſollten dieſelben auch außerordentlicher Art ſein, keinen An⸗ 
ſpruch auf Belohnung, ſolange dieſelben als Erfüllung ihrer 
Anſtellungsverträge angeſehen werden können. 
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Article 7. — A défaut d'accord valablement con- 
clu entre parties, les autorités administratives ou judi- 
ciaires compétentes fixent la rémunération en prenant 
pour base: principalement les efforts et le mérite de ceux 
qui ont prêté secours; le danger couru par le navire 
assisté, par sa cargaison, par les sauveteurs et par le 
navire assistant; les frais et dommages subis par le ne- 
vire assistant; le succès obtenu; secondairement la valeur 
des choses sauvées et du navire sauveteur. 


En aucun cas les autorités compétentes n’alloueront 
une quotité fixe des objets sauvés ou de leur valeur. 


Article 8 — Tout contrat fait en présence du 
péril, par ceux qui s’y trouvent exposés, en vue de fixer 
la rémunération, peut être modifié dans ses effets par le 
juge s’il estime que les conditions convenues ne sont pas 
équitables soit pour l’une, soit pour l’autre partie. 


Article 9. — Rien de ce qui est convenu ici ne 
modifie les règles suivies par chacune des Hautes Parties 
contractantes au sujet de la compétence des autorités 
judiciaires ou administratives chargées de statuer sur 
les réclamations du chef de sauvetage ou d'assistance. 
Il n'est pas davantage dérogé 1° aux dispositions par 
lesquelles la législation de l’une quelconque des Hautes 
Parties contractantes étendra à des cas autres que celui 
d’abordage l'obligation de porter secours aux navires en 
péril, ni 2° aux dispositions par lesquelles elle accorde 
aux sauveteurs des vies humaines un droit à rémunéra- 
tion à l'égard du navire assisté et de sa cargaison. Enfin 
aucune disposition du présent traité ne modifie la situation 
des navires de guerre en ce qui concerne le sauvetage. 


Article 10. — Le présent traité est conclu pour 
un temps illimité, mais chacune des Parties contractantes 
a le droit de le dénoncer. La dénonciation ne produira 
ses effets qu'un an après sa notification aux autres par- 
ties. Les actions introduites pendant ce délai, resteront 
soumises au traité. (Celui-ci continuera à produire tous 
ses effets entre les parties qui ne l’auront pas dénoncé. 


Boyens: Comité maritime international. 41 


Artikel 7. — In Ermangelung eines zwiſchen den 
Beteiligten abgeſchloſſenen verbindlichen Vertrages wird die 
Belohnung von den zuſtändigen Verwaltungsbehörden oder 
Gerichten feſtgeſetzt. Dabei kommen in Anſchlag: in erſter 
Linie die Bemühungen und der Eifer der Hilfeleiſtenden, 
die Gefahr, welche dem geretteten Schiffe und ſeiner Ladung 
einer⸗, den Hilfeleiſtenden und ihrem Schiffe andererſeits 
gedroht hat, die dem hilfeleiſtenden Schiffe erwachſenen 
Koſten und Schäden und der erzielte Erfolg, in zweiter Linie 
der Wert der geretteten Gegenſtände und des hilfeleiſtenden 
Schiffes. 

In keinem Falle iſt die Belohnung auf einen beſtimmten 
Bruchteil der geretteten Sachen oder ihres Wertes feſtzuſetzen. 


Artikel 8. — Jeder Vertrag, welcher von den der 
Gefahr Ausgeſetzten im Angeſichte der Gefahr zu dem Zwecke 
einer Feſtſetzung der Belohnung abgeſchloſſen wird, unterliegt 
der richterlichen Abänderung, wenn der Richter die Beſtim⸗ 
mungen des Vertrages als — ſei es für den einen, ſei es für 
den anderen Teil — der Billigkeit nicht entſprechend erachtet. 


Artikel 9. — Unberührt von dieſem Vertrage bleiben 
die Vorſchriften der Vertragsſtaaten über die Zuſtändigkeit 
der mit der Entſcheidung über Anſprüche aus Bergungs⸗ oder 
Hilfeleiſtungsfällen betrauten gerichtlichen oder Verwaltungs⸗ 
behörden. Desgleichen bleiben die Vorſchriften der Vertrags⸗ 
ſtaaten unberührt, welche die Verpflichtung, in Gefahr be⸗ 
findlichen Schiffen Hilfe zu leiſten, auf andere Fälle als die 
des Zuſammenſtoßes ausdehnen, ſowie diejenigen, welche den 
Rettern von Menſchenleben einen Anſpruch auf Belohnung 
gegen das Schiff, dem Hilfe geleiſtet iſt, oder ſeine Ladung 
gewähren. Endlich bleiben diejenigen Vorſchriften der Ver⸗ 
tragsſtaaten unberührt, welche die Rechtsſtellung der Kriegs⸗ 
ſchiffe in Bezug auf Hilfeleiſtung in Seenot betreffen. 


Artikel 10. — Die Gültigkeit dieſes Vertrages iſt 
zeitlich nicht begrenzt, jedoch iſt jeder der vertragſchließenden 
Teile zur Kündigung desſelben berechtigt. Mit Ablauf eines 
Jahres nach Mitteilung an die anderen Teile treten die 
Wirkungen der Kündigung ein. Während dieſer Zeit an⸗ 
hängig gemachte Rechtsſtreitigkeiten bleiben dem Vertrage 
unterworfen. Zwiſchen den Teilen, welche nicht gekündigt 
haben, bleibt der Vertrag in voller Gültigkeit. 
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Article 11. — La présente convention ne sera 
définitive qu'après ratification, Les ratifications seront 
échangées au plus tard le .......... 3 


L’engagement pris dans l'article 1 sera exécuté dans le 
délai d'un an. A partir de cette date le traité entrera 
en vigueur entre les puissances qui se seront conformées 
au traité. 


L’accession de toute puissance non signataire sera 
notifiée au Gouvernement de .............. qui en 
donnera avis aux Hautes Parties contractantes dans un 
délai de.......... 
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Artikel 11. — Der gegenwärtige Vertrag tritt mit 
der Ratifikation in Kraft. Die Ratifikationen werden ſpäte⸗ 
ſtens am ausgewechſelt werden. 

Die in Artikel 1 übernommene Verpflichtung wird inner⸗ 
halb eines Jahres erfüllt werden. 

Von dieſem Zeitpunkt ab tritt der Vertrag zwiſchen den 
9 welche ſich dem Vertrage angepaßt haben werden, 
in Kraft. 

Der Beitritt jeder Macht, welche nicht zu den Signatar⸗ 
mächten gehört, zu dem Vertrage wird der Regierung von 
f mitgeteilt und von dieſer binnen einer 
Frit von zur Kenntnis der Hohen vertrag⸗ 
ſchließenden Teile gebracht werden ). 


1) Die Überſetzung iſt meines Erachtens in mehreren Beziehungen der 
Verbeſſerung bedürftig. Da die Ausdrücke „Bergung“ und „Hilfe⸗ 
leitung’ bei uns bisher eine beſondere und verſchiedene Bedeutung 
hatten, ſo eignet ſich weder der eine noch der andere als künftige 
Geſamtbezeichnung. Als ſolcher empfiehlt ſich der Ausdruck 
„Rettung aus Seenot“, der demgemäß flatt „Hilfeleiſtung 
in Seenot“ in den Titel aufzunehmen wäre. Die überſetzung der 
der Art. 7 und 9 wäre entſprechend zu berichtigen. Das franzöfiſche 
Wort ,secours“, ,secourir“ in den Art. 2, 3, 4, 7 und 9 bes 
zeichnet die Tätigkeit ſowohl des Bergers wie des Hilfeleiſters 
in unſerem Sinn, es wird daher nicht mit „Hilfe leiſten“, „Hilfe“, 
ſondern mit einem neutralen Wort wiederzugeben ſein. Dazu eignet 
ſich nicht das Wort „Rettung“ (retten), weil Art. 2 erſt den Be⸗ 
riff der „Rettung“ als „secours utilement prêté" definiert. 

ch ſchlage daher das Wort „Beiſtand“ (Beiſtand leiſten) vor. 
Im Art. 8 ſind die Worte „peut être modifié dans ses effets 
par le juge s'il estime“ unrichtig überſetzt. Es muß heißen 
„unterliegt in feinen Wirkungen der Abänderung durch den Richter, 
wenn er findet, daß“ u. ſ. w. 


I. 


Sthadenserſatpflicht des Reeders beim ZJuſammenſtoß von 
Schiffen und 
Artikel 7 des Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuch). 


Von 


Herrn G. Haekel, Marine⸗Intendantur⸗Aſſeſſor in Kiel. 


Der Reeder haftet nach $ 734 HGB. für den durch 
eine Perſon ſeiner Schiffsbeſatzung verſchuldeten Kolliſions⸗ 
ſchaden nicht ſubſidiär, ſondern neben der ſchuldigen Perſon 
der Beſatzung, „deren perſönliche Verpflichtung, für die Folgen 
ihres Verſchuldens aufzukommen, durch die Vorſchriften des 
Handelsgeſetzbuchs nicht berührt wird“ ). Er iſt daher nicht 
berechtigt, von dem durch die Kolliſion Geſchädigten eine 
Vorausklage gegen den ſchuldigen Urheber derſelben zu ver⸗ 
langen oder, falls Kläger verſichert iſt, ihn an die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft zu verweilen). Hat letztere den Ge- 


1) Fortſetzung zu der Abhandlung in Bd. LI S. 171 ff. 
dieſer Zeitſchrift. 

2) $ 734 Abſ. 3 HGB. — Hanf. Gerichtszeitung 1888 S. 271. 
Entſch. des RG. Bd. IX S. 160. Seufferts Archiv XI Nr. 85. 
Protokolle der Kommiſſion zur Beratung eines Allg. Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs S. 2028. 

3) Dieſe haftet nach § 820 Abi. 2 Ziff. 7 HGB. Vgl. auch $ 69 
Abſ. 2 Ziff. 7 der Allgemeinen Seeverficherungsbedingungen von 
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ſchädigten bereits befriedigt, ſo geht der Erſatzanſpruch, 
welcher dem Verſicherten gegen den Reeder des ſchuldigen 
Schiffes gemäß §§ 734 ff. HGB. zuſteht, in Höhe der ge- 
leiſteten Entſchädigung auf die Verſicherungsgeſellſchaft über). 


— a a 


I. Abſchnitt. 
Amfang der Schadenserſatzpflicht des Reeders. 


$ 1. 
Die allgemeinen Grundſätze des bürgerlichen Rechts. 


Nach $ 249 B. GB. kann der durch einen Schiffszuſammen⸗ 
ſtoß Geſchädigte von dem erſatzpflichtigen Reeder nach freier 
Wahl Wiederherſtellung von Schiff und Ladung oder Erſatz 
des Schadens in Geld fordern"). Der Erſatzpflichtige darf 
jedoch eine Naturalherſtellung ablehnen, falls eine ſolche nur 
mit unverhältnismäßigen Aufwendungen möglich ift ). 

Wenn auch die §§ 734, 735 HGB. ihrem Wortlaute 
nach nur die Erſatzpflicht für Beſchädigung oder Verluſt 
„der Schiffe und Ladungen“ regeln, ſo ergibt ſich doch 
aus den allgemeinen Beſtimmungen der $$ 485 HGB. und 


1867 (Mmakower⸗Löwe, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch 
Bd. II S. 487). Die Erſatzpflicht der Verficherungsgeſellſchaft kann 
jedoch durch Vereinbarung eingeſchränkt werden. 

4) $ 804 HGB. Vgl. dagegen $ 255 B. GB. Gütſchow, Bes 
ſeitigung der Reederhaftung S. 24. 

5) Letzteres ift nicht nur dann zuläffig, wenn eine Naturalherſtellung 
unmöglich iſt oder dem Erſatzberechtigten keine genügende Ent⸗ 
ſchädigung bietet ($ 251 Abſ. 1 B. GB.), ſondern in jedem Falle 
($ 249 B. GB.), da dem Geſchädigten nicht zugemutet werden kann, 
die ihm gehörige Sache gegen ſeinen Willen dem Schädiger zur 
Wiederherſtellung anzuvertrauen. 

6) 8 251 Abſ. 2 B. GB. 
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249 B. GB.), daß nicht nur der unmittelbare, ſondern auch 
der mittelbare Schaden zu erſetzen iſt ). 

Hiernach hat der erſatzpflichtige Reeder dem Geſchädigten 
im Falle eines Unterganges von Schiff und Ladung den⸗ 
jenigen Wert zu erſetzen, den ſie zur Zeit ihres Unterganges 
für den Geſchädigten beſaßen “), und im Falle ihrer Be: 
ſchädigung für die durch den Zuſammenſtoß entſtandene 
Verringerung ihres Wertes aufzukommen oder die Reparatur⸗ 
und ſonſtigen Nebenkoſten zu übernehmen. Zu letzteren ge⸗ 
hören die Gebühren für Beſichtigung und Abſchätzung des 
Schadens, die Ausgaben für Löſchen und Wiedereinladen des 
Frachtguts, der Lohn für Schleppen des Schiffes zur Repa⸗ 
raturſtelle, ſowie die Heuern und die Koſten der Unterhaltung 
der Beſatzung während der Reparaturzeit, ferner die durch 
die Verklarung entſtandenen Gerichtskoſten und die Aus⸗ 
gaben für Beſchaffung der zur Reparatur erforderlichen 
Gelder 10). 

Als mittelbarer Schaden iſt auch der entgangene Ge⸗ 
winn zu erſetzen, der nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge 
oder nach den beſonderen Umſtänden, insbeſondere nach den 
von dem Reeder bereits abgeſchloſſenen Frachtverträgen mit 
Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte 1). Hat der Reeder 
des geſchädigten Schiffes keine Frachtverträge geſchloſſen, 
welche ihm einen beſtimmten Ertrag ſichern, ſo kann als ein 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartender Ge⸗ 


7) Vgl. hierzu Motive zum preußiſchen Entwurf eines Allgemeinen 
Deutſchen HGB. S. 320 ff. Entſch. d. ROG. Bd. XX S. 50. 
Kierulffs Sammlung Bd. IV S. 764. 

8) Anders das frühere hamburgiſche Recht (Hamburgiſche Handels⸗ 
gerichtszeitung 1 S. 86—88, VII S. 270) und das preußiſche 
Landrecht (I, 6 $$ 15 und 19). 

9) Vgl. Planck, Bürgerliches Geſetzbuch Note 2 zu § 251, im 
Gegenſatz zu Lewis, Seerecht Bd. II S. 119. 

10) Vgl. Lewis, Seerecht a. a. O. 
11) § 252 B. GB. Vgl. auch Löwe in Makowers Kommentar 
zum HGB. Anm. 2 zu $ 613. 
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winn nur der durchſchnittliche Verdienſt gefordert werden, 
der mit dem Schiffe in unbeſchädigtem Zuſtande während 
der Reparaturzeit hätte erzielt werden können 12). Das in 
den 88 567 und 594 HGB. erwähnte Liegegeld, welches in 
der Praxis oft als Entſchädigung für Verdienſtausfall ge⸗ 
fordert wird, iſt nur von dem Befrachter bezw. Empfänger 
einer Ware dem Verfrachter für die durch die Verzögerung 
der Ladung bezw. Löſchung entſtandene Überliegezeit zu zahlen 
und kann daher für den Umfang des aus Kolliſionen ent⸗ 
ſtandenen Schadenserſatzanſpruchs nicht maßgebend ſein. 

Nicht ohne weiteres zum mittelbaren Schaden gehört 
die Verzinſung des für die Anſchaffung des Schiffes aufge⸗ 
wendeten Kapitals und der Verſicherungsſumme; denn die 
bloße Unmöglichkeit eines Verdienſtes infolge fehlender oder 
mangelhafter Gebrauchsfähigkeit des Schiffes braucht nicht 
unbedingt einen Schaden darzuſtellen, „da nicht jedes Schiff, 
welches zur Dispoſition des Reeders ſteht, die auf das 
Anſchaffungskapital zu rechnenden Zinſen zu allen Zeiten 
deckt“ 13). Es bedarf vielmehr für den Fall, daß dem Erſatz⸗ 
anſpruch auch die Zinſen des aufgewendeten Kapitals zu 
Grunde gelegt werden, erſt des Nachweiſes, daß der aus⸗ 
gefallene Verdienſt mit Wahrſcheinlichkeit die Höhe jener mit 
gedeckt hätte!). 

Da der Schadenserſatz nur die Wiederherſtellung des 
früheren Zuſtandes bezweckt, nicht aber die Vermögenslage 
des Geſchädigten verbeſſern ſoll, kann die Differenz zwiſchen 
dem durch die Reparatur erlangten Wert des Schiffes und 
ſeinem Werte vor dem Zuſammenſtoß von dem Erſatzpflich⸗ 
tigen bei der Erſtattung der Reparaturkoſten abgezogen wer⸗ 
den. Es iſt jedoch nicht zuläſſig, einen beſtimmten Bruchteil 
der Reparaturkoſten als Melioration in Abzug zu bringen, 


12) Dieſer muß nach Handelsgebrauch von dem Reeder aus dem Ge⸗ 
ſchäftsergebnis der letzten Jahre nachgewieſen werden. 

13) Entſch. des ROHG. Bd. XX S. 50—54. 

14) Lewis, Seerecht Bd. II S. 120. Vgl. auch Entſch. des RG. 
Bd. XXV S. 78. Hanf. Gerichtszeitung 1889 Nr. 87 und 104. 
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ſondern die durch die Reparatur entſtandene Erhöhung des 
Schiffswertes muß von dem Erſatzpflichtigen nachgewieſen 
werden 15) 16), 

Wird durch einen Zuſammenſtoß von Schiffen der Körper 
oder die Geſundheit von Perſonen verletzt, ſo kommen be⸗ 
züglich der Mithaftung des Reeders des ſchuldigen Schiffes 
die Beſtimmungen des $ 485 HGB. und der $$ 823, 843 
bis 846 B. GB. zur Anwendung 1). 


8 2. 
Die Beſchränkung der Reederhaftung im Seerecht. 


Der ſich aus allgemeinen Grundſätzen des bürgerlichen 
Rechts ergebende Umfang der Schadenserſatzpflicht erleidet 


15) Vgl. Lamprecht in dieſer Zeitſchrift Bd. XXI S. 83. Lewis, 
Seerecht Bd. II S. 120. Entſch. des ROHG. Bd. XXIII S. 354 f. 
Hamburger Handelsgerichtszeitung 1868 S. 328 f. Kierulffs 
Sammlung Bd. IV S. 764 — 767. 

16) Der Abzug einer Durchſchnittsſumme der Reparaturkoſten wegen des 
Unterſchiedes zwiſchen alt und neu wurde nur bei der Verteilung 
der Beiträge zur großen Haverei und bei den Auseinanderſetzungen 
aus dem Verſicherungsverhältnis für zweckmäßig gehalten, weil die 
Ermittelung der Differenz in der Regel ſchwierig und unficher iſt 
und das Intereſſe aller Beteiligten eine ſchnelle Abwickelung dieſer 
Rechtsverhältniſſe ohne umfangreiche Beweisführung erfordert. (Vgl. 
$ 710 Abſ. 3 HGB. und $ 130 der „Allgemeinen Seeverſicherungs⸗ 
bedingungen von 1867“. Lutz, Protokolle der Kommiſſion zur Be⸗ 
ratung eines Allg. Deutſchen HGB., Würzburg 1858 ff., S. 2707.) 
Da die letztgenannten Umſtände auch für die Feſtſtellung des ſich 
aus Kollifionen ergebenden Erſatzanſpruchs von beſonderer Bedeutung 
find, würde auch hier die Einführung einer ſolchen Sonderbeſtim⸗ 
mung einem praktiſchen Bedürfnis abhelfen. 

17) Die 88 734—739 HGB. behandeln nur denjenigen Schaden, 
welcher den Schiffen und deren Ladungen durch einen 
Zuſammenſtoß zugefügt wird. Vgl. hierzu Entſch. des ROGG. 
Bd. XX S. 52, Bd. XXV S. 230. Entſch. des RG. Bd. IX 
S. 160. Hanſ. Gerichtszeitung 1898 Nr. 74. Lewis, Seerecht 
Bd. II S. 142. Boyens in Rüdigers Zeitſchriſt für Verfiche⸗ 
rungswiſſenſchaft, Ergänzungsheft zu Bd. II S. 83. 
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für das Seerecht inſofern eine Einſchränkung, als der Reeder 
nach $ 486 HGB. für das Verſchulden ſeiner Schiffsbeſatzung 
nicht perſönlich, d. h. mit ſeinem ganzen Vermögen, ſondern 
nur dinglich mit „Schiff und Fracht“ haftbar gemacht 
werden kann 15). 

Während das römische Recht lediglich eine perſönliche 
Haftung des Reeders für die von ſeinem Schiffer begangenen 
ſchuldhaften Handlungen anerkannte, machte ſich bei den an 
dem Atlantiſchen Ozean, der Oſt⸗ und Nordſee wohnenden 
Nationen bereits in den älteren Seerechten das Prinzip einer 
beſchränkten Sachhaftung geltend 19). Dieſes entſprach der 
altgermaniſchen Rechtsanſchauung, daß eine Sache, welche 
Schaden anrichtete, wegen Erſtattung desſelben haftete und, 
wenn ſie verpfändet war, nur allein in Anſpruch genommen 
werden durfte, während der Verpfänder von einer Haftung 
frei blieb 2°). Beſonders anerkannt wurde das Syſtem der 
beſchränkt dinglichen Haftung des Reeders mit Schiff und 


18) Auch bei Anſprüchen aus § 606 HGB., wenn der Verfrachter 
zugleich Reeder ift. Vgl. Löwe in Makowers Kommentar 
zum HGB. Anm. 1b zu $ 606 HGB. 

19) Andeutungen einer bloßen Haftung mit Schiff und Ladung finden 
fih bereits in dem Seerecht von Oléron (Art. 1, 3, 6) aus dem 
12. Jahrhundert. (Vgl. Lutz, Kommiſſionsprotokolle S. 1586, 
1590). Auch dem Consolato del mare (Kapitel 141, 182, 183) aus 
dem 14. Jahrhundert war dieſes Haftungsſyſtem nicht unbekannt. 
Nach der Ordonnance de la marine von 1681, welche für viele 
neueren Seerechte vorbildlich wurde, war eine Beſchränkung der 
Haftung des Reeders für die von dem Schiffer für ihn eingegangenen 
Geſchäftsverpflichtungen noch beſtritten, dagegen für die durch De⸗ 
likte des Schiffers verurſachten Schäden bereits anerkannt. (Vgl. 
Protokolle S. 1590.) 

20) Wagner, Seerecht Bd. 1 S. 179. Über die rechtliche Kon⸗ 
ſtruktion einer Noxalhaft vgl. daſelbſt S. 27. Rehme, Ge⸗ 
ſchichtliche Entwickelung der Reederhaftung S. 88 und 133. Entſch. 
des RG. Bd. X S. 168. Hamb. Handelsgerichtszeitung Bd. VII 
S. 33, Bd. XIV Nr. 24. Gütſchow, Beſeitigung der Reeder⸗ 
haſtung S. 15, 20. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 4 
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Fracht in dem Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch?!) 
und zwar in alleiniger Übereinſtimmung mit den nordiſchen 
Seerechten und im Gegenſatz zu den meiſten modernen See⸗ 
rechtsbildungen, in denen unter dem Einfluß des rezipierten 
römiſchen Rechts verſchiedenartige Vermiſchungen deutſch⸗ und 
römiſch⸗rechtlicher Anſchauungen ftattfanden ??)?°). Das neue 
Handelsgeſetzbuch hat das Syſtem der beſchränkten Sach⸗ 
haftung für den Fall des Schiffszuſammenſtoßes ohne Ande⸗ 
rung übernommen?“). 

Das Syſtem der dinglichen Haftung mit dem Seever⸗ 
mögen (fortune de mer) ſtimmt mit den übrigen Haftungs⸗ 
ſyſtemen darin überein, daß es die Erſatzpflicht des Reeders 
begrenzt, und unterſcheidet ſich von ihnen dadurch, daß es 
dieſelbe von vornherein auf Schiff und Fracht beſchränkt. 
Als Entſchädigung dafür, daß die berechtigten Forderungen 
des Gläubigers auf beſtimmte Vermögensteile des Schuldners 


21) Art. 452, 736. Protokolle S. 1589 ff., 2845. 

22) Über die Rechtsentwickelung vergleiche Lamprecht in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XXI S. 16 ff. Gütſchow a. a. O. S. 20, 21. 
Boyens in Rüdigers Zeitſchrift für Verſicherungsweſen, Er: 
gänzungsheſt zu Bd. II S. 89 und meine Abhandlung in dieſer 
Zeitſchrift Bd. LII S. 172, 178. 

23) Das heutige franzöſiſche und italieniſche Recht (code de 
commerce art. 216, codice di commercio art. 491 ff.) hat das 
Abandonſyſtem angenommen, nach welchem der Reeder mit 
feinem ganzen Vermögen haftet, ſich aber durch Hingabe von Schiff 
und Fracht von ſeiner Verpflichtung befreien kann. Das eng⸗ 
liſche Seerecht vertritt das Syſtem der beſchränkt perſön⸗ 
lichen Haftung, welches die Erſatzverbindlichkeit des Reeders 
auf einen nach der Größe (Tonnenzahl) des Schiffes geſetzlich bes 
ſtimmten Geldbetrag beſchränkt, während die Seerechte der Ver⸗ 
einigten Staaten von Nordamerika, von Spanien 
Rußland die Haftung des Reeders auf den Wert von Schiff und 
und Fracht beſchränken und zugleich ihre Abandonnierung zulaſſen. 
Vgl. Näheres hierüber bei Prien, Zuſammenſtoß von Schiffen 
(1899) S. 1162 ff. und Lewis⸗Boyens, Seerecht Bd. I 
S. 185 ff. 

24) 58 734, 486 HGB. 
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beſchränkt ſind, werden jenem beſondere Schiffsgläubigerrechte 
auf vorzugsweiſe Befriedigung aus Schiff und Fracht vor 
allen anderen Gläubigern — ſelbſt Pfandgläubigern — zu⸗ 
erkannt, wodurch die beſchränkte Haftung eine beſondere 
Wirkſamkeit erhält? ). Nach § 755 und 756 HGB. unter: 
liegt nämlich Schiff und Fracht des erſatzpflichtigen Reeders 
einem beſonders gearteten geſetzlichen Pfandrecht des Erſatz⸗ 
berechtigten ?“) 27). Dasſelbe unterſcheidet fih von dem 
Pfandrecht des Bürgerlichen Geſetzbuchs dadurch, daß es von 
keiner perſönlichen Forderung abhängt, ſondern ein ſelbſtän⸗ 
diges Recht auf Aneignung des Seevermögens iſt, das gegen 
jeden Dritten verfolgt werden kann??). Es fegt daher den 
Gläubiger in ſtand, ſeine Rechte auch dann zu verwirklichen, 
wenn das Eigentum an dem Schiffsvermögen oder Teilen 
desſelben bereits auf andere Perſonen übergegangen iſt, 
gleichviel ob dieſe redliche Beſitzer ſind und ob ſie bei der 
Übernahme des Schiffes den Willen hatten, Eigentum an ihm 
zu erwerben oder dasſelbe nur zum Erwerb durch die See⸗ 
fahrt zu benutzen?). 

Einer beſonderen Erörterung bedarf die für die Lehre 
vom Schiffszuſammenſtoß praktiſch wichtigſte Frage, ob das 
von dem deutſchen Seerecht gewählte Syſtem der beſchränkt 
dinglichen Haftung den Bedürfniſſen des See⸗ und Handels⸗ 
verkehrs genügend Rechnung trägt?“). Aus der Entſtehungs⸗ 


25) 88 754 Ziff. 9, 776 HGB. Entſch. des ROHG. Bb. XXII 
S. 360. 

26) Protokolle S. 2847. Über die rechtliche Natur des Schiffsgläubiger⸗ 
rechts fiehe Brod mann in dieſer Zeitſchrift Bd. LII S. 128 ff., 
Pappenheim daſelbſt Bd. XLIV S. 599 ff. und Schaps, 
Kommentar S. 80 ff. und dortige Zitate. 

27) Über das dem Schiffsgläubiger im Konkurſe des Schuldners zu⸗ 
ſtehende Separationsrecht vgl. $ 49 Ziff. 2 Konk. Ordn. und Pros 
tokolle S. 4165 ff. 

28) 85 754 Ziff. 9, 755 Abſ. 2 HGB. Bolze Bd. XVI Nr. 211. 

29) Im Gegenſatz zu 55 929 ff. B. GB. 

30) Art. 11 des von dem Comité maritime international aufgeſtellten 
Avant-projet du traité relatif à un droit uniforme sur les 
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geſchichte desſelben ergibt ſich, daß dieſes Syſtem keineswegs 
das Reſultat der Verfolgung eines ſtarren Rechtsprinzips iſt, 
ſondern in erſter Linie auf Zweckmäßigkeitserwägungen be⸗ 
ruht). Kaltenborn?) ſagt in feinem Seerecht: „Das 
Schiff konzentriert mit ſeinen Reiſen einen ſo eigentümlichen 
Kreis von Lebens⸗ und Vermögensverhältniſſen, der von ſo 
eigentümlichen Gefahren und Vorteilen begleitet iſt, daß er 
gegenüber anderen Vermögensſphären, in denen in der Regel 
weder jene vielfachen und abſonderlichen Gefahren, noch jene 
Ausſichten auf außerordentliche Vorteile ſich darbieten, einer 
beſonderen rechtlichen Beurteilung unterliegen muß.“ Unter 
Berückſichtigung dieſer eigentümlichen Verhältniſſe, insbeſon⸗ 
dere der Gefährlichkeit des Schiffahrtsbetriebes hat ſich ab⸗ 
weichend von den durch das bürgerliche Recht vertretenen 
Grundſätzen über Haftung für fremdes Verſchulden eine Ver⸗ 
antwortlichkeit des Reeders für ſchuldhafte Handlungen ſeiner 
Schiffsbeſatzung ohne Rückſicht auf ein eigenes Verſchulden 
des Reeders herausgebildet ??). Da jedoch die Anerkennung 


abordages hat die Feſtſetzung des Umfanges der Reederhaftung 
für Verſchulden der Angeſtellten dem Rechte der Einzelſtaaten 
überlaſſen. 

31) Protokolle S. 4169. Vgl. hierzu Douglas Owen in der 
Seerechtskonferenz von Antwerpen von 1898 (Protokolle dieſer 
Konferenz S. 61): Let the Comité first decide, what is just, 
reasonable and convenient, and then seek to obtain universal 
agreement on the basis so arrived it. (Güt ſchow, Beſeitigung 
der Reederhaftung S. 10 und 11.) In dieſem Sinne iſt auch nur 
die Außerung des deutſchen Vertreters, Dr. Sieveking: „qu'il 
n'y a pas de logique dans toute cette question“ (Güt ſcho w 
a. a. O. S. 12) zu verſtehen. 

32) Seerecht Bd. I S. 127. 

33) Vgl. meine Abhandlung in die ſer Zeitſchrift Bd. LII S. 174 
und 175. 

Die unbedingte Haftung des Reeders für Verſchulden ſeiner 
Schiffsbeſatzung beim Schiffszuſammenſtoß iſt neuerdings lebhaft 
bekämpft worden von Dr. Gütſchow, Beſeitigung der Haftung 
des Reeders für Kolliſionsſchäden, 1902 (vgl. auch die Anlage 
zum Bericht des Vereins Hamburger Reeder von 1899 von dem⸗ 
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einer ſo großen, über die allgemeinen Grundſätze des bürger⸗ 
lichen Rechts“) erheblich hinausgehenden Verantwortlichkeit 


ſelben Verfaſſer über dasſelbe Thema). Gütſchow leugnet die 
Notwendigkeit einer Ausnahmebeſtimmung von der allgemeinen 
Rechtsregel des § 831 B.GB. für das Gebiet des Seerechts und 
hält eine weitergehende Haftung des Reeders einerſeits für un⸗ 
billig, andererſeits aber auch für bedeutungslos, da heutzutage 
die auf See gefährdeten Werte — Schiff und Ladung — alle 
verfichert feien. 

Wenn auch der Rechtsſatz, daß der Unternehmer für das Ver⸗ 
ſchulden ſeiner Leute einzuſtehen habe, kein für alle Rechtsverhält⸗ 
niſſe „anerkanntes Prinzip und Poſtulat der Gerechtigkeit“ iſt 
(Gütſchow S. 10, 11, 12), ſondern in ſeiner Allgemeinheit nur 
für vertragliches Verſchulden von Angeſtellten gilt, während 
eine Haftung des Unternehmers für außervertragliches Ver⸗ 
ſchulden ſeiner Gehilfen grundſätzlich nur inſoweit anerkannt wird, 
als ein eigenes (indirektes) Verſchulden des Unternehmers vorliegt, 
ſo bedingt doch jede über das gewöhnliche Maß des Verkehrs hin⸗ 
ausgehende, beſondere Gefährdung fremder Intereſſen zum Schutze 
der Sicherheit des Verkehrs eine ſtrengere Haftung des Unter⸗ 
nehmers, welche je nach der Eigenart der gefährlichen Betriebe 
(Schiffahrt, Eiſenbahn, Bergwerk) vom Geſeßgeber verſchieden aus⸗ 
geſtaltet worden ift. (Vgl. hierüber Boyens in Rüdigers 
Zeitſchriſt für Verficherungswiſſenſchaft, Ergänzungsheft zu Bd. II 
S. 88). 

Gütſchow (S. 12 und 15) befindet ſich meines Erachtens 
im Irrtum, wenn er annimmt, daß die beſtehende Rechts⸗ 
anſchauung die Reederhaftung aus einem indirekten Verſchulden 
des Reeders ableite. Begründet iſt dieſelbe vielmehr allein durch 
die praktiſchen Erwägungen, daß in dem Schiffahrtsbetriebe eine 
Schädigung Dritter ſehr viel häufiger eintritt, als in anderen 
Betrieben, daß dieſer Schaden einen beſonders großen Umfang an⸗ 
zunehmen pflegt und daß der Reeder in der Praxis des Betriebes 
hinter ſeinen Angeſtellten völlig zurücktritt, ſo daß eine bloße 
Haftung des Reeders für eigenes Verſchulden praktiſch ohne 
Bedeutung wäre, während eine alleinige Haftung des ſchuldigen 
Urhebers der Beſchädigung bei der gewöhnlichen Vermöͤgenslofigkeit 
der Angeſtellten einer Schutzlofigkeit fremder Perſonen und fremden 
Eigentums gleichkäme. Der von Gütſchow angeführte Umſtand, 
daß ein Händler mit Sprengſtoffen nicht ohne weiteres für den 
durch Exploſion feiner Ware Dritten zugefügten Schaden geſetz⸗ 
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die Gefahr in ſich birgt, daß die Erſatzpflicht des Reeders 
für Verſchulden ſeiner Schiffsbeſatzung einen ungemeſſenen 


lich haftbar gemacht werde, vermag die Unbilligkeit der Reeder⸗ 
haftung nicht zu beweiſen. Meines Erachtens wäre vielmehr auch 
hier eine Ausdehnung der Haftung des Unternehmers durchaus 
angebracht. 

Eine Erweiterung der Haftung des Unternehmers iſt nun 
in der Weiſe möglich, daß dieſer entweder jede Schädigung 
Dritter in ſeinem Betriebe, welche nicht ſelbſt verſchuldet iſt, oder 
nur die von ſeinen Angeſtellten verſchuldete Verletzung fremder 
Intereſſen zu vertreten hat. Die letztgenannte Beſchränkung, die 
Gütſchow (S. 17) nicht erklärlich findet, rechtfertigt ſich für 
die Rechtsverhältniſſe der Schiffahrt dadurch, daß im Gegenſatz zu 
den Beſchädigungen von Perſonen und Sachen in anderen gefähr⸗ 
lichen Betrieben (Eiſenbahn, Bergwerk) im Falle einer Schiffs⸗ 
kolliſion mehrere Betriebe einander in gleicher Weiſe ge⸗ 
fährdend gegenüberſtehen. Es müßte daher, wenn die Erfahpflicht 
des Rheders auf jeden Schaden ausgedehnt werden ſollte, den 
nicht der Geſchädigte ſelbſt verſchuldet hat, im Falle eines mangeln⸗ 
den Verſchuldens auf beiden Seiten der Reeder jedes Fahrzeuges 
den dem anderen Schiff und deſſen Ladung entſtandenen Schaden 
erſetzen, wodurch das Haftungsſyſtem viel zu umſtändlich würde. 
Im übrigen entſpricht es auch mehr dem natürlichen Billigkeits⸗ 
gefühl, daß derjenige, der trotz Kenntnis der Gefahr ſich und fein 
Ver mögen derſelben ausſetzt, die Folgen ihres Eintritts zu tragen 
bat (ebenſo Gütſchow a. a. O. S. 17), jedoch ſelbſtverſtändlich 
nur inſoweit, als letztere durch höhere Gewalt oder Zufall, nicht 
aber ſoweit ſie durch rechtswidriges Eingreifen Dritter herbeigeführt 
werden. 

Wenn endlich Gütſchow (S. 19) auch zuzugeben ift, daß 
jeder Schiffsführer wohl in erſter Linie aus Pflichtgefühl für die 
ihm anvertrauten Perſonen und Werte und aus Furcht vor Patent⸗ 
entziehung Kollifionen möglichſt vermeiden wird, fo läßt fich doch 
nicht leugnen, daß auch die materielle Haftung aus dem Verſehen 
der Schiffsbeſatzung geeignet ift, Rückſichtsloſigkeiten im Schiffs⸗ 
verkehr — beſonders kleineren Schiffen gegenüber — zu verhindern. 
Vgl. hierzu Boyens a. a. O. S. 87. 

Keinesfalls vermag aber die Möglichkeit einer Verficherung 
des Reeders gegen Kollifionsſchäden die zivilrechtliche Erſatzpflicht 
für dieſe zu erſetzen, ſchon aus dem Grunde nicht, weil eine ſolche 
Möglichkeit nur in beſchränktem Umfange vorhanden iſt. Vgl. 
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Umfang annimmt, muß ihr eine beſtimmte Schranke ge⸗ 
fegt werdens). Dieſes entſpricht umſomehr der Billigkeit, 
weil der Reeder im Gegenſatz zu anderen Geſchäftsbetrieben 
mit der Abreiſe ſeines Schiffes nicht mehr in der Lage iſt, 
den Schiffer zu beaufſichtigen oder bei der Auswahl der 
Schiffsmannſchaft ſeinen Einfluß geltend zu machen, trotzdem 
aber für jedes Verſchulden derſelben verantwortlich gemacht 
wird 56). Eine Abgrenzung feiner Haftung ift auch des- 
halb geboten, weil der Betrieb der Seeſchiffahrt nicht nur 
für Dritte, ſondern auch für ihn ſelbſt gefahrbringend iſt. 
Ebenſo wie die Gefahr des Schiffahrtsbetriebes für Dritte 
eine Haftung des Reeders dieſen gegenüber bedingt“, fo 
rechtfertigt andererſeits das für den Reeder ſelbſt in dem 
Schiffahrtsbetriebe liegende Riſiko eine Beſchränkung ſeiner 
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit. Der Kaufmann muß von 
der Furcht befreit werden, durch ein Schiffahrtsunternehmen, 
durch welches ihm eine geſetzliche Haftpflicht für die geſamte 
Schiffsbeſatzung auferlegt wird, möglicherweiſe ſeine ganze 
wirtſchaftliche Exiſtenz zu Grunde zu richten. Eine f Be⸗ 
ſchränkung ſeiner Haftung iſt deshalb zur Förderung des 
Spekulationsgeiſtes in der Handelswelt erforderlich und liegt 
damit zugleich im Intereſſe des allgemeinen Volkswohls 88). 
Da übrigens nach § 486 Abſ. 2 Ziff. 1 und 2 HGB. auch 
die von dem Schiffer für den Reeder eingegangenen Ge⸗ 
ſchäftsverpflichtungen letzteren nur in beſchränktem Umfange 


hierüber die eingehenden Ausführungen von Boyens a. a. O. 
S. 86 ff. 

34) Vgl. unten $ 8. 

35) Protokolle S. 1590 ff. Vgl. ferner hierzu und zu den folgenden 
Ausführungen Ehrenberg, Beſchränkte Haftung des Schuldners 
S. 21 ff. 

36) Protokolle S. 1589 f., 4157. Lewis in Endemanns Hand⸗ 
buch Bd. IV S. 44, 45 und Löwe in Makowers Kommentar 
zum HGB., Anm. 4 zu $ 486. 

37) Boyens in Rüdigers Zeitſchrift a. a. O. S. 84. 

38) Protokolle S. 2844. Kaltenborn, Seerecht Bd. I S. 127, 
128, 130. Gütſchow a. a. O. S. 10. 
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haftbar machen, ſo würde eine weitergehende Haftung des 
Reeders für Delikte der Schiffsbeſatzung ohne beſondere Be⸗ 
gründung nicht gerechtfertigt fein ). Hierüber herrſchte 
bereits in der Hamburger Konferenz allſeitiges Einverſtänd⸗ 
nis +°). 

Die natürlichſte Schranke für den Umfang der Reeder⸗ 
haftung liegt nun zweifellos in dem der Schiffsbeſatzung 
anvertrauten Vermögen, welches früher, ſolange der Reeder 
auf ſeinen Schiffen meiſt eigene Ladung führte, in Schiff 
und Ladung beſtand, während ſpäter mit der fortſchreitenden 
Entwickelung des See⸗ und Frachtverkehrs Schiff und Fracht 
das Seevermögen des Reeders repräſentierten. Bei der Ab⸗ 
grenzung der Haftung wurde von dem wirtſchaftspolitiſchen 
Grundſatze ausgegangen, daß der Reeder durch Verſchulden 
ſeiner Leute nicht mehr verlieren ſollte als er ihnen anver⸗ 
traut hatte“). Bwar ift auch diefe Beſchränkung willkürlich, 
aber nicht in dem Maße wie die von dem engliſchen Recht 
gewählte Beſchränkung auf einen nach der Tonnenzahl des 
Schiffes berechneten Geldbetrag, der ſich naturgemäß mit den 
veränderlichen Verhältniſſen des Seeverkehrs ändern muß. 
Ebenſo erſcheint die von dem Comité maritime international 
auf der Londoner Konferenz (1899) *?) beſchloſſene Verquickung 
des deutſchen und engliſchen Syſtems, wonach der Reeder 
nach ſeiner Wahl mit Schiff und Fracht oder mit einer 
beſtimmten Summe per ton des ſchädigenden Schiffes haſten 
folte, nicht zweckmäßig, weil es dem Gerechtigkeitsgefühl 
nicht entſprechen würde, einerſeits den Reeder für den von 


39) Vgl. hierüber Protokolle S. 1577, 1593. Lewis⸗Boyens Bd. I 
S. 188 f. 

40) Protokolle S. 1581. Vgl. auch daſelbſt S. 2843, 2844. 

41) Hieraus folgt aber nicht, daß — wie Gütſchow a. a. O. S. 16 
ausführt — bei „einem untrennbaren Reedereiunternehmen mit 
mehreren Schiffen“ im Falle der Kolliſion eines dieſer Schiffe 
die Haftung auf das ganze Reede rei vermögen ausgedehnt wer- 
den muß. 

42) Protokolle der Londoner Konſerenz (Antwerpen 1900) S. 236. 
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ſeiner Beſatzung verſchuldeten Kolliſionsſchaden verantwort⸗ 
lich zu machen, ihm aber andererſeits die Wahl zu laſſen, 
wie er ſich dieſer Verpflichtung am billigſten entledigen 
kann +3). 

In gleicher Weiſe wie der wirtſchaftliche Schutz des 
Reeders gegen unbegrenzte Erſatzforderungen aus dem Ver⸗ 
ſchulden ſeiner Angeſtellten eine Beſchränkung ſeiner Haftung 
fordert, bedingt letztere eine erhöhte Sicherſtellung des Erſatz⸗ 
berechtigten. Dem iſt meines Erachtens dadurch genügend 
Rechnung getragen, daß der auf beſtimmte Vermögensobjekte 
beſchränkte Anſpruch des Gläubigers vom Geſetz zu einem 
dinglichen gemacht iſt, wodurch jenem eine vorzugsweiſe Be⸗ 
friedigung aus dieſen Objekten geſichert wird. 

Ein praktiſches Bedürfnis nach Abſchaffung der beſchränkt 
dinglichen Reederhaftung und Annahme eines anderen Haf⸗ 
tungsſyſtems ſcheint mir deshalb nicht vorzuliegen. 


8 3. 
Haftung von „Schiff und Zubehör“. 


Die dingliche Haftung des Reeders erſtreckt ſich nach 
§ 755 Abſ. 1 HGB. auf das die Kolliſion verſchuldende 
Schiff mit allen ſeinen Teilen und ſeinem Zubehör. Von 
einer Spezialiſierung des letzteren hat das Handelsgeſetzbuch 
abgeſehen !“). Auch der Begriff des „Schiffszubehörs“ 
wird im neuen Handelsgeſetzbuch nicht — wie im Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuch “!) — beſonders abgegrenzt, 
ſondern es iſt die allgemeine Begriffsbeſtimmung des „Zu⸗ 


43) Gütſchow a. a. O. S. 9. 

44) Eine ſolche findet ſich im preuß. Landrecht I, 2, $ 91. 

45) Art. 443. „Unter dem Zubehör eines Schiffes find alle Sachen 
einbegriffen, welche zu dem bleibenden Gebrauch des Schiffes bei 
der Seefahrt beſtimmt find.“ 
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behörs“ im § 97 des B. GB. ““) für ausreichend erachtet 
worden +7). 

Zu dem „Schiff“ gehören außer dem Schiffsrumpf als 
Beſtandteile: Maſten, Segel, Maſchinen, Tauwerk, Steuer⸗ 
ruder u. ſ. w. und als Zubehör: Anker nebſt Ankerketten, 
Kompap, Logs, Seekarten, Fernrohre, nautiſche Inſtrumente “), 
Ausſtattung der Schiffsräume u. ſ. w., ferner alle Reſerve⸗ 
teile, ſowie die zur Verteidigung und zur Abgabe von 
Signalen dienenden Kanonen. Die Schiffsboote werden im 
Gefeg +°) beſonders als Schiffszubehör aufgeführt, weil die 
Anſichten darüber früher geteilt waren. Jedoch iſt auch hier 
als Vorausſetzung anzunehmen, daß ihre Zweckbeſtimmung 
eine dauernde iſt ?“). Bei Paſſagierdampfern kommen noch 
die Ausſtattungen der Kajüten und bei Frachtſchiffen die zum 
Laden und Löſchen der Fracht beſtimmten Gerätſchaften 
hinzu. 


46) „Zubehör ſind bewegliche Sachen, die, ohne Beſtandteile der Haupt⸗ 
ſache zu ſein, dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen 
beſtimmt find und zu ihr in einem dieſer Beſtimmung entſprechen⸗ 
den räumlichen Verhältniſſe ſtehen.“ 

Die Unterſcheidung zwiſchen „Zubehör“ und „Beſtandteilen“ 
einer Sache (58 93—95 B. GB.), welche in älteren Geſetzen nicht 
immer ſcharf voneinander getrennt wurden (vgl. z. B. Allg. LR. 
I, 2 § 91), ift für die Abgrenzung des Umfangs der Reeder: 
haftung nicht weſentlich, da letztere beide einbegreift. 

47) Eine Anderung des Begriffs ift dadurch nicht eingetreten. Vgl. 
hierzu die Denkſchrift zum HGB. S. 277. 

48) Ebenſo Lewis⸗Boyens Bd, I S. 147, 148. Lewis, Seerecht 
Bd. I S. 34 rechnete diefe Gegenſtände nicht zum Schiffszubehör, 
weil ſie nicht für den Gebrauch des Schiffes, ſondern für den 
Gebrauch des Schiffers behufs beſſerer Schiffsführung beſtimmt 
ſeien. Ausſchlaggebend iſt jedoch, ob die Sachen dauernd oder 
nur vorübergehend dem Schiffsgebrauch dienen ſollen. Vgl. unten 
Anm. 62 dieſer Abhandlung. 

49) $ 478 ADİ. 1 HGB. 

50) Vgl. Protokolle S. 1487, 1489, 1490, 3704, 3705 und 4167. 
Lewis, Seerecht Bd. I S. 33 ff. Schaps, Kommentar Anm. 7 
zu $ 478 HGB. und die dort Zitierten. 
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Nach § 478 Abſ. 2 HGB. gelten im Zweifel als Zu: 
behör alle diejenigen Gegenſtände, die in das Schiffsinventar 
eingetragen find ). Aus dem Geſetzeswortlaut „im Zweifel“ 
geht zugleich hervor, daß diejenigen Sachen, die ohne Zweifel 
nicht zum Zubehör gehören, durch irrtümliche oder willkür⸗ 
liche Eintragung in das Inventar nicht Zubehör werden 
können ). Im übrigen muß über die Eigenſchaft einer 
Sache als Zubehör die Auffaſſung des Verkehrs entſcheiden ). 

Für die Haftung des Zubehörs bleibt es gleichgültig, 
ob die Gegenſtände von dem Eigentümer oder dem Aus⸗ 
rüſter, dem Mieter oder Schiffer des Schiffes dieſem zum 
Gebrauch zugeführt ſind, da es weder nach den allgemeinen 
Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs noch des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erforderlich iſt, daß die Zubehörſtücke dem Eigen⸗ 
tümer der Hauptſache gehören “) 5°). Die Einſchränkung des 
8 1265 B. GB., daß nur diejenigen Zubehörſtücke der Pfän⸗ 
dung unterliegen, die in das Eigentum des Schiffseigentümers 
gelangt ſind, kann meines Erachtens auf das geſetzliche 
Pfandrecht des Schiffsgläubigers keine Anwendung finden, 
wenn auch $ 1257 B. GB. die über ein durch Rechtsgeſchäft 
beſtelltes Pfandrecht gegebenen Vorſchriften auf ein kraft 
Geſetzes entſtandenes ausdehnt; denn das dem Geſchädigten 
zuſtehende geſetzliche Pfandrecht eines Schiffsgläubigers iſt 
ſeiner rechtlichen Natur nach beſonders ausgeſtaltet und 
die Regelung desſelben im Handelsgeſetzbuch als erſchöpfend 
anzuſehen °°). 


51) Protokolle S. 3704 ff. 

52) Schaps, Kommentar Anm. 8 zu $ 478 HGB. Ehrenberg, 
Beſchränkte Haftung S. 248 Anm. 23. 

53) $ 97 Abſ. 1 B. GB. Planck, B. GB., Anm. 30 zu $ 97 
B. GB. 

54) Vgl. Schaps, Kommentar Anm. 3 zu § 478 HGB. 

55) Anders Allg. LR. I, 2 SS 108 und 60. 

56) Lewis⸗Boyens Bd. I S. 208, Bd. II S. 32. Vgl. auch Mor 
tive zum Entwurf eines Einf. Geſetzes zum Allg. D. HGB. (zu 
Art. 29). 
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Nicht zum Zubehör eines Schiffes gehören diejenigen 
Gegenſtände, die nur vorübergehend dem wirtſchaftlichen Zweck 
desſelben zu dienen beſtimmt find >’), wie z. B. die Kohlen 
für die Schiffsmaſchinen. Bezüglich des Proviants für die 
Beſatzung und die Paſſagiere und etwaiger Munition an 
Bord war man in der Hamburger Konferenz zweifelhaft 58). 
Die Mehrzahl wollte die Entſcheidung hierüber in jedem ein⸗ 
zelnen Falle dem Richter überlaſſen »). Ohne Zweifel ift 
wohl derjenige Proviant als Zubehör des Schiffes anzuſehen, 
der dieſem von dem Reeder als eiſerner Beſtand für den 
Fall der Seenot mitgegeben wird. Aus dieſer Zweckbeſtim⸗ 
mung ergibt ſich, daß es der Wille des Reeders iſt, denſelben 
in gleicher Weiſe wie die Reſerveteile, welche für die Ma⸗ 
ſchinen und die Takelage beſtimmt ſind, dem Schiff als 
dauernde Reſerve zu überweiſen. Wird ein Handelsſchiff 
mit Kanonen und einer beſtimmten Menge von Munition 
zum Zwecke der Verteidigung ausgerüſtet und beabſichtigt der 
Reeder, das Schiff nicht bloß für eine einzelne Reiſe, ſondern 
dauernd damit auszuſtatten, ſo wird auch die Munition in 
gleicher Weiſe wie die Kanonen als Schiffszubehör angeſehen 
werden müſſen 5°). 

Nicht zum Zubehör eines Schiffes gehören ferner die⸗ 
jenigen Sachen der Schiffsbeſatzung, die die Eigentümer dem 
Schiffe nicht dauernd anvertrauen, ſondern mit der Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes wieder mit ſich nehmen). Dieſes 


57) $ 97 Abſ. 2 B. GB. 

58) Protokolle S. 1486, 1489. Lewis in Endemanns Handbuch 
Bd. IV S. 20. Lewis⸗Boyens Bd. I S. 148. 

59) Protokolle S. 1490. Lewis und Boyens (vgl. vorige Ans 
merkung) ſcheint dieſer Beſchluß der Hamburger Konferenz unbe⸗ 
kannt zu ſein. Vgl. ferner hierzu Ehrenberg, Beſchränkte 
Haftung S. 247 Anm. 22 und Schaps, Kommentar Anm. 5 zu 
§ 478 HGB. 

60) Dieſes wird unter heutigen Verkehrsverhältniſſen kaum mehr prak⸗ 
tiſch werden. 

61) Dieſe Abſicht iſt im Zweifel anzunehmen. Das Gegenteil muß 
daher von dem Kläger bewieſen werden. 
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gilt auch von denjenigen Gegenſtänden, die der Schiffer 
„zwecks beſſerer Schiffsführung“ — in der Regel neben den 
gleichen Stücken der Schiffsausrüſtung — im Schiffs⸗ 
dienſt gebraucht, wie z. B. von eigenen Ferngläſern und 
nautiſchen Inſtrumenten 5). 

Da „das Schiffsvermögen“ nicht immer dasſelbe bleibt, 
ſondern ſich in ſeinem Umfange vielfach verändert, indem 
beſtimmte Beſtandteile in das ſonſtige Vermögen des Reeders 
übergehen und andere wiederum dem Seevermögen zugeführt 
werden, ſo entſteht die Frage, welcher Zeitpunkt für den 
Umfang des haftbaren „Seevermögens“ beſtimmend iſt. 

Nach herrſchender Anſicht iſt hierfür nicht der Zuſtand 
von Schiff und Zubehör zur Zeit der Entſtehung der 
Forderung“), ſondern allein derjenige zur Zeit der Boll- 
ſtreckung ““) maßgebend und zwar, ohne daß der Erſatz⸗ 
pflichtige berechtigt iſt, für etwaige, nach der Kolliſion auf 
das Schiff gemachte Verwendungen Abzüge zu machen“). 
Dieſes iſt daraus zu entnehmen, daß der Reeder im Gegen⸗ 
fab zu der im $ 756 HGB. bezüglich der Fracht getroffenen 
Sonderbeſtimmung £f) vom Geſetz ſchlechthin mit „Schiff und 
Zubehör“ haftbar gemacht wird. Die Unzuläſſigkeit von Ab⸗ 


62) Nur in dieſem Sinne iſt die in den Protokollen S. 1486 wieder⸗ 
gegebene Außerung zu verſtehen. Daß die Chronometer, Seekarten 
und Inſtrumente Schiffszubehör find, wenn fie von dem Schiffer 
aus Schiffsgeldern beſchafft werden, iſt ſelbſtverſtändlich. Unweſent⸗ 
lich ift, ob die Anſchaffung notwendig war oder nicht. Vgl. hierzu 
Lewis⸗Boyens Bd., I S. 148 im Gegenſatz zu Lewis, Seez 
recht Bd. I S. 34. Ferner Schaps, Kommentar Anm. 3 zu 
$ 478 HGB. 

63) Entſch. des Landgerichts Hamburg in Hanf. Gerichtszeitung 1883 
Nr. 77. 

64) Protokolle S. 1596, 1601. Lewis in Endemanns Handbuch 
Bd. IV S. 50. Lewis⸗Boyens Bd. I S. 197 ff. Entſch. des 
RG. Bd. XXXXII S. 10, 11. | 

65) Anders Ehrenberg, Beſchränkte Haftung S. 130 ff. 

66) Hiernach haftet die Bruttofracht derjenigen Reiſe, aus welcher die 
Forderung entſtanden iſt. 
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zügen wegen beſtimmter Aufwendungen wurde auf der Ham⸗ 
burger Konferenz ſowohl bezüglich der Ausrüſtungs⸗ und 
Verproviantierungskoſten als auch ſogar bezüglich der nach 
Rückkehr in den Heimatshafen entſtandenen Reparaturkoſten 
anerkannt“). Dem entſpricht, daß andererſeits der Reeder 
die Frachterträge der Seereiſen von der Zeit des Zuſammen⸗ 
ſtoßes bis zur Exekution ſeinem Landvermögen zuführen 
darf 68). Dieſe find ein Aquivalent für jene 5°). 

Bei der Inanſpruchnahme von Schiff und Zubehör ſind 
hiernach alle Veränderungen derſelben vom Augenblick der 
Kolliſion bis zur Zeit der Vollſtreckung zu berückſichtigen. 
Werden Zubehörſtücke nur vorübergehend von dem Schiffe 
entfernt, fo bleibt ein Pfandrecht an dieſen beftehen 7°), wäh: 
rend im Falle ihrer dauernden Trennung von dem Schiff 
innerhalb eines ordnungsmäßigen Wirtſchaftsbetriebes ſelbſt 
ein an den Zubehörſtücken bereits begründetes Pfandrecht 
erliſcht, da dem Reeder, welcher dem Schiffsinventar durch 


67) Protokolle S. 2931. Lewis⸗Boyens Bb. I S. 200 und dor⸗ 
tige Zitate. 

Es ift offenſichtlich, welches ſchwierige Rechnungs verfahren 
in dem Falle einer Zuläſſigkeit von Abzügen wegen gemachter 
Verwendungen notwendig wäre, um eine Schadenderſatzforde⸗ 
rung ſpruchreif zu machen. Auch würde eine derartige Geſetzes⸗ 
beſtimmung mit dem von dem Handelsgeſetzbuch durchgeführten 
Prinzip einer rein dinglichen Haftung kaum in Einklang zu 
bringen ſein. Die von dem Geſetz gewählte Löſung muß daher 
als die praktiſchſte und dem Rechtsgeſühl am meiſten entſprechende 
anerkannt werden. Da der Reeder im übrigen durch die auf das 
Schiff und Zubehör gemachten Verwendungen aus freiem Willen 
eine Erhöhung ſeines Schiffsvermögens vornimmt, kann er ſich 
andererſeits auch nicht darüber beklagen, wenn er in dieſem weiteren 
Umfange in Anſpruch genommen wird. 

68) $ 756 HGB. 

69) Lewis⸗Boyens Bb. I S. 197. 

70) So z. B. wenn Zubehörſtücke während der Reparatur oder Liege⸗ 
zeit des Schiffes im Hafen vorübergehend an Land aufbewahrt 
werden. Protokolle S. 1487 und 4167. Ehrenberg, Beſchränkte 
Haſtung S. 249. 
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dauernde Überweiſung an das Schiff erſt Zubehöreigenſchaft 
verleiht, auch das Recht zuſteht, ihm diefe wieder zu entziehen“). 
Erfolgt jedoch die Entfernung in der böswilligen Abſicht, den 
Gläubiger zu ſchädigen, ſo geht zwar der dingliche Anſpruch 
des letzteren verloren, dagegen bleibt ihm ein perſönlicher 
Anſpruch gegen den Schuldner aus $ 823 B. GB. und die 
Anfechtungsklage gegenüber dem bösgläubigen Erwerber ). 
Iſt das Schiff in Trümmer gegangen, ſo beſteht das Pfand⸗ 
recht an den einzelnen Teilen zunächſt noch fort, geht jedoch 
nach allgemeinen Rechtsgrundfätzen unter, ſobald dieſe gut⸗ 
gläubig erworben werden 73). 

Ausnahmsweiſe tritt an Stelle des Schiffs und Zubehörs 
der dafür erzielte Erlös, wenn dieſelben gerichtlich verſteigert 
oder „im Falle dringender Notwendigkeit“ verkauft werden 
(S 530 HGB.) 74). Dieſe Beſtimmung wurde hauptſächlich 
zu Gunſten des Käufers getroffen, da dieſer — namentlich 
im Falle eines Notverkaufes — in der Regel nicht in der 
Lage iſt, ſich über ein an dem Schiff beſtehendes Pfandrecht 
zu vergewiſſern! “). Das Intereſſe des Gläubigers wird 
durch eine ſolche Veränderung des Haftungsobjekts nicht be⸗ 
rührt, da ein Schiff, welches zum Notverkauf kommt, keinen 
beſonderen Wert mehr repräfentiert 75). Dagegen ift der 
Übergang der Haftung von dem Schiff auf den Kaufpreis 
notwendig, um den Gläubiger vor Benachteiligung von ſeiten 
des Schuldners zu ſchützen. 


71) Vgl. Lewis⸗Boyens Bd. I S. 209. Kohler im Jahrbuch 
für Dogmatik XXVI S. 104 ff. und zur Analogie 88 1121, 1122 
Abſ. 2 B. GB. Anders Ehrenberg, Beſchränkte Haftung S. 249 
und Schaps, Kommentar Anm. 9 zu $ 478 HGB. 

72) Lewis⸗Bohens Bb. I S. 214. 

73) $ 936 8.68. Vgl. Schaps, Kommentar Anm. 4 zu $ 486 
HOL. 

74) $ 764 HGB. 

75) Ohne bie in Anm. 74 zitierte Geſetzesbeſtimmung würde dem Käufer 
das Kaufobjekt ſofort nach dem Erwerb auf Grund des $ 755 
Abf. 2 HGB. genommen werden können. 

76) Protokolle S. 1725. 
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Ein Pfandrecht an einer beſtimmten Geldſumme iſt nun 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen nur ſo lange möglich, als 
dieſe von dem übrigen Gelde des Schuldners getrennt iſt. 
Da über die Frage, ob dieſes noch der Fall iſt oder nicht, 
leicht Streitigkeiten entſtehen können, hat § 764 HGB. zur 
Vermeidung von Zweifeln das Beſtehen eines Pfandrechts 
an dem Kaufgelde davon abhängig gemacht, daß dasſelbe 
entweder noch bei dem Käufer ausſteht oder ſich noch in den 
Händen des Schiffers befindet). Das Pfandrecht erliſcht 
daher erſt mit der Einziehung des Kaufgeldes durch den 
Reeder. Da dieſer ſich aber mit der Einziehung auf Koſten 
ſeines Gläubigers ungerechtfertigt bereichert, hat ihn das 
Handelsgeſetzbuch nach Empfang des Geldes dem Geſchädigten 
gegenüber in Höhe desſelben wenigſtens perſönlich haftbar 
gemacht““). 

Im Gegenſatz zu dem Notverkauf und der Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Schiffes wird der Reeder im Falle einer frei⸗ 
willigen Veräußerung desſelben von ſeiner Haftung gegen⸗ 
über dem aus dem Zuſammenſtoß erſatzberechtigen Gläubiger 
frei 79), Ein Erſatzanſpruch bleibt letzterem nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen lediglich in dem Falle, wenn der Schuldner 
die Veräußerung in betrügeriſcher Abſicht vorgenommen 
hate). Dieſer Anſpruch ift jedoch nur perſönlicher Natur. 
Weitergehende Rechte gegen den erſatzpflichtigen Reeder ſind 
ihm von dem Handelsgeſetzbuch nicht gegeben ). 

Bei einer nach dem Zuſammenſtoß erfolgten Beſchädigung 
oder einem Verluſt von Schiff und Fracht in den Fällen der 
großen Haverei oder infolge rechtswidriger Handlungen eines 
Dritten tritt daher die in Geld zu leiſtende Vergütung oder 


77) Protokolle S. 2863 — 2865. 

78) $ 773 HGB. 

79) Argumentum e contrario: $ 773 HGB. 

80) $ 823 B. GB. 

81) Protokolle S. 4188 ff., 4197. Anderer Anficht Ehrenberg, 
Beſchränkte Haftung S. 298 ff. Vgl. dagegen Lewis⸗Boyens 
Bd. I S. 212 ff. 
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Entſchädigung an die Stelle von Schiff und Fracht 2). Sind 
jene von dem Reeder bereits eingezogen, ſo haftet dieſer nach 
§ 775 Abſ. 3 HGB. dem Erſatzberechtigten perſönlich in 
Höhe des eingezogenen Betrages“). 

Falls das an dem Zuſammenſtoß ſchuldige Schiff bei der 
Kolliſion ſelbſt zu Grunde gegangen iſt, wird der Reeder von 
ſeiner Erſatzpflicht frei. In der Hamburger Konferenz wurde 
wiederholt der Antrag geſtellt, dem Erſatzberechtigten — in 
gleicher Weiſe wie im Falle eines Notverkaufs das noch nicht 
erhobene Kaufgeld — in dieſem Falle die Verſicherungs⸗ 
ſumme haftbar zu machen, indem darauf hingewieſen wurde, 
daß der Schuldner auf Koſten des Gläubigers bereichert 
werde, wenn er durch den Untergang ſeines Schiffes von 
der Haftung mit Schiff und Fracht befreit würde, trotzdem 
aber die Verſicherungsſumme einziehen dürfe 84). Auch könne 
dadurch ſowohl Schiffer wie Reeder leicht bewogen werden, 
nicht alles zur Rettung des Schiffes zu tun, was in ihren 
Kräften ſtehe, wodurch unbilligerweiſe das Riſiko des Schiffs⸗ 
unterganges von dem Reeder auf den Gläubiger abgewälzt 
werde £5). Dieſe Anträge wurden jedoch abgelehnt, weil die 
Verſicherung ein mit einem Dritten abgeſchloſſenes Rechts⸗ 
geſchäft iſt, welches für das zwiſchen dem Reeder des 
beſchädigten und dem des fchädigenden Schiffes beſtehende 
Rechtsverhältnis rein zufällig iſt und deshalb letzteres in 
keiner Weiſe zu berühren vermag 8). Es bleibt daher dem 
Reeder nur übrig, falls er ſich auch für den Fall des Unter⸗ 


82) $ 775 Abſ. 1 und 2 HGB. 

83) Vgl. zur Analogie 88 771 Abſ. 3, 773 HGB. 

84) Protokolle S. 1606 ff. und 4168 ff. Gütſchow a. a. O. S. 10 
und 12. 

85) Protokolle S. 4168 ff. 

86) Vgl. über diefe Frage: Lamprecht in dieſer Zeitjchrift 
Bd. XXI S. 98, 99. Lewis⸗Boyens Bd. I S. 210 und 
Bd. II S. 41. Hermann und Hirſch, Sammlung ſeerechtlicher 
Erkenntniſſe S. 209. Schaps, Kommentar Anm. 9 zu $ 486 
HGB. 
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ganges des an dem Zuſammenſtoße ſchuldigen Schiffes ſichern 
will, fein Intereſſe ſelbſt zu verſichern ). 

Der von dem Geſetzgeber vertretene Standpunkt ent⸗ 
ſpricht dem Grundgedanken der beſchränkt dinglichen Haftung, 
daß der Reeder nicht mehr verlieren ſoll als Schiff und 
Fracht. Hierzu gehört aber nicht die Verſicherungsſumme, 
die ihn nicht bereichert, ſondern nur eine Entſchädigung für 
den Schiffsverluſt iſt, für welchen Fall der Verſicherte die 
Verſicherungsprämie gezahlt hat. Würde die Verſicherungs⸗ 
ſumme haften, ſo hätten gleiche Ereigniſſe (Kolliſionen) ver⸗ 
ſchiedene Rechtsfolgen, je nachdem das ſchuldige Schiff ver⸗ 
ſichert iſt oder nicht. Dieſes wäre um ſo bedenklicher, als 
die Verſicherung Sache der freien Wahl iſt (Protokolle 
S. 1608). In der Praxis würde überdies eine Ausdehnung 
der Reederhaftung auf die Verſicherungsſumme lediglich die 
Eigentümer kleinerer Fahrzeuge treffen, welche in der Regel 
verſichert ſind, während die Schiffe der großen Reedereien 
zum großen Teil „ſelbſt die Verſicherung laufen“. Auch 
würde in einem Falle, wo es ſich um Tod und Leben handelt, 
eine Haftung des Reeders mit der Verſicherungsſumme für 
die Sorgſamkeit des Schiffers kaum ausſchlaggebend ſein. 


§ 4. 
Haftung der Fracht. 

Außer Schiff und Zubehör haftet dem Erſatzberechtigten 
nach § 756 HGB. „die Bruttofracht derjenigen Reife, aus 
welcher die Forderung entſtanden iſt“. Dieſe Beſtimmung 
wurde bereits bei der erſten Beratung der Hamburger Kon⸗ 
ferenz angenommen s), wenn ſich auch eine erhebliche Anzahl 
von Mitgliedern dagegen ausſprach. 


87) Anders das engliſche Recht, welches den Reeder mit einem be⸗ 
ſtimmten Geldbetrag nach dem Tonnengehalt ſeines Schiffes haften 
läßt, ſo daß dieſer auch bei Untergang des Schiffes in demſelben 
Umfange haftbar bleibt. Vgl. Gütſchow a. a. O. S. 10. 

88) Protokolle S. 1598. Stimmenverhältnis 6: 5. 


Haekel: Erſaßpflicht des Reeders beim Schiffszuſammenſtoß. 67 


Von der Minderheit wurde geltend gemacht, daß, „wenn 
es ſich darum handle, ein Exekutionsobjekt zu beſtimmen, 
welches der Gläubiger ausſchließlich in Angriff nehmen und 
verwerten dürfe, nichts anderes zum Seevermögen zu rechnen 
ſei als was wirklich als Exekutionsobjekt ergriffen werden 
könne, nämlich das Schiff, wie es zur Zeit der Exekution 
liege, nebſt der noch nicht bezahlten Fracht der letzten 
Reife” 8%). Der Anſpruch auf die Fracht ſei nicht ſelbſtändig, 
ſondern nur ein „Zubehör des Schiffes“ °°), eine „Zugabe 
zu dem eigentlichen Pfandobjekt““ !). Außerdem müſſe eine 
Geſetzesbeſtimmung, wonach die Fracht derjenigen Reiſe hafte, 
aus der die Forderung entſtanden ſei, zu Verwickelungen 
führen, wenn das Schiff mehrere Reiſen kurz hintereinander 
ausführe, an verſchiedenen Orten löſche und neue Ladung 
einnehme, und wenn von jeder dieſer Reiſen verſchiedene 
Forderungen herrührten. Abgeſehen hiervon aber bedeute die 
durch den Beſchluß der Konferenz bedingte Unterſcheidung 
die Anerkennung einer Reihe perſönlicher Anſprüche gegen 
den Reeder, was mit dem Grundprinzip der beſchränkt ding⸗ 
lichen Haftung unvereinbar fei ?. 

Infolge dieſer Einwendungen entſchied ſich die Konferenz 
in der zweiten Beratung für eine Haftung der noch nicht 
erhobenen Fracht der letzten Reife’), kehrte jedoch nach 
einer weiteren Diskuſſion wieder zu dem erſten Standpunkt 
zurück““). Ich halte dieſen in der Tat für den zweckmäßi⸗ 
geren aus Gründen, die zum Teil bereits in der Konferenz 
erörtert worden ſind: 

Die Frachtforderungen ſind vertragsmäßige Anſprüche 


89) Protokolle S. 1596. | 

90) Protokolle S. 1491. Brodmann in dieſer Zeitſchrift Bd. LII 
S. 169. Art. 391 Abf. 2 des preuß. Entwurfs zum Allg. D. 
HGB. 

91) Protokolle S. 2885, 2929. 

92) Protokolle S. 1601. 

93) Protokolle S. 1606. Stimmenverhältnis ebenfalls 6: 5. 

94) Protokolle S. 2889 und 2932. 
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des Schiffseigentümers, nicht ſachliches Zubehör des Schiffes“), 
auch nicht fructus pendentes °6) desſelben, welche fein Schick⸗ 
ſal teilen müſſen, ſondern ſelbſtändige Exekutionsobjekte ebenſo 
wie das Schiff. Ein innerer Zuſammenhang zwiſchen Erſatz⸗ 
forderung und Frachtforderung iſt überhaupt nicht vorhanden, 
am allerwenigſten zwiſchen der Erſatzforderung aus einer 
früheren und der Frachtforderung der letzten Reiſe. Es 
kann daher die Haftbarmachung der Fracht — ſowohl der 
zur Zeit des Zuſammenſtoßes laufenden als der der letzten 
Reiſe — mit ihrer Beziehung zu dem ſchädigenden Ereigniſſe 
nicht begründet werden. Eine innere Beziehung beſteht ledig⸗ 
lich zwiſchen einer Vertrags forderung und der Fracht, weil 
der Vertragsgläubiger nicht nur dem Schiff, ſondern auch 
der Fracht kreditiert, und zwar keiner anderen als der der 
laufenden Reiſe ?). Er hat daher ein Recht darauf, gerade 
aus dieſer befriedigt zu werden, während ſich andererſeits 
ſein Anſpruch auch auf dieſe beſchränkt. Durch die Ver⸗ 
weiſung des Gläubigers auf die Fracht einer anderen Reiſe 
würde ihm daher ein anderes Exekutionsobjekt geboten wer⸗ 
den, als die Parteien beabſichtigt hatten?). Ferner find 
auch für den Fall, daß auf einer Reiſe an mehreren Orten 


gelöſcht wird und aus den einzelnen Reiſeabſchnitten ver⸗ 


95) Protokolle S. 1490. Ehrenberg, Beſchränkte Haftung S. 249. 
Schaps, Kommentar Anm. 3 zu $ 486 HGB. 

96) Protokolle S. 1604, 2914. Anders Lewis, Seerecht Bd. 1 
S. 31. 

97) Protokolle S. 1592 ff. 

98) Während ſonſt dem Gläubiger nur das Recht zuſteht, für die 
Beitreibung der ihm durch das Geſetz in beſtimmtem Umfange 
zuerkannten Erſatzforderung eine möglichſt günſtige Vermögenslage 
des Schuldners abzuwarten, würde das Geſetz im Falle einer 
Haftbarmachung der Fracht der der Vollſtreckung unmittelbar 
vorausgehenden Reiſe dem Gläubiger ſelbſt die Beſtimmung des 
Umfanges der Haftung des Erſatzpflichtigen überlaſſen und 
dieſe dadurch zum Gegenſtande der Spekulation des Gläubigers 
machen. Dieſer Unterſchied wird überſehen in den Protokollen 
S. 1602. 
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ſchiedene Forderungen und verſchiedene Frachterträge entſtehen, 
bei dem vom Geſetz gewählten Haftungsprinzip Verwicklungen 
bei Verteilung der Frachten nicht zu befürchten; denn auch 
in ſolchem Falle liegt nur eine — zuſammengeſetzte — 
Reiſe vor, weshalb auch alle Frachten der einzelnen Reiſe⸗ 
abſchnitte für jede aus der ganzen Reiſe herrührende For⸗ 
derung haften müſſen ?“). Die Gefahr von Verwicklungen 
liegt viel näher, wenn eine und dieſelbe Fracht für For⸗ 
derungen aus neuen und alten Reiſen in Anſpruch genommen 
würde 100), 

Wenn auch die zur Rechtfertigung der Geſetzesbeſtimmung 
angeführten Gründe, wie bereits geſagt, nur auf Anſprüche 
aus Verträgen, nicht aber auf ſolche aus Kolliſionen 
zutreffen, ſo kann doch der Umfang des Seevermögens für 
dieſe kein anderer ſein wie für jene. Wenigſtens liegt keine 
begründete Veranlaſſung vor, von einer für Vertrags⸗ 
forderungen durchaus begründeten Haftung der zur Zeit ihrer 
Entſtehung laufenden Frachten bei der Bemeſſung der An⸗ 
ſprüche aus Schiffszuſammenſtößen abzuweichen. 

Zu erörtern bleibt die weitere Frage, aus welchen 
Gründen der Reeder mit der Brutto- und nicht mit der 
Nettofracht, d. h. der Fracht nach Abzug der Reiſeunkoſten 
haftet. Auch in dieſem Punkte waren in erſter Linie Zweck⸗ 
mäßigkeitserwägungen entſcheidend. Die Anſichten der Kom⸗ 
miſſionsmitglieder waren geteilt und ſchwankten bald nach 
der einen, bald nach der anderen Richtung. Die für die 
ſchließliche Entſcheidung ausſchlaggebenden Gründe ſind aus 
der Abſtimmung nicht erkennbar 11). Meines Erachtens 
erklärt ſich der vom Geſetzgeber eingenommene Standpunkt 
ſchon aus dem der beſchränkt dinglichen Haftung zu Grunde 
liegenden Prinzip, daß der Reeder bis zum Umfange des 


99) Vgl. hierzu $ 757 HGB. 
100) Protokolle S. 1605. 
101) Protokolle S. 2886, 2887, 2889, 2929—2932. 
Die Protokolle geben nur eine Fülle verſchiedener Anſichten 
einzelner Mitglieder und das Reſultat der Abſtimmungen. 
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geſamten, der See anvertrauten Vermögens haftet; denn 
mit der Ausrüſtung und Entſendung ſeines Schiffes ver⸗ 
traut jener nicht nur dieſes der See an, ſondern auch 
die zur Ausführung der Reiſe notwendigen Koſten, welche 
durch die Beſchaffung von Proviant und Kohlen, ſowie durch 
die Ausrüſtung des Schiffes mit einem Betriebskapital zur 
Beſtreitung laufender Ausgaben entſtehen. 

Die Haftbarmachung der Bruttofracht erſcheint auch 
deshalb zweckmäßig, weil die Ermittelung der Netto fracht 
mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden wäre 12), ins- 
beſondere langwierige Verhandlungen über die Zuläſſigkeit 
der einzelnen Abzüge notwendig machen würde. Dieſe 
dürften ſich dadurch beſonders ſchwierig geſtalten, daß die 
von dem Reeder für ein Schiff aufgewendeten Unkoſten oft 
nicht allein für eine beſtimmte Reiſe, ſondern für mehrere 
Reiſen berechnet ſind, ſodaß ſich die Koſten der einen nur 
ſchwer von denen der folgenden trennen laſſen. Überdies 
wäre eine ſolche Auseinanderſetzung auch nur zwiſchen dem 
Schiffsgläubiger und ſeinem Schuldner, nicht aber zwiſchen 
jenem und dem Frachtſchuldner denkbar, ſo daß im Falle einer 
Haftung der Nettofracht eine direkte Verfolgung des Pfand⸗ 
rechts gegen den Pfandinhaber in Frage geſtellt ſein würde. 

Ebenſo waren die Anſichten der Hamburger Konferenz 
darüber geteilt, ob auch die von dem Reeder bereits ein⸗ 
gezogene Fracht dem Pfandrecht des Gläubigers zu unter⸗ 
werfen ſei 103). Das Handelsgeſetzbuch hat dies in Über- 
einſtimmung mit den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts, 
nach welchen mit dem Untergange der Forderung auch das 
Pfandrecht daran erliſcht, verneint !“). Hiergegen wurde 
geltend gemacht, daß dem Reeder durch eine ſolche Beſtimmung 
die Möglichkeit gegeben würde, dem Gläubiger die Mittel 
zur Befriedigung ſeiner Forderung willkürlich zu nehmen und 


102) Protokolle S. 2981. 
103) Protokolle S. 1596 ff., 2886 ff., 2889, 2942. 
104) $ 771 Abſ. 1 SOS. 
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daß eine Erkundigung ſeitens des Gläubigers, inwieweit die 
Frachtforderungen bereits eingezogen ſeien, wohl vor dem 
Abſchluß von Verträgen möglich ſei, für die Geltend⸗ 
machung von Anſprüchen aus Kolliſionen aber gar nicht in 
Frage komme 105), da letztere ert mit dem nicht voraus- 
zuſehenden Zuſammenſtoß zur Entſtehung kommen. Die 
Mehrzahl der Konferenzmitglieder hielt jedoch das Intereſſe 
des Schiffsgläubigers dadurch genügend gewahrt, daß ihm 
der Reeder nach Einziehung der Frachtforderungen auf 
Grund ſeiner ungerechtfertigten Bereicherung perſönlich 
hafte 106, 

Entſprechend dieſen Grundſätzen iſt durch § 771 Abſ. 3 
GB. auch im Falle einer Abtretung der Frachtforderung 
ſeitens des Erſatzpflichtigen an einen Dritten dem Gläubiger die 
Verfolgung ſeines Pfandrechtes an jener gegen den Zeſſionar 
ſo lange eingeräumt, als die Fracht noch nicht eingezogen iſt 
oder fih noch in den Händen des Schiffers befindet 1). 

Kraft beſonderer geſetzlicher Vorſchrift 125) find der Fracht 
gleichzuſtellen die Überfahrtsgelder. Dasſelbe muß von dem 
Schlepplohn gelten, welcher einen Ertrag für den Transport 
eines Schiffes bildet !“). Dagegen fallen nicht unter den 
Begriff der Fracht die Liegegelder, welche nicht für den 
Transport gewährt werden, ſondern nur eine Entſchädigung 
für die während der Verzögerung des Aus: und Einladens 
entgangene Fracht darſtellen 10). Ebenſowenig gehören dazu 
die dem Eigentümer von dem Ausrüſter gezahlten Miets⸗ 
löhne, ferner beſondere Prämien, die dem Reeder unter be⸗ 


105) Protokolle S. 1597 und 1602. 

106) $ 771 Abſ. 4 SES. 

107) Protokolle S. 4164 ff. 

108) 5 677 HGB. Vgl. hierzu Entſch. des ROHG. Bd. XVII S. 342. 

109) Ebenſo Lewis, Seerecht Bd. I S. 53, Bd. II S. 212 und Der⸗ 
jerbe in Endemanns Handbuch Bd. IV S. 51. Anders 
Schaps, Kommentar Anm. 6 zu § 486 HGB. 

110) Ebenſo Schaps a. a. O. und Ehrenberg, Beſchränkte Haftung 
S. 251. Anders Lewis, Seerecht Bd. II S. 212. 
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ſtimmten Bedingungen zugeſichert find 11)“, der Erwerb aus 
Seeraub, Kaperei, Jagd und Fiſcherei 112), die etwa auf der 
Reife erworbenen Berge: und Hilfslöhne 115) oder erſtattete 
Auslagen, die von ſeiten des Verfrachters im Intereſſe der 
Ladungseigentümer gemacht ſind, da ſich alle dieſe Erträge 
nicht aus dem Frachtvertrage an ſich ergeben. 


$ 5. 


Umfang der Haftung des Reeders für eigenes Verſchulden 
bei Schiffskolliſionen. 


Iſt der Zuſammenſtoß von Schiffen nicht lediglich durch 
ein Verſehen der Schiffsbeſatzung, ſondern allein oder neben 
dieſen durch ein perſönliches Verſchulden des Reeders 
herbeigeführt, fo tritt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen !!) 
an die Stelle der beſchränkten Haftung des Reeders eine 
volle zivilrechtliche Verantwortlichkeit desſelben, ſo z. B. 
wenn der Reeder in Ausführung der Dienſtverrichtungen 
eines Schiffers eine Schiffskolliſion verſchuldet oder wenn er 
als Anſtifter, Mittäter oder Gehilfe 115) bei einer ſchuldhaften 
Handlung der Schiffsbeſatzung, durch welche der Zuſammen⸗ 
ſtoß verurſacht ift, mitgewirkt bat 115). Auch ein Verſchulden 
des Reeders bei der Auswahl ſeines Schiffers dürfte zugleich 
eine perſönliche Erſatzpflicht des erſteren für die von letzterem 
verſchuldeten Schäden begründen 11). 


111) Protokolle S. 1598. Schaps a. a. O. Lewis, Seerecht Bd. II 
S. 212. 

112) Ehrenberg a. a. O. 

113) Ebenſo Schaps a. a. O. und Protokolle S. 1598. 

114) 5 823 B. GB. Das Handelsgeſetzbuch trifft hierüber keine Bes 
ſtimmung. 

115) $ 830 B. GB. Lewis⸗Boyens Bd. I S. 227 und 228. 

116) z. B. wenn er die Annahme von Lotſen verboten hat und dieſes 
Verbot im Kauſalzuſammenhang mit dem Zufammenftoß ſteht. 
Protokolle S. 4286. Ehrenberg, Beſchränkte Haftung S. 240. 

117) Protokolle S. 4155. Ehrenberg a. a. O. S. 239 und Lewis, 
Seerecht Bd. I S. 54 Ziff. 5 am Schluß. 
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Da ferner nach Art. 33 der „Verordnung zur Ver⸗ 
hütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See“ neben 
dem Schiffer auch der Eigentümer eines Schiffes verpflichtet 
iſt, für das Vorhandenſein der Signalapparate an Bord 
Sorge zu tragen, ſo wird der Schiffseigentümer auch für ein 
Verſchulden in dieſer Beziehung perſönlich haftbar gemacht 
werden müſſen 110). 

Ebenſo kann die Haftung des Reeders als Verfrachter 
wegen Zerſtörung oder Beſchädigung der von ſeinem Schiffe 
geladenen Güter gemäß § 486 Abſ. 2 HGB. dadurch zu einer 
perſönlichen werden, daß ihm in Anſehung der Erfüllung 
des Frachtvertrages ſelbſt ein Verſchulden z. B. bezüglich 
der Seetüchtigkeit des Schiffes zur Laſt fällt 119) und daß 
der die Zerſtörung oder Beſchädigung der Frachtgüter ver⸗ 
anlaſſende Zuſammenſtoß auf dieſes Verſchulden zurückzu⸗ 


führen iſt 120). 
8 6. 
Verjährung des Schadenserſatzanſpruchs aus Schiffskolliſionen. 


Die Erſatzanſprüche aus einem Verſchulden der Schiffs⸗ 
beſatzung beim Zuſammenſtoß von Schiffen verjähren in 
2 Jahren 12). Die Einführung einer kurzen Verjährungs⸗ 
friſt wurde von der Hamburger Konferenz 12?) für notwendig 
gehalten, da ſich die erwähnten Anſprüche nach Verlauf 
einiger Zeit gewöhnlich der Prüfung entziehen und ein ord⸗ 
nungsmäßiger und ſicherer Betrieb der Reederei eine ſchleunige 


118) Ebenſo Lewis⸗Boyens Bb. II S. 65 Anm. 40. Vgl. hierzu 
auch Perels, Deutſches öffentliches Seerecht S. 185 Anm. 1 zu 
Art. 33 der Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der 
Schiffe auf See von 1897. 

119) Protokolle S. 1577. — 8 512 Ab. 3 HGB. Löwe in Mas 
kowers Kommentar zum HGB. Anm. 1 b zu $ 606 HGB. 

120) § 559 HGB. — Schaps, Kommentar Anm. 20 und 22 zu 
§ 486 GB. 

121) 5 901 HGB. 

122) Protokolle S. 2793, 2948, 2949. 
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Abwicklung aller aus demſelben entſtehenden Anſprüche er⸗ 
fordert. Ein langes Beſtehenbleiben dinglicher Rechte würde 
nur hemmend auf den Seeverkehr einwirken und der Speku⸗ 
lation zum Schaden des Volkswohls eine enge Schranke 
ziehen 123). 

Die Verjährung beginnt nach § 903 Ziff. 3 des neuen 
HGB. mit dem Ablauf desjenigen Jahres, in welchem der 
Zuſammenſtoß ſtattgefunden hat, während ſie nach dem bis⸗ 
herigen Rechte bereits mit dem Ablauf des Kolliſionstages 
begann. Dieſe Anderung entſpricht dem gleichen Grundſatz 
des B. GB., wonach ſämtliche kurzen Verjährungsfriſten erft 
mit Schluß desjenigen Kalenderjahres zu laufen beginnen, in 
welchem das den Anſpruch begründende Ereignis eingetreten 
iſt 124), | 

Die Anſprüche aus einem eigenen Verſchulden des 
Reeders, welches nach den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts 
eine volle Erſatzpflicht desſelben begründet, verjähren nach 
§ 852 B. GB. in 3 Jahren von dem Zeitpunkte an, in 
welchem der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des 
erſatzpflichtigen Reeders Kenntnis erlangt und ohne Rückſicht 
auf dieſe Kenntnis in 30 Jahren ſeit der Begehung der un⸗ 
erlaubten Handlung 125). 


123) Vgl. Gütſchow a. a. O. S. 25, 26. 

124) $ 201 B. GB. 

Vgl. die Denkſchriften zum HGB. S. 288 und zum Entwurf 
eines B. GB. S. 33. Dieſe Beſtimmung bezweckt eine leichtere und 
ſicherere Feſtſtellung des Anfangspunktes der Verjährung und trägt 
damit im allgemeinen einem praktiſchen Bedürfnis in hervorragen⸗ 
der Weiſe Rechnung. Im Falle einer Kollifion wird die Feſt⸗ 
ſtellung dieſes Zeitpunktes allerdings in den ſeltenſten Fällen 
Schwierigkeiten bereiten. 

125) Wenn auch $ 901 HGB. die zweijährige Verjährung ganz allge⸗ 
mein „für die aus dem Zuſammenſtoß von Schiffen hergeleiteten 
Entſchädigungs forderungen“ feſtſetzt, fo ift es doch ſelbſtverſtändlich, 
daß dieſes allein für die im Handelsgeſetzbuch geregelten 
Entſchädigungsforderungen gelten kann, dagegen die nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch zu beurteilenden Erſatzanſprüche nur der 
durch dieſes Geſetz beſtimmten Verjährung unterliegen. 
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II. Abſchnitt. 


Schadenserſatzpflicht des Eigentümers eines 
nicht zum Erwerbe durch die Seefahrt 
dienenden Schiffes 12). 


(Art. 7 des Einf. Gef. zum Handelsgeſetzbuch.) 


§ 7. 
Rechtszuſtand bis zum Jahre 1900. 


Da ſich das „Allgemeine deutſche HGB.“ lediglich die 
Aufgabe geſtellt hatte, das Handelsrecht darzuſtellen, wur⸗ 
den in dem V. Buch desſelben nur die Rechtsverhältniſſe 
der dem Handelsbetriebe dienenden Schiffe geregelt 127), 
ſo daß die Entſcheidung der Frage, inwieweit die Eigentümer 
von Fahrzeugen, welche nicht zum Erwerb durch die Seefahrt 
dienen 125), für ein Verſchulden ihrer Beſatzungen bei Schiffs⸗ 
zuſammenſtößen zu haften hatten, dem bürgerlichen Recht 
überlaffen blieb. 

Während der Code civil 129) eine Haftung für Ver: 
ſchulden von Vertretern und Gehilfen allgemein anerkannte, 
vertrat das gemeine und preußiſche Recht den Grundſatz, 
daß der Geſchäftsherr für Verſehen ſeiner Gehilfen nur 
inſoweit in Anſpruch genommen werden könne, als ihm ſelbſt 
ein Verſchulden bei der Auswahl oder Beaufſichtigung der⸗ 
ſelben zur Laſt fiel. In Theorie und Praxis der letzt⸗ 
genannten Rechtsgebiete machte ſich jedoch das Beſtreben 
geltend, die Haftung der juriſtiſchen Perſonen als kapital⸗ 
kräftiger Wirtſchaftsverbände für das Verſchulden ihrer Ver: 
treter Dritten gegenüber zu erweitern. Insbeſondere drängte 


126) Vgl. die Abgrenzung des Begriffs „Reeder“ im § 484 HGB. 
127) Vgl. Art. 439, 450 Allg. D. HGB. 

128) Einſchließlich der Kriegsſchiffe. 

129) Art. 1384 und 1797. 
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die moderne Rechtsentwicklung dahin, die Erſatzpflicht des 
Staates für den von ſeinen Angeſtellten in Ausführung 
privatrechtlicher Dienſtverrichtungen Dritten zugefügten Scha⸗ 
den mehr und mehr auszudehnen 130). Nach einer Entſchei⸗ 
dung des Reichsgerichts “) genügt z. B. das Zuwiderhandeln 
des Schiffsführers eines fiskaliſchen Lotſendampfers gegen 
eine Vorſchrift der „Verordnung zur Verhütung des Zu⸗ 
ſammenſtoßens der Schiffe auf See“, um eine Haftpflicht 
des Fiskus für den dadurch angerichteten Schaden zu be⸗ 
gründen, weil „die genannte Verordnung für jeden, der die 
Seeſchiffahrt, — gleichviel ob zum Erwerb 132) oder nicht — 
betreibe, beſondere in ihrer Beobachtung beſtehende Ver⸗ 
pflichtungen begründe, welche für juriſtiſche Perſonen ebenſo 
zwingend feien wie für phyſiſche“ 133). 


130) Vgl. Entſch. des Obertribunals Bd. XIV S. 92, Bd. XXXVII 
S. 32, Bd. LXI S. 1, Bd. LXXIII S. 263. Seuffert's Archiv 
Bd. XXV S. 128, 244, Bd. XXVIII S. 5, Bd. XXX S. 249. 
Entſch. des ROHG. Bd. VIII S. 205, Bd. XVIII S. 136. 
Entſch. des RG. Bd. VIII S. 236, Bd. XVII S. 105, Bd. XXXVIII 
S. 220. Vgl. auch Pfeiffer, Praktiſche Ausführungen Bd. II 
Nr. 12. 

131) Entſch. des RG. Bd. XXXIX S. 183 ff. Vgl. auch Wagner, 
Beiträge S. 96 und 97. 

132) Die ſtaatlichen Lotſendampfer, welche anderen Schiffen Lotſendienſte 
gegen Entgelt leiſten, find als „Seeſchiffe“ anzuſehen und fallen 
daher ohne weiteres unter die Vorſchriften des HGB. Vgl. hierzu 
Bolze Bb. XIX S. 277. Hanſ. Gerichtszeitung XV Nr. 88. 
Seufferts Archiv L Nr. 109. Wagner, Beiträge S. 96. 

133) Eine Haftung der juriſtiſchen Perſon tritt nach dem eben erwähn⸗ 
ten Urteil des Reichsgerichts immer dann ein, wenn „eine zum 
ſelbſtändigen Handeln für die juriſtiſche Perſon beruſene phyfiſche 
Perſon dieſe Vorſchriften innerhalb des ihr angewieſenen Geſchäfts⸗ 
kreiſes außer Acht läßt“. Dieſes iſt im Falle eines von dem 
Führer eines fiskaliſchen Lotſendampfers begangenen Verſehens bei 
der ſeemänniſchen Führung des Dampfers anzunehmen. 
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$ 8. 


Anderung der bisherigen Grundſätze durch Art. 7 Einf. Geſ. 
zum Handelsgeſetzbuch. 


Das heutige bürgerliche Recht hat die Grundſätze des 
gemeinen und preußiſchen Rechts über die Haftung des Unter⸗ 
nehmers für außervertragliches Verſchulden ſeiner Gehilfen im 
weſentlichen übernommen, wenn auch inſofern eine Umkehrung 
der Beweislaſt eingetreten iſt, als der Unternehmer ſeiner⸗ 
ſeits beweiſen muß, daß er bei der Auswahl der beſtellten 
Perſonen die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
hat oder daß der Schaden auch bei Anwendung einer ſolchen 
entſtanden fein würde !“). Dagegen hat das B. GB. 135) 
abweichend hiervon eine Haftung des Fiskus für den von 
ſeinen berufenen Vertretern in Ausführung der ihnen zu⸗ 
ſtehenden privatrechtlichen Dienſtverrichtungen Anderen zu⸗ 
gefügten Schaden unbedingt anerkannt. 

Dieſe allgemeinen Rechtsgrundſätze über Haftung für 
fremdes Verſchulden tragen den Verhältniſſen des Seever⸗ 
kehrs jedoch nicht genügend Rechnung 156). Auch die Unter: 
ſcheidung des Allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs zwiſchen 
den zum Erwerbe durch die Seefahrt beſtimmten Schiffen 
und ſolchen, die keinem Erwerbszwecke dienen — von wel⸗ 
chen die erſteren dem Haftungsprinzip des Handelsgeſetzbuchs, 
die letzteren den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts unter⸗ 
lagen —, hatte bezüglich der Haftpflicht der Schiffseigen⸗ 
tümer nur zu unbefriedigenden Reſultaten geführt 17) und 
ermangelte in dieſer Beziehung auch eines ſachlichen Grundes; 
denn die Gefährlichkeit des Schiffahrtsbetriebes, auf welcher 
der Hauptſache nach die Haftung des Schiffseigentümers für 


134) $ 831 B. GB. 

135) 58 89 und 31 B. GB. 

136) Anders Gütſchow, Beſeitigung der Reederhaftung S. 13, 14, 
16 ff. 

137) Denkſchrift zum HGB. S. 290. 
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Verſchulden ſeiner Beſatzung beruht, beſteht bei dieſen wie 
bei jenen. Es bedeutet daher einen Fortſchritt in der See⸗ 
geſetzgebung, daß in dem Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 
die Beſtimmungen der 88 734—739, 485 und 486 Abſ. 1 
Ziff. 3 über die Haftung des Reeders bei Schiffskolliſionen 
durch Art. 7 Einf. Geſ. auch auf „die nicht zum Erwerb durch 
die Seefahrt dienenden Schiffe“ ausgedehnt find 138). Die 
Denkſchrift zum HGB. 15°) erwähnt als zu letzteren gehörig 
nur „Luſtjachten“ und „Zollkutter“, nach dem Wortlaut des 
Geſetzes fallen jedoch auch die Kriegsſchiffe und alle fonſt 
zum ſtaatlichen Dienſtgebrauch beſtimmten Fahrzeuge unter 
dieſen Begriff 14). 

Durch die erwähnte Beſtimmung des Art. 7 Einf. Geſ. 
wird der Eigentümer der nicht zum Erwerbe durch die See⸗ 
fahrt dienenden Schiffe in gleicher Weiſe wie der Reeder von 
Kauffahrteiſchiffen für den durch Zuſammenſtoß verurſachten 
Schaden nicht perſönlich, ſondern nur dinglich mit Schiff und 
Fracht haftbar gemacht. Da aber im Art. 7 Einf. Geſ. auf 
die Beſtimmungen der $$ 754—756 HGB. über die Schiffs⸗ 


138) Ihrem materiellen Inhalt nach gehört die Beſtimmung des Art. 7 
Einf. Geſ. zum HGB. in das B. GB., da das HGB. nur die 
privatrechtlichen Beziehungen des Han dels verkehrs regelt. Aus 
letzterem Grunde könnte es deshalb zweifelhaft erſcheinen, inwieweit 
Art. 7 Einf. Geſ. zum HGB. die Beſtimmungen des B. GB. über 
Haftung für fremdes Verſchulden ausſchließt, da das HGB. nach 
Art. 2 Einf. Geſ. eine ausſchließliche Geltung nur für „Handels⸗ 
ſachen“ in Anſpruch nimmt. Da jedoch die Beſtimmung des 
Art. 7 Einf. Geſ. eine Sondernorm des Privatrechts für die 
Rechtsverhältniſſe der Seeſchiffahrt enthält, wird ſie als ſolche auch 
den allgemeinen Beſtimmungen des B. GB. vorgehen müſſen. Vgl. 
Pappenheim in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVI S. 282. 

139) S. 290. 

140) Pappenheim a. a. O. S. 283. Lewis⸗Boyens Bd. II 
S. 583. Bohens in dieſer Zeitſchrift Bd. L S. 64 Anm. 10 
und in Rüdigers Zeitſchrift für Verſicherungswiſſenſchaft, Er⸗ 
gänzungsheft zu Bd. II S. 83. Löwe in Makowers Kom⸗ 
mentar zum Handelsgeſetzbuch Anm. IB zu Art. 7 Einf. Geſ. zum 
HGB. 
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gläubigerrechte nicht ausdrücklich Bezug genommen iſt, herrſcht 
in der Theorie Streit darüber, ob auch alle nicht zum Erwerbe 
durch die Seefahrt dienenden Schiffe einem Pfandrecht des 
Schiffsgläubigers unterliegen. Boyens !“) hat diefe Frage 
bejaht unter Hinweis darauf, daß in früheren Fällen, in denen 
einzelſtaatliche Einführungsgeſetze die Beſtimmungen des HGB. 
über den Zuſammenſtoß von Schiffen auf Flußſchiffe aus⸗ 
gedehnt hatten, die pfandrechtliche Natur des Anſpruchs in 
der Praxis 142) als ſelbſtverſtändlich anerkannt worden fei, 
obwohl auch hier nicht auf die Beſtimmungen des HGB. 
über das Schiffsgläubigerpfandrecht Bezug genommen war. 
Die Zuläſſigkeit einer Anwendung der Beſtimmungen der 
88 754 — 756 HGB. kann meines Erachtens allerdings zweifel- 
haft fein !“), wird jedoch für Privatſchiffe und auch für 
fiskaliſche Fahrzeuge mit Ausnahme der Kriegsſchiffe 144) 
anzunehmen fein, da durch § 754 Ziff. 9 HGB. allgemein 
„den aus $$ 485 und 486 Abſ. 1 Ziff. 3 HGB. berechtigten 
Gläubigern“ Schiffsgläubigerrechte gewährt werden. Eine 
Ausſchließung derartiger Rechte gegenüber dem Eigentümer 
einer Vergnügungsjacht und dem Fiskus als Eigentümer von 
Zollkuttern würde durch nichts begründet ſein und iſt vom 
Geſetzgeber wohl auch nicht beabſichtigt. 

Ebenſo iſt anzunehmen, daß die Erſatzanſprüche gegen 
Eigentümer nicht zum Erwerbe durch die Seefahrt dienender 
Schiffe der kurzen Verjährung von 2 Jahren unterliegen!“ )), 
obwohl im Art. 7 Einf. Geſ. auf §§ 901, 903 HGB. nicht 
hingewieſen iſt; denn dieſen Forderungen liegen die gleichen 


141) Lewis⸗Boyens Bd. J S. X Anm. 3. Vgl. hierzu Wagner, 
Beiträge S. 96. 

142) Hanf. Gerichtszeitung XIV Nr. 24, XV Nr. 18. 

143) Vgl. hierzu Löwe in Makowers Kommentar zum HGB. 
Anm. 10 zu Art. 7 Einf. Geſ. zum HGB. Verneint wird die 
Frage von Leo, Seehandelsrecht, Vorbem. zu § 754 HGB. 

144) Vgl. über Kriegsſchiffe $ 9 dieſer Abhandlung. 

145) Vgl. hierzu Lewis⸗Boyens Bd. I S. X Anm. 3. Wagner, 
Seerecht Bd. I S. 128. Anders Leo a. a. O. 
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Verhältniſſe zu Grunde wie den gleichartigen Anſprüchen 
gegen Eigentümer von Handelsſchiffen !*°). 


89, 


Haftung des Fiskus als Eigentümers von Kriegsſchiffen 
bei Kolliſionen. 


Folgt man der herrſchenden Anſicht 147), daß auch Kriegs- 
ſchiffe den Beſtimmungen des Art. 7 Einf. Geſ. zum HGB. 
unterliegen, ſo ergeben ſich für die Anwendung der letzteren 
auf jene kaum zu beſeitigende Schwierigkeiten. 

Nach gemeinem Recht können die unmittelbar dem 
öffentlichen Dienſt gewidmeten Sachen, deren Zweck nicht 
im Gemeingebrauch beſteht, ſolchen Rechten, welche die Er⸗ 
füllung des öffentlichen Zwecks hemmen — alſo auch der 
Zwangsvollſtreckung —, nicht unterworfen werden !“ ). Dieſe 
Vorſchriften find durch § 15 Ziff. 3 Einf. Geſ. zur BPO. 
aufrecht erhalten und haben noch heute Gültigkeit, da das 
B. GB. über die Verkehrsfähigkeit von Sachen keine weiteren 
Beſtimmungen getroffen hat!“). Ferner ift bei Kriegs- 


146) Vgl. Protokolle S. 2948 und die Ausführungen in § 6 dieſer 
Abhandlung. Ebenſo Entſch. des RG. Bd. XXXIV S. 37 im 
Gegenſatz zu Bd. XXXII S. 144. 

147) Vgl. Anm. 140. 

148) Regels berger, Pandekten Bd. I S. 419. Windſcheid⸗ 
Kipp, Pandekten Bd. I S. 638. 

149) Leske (Vergleichende Darſtellung des B. GB. und des Allg. LR. 
S. 58) entnimmt aus dem Schweigen des B. GB., daß dasſelbe 
die Verkehrs fähigkeit aller Sachen anerkennen und die Feſtſtellung 
der Ausnahmen dem öffentlichen Recht überlaſſen wolle. Dieſes 
führt zu demſelben Ergebnis; denn auch nach den Grundſätzen des 
öffentlichen Rechts kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß die der 
Landesverteidigung dienenden Sachen während der Dauer ihrer 
Zweckbeſtimmung außerhalb des Verkehrs ſtehen und daher einer 
Pfändung nicht unterliegen. Vgl. hierzu Boyens in dieſer 
Zeitſchrift Bd. L S. 64 Anm. 10, Pappenheim, ebenda 
Bd. XLVI S. 284 und Lewis⸗Boyenz, Seerecht Bd. II 
S. 53. 
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ſchiffen eine „Haftung mit der Fracht“ ohne jede materielle 
Bedeutung, da ſie einen Frachtertrag niemals liefern. 

Da hiernach dem Fiskus gegenüber eine Verwirklichung 
des Schiffsgläubigerpfandrechts wegen der Sonderſtellung der 
Kriegsſchiffe unmöglich iſt und andererſeits nach dem Wortlaut 
des § 486 HGB. eine perſönliche Haftpflicht des Fiskus 
nicht beſteht, wird die im Art. 7 Einf. Geſ. ausgeſprochene 
Erſatzpflicht des Schiffseigentümers bezüglich der Kriegsſchiffe 
illuſoriſch. Sie iſt rechtlich nicht erzwingbar, vielmehr ihre 
Erfüllung von dem guten Willen des Reiches abhängig. Ein 
Rechtsſchutz iſt aber nur dann wirkſam und von praktiſcher 
Bedeutung, wenn er im Wege der Vollſtreckung verwirklicht 
werden kann. Der Art. 7 Einf. Geſ. zum HGB. hat daher 
die Lücke des bisherigen Seerechts keineswegs ganz beſeitigt. 

Man hat dieſe Geſetzeslücke durch eine gewaltſame 
Interpretation der gedachten Geſetzesbeſtimmung auszufüllen 
verſucht, indem angenommen wurde, daß, wenn auch eine 
Anwendung der Beſtimmung des § 486 HGB. auf Kriegs⸗ 
ſchiffe ihrem Wortlaute nach nicht möglich ſei, dennoch in 
ihr der beſtimmte Wille des Gefetzgebers zu erkennen ſei, 
die Eigentümer aller Schiffe für den von ihrer Beſatzung 
verſchuldeten Schaden haftbar zu machen in Grenzen des der 
See anvertrauten Vermögens °°). Da nun eine dingliche 
Haftung des Fiskus mit einem Kriegsſchiff nicht verwirklicht 
werden könne, ſei der Wille des Geſetzgebers nur dahin aus⸗ 
zulegen, daß er bezüglich der Kriegsſchiffe eine beſchränkt 
perſönliche Haftung des Fiskus habe ſtatuieren wollen, 
d. h. eine ſolche, welche zwar das ganze Vermögen ergreift, 
aber in ihrem Umfange auf die Höhe des Wertes von Schiff 
und Zubehör beſchränkt bleibt 151). 

Einer ſolchen Auslegung widerſpricht jedoch der Wort⸗ 


150) Vgl. die vorhergehenden Zitate und Pappenheim in Raſſow 
und Küntzels Beiträgen XLIII S. 374 Anm. 73. Pappen: 
heims Ausführungen gelten jedoch nur de lege ferenda. 

151) Vgl. Pappenheim in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVI S. 285. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 6 
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laut des § 486 HGB. 152) und ebenſo ift in der Denkſchrift 
zum HGB. kein Anhalt hierfür zu finden. Wenn der Ge⸗ 
ſetzgeber die Grundſätze des HGB. über Schadens: 
erſatzpflicht bei Schiffskolliſionen durch Art. 7 E. G. 
auch auf Kriegsſchiffe hätte ausdehnen wollen, ſo 
hätte die Ausdehnung des $ 486 HGB. auf Kriegs 
ſchiffe einer Erläuterung bedurft, und in der Dent- 
ſchrift zum HGB. 153) hätte bei einer Aufzählung 
der nicht zum Erwerbe durch die Seefahrt dienenden 
Schiffe jene wichtigſte Kategorie von fiskaliſchen 
Fahrzeugen nicht fehlen dürfen. 

Es kann daher nur angenommen werden, daß der Ge⸗ 

ſetzgeber entweder 

1. für den Fiskus als Eigentümer von Kriegsſchiffen 
die allgemeinen Rechtsgrundſätze über Haftung für 
fremdes Verſchulden anerkennen oder 

2. die Frage der Haftung offen laſſen wollte, oder 
endlich 

3. die Kriegsſchiffe bei der Normierung des Geſetzes 

gänzlich überſehen hat. 

Welche von dieſen Annahmen zutrifft, läßt ſich aus den 
Geſetzesmaterialien nicht feſtſtellen. Am unwahrſcheinlichſten 
iſt die letzte Vermutung. 

Würde die erſte Annahme zutreffen, ſo würde die Haf⸗ 
tung des Fiskus für den von einer Kriegsſchiffsbeſatzung ver⸗ 
urſachten Schaden bei einem Zuſammenſtoß nicht nach Art. 77 
Einf. Geſ. zum B. GB., ſondern nach $$ 89, 31 B. GB. zu 
beurteilen ſein; denn die Navigierung und Bedienung eines 
Kriegsſchiffes beſteht in „einer Ausführung von Verrichtungen, 
die beſonders dazu berufenen Perſonen zuſtehen“, nicht aber 
in „einer Ausübung öffentlicher Gewalt“ im Sinne des 
Art. 77 Einf. Geſ. zum B. GB. Dies entſpricht der von dem 


152) „Der Reeder haſtet für den Anſpruch eines Dritten nicht per 
ſönlich.“ 
153) S. 290. 
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Reichsgericht bezüglich anderer fiskaliſcher Fahrzeuge bereits 
ausgeſprochenen Rechtsanſchauung, daß die den Privatrechts⸗ 
ſchutz des Seeverkehrs bezweckenden „Vorſchriften zur Ver⸗ 
hütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See“, auf 
deren Verletzung eine Schiffskolliſion faſt ausſchließlich zurück⸗ 
zuführen iſt, in gleicher Weiſe für den Fiskus wie für Pri⸗ 
vate gelten, und daß daher der aus der Übertretung der⸗ 
ſelben entſtehende Schaden ebenſo von dem Fiskus nach den 
Grundſätzen des Privatrechts zu vertreten iſt wie von Pri⸗ 
vaten 154). Allerdings würde fih unter Anerkennung dieſes 
Grundſatzes die Haftpflicht des Fiskus gemäß SS 89, 31 B. GB. 
bis zur vollen Höhe des Schadens erweitern 155). 
Wahrſcheinlich hat es aber nicht in dem Willen des 
Geſetzgebers gelegen, eine ſolche Haftung des Fiskus anzu⸗ 
erkennen, da in dieſem Falle wohl ein Zuſatz zu Art. 7 Einf.: 
Geſ. zum HGB. oder doch zum mindeſten eine Erklärung in 
der Denkſchrift notwendig geweſen wäre. Es liegt vielmehr 
die Vermutung nahe, daß der Geſetzgeber es abſichtlich unter⸗ 
laſſen hat, die Haftpflicht des Fiskus aus dem Zuſammen⸗ 
ſtoß von Kriegsſchiffen zu regeln. Sache der Praxis wird 
es deshalb ſein, zu entſcheiden, ob die Vorſchriften des HGB. 
oder die des bürgerlichen Rechts für eine Haftung des Fiskus 
aus Kolliſionen mit Kriegsſchiffen zur Anwendung zu kommen 
haben. Soweit mir bekannt, iſt die Frage über die Erſatz⸗ 
pflicht des Reichsfiskus aus einem Zuſammenſtoß mit Kriegs⸗ 
ſchiffen vor dem Forum eines deutſchen Gerichts bisher noch 
nicht zur Entſcheidung gekommen 155). Vorausſichtlich wird 


154) Vgl. Gütſchow, Beſeitigung der Reederhaftung S. 8. 

155) Dieſe Konſequenz hat bisher niemand zu ziehen gewagt. 

156) Die im Beiheft zum Marines Verordnungsblatt 1888 Nr. 68 ab: 
gedruckte Entſcheidung des Reichsgerichts, betreffend den Zuſammen⸗ 
ſtoß „Hohenſtaufen⸗Sophie“, behandelt lediglich einen Anſpruch 
des Reichsfiskus gegen den Norddeutſchen Lloyd, während die gegen 
den Fiskus geſührten Prozeſſe nur den Umfang des von dieſem zu 
leiſtenden Schadenserſatzes betreffen. Hanf. Ger. Zig. 1880 S. 234 
und Entſch. des RG. Bd. XXI S. 104 ff. Es iſt daher unrichtig, 
wenn Burchardt, Bergung und Hilfeleiſtung in Seenot S. 15 
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dieſe auch in Zukunft nur ſelten den Gegenſtand eines ge⸗ 
richtlichen Urteils bilden; denn die zur Vertretung des Fiskus 
berufenen Organe werden ſich in den meiſten Fällen nicht 
auf den rein formalen Standpunkt des poſitiven Rechts ſtellen, 
ſondern teils aus Billigkeitsrückſichten, teils aus Zweckmäßig⸗ 
keitserwägungen zur Vermeidung von Koſten, die dem Fiskus 
durch Führung zweifelhafter Prozeſſe entſtehen können, viel⸗ 
leicht auch aus allgemein politiſchen Gründen — insbeſondere 
Schiffen fremder Nationen gegenüber — eine Haftpflicht des 
Fiskus in allen zweifelhaften Fällen anerkennen 15). 

Zur Entſcheidung der Frage, ob es de lege ferenda 
gerechtfertigt erſcheint, den Fiskus für den von einem Kriegs⸗ 
ſchiff angerichteten Kolliſionsſchaden überhaupt haftbar zu 
machen, und der weiteren Frage, ob er nur beſchränkt per⸗ 
ſönlich oder voll zivilrechtlich haften ſoll, bedarf es zunächſt 
der Entſcheidung der Vorfrage, ob die für die Feſtſetzung 
der Reederhaftung maßgebenden Gründe auch für den Fiskus 
als Eigentümer von Kriegsſchiffen zutreffen 159). 

Wie früher ausgeführt ift 15%), erklärt fih die im HGB. 
ſtatuierte Haftung des Reeders ſowohl ihrer Art wie ihrer 
Beſchränkung nach aus der doppelten Sonderſtellung der 


Anm. 2, aus dieſen Entſcheidungen ſolgert, daß „die Beſtimmungen 
des HGB. über Schaden durch Zuſammenſtoßen von Schiffen auch 
auf Schiffe der Kaiſerlichen Marine in Anwendung kommen“. 

157) Freilich wird mit dem fortſchreitenden Wachstum der deutſchen 
Kriegs⸗ und Handelsflotte und der dadurch bedingten Zunahme 
von Kolliſionen zwiſchen Kriegs⸗ und Kauffahrteiſchiffen auch der 
Reichsfiskus Prozeſſe nicht vermeiden können, zumal Perſonen, die 
durch den Fiskus geſchädigt werden, nur zu leicht geneigt find, 
von dieſem mehr zu verlangen, als von einem Privatſchuldner. 
Die Ausfüllung der Geſetzeslücke durch eine Geſetzes beſtimmung 
wird daher früher oder ſpäter zu einem Bedürfnis der Praxis 
werden. 

158) Pappenheim in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVI S. 285 verneint 
dieſe letztere Frage, ohne ſeinen Standpunkt jedoch näher zu be⸗ 
gründen. 

159) Vgl. meine Abhandlung in dieſer Zeitſchrift Bd. LII S. 174, 
175 und in dieſem Bande S. 51 ff. 
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Reederei als einem Handelsgewerbe und einem mit beſon⸗ 
deren Gefahren verbundenen Betriebe. Es muß nun zu⸗ 
gegeben werden, daß die Gründe, welche einerſeits überhaupt 
zu einer Haftung des Reeders für fremdes Verſchulden und 
andererſeits zu einer Beſchränkung derſelben führten, ſoweit 
ſie ſich aus dem Handelsgewerbe der Reederei ergeben, auf 
den Reichsfiskus nicht in gleicher Weiſe zutreffen wie auf 
den Reeder. Dagegen ift die Gefährlichkeit des Schiff: 
fahrtsbetriebes für den Verkehr, woraus ſich eine Haftung 
des Reeders für Kolliſionsſchaden mit Notwendigkeit ergab, 
und die Gefährlichkeit des Betriebes für den Reeder 
ſelbſt, aus welcher ſich allmählich eine Beſchränkung ſeiner 
Haftung entwickelte, bei Kriegsſchiffen annähernd in demſelben 
Maße vorhanden wie bei allen übrigen Fahrzeugen 160). 
Daß aber die Statuierung einer beſchränkten Haftung des 
Reeders weniger in dem Betriebe eines Handelsgewerbes als 
vielmehr in dem gefährlichen Betriebe der Seeſchiffahrt be⸗ 
gründet iſt, ergibt ſich ſchon daraus, daß für andere Han⸗ 
delsbetriebe eine ſolche auf beſtimmte Vermögensobjekte 
beſchränkte Haftung des Unternehmers nicht anerkannt wird 161). 
Aus dieſen Gründen liegt es nahe, den Fiskus für Kolliſions⸗ 
ſchäden in demſelben Umfange apen zu lafen wie ben 
Reeder 162). 


160) Auf Grund dieſer Erwägung wollte Wagner (Seerecht Bd. I 
S. 128) bereits die Vorſchriften des „Allg. Deutichen Handels⸗ 
geſetzbuchs“ über Reederhaftung bei Schiffskolliſtonen auf Luft: 
Yachten, Kriegsſchiffe und andere im ſtaatlichen Dienſtgebrauche 
befindliche Fahrzeuge analog angewandt wiſſen. Vgl. jedoch 
Wagner in ſeinen „Beiträgen“ (S. 96), woſelbſt er die Schiffe 
der Kriegsmarine ausnimmt. 

161) Die beſchränkte Haftung der Kommanditiſten und der Aktionäre 
einer Aktiengeſellſchaft beruht auf anderen rechtlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Gefichtspunkten. Vgl. hierzu auch Gütſchow, Be⸗ 
ſeitigung der Reederhaftung S. 15. 

162) Das Moment der Gefahr des Schiffahrtsverkehrs für die Schiffs⸗ 
eigentümer würde auch die Verſchiedenheit des Umfanges der fis⸗ 
kaliſchen Haftung für den von Kriegsſchiffen und den von Truppen 
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Es wäre nur noch in Erwägung zu ziehen ob eine 
perſönliche Haftung des Reichsfiskus — welche im Gegen⸗ 
ſatz zu der dinglichen allein in Frage kommen kann — bis 
zur Höhe des Schiffswerts für die Sicherung der Gläubiger⸗ 
rechte des geſchädigten Reeders ausreichend iſt. Dieſe Frage 
muß bejaht werden. In den meiſten Fällen wird die auf 
den Schiffswert beſchränkte perſönliche Haftung des Fiskus 
einer ſolchen bis zur vollen Höhe des Schadens gleichkommen, 
da ein Kriegsſchiff einen ſo großen Wert beſitzt, daß die 
Höhe des angerichteten Schadens denſelben faſt niemals 
erreichen wird. Nur in vereinzelten Fällen, z. B. wenn 
das Kriegsſchiff durch den Zuſammenſtoß ſelbſt ſtark be⸗ 
ſchädigt wird oder untergeht, oder bei einem Zuſammenſtoß 
mit Torpedobooten oder anderen kleinen Fahrzeugen der 
Marine, die einen geringeren Wert repräſentieren, wird die 
Höhe des verurſachten Schadens den Wert des Schiffes 
unter Umſtänden überſteigen. Aber auch in dieſen Fällen 
wird der Geſchädigte bei einer beſchränkt perſönlichen Haf⸗ 
tung des Fiskus dieſem gegenüber nicht ſchlechter geſtellt als 
einem Reeder gegenüber; denn wenn auch eine Haftung mit 
der Fracht bei Kriegsſchiffen nicht in Frage kommt, ſo iſt 
doch der Wert eines Kriegsſchiffes im Verhältnis zu dem 
eines Handelsſchiffes auch größer, und wenn auch kein ding⸗ 
licher Aniprud gegen den Fiskus gegeben ift, fo wird doch 
die Befriedigung des Gläubigers dadurch nicht in Frage 
geſtellt, da das Reich ein genügend ſicherer perſönlicher 
Schuldner iſt. 

Daher erſcheint mir eine auf die Höhe des Schiffswerts 
beſchränkte Haftung des Fiskus für Schäden aus Kolliſionen 
mit Kriegsſchiffen notwendig und zugleich ausreichend. Zur 
Ausfüllung der Geſetzeslücke würde es ſich empfehlen, dem 
Art. 7 Einf. Geſ. zum HGB. folgenden Abſatz hinzuzufügen: 


angerichteten Schaden rechtfertigen. Bezüglich des letzteren hat das 
Reich im § 14 des Geſetzes über die Naturalleiſtungen für die bes 
waffnete Macht im Frieden vom 24. Mai 1898 eine unbeſchränkte 
Haſtpflicht ausdrücklich anerkannt. 
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„Im Falle eines Zuſammenſtoßes mit Kriegs⸗ 
ſchiffen haftet der Fiskus nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften der §§ 734—739 HGB. perſönlich, jedoch 
nur bis zur Höhe des Schiffswerts.“ 


III. Abſchnitt. 


Schadenserſatzpflicht des Eigentümers von 
Flußſchiffen bei Hollifionen. 


8 10. 


Bereits unter der Herrſchaft des Allgemeinen deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs waren die Grundſätze desſelben über Reeder⸗ 
haftung beim Zuſammenſtoß von Schiffen durch die Ein⸗ 
führungsgeſetze der meiſten Schiffahrt treibenden deutſchen 
Bundesſtaaten auch auf Flußſchiffe ausgedehnt 163), und zwar 
nach der Praxis des Reichsgerichts 154) auch auf ſolche, die 
nicht zum Erwerb durch die Schiffahrt dienen. Dieſes iſt 
heute anerkannt durch das Binnenſchiffahrtsgeſetz vom 
15. Juni 1895 165), 

Letzteres Geſetz hat die Unterſcheidung zwiſchen ſolchen 
Schiffen, die einem Erwerbszweck dienen, und ſonſtigen Fahr⸗ 
zeugen dadurch aufgehoben 156), daß es an Stelle des Be- 
griffes „Reeder“ den des „Schiffseigners“ ſetzte. 


163) Hamburg. Einf. Geſ. vom 22. Dezember 1865 § 54. — Bremer 
Einf. Geſ. vom 11. Mai 1864 $ 46. — Preuß. Einf. Geſ. für 
Schleswig⸗Holſtein vom 30. September 1867 § 78 und die bei 
Lamprecht in dieſer Zeitſchrift Bd. XXI S. 13 zitierten 


Geſetze. 
164) Entſch. des RG. Bd. XXXIV S. 38 ff. Hanf. Gerichtszeitung 
1893 S. 218 f. 


165) 88 3, 4 und 92. 
166) Denkſchrift zum HGB. S. 290. 58 1 àii 92 Binnenſchiffahrts⸗ 
geſetz. 
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IV. Abſchnitt. 


Die Reviſtonsbedürftigkeit der 
Geſetzesbeſtimmungen über Schiffskolliſionen. 


$ 11. 


Die für die Kreiſe der deutſchen Schiffahrttreibenden 
hochbedeutſame Frage über die Schadenserſatzpflicht bei 
Schiffskolliſionen hat in den letzten Jahrzehnten von ſeiten 
der deutſchen Geſetzgebung leider nur eine unzureichende Be⸗ 
handlung erfahren. Trotzdem in dieſer Zeit ein radikaler 
Umſchwung in dem Schiffahrtsbetriebe eingetreten iſt, haupt⸗ 
ſächlich durch den Erſatz der Segler durch Dampfſchiffe und 
durch die rapide Steigerung der Fahrgeſchwindigkeit unſerer 
Dampfſchiffe, durch welche die Gefährlichkeit der Seeſchiffahrt 
weſentlich erhöht wird, hat feit den Jahren 1861—1865, 
in denen das „Allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch“ in den 
deutſchen Staaten zur Einführung gelangte, eine Reviſion 
des Seerechtes nicht mehr ſtattgefunden. Auch bei der Um⸗ 
arbeitung des Allg. deutſchen HGB. ſind, wie die Denk⸗ 
ſchrift 167) zum neuen HGB. ausdrücklich hervorhebt, Ande⸗ 
rungen des Seerechtes nur inſoweit vorgenommen, als 
fie durch die Beſtimmungen des B. GB. und des neuen 
Handelsrechtes geboten waren, während „die Prüfung eines 
Bedürfniſſes nach weiteren Anderungen weiter verſchoben 
wurde“ 168). Bisher iſt jedoch nichts davon bekannt ge- 
worden, daß man an eine ſolche herangetreten wäre. Nach⸗ 
dem der große Bau des Bürgerlichen Geſetzbuchs und die 
durchgreifende Umarbeitung der geſetzlichen Beſtimmungen 
über den Handelsſtand, die Handelsgeſellſchaften und die 
Handelsgeſchäfte glücklich vollendet iſt, die Schaffung eines 
internationalen Seehandelsrechts aber immer noch in weiter 


167) Denkſchrift S. 2. 
168) Denkſchrift S. 2. 
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Ferne liegt 15), dürfte jetzt eine Reviſion des zur Zeit 
gültigen Seerechts zu den zunächſt zu löſenden Aufgaben der 
deutſchen Reichsgeſetzgebung gehören. Solange dies nicht 
geſchieht, kann es vorläufig nur Aufgabe der Wiſſenſchaft 
und der Praxis ſein, auf eine befriedigende Geſtaltung dieſes 
wichtigen Beſtandteils unſeres Rechtslebens hinzuwirken 17°). 


169) Ebenſo Lewis⸗Boyens Bb. II S. IV. 

170) Vgl. hierzu Wagner, Seerecht Bd. I S. 38. Pappenheim 
in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVI S. 288 und Derſelbe, Die 
Reviſionsbedürftigkeit des deutſchen Seehandelsrechts (1901). 


III. 
Zwei Urteile zu $ 378 des Handelsgeſetzbuchts. 


Von 
Herrn K. Schneider, Oberlandesgerichtsrat in Stettin. 


Das Oberlandesgericht in Stettin iſt zufällig in die 
Lage gekommen, kurz nacheinander im Hinblick auf die neue 
Rechtsregel des § 378 im HGB. zwei Entſcheidungen erlaſſen 
zu müſſen, in Fällen, bei denen es ſich um Lieferung einer 
anderen als der bedungenen Menge der Ware und einer 
anderen als der bedungenen Ware handelte. 

Im erſten Falle waren 200 Zentner Häckſel, der Zentner 
zu 3 Mark, gekauft und Lieferung in Säcken vereinbart, die 
zurückgegeben werden ſollten. Der Empfänger behauptete, 
nur 200 Zentner Häckſel einſchließlich des Gewichtes der 
Säcke erhalten zu haben, und wollte deshalb nicht 600 Mark, 
ſondern etwa 20 Mark weniger ſchuldig geworden ſein. Er 
hatte das Mindergewicht an Ware dem Verkäufer aber erſt 
mehrere Wochen nach dem Anlangen der Lieferung bei ihm 
angezeigt und gerügt. Das Berufungaurteil erging, in Über: 
einſtimmung mit demjenigen der erſten Inſtanz, dahin, daß 
mit dem Verluſte der Rüge nach § 378 der Käufer den bei 
ordnungsmäßig vollſtändiger Lieferung fällig werdenden Preis 
zu zahlen habe, — aus folgenden Gründen. 


„Das Berufungsgericht tritt der Auslegung des $ 378 des 
HGB. bei, wonach auch im vorliegenden Falle, wo nicht ein ein⸗ 
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heitlicher Preis, ſondern ein Einſatzpreis von 3 Mark für den 

Zentner Häckſel vereinbart war, infolge Verabſäumung einer recht⸗ 

zeitigen Rüge das Recht des Käufers entfällt, die Lieferung des 

Verkäufers als nicht vollſtändig geſchehen zu bemängeln, die dieſer 

als Erfüllung des auf Leiſtung von 200 Zentnern Häckſel gerich⸗ 

teten Kaufgeſchäfts gemacht hatte. Zweck und Sinn der bezeich⸗ 
neten geſetzlichen Beſtimmung, zu deren Auslegung die Vorgeſchichte 
und die Begründung des Geſetzes nichts Abweichendes an die Hand 
geben, muß dahin gehen, daß mangels Rüge auch in Bezug auf 
das berechnete Gewicht die Leiſtung des Verkäufers als vertrags⸗ 
mäßig zu gelten hat, — im Streitfalle alſo die Lieferung von 

200 Zentnern Häckſel netto, woraus ſich dann ohne weiteres die 

Verpflichtung zur Gegenleiſtung, alſo von 200 mal 3 Mark für 

den Käufer ergibt. Ohne ſolche Auslegung des § 378 wäre diefe 

Gegen leiſtung ihrem Umfange nach doch wieder in Frage geſtellt 

und müßte trotz Verluſtes des Rügerechts durch Nachweis deffen, 

was der Verkäufer in Wahrheit der Menge nach geliefert habe, 
ermittelt werden. Auch ergäbe fi dann ein auffälliger Unter 
ſchied in der Behandlung eines Kaufgeſchäfts mit feſtſtehendem 

Geſamtpreiſe und mit einem ‚nach einem Einheitsſatze bemeſſenen 

Preiſe“.“ 

Soviel ich habe erfahren können, hat ſich über die hier 
in Betracht kommende Auslegung des § 375 bisher nur der 
Kommentar von K. Lehmann und V. Ring (Bd. II 
S. 174) ) und Litthauer in feiner Handausgabe des HGB. 
geäußert:). Sie gelangten dabei zu entgegengeſetzten Ergeb: 
niſſen. Ich ſelber möchte zur Vergleichung mit den mitge⸗ 
teilten Entſcheidungsgründen dieſen folgende Gegenerwägung 
aufſtellen. 

Nach der Abſicht bei einer derartigen Preisabrede bleibt 


1) „Unterläßt der Käufer, rechtzeitig zu rügen, fo gilt das Manko 
als genehmigt, der Käufer kann nicht einmal Preisminderung be⸗ 
gehren.” 

2) „Iſt der Kaufpreis nach Gewicht und Maß vereinbart, fo hat der 
Käufer die wirklich gelieferte Menge zu bezahlen; weder verliert 
er im Falle der Minderlieferung durch die unterlaſſene Rüge das 
Recht, einen entſprechenden Abzug vom Kaufpreiſe zu machen, noch 
kann er unentgeltliche Überlaſſung der zu viel gelieferten Menge 
verlangen.“ 
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die Berechnung des Geſamtpreiſes vorbehalten und kann ver⸗ 
ſchieden ausfallen, je nachdem, wie unter ſolchen Verhält⸗ 
niſſen wohl gewöhnlich, das Geſchäft ſchließlich in eine Liefe⸗ 
rung von dem abgemachten Umfange oder von mehr oder 
weniger ausläuft. § 378 verweiſt auf § 377. Nach dieſem 
gilt die „Ware als genehmigt,“ alſo als Erfüllung ſchaffend, 
wenn die Lieferung vom Käufer nicht rechtzeitig beanſtandet 
wird; nach § 378 auch in dem Falle, wo die Lieferung der 
Beſtellung in der gelieferten Menge nicht entſpricht. Durch 
die Erfüllung oder durch die vom Geſetze der Erfüllung 
gleichgeſtellte Lieferung würde eine feſtſtehende Gegenleiſtung, 
alſo ein nicht mehr zu berechnender oder zu bemeſſender, 
ſondern ziffernmäßig feſtſtehender Kaufpreis fällig (B. GB. 
§ 320 ff.), und nur dieſer, möchte dann auch mehr oder 
weniger, als vereinbart, vom Verkäufer geliefert ſein. Die 
Annahme ſtillſchweigender Genehmigung, die Folge des „Ver⸗ 
ſchweigens“ des Rügerechts, die $ 377 im HGB. anordnet, 
und die durch § 378 auf den nichtvertragsmäßigen Umfang 
der Ware übertragen ift, gibt dem Verkäufer, ohne Rüdficht 
auf etwaige Unvollkommenheiten, Mängel oder Lücken der 
eigenen Leiſtung, das Recht auf die Gegenleiſtung. Dieſe 
ſoll und muß im Falle des § 378 aber erſt berechnet, mittels 
eines Preiseinheitsſatzes aus der Menge der vom Verkäufer 
zu liefernden Ware gefunden werden. 

Iſt dieſer Berechnung nun die wirkliche Lieferung oder 
diejenige, die vertragliche Menge überſchreitende oder unter 
ihr bleibende Lieferung zu Grunde zu legen, die das Geſetz 
als Erfüllung genügen läßt und anzuſehen gebietet? Geht 
der in die ſo leicht irreführende Fiktionsform gekleidete 
Gedanke des Geſetzes dahin, daß die Lieferung in allen 
Punkten der abgemachten Lieferung nach Umfang (und Güte) 
gleichſtehen ſoll? 

Das Geſetz will gewiß nur den Käufer zur Gegen⸗ 
leiſtung verpflichten, aber nicht aus eins zwei oder aus drei 
zwei machen, wenn Zahlen dieſe Gegenleiſtung der Größe 
nach beſtimmen ſollen. Es hat auch gewiß keinen Sinn, 
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dem Verkäufer )), der zu viel ſandte, durch dieſe Beſtim⸗ 
mung, die ſich doch offenbar nur gegen den ſäumigen 
und ſich nicht rechtzeitig wehrenden Käufer richtet, Abbruch 
zu tun und ihn auf die niedrigere Preisſumme beſchränken, 
die ſich aus der vertragsmäßig beliebten, aber (mit Geſtattung 
des Geſetzes) nicht innegehaltenen Warenmenge ergäbe. Wenn 
das aber richtig iſt, ſo muß, — alsdann freilich zu Ungunſten 
des Verkäufers, — auch umgekehrt gelten, daß der Verkäufer 
ſich zwar mit der nichtvertragsmäßigen Leiſtung ſeinerſeits 
befreit, aber doch die Preisſumme nach ihr nicht höher be⸗ 
rechnen darf, als ihre wirkliche Menge ausmacht. Ein weſent⸗ 
licher Vorteil aus der Vorſchrift des § 378 bleibt ihm dann 
doch. Denn an ſich brauchte ja der Käufer weder Mehr⸗ 
noch Minderlieferung (diefe ſchon nach § 266 des B. GB. 
als „Teilleiſtung“ nicht) anzunehmen, da er, z. B. bei wohl⸗ 
berechneten Einkäufen für eine Feſtlichkeit, durch einen Über: 
ſchuß ebenſo wie durch ein Zuwenig in große Ungelegenheit 
geſetzt werden könnte; ja, wo ein Zukauf für das Zuwenig 
nicht mehr möglich, die ganze Lieferung für ihn wertlos zu 
werden vermöchte. Das, und nur das, ſoll er aber, zum 
Vorteile des Lieferanten, über ſich ergehen laſſen, wenn er 
ſich nicht alsbald dagegen verwahrt; über den Umfang ſeiner 
Verpflichtung iſt damit noch nicht entſchieden. Wenn dieſe, 
nur das Recht des Käufers beſchränkende Vorſchrift des § 378 
dem Verkäufer bei Mehrlieferung den Anſpruch auf den, 
unter Berückſichtigung dieſes Mehr zu berechnenden Preis 
nicht abſchneiden kann, ſo zeigt es ſich, daß die Gleichſtellung 
von Leiſtung und bedungener Leiſtung keinenfalls unbedingt 
und in jeder Beziehung gilt. Sie gilt nicht weiter, als es 
das berechtigte Intereſſe des Verkäufers vernünftigerweiſe 
erheiſcht; dieſes geht aber, weil dafür der Ausdruck im 


3) Jede Hausfrau weiß, daß der Fleiſcher faſt nie das beſtellte 
Gewicht an Fleiſch liefert und tatſächlich auch regelmäßig nicht 
liefern kann. Beide würden aber wohl ſehr erſtaunt ſein, wenn 
man bei der Abrechnung $ 378 zu Grunde legen wollte. 
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Geſetze fehlte, nicht auch dahin, daß er mehr bezahlt er⸗ 
halte, als er geliefert hat. 

So dürfte doch auch in einem ähnlichen Falle nicht die 
wirklich gelieferte Menge außer Betracht bleiben und blind⸗ 
lings der vertraglich beſtimmten gleichgeſetzt werden, wo etwa 
ein Dritter für ſie einen angemeſſenen Geſamtpreis 
beſtimmen ſollte ($ 317 B. GB.). Das würde trotz allen 
Rügeverluſtes ſelbſt für die Fälle des $ 377 im HGB. gelten; 
dem billigen Ermeſſen kann auch dann nur die wirkliche ge⸗ 
lieferte, nicht die für mangelfrei geltende Ware unterbreitet 
werden! 

Die Berechnung nach Einheitsſatz wird im Verkehr meiſt 
nur dann Platz greifen, wo es in Wahrheit auf etwas mehr 
oder weniger bei der zu liefernden Stückzahl oder Gewichts⸗ 
menge nicht ankömmt. Trotz $ 378 HGB.s ift dann der 
Empfänger nicht weniger, als der Verkäufer, ſicher, daß das 
wirklich Erhaltene und nur dieſes bezahlt werden müſſe; es 
liegt in der Beſonderheit ſolcher Fälle, daß das erſt nach der 
Lieferung ausgerechnet wird. Ein Prokruſtesbett ſoll der 
§ 378 deshalb nicht fein! Der dem Verkäufer aus der er- 
mangelnden Abwehr des Käufers erwachſende Vorteil, daß 
er erfüllt habe, genügt vollkommen. 

Als Folge dieſer Auffaſſung ergibt ſich dann, daß der 
Verkäufer bei Einforderung einer Kaufgeldſumme, die größer 
iſt, als ſie bei genauer Innehaltung des Vertrages fällig 
ſein würde, die Mehrlieferung, und umgekehrt der Käufer, 
wie bei der actio quanti minoris, — vgl. Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen in Zivilſachen, Bd. XX S. 7; B. GB. § 363 
a. E. („unvollſtändig“), — die Minderlieferung nachzu⸗ 
weiſen hätte und nachweiſen dürfte. — 


Das zweite Urteil des Oberlandesgerichts betraf einen 
Fall, wo ein Gaſtwirt 6 Faß echten Südweines in K. ge⸗ 
kauft hatte; die in S. anlangenden Fäſſer aber mit einem 
Gebräu von Zuckerwaſſer gefüllt waren. Der Empfänger 
hatte die Anzeige unterlaſſen, weil die gelieferte Ware von 
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der beſtellten ſo erheblich abwiche, daß der Verkäufer deren 
Genehmigung nicht erwarten könne; ſo erfuhr der letztere 
erſt nach dreizehn Wochen, daß die Bezahlung des „Weines“ 
verweigert werde. 

Bei der Entſcheidung war zu erwägen, wem der Be⸗ 
weis obliege, daß ordnungsmäßige Ware abgeſandt ſei. 
Dieſe Frage kam dann zwar nicht zu einer ausdrücklichen 
Entſcheidung, da dieſe aus anderen Gründen ſich ergab; aber 
aus dem Umſtande, daß das Urteil ſie aufwarf, läßt ſich 
auf die Anſicht des Gerichts ſchließen, daß die Antwort darauf 
nicht ohne weiteres gegeben ſei. | 

Es mag geftattet fein, darüber in Kürze folgendes zu 
bemerken. 

Die Zuſendung der Ware geſchieht auf Gefahr des 
Käufers: $ 447, Abſ. 1 des B. GB.s Was damit unterwegs 
vor ſich geht, wird ihm zur Laſt gerechnet. Langt nun ſelbſt 
ein derartiges „aliud“ beim Käufer an, ſo muß er ſich ſagen, 
daß, wo immer eine Auswechslung der Ware oder Verſchlech⸗ 
terung derſelben von außen her während der Beförderung 
möglich war, ſie ihn und nicht den ahnungsloſen Verkäufer 
angeht. Steht ihm daher auch nicht ein Rügeverluſt aus 
dem § 378 entgegen, ſo doch vielleicht die allgemeine Er⸗ 
wägung, daß in einem derartigen Verhalten nach Empfang 
einer beſtellten Sendung der Verkäufer verſtändigerweiſe nur 
deren Billigung ausgeſprochen finden könne und finden dürfe, 
— wenigſtens, ſoweit er ſelber zu erfüllen gutgläubig an⸗ 
nahm. Doch würde man vom Verkäufer dann wohl den 
Nachweis hiervon verlangen, ſo daß hiermit nicht weiter 
zu kommen wäre. 

Jedenfalls muß ſich aber der Käufer ſagen, daß er 
nicht vertragstreu)) handle, wenn er durch fein Schweigen 
die geeignete Zeit verſtreichen laſſe, in der ſein Verkäufer 
noch genügend in der Lage iſt, den Beweis vertragsmäßiger 


4) Man vergleiche hierzu die lehrreiche Auseinanderſetzung von Has 
nauſek, Haftung des Verkäufers Bd. I (1883) S. 262. 
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Abſendung zu führen, weil ſeine Gehilfen noch bei ihm ſind 
und ſich der Sache erinnern; und daß ſonſt, beim Mangel 
ſolches Nachweiſes, dieſem die Gefahr der Beförderung, die 
doch der Empfänger nach dem Geſetze tragen ſoll, tat⸗ 
ſächlich aufgebürdet werde. 

Die Pflicht des Käufers geht daher, wo irgend nur mit 
der vorher angedeuteten Möglichkeit zu rechnen iſt, weiter, 
als die Worte des Geſetzes erkennen laſſen; ſie wird eben 
auch noch durch das Gebot von „Treu und Glauben“ im 
§ 242 des B. GB.s (nicht § 157 dort, wie irrig das Reiche: 
gericht, Zivilentſcheidungen, Bd. XLIX S. 161 annimmt) be⸗ 
ſtimmt. Es handelt ſich um eine der vielen un ausge⸗ 
ſprochenen, im § 242 wurzelnden Vertragspflichten, die 
ich in meiner Schrift: „Treu und Glauben im Rechte der 
Schuldverhältniſſe“ (S. 192—202) eingehend erörtert habe. 

Wenn § 378 des HGB.s beim Empfange einer gänzlich 
von der Beſtellung abweichenden Ware eine Rüge im Sinne 
des § 377 nicht vorſchreibt und nicht die dem Empfänger 
ungünftige Folge des $ 377 daran knüpft, fo folgt daraus 
noch nicht, daß er ſich nun gänzlich teilnahmslos verhalten 
dürfe, wenn er ſeine Vertragspflicht nicht verletzen will. 

Die beſondere Vorſchrift der SS 377, 378 darf den 
Blick auf die allgemeinen Regeln des Vertragsrechts nicht 
verſperren. 

Verletzt aber der Empfänger nach Lage der Sache eine 
ſolche Vertragspflicht auf Kundgebung der Sachlage, 
ſo tritt als Rechtsfolge, wie immer bei Vertragsverletzungen, 
an und für ſich Schadenserſatzpflicht ein. Daneben kann es 
aber auch im Sinne des Geſetzes liegen und iſt ihm nach 
§ 157 B.GB.s, wie ich gleichfalls a. a. O. S. 173 ff. darzu⸗ 
legen verſucht habe, zu entnehmen, daß, — an Stelle des 
hier wenig bedeutſamen Rechts auf Schadenserſatz, — eine 
andere Verteilung der Beweislaſt dem Benachteiligten 
zu gute kommen ſoll; daß ſich, nach gewöhnlicher Redeweiſe 
(val. z. B. Staub, Erläuterungen des HGB., VII. Aufl., 
S. 1370), die „Beweislaſt umdreht“. Es iſt nach der auch 
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beim Geſetze anzuwendenden Auslegung nach Treu und 
Glauben ſo anzuſehen, daß die Regel über Beweislaſt, die 
danach ja ſonſt den Verkäufer träfe, in dieſem beſonders 
geſtalteten Falle nicht maßgeblich iſt, ſondern dadurch zu er⸗ 
ſetzen iſt, daß demjenigen, dem nach aller Billigkeit der Be⸗ 
weis zugemutet werden kann, dieſer Beweis auch aufzuerlegen 
iſt. Er würde dahin gehen, daß der Empfänger nicht nur 
eine völlig abweichende Lieferung im Sinne des Schlußſatzes 
von § 378 HGB.s erhalten habe, ſondern auch, daß diefe 
Abweichung, wie aus der unverletzten Verpackung, dem un⸗ 
veränderten Gewicht u. ſ. w. zu ſchließen ſei, nicht auf einen 
Eingriff von dritter Hand während der Beförderungszeit 
zurückgeführt werden könne. Soweit dieſer letzte, nicht leicht 
zu beſchaffende Teil des Beweiſes mißlingt, hat ſich das 
dann lediglich der ſäumige Käufer zuzuſchreiben, der ſeinen 
Gegner ſo wenig „loyal“ behandelte. 

Ich habe mit Abſicht oben die Worte gewählt „nach 
Lage der Sache“. Denn nur danach kann allerdings in 
jedem einzelnen Falle, ſo ſehr das auch die richterliche Ent⸗ 
ſcheidung erſchwert, beurteilt werden, ob ſich der Käufer wirk⸗ 
lich einer Verletzung ſolch unausgeſprochener Vertragspflicht 
nach § 242 im B. GB. ſchuldig gemacht habe. Aber das 
iſt ja auch eben die ſchöne Errungenſchaft bei dieſer, dem 
großartigen römiſchen Rechtsgedanken der „bona fides“ ent⸗ 
ſprechenden Vorſchrift, daß nicht die Schablone des Geſetzes 
weiter gilt, als erforderlich iſt; und unſere Gerichte ſollten 
wahrlich nicht zögern, von dieſer herrlichen Freiheit reichlich 
Gebrauch zu machen, um den alten Vorwurf formaliſtiſcher 
Geſetzeshandhabung ganz von fih abzuſchütteln. Sehe ich 
übrigens auf die Erörterungen bei Staub, a. a. O. S. 1379 
in Anmerkung 155, 156 zu § 377, fo glaube ich, mit dieſer 
hier vertretenen Auffaſſung gar nicht ſo etwas Befremdendes 
geſagt zu haben. 

Die Regel, daß der Käufer da, wo eine Auswechslung 
oder weſentliche Verſchlechterung der Ware von außen her 
während der Beförderung möglich war, nach Treu und 
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Glauben die vertragliche Pflicht habe, binnen angemeſſener 
Zeit den Verkäufer auch über den Eingang einer völlig von 
der Beſtellung abweichenden Ware, alſo über den Wortlaut 
des § 378 HGB.s hinaus in Kenntnis zu ſetzen, möchte ich 
ſchließlich noch dahin ausdehnen, daß ſie auch Platz greife, 
wo der Verkäufer ſelbſt bei Abſendung ſich in der Auswahl 
offenſichtlich vergriff. Es iſt z. B. der Inhalt zweier Sen⸗ 
dungen an verſchiedene Empfänger in einer jedem von ihnen 
erkennbaren Weiſe vertauſcht. Ich verweiſe hier nochmals 
auf Staub, a. a. O. S. 1380, Anmerkung 160, und be⸗ 
ſchränke inſoweit meine eigene, in der oben angeführten 
Schrift S. 186 vorgetragene Anſicht. 


IV. 


Offene Hundelsgefelfhnft zwiſthen Ehegatten beim 
Vorliegen der allgemeinen Gülergemeinſchaft. 


Von 
Herrn Dr. Alfred Gildemeiſter in Bremen. 


§ 1. 


Wenn wir mit Laſtig ) die wirtſchaftlichen Kriterien 
der Geſellſchaft, und folglich auch der Handelsgeſellſchaft, 
in erſter Linie in der Vereinigung der für ein beſtimmtes 
Unternehmen erforderlichen Mittel erblicken, ſo begegnen wir 
dieſen Merkmalen bei einer anderen, auf einem anſcheinend 
völlig verſchiedenen Gebiete liegenden Rechtsbildung: der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft der Ehegatten. Dieſes Güter⸗ 
ſyſtem ſtellt ſich dar als eine Vermögensgemeinſchaft wie die 
Handelsgeſellſchaften und bezweckt regelmäßig wie dieſe die 
Vereinigung der an ſich getrennten Vermögen zu gemeinſamer 
wirtſchaftlicher Verwendung. Es ergeben ſich insbeſondere 
ähnliche Haftungsverhältniſſe wie bei der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft; denn für die güterrechtlich zuläſſigen Rechtshand⸗ 
lungen eines Gatten haftet der andere regelmäßig perſönlich 
wie ein Geſellſchafter . 

Der großen wirtſchaftlichen Verwandtſchaft beider In⸗ 
ſtitute entſpricht aber eine ebenſo große rechtliche: beide ſind 


mn eae 


1) In Endemanns Handbuch I S. 317. 
2) Vgl. Poſt, Samtgut S. 42. 
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Gemeinſchaften auf Grundlage des Prinzips der geſamten 
Hand. Früh erhob ſich daher auch die Frage, ob hieraus 
nicht die rechtliche Konſequenz gezogen werden müßte, daß bei 
gemeinſchaftlichem Handelsbetriebe der Gatten eine Handels⸗ 
geſellſchaft zwiſchen den Gatten als vorliegend anzunehmen 
ſei. Geſetzgebung und Wiſſenſchaft haben dieſem Gedanken 
gegenüber indeſſen faſt ſtets eine ablehnende Haltung ein⸗ 
genommen, beſonders mit Rückſicht auf den familienrechtlichen 
Charakter des Verhältniſſes der Gatten zu einander. So 
hat ſchon die Rota Florentina Dec. 65 beſtimmt, daß die 
Frau nicht als socia ihres Mannes angeſehen werden könne, 
weil ihr Zuſammenleben einen anderen Rechtsgrund habe, 
als den gemeinſchaftlicher Erwerbstätigkeit 3). 

Der Tatſache konnte man ſich jedoch nicht verſchließen, 
daß eine zwiſchen den Gatten beſtehende Gütergemeinſchaft 
für die Haftung Dritten gegenüber ebenſo wirkte, wie eine 
offene Handelsgeſellſchaft. | 

Doch war die gegenſeitige Haftung nicht ftets erft eine 
Folge der beſtehenden Gütergemeinſchaft. Umgekehrt war 
vielmehr von beſtimmendem Einfluß das Verkehrsintereſſe. 
Es wurde zu einem Bedürfnis, beim Abſchluß von Geſchäften 
mit einem der Gatten, welche miteinander ein Erwerbsgeſchäft 
gemeinſchaftlich betrieben, die Gewißheit zu haben, daß auch 
den anderen Gatten die volle handelsrechtliche Haftung träfe. 
Dementſprechend haben) zahlreiche Landesgeſetze insbeſondere 
für die Ehefrau beſtimmt, daß ſie, wenn ſie „mit ihres 
Mannes Gewerbe erweislichermaßen ſich belade, in Laden 
und Markt mit Kaufen und Verkaufen hantiere“, für die 
Geſchäftsſchulden mit eigenem Vermögen hafte. 

Wollte man aber eine gegenſeitige Haftung jedes Gatten 
für den anderen Gatten erreichen, ſo wurde dieſem Bedürf⸗ 
nis durch eine völlige Gemeinſchaft der Güter entſprochen. 


3) Vgl. Max Weber, Zur Geſchichte der Handelsgeſellſchaft S. 156. 
4) Laſtig in Endemanns Handbuch I S. 158; Stobbe⸗SLeh⸗ 
mann IV S. 193. 
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Sie bot die Sicherheit, daß keiner der Gatten durch güter⸗ 
rechtliche Maßnahmen ſich der unbeſchränkten Haftung entzog. 
Zudem konnte dogmatiſch eine unbeſchränkte gegenſeitige 
Haftung nur aus Gütergemeinſchaft der Gatten hergeleitet 
werden. 

Dieſen weiteren Schritt hat dann die Rechtsentwickelung 
auch getan, wie der Satz beweiſt: Sitzen zu offenem Kram 
und Laden, Sitzen zu offenem Bank und Schragen bewirket 
die allgemeine Gütergemeinſchaft 5). 

Somit hatte die Rechtsentwickelung dahin geführt, daß 
man die gemeinſchaftlich ein Erwerbsgeſchäft betreibenden 
Gatten gegenſeitig wie Handelsgeſellſchafter haften ließ, ja 
ſie einem Güterſyſtem unterwarf, welches dieſe Haftung auch 
güterrechtlich verbürgte. 

Nach der bekannten Laband ſchen Formulierung), daß 
die offene Handelsgeſellſchaft ein Verhältnis ſei, „durch das 
ohne alle Rückſicht auf die zu Grunde liegenden inneren 
Beziehungen der Beteiligten lediglich die Haftung für die 
Schulden eines unter gemeinſchaftlicher Firma betriebenen 
Handelsgewerbes geregelt werde“, würde damit allerdings 
eine offene Handelsgeſellſchaft zwiſchen den Gatten beſtehen. 
Dann hätten aber die Gatten auch die perſönliche Rechts⸗ 
ſtellung von offenen Handelsgeſellſchaftern einnehmen müſſen 
und damit insbeſondere die Ehefrau die einer Handelsfrau. 

Dieſe Konſequenz aber aus der gegenſeitigen Haftung 
allein zu ziehen, hat insbeſondere das preußiſche allgemeine 
Landrecht abgelehnt und im II. Teil Titel VIII § 496 be⸗ 
ſtimmt: „Die Ehefrau eines Kaufmanns, welche demſelben 
bloß hilfreiche Hand leiſtet, iſt ſelbſt an Orten, wo Gemein⸗ 
ſchaft der Güter obwaltet, als eine Kaufmannſchaft treibende 
Perſon nicht zu achten.“ 


5) So nach dem Kommentar von Anſchütz und Völderndorff 
1 S. 63 in zwölf bayriſchen Partikularrechten. Vgl. Stobbe⸗ 
Lehmann a. a. O. 

6) In dieſer Zeitſchrift Bd. XXX S. 509 ff. 
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Wenn man ſomit auch die Haftung allein nicht als 
entſcheidend anerkannte, ſo mußte man ſich doch die Frage 
vorlegen, ob nicht in dem Falle, daß der eine Gatte nicht 
nur hilfreiche Hand im Erwerbsgeſchäft des anderen leiſtete, 
ſondern der Betrieb wirklich ein gemeinſchaftlicher war, eine 
offene Handelsgeſellſchaft als vorliegend angenommen wer⸗ 
den müſſe. 

Aus Anlaß einer Entſcheidung des Lübiſchen Ober⸗ 
appellationsgerichtes vom 28. Februar 1824 haben ſich 
Heiſe und Cropp in ihrer Abhandlung von der Verpflich⸗ 
tung verheirateter Frauenzimmer als Handelsfrauen “) mit 
der „ſchwierigen Frage“ beſchäftigt, „wann eine offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft unter den in allgemeiner Gütergemeinſchaft 
Handel treibenden Ehegatten anzunehmen ſei“. 

Sie fanden die Hauptſchwierigkeit darin, daß „jemand 
ſehr wohl offener Handelsgeſellſchafter ſein kann, ohne daß 
ſein Name in der Firma ſteht“. 

Jedoch neigten ſie der Annahme einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft zu, abgeſehen von dem Falle, daß die Ehefrau 
nicht sui juris ſei. 

Dieſes perſönliche Moment muß allerdings in dieſer 
Frage als entſcheidend angeſehen werden, wenn man mit 
der herrſchenden Lehre und im Gegenſatz zu Laband die 
offene Handelsgeſellſchaft als auf einem Vertrage wie die 
bürgerliche Geſellſchaft ruhend anſieht. Deshalb muß jeder 
der Ehegatten im ſtande ſein, mit dem anderen einen der⸗ 
artigen Vertrag abzuſchließen, das heißt, er muß einerſeits 
entſprechend geſchäftsfähig ſein und andererſeits darf er nicht 
zu dem anderen in einem Verhältnis der Abhängigkeit ſtehen, 
wie beiſpielsweiſe im älteren römiſchen Recht das Hauskind 
zum pater familias 8). 


7) Juriſtiſche Abhandlungen mit Entſcheidungen des Oberappellations⸗ 
gerichtes der vier freien Städte Deutſchlands. Hamburg 1827, 
S. 8 ff. 

8) $ 6 I de inst. stip. 3, 19; l. 2 pr. D. de contr. emt. 18, 1 
J. 52 D. ad SC. Treb. 86, 1. 
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Dieſe Momente kommen beſonders für die Ehefrau in 
Betracht. 

Das allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch, das ſo vielen 
neuen Rechtsgedanken die Bahn gebrochen hat, hat auf ſeinem 
Gebiete zuerſt für die gewerbsmäßig Handel treibende Frau 
die volle Geſchäftsfähigkeit in Art. 6 anerkannt. 

Dagegen mußten auch unter ſeiner Herrſchaft für die 
familienrechtlichen Beziehungen zwiſchen den Gatten die Par⸗ 
tikulargeſetze maßgebend bleiben. Zu Gunſten der ehemänn⸗ 
lichen Gewalt beſtimmte jedoch Art. 7, daß eine Frau ohne 
Einwilligung des Mannes nicht Handelsfrau ſein könne. 

Mit der durch das allgemeine deutſche Handelsgeſetz⸗ 
buch gegebenen Neuregelung der perſönlichen Rechtsſtellung 
der Ehefrau war unſere Frage in ein neues Stadium ge⸗ 
treten. | 

Der Geſetzgeber hat fih auch inſoweit mit der Frage 
beſchäftigt, als er die Haftung zu regeln unternahm, welche 
den Ehemann einer Handelsfrau insbeſondere beim Vorliegen 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft für deren Handelsſchulden 
treffen ſollte. l 

Der Art. 8 beſtimmte, daß eine Handelsfrau, welche 
mit ihrem Mann in Gütergemeinſchaft lebe, auch das ge⸗ 
meinſchaftliche Vermögen, das Geſamtgut, verpflichte; im 
Schlußſatz aber hieß es: „ob der Ehemann zugleich mit 
ſeinem perſönlichen Vermögen haftet, iſt nach Landesrecht zu 
beurteilen“. 

Die Entſtehungsgeſchichte dieſes Schlußſatzes iſt nicht 
ohne Intereſſe. 

Bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft war landesgeſetz⸗ 
lich die Frage, ob und inwieweit der Ehemann für Schulden 
der Frau, die Geſamtgutsſchulden ſind, auch perſönlich hafte, 
entweder gar nicht oder nur unklar entſchieden ). 

Eine konſequente Durchführung des Gedankens, daß bei 


9) Motive zum Bürgerlichen Geſetzbuch IV S. 366. Staudinger, 
Kommentar zum Familienrecht (1899) S. 219. 
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dem gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb der Gatten im Inter⸗ 
eſſe der Verkehrsſicherheit eine gegenſeitige Haftung, ja 
Gütergemeinſchaft eintreten ſollte, hätte dazu führen müſſen, 
bei beſtehender Gütergemeinſchaft auch dieſe perſönliche Haf⸗ 
tung des Mannes anzuordnen. 

Das hatte das allgemeine Landrecht im II. Teil Titel 1 
§ 337 getan, ebenſo der code de commerce, der in Art. 5 
vorſchreibt: la femme si elle est marchande publique. 
oblige aussi son mari s’il y a communauté entre eux. 

Im Art. 6 des preußiſchen Entwurfes hatte der Schluß: 
ſatz deshalb auch gelautet: „ſie verpflichtet auch ihren Ehe⸗ 
mann, wenn Gütergemeinſchaft unter ihnen beſteht“. Er 
wurde aber bereits in erſter Leſung verworfen, ebenſo ein 
gleicher Antrag in der zweiten Kommiſſion. Man wollte 
ſich ausdrücklich in Gegenſatz zu dem Gedanken ſetzen, daß 
der Ehemann hier eine Art von Handelsgeſellſchafter fei !“). 
Von dieſem Gedanken war auch die franzöſiſche Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft ausgegangen, qu'il est tout simple que le mari soit 
considéré comme son associé 11). Zur Begründung feiner 
Anſicht führte man an, das Güterrecht bewege ſich außerhalb 
des Kreiſes des Handelsrechtes, die Güterverhältniſſe wolle 
man nicht in ſeinen Bereich ziehen. Beſtehe Gütergemein⸗ 
ſchaft, ohne daß die Gatten in eine handelsrechtliche Gemein⸗ 
ſchaft getreten ſeien, ſo begründe ſich dadurch keine handels⸗ 
rechtliche Haftung 1. 

Die Erklärung, nicht in das Güterrecht eingreifen zu 
wollen, erſcheint neben der vorhergehenden Beſtimmung des 
Art. 8, daß das Geſamtgut haften ſolle, einigermaßen ver⸗ 
wunderlich, ebenſo der Standpunkt des Geſetzgebers, der 
erklärt, eine poſitive Geſetzesvorſchrift nicht geben zu wollen, 
weil aus dieſer ihm unerwünſchte theoretiſche Rückſchlüſſe 


10) Vgl. Anſchütz und Völderndorff, Kommentar zum Allg. D. 
Handelsgeſetzbuch I S. 62 ff. 

11) Code civil, expliqué par Rogron. Paris 1858. 

12) Vgl. Protokolle S. 18, 19, 26—31, 63—70. 
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auf das Beſtehen einer Geſellſchaft gezogen werden könn⸗ 
ten 18). 

Wäre es übrigens möglich, einen ſachlichen Unterſchied 
zwiſchen güterrechtlicher und handelsrechtlicher Haftung zu 
machen, ſo dürfte auch bei unbeſchränkter Haftung des Mannes 
eine Handelsgeſellſchaſt nicht angenommen werden )). 

Ein klaſſiſches Beiſpiel dafür, daß auch eine völlig nach 
dem Muſter einer offenen Handelsgeſellſchaft geregelte Haf⸗ 
tung der Gatten nicht notwendigerweiſe zu dem Schluſſe zu 
führen braucht, daß nun wirklich eine offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft vorliege, bietet das franzöſiſche Recht. Trotzdem der 
Art. 5 des code de commerce, wie wir ſahen, den Mann 
der vollen Haftung eines Handelsgeſellſchafters unterwirft, 
nimmt die franzöſiſche Wiſſenſchaft und Rechtſprechung nicht 
nur an, daß hier keine Handelsgeſellſchaft vorläge, ſondern 
daß von Ehegatten überhaupt eine ſolche Geſellſchaft nicht 
eingegangen werden könnte 15). 

Als das weſentliche Moment hat man auch hier das 
perfönliche Verhältnis der Gatten erkannt: Le motif mili- 
tant d’après la jurisprudence contre la validité des sociétés 
entre époux se tire de la position subordonnée de la femme 
par rapport au mari. Le contrat de société conférerait 
à la femme un pouvoir incompatible avec son état de 
soumission 16). Denn die franzöſiſche Ehefrau ſteht im 
Mundium ihres Ehemannes: Les époux ne peuvent déroger 
aux droits résultant de la puissance maritale sur la per- 
sonne de la femme, Art. 1388 des code civil. 

Die Herrſchaftsrechte des Mannes ergreifen aber be⸗ 

ſonders bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft auch das 


13) Das preußiſche Einführungsgeſetz enthielt in Art. 19 und 39 dem 
preußiſchen Antrag entſprechende Vorbehalte. 

14) Staub 8 105 Anm. 12. 

15) Précis de droit commercial par Ch. Lyon-Gaën et L. Re- 
nault II S. 589. 

16) Traité élémentaire de droit commercial par Thaller. Paris 
1900, ©. 206. 
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güterrechtliche Gebiet; ſie ſind auch hier ſo abſolute, daß 
jede Modifikation dieſes Verhältniſſes ſie verletzen müßte: 
il est clair, que si le régime était la communauté, et que 
la société eût pour résultat, soit de confier à la femme 
la direction de cette communauté, soit de rendre le mari, 
comptable des valeurs, qui en font partie, la femme s’as- 
surerait une position qu'elle n’a pas le droit de prendre 1). 

Endlich aber widerſetzt ſich das eheliche Güterrecht als 
ſolches in eigentümlicher Starrheit allen anderweitigen ver⸗ 
mögensrechtlichen Vereinbarungen der Gatten: Toutes con- 
ventions matrimoniales ne peuvent recevoir aucun change- 
ment après la célébration du mariage (Art. 1395 des code 
civil) 18). 

Gewiß entſpricht die Entſcheidung, welche die franzö⸗ 
ſiſche Jurisprudenz gegeben hat, den lapidaren Sätzen des 
napoleoniſchen Geſetzbuches, ebenſo gewiß aber ift, daß auf 
Grundlage unſeres modernen Reichsrechtes die entgegengeſetzte 
Entſcheidung zu treffen iſt. Die Möglichkeit des Abſchluſſes 
eines Geſellſchaftsvertrages zwiſchen Gatten iſt auch im 
früheren Recht nicht in Zweifel gezogen worden. Aber auch 
die Bedenken, die man dagegen erhoben hat, daß der ge⸗ 
meinſchaftliche Handelsbetrieb der Gatten als offene Handels⸗ 
geſellſchaft aufgefaßt würde, können nicht mehr aufrechterhalten 
werden. 

Einmal beſitzt heute die Frau die volle Geſchäftsfähig⸗ 
keit des Mannes, ferner kann ſie auch ohne Zuſtimmung 
ihres Mannes Handelsfrau ſein und endlich iſt die Haftung 
der gemeinſchaftlich ein Erwerbsgeſchäft betreibenden Gatten 
bei allgemeiner Gütergemeinſchaft beiderſeits eine unbe⸗ 
ſchränkte 1°). 


17) Thaller ibid. S. 207. 

18) Thaller ibid. S. 206. „Une jurisprudence très ferme se 
prononce contre la validité des sociétés entre époux, elle 
s'explique par le principe de l'immutabilité des conventions 
matrimoniales.“ 

19) Vgl. $$ 1452, 1459 und 1460 B.GB.2. 
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Die damit gegebene Regelung des Verhältniſſes muß 
aber als eine zweckentſprechende angeſehen werden. Die 
Eigenart unſeres Falles liegt darin, daß hier zwiſchen den⸗ 
ſelben Perſonen eine Doppelgemeinſchaft begründet wird, 
eine familienrechtliche und eine handelsrechtliche, jede mit 
beſonderen perſönlichen und vermögensrechtlichen Beziehungen. 

Jede dieſer beiden Gemeinſchaften verfolgt ihre beſon⸗ 
deren Zwecke und dieſe müſſen auch für das Recht beider 
maßgebend werden. Grundſätzlich iſt alſo zu fordern, daß 
die Gatten, deren aus der ehelichen Gemeinſchaft ſich ergeben⸗ 
den perſönlichen und güterrechtlichen Beziehungen ſich nach 
Familienrecht beſtimmen, für das geſonderte handelsrechtliche 
Gebiet die Freiheit behalten, ihre Beziehungen zu regeln. 

Andererſeits darf nicht vergeſſen werden, daß die zu 
völliger Lebensgemeinſchaft eingegangene Ehe alle Lebens⸗ 
verhältniſſe der Gatten ergreift, daß alſo jede Begründung 
perſönlicher und vermögensrechtlicher Beziehungen die fami⸗ 
lienrechtliche Sphäre berühren muß. 

Es iſt jedoch zu fordern, daß die familienrechtlichen 
Beſtimmungen, weil ſie auf die Fülle aller Lebensverhältniſſe 
Anwendung finden, elaſtiſch genug find, eine freie Geſtaltung 
der beſonderen Verhältniſſe zu geſtatten, welche das Weſen 
der Ehe nicht unmittelbar berühren, aber doch in das Inter⸗ 
eſſengebiet der Gatten fallen. 

Somit bleibt uns die Frage zu booter: wie ſich 
die Handelsgeſellſchaft dem Syſtem familienrechtlicher Be⸗ 
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches eingliedert. Wir 
beſchränken uns dabei auf die offene Handelsgeſellſchaft und 
laſſen die Kommanditgeſellſchaft beiſeite. 


§ 2. 


Die offene Handelsgeſellſchaft unterſteht, ſoweit im Han: 
delsgeſetzbuch nicht beſondere Beſtimmungen getroffen ſind, 
den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Ge⸗ 
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ſellſchaft ($ 105 Ziff. II B. GB.). Sie it mithin eine Mb- 
art der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes ?“). 

Daraus ergibt ſich für ſie das Erfordernis des Ab⸗ 
ſchluſſes eines Gefellſchaftsvertrages (§S 705 B. GB. 3). Diefer 
Abſchluß kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erfolgen, er 
bedarf keiner Form. 

Ferner muß der Zweck auf den Betrieb eines Handels⸗ 
gewerbes gerichtet fein, das zu den in $ 1 HGB.s auf: 
gezählten Arten gehört oder das dadurch zum Handelsgewerbe 
eines Vollkaufmanns erhoben iſt, daß für dieſes Unternehmen 
mit Rückſicht auf die Art und den Umfang des Geſchäfts⸗ 
betriebes nach §S 2 HGB.s eine Firma in das Handelsregiſter 
eingetragen iſt? ). 

Drittens iſt ein Betrieb unter gemeinſchaftlicher Firma, 
das heißt unter Führung eines gemeinſchaftlichen kaufmän⸗ 
niſchen Geſchäftsnamens erforderlich ($ 105 in Verb. mit 
8 17 HGB. s). 

Endlich darf die Haftung keines der Geſellſchafter gegen⸗ 
über den Gläubigern beſchränkt ſein. 

Liegen dieſe Erforderniſſe vor, ſo iſt damit die offene 
Handelsgeſellſchaft entſtanden, die Eintragung in das Han⸗ 
delsregiſter hat dann zunächſt nur rechtsbekundende Bedeu⸗ 
tung ??). 

Wenn aber die Eintragung in das Handelsregiſter, ab- 
geſehen von dem Sonderfall des $ 2 HGB. 29), auch kein 
materielles Erfordernis der offenen Handelsgeſellſchaft iſt, ſo 


20) Das leugnet wohl allein noch Kohler in ſeiner intereſſanten 
Abhandlung „Subſtanzrecht und Wertrecht“ im Archiv für die 
zivil. Praxis Bd. XCI. 

21) Staub S. 348. Goldmann S. 468. 

22) Das tritt nicht klar genug in der Darſtellung Goldmanns zu 
§ 123 in Nr. 4 hervor, der dort unzutreffend gegen Staub 
Anm. 3 zu $ 123 polemifiert. Vgl. auch Lhmann⸗Ring 
§ 123 Nr. 1 a. E. 

23) Sie gilt in dieſem Falle auch nicht eventuell vorher als entſtanden, 
wie Staub $ 123 Anm. 16 will; zuſtimmend Lehmann⸗Ring 
§ 123 Nr. 1. 
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bleibt das Geſetz doch auch nicht einfach dabei ſtehen, die 
Eintragung als eine bloße Kundgebung zu fordern, ſondern 
verleiht ihr für das Verhältnis der Geſellſchaft zu Dritten 
materielle Bedeutung. 

Der § 128 Ziff. I HGB.s beſtimmt, daß, wenn die 
offene Handelsgeſellſchaft ihren Gewerbebetrieb noch nicht 
eröffnet hat, ſie doch ſchon mit der Eintragung Dritten gegen⸗ 
über in Wirkſamkeit tritt. 

Die hier dargelegten Beſtimmungen des Geſetzes haben 
in den Fällen erhöhte Bedeutung, wo nicht allen Erforder⸗ 
niſſen einer förmlichen Errichtung der Handelsgeſellſchaft 
entſprochen iſt. Von dieſem Geſichtspunkt aus gewinnen ſie 
für unſeren Fall beſonderes Intereſſe, da die Ehegatten 
regelmäßig eine Handelsgeſellſchaft nicht ausdrücklich verein⸗ 
baren, ſondern ihr güterrechtlich bereits geeintes Vermögen 
zum Betriebe eines gemeinſchaftlichen Erwerbsgeſchäftes ver⸗ 
wenden werden, ohne die hieraus ſich ergebenden Rechtsfolgen 
ſich klar zu machen: inter conjuges res non sunt amare 
tractandae. Zu denken iſt hier beſonders an den im § 28 
HGB.s vorgeſehenen Fall, daß jemand als offener Handels- 
geſellſchafter in das Geſchäft eines Einzelkaufmanns eintritt. 

In allen derartigen Fällen entſteht dann die Frage, 
von welchem Zeitpunkt an und in welcher Weiſe eine offene 
Handelsgeſellſchaft zwiſchen den Gatten zur Entſtehung gelangt. 

Die Hauptſchwierigkeit liegt darin, daß die „gemein⸗ 
ſchaftliche Firma“ der Handelsgeſellſchaft nicht notwendig das 
Geſellſchaftsverhältnis anzugeben braucht. Insbeſondere ſieht 
der § 28 HGBis den Fall vor, daß jemand als perſönlich 
haftender Geſellſchafter in das Geſchäft eines Einzelkauf⸗ 
manns eintritt, die alte Firma aber unverändert fortgeführt 
wird. Weil eben das Geſetz keine abſolute Firmenwahrheit 
fordert, ſo kann es auch vorkommen, daß einer der Gatten 
unter einer Geſellſchaftsfirma ein Geſchäft betreibt, in welchem 
auch der andere Gatte beſchäftigt iſt, ohne daß die Gatten 
in einem Geſellſchaftsverhältniß ſtehen. So wenn eine Witwe, 
die mit ihrem früheren Mann eine offene Handelsgeſellſchaft 
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gebildet hatte, beim Vorliegen der im § 142 HGB.s gegebenen 
Vorausſetzungen das Geſchäft nach ihrer Wiederverheiratung 
unter der alten Firma fortſetzt und ihr zweiter Mann nur 
Gehilfendienſte im Geſchäft leiſtet. 

Die Fälle des „Hineinheiratens“ bieten überhaupt mit 
Rückſicht auf ihre Häufigkeit im praktiſchen Leben ein be⸗ 
fonderes Intereſſe. 

Im allgemeinen wird in allen den Fällen, wo der eine 
Ehegatte im Erwerbsgeſchäfte des anderen tätig wird, bei 
allgemeiner Gütergemeinſchaft die Vermutung dafür ſprechen, 
daß er als Handelsgeſellſchafter beitritt. Denn da die 
Gatten die allgemeine Gütergemeinſchaft mit ihrer gemein⸗ 
famen Erwerbstendenz erft beſonders durch Ehevertrag ver: 
einbart haben, ſo muß vermutet werden, daß ſie auch in 
dem Erwerbsgeſchäft zu gemeinſamem „Gedeih und Verderb“ 
ſtehen wollen. Auch wenn der eine Gatte anfänglich tat⸗ 
ſächlich nur Gehilfendienſte leiſtete, allmählich aber zum Mit⸗ 
inhaber des Geſchäftes wird, ſo iſt darin der ſtillſchweigende 
Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrages zu erblicken? ). 

So dürften die einſchlägigen Beſtimmungen des Geſetzes 
mit Rüdfiht auf unſeren Fall dahin zuſammenzufaſſen fein: 

Erſt in dem Augenblick, wo die Gatten eine gemein⸗ 
ſchaftliche Firma annehmen, kann eine offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft entſtanden ſein, ſie iſt entſtanden, wenn der geſell⸗ 
ſchaftliche Betrieb eines Vollkaufmannsgewerbes hinzukommt, 
ſie gilt in dem Augenblicke mit Wirkung gegen Dritte als 
entſtanden, wo die Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft in 
das Handelsregiſter eingetragen iſt. 

Die Gatten können aber auch durch Erbgang in ein 
Gemeinſchaftsverhältnis bezüglich eines Erwerbsgeſchäftes 
treten. 

Der eine Fall iſt der, daß das Geſchäft eines Einzel⸗ 
kaufmanns auf beide Gatten durch Erbgang übergeht. Die 
Gatten bilden dann zunächſt eine Erbengemeinſchaft; es 


23 a) Vgl. Coſack S. 529. 
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kommen die erbrechtlichen Beſtimmungen über die Annahme 
und Ausſchlagung einer Erbſchaft in den §§ 1942 ff. und 
diejenigen des § 1959 B.GB.s über die interimiſtiſche Fort- 
führung der Geſchäfte in Betracht. Die dann mögliche Ent⸗ 
ſtehung einer offenen Handelsgeſellſchaft beſtimmt ſich nach 
den allgemeinen Grundſätzen. Die offene Handelsgeſellſchaft 
entſteht, wenn die von den Gatten abgeſchloſſenen Handels⸗ 
geſchäfte einen ſolchen Umfang annehmen, daß darin der 
Betrieb eines Handelsgewerbes erblickt werden muß?“). 

Der andere Fall iſt der, daß die Gatten durch Erbgang 
in eine bereits beſtehende offene Handelsgeſellſchaft treten. 
Hierzu iſt folgendes zu bemerken. Regelmäßig wird eine 
offene Handelsgeſellſchaft durch den Tod eines Geſellſchafters 
aufgelöft ($ 131 HGB.). Es kann jedoch der Geſellſchafts⸗ 
vertrag beſtimmen, daß im Falle des Todes eines Geſell⸗ 
ſchafters die Geſellſchaft mit deſſen Erben fortgeſetzt werden 
fol (8 139 HGB.). 

Da wir uns im Rahmen unſerer Betrachtung nur mit 
dem Falle zu beſchäftigen haben, daß eine Geſellſchaft zwiſchen 
den Gatten beſteht, alſo ſie die einzigen Geſellſchafter ſind, 
ſo kommt hier nur der Fall in Betracht, daß die Handels⸗ 
geſellſchaft zwiſchen einem Gatten und einem Dritten beſtand, 
der Dritte geſtorben und der andere Gatte ſein Erbe ge⸗ 
worden iſt und als ſolcher nach dem Geſellſchaftsvertrag Ge⸗ 
ſellſchafter wird. Dann kann der Erbe, wenn er die ganze 
Erbſchaft nicht ausſchlagen will, nicht einfach ſein Ausſcheiden 
verlangen, wohl aber, daß ihm die Stellung eines Komman⸗ 
ditiſten eingeräumt werde. Will der andere Gatte hierein 
nicht willigen, ſo kann jener dann ſeinen Austritt rechtsgültig 
erklären ($ 139 HGB.). 


§ 3. 


Die Beteiligung der Geſellſchafter durch die Leiſtung 
von Beiträgen erfolgt ſchon für die Geſellſchaft des bürger⸗ 


24) Vgl. Lehmann⸗Ring 5 105 Nr. 1. Staub $ 105 Anm. 26. 
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lichen Rechts regelmäßig durch materielle Einlagen und aus⸗ 
nahmsweiſe durch Leiſtung von Dienſten ($$ 705, 706 B. GB.). 
Für die Handelsgeſellſchaft iſt die Beteiligung mit materiellen 
Einlagen natürlich noch in höherem Grade die Regel, weil 
zum Betriebe eines Handelsgewerbes vor allem die Beſchaffung 
eines Betriebskapitals in Form des Geſellſchaftsvermögens 
erforderlich iſt. Es fragt ſich, in welcher Weiſe ſich bei der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft der Gatten die Begründung 
eines Geſellſchaftsvermögens vollziehen wird. 

Das Weſentliche dieſes Güterſyſtems iſt, daß bei ihm 
aus dem Vermögen beider Gatten ein gemeinſchaftliches Ver⸗ 
mögen, das Geſamtgut, gebildet wird ($ 1438 B. GB. s). 
Daneben kann allerdings für beide Gatten einmal Sonder⸗ 
gut, beſtehend aus den durch Rechtsgeſchäft nicht übertrag⸗ 
baren Gegenſtänden, und zweitens ſogenanntes Vorbehaltsgut 
ausgeſchieden fein (§§ 1439, 1440 B. GB.). Zu letzterem 
gehört, was durch Ehevertrag dafür erklärt wird oder von 
Dritten unentgeltlich unter Lebenden oder durch letztwillige 
Verfügung mit dieſer Beſtimmung zugewendet wird oder 
durch Anſchaffung für deffen Rechnung erworben ift (§ 1440 
in Verb. mit den § 1369 und 1370 B. GB.). 

Durch die Eingehung einer offenen Handelsgeſellſchaft 
unter den Ehegatten werden alle dieſe Teile ihres Vermögens 
in Mitleidenſchaft gezogen, da die geſamtſchuldneriſche Haf⸗ 
tung aller Geſellſchafter mit ihrem ganzen Vermögen ein 
weſentliches Merkmal der offenen Handelsgeſellſchaft ift (§ 128 
HGB.s). Innerhalb dieſer ganzen der Haftung verfangenen 
Vermögensmaſſe wird dann das durch die Einlagen der 
Geſellſchafter gebildete Geſellſchaftsvermögen ausgeſchieden. 
Regelmäßig findet hierbei eine Übereignung ſtatt (ſogenannte 
Illation quoad sortem). Die Abſicht der Übereignung wird 
bei vertretbaren und verbrauchbaren Sachen angenommen, 
ebenſo bei denjenigen nicht verbrauchbaren und nicht vertret⸗ 
baren Sachen, welche mit einer den wirklichen Wertverhält⸗ 
niſſen entſprechenden Abſchätzungsſumme beigetragen werden 
(aestimatio venditionis gratia) ($ 706 B. GB.). Dagegen 
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können Gegenſtände auch lediglich zum Gebrauch überlaſſen 
werden, und dieſe Abſicht wird vermutet, wenn die nicht 
vertretbaren und nicht verbrauchbaren Sachen nach einer 
Schätzung beigetragen werden, die nur für die Gewinnver⸗ 
teilung beſtimmt iſt (aestimatio taxationis gratia). Die 
Gebrauchsüberlaſſung entſpricht der Inferierung quoad usum. 
Hierzu §§ 706, 732 B. GB. s. 

Von der Inferierung quoad sortem iſt das Sondergut 
nach ſeinem Weſen ausgeſchloſſen, da es aus Gegenſtänden 
beſteht, die durch Rechtsgeſchäft nicht übertragen werden 
können. Zu denken wäre alſo nur an eine Inferierung 
quoad usum. 

Die Gebrauchsvorteile rechnet das Geſetz zu den Nutzun⸗ 
gen ($ 100 B. GB.), diefe fallen aber ipso jure in das 
Geſamtgut ($ 1439 in Verb. mit § 1383 B. GB.), fo daß 
die Inferierung des Geſamtgutes ſchon die Inferierung der 
Gebrauchsvorteile des Sondergutes involviert. 

Demnach kommt für die Abtrennung eines Geſellſchafts⸗ 
vermögens das Geſamtgut und beiderſeitiges Vorbehaltsgut 
in Betracht. 

Der wahrſcheinlichſte Fall iſt der, daß die Gatten ihr 
zu „Gedeih und Verderb“ güterrechtlich bereits geeintes Ge⸗ 
ſamtgut als Geſellſchaftsvermögen verwenden. 

Wenn die Gatten erklären, ihr Geſamtgut als Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen verwenden zu wollen, ſo kann dies in dop⸗ 
peltem Sinn verſtanden werden. Entweder ſo, daß eine 
Illation der einzelnen zur Zeit im Geſamtgut befindlichen 
Vermögensbeſtandteile mit der Wirkung erfolgen ſoll, daß 
der dadurch geſchaffene Vermögenskomplex als ſolcher nun⸗ 
mehr den Beſtand des Geſellſchaftsvermögens bilden, daß 
aber jeder ſpätere Zuwachs des Geſamtgutes als ſolchem 
davon ausgenommen ſein ſoll. Oder ſo, daß auch alles, was 
nach § 1438 B. GB.s ſpäter im Wege entgeltlichen oder un: 
entgeltlichen Erwerbes Geſamtgut wird, ebenfalls in das 
Geſellſchaftsvermögen fließen folle. Inferiert wird dann ge: 
wiſſermaßen der Rechtsinbegriff des Geſamtgutes. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 8 
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Rechtlich läßt ſich dieſer Vorgang in zwei Akte zerlegt 
denken: einmal in die Illation der augenblicklich im Geſamt⸗ 
gut befindlichen Vermögensbeſtandteile, und dann in dem 
Abſchluß eines pactum de inferendo für allen künftigen 
Zuwachs des Geſamtgutes als ſolchem ?“). 

Die letztere Abſicht, das Geſamtgut in ſeinem wechſeln⸗ 
den Beſtande als Geſellſchaftsvermögen zu ſtatuieren, muß 
vermutet werden; es entfpricht nur der dem Güterſyſtem 
innewohnenden Tendenz, wenn die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft gewiſſermaßen in eine handelsrechtliche Gütergemein⸗ 
ſchaft übergeleitet wird. 

Wie wir ſahen, it nach § 706 B. GBi.s für die Illation 
zwiſchen der Einbringung quoad usum und der quoad sor- 
tem zu unterſcheiden; letztere hat nach den Worten des Ge⸗ 
ſetzes den Erfolg, daß das Inferierte gemeinſchaftliches Eigen⸗ 
tum der Geſellſchafter wird. In dem Falle, daß die Geſell⸗ 
ſchafter ihr Geſamtgut als Geſellſchaftsvermögen verwenden 
wollen, kann dieſer Unterſchied nicht gemacht werden. Alle 
Illaten ſollen gemeinſchaftliches Eigentum der Geſellſchafter 
werden, weil ſie als Geſamtgut deren gemeinſchaftliches Eigen⸗ 
tum in ihrer Eigenſchaft als Ehegatten ſchon ſind. 

Hier zeigt ſich, daß das Geſellſchaftsvermögen und das 
Geſamtgut materiell ein und dasſelbe Vermögen ſind. Dieſes 
kann wohl einmal als Geſellſchaftsvermögen, einmal als 
Geſamtgut erſcheinen, die materiellen Rechtsverhältniſſe wer⸗ 
den dadurch nicht berührt; was als Geſamtgut gemeinſchaft⸗ 
liches Eigentum iſt, das muß es auch als Geſellſchaftsver⸗ 
mögen bleiben. 

Dabei iſt jedoch feſtzuhalten, daß das Geſellſchaftsver⸗ 
mögen begrifflich von dem Geſamtgut zu ſcheiden iſt. Treten 
ſpäter noch andere Geſellſchafter in die offene Handelsgeſell⸗ 


25) Dies als Beſtellung eines Nießbrauches am Geſamtgut nach 
58 1088 ff. B. GB.s aufzufaſſen, verbietet ſich wohl mit Rückſicht 
auf $ 1063 B. GB.3. Dagegen wird die Gültigkeit des von uns 
angenommenen Vertrages nicht mit Rüdfibt auf $ 310 B. GB. 
zu beſtreiten fein. 
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ſchaft ein, ohne materielle Einlagen zu machen, ſo wird die 
Geſellſchaft dadurch als ſolche nicht verändert, da keine Auf⸗ 
löſung und Neugründung ftattfindet 2€), jo daß auch das 
Geſellſchaftsvermögen als ſolches nicht verändert wird. Aber 
es entſtehen dann Anteils verhältniſſe am Geſellſchaftsver⸗ 
mögen, die mit denen am Geſamtgut nicht mehr überein⸗ 
ſtimmen. 

Es fragt ſich, welchen rechtlichen Inhalt der vorzuneh⸗ 
mende Illationsakt hat. 

Mit guten Gründen verficht Staub S. 385 die An⸗ 
ſicht, daß es ſich auch dann um eine Veräußerung handle, 
wenn der zu inferierende Gegenſtand im Miteigentum aller 
Geſellſchafter geſtanden habe, denn das Recht erfährt eine 
Veränderung: der Bruchteil des Miteigentümers geht in den 
Anteil am Geſellſchaftsvermögen über. 

In unſerem Falle dagegen geben die Geſellſchafter kein 
beſtehendes Recht auf, die dinglichen Beziehungen nach Güter⸗ 
recht bleiben unberührt, die Gatten ſind nur in eine beſon⸗ 
dere handelsrechtliche Vereinigung eingetreten und nehmen 
nur eine zweite dingliche Beziehung zu ihrem Geſamtgut 
auf. Dabei muß der zu ſchaffende Anteil am Geſellſchafts⸗ 
vermögen mit dem beſtehenden Anteil am Gefamtgut als 
identiſch angeſehen werden, da beides Gemeinſchaften zur 
geſamten Hand mit Ausſchluß der Anteilsverfügung find ). 

Da mithin materielle Rechte keine Veränderung erleiden, 
ſo wird zum Vollzug der Einbringung lediglich eine Willens⸗ 
erklärung der Gatten genügen. Nur ſoweit für den Vollzug 
der Einbringung Formalgeſchäfte erforderlich ſind, müſſen 
dieſe vorgenommen werden, ſo wird die Einbringung von 
Grundſtücken nur durch Auflaſſung an die Firma der 
offenen Handelsgeſellſchaft erfolgen können. Das Grundbuch 


26) Wie mit Staub 8 424 und anſcheinend auch mit Lehmann⸗ 
Ring 8 130 Nr. 1 gegen Goldmann 8 130 Nr. 6 und RG. 
Bb. XXII S. 47 anzunehmen iſt. 

27) § 719 in Verb. mit § 1442 B. GB.s. 
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wird hier nicht unrichtig, wie im Falle des § 1438 (Konſti⸗ 
tuierung des Geſamtgutes), da gar keine materielle Rechts⸗ 
änderung eintritt, vielmehr für die bisherigen Eigentümer 
mit der Firma der von ihnen gebildeten offenen Handels⸗ 
geſellſchaft nur ein anderer kaufmänniſcher Name eingetragen 
wird § 17 HGB.s. Da die Rechtsträger nicht wechſeln, 
ſo iſt die Auflaſſung hier keine Übereignung im Sinne des 
$ 873 B. GB., ſondern lediglich Formalakt, aber deshalb er- 
ſorderlich, weil das Geſetz, abgeſehen von den kraft Geſetzes 
oder durch Richterſpruch eintretenden Rechtsänderungen für 
Verfügungen, über im Grundbuch eingetragene Rechte den 
Eintrag in das Grundbuch fordert? )). 

Die für die Einbringung anderer Vermögensobjekte ge⸗ 
nügende Einigung der Gatten muß aber auch erklärt werden. 
Sie kann in dem Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages allein 
noch nicht gefunden werden. Iſt z. B. die offene Handels⸗ 
geſellſchaft in das Handelsregiſter eingetragen, bevor ein 
eigentliches Geſellſchaftsvermögen ausgeſchieden ift, fo haften 
zwar die Gatten einem Dritten als Geſellſchafter bereits per⸗ 
ſönlich, aber ein gegen die Geſellſchaft als ſolche ergangenes 
Urteil würde in das Geſamtgut nicht vollſtreckbar fein. Denn 
das würde zur Vorausſetzung haben, daß in dem Geſell⸗ 
ſchaftsabſchluß die Willenserklärung zu finden ſei, daß das 
Geſamtgut Geſellſchaftsvermögen werden ſolle, dieſer Rück⸗ 
ſchluß iſt aber unzuläſſig, da es den Gatten völlig freiſteht, 
Vorbehaltsgut oder Geſamtgut ganz oder zu einem Teil 
in das Geſellſchaftsvermögen zu verwenden. 

Es können natürlich die Verhältniſſe ſo liegen, daß in 
dem Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages eine derartige Willens⸗ 
erklärung gefunden werden kann, insbeſondere wenn die all⸗ 
gemeine Gütergemeinſchaft offenſichtlich im Hinblick auf das 
gemeinſchaftliche Erwerbgeſchäft eingegangen iſt. 


28) Bal. Lehmann⸗Ring 8 111 Nr. 2 und Staub 8 385, der 
allerdings nur bei materieller Rechtsänderung eine Auflaffung für 
nötig zu halten feint. Alle das gegen das Reichsgericht (Gruchot 
Bd. XXXVIII S. 1065). 
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Das bürgerliche Geſetzbuch kennt die Einbringung zu einer 
Schätzungsſumme, die nur für die Gewinnverteilung beſtimmt 
iſt, das Handelsgeſetzbuch gibt den Geſellſchaftern die Mög⸗ 
lichkeit, in den Kapitalanteilen eine ganz beliebige Ziffer der 
Gewinnbeteiligung zu Grunde zu legen. Dieſe Gewinn⸗ 
berechnung kann in dem Falle, daß die Gatten nur mit 
Geſamtgut am Geſellſchaftsvermögen beteiligt ſind, nicht 
praktiſch werden, da eine Gewinnverteilung gar nicht ſtatt⸗ 
findet, ſondern aller Gewinn ungeteilt nach § 1438 B. GB.s 
in das Geſamtgut fällt. Zwar betreibt jeder Gatte als 
offener Handelsgeſellſchafter ein ſelbſtändiges Erwerbsgeſchäft, 
der Erwerb wird aber nicht Vorbehaltsgut, da der dies⸗ 
bezügliche § 1367 hier keine Anwendung findet, val. $ 1440 
B. GB.s. Eine beſondere Gewinnberechnung für jeden Gatten, 
insbeſondere auf der künſtlichen Baſis eines gewillkürten Kapital⸗ 
kontos wäre eine zweckloſe, lediglich rechneriſche Manipulation. 
Da aber jede getrennte Gewinnberechnung überflüſſig wird, 
da eine Gewinnverteilung doch nicht erfolgt, ſo ergibt ſich, daß 
die diesbezüglichen Vorſchriften der 88 120 und 121 HGB. 
für unſeren Fall unverwendbar ſind. Dasſelbe muß aber 
von dem § 122 HGB.s gelten, der das Recht zur Erhebung 
von 4 Prozent des Kapitalanteils für jeden Geſellſchafter gibt, 
denn damit würde wieder Geſamtgut abgehoben werden, der 
Betrag alſo nicht aufhören, gemeinſchaftliches Eigentum beider 
Geſellſchafter in ihrer Eigenſchaft als Ehegatten zu bleiben 
und, da all ihr gemeinſchaftliches Eigentum als Geſamgut 
Geſellſchaftsvermögen ſein ſoll, ſo würde der Betrag gar nicht 
aus dem Geſellſchaftsvermögen ausſcheiden. Der §110 HGB. 
über Aufwendungserſatz kann nur in Frage kommen, wenn 
einer der Gatten aus ſeinem Vorbehaltsgut Aufwendungen 
gemacht hat. In dieſem Fall gewinnt der betreffende Gatte 
einen Erſatzanſpruch gegen die Geſellſchaft, zunächſt alſo 
gegen das Geſellſchaftsvermögen, die Erfüllung aber, die 
Erſatzleiſtung würde unmittelbar auch das Geſamtgut er⸗ 
greifen, da die Subſtanz beider Vermögen ja dieſelbe iſt. 
Deshalb bedeutet eine Erſatzforderung gegen das Geſell⸗ 
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ſchaftsvermögen auch eine ſolche gegen das Geſamtgut. Was 
der Mann aber aus dem Geſamtgut zu fordern hat, kann 
er ert nach Beendigung der Gütergemeinſchaft fordern, 
§ 1467 963.8. Die Forderung der Frau dagegen muß als 
ſofort fällig angeſehen werden. Der $ 111 HGB.s handelt 
von der Zinszahlung, die derjenige Geſellſchafter zu machen 
hat, welcher ſeine Einlage nicht rechtzeitig gemacht hat. 
Auch dieſe Beſtimmung kann in unſerem Falle keine An⸗ 
wendung finden, denn wenn die Gatten beſchließen, daß ihr 
Geſamtgut Geſellſchaftsvermögen werden fol, jo erfordert 
deſſen Konſtituierung nach $ 1442 B. GB.s einen gemein: 
ſchaftlichen Verfügungsakt beider Gatten, es kann die Ein⸗ 
bringung durch den einen Gatten der durch den anderen 
Gatten gegenüber niemals als verſpätet erſcheinen. Er⸗ 
folgt die Einbringung ſpäter, als urſprünglich geplant, ſo 
haben beide Gatten als die Geſamtzahl aller Geſellſchafter 
den urſprünglichen dahin gehenden Beſchluß eben geändert. 

Auch noch aus einem anderen Grunde erſcheint der 
Paragraph unanwendbar. Dieſe Zinſen ſtellen ſich dar als 
ein Aquivalent für den Ausfall, den das Geſellſchaftsvermögen 
durch die verſpätete Einzahlung, nach der kaufmänniſchen 
Auffaſſung von der dauernden Zinstragung des Kapitals 
erlitten hat. Hier aber ſteht das Geſellſchaftskapital als 
Geſamtgut für die Geſellſchafter als Ehegatten ununter⸗ 
brochen auf Zinſen, ein Ausfall tritt überhaupt nicht ein. 
Intereſſant iſt die Frage nach der Anwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchriften der §§ 112 und 113 HGB.s. Nach dieſen darf kein 
Geſellſchafter im Handelszweige der Geſellſchaft einzelne 
Geſchäfte abſchließen, noch perſönlich haftender Geſellſchaſter 
einer anderen gleichartigen Handelsgeſellſchaft werden. Für 
die Geltendmachung eines Schadenerſatzanſpruches oder des 
Eintrittrechts in die abgeſchloſſenen Geſchäfte iſt ein Beſchluß 
der übrigen Geſellſchafter erforderlich. Fraglos könnte jeder 
der Gatten mit ſeinem etwaigen Vorbehaltsgut derartige 
Geſchäfte treiben. In dieſem Fall iſt dann der andere Gatte 
befugt, allein über die Geltendmachung der Anſprüche zu 
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beſchließen und gegen den konkurrenztreibenden Gatten vor⸗ 
zugehen. | 

Im allgemeinen ergibt fih, daß, wenn die Gatten ihr 
Geſamtgut Geſellſchaftsvermögen werden laſſen, die güter⸗ 
rechtlichen Beziehungen dergeſtalt maßgebend werden, daß 
die Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches über die ver⸗ 
mögensrechtlichen Beziehungen zwiſchen Geſellſchaft und Ge⸗ 
ſellſchaftern im großen und ganzen ausſcheiden, und das 
eheliche Güterrecht die vermögensrechtliche Grundlage auch 
der offenen Handelsgeſellſchaft wird. 

Wollen die Ehegatten nur mit einem Teil ihres Ge⸗ 
ſamtgutes eine offene Handelsgeſellſchaft begründen, ſo iſt da⸗ 
gegen rechtlich nichts einzuwenden. Selbſtverſtändlich genügt 
nicht, daß die Ehegatten etwa vereinbaren, „die Hälfte unſeres 
Geſamtgutes ſoll Geſellſchaftsvermögen ſein“, eine konkrete 
Abtrennung des Vermögenskomplexes, der Geſellſchaftsver⸗ 
mögen werden ſoll, iſt vielmehr erforderlich. Auch bei dieſer 
Ausſcheidung wechſelt weder der Rechtsträger noch das Rechts⸗ 
verhältnis, der Fall liegt ähnlich dem, wenn ein Kaufmann 
für ſein Geſchäft aus ſeinem Vermögen ein Geſchäftsver⸗ 
mögen ausſondert. Das Beſondere unſeres Falles aber liegt 
darin, daß das einmal derartig abgetrennte Geſellſchafts⸗ 
vermögen von der Rechtsordnung mit den Eigenſchaften 
eines ſelbſtändigen Vermögens ausgeſtattet wird, insbeſondere 
daß ein Sonderkonkurs über dieſes möglich iſt. Güter⸗ 
rechtlich wird aber auch hierdurch am Beſtande des Geſamt⸗ 
gutes nichts verändert. Da nichts im Wege ſteht, daß die⸗ 
ſelben Perſonen mehrere offene Handelsgeſellſchaften bilden?“), 
ſo iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß jeder der Gatten ein be⸗ 
ſonderes Gewerbe in Form einer offenen Handelsgeſellſchaft 
mit dem anderen betreibt. Das ſeinem Weſen nach un⸗ 
trennbare Geſamtgut würde dann in concreto in zwei Gefell⸗ 
ſchaftsvermögen zerlegt fein, mit der Wirkung, daß über 


29) Entſch. des RG. Bd. XVI S. 16, Bd. XXXII S. 34. Lehmann⸗ 
Ring $ 105 Nr. 5. Staub $ 105 Anm. 25. 
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jedes Geſellſchaftsvermögen ein beſonderer Konkurs eröffnet 
werden könnte. Im übrigen gilt auch hier das oben Aus⸗ 
geführte, weil auch hier alles, was Geſellſchaftsvermögen iſt, 
Geſamtgut iſt. 

Anders geſtalten ſich die Verhältniſſe ſofort, wenn ein 
Gatte fih noch mit Vorbehaltsgut am Geſellſchaftsvermögen 
beteiligt. In dieſem Fall wird Vorbehaltsgut und Geſamt⸗ 
gut zu einem Vermögen verſchmolzen. Hierin liegt aber 
keine einfache Verwendung von Vorbehaltsgut in das Geſamt⸗ 
gut im Sinne des $ 1466 B. GB.s. Verwendet wird ſowohl 
Geſamtgut als Vorbehaltsgut, aber in ein drittes Ver⸗ 
mögen: das Geſellſchaftsvermögen. Die Einlage aus dem 
Vorbehaltsgut ſoll ſo wenig in das Geſamtgut aufgehen, 
daß dieſes Kapital vielmehr neben dem Geſamtgut in 
Sonderintereſſe des betreffenden Gatten zu ſeinem Nutzen 
arbeiten ſoll. Zum Vorbehaltsgut des Gatten gehört 
nunmehr der aus dem Vorbehaltsgut herrührende Anteil 
am Geſellſchaftsvermögen und Vorbehaltsgut wird aller auf 
dieſen Anteil fallende Gewinn. Zwar beſtimmt das Geſetz 
im allgemeinen, daß alles, was die Ehegatten während der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft erwerben, Geſamtgut werden 
fol — 8 1438 B. GB.s —, ebenſo der Erwerb aus dem ſelb⸗ 
ſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes, z. B. als offener 
Handelsgeſellſchafter. Somit ſcheint es auf den erſten Blick, 
als ob der Erwerb mit Mitteln des Vorbehaltsgutes eben⸗ 
falls Geſamtgut werden müßte. Nach § 1440 B. GB.s ift 
aber Vorbehaltsgut, was nach § 1370 B. GB.s erworben wird, 
insbeſondere damit auch das, was durch ein Rechtsgeſchäft 
erworben wird, das ſich auf das Vorbehaltsgut bezieht, im 
§ 1524 I B. GB. aber findet ſich inpilcite die Legaldefini⸗ 
tion, daß dazu auch der Erwerb aus dem Betrieb eines Er⸗ 
werbsgeſchäftes gehört. 

Wenn die Gatten nur mit beiderſeitigem Vorbehaltsgut eine 
offene Handelsgeſellſchaft begründen, ſo würde aller Gewinn 
beiderſeitiges Vorbehaltsgut werden, ihre güterrechtlichen Be⸗ 
ziehungen würden ohne Einfluß auf die geſellſchaftlichen Be⸗ 
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teiligungsverhältniſſe ſein, vermögensrechtlich alſo dieſelben 
Verhältniſſe beſtehen, wie zwiſchen den gewöhnlichen Geſell⸗ 
ſchaftern. Eine ſolche Vereinigung würde, obwohl rechtlich 
zweifellos möglich, doch der gemeinſamen Erwerbstendenz 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft nicht entſprechen, würden 
aber die Gatten den Erwerb aus ihrem gütergemeinſchaft⸗ 
lichen Erwerbsgeſchäft, wie dies bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft nach dem Geſetz — § 1524 B. GB.s — geſchieht, 
durch Ehevertrag für Geſamtgut erklären, ſo würde eine 
ſolche Beteiligung für ſie noch den Vorteil haben, daß ſie 
ein Geſellſchaftsvermögen gewinnen, an welchem dem Manne 
nicht von vornherein geſetzliche Verwaltungs: und Verfügungs⸗ 
befugniſſe zuſtehen. Es fragt ſich, was in dieſem Sinn als 
Erwerb anzuſehen iſt, insbeſondere, ob der Begriff des Ge⸗ 
winnes in den $$ 120 ff. HGB.s mit dem des Erwerbes im 
§ 1367 B. GB.s identiſch if. Als Grundlage der Gewinn: 
berechnung dienen regelmäßig die ſogenannten Kapitalkonten. 
Der Gewinn fol nach § 121 HGB.s mit 4% jedem Gefell- 
ſchafter auf ſein Kapitalkonto gutgeſchrieben werden, der Reſt 
aber nach Köpfen verteilt, d. h. ebenfalls auf die Aftivfeite 
ſeines Kontos verſetzt werden. Ferner iſt nach $ 122 HGB.s 
jeder Geſellſchafter befugt, jährlich, auch wenn kein Gewinn 
gemacht iſt, 4 Prozent zu ſeinen Laſten zu erheben, eventuell auch 
einen dieſen Betrag überſteigenden Gewinnanteil. Es fragt 
ſich nun, ob der ſo berechnete Gewinn, auch wenn er nicht 
abgehoben wird, als Erwerb von ſelbſt dem Geſamtgut zu⸗ 
wächſt, und wie die Erhebungen nach § 122 HGB.s zu De- 
handeln ſind. Vorbehaltsgut jedes Geſellſchafters war die 
von ihm gemachte Einlage, dieſe iſt jetzt im Geſellſchafts⸗ 
vermögen aufgegangen, an ihrer Stelle hat er jetzt den An⸗ 
teil am Geſellſchaftsvermögen. Wenn dem Kapitalanteil des 
Geſellſchafters am Ende des Jahres Gewinn zugeſchrieben 
wird, ſo hat ſich die Wertbeteiligung jedes Geſellſchafters 
im Verhältnis zum Werte der Einlage zweifellos vermehrt. 
Die Vermehrung des Einlagewertes durch den Betrieb eines 
ſelbſtändigen Erwerbsgeſchäftes in Form der Beteiligung 
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als offener Handelsgeſellſchafter muß als Erwerb aus dieſem 
Betriebe angeſehen werden. Aber dieſer Erwerb, der als 
ſolcher in das Geſamtgut fallen ſoll, iſt vorderhand nur 
ziffernmäßig zu berechnen, er iſt als ſolcher nicht ausgeſchie⸗ 
den, er ift integrierender Beſtandteil des Geſollſchaftsver⸗ 
mögens, er kann mit dieſem wachſen und ſchwinden. Erft im 
Moment der Auseinanderſetzung, falls vorher keine Erhebungen 
erfolgen, wird das Fazit gezogen; iſt dann ein die urſprüng⸗ 
liche Einlage überſchreitender Betrag vorhanden, ſo iſt dieſer 
zweifellos Erwerb. 

Schwieriger liegen die Verhältniſſe bei etwaigen Ent⸗ 
nahmen der Geſellſchafter. 

Wenn die urſprüngliche Einlage, ausgedrückt in dem 
urſprünglichen Kapitalkonto, noch vorhanden iſt, ſo erhebt 
der Geſellſchafter mit dem Gewinn zweifellos auch Erwerb. 
Wenn aber durch Abhebungen im Falle, daß kein Gewinn 
vorhanden iſt, das Konto unter ſeinen urſprünglichen Be⸗ 
ſtand geſunken iſt, darauf aber in einem ſpäteren Jahr 
Erträge erzielt werden, die das Konto wieder vermehren, 
obwohl das urſprüngliche Konto nicht erreicht wird, ſo ſpricht 
zwar der Kaufmann und das Geſetz noch von Gewinn, ob⸗ 
wohl, wie $ 169 HGB.s ſagt, der Kapitalanteil durch Verluſt 
unter den auf die Einlage geleiſteten Betrag herabgemin⸗ 
dert iſt. Der Geſellſchafter kann dann, anders wie bei der 
Kommandit⸗ und ſtillen Geſellſchaft, trotzdem feinen Gewinn 
abheben, aber Erwerb hat er nicht gemacht, ſondern Verluſt 
nach dem Wortlaut des Geſetzes. Gewinn iſt der in der 
Bilanzperiode von dem am Anfang dieſer Periode vorhan⸗ 
denen Kapital gewonnene Ertrag, Erwerb dagegen der Ertrag 
eines Kapitals von ſeiner Anlage an. 

Unter keinen Umſtänden kann aber die, auch wenn kein 
Gewinn gemacht iſt, erlaubte Entnahme von 4 Prozent als 
Erwerb bezeichnet werden). Unſere Auffaſſung findet ihre 


30) Das tut Ullmann, „Die Ehefrau als Geſellſchafterin einer 
offenen Handelsgeſellſchaft“, Juriſtiſche Wochenſchrift XXXI Nr. 7 
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Stütze auch im Geſetz. Die aus dem Vorbehaltsgut in das 
Geſellſchaftsvermögen geleiſtete Einlage ift in dieſem auf: 
gegangen, auf Grund der damit aus dem Vorbehaltsgut 
ausgeſchiedenen Rechte hat der Geſellſchafter andere erworben, 
ſo das, während des Beſtehens der Geſellſchaft von ſeinem 
Konto Beträge zu erheben, auch wenn „ſein Kapitalanteil 
durch Verluſt herabgemindert it” ($ 169 HGB.). Als Erfah 
ſeiner aufgegebenen Einlage hat er den Kapitalanteil er⸗ 
worben, ausgedrückt in ſeinem Kapitalkonto, vermindert er 
dieſes, ſo nimmt er von dem Erſatzgut, dem Surrogat ſeiner 
Vorbehaltsguteinlage, dieſes Abgehobene iſt ebenfalls Sur⸗ 
rogatwert, Erſatzgut und fällt deshalb nach § 1370 in Ver⸗ 
bindung mit § 1440 B. GB.s wieder in das Vorbehaltsgut. 
Das urſprüngliche Kapitalkonto bildet die Grundlage der 
Berechnung, der Betrag, der ihm vom Ertrage des Geſell⸗ 
ſchaftsbetriebes zugeſchrieben wird, iſt Erwerb, alles, was 
ſonſt abgehoben wird, geht vom Kapital und iſt Surrogat⸗ 
wert des Vorbehaltsguts. 

Nach dem Grundſatz der Surrogation wird auch der 
Erſatz, den ein Geſellſchafter nach § 110 HGB.s für feine 
Aufwendungen zu fordern hat, Vorbehaltsgut, denn auf 
Grund der verwendeten Vermögenswerte erlangt er den 
Aufwendungserſatz. Der Anſpruch wegen des Aufwendungs⸗ 
erſatzes iſt nach Handelsrecht ſofort fällig. Verwendet aber 
der Mann kraft feines Verfügungsrechtes nach § 1443 B. GB. 
Geſamtgut, ſo entſteht ein fälliger Anſpruch des Geſamt⸗ 
gutes gegen das Geſellſchaftsvermögen. Da das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen aber Vorbehaltsgut beider Gatten iſt, ſo 


und 8 S. 53, der den Erwerb als das definiert, was aus dem 
Gefellſchaftsvermögen ausgeſchieden wird. Von dem Auseinander⸗ 
ſetzungsergebnis will er jedoch den Wert der Einlage abziehen. 
Nach ihm kann man alfo dadurch Erwerb aus dem Betriebe einer 
offenen Handelsgeſellſchaft ziehen, daß man ſein ganzes Einlage⸗ 
kapital allmählich auf Null reduziert. Bei der Auflöſung ſieht 
man dann freilich, daß der dauernde Erwerb das Einlagekapital 
aufgezehrt hat. 
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ſchulden dieſe aus ihrem Vorbehaltsgut dem Geſamtgut den 
Erſatz. Was aber ein Gatte zum Geſamtgut ſchuldet, iſt 
nach § 1467 B. GB.s erft nach Beendigung der Gütergemein⸗ 
ſchaft zu leiſten, nur wenn die Frau ausreichendes Vor⸗ 
behaltsgut hat, iſt diefe Forderung ſofort fällig. 

Es kann alſo der Anſpruch gegen die Frau fällig ſein, 
gegen den Mann nicht, der Anſpruch aber geht gegen Mann 
und Frau in ihrer geſellſchaftlichen Vereinigung zur geſamten 
Hand, muß er als fällig angeſehen werden oder nicht? Auch 
das, was der Mann ſchuldet, kann von ihm vorher ent⸗ 
richtet werden, denn man kann auch eine noch nicht fällige 
Schuld rechtswirkſam erfüllen, $ 272 B. GB.s Mit dem Ge: 
ſellfchaftsvertrage aber hat der Mann auch die aus dieſem 
ſich ergebenden rechtlichen Konſequenzen, ſo auch die Ver⸗ 
pflichtung ſofortigen Erſatzes auf ſich genommen, mithin iſt 
auch er zum ſofortigen Erſatz verpflichtet. Die Schuld der 
Geſellſchaft muß alſo als fällig angeſehen werden. 

Ferner finden in dieſem Fall die Vorſchriften der SS 111 
und 112 HGB.s über die Verpflichtung zur Zahlung von Ver: 
zugszinſen und zum Schadenerſatz u. ſ. w. bei Konkurrenz⸗ 
geſchäften unbeſchränkte Anwendung. 


§ 4. 


Für die Geſtaltung der perſönlichen Beziehungen der 
Geſellſchafter muß hier naturgemäß vor allem berückſichtigt 
werden, daß ſie Ehegatten ſind, dann aber noch beſonders, 
daß ſie in allgemeiner Gütergemeinſchaft leben, kraft deren 
dem Manne weitgehende Verwaltungs⸗ und Verfügungs⸗ 
befugniſſe in Anſehung des ehelichen Vermögens zuſtehen. 
Eine Handelsgeſellſchaft muß in erſter Linie als eine Ver⸗ 
einigung angeſehen werden, welche den ſelbſtnützigen Inter⸗ 
eſſen des einzelnen Geſellſchafters dienen ſoll. Das Weſen 
der Ehe dagegen beruht in der vollen Lebensgemeinſchaft 
der Gatten !); ihre Grundlagen find vorzugsweiſe ethiſche, 


31) L. 1 D. de r. n. 28, 2. 
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ihre Zwecke vorwiegend ſoziale. Die Regelung der Ehe wird 
in der Rechtsordnung von dem Geſichtspunkte aus erfolgen, 
daß es der Sitte überlaſſen bleiben muß, die Ausgeſtaltung 
des Verhältniſſes zu ordnen ), daß aber das Recht nur die 
Grundſätze feſtzuſtellen hat, deren Verletzung auch eine Ge⸗ 
fährdung der Grundlagen der Ehe enthält. Das Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch trägt dieſem Geſichtspunkt Rechnung und 
enthält deshalb über die Wirkungen der Ehe im allgemeinen 
nur 10 Paragraphen, von denen ſogar nur 7 die perſönlichen 
Beziehungen der Gatten regeln; außerdem finden ſich im 
Geſetz verſtreut noch diesbezügliche Beſtimmungen, wie in 
den 88 1380, 1399, 1400, 1405. 

Die Ehe iſt die dauernde Vereinigung zu voller Lebens⸗ 
gemeinſchaft, dem Manne ſteht zwar die Entſcheidung in 
allen das gemeinſchaftliche Leben betreffenden Angelegenheiten 
zu, innerhalb ihres natürlichen häuslichen Wirkungskreiſes 
aber übt die Frau das Recht der Schlüſſelgewalt, ohne auch 
nur der Einwilligung des Mannes zu bedürfen. Die Frau 
it inſoweit die geſetzliche Vertreterin des Mannes 33), De- 
ſchränkt der Mann dieſe Rechte oder ſchließt er ſie ganz aus, 
ſo können dieſe Maßregeln vom Vormundſchaftsgericht auf 
Antrag der Frau beſeitigt werden, und der Mann muß ſich 
fügen (§ 1357). 

Die moderne Rechtsentwickelung, wie ſie im Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche ihren Ausdruck gewonnen hat, gibt dem 
Manne keine rechtlichen Mittel, die ihm gegen die Frau 
zuſtehenden Anſprüche zu erzwingen. Die Weigerung der 
Frau kann nur eventuell zu einer Klage auf Widerherſtellung 
des ehelichen Lebens führen, aber auch die Verurteilung 
gibt dem Manne kein Mittel, die Frau zu zwingen, da die 
Zwangsvollſtreckung ausgeſchloſſen ift (§S 888 ZPO.). Die Frau 
iſt nicht nur an ſich voll geſchäftsfähig in der Ehe geblieben, 


32) Vgl. Stobbe, Handbuch IV S. 206. 
33) Vgl. Schmidt⸗Habicht $ 1357 Anm. 1. Staudinger 
8 1357 Nr. la. Planck $ 1357 Nr. 1. 
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ſondern ihre Geſchäftsfähigkeit iſt geradezu unbeſchränkbar 
durch den Mann)). 

Wenn ſich die Frau zu einer von ihr in Perſon zu 
bewirkenden Leiſtung verpflichtet, ſo iſt ein ſolches Rechts⸗ 
geſchäft abſolut gültig kraft ihrer vollen Geſchäftsfähigkeit. 
Es kann aber der Mann, wenn das Vormundſchaftsgericht 
darin eine Gefährdung der ehelichen Intereſſen erkennt 
und ihn deshalb dazu ermächtigt, das Rechtsverhältnis kün⸗ 
digen. Erwirkt dagegen vorher die Frau die Zuſtimmung des 
Vormundſchaftsgerichts, ſo iſt das Verbot ihres Mannes 
unwirkſam § 1358 B. GB.s Juriſtiſch jedenfalls ift es un 
richtig, wenn aus dieſen Beſtimmungen gefolgert wird, daß 
hier eine Ausnahme von der Geſchäftsfähigkeit vorliege 5°). 
Der betreffende Vertrag wird völlig rechtsgültig von der 
Frau abgeſchloſſen, die Kündigung durch den Mann erſcheint 
dann nur als eine Art privater Zwangsvollſtreckung des 
richterlichen Erkenntniſſes, daß dieſes Rechtsverhältnis un⸗ 
vereinbar ſei mit den Pflichten der ehelichen Gemeinſchaft. 

Aus der Faſſung des § 1405 B. GB. könnte auf ein 
Recht des Mannes geſchloſſen werden, feiner Frau die Fähig⸗ 
keit zum ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes zu 
nehmen, ſo wie es nach Art. 7 des alten Handelsgeſetzbuches 
beſtand: „Eine Ehefrau kann ohne Einwilligung des Ehe⸗ 
mannes nicht Handelsfrau ſein.“ Der $ 1405 iſt aber keine 
Verallgemeinerung des im Art. 7 ausgeſprochenen Ge⸗ 
dankens °°), ſondern es gilt das gerade Gegenteil des 
Art. 737), eine Ehefrau kann nicht nur ohne Einwilligung, 
ſondern auch gegen das Verbot ihres Ehemannes Handels⸗ 
frau ſein. Die Verbietungsrechte des Mannes haben 
immer nur güterrechtliche Folgen. Das perſönliche Eherecht 


34) Schmidt⸗Habicht S. 145 nennen das geradezu eine „Tat“ des 
Bürgerlichen Geſetzbuches. 

35) Jaſtrow, Das Recht der Frau. Berlin 1897, S. 23. 

36) Wie Gareis in ſeiner Handausgabe S. 3 will. 

37) Staub, Kommentar des Handelsgeſetzbuches S. 28. Opet und 
v. Blume 8 1405 Anm. 1. 
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des bürgerlichen Geſetzbuches erſcheint geradezu als ein 
unerzwingbares Recht, es appelliert an das ſittliche Gefühl 
der Gatten. 

Die Befugniſſe des Mannes, welche erzwingbares Recht 
darſtellen, wurzeln im Güterrecht, dieſes aber ſteht wieder 
unter Vertragsfreiheit der Gatten. Immer aber übt die 
Frau die Schlüſſelgewalt, wenn das Vormundſchaftsgericht 
die Beſchränkungen des Mannes aufgehoben hat, auch gegen 
ſeinen Willen. Das bürgerliche Recht läßt infolge der Ehe 
keine Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit der Frau eintreten, 
insbeſondere kennt es keine ehemännliche Vormundſchaft. 
Es hat der unbeſchränkt, ja wir möchten den einmal ge⸗ 
brauchten Ausdruck beibehalten, unbeſchränkbar geſchäfts⸗ 
fähigen Ehefrau das Mindeſtmaß von perſönlicher Bindung 
auferlegt, welches erforderlich iſt, um das eheliche Gemein⸗ 
leben zu ſichern. 

Die Anwendung der hier entwickelten Grundſätze auf 
unſeren Fall ergibt, daß die Gatten als offene Handels⸗ 
geſellſchaft in der Geſtaltung ihrer perſönlichen Beziehungen, 
dadurch daß ſie Ehegatten ſind, nicht beſchränkt werden. 


§ 5. 


Bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft ſteht bem Mann 
grundſätzlich die Verwaltung des Geſamtgutes zu, § 1443 
B. GB.s, dieſes haftet auch für feine ſämtlichen Verbindlich: 
keiten, § 1459 B. GBs. Ferner ift er befugt, über das Ge⸗ 
ſamtgut zu verfügen und diesbezügliche Rechtsſtreitigkeiten 
im eigenen Namen zu führen, $ 1443 B. GBs. Schwierig⸗ 
keiten macht hier die Faſſung des § 1443 B. GBis einerſeits 
und § 1444 B. GB. andererſeits, in erſterem ift beſtimmt: 
„Der Mann iſt befugt, über das Geſamtgut zu verfügen“, und 
in letzterem: „Der Mann bedarf zu einem Rechtsgeſchäft, durch 
das er ſich zu einer Verſügung über das Geſamtgut im 
ganzen verpflichtet, ſowie zu einer Verfügung, durch die eine 
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ohne Zuſtimmung der Frau eingegangene Verpflichtung dieſer 
Art erfüllt werden ſoll, der Einwilligung der Frau“ § 1444 
B. GB.3. Danach ift der Mann zu einer einzelnen Verfügung 
über jeden zum Geſamtgut gehörenden Gegenſtand an ſich 
befugt, unwirkſam ſind aber obligatoriſche Verträge, durch 
die er fih ohne — eventuell nachträgliche (§ 1448 B. GB.3) — 
Zuſtimmung der Frau verpflichtet, über das Geſamtgut als 
Ganzes zu verfügen und die dann in Erfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtung vorgenommenen Einzelverfügungen. Die Abgren⸗ 
zung ſeiner Verfügungsbefugnis iſt alſo eine ſehr unſichere, 
denn wenn er im Einzelnen alle Gegenſtände des Geſamt⸗ 
gutes veräußert, belaſtet, verändert oder aufhebt 3°), fo ift 
er dazu nach § 1443 B. GB.s befugt, ſchließt er aber in 
dieſem Sinne vorher einen obligatoriſchen Vertrag, ſo ſind 
die Verfügungen wirkſam. Man wird alſo in dieſem Falle 
dem Manne nachweiſen müſſen, daß er eine Verfügung über 
das Ganze beabſichtigt hat. 

Außer dieſem Fall ift der Mann nach SS 1445 und 1446 
B. GBis nicht befugt, ohne Einwilligung der Frau über Grund: 
ſtücke zu verfügen, noch Schenkungen zu machen, ſoweit das 
Geſamtgut hierbei in Frage kommt. Ohne Zuſtimmung des 
Mannes kann die Frau nur in Ausnahmefällen Rechts⸗ 
geſchäfte für das Geſamtgut vornehmen. Abgeſehen von 
dem häuslichen Wirkungskreis, in dem ſie die Schlüſſel⸗ 
gewalt übt, nur, wenn der Mann verhindert iſt, $ 1450 
B. GB.s, oder, wenn bei perſönlichen Angelegenheiten der 
Frau, die ohne ausreichenden Grund verweigerte Genehmi⸗ 
gung des Mannes durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt 
ift § 1450 B. GB.s. 

Sonſt kann die Frau nur dann das Geſamtgut ver⸗ 
pflichten, wenn der Mann zugeſtimmt hat, $ 1460 B. GB. 
oder die Zuſtimmung des Mannes im Einzelfall ſich dadurch 
erübrigt, daß er die Einwilligung zum ſelbſtändigen Betrieb 


38) Begriff der Verfügung nach Fiſcher und Henle, Handausgabe 
des Bürgerlichen Geſetzbuches, $ 1375 Anm. 3. 
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eines Erwerbsgeſchäftes und damit zu allen einzelnen Ge⸗ 
ſchäften, die der Betrieb mit ſich bringt, gegeben hat, $ 1452 
B. GB.s, ſiehe auch § 1462 a. E. B. GB.. 

Nehmen wir nun noch hinzu, daß der Mann nach 
8 1456 B. GB.s der Frau für die Verwaltung des Geſamt⸗ 
gutes nicht verantwortlich iſt, ſo erhebt ſich die Frage, 
wie ſich die nach Geſellſchaftsrecht entſtehenden 
gegenſeitigen Vermögensbeziehungen bei der 
geradezu einſeitigen güterrechtlichen Verwal⸗ 
tungs- und Verfügungsgewalt des Mannes ge: 
ſtalten werden. Fraglos iſt, daß in der Teilnahme der 
Frau als offener Handelsgeſellſchafterin der ſelbſtändige Betrieb 
eines Erwerbsgeſchäftes zu erblicken iſt ?“). Ebenſo iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß, wenn der Mann mit ſeiner Frau eine 
offene Handelsgeſellſchaft eingeht, er zugleich der Frau ſeine 
Zuſtimmung zu dieſem Betriebe erteilt. Aus dem $ 1452 
in Verbindung mit dem § 1405 ergibt ſich, daß nunmehr 
ſeine Zuſtimmung zu ſolchen Rechtsgeſchäften nicht mehr 
erforderlich iſt, welche der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt. 
Sein Einſpruch wie der Widerruf ſeiner Einwilligung be⸗ 
darf, um Dritten gegenüber wirkſam zu werden, der Ein⸗ 
tragung in das Güterrechtsregiſter. Hieraus geht hervor, 
daß der Ehemann der Frau nicht ein für alle Mal unwider⸗ 
ruflich Generalvollmacht für die Zukunft erteilt, ſondern daß 
über der Befugnis der Frau, das Geſamtgut zu verpflichten, 
ſtets das Damoklesſchwert des ehemännlichen Widerrufs 
ſchwebt. Dieſe Regelung des Verhältniſſes entſpricht dem 
Weſen der familienrechtlichen Gütergemeinſchaft, ihre Be⸗ 
ſtimmungen ſind herrſchend und können durch formloſe Ab⸗ 
rede nicht beſeitigt werden. 

Soll das freie Widerrufsrecht des Mannes beſchränkt 
werden, ſo liegt darin eine Anderung des beſtehenden güter⸗ 


39) Planck, Kommentar Bd. IV Note 2 zu 81367. Opet und 
v. Blume S. 122. Schmidt⸗Habicht S. 196. Staudinger 
S. 100. 

Zeltſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 9 
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rechtlichen Syſtems, zu ſolcher aber iſt ein Ehevertrag in der 
Form des § 1434 B. GB. erforderlich. 

In unſerem Fall hat zwar der Mann ſeine Zuſtimmung 
durch einen Geſellſchaftsvertrag zum Ausdruck gebracht und 
ſie demnach vertragsmäßig feſtgeſtellt. Es wäre aber ſelbſt 
ein ausdrücklicher Verzicht auf den Widerruf unwirkſam, 
wenn er der durch das Geſetz vorgeſchriebenen Form des Ehe⸗ 
vertrages entbehren würde ($ 125 B. GB.s) +°). 

Eine andere Frage iſt aber, ob mit dem Widerruf nicht 
die notwendigen Grundlagen der eingegangenen Geſellſchaft 
zerſtört werden. 

In dem Normalfall, daß alles Gut Geſamtgut geworden 
iſt, iſt nach rechtsgültig erklärtem Widerruf die Frau nicht 
mehr im ſtande, ein Rechtsgeſchäft abzuſchließen, welches ſie 
erfüllen könnte, denn über das Geſamtgut kann ſie nicht 
verfügen, noch kann die Erfüllung von ihren Gläubigern aus 
dem Geſamtgut verlangt werden. 

Der Art. 123 Abſ. 3 des alten Handelsgeſetzbuches 
nannte als beſonderen Auflöſungsgrund der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft die eingetretene rechtliche Unfähigkeit eines Geſell⸗ 
ſchafters zu ſelbſtändiger Vermögensverwaltung. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung des Geſetzes war deshalb vollkommen begründet, 
weil die offene Handelsgeſellſchaft in ihrer Eigenſchaft als 
Vereinigung Handeltreibender nicht mit Perſonen eingegangen 
werden wird, welche rechtlich unfähig zur Vermögensverwal⸗ 
tung ſind. Nach neuem Recht würde auf Auflöſung geklagt 
werden, weil dem Geſellſchafter die Erfüllung wefentlicher 


40) Staub, Kommentar S. 31. 

Verzichtbar iſt unſerer Anſicht nach das Recht auf den Wider⸗ 
ruf allerdings, denn dieſe Befugnis des Mannes wurzelt im Güter⸗ 
recht, für welches grundſätzlich Vertragsfreiheit gilt, ſo Coſack 
S. 54, auch Zſchimmer in dieſer Zeitſchrift Bd. LIL S. 506. 
Anderer Anſicht dagegen Lehmann⸗Ring S. 12, Düringer⸗ 
Hachenburg S. 9f., Opet und v. Blume 8 1405 Nr. 10, 
Schmidt⸗Habicht § 1405 Nr. 5. 
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ihm nach dem Geſellſchaftsvertrag obliegender Verpflichtungen 
unmöglich werden wird ($ 133 HGB.s). 

Verbot nach Art. 7 des alten Handelsgeſetzbuches der 
Mann ſeiner Frau den Betrieb eines Handelsgewerbes, ſo 
verlor die Frau, da ſie nunmehr nicht Handelsfrau ſein 
konnte, die rechtliche Fähigkeit zur Verwaltung ihres in der 
offenen Handelsgeſellſchaft inveſtierten Vermögens und es 
wurde die Geſellſchaft aufgelüft 4). 

Hat aber die Frau durch den Widerruf ihres Mannes 
dieſe rechtliche Fähigkeit verloren? Das iſt aus dem Grunde 
zu verneinen, weil der Mann ſeiner Frau dieſe rechtliche 
Fähigkeit nicht nehmen kann, da ſie unbeſchränkt geſchäfts⸗ 
fähig und damit rechtlich fähig geblieben iſt, Verwaltungs⸗ 
geſchäfte vorzunehmen. Dieſe Feſtſtellung iſt aber auch gegen⸗ 
über der relativen, in Anſehung des Geſamtgutes eingetretenen 
Verfügungsunfähigkeit der Frau von hoher Bedeutung. 

Würde die Frau rechtlich unfähig, ſo würden alle von 
ihr in Vertretung der Geſellſchaft vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäfte für dieſe unverbindlich ſein. Heute aber ſind kraft 
der unbeſchränkten Geſchäftsfähigkeit der Frau dieſe Rechts⸗ 
geſchäfte gültig, die der Frau einmal zuſtehende Vertretungs⸗ 
macht kann nachträglich nur durch eine Anderung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrages oder bei wichtigem Grund durch richterliches 
Urteil entzogen werden ($$ 125 und 127 HGB.). 

In unſerem Falle aber, wo die Geſellſchaft nur aus 
Mann und Frau beſteht, kann der Mann den beſtehenden 
Geſellſchaftsvertrag einſeitig nicht abändern, das folgt aus 
allgemeinen Grundſätzen ($ 305 B. GB.s), ihm ſteht alfo 
höchſtens der Weg der Klage offen ($ 127). Vertritt ſonſt 
die Frau, auch nach erfolgtem Widerruf des Mannes, die 
Geſellſchaft auch fernerhin, ſo haftet dieſe für ſolche Rechts⸗ 
geſchäfte zunächſt mit dem Geſellſchaftsvermögen. Der Mann 
kann nicht geltend machen, daß das Geſellſchaftsvermögen 
ſeiner Subſtanz nach identiſch ſei mit dem Geſamtgut und 


41) Staub, Kommentar (5. Aufl.) zu Ark. 123. 
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daß er ſeiner Frau die Fähigkeit, Rechtsgeſchäfte mit Wirkung 
gegen dieſes vorzunehmen, rechtsgültig entzogen hätte. Denn 
rechtsgültig beſteht nach dem Geſellſchaftsvertrage die Ver⸗ 
tretungsmacht der Frau als Geſellſchafterin fort, die güter⸗ 
rechtlichen Eigenſchaften des Geſellſchaftsvermögens haben 
dem Geſellſchaftsgläubiger gegenüber keine Bedeutung. Aber 
auch dabei braucht der Gläubiger nicht ſtehen zu bleiben, 
der Mann ſelbſt haftet neben der Frau als Geſellſchafter 
primär, ſolidariſch und unbeſchränkt; eine Einwendung aus 
ſeinem Widerruf kann der Mann nicht geltend machen, weil 
dieſer für ſeine unbeſchränkte Geſellſchaftshaftung ohne Wir⸗ 
kung iſt. Da aber für Schulden des Mannes alles 
Geſamtgut, alſo auch etwa nicht im Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen befindliches Gut haftet, fo 
ſtellt ſich alles ſo, als ob der Widerruf nicht 
ergangen wäre. 

Will der Mann dieſe Wirkungen abwenden, ſo muß er 
ihre Urſachen beſeitigen, das heißt er muß die Geſellſchaft 
aufzulöſen ſuchen, entweder mit Zuſtimmung der Frau durch 
gemeinſamen Beſchluß nach § 132 HGBi.s, oder auch gegen 
ihren Willen durch Kündigung ($ 132 HGB.) oder richter⸗ 
liches Urteil, für letzteres Mittel aber muß er einen wichtigen 
Grund beibringen ($ 133 HGB.s). Sollte aber auch das 
Geſellſchaftsvermögen nur aus Geſamtgut beſtehen, ſo kann er 
nicht kraft ſeines Verwaltungs⸗ und Verfügungsrechtes die 
Geſellſchaft einfach aufheben, weil er die perſönlichen Bande 
zwiſchen den Gefellſchaftern nicht ſprengen kann. Soweit er 
güterrechtlich dazu befugt iſt, kann er aber mit dem Geſchäft 
als ſolchem tun, was er will, den Betrieb einſtellen, die 
Beſtände veräußern; immer aber bleibt die Frau bis zur 
ordnungsmäßigen Auflöſung Geſellſchafterin mit allen ihr 
als ſolcher zuſtehenden Berechtigungen. 

Wenn wir nun aber geſehen haben, daß das Verwal⸗ 
tungsrecht des Mannes nach formellem Widerruf für das 
Geſamtgut wieder allein und ausſchließlich beſteht, da die 
der Frau im Kreiſe ihres Erwerbsgeſchäftes zuſtehenden 


K — ur, 
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güterrechtlichen Befugniſſe materiell erloſchen ſind, ſo entſteht 
die weitere Frage, wie Verfügungshandlungen der 
Frau, die ſie nach erklärtem Widerruf vornimmt, 
zu behandeln feien. Das Geſetz trifft im § 1460 nur 
die Beſtimmung, daß das Geſamtgut dann für Verbindlich⸗ 
keiten der Frau haftet, wenn ſie ein Rechtsgeſchäft vornimmt, 
welches für das Geſamtgut wirkſam iſt. 

Nach § 1452 in Verbindung mit § 1405 gehören zu 
ſolchen Rechtsgeſchäften alle diejenigen, welche der Geſchäfts⸗ 
betrieb mit ſich bringt. Danach beſtimmt das Geſetz nur, 
daß für obligatoriſche Verpflichtungsverträge der Frau hier 
das Geſamtgut haftet, nicht daß ſie zu dinglichen Verſügungen 
über das Geſamtgut befugt iſt. Die Frage, ob auch dieſe 
Befugnis mit der Einwilligung in den Geſchäftsbetrieb als 
erteilt angeſehen werden muß, wird in der Literatur freilich 
bejaht *?), ohne daß jedoch über die Begründung Einſtimmig⸗ 
keit herrſcht. 

Schefold )) will den § 1450 zu Hilfe nehmen, nach 
dem die Frau in Notfällen befugt iſt, ein ſich auf das Ge⸗ 
ſamtgut beziehendes Rechtsgeſchäft vorzunehmen, und glaubt, 
daß, da § 1452 B. GB.s auf $ 1405 B. GB.s verweiſt, der 
den Vorſchriften über Verfügungen der Frau folge, dieſer 
damit zu erkennen gebe, daß die Frau auch Verfügungen 
vornehmen könne. 

Sehr überzeugend iſt dieſe Deduktion nicht, jedenfalls 
iſt es nicht zuläſſig, eine Sonderbeſtimmung wie die des 
§ 1450 B. GB.s zu allgemeinen und hier nicht einmal 
ſchlüſſigen Folgerungen heranzuziehen. 

Staub“) rechtfertigt die Verfügungen der Frau da- 


42) Planck, Kommentar Bd. IV $ 1367 Anm. 3 S. 104. Staub, 
Kommentar zum Handelsgeſetzbuch S. 30. Coſack, Lehrbuch des 
Handelsrechts S. 53. Schefold, Die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft S. 12. Schmidt⸗Habicht $ 1405 Nr. 6 b. 

43) Schefold a. a. O. S. 12 Anm. 9; auch Fiſcher und Henle 
zu $ 1450 S. 642. 

44) Staub, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch S. 30. 
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durch, daß er in der Erteilung der Einwilligung zum ſelb⸗ 
ſtändigen Betrieb eine Verwaltungshandlung des Mannes 
erblickt, daß die Frau im Rahmen des Betriebes verfügen 
könne. 

Nach dem Geſetze aber hat die Einwilligung zunächſt 
nur die Folge, daß das Geſamtgut für die betreffenden 
Rechtsgeſchäfte haftet; erklärt man ſie für eine Verwaltungs⸗ 
handlung des Mannes, ſo erklärt ſich noch nicht die Gültig⸗ 
keit der Verfügungen der Frau, wenn man nicht feſtſtellt, in 
welchem juriſtiſchen Zuſammenhang beide Rechtshandlungen 
zu einander ſtehen, um dieſen aber dreht ſich die Frage. 
Dieſer juriſtiſche Zuſammenhang beſteht aber unſeres Er⸗ 
achtens in einer Vollmacht, welche der Mann ſeiner Frau 
ſtillſchweigend erteilt hat. Wenn er ihr eine generelle Er⸗ 
mächtigung zum Abſchluſſe gewiſſer Rechtsgeſchäfte mit der 
Einwilligung erteilt, ſo ermächtigt er ſie ſtillſchweigend auch 
zu deren Erfüllung und, ſoweit hierzu eine Verfügung über 
Geſamtgut erforderlich iſt, auch zu dieſer. Erteilt A. dem 
B. Vollmacht zum Verkauf ſeines Pferdes, ſo ſtattet er ihn 
damit im Zweifel auch mit der Befugnis aus, den Kauf⸗ 
vertrag durch Übergabe zu erfüllen; dies ergibt ſchon die 
einfache Vertragsauslegung nach Treu und Glauben und die 
Rückſicht auf die Geſchäftsſitte (§S 157 B. GB.). 

Wir ſahen, daß kraft ihrer unbeſchränkten Geſchäfts⸗ 
fähigkeit die Frau im ſtande iſt, trotz des ehemännlichen 
Widerrufs die von ihr vertretene Handelsgeſellſchaft in vollem 
Umfange zu verpflichten. Dagegen waren wir zu dem Schluß 
gekommen, daß die Ehefrau kraft Güterrechts nicht mehr 
Rechtsgeſchäfte vornehmen kann, deren Erfüllung aus dem 
Geſamtgut als ſolchem verlangt werden könnte. 

Die Berechtigung zu Verfügungen über das Geſamtgut 
leiteten wir aus einer mit der Ermächtigung zum Abſchluß 
von Verfügungsverträgen ſtillſchweigend mit erteilten Voll⸗ 
macht ab, dieſe Vollmacht iſt aber mit jener Ermächtigung 
ebenſo ſtillſchweigend widerrufen worden. 

So erhebt ſich die Frage, ob die Frau, wie ſie als 
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Geſellſchafterin auch weiterhin die Geſellſchaft verpflichten 
konnte, ſo auch fernerhin noch wirkſam über das Geſellſchafts⸗ 
vermögen verfügen könne, insbeſondere zu dem Zwecke, die 
für die Geſellſchaft abgeſchloſſenen obligatoriſchen Verpflich⸗ 
tungsverträge zu erfüllen. 

Die Löſung dieſer Frage iſt zweifelhaft. Nehmen wir 
an, der Geſellſchaftsvertrag ermächtige die Frau ausdrücklich, 
über das Geſellſchaftsvermögen zu verfügen, ſo liegt darin 
in dem Falle, daß das Geſellſchaftsvermögen nur aus Ge- 
ſamtgut beſteht, eine vom Mann mit dem Abſchluſſe des 
Geſellſchaftsvertrages ſtillſchweigend erteilte Einwilligung zu 
Verfügungen der Frau über das Geſamtgut. Dieſe Ein⸗ 
willigung des Mannes iſt durch ſeinen Widerruf radikal 
vernichtet worden. Soweit ſteht es hiermit ebenſo wie mit 
der Fähigkeit, Rechtsgeſchäfte mit Wirkung für das Geſamt⸗ 
gut abzuſchließen, auch dieſe war der Frau durch den Wider⸗ 
ruf genommen. 

Die Erfüllung ſolcher obligatoriſchen Verpflichtungsver⸗ 
träge der Frau wurde jedoch dadurch erreicht, daß ſie auch 
fernerhin Stellvertreterin der Geſellſchaft blieb und deshalb 
die volle Haftung nach Geſellſchaftsrecht eintrat. 

Schon darüber gehen die Meinungen auseinander, ob 
die Frau, welche ohne Einwilligung des Mannes ein Er⸗ 
werbsgeſchäft betreibt, dinglich über das Geſamtgut verfügen 
könne %5). 

Wir verneinen zwar dieſe Frage mit Entſchiedenheit, da 
das Geſetz der Frau eine eigenmächtige dingliche Verfügung 


45) Coſack in feinem Lehrbuch des Handelsrechts S. 53 legt das 
Schweigen des Geſetzes wie folgt aus: Dingliche Verfügungen der 
Frau ſind gültig in Anſehung des gütergemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögens; dazu eine Fußnote Nr. 19, lautend: Geſetz? Das ent⸗ 
ſcheidet allerdings gerade entgegengeſetzt, wie der oben angezogene 
8.1450 deutlich zu erkennen gibt. — Staub jagt auf S. 30 
ſeines Kommentars richtig: Die eigenmächtigen dinglichen Ver⸗ 
fügungen der Ehefrau finb nichtig und ohne Wirkung für das 
Geſamtgut. 
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nur im Ausnahmefall des $ 1450 B. GB.s — im Falle der 
Verhinderung des Mannes — erlaubt. 

Die Schwierigkeit unſeres Falles aber liegt darin, daß 
das Geſamtgut hier zugleich Geſellſchaftsvermögen iſt und 
die Frau über dieſes nach dem unveränderten Geſellſchafts⸗ 
vertrag frei verfügen darf. 

Iſt nun eine Verfügungshandlung über das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen auch eine ſolche über das Geſamtgut und ift 
ſie deshalb nach Erklärung des ehemännlichen Widerrufes 
nichtig? | 

Die Entſcheidung wird davon abhängen, ob das im 
Geſellſchaftsvermögen befindliche Verfügungsobjekt Beſtandteil 
des Geſamtgutes geblieben iſt. 

Wenn man davon ausgeht, daß alle den Gatten ge⸗ 
hörenden Vermögensobjekte entweder zum Geſamtgut oder 
zum Vorbehaltsgut bezw. Sondergut gehören, ſo liegt der 
Schluß nahe, daß auch die im gemeinſchaftlichen Eigentum 
der Gatten befindlichen Gegenſtände des Geſellſchaftsver⸗ 
mögens zu einer der drei Kategorien des ehelichen Gutes zu 
rechnen ſeien. 

Da die Gegenſtände des Geſellſchaftsvermögens den 
Gatten als Geſellſchaftern in ihrer Vereinigung zur geſamten 
Hand, alſo ebenſo zuſtehen, wie alle Gegenſtände des Ge⸗ 
ſamtgutes, ſo wären ſie dann auch als Gegenſtände des 
Geſamtgutes anzuſehen. 

Jede handelsrechtliche Verfügung der Ehefrau über das 
Geſellſchaftsvermögen wäre dann zugleich güterrechtlich eine 
ſolche über eheliches Gut. 

Eine handelsrechtliche Befugnis kann der Frau nicht 
das Recht geben, für das Geſamtgut wirkſam Verfügungen 
ſelbſt dann noch vorzunehmen, wenn die Fähigkeit zu ſolchen 
durch den ehemännlichen Widerruf zerſtört iſt. Hier würde 
die Frau gegen die güterrechtlichen Schranken ihrer Ver⸗ 
fügungsgewalt ſtoßen, die nicht durch einen einfachen Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag, ſondern nur durch formellen Ehevertrag weg⸗ 
geräumt werden könnten. 


— ꝓ[F— — — — — — — — 
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Dieſe Anſicht würde dann alfo ein Geſellſchaftsvermögen 
als ſolches vom güterrechtlichen Standpunkt aus nicht an⸗ 
erkennen. 

Nach ihr würde die ſonſt glücklich durchgeführte Schei⸗ 
dung des güterrechtlichen vom handelsrechtlichen Gebiet für 
das Recht der zwiſchen den Gatten beſtehenden offenen Han⸗ 
delsgeſellſchaft nicht gelungen ſein: die geſellſchaftliche Ver⸗ 
fügungsbefugnis der Frau müßte dem ehemännlichen Wider⸗ 
ruf weichen. 

Daraus ergeben ſich wichtige praktiſche Folgen: 

Dieſe offene Handelsgeſellſchaft würde nicht ausſchließ⸗ 
lich auf handelsrechtlicher Baſis beruhen, ihr Recht würde 
ſich komplizieren und damit ihre Verkehrsfähigkeit leiden. 

Jeder Kontrahent müßte mit dem ſchwerer zu kontrol⸗ 
lierenden und dem Handel nicht vertrauten ehelichen Güter⸗ 
recht inſoweit rechnen müſſen. 

Wenn dadurch die Möglichkeit gegeben würde, ſich ein⸗ 
gegangenen Verpflichtungen zu entziehen, ſo entſpricht eine 
ſolche Regelung des Verhältniſſes keineswegs dem Intereſſe 
der Gatten. Wenn die von ihnen gebildete offene Handels⸗ 
geſellſchaft nicht dieſelbe Sicherheit bietet wie jede andere, 
ſo leidet inſoweit die Erwerbsfähigkeit der Gatten, weil der 
Dritte es vermeiden wird, mit dieſer Geſellſchaft Geſchäfte 
abzuſchließen. 

Der Handel ſelbſt will überall die volle Strenge der 
Haftung, weil die Reflexwirkung der Haftung der Kredit iſt. 

Zu beachten iſt insbeſondere, daß der Dritte die Be⸗ 
ſchränkungen, denen die Ehefrau güterrechtlich unterliegt, 
nach $ 1404 B. GB.s auch dann gegen fih gelten laſſen 
muß, wenn er nicht gewußt hat, daß die Frau eine Ehe⸗ 
frau war, ſo daß die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, 
welche Rechte von Nichtberechtigten herleiten, inſoweit keine 
Anwendung finden“ 2), 


45 a) Wie mit Lehmann⸗Ring 8 366 Nr. 8 und Zſchimmer in 
dieſer Zeitſchrift Bd. LII S. 498 gegen Staub S. 1178 anzu⸗ 
nehmen ſein wird. i 
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Sollte übrigens, was nicht wahrſcheinlich, aber doch auch 
nicht ausgeſchloſſen iſt, die Geſellſchaft ihren Sitz nicht am 
Wohnſitz des Ehemanns haben, ſo würde nach Art. 7 des 
Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuch der Widerruf des 
Mannes auch in das Guüterrechtsregiſter am Sitz der Geſell⸗ 
ſchaft eingetragen werden müſſen, widrigenfalls er für die 
auf den Betrieb der Geſellſchaft bezüglichen Rechtsverhält⸗ 
niſſe ohne Wirkung ſein würde. 

Hervorzuheben iſt andererſeits, daß die an ſich un⸗ 
gültigen Verfügungshandlungen der Frau infolge ihrer fort⸗ 
beſtehenden geſellſchaftsrechtlichen Vertretungs⸗ und Ver⸗ 
fügungsbefugnis nicht ohne rechtliche Wirkung ſein würden. 

Hat ein Dritter von der Frau rechtsgültig Sachen ge⸗ 
kauft und übergeben erhalten, ſo iſt zwar das Eigentum an 
dieſen Sachen auf ihn nicht übergegangen, weil es an der 
rechtsgültigen Einigung über die Übereignung fehlt, da die 
Frau die entſprechende Willenserklärung gültig nicht abgeben 
kann. Da aber der Dritte die Sachen bereits in Beſitz hat 
und er aus dem von der Frau gültig abgeſchloſſenen Kauf 
einen Anſpruch auf Übereignung gewonnen hat, ſo kann er 
gegen die Geſellſchaft auf Abgabe der entſprechenden Eini⸗ 
gungserklärung klagen und dieſe gilt mit der Rechtskraft des 
Urteils als abgegeben. § 929 B. GB.s in Verbindung mit 
§ 894 ZPO.“). 

Da die Objekte des Handels überwiegend aus beweg⸗ 
lichen Sachen beſtehen, ſo dürften durch die angeführten Be⸗ 
ſtimmungen die Unzuträglichkeiten weſentlich eingeſchränkt 
werden, welche aus dem Wegfall der Verfügungsmacht der 
Frau in Bezug auf das aus Geſamtgut beſtehende Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen für den Verkehr entſtehen können. 

Die hier feſtgeſtellte Erſcheinung iſt juriſtiſch nichts Außer⸗ 
gewöhnliches, noch weniger ſteht ſie mit der unbeſchränkten 
Geſchäftsfähigkeit der Frau in Widerſpruch. Kraft meiner 


46) Sydow und Buſch, Zivilprozeßordnung (9. Aufl.) 8 897 
Anm. 1. 


Gildemeiſter: Offene Handelsgeſellſchaft zwiſchen Ehegatten. 139 


vollen Geſchäftsfähigkeit bin ich allerdings in der Lage, einen 
Verkauf über eine mir nicht gehörende Sache abzuſchließen 
— wie der baissier tut —, aber um den Kaufvertrag zu 
erfüllen, muß ich erſt die Sache in meiner konkreten Ver⸗ 
fügungsgewalt haben, dazu verhilft mir meine abſtrakte Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit noch nicht. 

Dieſe Verhältniſſe werden beſonders klar bei der pro⸗ 
zeſſualen Durchführung, bei der Zwangsvollſtreckung. 

Erwirkt der Käufer meine Verurteilung, ſo kann er 
nicht im Wege der Zwangsvollſtreckung die Sache von mir 
herausbekommen, weil ich ſie ſelbſt nicht in meiner Ver⸗ 
fügungsgewalt habe. 

In unſerem Falle iſt der Frau die Fähigkeit, über das 
Geſamtgut zu verfügen, entzogen worden. Die fraglichen 
Gegenſtände befinden ſich nur noch tatſächlich bei ihr, ebenſo 
als wie die noch immer fremden Sachen ſich beim Verkäufer 
dieſer fremden Sachen befinden können. Dann wird die 
Zwangavollſtreckung gegen ihn auch nicht zum Ziele führen, 
insbeſondere wird der Eigentümer mit der Klage aus § 771 
BPO. intervenieren. Materiel ſteht die Frau zum Geſamt⸗ 
gut ebenſo wie der Verkäufer zur fremden Sache, da ſie aber 
das Veräußerungsgeſchäft nicht als Selbſtkontrahentin, ſon⸗ 
dern kraft der ihr verbliebenen Vertretungsmacht als Stell⸗ 
vertreterin der Geſellſchaft abgeſchloſſen hat, ſo kann das 
Geſellſchaftsvermögen auf Grund eines nach § 124 Abſ. 2 
HGBis gegen die Geſellſchaft gerichteten Titels der Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterworfen werden. 

Von der Frau nach dem Widerruf des Mannes noch 
eingegangene Verbindlichkeiten ſind an ſich keine Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeiten — § 1460 B.GB.s —. In unſerem 
Falle werden ſie unmittelbar Geſellſchaftsverbindlichkeiten, 
für dieſe aber haftet der Mann als Geſellſchafter auch per⸗ 
ſönlich — § 128 HGB.s —, da feine Gläubiger aber aus 
dem Geſamtgut Befriedigung verlangen können, ſo ſind dieſe 
Verbindlichkeiten auch Geſamtgutsverbindlichkeiten, und es 
genügt daher zur Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut ein 
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gemäß § 740 der ZPO. gegen den Ehemann ergangenes 
Urteil. 

Da nach unſerer Annahme das Geſamtgut ſeiner Sub⸗ 
ſtanz nach auch Geſellſchaftsvermögen iſt, ſo kann ſomit die 
Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchaftsvermögen auch auf 
Grund eines gegen den Ehemann erwirkten Titels durch⸗ 
geführt werden. 

Da die Frau hier ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft be⸗ 
treibt, ſo würde zur Zwangsvollſtreckung an ſich auch ein 
gegen die Frau ergangenes Urteil genügen, das gilt hier 
deshalb nicht, weil der ehemännliche Widerruf in das Güter⸗ 
rechtsregiſter eingetragen ift. § 741 ZPO. 

Somit können die praktiſchen Ergebniſſe dieſer Kon⸗ 
ſtruktion erheblichere Bedenken nicht erregen. 

Geht man davon aus, daß die zum Geſellſchaftsver⸗ 
mögen gehörigen Gegenſtände nicht mehr Beſtandteil des 
Geſamtgutes geblieben ſind, ſo iſt die Löſung freilich eine 
leichtere. 

Hören Gegenſtände auf, Beſtandteile des Geſamtgutes 
zu ſein, ſo iſt die geſellſchaftsrechtliche Befugnis der Frau, 
über das Geſellſchaftsvermögen zu verfügen, unabhängig vom 
ehemännlichen Widerruf. 

Zur Anderung des güterrechtlichen Charakters eines Ver⸗ 
mögensbeſtandteiles, der im Vermögen der Gatten verbleiben 
ſoll, iſt grundſätzlich ein formeller Ehevertrag erforderlich. 

Andererſeits erliſcht ſein güterrechtlicher Charakter durch 
die Veräußerung an dritte Perſonen, er ſcheidet damit aus 
der güterrechtlichen Sphäre aus. 

Wenn alſo der Mann beiſpielsweiſe ſich an einer offenen 
Handelsgeſellſchaft mit dritten Perſonen unter Inferierung 
von Geſamtgutsobjekten beteiligen würde, ſo würde in der 
Illation echte Veräußerung mit Wechſel der Rechtsträger 
liegen. | 

Die Illaten würden damit aus dem Gejamtgut aus: 
ſcheiden und in dieſem nur der entſprechende Anteil am Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen verbleiben. 
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Wenn ſich daher beide Gatten durch gemeinſchaftliche 
Verfügung mit ihrem ganzen Geſamtgut an einer offenen 
Handelsgeſellſchaft mit dritten Perſonen beteiligen würden, 
ſo würden hinfort als Geſamtgut nur noch die Kapitalanteile 
am Geſellſchaftsvermögen figurieren. 

Dasſelbe würde gelten müſſen, wenn die Gatten mit⸗ 
einander eine Vereinigung eingingen, welcher der Charakter 
einer juriſtiſchen Perſon zukäme, in dieſer würde dann der 
Dritte, der extraneus, zu erblicken ſein, an welchen die Über⸗ 
eignung erfolgte. | 

Die offene Handelsgeſellſchaft des neuen Reichsrechtes 
iſt aber zweifellos keine juriſtiſche Perſon, ſie erwirbt zwar 
formell unter ihrem Namen Rechte, der materielle Erfolg 
iſt jedoch nur, daß die Illaten gemeinſchaftliches Vermögen 
der Geſellſchafter werden. 

Da aber in unſerem Fall die Gatten die Rechtsträger 
bleiben, ſo handelt es ſich um eine Verfügung zwiſchen den 
Gatten über eheliches Gut. 

Dieſe ſcheint ohne güterrechtliche Bedeutung ſein zu 
müſſen, weil ſie der Form des Ehevertrags entbehrt. 

Damit ſchiene der Verſuch, die Scheidung des güter⸗ 
rechtlichen vom handelsrechtlichen Gebiet auch für die Ver⸗ 
fügungen der Frau durchzuführen, mißlungen. 

Vielleicht kann aber noch eine andere Konſtruktion ver⸗ 
ſucht werden. | 

Die Konſtituierung des Geſellſchaftsvermögens vollzieht 
ſich zwar in unſerem Falle ohne Rechtsänderung, weil weder 
die Rechtsträger noch die Rechtsverhältniſſe eine Veränderung 
erleiden, ſie iſt aber darum nicht ohne rechtlichen Effekt. 

Die Illaten find jetzt im Geſellſchaftsvermögen zu einem 
Rechtsinbegriff zuſammengeſchloſſen, in welchem ſie ſo völlig 
aufgegangen ſind, daß den inferierenden Geſellſchaftern keine 
anderen Rechtsbeziehungen zu ihnen bleiben als die, welche 
ſich im Anteil, bezw. im Kapitalanteil ausdrücken. 

In Verfolgung dieſes Gedankens würden wir für un⸗ 
ſeren Fall zu dem Ergebnis kommen, daß ſich im Geſamt⸗ 
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gut nur noch die den Gatten als Geſellſchaftern zuſtehenden 
Kapitalanteile befänden, daß aber die Vermögensobjekte ſelbſt 
nur noch Beſtandteil des Geſellſchaftsvermögens ſeien. 

Damit würden wir zu dem gewünſchten Reſultat kommen, 
daß jetzt die geſellſchaftsrechtliche Verfügungsmacht der Frau 
durch den ehemännlichen Widerruf nicht beeinflußt werden 
könnte. 

Hier erhebt ſich freilich die Frage, wie es denkbar ſei, 
daß hier das Güterrecht inſoweit der einfachen geſellſchafts⸗ 
rechtlichen Vereinbarung der Gatten weichen ſolle, denn der 
Erfolg iſt doch der, daß dem Manne die Verfügungsmacht 
über ein Vermögensobjekt, über das er nach dem vereinbarten 
Güterſyſtem ſelbſt frei zu verfügen und Verfügungen der 
Frau zu verhindern berechtigt war, infolge freier rechtsgeſchäft⸗ 
licher Vereinbarung genommen iſt. 

Notwendigerweiſe läßt die geſellſchaftsrechtliche Ver⸗ 
einbarung den güterrechtlichen Charakter des Geſamtgutes 
unangetaſtet, aber ſie verändert die rechtliche Natur der Be⸗ 
ſtandteile des Geſamtgutes: ſie ſetzt an die Stelle der aus 
dem Geſamtgut in das Geſellſchaftsvermögen inferierten Ver⸗ 
mögensobjekte den Kapitalanteil am Geſellſchaftsvermögen, 
dieſer iſt nunmehr Beſtandteil des Geſamtgutes. 


§ 6. 


Wird die offene Handelsgeſellſchaft aufgelöſt, ſo findet 
nach § 145 HGB.s die Liquidation über das Geſellſchafts⸗ 
vermögen ſtatt, falls nicht eine andere Art der Auseinander⸗ 
ſetzung vereinbart oder der Konkurs über das Geſellſchafts⸗ 
vermögen eröffnet wird. Nach der Sondervorſchrift des § 142 
HGBtis kann aber auch, wenn wie hier nur zwei Geſellſchafter 
vorhanden ſind, eventuell der eine Geſellſchafter vom Gericht 
ermächtigt werden, das Geſchäft ohne Liquidation zu über⸗ 
nehmen. 

Der Konkurs über das Geſellſchaftsvermögen bietet in 
unſerem Falle keine Beſonderheiten, da der güterrechtliche 
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Charakter der in dieſem vereinten Vermögensbeſtandteile für 
die konkursmäßige Konſtituierung und Ausſchüttung der Maſſe 
ohne Belang iſt. 

Es kommt lediglich darauf an, alles zur Maſſe zu ziehen, 
was der Geſellſchaſt als ſolcher geſchuldet wird, und dieſe 
dann unter die Geſellſchaftsgläubiger zu verteilen, Schulden 
und Forderungen der Geſellſchaft aber aus familienrechtlichem 
Titel ſind undenkbar. 

Wenn kein Konkurs über das Geſellſchaftsvermögen 
ſtattfindet, ſo ſollen bei der Auflöſung der Geſellſchaft 
Dritten gegenüber ſtets die für die Liquidation maßgebenden 
Vorſchriften Anwendung finden, während zwiſchen den Ge⸗ 
ſellſchaftern auch eine andere Art der Auseinanderſetzung 
vereinbart werden kann. § 145 in Verb. mit $ 158 HGBi.s. 

Es werden alſo ſtets inſoweit die laufenden Geſchäfte 
abzuwickeln, die ausſtehenden Forderungen einzuziehen und 
das Geſellſchaftsvermögen in Geld umzuſetzen fein, als zur 
Befriedigung der Gläubiger erforderlich iſt. 

Hiebei iſt zu berückſichtigen, daß Forderungen und Ver⸗ 
bindlichkeiten einmal zwiſchen der Geſellſchaft und Dritten, 
dann aber auch zwiſchen ihr und den Geſellſchaftern beſtehen; 
zu erinnern iſt hier an die Aufwendungserſatzanſprüche nach 
$ 110 HGB.s, dann an die Forderungen auf Zinſen wegen 
zu ſpäter Einzahlung von Einlagen und unbefugter Er⸗ 
hebungen § 111 HGB.s, ſowie an die Anſprüche auf Grund 
unerlaubter Konkurrenzgeſchäfte $ 113 HGB.8. 

Für die Auseinanderſetzung zwiſchen den Geſellſchaftern 
aber müſſen in unſerem Falle die aus der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft ſich ergebenden güterrechtlichen Beziehungen maß⸗ 
gebend werden, es iſt inſoweit eine andere Art der Aus⸗ 
einanderſetzung vereinbart. 

Streng genommen erfolgt eine Auseinanderſetzung nur 
für das etwa vorhandene Vorbehaltsgut, beſteht dagegen das 
Geſellſchaftsvermögen nur aus Geſamtgut, fo fällt dieſem der 
ganze Reſtbeſtand ungeteilt zu. 

Es tritt in jedem Falle inſofern eine Modifikation der 
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gewöhnlichen Auseinanderſetzung ein, als das Schlußergebnis 
hier zunächſt nicht für die beteiligten Geſellſchafter, ſondern 
ſür die beteiligten Güterkomplexe, Geſamtgut und beider⸗ 
ſeitiges Vorbehaltsgut, zu verrechnen iſt. 

Es tritt hier der noch neuerdings von Kohler!“ be: 
obachtete Zug der neueren Rechtsentwickelung, das Vermögen, 
beſonders auch das Sondervermögen, losgelöſt von der Per⸗ 
ſon als ſachenrechtliche Einheit aufzufaſſen, in bemerkens⸗ 
werter Weiſe in Erſcheinung. 

Obligatoriſche Spannungsverhältniſſe zwiſchen den Güter: 
komplexen wegen der bei der Auseinanderſetzung nach 88 1475 
bis 1481 B. GB.s zu tilgenden Ausgleichungsanſprüche hat 
das Bürgerliche Geſetzbuch anerkannt, es müſſen aber auch 
dingliche Rechtsbeziehungen unter ihnen angenommen werden. 

Geſetzt den Fall, daß das Geſellſchaftsvermögen aus 
Geſamtgut und beiderſeitigem Vorbehaltsgut beſteht, ſo ſteht 
eine im Geſellſchaftsvermögen befindliche Sache einmal im 
gemeinſchaftlichen Eigentum der Geſellſchafter, ferner aber 
muß, wenn dieſe Sache mit Mitteln des Geſamtgutes ſowohl 
als beiderſeitigen Vorbehaltsgutes erworben iſt, an derſelben 
Sache ein Miteigentum angenommen werden, deſſen Bruch⸗ 
teile nicht den beiden Geſellſchaftern, ſondern dem Geſamt⸗ 
gut und den beiderſeitigen Vorbehaltsgütern zuſtehen. Dieſe 
Folgerung wird nicht abzulehnen ſein, wenn man berück⸗ 
ſichtigt, daß bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft alles Ver⸗ 
mögen der Gatten Geſamt⸗, Vorbehalts⸗ oder Sondergut 
ſein muß und dieſe Sache zu keinem dieſer Güterkomplexe 
gehört, ſondern mit Mitteln des Geſamtgutes ſowohl, als 
beiderſeitigen Vorbehaltsgutes erworben ift 5). 

Aber ſelbſt wenn die Schlußbilanz der Geſellſchaft ge⸗ 
zogen iſt und die nach dieſer im Verhältnis der Beteiligung 


47) Archiv für bürgerliches Recht Bd. XXII Heft 1. 

48) Vgl. hierzu Thiele, Studien zum ehelichen Güterrecht des Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuchs, Archiv für zivil. Praxis Bd. XCI S. 38 ff. 
Planck § 1381 Anm. 2 a, § 1382 Anm. 4. Opet und v. Blume 
$ 1381 Nr. 9b. Schmidt⸗Habicht $ 1381 Nr. 2 a a. 
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der einzelnen Güterkomplexe ſich ergebenden Anteile berechnet 
ſind, bedeutet dies kein entgültiges Auseinanderſetzungs⸗ 
ergebnis, denn durch die Geſellſchaftsführung können zwiſchen 
den einzelnen Güterkomplexen im ehelichen Güterrecht be⸗ 
gründete Ausgleichungsanſprüche entſtanden ſein. 

Insbeſondere iſt hier an den Fall zu denken, daß der 
Mann kraft ſeiner ehemännlichen Verwaltungsbefugnis der 
Frau durch ſeinen Widerruf die früher durch Abſchluß des 
Geſellſchaftsvertrages erteilte Befugnis, Rechtshandlungen mit 
Wirkung für das Geſamtgut vorzunehmen, wieder entzogen 
hat. Das nach Geſellfchaftsrecht befugte, aber güterrechtlich 
unbefugte Rechtsgeſchäft der Frau kann der Geſellſchaft Er⸗ 
trag oder Verluſt gebracht haben. Glückt das Geſchäft, ſo 
kann die Frau nicht nachher bei der Auseinanderſetzung die 
Bereicherung, welche hiebei für das Geſamtgut heraus⸗ 
gekommen iſt, für ſich herausfordern, denn es muß ange⸗ 
nommen werden, daß fie als Geſellſchafterin mit der dili- 
gentia quam suis nach $ 768 B. GB.s für den Gewinn der 
Geſellſchaft hat arbeiten wollen, damit aber auch für das 
beteiligte Geſamtgut. Eine gegenteilige Behauptung würde 
wirkungslos ſein, denn niemand darf ſich auf ſeinen dolus 
berufen. 

Tritt Verluſt ein, ſo trifft dieſer neben dem Geſamtgut 
auch etwaiges Vorbebaltsgut des Mannes. Wegen der an 
ſeinem Vorbehaltsgut erlittenen Einbuße hat der Mann dann 
keinen Anſpruch, für dieſes kommt er nur als Geſellſchafter 
in Betracht und kann deshalb nur verlangen, daß die Frau 
in den Geſellſchaftsangelegenheiten mit der diligentia quam 
suis verfährt. 

Erleidet das Geſamtgut Verluſte, ſo fragt ſich, wie eine 
Erſatzpflicht der Frau dieſem gegenüber zu konſtruieren iſt, 
denn „im Bürgerlichen Geſetzbuch ſind beſondere Beſtimmungen 
über die Haftpflicht der Frau für die Fälle, in welchen ſie 
das Geſamtgut ſchädigt, nicht vorgeſehen“ +9). 


49) Planck IV S. 218. 
Zeitschrift für Oandelsrecht. Bd. LIV. | 10 
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Es können ſomit mangels güterrechtlicher Beſtimmungen 
nur die allgemeinen Haftungsgrundfätze zur Anwendung 
kommen 5°). Für den Mann, welcher grundſätzlich der Frau 
für die Verwaltung des Geſamtgutes nicht verantwortlich iſt, 
beſtimmt doch § 1456 B. GB.3, daß er dem Geſamtgut 
Erſatz zu leiſten hat, wenn er es durch ein Rechtsgeſchäft 
vermindert, welches er ohne die erforderliche Zuſtimmung 
der Frau vornimmt. 

Der hier für den Mann gekennzeichnete Tatbeſtand trifft 
in unſerem Falle für die Frau zu. Denn obwohl das Ge⸗ 
ſamtgut nach § 1462 B. GB.s für eine Verbindlichkeit der 
Frau, welche aus einem von ihr ohne Einwilligung des 
Mannes ſelbſtändig betriebenen Erwerbsgeſchäft ſtammt, nicht 
haftet, wird hier die Verbindlichkeit doch wegen der unbe⸗ 
ſchränkten Haftung des Mannes nach § 1459 B. GB.s gegen 
das Geſamtgut wirkſam. Aus dieſer Beſonderheit unſeres 
Falles ergibt ſich eine völlige Analogie des Tatbeſtandes mit 
dem des § 1456 B. GB.s und rechtfertigt die analoge Ans 
wendung dieſes Paragraphen auf die Frau 1). 

Der Mann kann durch unerlaubte Verwendungen, ab⸗ 
geſehen vom Falle des § 1456, dem Geſamtgut erſatzpflichtig 
geworden ſein und andererſeits Erſatzanſprüche für Verwen⸗ 
dungen aus feinem Vorbehaltsgut erworben haben ($ 1466 
B. GB.). 

Alle dieſe Ausgleichungsanſprüche bleiben grundſätzlich 
während des Beſtehens der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
latent und können erſt nach ihrer Beendigung geltend gemacht 
werden, nur die Forderungen der Frau gegen das Geſamt⸗ 
gut oder ihren Mann, oder die Forderungen des Geſamt⸗ 


50) Planck IV S. 218. Staudinger IV S. 216. 

51) Wir ſtehen damit im Gegenſatz zu Staudinger, der in Anm. 3 
zu 8 1456 eine analoge Anwendung dieſes Paragraphen auf die 
Frau für abſolut unzuläſſig hält, rechtfertigen damit aber das 
bekannte Vertrauen der Motive, die in Bd. IV S. 380 die Ent⸗ 
ſcheidung der Wiſſenſchaft und Praxis überlaſſen. 
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gutes gegen die Frau, falls ſie ausreichendes Vorbehaltsgut 
beſitzt, können vorher eingezogen werden ($ 1467 B. GB.). 

Es kann ſomit gewiſſermaßen eine güterrechtliche Neben⸗ 
rechnung zu der geſellſchaftlichen geführt werden. Die ein⸗ 
zelnen Poſten in der Bilanz der Handelsgeſellſchaft ſind 
daraufhin nachzuprüfen, ob ſie nicht für die güterrechtliche 
Auseinanderſetzung ſpäter einen anderen Wert repräſentieren. 

Der Rechnungsabſchluß der Geſellſchaft ergibt kein end⸗ 
gültiges Reſultat, auch nicht die dann ſofort mögliche Aus⸗ 
einanderſetzung wegen der alsbald fälligen güterrechtlichen 
Anſprüche, ſondern erſt bei der Beendigung der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft erfolgt der endgültige Ausgleich zwiſchen 
den Güterkomplexen und erſt bei Berechnung dieſes Ausein⸗ 
anderſetzungsergebniſſes wird das güterrechtliche Schlußergeb⸗ 
nis der Geſellſchaft ſichtbar. 


V. 


Die öſerreichiſche Börſennovelle. 


Geſetz vom 4. Jänner 1903 (RGBl. Nr. 10), mit welchem 

einige abändernde und ergänzende Beſtimmungen zu dem 

Geſetze vom 1. April 1875 (RGBl. Nr. 68), betreffend die 
Organiſierung der Börſen, erlaſſen werden ). 


Von 


Herrn Dr. jur. Bruno Mayer in Wien. 


Die geſetzliche Grundlage für das öſterreichiſche Börſen⸗ 
weſen bildet das Geſetz vom 1. April 1875); dasſelbe ent- 
hält keineswegs, wie ſein Titel beſagt, nur Beſtimmungen 
organiſatoriſcher Art, ſondern höchſt wichtige materiellrechtliche 
Normen. Das mit dem Börſenweſen auf das Engſte zu⸗ 
ſammenhängende Recht der öffentlichen Handelsmäkler iſt 
durch das Geſetz vom 4. April 1875 geregelt. 

Wenn man von dem Umſatzſteuergeſetze vom 18. Sep⸗ 
tember 18925) abſieht, hat fih die Geſetzgebung in fter- 
reich durch mehr als zwei Dezennien mit dem Börſenweſen 
nicht befaßt, obwohl ſchon ſeit ziemlich langer Zeit, nament⸗ 
lich von extremen politiſchen Parteien, eine Neureglung 
energiſch verlangt wurde. Einige wichtige Anderungen brachte 


1) Abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. LIII S. 161 f. mit einigen 
Anmerkungen von Dr. Keyßner; in Kraft ſeit 10. April 1903. 

2) Abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XXI S. 255 ff. 

3) Jetzt erſetzt durch das Geſetz vom 9. März 1897 (RGBl. Nr. 195). 
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das Einführungsgeſetz zur Zivilprozeßordnung vom 1. Au⸗ 
guſt 1895, RGBl. Nr. 112, in den Art. XIII XXVII; 
durch dieſe Beſtimmungen iſt hauptſächlich das Inſtitut der 
Börſenſchiedsgerichte reorghnifiert und reformiert 
worden. Von Bedeutung ſind auch die Art. XXIX und XXX 
des Einführungsgeſetzes zur Exekutions⸗Ordnung vom 27. Mai 
1896, RGBl. Nr. 78. 

Selbſtverſtändlich konnte die mächtige Bewegung, welche 
im Deutſchen Reiche zu einer Neuorganiſation reſp. Reform 
der Börſen führte, auch an Oſterreich nicht ganz ſpurlos 
vorübergehen. Die Regierung konnte ſich aber nicht ent⸗ 
ſchließen, das geſamte Börſenweſen zu reformieren“), 
ſondern dem Wunſche der agrarfreundlichen Kreiſe Rechnung 
tragend, wurde eine Reform der landwirtſchaftlichen 
Börſen beſchloſſen. Zu dieſem Behufe trat im Herbſte 1900 
zu Wien eine Enquete zuſammen, in deren Sitzungen 
zunächſt die tatſächlichen Verhältniſſe der öſterreichiſchen 
Produktenbörſen ſeitens der Intereſſenten (Produzenten, 
Händler ꝛc.) eingehend erörtert wurden; von ganz beſonderem 
Intereſſe waren hierbei auch die Ausführungen namhafter 
Vertreter der nationalökonomiſchen wie der handelsrechtlichen 
Doktrin. Das ſo gewonnene, mit reichen ſtatiſtiſchen Daten 
verſehene Material?) wurde ſeitens der berufenen Faktoren 
dazu verwendet, den Entwurf einer Börſennovelle auszu⸗ 
arbeiten. Im Herbſte 1901 wurde die erſte Regierungs⸗ 
vorlage eingebracht und ſeitens aller intereſſierten Kreiſe 
einer ſehr eingehenden und zwar überwiegend abfälligen 
Kritik unterzogen.“) Dieſe Vorlage wurde vom Abgeordneten⸗ 
hauſe mit allen gegen 7 Stimmen abgelehnt; es mußte da⸗ 


4) Wofür auch gar kein Bedürfnis vorliegt. 

5) Stenographiſche Protokolle über die Enquete, betreffend die Reform 
des börſemäßigen Terminhandels mit landwirtſchaftlichen Produkten. 
3 Bände. Wien 1902. 

6) Vgl. die Debatte in der Geſellſchaſt der Volkswirte, veröffentlicht 
in den Druckſachen der Geſellſchaft, mit dem Referate von 
Landesberger und Ausführungen von Praktikern. 
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her ein neuer, ganz umgearbeiteter Entwurf dem Parlamente 
unterbreitet werden. Wenn man in den Druckſachen des 
Parlamentes 1902 die Berichte der Verhandlungen, welche 
über dieſe Vorlage ſowohl in den Ausſchüſſen wie in den 
Plenarverſammlungen der beiden Häuſer ſtattfanden, verfolgt, 
erhält man den Eindruck, daß die endlich Geſetz gewordenen 
Beſtimmungen ſich nicht organiſch aus dem Entwurfe und 
aus den im Laufe der parlamentariſchen Beratungen geſtellten 
Anträgen entwickelt haben, ſondern mehr oder weniger ein 
Produkt des Zufalles und des Kompromiſſes ſind. 

Dieſe Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes bringt es natur⸗ 
gemäß mit ſich, daß — mag man ſonſt über die Verwertbar⸗ 
keit der Motive und der bei der Beratung in den geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften geäußerten Anſichten zur Inter⸗ 
pretation des betreffenden Geſetzes wie immer urteilen — bei 
dem vorliegenden Geſetze dieſe Quellen nur mit alleräußerſter 
Vorſicht verwertet werden können. 

In den folgenden Erörterungen ſollen naturgemäß nur 
die Beſtimmungen der Novelle) behandelt werden; aber 
weil es ſich eben um eine Novelle, nicht um ein ganz 
neues Geſetz handelt, wird es notwendig ſein, des Verſtänd⸗ 
niſſes halber auf das bisher in Geltung geſtandene Recht 
des Börſengeſetzes ?) entſprechend Rückſicht zu nehmen ). 


7) Fortab zitiert: „N.“ 

8) Fortab zitiert: „B. G.“ 

9) Selbſtverſtändlich wird in dieſem Aufſatze, welcher über Aufforde⸗ 
rung der Redaktion dieſer Zeitſchrift verfaßt iſt, nur das allge⸗ 
mein Intereſſante berührt, und muß mancher für den öſterreichiſchen 
Leſer wichtige Punkt, weil er ein näheres Eingehen in öſterreichiſche 
Rechts⸗ und Prozeßverhältniſſe erfordern würde, hier unerdrtert 
bleiben. — Das Geſetz iſt, abgeſehen von kurzen Beſprechungen in 
den Tagesblättern, erörtert von Hamm, Kommentar (Wien 1903); 
Dr. E. T., Das Verbot des Getreideterminhandels in ſeiner An⸗ 
wendung (Allgemeine öſterr. Ger. Zeitung Bd. LIV S. 49 ff.); 
ferner Geller in feinem Zentralblatt Bd. XXI Heft 5—7; vgl. 
noch die Aufſätze von Horovitz in dem Wiener Tagesblatte „Die 
Zeit“, Mai 1903. 
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I, 


Die Novelle gilt mit Ausnahme eines einzigen Para: 
graphen ($ 7) nur für landwirtſchaftliche Börſen. 
„Landwirtſchaftliche Börſen“ find ſolche Börſen, „deren Ver: 
kehr ſich laut des Statutes auf Getreide oder Mühlenfabrikate 
erſtreckt“ (§S 1 N.). Dieſe Gegenſtände müſſen gehandelt 
werden, damit man überhaupt von einer landwirtſchaftlichen 
Börſe ſprechen kann. Daneben können noch andere Gegen⸗ 
ſtände an der betreffenden Börſe umgeſetzt werden (val. 
8 1 des Statuts der Börſe für landwirtſchaftliche Produkte 
in Wien, genehmigt am 17. April 1903 10). Verſicherungs⸗, 
Fracht⸗, Belehnungs⸗, Speditions⸗, Einlagerungs⸗ und Sack⸗ 
leihgeſchäfte ſind ferner im Geſetze ausdrücklich als Geſchäfts⸗ 
zweige einer landwirtſchaftlichen Börſe bezeichnet (§ 6 a N.). 
„Landwirtſchaftliche Börſen“ im Sinne der Novelle beſtehen 
derzeit in Wien, Prag, Graz, Linz und Czernowitz ). Sollte 
eine landwirtſchaftliche Börſe mit einer Geldbörſe (oder Geld⸗ 
und Warenbörſe) vereinigt ſein, ſo gelten die Beſtimmungen 
der Novelle [mit Ausnahme einer einzigen Beſtimmung 
($ 5 N.), welche eben eine Sonderung nicht zuläßt] nur für 
den Verkehr in Artikeln der landwirtſchaftlichen Börſe, der 
Geldbörſenverkehr bleibt ausgenommen ($ 23 N.) 1). Er: 
ſtreckt ſich aber laut Statutes der Verkehr einer Waren⸗ 
börſe auch auf Getreide oder Mühlenfabrikate, findet jedoch 
in den letztgenannten Erzeugniſſen überhaupt ein Verkehr 
nicht oder nur unregelmäßig oder in geringfügigem Um⸗ 


10) Weiterhin als „Wiener Statut“ zitiert. 

11) Dies geht aus der Miniſterialverordnung vom 3. April 1903 
(RGBl. Nr. 78) hervor, wo es in §1 heißt: „Die an den land: 
wirtſchaftlichen Börſen ..., und dann diefe fünf Börſen erwähnt 
werden. 

12) Dieſe Beſtimmung iſt derzeit nicht aktuell, da die einzige Wiener 
Börſe, laut deren Statut ſich der Verkehr auch auf Getreide und 
Mühlenfabrikate erſtreckte, dieſe Verkehrsgegenſtände, welche de 
facto nicht umgeſetzt wurden, aus dem Statute geſtrichen hat. 
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fange ſtatt, ſo müſſen unbedingt nur diejenigen Beſtim⸗ 
mungen in Kraft treten, welche den Terminhandel verbieten, 
die verbotenen Geſchäfte für ungültig erklären und unter 
Strafſanktion ſtellen; bezüglich der übrigen Beſtimmungen 
haben die Miniſterien zu entſcheiden, inwieweit ſie für ſolche 
Börſen zu gelten haben oder nicht ($ 24) 15). 

Die Börſen Öfterreihs find feit 1875 autonome 
Körperſchaften, d. h. mit Selbſtverfaſſungs⸗ und Selbſt⸗ 
verwaltungsrecht ausgeſtattet. Jede Börſe hat ($ 1 Abſ. 2 
B. G.) einen ſelbſtändigen Verwaltungskörper und außerdem 
muß für jede Börſe ein beſonderes Statut feſtgeſetzt werden 
($ 2 B. G.). An dieſer Organiſation ift prinzipiell nicht 
gerüttelt worden, nur hat das Autonomieprinzip gewiſſe 
Abſchwächungen erfahren. Die Börſen ſtehen nach wie vor 
unter einer ſelbſtändigen Leitung, der ſogen. Börſenleitung 
(Börſenkammer). Während aber bisher dieſe Börſenleitung 
zur Gänze aus der Mitte der Mitglieder von den Börſe⸗ 
mitgliedern gewählt worden iſt, wird fortab ein Dritteil 
der die Börſenleitung bildenden Perſonen von den zuſtändigen 
Miniſterien nach gewiſſen im Verordnungswege zu treffenden 
Beſtimmungen über Vorſchlag der landwirtſchaftlichen Landes⸗ 
korporation (Landwirtſchaftsgeſellſchaft, Landeskulturrat) er⸗ 
nannt werden ($ 5 Abſ. 1, N.). Dieſe Perſonen müſſen 
„die volle Gewähr für den Beſitz der zur Teilnahme an der 
Leitung einer landwirtſchaftlichen Börſe erforderlichen Kennt⸗ 
niſſe und Erfahrungen bieten, und zwar durch eine längere 
ſelbſtändige Leitung oder Teilnahme an der Leitung eines 
landwirtſchaftlichen Betriebes oder einer landwirtſchaftliche 
Erzeugniſſe verarbeitenden Induſtrie (Müllerei, Zuckerfabrik, 
Brennerei, Mälzerei, Brauerei u. dgl. m.) oder durch eine 
andere berufliche Tätigkeit“ !“). Die übrigen Zweidrittel 


13) Dies trifft zufolge der Miniſterialverordnung vom 3. April 1903 
(RGBl. Nr. 80) bei der Trieſter Handelsbörſe zu. 

14) Vgl. die Miniſterialverordnung vom 3. April 1903 (RG Bl. Nr. 79), 
betreffend die Berufung von Mitgliedern in die Leitungen der 
landwirtſchaftlichen Boͤrſen. 
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werden wie früher gewählt, uur iſt im Geſetze neu vor⸗ 
geſchrieben, daß die verſchiedenen Gruppen der Börſenbeſucher 
(Getreidehändler, Müller, Bäcker) bei der Wahl entſprechend 
berückſichtigt werden müſſen, während bisher die Getreide⸗ 
händler in der Kammer ſtets die Majorität hatten. Gerade 
darin, daß ein Drittel der Börſenräte fortan ernannt 
wird, hat man eine ſtarke Schwächung der Autonomie ſehen 
wollen, indem außerhalb der Börſe ſtehenden Elementen, 
welche andere Intereſſenſphären vertreten, ein Einfluß auf 
die Leitung der Börſe eingeräumt wird. Dieſe Argumen⸗ 
tation iſt aber ganz verfehlt! Zunächſt muß betont werden, 
daß normaler Weiſe der Intereſſengegenſatz zwiſchen den 
Produzenten derjenigen Güter, welche an den Börſen um⸗ 
geſetzt werden, und den Händlern mit ſolchen Gütern kein 
zu ſchroffer ſein darf, und wenn er tatſächlich beſteht, viel⸗ 
leicht eine Haupturſache davon die iſt, daß ſich beide Faktoren 
einbilden, ſie müßten im Kampfe leben! Jedenfalls bedeutet 
aber ein Widerſtreit der Intereſſen noch nicht Schwächung 
der Autonomie. Dieſe wäre höchſtens dann gefährdet, wenn 
dieſe ernannten Börſenräte das Intereſſe der Staatsgewalt 
vertreten würden; dies iſt aber abſolut nicht der Fall — dieſes 
Intereſſe wird nach wie vor durch den Börſenkommiſſär re⸗ 
präſentiert —, ſondern dieſe Perſonen vertreten naturgemäß 
das Intereſſe jener Korporationen, welche ſie zur Ernennung 
vorgeſchlagen haben. Selbſt wenn zufällig das Intereſſe 
der Regierung mit dem der vorſchlagenden Korporationen 
auch im Zeitpunkte der Ernennung parallel geht, wer bürgt 
dafür, das nicht dieſe Regierung in Bälde durch eine ſolche 
verdrängt wird, welche in dieſer Hinſicht ganz andere An⸗ 
ſchauungen vertritt, ſo daß dieſe ernannten Börſenräte keines⸗ 
wegs mehr als Vertreter der Regierung anzuſehen ſind, 
ſondern ſogar in Oppoſition zu dieſer treten können?! 
Außerdem iſt zu betonen, daß die ernannten Mitglieder de 
facto machtlos ſind, denn es iſt im Geſetze nicht vorgeſchrieben, 
daß alle oder gewiſſe Beſchlüſſe der Börſenkammer einer 
qualifizierten Majorität bedürfen, und doch wäre es 
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dazu notwendig geweſen, eine Dreiviertelmajorität vorzu⸗ 
ſchreiben, da nur ſo ſich das Minoritätsrecht der ernannten 
Mitglieder kraftvoll entfalten könnte 15). 

Die weſentlichſten Befugniſſe der Börſenleitung ſind: die 
Vertretung der Börſe nach außen; die Beſtimmung der Börſen⸗ 
zeit ($ 3 B. G.); die Zulaſſung zum Börſenbeſuche innerhalb 
der geſetzlichen Schranken; die Handhabung der ſogen. Börſen⸗ 
polizei ($ 17 B. G.); die Prüfung der Kandidaten für die 
Stelle eines Handelsmäklers, die Ernennung der Handels⸗ 
mäkler und die Durchführung der Disziplinarunterſuchungen 
gegen dieſelben; die Börſenleitung hat ferner das Recht, 
Beamte und Diener anzuſtellen und zu entlaſſen, und vor 
allem aber obliegt es ihr, die ökonomiſchen Angelegenheiten 
der Börſe zu beſorgen !“). Wenn man dieſen Geſchäftskreis 
überblickt, ſo muß man wohl dem oben vorgreifend geäußerten 
Urteile, die Börſe ſei nach wie vor eine autonome Körper⸗ 
ſchaft, beipflichten, wenn auch zwei wichtige Befugniſſe der 
Börſenkammer entzogen wurden: die Feſtſetzung der Be⸗ 
ſtimmungen über den Abſchluß und die Abwicklung der 
Börſengeſchäfte (ſelbſtändige Erlaſſung der Uſancen), und 
die amtliche Ausmittlung der Kurſe. 

Das im B.G. aufgeſtellte Poſtulat, daß jede Börſe ein 
Statut haben müſſe, iſt durch die Novelle vollſtändig aufrecht 
erhalten worden. Nur müſſen fortan die Statuten nicht 
nur vom Handels: und Finanzminiſter, ſondern auch vom 
Ackerbauminiſter genehmigt werden (§ 2 Abſ. 2 N.), und zwar 
ſowohl bei der Neuredaktion der Statuten wie auch bei jeder 
Umredaktion. Alle diejenigen Punkte, welche bisher einen 
integrierenden Beſtandteil der Statuten gebildet haben, werden 
auch künftighin in denſelben geregelt ſein. 


15) Auch die Statuten ſchaffen kein Minoritätsrecht, z. B. § 39 des 
Wiener Statuts ſagt ausdrücklich: „Die Beſchlüſſe erfolgen nach 
der Mehrheit der Stimmen.“ 

16) Vgl. z. B. Wiener Statut 8 34. 
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II. 


Die Beſtimmungen über den Abſchluß und die Ab⸗ 
wickelung der Börſengeſchäfte bedürfen fortab, bevor dieſelben 
in Wirkſamkeit treten, der Genehmigung der zuſtändigen 
Miniſterien 17). | 

$ 8 der Novelle regelt in ſehr ausführlicher Weiſe ben 
Vorgang für die Erlaſſung reſp. Genehmigung der Geſchäfts⸗ 
bedingungen. Dieſelben werden wie bisher von der Börſen⸗ 
kammer (reſp. von dem damit betrauten Komitee) entworfen. 
Der Entwurf der Bedingungen iſt im öffentlichen Börſen⸗ 
ſaale anzuſchlagen, und zwar muß dieſer Anſchlag durch 
drei Wochen ununterbrochen für jedermann zugänglich ſein. 
Innerhalb der erſten Woche vom Tage des Anſchlages an 
der Tafel der Börſe iſt der Entwurf mindeſtens einmal in 
einer Zeitung, „welche am Orte der Börſe verbreitet iſt“, 
einzuſchalten; welches von den „verbreiteten“ Blättern zu 
wählen ift, hat die Börſenleitung zu beſtimmen 1). Außerdem 
iſt der Entwurf in dem Verordnungsblatt (Amtsblatt), 
welches die meiſten Börſen herausgeben 1°), zu publizieren. 
Dieſe außerordentlich weitgehenden Maßnahmen zur Erzielung 
der Publizität werden noch dadurch erweitert, daß den land⸗ 
wirtſchaftlichen Landeskorporationen ſowie den Handels: und 
Gewerbekammern des Landes (nicht etwa bloß des Börſen⸗ 
ortes) 2°) der Uſancenentwurf ſpeziell zuzumitteln ift. Die 
Übermittelung an die letzterwähnten Körperſchaften muß am 
Tage vor dem Anſchlag im Börſenſaale erfolgen; die ge⸗ 
nannten Körperſchaften haben das Recht, während einer 
vollen dreiwöchentlichen Friſt, welche ſpäteſtens vom Tage 


17) Das find Juſtiz⸗, Handels-, Ackerbau⸗ und Finanzminiſterium. 

18) In Städten, in welchen mehrere Sprachen ſtark verbreitet ſind, 
muß wohl ein verbreitetes Blatt gewählt werden, das in der 
Amtsſprache der Börſe erſcheint; die amtlichen Blätter folen nicht 
gewählt werden, ſonſt wäre dies ſpeziell betont. 

19) Wiener Statut § 35. 

20) In Böhmen beſtehen z. B. fünf Handelskammern. 
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des Anſchlages im öffentlichen Börſenlokale läuft, ein Gut⸗ 
achten an die Börſenleitung zu erſtatten. 

Selbſtverſtändlich iſt jedermann berechtigt, Erinnerungen 
und Bemänglungen des Entwurfes der Börſenleitung bekannt 
zu geben. Wozu wäre denn ſonſt der umfaſſende Publizitäts⸗ 
apparat geſchaffen? Die Berückſichtigung ſolcher privaten 
Erinnerungen iſt jedoch ganz dem Ermeſſen der Börſenkammer 
überlaſſen, während die Gutachten der mehrerwähnten öffent⸗ 
lichen Körperſchaſten von weitaus höherer Bedeutung ſind. 
Schon das Geſetz ($ 8 Abſ. 4 N.) legt der Börſenleitung nahe, 
die entworfenen Vorſchriften allenfalls im Sinne der er⸗ 
ſtatteten Gutachten abzuändern; dieſe Gutachten müſſen auch 
dem Entwurfe wenn er im Dienſtwege durch die politiſche 
Landesbehörde den Minifterien vorgelegt wird, angeſchloſſen 
werden, was ſelbſtverſtändlich bei den Eingaben und Vor⸗ 
ſchlägen von Privatperſonen nicht geſchieht. Die Gutachten 
ſind alſo event. für die Beſchlußfaſſung der Miniſterien von 
Bedeutung. Die Miniſterien haben nur das Recht, die Ge⸗ 
nehmigung zu erteilen oder zu verſagen?!); das Recht Modi- 
fikationen vorzunehmen, oder den Entwurf teilweiſe zu ge⸗ 
nehmigen, teilweiſe demſelben die Genehmigung zu verſagen, 
muß den Miniſterien angeſichts des Mangels diesbezüglicher 
Beſtimmungen und unter Berückſichtigung des Umſtandes, 
daß die Genehmigung an ſich ein rein formeller Akt iſt, 
abgeſprochen werden. Durch die Faſſung des § 11 N. iſt in 
unzweifelhafter Weiſe feſtgeſetzt, daß Geſchäftsbedingungen 
für Börſentermingeſchäfte, ſowie Beſtimmungen über deren 
Abwickelung in den Uſancen nicht enthalten ſein dürfen. 
Die Börſenleitung, welche einen Entwurf, der ſolche Be⸗ 
ſtimmungen enthält, vorlegt, könnte nicht erwarten, daß die 
Genehmigung erteilt wird. Doch iſt, auch wenn die Statuten 
nicht dem § 11 N. widerſprechen, die Genehmigung nicht 
etwa als ſelbſtverſtändlich anzuſehen, denn im $ 11 Abſ. 3 N. 


21) Ein Rechtszug an den Verwaltungsgerichtshof ift ausgeſchloſſen, 
da es ſich ja um Akte des freien Ermeſſens handelt. 
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heißt es, daß „insbeſondere“ Uſancen für den Terminhandel 
nicht feſtgeſtellt werden dürfen; aus dem Wörtchen „insbe⸗ 
ſonders“ folgt, was ja ſelbſtverſtändlich iſt, daß die Regierung 
ſich auch ſonſt freie Hand vorbehält: z. B. Uſancen, welche 
den Käufer einſeitig begünſtigen, werden kaum Genehmigung 
finden. Nach erfolgter Genehmigung werden die Uſancen 
publiziert, und hat die Börſenkammer zu beſtimmen, von 
welchem Zeitpunkt angefangen ſie in Kraft zu treten haben. 
Sollte eine Börſenleitung beharrlich Widerſtand leiſten, indem 
ſie Uſancenentwürfe vorlegt, welche die Genehmigung nicht 
erhalten können, oder gar keine, Entwürfe vorlegt, was beides 
wohl kaum zu erwarten iſt, da ja ſonſt leicht eine Störung 
im Geſchäftsbetriebe eintreten und ein Teil der Börſen⸗ 
beſucher ſich gegen die Kammer wenden könnte, käme als 
äußerſtes Mittel der § 11 B. G. in Anwendung, welcher den 
Miniſter ermächtigt, die Börſenleitung ihrer Funktionen zu 
entheben und die Leitung der Börſe zeitweilig Vertrauens⸗ 
männern zu übertragen, welche von ihm ernannt werden ??). 

Dieſe eben dargelegten Maßnahmen ſind ſowohl in dem 
Falle zu ergreifen, als es ſich um die erſte Redaktion der 
Bedingungen handelt, wie auch bei jeder Anderung. — 
$ 9 N. gewährt den zuſtändigen Miniſterien, welche nach 
dem oben Dargelegten kein Recht haben, gegen den Willen 
der Börſenleitung Bedingungen zu ſchaffen, das Recht, 
ſolche außer Kraft zu ſetzen. Die Vorausſetzung dazu 
iſt eine derartige Anderung der Verhältniſſe, „daß dieſe Vor⸗ 
ſchriften fih als unwirkſam oder nachteilig erweiſen“. Jedoch 


22) In praxi wird ſo vorgegangen werden, daß ſich die Börſeleitung 
mit den betreffenden Fachreferenten der Miniſterien ins Einver⸗ 
nehmen ſetzt, um zu erfahren, welche Bedingungen Ausſicht haben, 
genehmigt zu werden, und bei welchen dies nicht der Fall iſt; ſollte 
ſich im einzelnen Falle nach erfolgter Vorlage der Uſancen ein 
Anſtand ergeben, ſo wird, da eine Anderung brevi manu wegen des 
notwendigen Publizitätsapparates ausgeſchloſſen iſt, die Genehmi⸗ 
gung wohl verſagt werden müſſen, und die neuerliche Vorlage 
nötig ſein, nachdem der geänderte Entwurf gemäß § 8 N. publi: 
ziert worden iſt. 
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iſt auch in dieſem Falle vorgeſchrieben, daß vorerſt die Börſen⸗ 
leitung einvernommen werde; in den meiſten Fällen dürfte 
es ſich ja um Anderungen handeln, welche im wohlverſtan⸗ 
denen Intereſſe aller beteiligten Kreiſe gelegen ſind, und 
wird die Aufforderung der Miniſterien an die Börſenleitung, 
ſich über die geplante Zurückziehung der Genehmigung zu 
äußern, genügen, um die Börſenleitung zu veranlaſſen, ſelbſt 
einen diesbezüglichen Antrag zu ſtellen. Die Miniſterien 
können eine ſolche Rückziehung der Genehmigung motu proprio 
vornehmen, oder aber über Anregung der land wirtſchaftlichen 
Landeskorporation, reſp. der Handels⸗ und Gewerbekammern. 
Die Wirkung der Rückziehung der Genehmigung hat mit dem 
Zeitpunkte zu beginnen, welcher in dem diesbezüglichen Erlaß 
ausdrücklich anzugeben iſt. 

Als ein Reſiduum der alten vollſtändigen Freiheit, die 
Geſchäftsbedingungen feſtzuſetzen, ift 8 8 Abſ. 5 N. anzuſehen, 
mit welcher Beſtimmung eine Art „Notverordnungsrecht“ 
der Börſenkammer eingeführt iſt. Der geſchilderte Apparat 
bei Anderung der Uſancen iſt ein außerordentlich komplizierter, 
und infolge der vorgeſchriebenen Friſten kann ſelbſt bei 
prompteſtem Arbeiten aller beteiligten Faktoren eine Anderung 
binnen Monatsfriſt kaum durchgeführt werden; da aber 
außerordentliche Verhältniſſe oft eine ganz plötzliche Abhilfe 
erheiſchen, wenn anders die Börſe ihren wirtſchaftlichen Auf⸗ 
gaben genügen ſoll, ſo hat die Börſenleitung in dringenden 
Fällen, „bei Gefahr am Verzuge“ das Recht, die erforder⸗ 
lichen Vorſchriften mit Genehmigung des Börſenkommiſſärs 
ſofort als proviſoriſche in Wirkſamkeit treten zu laſſen; 
gleichzeitig iſt aber das oben geſchilderte Verfahren einzuleiten, 
welches entweder zur Genehmigung oder zur Verſagung der⸗ 
ſelben führen kann. Daß der Börſenkommiſſär zuſtimmen 
muß, iſt von Wichtigkeit, weil infolgedeſſen nicht zu befürchten 
iſt, daß von dieſer Beſtimmung mißbräuchliche Anwendung 
gemacht wird; dies iſt umſomehr zu betonen, da es ſich 
häufig um Maßregeln eminent tranſitoriſcher Art handelt, 
z. B. Anderungen der Lieferfriſten infolge von Verkehrs⸗ 
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ſtörungen u. ä., welche zu dem Zeitpunkt der erfolgten Ge⸗ 
nehmigung vielleicht gar nicht mehr aktuell ſind und bei 
welchen die erfolgte oder verſagte Genehmigung ganz gleich⸗ 
gültig wäre. 


III. 


Eine Neuregelung des Börſenweſens kann natürlich nicht 
an der Frage vorübergehen, wer iſt börſenfähig? wer kann 
zum Beſuche einer landwirtſchaftlichen Börſe zugelaſſen 
werden? Das B.G. hat unter gewiſſen Vorausſetzungen 
für Perſonen männlichen Geſchlechtes die Börſenfähigkeit 
verneint, Perſonen weiblichen Geſchlechtes unbedingt aus⸗ 
geſchloſſen. Die Ausſchließungsgründe des B.G. mit Aus⸗ 
nahme der Beſtimmung bezüglich der Perſonen weiblichen 
Geſchlechts find durch die Novelle aufrecht erhalten ?). 

Während das Geſetz Ausſchließungsgründe, d. h. 
das Nichtvorhandenſein gewiſſer Momente als Vorausſetzung 
für die Börſenfähigkeit aufgeſtellt hatte, verlangt die Novelle, 
indem ſie ſagt: „zum Beſuche einer landwirtſchaftlichen Börſe 
dürfen nur zugelaſſen werden“ (8 6), das Vorhanden⸗ 
ſein gewiſſer Eigenſchaften. Zugelaſſen werden zunächſt 
Perſonen, welche ſich mit der „Erzeugung, dem Umſatze 


23) Danach find „Perſonen, welche in vermögensrechtlicher Beziehung 
nicht eigen berechtigt find; Gemeinſchuldner während der Dauer des 
Konkurſes und nach deſſen Beendigung, wenn ſie wegen ſchuldbarer 
Crida zu einer Strafe verurteilt werden, noch drei Jahre nach 
Vollendung der Strafe; diejenigen Perſonen, welche und inſolange 
ſie den ihnen aus einem Börſegeſchäfte obliegenden Verbindlichkeiten 
nicht entſprochen haben; diejenigen Perſonen, welche und inſolange 
ihnen wegen Übertretung der Börſevorſchriften und wegen Ver⸗ 
breitung falſcher Gerüchte das Recht zum Beſuche der Börje ents 
zogen worden iſt; diejenigen, welche und inſolange ſie infolge einer 
ſtrafgerichtlichen Verurteilung von der Wählbarkeit in die Ge⸗ 
meindevertretung ausgeſchloſſen find; diejenigen, welche und inſo⸗ 
lange ſie wegen Schleichhandels oder ſchwerer Gefällsübertretung 
von der Fortſetzung oder dem Antritte eines Handels⸗ oder Ge⸗ 
werbebetriebes ausgeſchloſſen find“, nicht börfefähig. 
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oder der Verarbeitung derjenigen Gegenſtände befaſſen, welche 
laut Statut an der betreffenden Börſe zum Verkehre zu⸗ 
gelaſſen ſind“. Es ſind dies ſämtliche Urproduzenten, und 
zwar gleichgültig, ob Großgrundbeſitzer oder einfache Bauern, 
ferner alle Perſonen, welche den Getreidehandel betreiben, 
dann Müller, Mehlhändler, ferner Bäcker, Spiritus⸗, Preß⸗ 
hefe⸗, Malz⸗ und Zuckerfabrikanten u. a., und endlich kraft 
ausdrücklicher geſetzlicher Vorſchrift auch diejenigen Perſonen, 
welche die in $ 6a N. erwähnten Hilfsgewerbe betreiben. 
Das Geſetz betont, daß ſich die genannten Perſonen „be⸗ 
rufsmäßig“ mit derlei Geſchäften befaſſen müſſen. Be⸗ 
rufsmäßig bedeutet wohl dasſelbe, wie „gewerbemäßig“ im 
Art. 4 A. HBG., d. h. daß die betreffende Perſon dieſe 
Tätigkeit als eine auf Gewinn abzielende dauernd betreibt, 
ſei es, daß ſie in derſelben ihren ordentlichen Erwerb findet, 
oder daß dieſe ſpezifiſche Tätigkeit doch in dem ökonomiſchen 
Leben des Betreffenden eine erhebliche Rolle ſpielt (Haupt⸗ 
betrieb, Nebenbetrieb) ?). Die Entſcheidung, ob jemand be⸗ 
rufsmäßig derlei Geſchäfte betreibt oder nicht, ergibt im 
einzelnen Fall der Gewerbeſchein, der Erwerbgſteuerſchein 
eventuell die Anmeldung zum Handelsregiſter. Auch die 
Agenten ſind hier einzureihen, denn indem ſie Geſchäfte 
vermitteln, befaſſen ſie ſich mit dem Umſatz. Unter den⸗ 
ſelben Bedingungen ſind Handelsgeſellſchaften im Sinne des 
A. HGB. (alſo offene Handelsgeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften, Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien), ferner Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften und „andere Vereinigungen und juriſtiſche Per- 
ſonen überhaupt“ börſenfähig. Unter den Genoſſenſchaften 
find namentlich die ſogen. Lagerhausgenoſſenſchaften wichtig?“). 
Börſenfähig ſind endlich auch die Vertreter öffentlicher Ver⸗ 
waltungszweige, z. B. der Kriegsverwaltung und anderer 


24) Vgl. Staub⸗Pisko S. 15. 
25) Bal. darüber Heller, Der Getreidehandel und ſeine Technik in 
Wien (1901) S. 130 ff. 
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unter öffentlicher Verwaltung ſtehender Fonds, z. B. der 
Domänen. Dieſe Aufzählung iſt taxativ. Ausgeſchloſſen 
find alſo Privatperſonen, dann die fogen. berufsmäßigen 
Spekulanten, ſofern ſie nicht als Agenten oder Kommiſſio⸗ 
näre ſich Eingang verſchaffen, und auch alle Kaufleute, welche 
nicht den im § 6a N. aufgeſtellten Erforderniſſen bezüglich 
der Branche entſprechen; Angehörige der ſogen. liberalen 
Berufe, Advokaten zc. find ſelbſtverſtändlich gleichfalls nicht 
börſenfähig. 

Eine fundamentale Neuerung gegenüber ſämtlichen bis 
jetzt exiſtierenden Börſengeſetzen und Börſenordnungen ift es?), 
daß kraft der Novelle auch Frauen unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen börſenfähig ſind. Es ſind dies zunächſt die Handels⸗ 
frauen. Dabei iſt jedoch dem Geſetzgeber ein kleiner Lapſus 
widerfahren, denn der geſetzliche Begriff der Handelsfrau ſetzt 
voraus, daß die Betreffende gewerbsmäßig Handelsgeſchäfte 
betreibt I. Nun ift aber die Erzeugung von Getreide (das 
Wort „Erzeugung“ iſt ohnehin nicht geſchickt gewählt, indem 
beſſer von Urproduzenten die Rede wäre) nach öſterr. Handels⸗ 
recht nie und nimmer ein Handelsgeſchäft; wenn $ 6 i. f. N. 
bezüglich der Handelsfrauen verlangt, daß ſie einen der in 
lit. a (ſiehe S. 160) bezeichneten Berufe ausüben, ſo iſt das 
eine Ungenauigkeit und muß dahin einſchränkend interpretiert 
werden, daß es ſich nur um Handelsgeſchäfte handeln darf. 
Großgrundbeſitzerinnen find trotzdem ausgeſchloſſen, was wohl 
nicht beabſichtigt iſt. Bei verheirateten Handelsfrauen iſt zu 
erörtern, inwiefern die Einwilligung des Ehemannes not⸗ 
wendig iſt; wenn auch die Betreffende ſchon früher Handels⸗ 
frau ſein wird, ehe ſie ſich um die Zulaſſung zur Börſe 
bewirbt, daher die Frage keiner ſpeziellen Klarſtellung bedarf, 
wie ja überhaupt der ehemännliche Konſens in der Regel 


26) Vgl. Keyßner in dieſer Zeitſchriſt Bd. LIII S. 163 Ans 
merkung. 

27) Art. 6 HGB. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 11 
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keines beſonderen Nachweiſes bedarf, ſo wird doch zu er⸗ 
wägen ſein, daß im Börſenverkehr klare Rechtsverhältniſſe 
ganz beſonders not tun; die Börſenkammer wird ſich nicht 
damit begnügen dürfen, daß der Ehemann von dem Handels⸗ 
betriebe weiß und keinen Einſpruch erhebt, ſondern darauf 
dringen müſſen, daß der Konſens in urkundlicher Form vor⸗ 
gelegt werde. — Die Novelle ermöglicht es auch den Witwen, 
nach Perſonen, welche einen der vorerwähnten Berufe be⸗ 
trieben haben, für die Dauer des Witwenſtandes, ſofern ſie 
das Geſchäft des Gatten fortführen, zum Börſenbeſuche zu⸗ 
gelaſſen zu werden. Dieſer Satz iſt nur eine logiſche Fort⸗ 
bildung der den Witwen im öſterr. Gewerberecht ſchon längſt 
gewährten Möglichkeit, das Geſchäft nach Ableben ihres 
Gatten fortzuführen. 

Damit ſind die geſetzlichen Bedingungen der Zulaſſung 
zum Börſenbeſuche (der Börſefähigkeit) gegeben. Durch die 
Statuten können ſelbſtverſtändlich auch andere Beſchränkun⸗ 
gen geſchaffen werden, und findet ſich tatſächlich in ſämt⸗ 
lichen Statuten?) eine Reihe von weiteren Verſagungsgründen. 
Auch ſteht es der Börſenkammer vollſtändig frei, nach ihrem 
arbiträren Ermeſſen einer Perſon den Zutritt zu ver⸗ 
ſagen?). 

Seit langer Zeit beſteht in den öſterreichiſchen Börſen⸗ 
ſtatuten eine Unterſcheidung zwiſchen Börſenbeſuchern und 


28) Vgl. $ 4 Wiener Statut: „Die Börſekammer iſt berechtigt, durch 
beſonderen Beſchluß denjenigen den Zutritt zu den Börſenverſamm⸗ 
lungen zu verſagen, die 1. ſich mit einem ihrer Gläubiger über 
eine liquide Forderung außergerichtlich abzufinden ſuchen; 2. fich 
im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befinden; 3. ihre fälligen 
Verbindlichkeiten in Handelsgeſchäften unerſüllt laſſen.“ 

29) Wiener Statut $ 34 e; die Statthalterei hat in einem beſonderen 
Falle über Rekurs eines Nichtzugelaſſenen entſchieden, daß die von 
der Börſekammer innerhalb des autonomen Wirkungskreiſes bes 
ſchloſſene Nichtzulaſſung weder eine Geſetzes⸗ noch eine Statuten⸗ 
verletzung involviert, „ſoferne nicht ein öffentlich rechtswidriger 
Mißbrauch des der Börſeleitung zuſtehenden Rechts konſtatiert 
werden kann“. (Erlaß vom 26. April 1898 Z. 25 547.) 
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Börſen mitgliedern? “). Der Unterſchied läßt ſich leicht den 
Worten entnehmen: Beſucher bedeutet lediglich eine loſe, 
temporäre Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Verbande, 
während Mitgliedſchaft auf einen engeren Konnex ſchließen 
läßt. Auch in der Novelle wird dieſer althergebrachte Unter⸗ 
ſchied vorausgeſetzt ($ 5 Abſ. 3 N. im Gegenſatze zu AbT. 4) ). 
Mitglieder waren bisher nur qualifizierte Beſucher, d. h. 
ſolche, welche die höchſtmöglichſten Korporationsrechte haben; 
Mitglied wird man erſt, nachdem man ſchon das zweite Jahr 
im Beſitz der Börſenkarte iſt. Die Mitgliedſchaft kann auch 
juriſtiſchen Perſonen zukommen, welche natürlich eine phyſiſche 
Perſon namhaft machen müſſen, die berufen iſt, die Mit⸗ 
gliedſchaft für fie auszuüben. Die Novelle ($ 5 Abſ. 4) ordnet 
aber an, daß die ernannten Börſenräte kraft der Ernennung 
Mitglieder werden?), ganz ohne Unterſchied, ob fie Be- 
ſucher ſind, oder nicht. 

Beſucher iſt jeder, welcher die Börſenkarte (entgeltlich) 
erhalten hat. Dabei iſt nur von jenen Beſuchern die Rede, 
welche auch befähigt ſind, an der Börſe Geſchäfte abzu⸗ 
ſchließen; daß es noch „Beſucher“ in einem anderen Sinne 
gibt, richtiger „Gäſte“, iſt ſelbſtverſtändlich; ſolche Perſonen 
erhalten zum einmaligen Eintritt berechtigende Gaſtkarten ??). 


IV 


Die wichtigſten, und vom zivil⸗ und handelsrechtlichen 
Standpunkte aus intereſſanteſten Beſtimmungen ſind in dem 


30) Auch Art. XX Einf. Geſ. zur Zivilprozeßordnung ſetzt den Unter: 
ſchied voraus. 

31) Wiener Statut 8 8 i. f. 

32) Nach der Miniſterialverordnung vom 3. April 1903 (RGBl. Nr. 79) 
müſſen die ernannten Börſeräte zwar börſefähig im Sinne des 
B. G. fein, aber nicht, wie es $ 6 N. verlangt, einen konnexen 
Beruf ausüben, ſondern nur die einſchlagenden Kenntniſſe haben. 

33) Auch Journaliſtenkarten werden ausgegeben; die Beamten und 
Diener der Börſe haben kraft ihrer Dienſtpflicht Zutritt zu den 
Börſeverſammlungen. Vgl. Wiener Statut $ 5—7. 
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Abſchnitte: „Beſtimmungen über das Verbot des Termin⸗ 
handels in Getreide und Mühlenfabrikaten“, ferner in beiden 
damit in engſtem Zuſammenhange ſtehenden Abſchnitten 
„Zivilrechtliche Beſtimmungen“ und „Strafrechtliche Beſtim⸗ 
mungen“. Der Geſetzgeber hatte urſprünglich die Abſicht, 
den legitimen Terminhandel vom illegitimen zu ſcheiden: 
dieſen zu verbieten, jenen zu geſtatten. Durch den Einfluß 
der parlamentariſchen Majorität wurde dieſe Abſicht ver⸗ 
eitelt, und ſo wie das Geſetz ſich heute darbietet, kann man 
fagen, daß der Termin handel vernichtet ift, dagegen wohl 
die Möglichkeit beſteht, einzelne Termin geſchäfte abzu⸗ 
ſchließen. Selbſtverſtändlich werden die meiſten Termin⸗ 
geſchäfte an den Zentralmärkten, an den Börſen geſchloſſen: 
dort beſtehen Uſancen, welche den Abſchluß und die Ab⸗ 
wicklung ſolcher Termingeſchäfte ermöglichen und erleichtern; 
daher war es zunächſt notwendig, hier einen Riegel vorzu⸗ 
ſchieben, und dies iſt im $ 11 N. geſchehen, wo es ausdrücklich 
unterſagt iſt, daß die Uſancen, welche von der Börſenleitung 
erlaſſen werden, Bedingungen für Börſentermingeſchäfte in 
Getreide und Mühlenfabrikaten, ſowie Beſtimmungen über 
deren Abwicklung enthalten. Da die Staatsgewalt nach dem 
unter II. Ausgeführten die Uſancen genehmigen muß, damit 
ſie in Kraft treten können, hat ſie es in der Hand, den 
Erlaß von derartigen Beſtimmungen unmöglich zu machen; 
das Hauptgebiet des Terminhandels: jener Terminhandel, 
der ſich an der Börſe vollzieht auf Grund von Bedingungen, 
welche von der Börſenleitung aufgeſtellt und mittelſt Inſti⸗ 
tutionen, welche von dieſer geſchaffen und unterhalten werden, 
iſt alſo verſchloſſen. Geſchäfte, die auf Grund von Be⸗ 
dingungen, welche die Börſenkammer erlaſſen hat, geſchloſſen 
und mittels von der Börſe geſchaffenen Einrichtungen ab⸗ 
gewickelt werden, bezeichnet man als „börſen mäßige 
Termingeſchäfte“. Man könnte auch der Anſicht ſein, 
daß „börſenmäßige Termingeſchäfte“ gleichbedeutend iſt mit 
Geſchäften, welche nach Börſenart, auf Grund ähnlicher Be⸗ 
dingungen, wie ſie an den Börſen beſtehen, abgeſchloſſen 
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werden: Dieſe Anſicht iſt aber nicht zu billigen, da ſonſt ein 
Gegenſatz zwiſchen $ 11 N. und dem ſpäter zu erörternden 
§ 12 N. nicht beſtünde. „Börſenmäßige Termingeſchäfte“ 
ſind fortab kraft § 10 N. in Oſterreich verboten, können 
mangels der notwendigen Einrichtungen künftighin nicht 
geſchloſſen werden und werden daher der Judikatur entrückt 
ſein. Gerade das Verbot der „börſenmäßigen Termin⸗ 
geſchäfte“ läßt die Möglichkeit offen, das andere nicht börſen⸗ 
mäßige Termingeſchäfte geſchloſſen werden können. Dies 
iſt in der Tat möglich, und zwar können Perſonen auch 
an der Börſe Termingeſchäfte, d. h. Lieferungsgeſchäfte auf 
Zeit, abſchließen, denn die Bedingungen zum Abſchluſſe 
(Typen bezüglich der Provenienz und Qualität), Gleichheit 
bezüglich des Erfüllungsortes und der Erfüllungszeit ſind 
den Börſenbeſuchern ſo in Fleiſch und Blut übergegangen, 
daß ſie auch fernerhin den Geſchäftsabſchlüſſen leicht und 
eigentlich ſelbſtverſtändlich zu Grunde gelegt werden können 
und dürften. Doch mit dem Abſchluſſe von Termin⸗ 
geſchäften iſt noch immer kein Termin handel begründet, 
denn der Terminhandel iſt eine Maſſenerſcheinung, ſetzt eine 
Maſſe von Geſchäftsabſchlüſſen voraus und bedarf vor allem 
einer organiſierten Ab wicklung?“). Es ift immerhin mög: 
lich, daß A. von B. im Frühjahr auf Herbſt 500 Meter⸗ 
zentner Theißweizen kauft; es iſt möglich, daß A. dieſes 
Quantum an C. verkauft und daß B. über Anweiſung des 
A. direkt dem C. liefert und die Preisdifferenzen zwiſchen 
C. und A. und B. und A. ausgeglichen werden. Nimmt 
man an, daß dieſe Kette ſich noch erweitert, ſo können wohl 
einige Perſonen auf dieſe Weiſe Termingeſchäfte ſchließen, 
aber ohne ein organiſiertes Arrangementbureau 
find die Glieder dieſer Kette eng begrenzt. Auch iſt es 


34) Der börſenmäßige Terminhandel in Wien begann im Herbſte 1875, 
genau zu der Zeit, zu der die erſten Kündigungen unter Inter⸗ 
vention des Sekretariats der Börſe erfolgten, alſo eine Art 
Arrangementbureau geſchaffen wurde. Horovitz, Enquete S. 207; 
Heller J. c. S. 45. 
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möglich, daß durch Verwendung von indoſſablen Lagerſcheinen 
eine Reihe von Termingeſchäften abgewickelt werden, und 
die ſich dabei ergebenden Preisdifferenzen durch Differenz⸗ 
zahlung ausgeglichen werden, aber auch die faktiſche Zirku⸗ 
lationsfähigkeit der Lagerſcheine iſt begrenzt. Derartige 
Geſchäfte können ſowohl an der Börſe wie außerhalb der 
Börſe von Bureau zu Bureau abgeſchloſſen werden, werden 
aber nur geringen Umfang erreichen, wirtſchaftlich nicht 
ſchädlich ſein, aber auch nicht genügen, um die vornehmſte 
Aufgabe des Terminhandels: die Sicherungsfunktion zu er⸗ 
füllen, da (ſofern nicht die Verſicherungen „in ſich“ gemacht 
werden) jedes Effektivgeſchäft ein konträres Termingeſchäft 
bedingt; dies iſt nur möglich bei Beſtand eines regulären 
Terminhandels. 

Zu erwähnen iſt, daß, während es im § 10 heißt: 
„börſenmäßige Termingeſchäfte ſind verboten“, im 
§ 11 von Börſentermingeſchäften die Rede ift. Ob 
dieſe Diskrepanz im Ausdruck beabſichtigt iſt oder nicht, 
läßt ſich bei der merkwürdigen Entſtehung des Geſetzes nur 
ſchwer ſagen. Begrifflich ſind Börſentermingeſchäfte alle Ge⸗ 
ſchäfte, welche an der Börſe auf Termin geſchloſſen werden, 
während „börſenmäßige Termingeſchäfte“ den oben entwickelten 
engeren Sinn haben. Es dürfte aber im Rahmen der No⸗ 
velle kein Unterſchied beſtehen. | 

Der Geſetzgeber und alle, welche die Verhältniſſe richtig 
beurteilen, gaben ſich keinen Illuſionen hin, und wußten ſehr 
wohl, daß trotz des Verbotes der „börſemäßigen Termin⸗ 
geſchäfte“, und obwohl dieſelben durch die Novelle unmöglich 
gemacht werden, der Termin handel noch nicht getötet fein 
würde, daß ſich die Intereſſenten nicht damit begnügen werden, 
einzelne Geſchäfte der oben dargelegten Art zu ſchließen. Es 
war zu befürchten, daß, wenn auch der offizielle Termin⸗ 
handel unmöglich geworden iſt, ſich eben ein faktiſcher 
Terminhandel mit demſelben wirtſchaftlichen Effekt ent⸗ 
wickeln würde. Dem mußte mit aller Gewalt entgegen⸗ 
gearbeitet werden, und da anzunehmen war, daß die Phantaſie 
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und Energie des bedrängten Kaufmanns immer neue Um⸗ 
gehungsformen erſinnen würde, welchen der ſchwerfällige 
Geſetzgebungsapparat nur langſam folgen könnte, iſt man 
auf den Ausweg gekommen, den Miniſterien die Macht zu 
verleihen, derlei Umgehungsformen auf Grund von Ver⸗ 
ordnungen zu verbieten. Unter Berückſichtigung dieſes 
Momentes wurden die $$ 12 und 13 der Novelle geſchaffen. 

Dieſe Beſtimmungen ſind nun einer eingehenden Er⸗ 
örterung zu unterziehen. 

Der Terminhandel, d. h. die Geſchäfte, welche denſelben 
bilden, ſetzt ſich aus zwei Hauptphaſen zuſammen: Abſchluß 
des Geſchäftes und Abwickelung desſelben. Damit ſolche 
Geſchäfte abgeſchloſſen werden können, müſſen die Verkehrs⸗ 
gegenſtände in runden Mengen und nach Typen gehandelt 
werden unter Fixierung gewiſſer gleichbleibender Beſtimmun⸗ 
gen für Lieferzeit und Lieferort: werden ſo beinhaltete Ge⸗ 
ſchäfte geſchloſſen, dann kann ſich bei Beſtand eines Liqui⸗ 
dations⸗(Arrangements⸗ bureau, in welchem die Geſchäfte 
abgewickelt, d. h. nach vollzogener Abrechnung zwiſchen den 
Kontrahenten ſo weit als möglich kompenſiert werden, ferner 
die überſchießenden Mengen direkt geliefert reſp. bezogen, die 
Geldifferenzen ausbezahlt reſp. eingezogen werden, der 
Termin handel entwickeln?). 

Solche Abſchlußbedingungen werden auch ohne Feſt⸗ 
ſetzung ſeitens der Börſenleitung ſehr leicht weiterbeſtehen; 
ſei es, daß die großen Firmen ſich über ſolche einigen, wobei 
die kleinen Händler einfach gezwungen ſind, ſich zu fügen, 
ſei es endlich, daß man die Uſancen für das Komptant⸗ 
geſchäft mit den nötigen Anderungen anwendet: ein Artikel 
wie Getreide wird ja ſtets nach Typen und runden Mengen 
gehandelt werden müſſen; ein beſtimmter Erfüllungsort wird 
auch außerhalb des Börſeverkehrs fixiert, ſo daß nur die 
Beſtimmung eines einheitlichen Lieferungstermins erübrigt, 


35) Geller a. a. O. S. 524 ſpricht von „Inhalts⸗ und Abwickelungs⸗ 
merkmalen“. 
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und diesbezüglich wird leicht eine Einigung unter den Inter⸗ 
eſſenten erzielt werden. | 

Da ein offizielles Arrangement abjolut nicht mehr be- 
ftehen wird, kann die Abwickelung nur in inoffizieller Form 
erfolgen durch ein „Winkelarrangement“. 

Unter Berückſichtigung dieſer tatſächlichen Verhältniſſe 
ergibt ſich folgendes begrifflich mögliches Schema für Termin⸗ 
geſchäfte: 

1. Abſchluß an der Börſe mit Abwickelung durch ein 
inoffizielles Arrangement, und zwar 
a) im Anſchluß an das offizielle Bureau für 
Kontantgeſchäfte, 
b) ohne einen ſolchen Anſchluß. 

2. Abſchluß außerhalb der Börſe mit Abwickelung durch 

ein inoffizielles Arrangementbureau. 

Der Abſchluß an der Börſe kann ſowohl nach den 
Uſancen der Börſe für Kontantgeſchäfte, wie auch nach 
tatſächlich vereinbarten Geſchäftsbedingungen vor ſich gehen; 
in Wirklichkeit dürften ja, wie ſchon oben ausgeführt, be⸗ 
züglich der Typen, des Erfüllungsortes die neuen Uſancen 
für Börſengeſchäfte von den bisher in Übung geſtandenen 
und für den Terminhandel verwertbaren nicht allzuviel ab⸗ 
weichen, da die Natur der Verkehrsgegenſtände fie ja ſchaffts ). 
Es iſt nun möglich, daß die Termingeſchäfte an der Börſe 
abgeſchloſſen werden und abgewickelt werden, indem ſich eine 
inoffizielle Inſtitution an das offizielle Arrangementbureau 
für Kontantgeſchäfte anſchließt, kraft welcher es möglich iſt, 
die Kontantgeſchäfſte in Termin geſchäfte umzuwandeln, 
oder aber es wird ein Winkelarrangement geſchaffen. 


36) Wenn auch die Wiener „Uſancen“ zum großen Teile geſatztes Recht 
find, nicht Handelsſitten, „Handelsgebräuche“, welche geſammelt 
wurden, ſo darf doch nicht vergeſſen werden, daß bei Erlaſſung 
der Uſancen auf die Rationabilität, auf Verhältniſſe, welche im 
Weſen des Handelsartikels liegen, entſprechende Rüdfidt genommen 
werden mußte, und nur vereinzelte Beſtimmungen willkürlich auf⸗ 
genommen wurden: dieſe werden fallen, jene aber bleiben. 
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All dies iſt gegen den Geiſt des Geſetzes. Der Abſchluß 
eines Termin geſchäftes it zwar an fih erlaubt; erft das 
Auftreten von Inſtitutionen, welche eine Skontration be⸗ 
zwecken, läßt auf einen erheblichen Umfang dieſer Geſchäfte 
ſchließen 39. Erft wenn die im § 12 bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen bezüglich der Abſchließung, Übertragung und Ab⸗ 
wicklung von Termingeſchäften eintreten, iſt die Börſenleitung, 
welcher bei einiger Umſicht die Tatſache unmöglich verborgen 
bleiben kann, verpflichtet, „innerhalb ihres Wirkungskreiſes“, 
alſo in Ausübung ihrer börſenpolizeilichen Befugniſſe, recht⸗ 
zeitig die entſprechenden Maßnahmen zu treffen, um dieſe 
Geſchäftsform zu unterdrücken. Iſt ſie das nicht aus eigener 
Kraft im ſtande, iſt ſie berechtigt und verpflichtet, unter Dar⸗ 
legung der tatſächlichen Verhältniſſe den zuſtändigen Mini⸗ 
ſterien einen Bericht zu erſtatten. Gerade aus der Faſſung 
des § 13 N., wo darauf hingewieſen wird, daß nur unter 
den im § 12 bezeichneten Vorausſetzungen (im § 12 ift vom 
faktiſchen, inoffiziellen Termin handel die Rede) die Börſen⸗ 
leitung verpflichtet iſt, einzuſchreiten, ſcheint mir zwingend 
hervorzugehen, daß ſie nicht gegen den Abſchluß von einzelnen 
Termin geſchäften überhaupt vorgehen muß, diefe vielmehr 
geſtattet ſind. — Es iſt aber auch möglich, daß der Termin⸗ 
markt ſich vom Effektivmarkt vollſtändig ſondert; auf dieſe 
Weiſe würde das Beſtehen eines Terminmarktes auch leichter 
auf einige Zeit dem Auge der Börſenleitung und anderer 
Überwachungsorgane entrückt ſein. Dazu ſtehen nun zwei 
Wege zur Verfügung. Die Errichtung einer Winkelbörſe 
mit zugehörigem Winkelarrangementbureau und der Abſchluß 
von Geſchäften außerhalb einer Börſenverſammlung, ohne 
jedwede Organiſation tatſächlicher Art, jedoch auch nur unter 
der Vorausſetzung des Beſtandes eines Winkelarrangements. 
Der erſtere Weg iſt wohl ſchon dadurch verſchloſſen, daß 


37) Deswegen beſtimmt $ 51 des deutſchen Börſengeſetzes, daß die Bes 
nutzung der Börſeneinrichtungen für Vörſentermingeſchäfte über 
verbotene Waren ausgeſchloſſen iſt: wenn das Arrangement unmög⸗ 
lich geworden iſt, dann iſt auch der Terminhandel vernichtet. 
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gemäß § 1 B. G. die Teilnahme an Winkelbörſen von der 
politiſchen Behörde mit Geldſtrafen bis zu 2000 Kr. oder 
mit Arreſt von 1 Tag bis 4 Wochen geahndet werden kann, 
alſo Konſequenzen mit ſich bringt, welchen ſich niemand gerne 
ausſetzen wird. Es iſt daher anzunehmen, daß der Gedanke, 
Winkelbörſen zu errichten, wenig Anklang finden dürfte; 
dagegen beſteht die weitaus größere Wahrſcheinlichkeit, daß 
die Intereſſenten auf Grund von erprobten, tief eingewurzelten 
Uſancen ?®) direkt Geſchäfte unter fih abſchließen und durch 
ein Winkelarrangementbureau abwickeln laſſen. — 


V. 


Bei der publiziſtiſchen Erörterung dieſes Geſetzes in den 
Tagesblättern iſt gelegentlich darauf hingewieſen worden, daß 
unter dem Ausdrucke „Börſe“ eine jede Börſe, ganz gleich⸗ 
gültig, ob des In- oder Auslandes, verſtanden werden foll, und 
im Verfolg dieſer Meinung die Anſicht vertreten worden, 
daß auch im Auslande geſchloſſene börſenmäßige Geſchäfte 
geſetzlich verboten find, reſp. durch eine Verordnung nach 8 12 
verboten werden könnten. Dieſe extenſive Interpretation iſt 
ganz unhaltbar, denn § 10 N. verbietet zwar börſenmäßige 
Termingeſchäfte; ſollte dieſes Verbot aber auch die an einer aus⸗ 
ländiſchen Börſe geſchloſſenen börſenmäßigen Termingeſchäfte 
treffen, ſo müßte dies im Geſetze expressis verbis ausgedrückt 
ſein. Durch eine Verordnung können ſolche Geſchäfte gar 
nicht verboten werden, da § 12 N. nur das Verbot faktiſcher 
Termingeſchäfte ermöglicht, was ſchon daraus erhellt, daß die 
börſenmäßigen Termingeſchäfte ja für Oſterreich ſchon durch 
das Geſetz verboten ſind, daher nicht noch einmal durch Ver⸗ 
ordnung verboten werden können! Die Argumentation aber, 
der börſenmäßige Terminhandel an einer auswärtigen Börſe 
ſei für den öſterreichiſchen Geſetzgeber nur ein faktiſcher Termin⸗ 


38) Die bisher in Geltung geſtandenen Terminuſancen dürfen freilich 
nicht zu Grunde gelegt werden; diefe Geſchäfte find ſchon nach 
§ 12 N. verboten, vgl. S. 175. 
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handel, wäre ſo abſonderlich, daß eine Widerlegung überflüſſig 
erſcheint. Alſo z. B. an der Budapeſter Börſe kann jeder 
Inländer nach Belieben Termingeſchäfte ſchließen. 

Eine ganz andere Frage iſt es, ob Forderungen, welche 
aus einem Geſchäfte reſultieren, das an einem auswärtigen 
Terminmarkte geſchloſſen worden ift, in Oſterreich exequiert 
werden können 3°). Dieſe Frage fol hier nicht ausführlich 
erörtert werden; um dieſelbe zu behandeln, muß folgendes 
erwogen werden. Solange Oſterreich und Ungarn ein ge- 
meinſames Zollgebiet bilden und die Budapeſter Getreide⸗ 
börſe in der heutigen Art funktioniert, wird der Terminhandel 
ſich nach Budapeſt wenden, und ſtellt ſich das Problem in 
praxi daher ſo, daß man erwägen muß, ob die Urteile des 
Budapeſter Börſenſchiedsgerichts hier zu Lande exequiert wer⸗ 
den können? Dieſe Frage iſt keineswegs leicht zu löſen, 
und müßte zu dieſem Behufe die Miniſterialverordnung vom 
13. Dezember 1897 (RGBl. Nr. 285) in Verbindung mit 
den §§ 80 — 85 der öſterreichiſchen Exekutionsordnung unter 
beſonderer Berückſichtigung des Umſtandes, daß § 10 N. 
börſenmäßige Termingeſchäfte in Getreide und Mühlenfabri⸗ 
katen verbietet, einer eingehenden Interpretation unter⸗ 
zogen werden““): eine Aufgabe, welche für die Mehrzahl 
der Leſer dieſer Zeitſchrift, welchen ja die diesbezüglichen 
Vorſchriften des öſterreichiſchen Rechtes etwas ferner liegen, 
ohne tieferes Intereſſe wäre. Bei den bisherigen literariſchen 
Erörterungen über dieſe Frage ſind aber zwei meines Er⸗ 
achtens weſentliche Momente nicht beachtet worden. Einmal 
der Umſtand, daß die Nichterfüllung einer Verpflichtung aus 
irgend einem Handelsgeſchäft — und ein an einer auslän⸗ 
diſchen Börſe geſchloſſenes Termingeſchäft iſt jedenfalls ein 
ſolches — den Ausſchluß von der Börſe zur Folge haben 
kann; zahlungsfähige Perſonen — bei inſolventen Perſonen 
iſt ja die Frage müßig! — werden daher ſtets erwägen, 

39) Daß ſie nicht eingeklagt werden können, iſt ſelbſtverſtändlich. 


40) Sehr ausführlich über diefe Frage E. T. 1. c. S. 52 f., welcher die 
Urteile für nicht exequierbar erklärt, was richtig iſt. 


172 Mayer: Die öſterreichiſche Börſennovelle. 


ob der materielle Vorteil, den die Nichterfüllung der Ver⸗ 
pflichtung bedeutet, ſo groß iſt, daß er den wirtſchaft⸗ 
lichen Nachteil, welchen die Ausſchließung aus dem Verkehrs⸗ 
und Erwerbskreiſe der Börſe im Gefolge hat, aufwiegen 
fann +1)? 

Ferner muß darauf hingewieſen werden, daß die großen 
Wiener Firmen, um dieſe handelt es ſich hauptſächlich — 
diefe ſchließen ihre Verſicherungsgeſchäfte in Budapeſt —, 
entweder daſelbſt Filialen errichtet haben oder ſchon ſeit 
langer Zeit dort ſelbſtändige Etabliſſements betreiben, daher 
in Ungarn Vermögen haben, in welches ſehr leicht Exekution 
geführt werden kann, ſo daß es zu einer Exekution in Oſter⸗ 
reich kaum kommen dürfte. Viel bedenklicher ſind freilich die 
Geſchäftsabſchlüſſe mit kapitalſchwachen Elementen, den be⸗ 
rufsmäßigen Spekulanten (coulissiers) “?). Dieſen wird der 
Budapeſter Terminmarkt auch nicht leicht offen ſtehen, da 
der Kredit, welcher dieſen Perſonen eingeräumt wird, ein 
Perſonalkredit iſt, der nur jenen gewährt wird, mit welchen 
man im engeren täglichen Kontakt lebt, und werden ſie ge⸗ 
zwungen ſein, ihren Geſchäftsbetrieb überhaupt einzuſtellen, 
eine Wirkung, welche ſich mit den Intentionen des Geſetz⸗ 
gebers deckt, der unbedingt die Kuliſſe ekraſieren wollte. — 

Überblickt man die verſchiedenen tatſächlich geſetzlich noch 
möglichen Formen des Terminhandels, reſp. der Termin⸗ 
geſchäfte, ſo ergibt ſich die weitere Frage nach der zivilrecht⸗ 
lichen Gültigkeit derſelben. Geſchäfte, welche, wenn auch 
unter Umgehung des Geſetzes, an der Börſe geſchloſſen wer⸗ 
ben, find Börſengeſchäfte im Sinne des § 12 B. G. und 
unterliegen kraft § 13 dieſes Geſetzes keiner wie immer 
gearteten Anfechtung auf Grund des Einwandes von Spiel 
oder Wette. Geſchäſte, welche an einer Winkelbörſe oder 


41) Vgl. Nothnagel, Exekution durch ſoziale Intereſſengruppen 
S. 129. 

42) Vgl. Heller J. e. S. 54. Tiefe werden nur als Agenten oder 
Kommiſſionäre fit Zutritt verſchaffen können. 
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anderwärts (von Bureau zu Bureau) geſchloſſen werden, 
unterliegen wieder allen denjenigen Bedenken, welchen die 
Gültigkeit und Wirkſamkeit der Termingeſchäfte bei dem 
gegenwärtigen traurigen Stande der öſterreichiſchen Praxis in 
Börſenſachen unterworfen find. *?) Gerade an Winkelbörſen 
geſchloſſene Geſchäfte hätten kaum Ausſicht, dem Differenz⸗ 
einwande ſtandzuhalten, und zwar ſowohl, wenn dieſe Ge⸗ 
ſchäfte vor den ordentlichen Gerichten, wie auch, wenn ſie 
vor einem Schiedsgerichte zur Entſcheidung kommen. Dieſe 
Fragen zu erörtern, liegt nicht im Rahmen dieſer Abhand⸗ 
lung. — | 
Hat die Regierung davon Kenntnis erlangt, daß derlei 
Geſchäfte, wie ſie eben geſchildert worden ſind, tatſächlich 
geſchloſſen werden, ſo iſt ſie berechtigt, dieſelben mittelſt 
Verordnung zu verbieten. Sie kann das entweder motu 
proprio oder über Antrag der Börſeleitung, der Handels⸗ 
und Gewerbekammern oder der landwirtſchaftlichen Landes⸗ 
korporationen. Damit die Regierung ein ſolches Verbot 
erlaſſen könne, muß ſie über gewiſſe tatſächlich beſtehende 
Formen des Abſchluſſes reſp. der Abwickelung vollſtändig 
klare Kenntnis haben; ſie muß die in Rede ſtehenden Ge⸗ 
ſchäfte ſo charakteriſieren können, daß der Richter im ſtande 
iſt, ſicher zu urteilen, ob ein beſtimmtes ſeiner Judikatur 
unterſtelltes Geſchäft den Typus des Verbotenen trägt oder 
nicht. Es genügt nicht, ein ſolches Verbot in ganz vager, 
unbeſtimmter oder allgemeiner Form zu erlaſſen, ſondern es 
iſt notwendig, die charakteriſtiſchen Merkmale dieſer faktiſchen 
Termingeſchäfte darzuſtellen, alſo die Bedingungen anzugeben, 
unter welchen ſie geſchloſſen werden, eventuell z. B. das 
Formular zu bezeichnen, welches zum Abſchluß verwendet 


43) Vgl. Weishut, Der Effektenumſatz und die Börſengeſchäfte, ſowie 
deren Beſteuerung, 2. Aufl. 1898; Bruno Mayer, Die Effekten⸗ 
börſe und ihre Geſchäfte, Wien 1899; Hammerſchlag, über 
die Rückforderbarkeit der Deckung bei Differenzgeſchäften, 1902; 
Staub, Kommentar, Ausgabe für Oſterreich, bearbeitet von 
Pisko, Bd. II S. 349 ff. 
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wird, den Sitz des beſtehenden Arrangementsbureaus, ob ein 
Bureau beſteht oder ein Geſchäftshaus, das Arrangements 
beſorgt, unter Angabe der Liquidationseinrichtungen und 
Bedingungen bekannt zu machen. 

In dieſer Hinſicht muß vollſtändige Klarheit ſein 
und liegt keineswegs eine Abweichung darin, daß das Geſetz 
im § 12 N. der Regierung die Macht einräumt, daß, „wenn 
Gründe für die Annahme vorliegen, daß ſolche Geſchäfte 
unter den im § 11 bezeichneten Bedingungen und Beſtim⸗ 
mungen abgeſchloſſen oder abgewickelt werden dürften“, 
ſolche Geſchäfte zu verbieten; dies war notwendig; denn 
wenn ſich eine Winkelbörſe oder verwandte Inſtitutionen 
bilden, ſo werden ſich die beteiligten Kreiſe wohl hüten, 
davon nach außen hin irgendwelche Mitteilungen gelangen 
zu laſſen. 

Die Miniſterien und deren Organe werden daher oft 
nur darauf angewieſen ſein, auf Grund vom Hörenſagen, 
auf Grund eines unverbürgten on dit ihre Maßnahmen zu 
treffen. Der Umſtand, daß die Kenntnis davon, daß ſolche 
Geſchäfte geſchloſſen werden, eine unbeſtimmte iſt, darf aber 
nicht etwa dazu führen, auch die Verordnung ganz allgemein 
und unbeſtimmt zu halten, ſondern auch hier muß der unter 
Verbot geſtellte angeblich vorhandene Tatbeſtand feſt und 
ſcharf umſchrieben werden. Würde die Regierung dies außer 
Acht laſſen, ſo beſtünde die Möglichkeit, daß der Richter Ge⸗ 
ſchäfte, welche nicht getroffen ſind, darunter ſubſummieren 
würde; andererſeits würde auch der Beſtand des zweifellos 
erlaubten Lieferungsgeſchäftes leicht unmöglich gemacht 
werden. 

Ehe die Regierung daran geht, ein ſolches Verbot zu 
erlaſſen, wird ſie ſich klar werden müſſen, ob es ſich über⸗ 
haupt lohnt, den ganzen Apparat in Bewegung zu ſetzen, ob 
die ihr bekannt gewordenen Geſchäfte tatſächlich in einem 
ſolchen Umfange geſchloſſen werden, daß man ſagen kann, 
es beſtünde ein Terminhandel; damit das möglich iſt, muß 
eine große Anzahl von Geſchäftsabſchlüſſen konſtatierbar ſein, 
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muß eine Maſſenerſcheinung vorliegen. Dies iſt auch ſchon 
deswegen wieder nötig, weil ſich ja ſonſt die Geſchäftsformen 
nur ſehr ſchwer erkennen laſſen, da ein einzelnes Geſchäft 
doch nicht dazu verwertet werden kann, um eine typiſche 
Beſchreibung zu liefern, welche für den Richter verbindlich 
fein kann 1). | 

Iſt aber einmal eine Verordnung im Sinne des § 12 N. 
erſchloſſen, dann iſt der Rechtszuſtand ein ganz eigenartiger 
geworden. Ein durch Verordnung verbotenes Geſchäft iſt 
nach § 16 N. rechtsunwirkſam, d. h. der geſchloſſene Vertrag 
iſt nichtig; Forderungen, die ſich auf einen ſolchen Vertrag 
ſtützen, können weder eingeklagt, noch compensando entgegen⸗ 
geſetzt werden. Auch ein Auftrag zu einem ſolchen Geſchäfte, 
z. B. an einen Agenten, an einen Kommiſſionär, iſt wirkungs⸗ 
los. Ebenſo kann ein ſolches Geſchäft nicht gültigerweiſe 
vermittelt werden, und hat daher ein Handelsmäkler, abge⸗ 
ſehen von ſeiner Verantwortlichkeit und Straffälligkeit, keinen 
Anſpruch auf eine Senſarie, An- und Teilzahlungen, kurz, 
wie ſich das Geſetz umfaſſend ausdrückt: „was vor, bei oder 
nach der Abwickelung“ geleiſtet wurde, kann zurückgefordert 


44) Eine Verordnung iſt ſchon erlaſſen worden, und zwar vor In⸗ 
krafttreten des Geſetzes; dasſelbe bezweckt, den Abſchluß von Termin⸗ 
geſchäften auf Grund der bisher in Kraft geſtandenen Termin⸗ 
uſancen unmöglich zu machen; ob dieſer Vorgang geſetzlich iſt, 
wird mit Recht von Geller J. e. S. 525 angezweifelt; die Bers 
ordnung vom 3. April 1903 (RGBl. Nr. 78) verbietet Geſchäfte: 

1. wenn beim Abſchluſſe vereinbart wurde, daß dieſe Geſchäfte 
mit Anwendung des für ſie in den Beſtimmungen feſtgeſetzten 
Kündigungs⸗ und Liquidationsverfahrens abgewickelt oder re⸗ 
guliert werden ſollen; oder 

2. wenn ohne vorausgegangene Vereinbarung tatſächlich die Ab⸗ 
wickelung oder Regulierung mit Anwendung des für dieſe 
Geſchäfte in den Beſtimmungen feſtgeſtellten Kündigungs⸗ und 
Liquidationsverfahrens erfolgt. 

Die Anwendung des Verbotes wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß für die Vermittelung der Kündigung und Liquidation oder 
Regulierung an Stelle der Mitwirkung des Börſenſekretariates eine 
andere Einrichtung getroffen wird. 
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werden mit der condictio sine causa 45). Um jedoch keinen 
allzulangen rechtsbeirrenden Schwebezuſtand zu ſchaffen, iſt 
in Abſ. 4 dieſer Rückforderungsanſpruch zeitlich begrenzt, 
und zwar auf einen Zeitraum von drei Jahren nach Ab⸗ 
ſchluß des Geſchäftes, reſp. nach Erteilung des Auftrages. 
Dieſe Friſt ift, wie der Wortlaut ergibt, eine Präflufivfrift, 
keine Verjährungsfriſt +6). Geſellſchaftsverträge zum Zwecke 
des Abſchluſſes von ſolchen Termingeſchäften ſind gleichfalls 
rechtsunwirkſam. Das rechtsunwirkſame Geſchäft kann auch 
auf keine Weiſe zu einem gültigen gemacht werden: „Alle 
abgegebenen Schuldanerkenntniſſe ſind rechtsunwirkſam,“ alſo 
Anerkenntnis, Vergleich, Novation können dem Geſchäfte kein 
rechtliches Leben verleihen; auch der Umſtand, daß ein 
Wechſel, fei es zahlungshalber, fei es an Zahlungsſtatt, ge- 
geben wird, daß die Schuld einen Poſten in einem aner⸗ 
kannten Kontokorrent bildet, kann an der Rechtsunwirkſam⸗ 
keit nichts ändern. Eine in der öſterreichiſchen Literatur 
heiß umſtrittene Frage ““, ob die gegebenen Pfänder, reſp. 
die Pfandrealiſierungserlöſe zurückgefordert werden können, 
iſt in der Novelle gleichfalls klipp und klar entſchieden: „Die 
Rechtsunwirkſamkeit erſtreckt ſich auch auf die beſtellten Sicher⸗ 
heiten,“ +8), ganz gleichgültig, ob Bargeld“), Wertpapiere 
oder andere Mobilien verpfändet wurden, oder eine Hypothek 
beſtellt worden iſt. | 

Man mag das Geſetz wirtſchaftlich wie immer beur- 
teilen, eines iſt ſicher: Es werden Rechtsverhältniſſe von 
größter Klarheit und Beſtimmtheit geſchaffen, was vom juri⸗ 


45) Teilweife [hon anerkannt im Art. XXV des Einf. Geſ. zur Zivil⸗ 
prozeßordnung. 

46) Wie E. T. J. c. S. 55 meint. 

47) Vgl. Hammerſchlag l. c. und teilweiſe dagegen Staub⸗ 
Pisko Bd. II S. 363. 

48) Auch der Bürgſchaftsvertrag ift rechtsunwirkſam wegen $$ 1350 
und 1351 A. B. GB. 

49) Das folgt ſchon aus dem oben bezüglich der condictio sine causa 
Geſagten. 
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ſtiſchen Standpunkte aus nur zu begrüßen iſt. Die Inter⸗ 
pretation dieſes Paragraphen iſt daher ſehr einfach und 
werden Kontroverſen in der Literatur kaum entſtehen und 
hat der Richter in dieſer Hinſicht eine ſehr leichte Aufgabe! 

Da aber zu befürchten war, daß trotz der geſetzlich 
normierten zivilrechtlichen Rechtsunwirkſamkeit der verbots⸗ 
widrig geſchloſſenen Geſchäfte dieſelben doch nach wie vor 
abgeſchloſſen und erfüllt würden, da gerade Börſengeſchäfte 
und verwandte Geſchäfte in der Mehrzahl der Fälle freiwillig 
oder unter dem Drucke einer ſogenannten ſozialen Exekution 
erfüllt werden, ſah ſich der Geſetzgeber veranlaßt, in den 
§§ 17 und 18 N. ſtrenge ſtrafrechtliche Sanktionen für die 
Übertretung des Verbotes zu geben. 

Der Vollſtändigkeit halber müſſen auch dieſe Vorſchriften 
in den Kreis der Betrachtung gezogen werden. Nach $ 17 N. 
iſt zunächſt der gewerbsmäßige Abſchluß und die Vermitte⸗ 
lung der verordnungsgemäß verbotenen Geſchäfte als ein 
Vergehen ſtrafbar. Das Wort „abſchließt“ umfaßt ſicherlich 
alle Propregeſchäfte, das Wort „vermittelt“ die Tätigkeit 
des Agenten und des Handelsmäklers. Es bleibt alſo die 
Frage offen: Sind die Geſchäfte des Kommiſſionärs und des 
Kommittenten etwa nicht getroffen? Ohne hier auf feinere 
Unterſcheidungen einzugehen, muß konſtatiert werden, daß 
der Kommiſſionär die Geſchäfte abſchließt (wenn auch im 
fremden Namen), alſo ſchon der Wortlaut der Beſtimmung 
auf ihn paßt; der Kommittent aber als Auftraggeber gemäß 
$ 5 St. G. verhaftet iſt ). 

Der Erläuterung bedarf das Wort „gewerbemäßig“; 
diesbezüglich ſind zwei Auffaſſungen möglich: die eine, daß 
es ſich um wiederholte, durch längere Zeit fortgeſetzte Tätig⸗ 
keit handelt, ſo daß man ſagen kann, der Betreffende mache 
den Betrieb derartiger Geſchäfte zu der oder zu einer 
Einkommensquelle 51); eine andere Anſicht verlangt nur, daß 


50) Abgeſehen von dem Falle der Verleitung durch den Kommiſfionär. 
51) So daß dieſes Wort dieſelbe Bedeutung wie in Art. 4 HGB. hat. 
Zeitschrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 12 
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der Betreffende überhaupt die Abſicht hat, dieſelbe zu be⸗ 
treiben, wenn auch nur bei einer ſich ergebenden günftigen 
Gelegenheit, wobei nicht notwendigerweiſe ſich der auf den 
Abſchluß einer Reihe von ſolchen Geſchäften gerichtete Wille 
dem Publikum gegenüber manifeſtieren muß 52). Letztere 
Anſicht verdient wohl den Vorzug, denn es iſt zu unwahr⸗ 
ſcheinlich, daß bei Beſtand eines Geſetzes, wie des vorliegen⸗ 
den, jemand den Abſchluß von Termingeſchäften wirklich 
zum Berufe erheben wird; bei dieſer Interpretation bliebe 
das Geſetz wohl immer auf dem Papiere ſtehen; dagegen 
kann das Gericht ſehr wohl im ſpeziellen Falle zur Anſicht 
gelangen, daß der Betreffende wohl nur ein ſolches ver⸗ 
botenes Geſchäft geſchloſſen hat, aber bei ſich darbietender 
Gelegenheit auch mehrere geſchloſſen hätte '), und den An: 
geklagten verurteilen. 

Das Wort „gewerbemäßig“ bezieht ſich wohl nur auf 
den erſten Abſatz, nicht aber auf den Schlußſatz, wie aus 
der Einſchaltung des Wörtchens „wer“ hervorgeht. Im 
zweiten durch dieſen Paragraphen getroffenen Falle, der 
Verleitung zu verbotenen Geſchäften, iſt die Gewerbemäßig⸗ 
keit nicht notwendig, ſondern es genügt ein einziger Fall der 
Verleitung). Das Wort „verleiten“ fegt voraus, daß es 
ſich bezüglich der Verleiteten weder um Angehörige der Börſe 
noch um ſolche Perſonen handelt, welche kraft ihres Berufes 
oder Gewerbes mit derlei Geſchäften vertraut ſind, reſp. 
vertraut ſein müſſen; immerhin aber müſſen es nicht ganz 
geſchäftsunkundige Individuen ſein, denn ſonſt wäre kein 
Gegenſatz zu § 18 N. vorhanden, welcher die Verleitung 
dann beſtraft, wenn dieſelbe „unter Ausbeutung der Un⸗ 
erfahrenheit oder des Leichtſinnes“ erfolgt. Dieſe letzten 
Vorausſetzungen können wohl bei Geſchäftsleuten nicht zu⸗ 


52) E. T. J. c. S. 56. 

53) Z. B. weil er Zirkulare ausgeſchickt hat, in welchen er ſich zum 
Abſchluß ſolcher Geſchäfte erbietet. 

54) Die Kommiſſionäre werden wohl meiſtens als „Verleiter“ geſaßt 
werden. 
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treffen, ſondern nur bei Angehörigen anderer Berufskreiſe; 
denn welcher Branche immer auch ein Geſchäftsmann ange⸗ 
hört, ſo ſind ihm das Weſen der Termingeſchäfte und die 
mit denſelben verbundenen Gefahren nicht fremd. — In § 18 
wird noch das Requiſit der Gewerbemäßigkeit aufgeſtellt, 
wodurch freilich der merkwürdige Zuſtand geſchaffen wird, 
daß § 18 nur jenen mit Strafe bedroht, der gewerbemäßig 
ſich mit der Verleitung Unerfahrener oder Leichtſinniger zu 
verbotenen Geſchäften befaßt, während nach der Faſſung des 
9 17 derjenige, der erfahrene und nicht leichtſinnige Perſonen 
zu ſolchen Geſchäften beſtimmt, ſchon mit der gelegentlichen 
Verleitung zu einem einzigen Geſchäfte die Strafe vermirft55). 
Gerade dieſe Verleitung der im § 18 genannten Perſonen 
— der ſogenannten „outsiders“ — ift vom Geſetzgeber be: 
ſonders perhorreſziert 56), und daher die Strafe des Verleiters 
— es werden meiſtens Kommiſſionshäuſer ſein — ſehr ſtrenge, 
indem ſtrenger Arreſt von einem Monat bis zu einem Jahr, 
womit hohe Geldſtrafen verbunden werden können, ange⸗ 
droht iſt. 

Überblickt man mit Rückſicht auf die vorſtehenden Er⸗ 
örterungen den Rechtszuſtand, wie er ſich geſtalten dürfte, 
ſo iſt feſtzuhalten, daß ein börſemäßiger Terminhandel un⸗ 
möglich iſt, da weder Terminuſancen noch Abwickelungs⸗ 
beſtimmungen beſtehen und kein Liquidationskurs notiert 
werden kann. Einzelne Geſchäfte können an den Börſen 
geſchloſſen werden; dieſe ſind, ſolange eben kein erheblicher 
Umfang konſtatiert wird, wirkſam. Haben ſie aber einmal 
eine ſolche Ausdehnung gewonnen, daß man von einem 
Terminhandel ſprechen kann, dann wird die Verordnung 
erlaſſen werden, und damit treten die vorhin dargelegten 


55) Vgl. namentlich Geller 1. c. S. 531, der mit Recht auch den 
»ſaloppen Ausdruck“ rügt. 

56) In den Jahren 1890—1895 find in der Tat diesbezügliche arge 
Ausſchreitungen vorgekommen, indem ganz außerhalb des Geſchäfts⸗ 
verkehrs ſtehende Perſonen hunderttauſende von Meterzentnern Ge⸗ 
treide ge⸗ und verkauft haben. 
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zivilrechtlichen und ſtrafrechtlichen Wirkungen ein. Geſchäfte 
an Winkelbörſen werden wohl kaum geſchloſſen werden, da 
Winkelbörſen infolge der beſtehenden politiſchen Vorſchriften 
nur ſchwer beſtehen können, außerdem aber ſolche Geſchäfte 
an ſich in Bezug auf ihre Wirkſamkeit keineswegs unbeſtritten 
ſind, und bei erheblichem Umfange ſelbſtverſtändlich ein Ver⸗ 
bot mit den vorgeſchilderten Folgen erlaſſen werden wird. 
Ganz dasſelbe gilt auch für faktiſche Termingeſchäfte, welche 
von Bureau zu Bureau abgeſchloſſen werden: ſie ſtehen an 
ſich auf unſicherer zivilrechtlicher Baſis, und können auch 
jederzeit verboten werden. Dagegen iſt es allerdings mög⸗ 
lich, daß — namentlich in fraudem einer Verordnung — 
Geſchäfte, welche tatſächlich in ihrer Totalität einen fakti⸗ 
ſchen Terminhandel begründen, geſchloſſen werden und 
mangels eines Verbotes zivilrechtlich als wirkſam angeſehen 
werden können )); doch wird ein ſolcher Zuſtand immer nur 
von kurzer Dauer fein 5. 

Das Geſetz dürfte alſo ſeinen Zweck, den Termin⸗ 
handel zu unterbinden, vollſtändig erreichen, dagegen aber 
auch die reinen Lieferungsgeſchäfte auf Zeit inſoweit tan⸗ 
gieren, als deren Übertragung und Abwickelung nicht mehr 
wie bisher möglich iſt, weswegen deren Zahl jedenfalls ſehr 
ſtark abnehmen wird, ſo daß mit Recht eine Störung des 
Getreidehandels zu befürchten iſt. 


VI. 


Eine ganz vorzügliche Sorge des Geſetzgebers war es 
aber auch, dafür Sorge zu tragen, daß die amtlich notierten 


57) Nicht müſſen, wie Dr. E. T. I. c. S. 56 meint, denn es ift 
immerhin bei dieſen „börſeähnlichen Termingeſchäften“, wie ſie 
dieſer Autor nennt, der Einwand möglich, daß es fiğ um ein als 
„Spiel oder Wette zu behandelndes Differenzgeſchäſt handle“, 
wenigſtens bei der jetzigen Tendenz der Judikatur. 

58) Geller J. c. S. 526 und anderwärts glaubt, wohl irrtümlich, 
daß das Geſetz nicht die beabfichtigte Wirkung haben werde. 
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Kurſe wahr und vollſtändig ſind. Denn die Getreidebörſe 
kommt für weite Kreiſe der Bevölkerung nicht nur als Markt, 
ſondern auch als Organ der Preisbildung und Information 
in Betracht. Der erſte Regierungsentwurf hatte ganz um⸗ 
faſſende Beſtimmungen getroffen, um die „Deutlichkeit, all⸗ 
gemeine Gültigkeit, Verläßlichkeit, Brauchbarkeit und Aktua⸗ 
lität der Kurſe zu erreichen und für die Verſtändlichkeit des 
Kursblattes Sorge zu treffen“ 5%). In dem Geſetze findet 
ſich keine diesbezügliche Beſtimmung mehr vor, ſondern 
§ 15 N. beſtimmt, daß die Miniſterien ermächtigt find, im 
Verordnungswege, nach Anhörung der landwirtſchaftlichen 
Landeskorporation und der Handels: und Gewerbekammern 
des Landes, Vorſchriften in Betreff der Kursermittelung und 
Kursnotierung zu treffen, alſo ein Kursregulativ zu erlaſſen. 
Kurſe für verbotene Termingeſchäfte dürfen nicht amtlich 
notiert werden; doch dies würde nicht genügen, da inoffi- 
zielle Notizen denſelben Effekt bewirken können; dies ſoll 
dadurch verhindert werden, daß die Herſtellung, Verviel⸗ 
fältigung und Verbreitung von Kursblättern, oder überhaupt 
die — auf welche Art immer — erfolgende Verbreitung von 
Kurſen, welche auf Grund einer Verordnung verbotene Ge⸗ 
ſchäfte betreffen, verboten (§ 14 N.) und mit Strafe bedroht 
(S 22 N.) it. Die Strafe trifft aber nur den, welcher vor- 
ſätzlich dem Verbote zuwiderhandelt, nicht den, welcher 
kulpos oder rein objektiv die Anordnung übertritt 5°). 
Einſchneidende Maßnahmen trifft die Novelle, um ge⸗ 


59) Landesberger J. e. S. 17; gerade dieje Beſtimmungen des 
Entwurfes waren in der Debatte der Geſellſchaft der Volkswirte 
am allerheftigſten angegriffen worden, „fie find vollends undurch⸗ 
führbar“ (Weil ebenda S. 46/47). 

60) Die Strafe iſt aber eine unverhältnismäßig ſtrenge, und zwar 
gleich der in § 17 feſtgeſtellten, und muß der Ausſchluß vom 
Börſenbeſuche auf die Dauer von ſechs Monaten, kann für die 
Zeit von drei Jahren erfolgen. Zu bemerken iſt, daß die Ver⸗ 
breitung einer einzigen Notiz genügen kann, vgl. Kahn, Deutſches 
Börſengeſetz S. 137, zu $ 41 reſp. $ 77 Deutſches Börſengeſetz. 
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wiſſen, ſozuſagen typiſch gewordenen, Einwirkungen auf den 
Börſenpreis entgegenzutreken. 

Im 8 19 N. 61 find zwei ſpezielle Fälle der Einwirkung 
auf den Börſenpreis von Getreide und Mühlenfabrikaten 
unter Strafſanktion geſtellt. Zunächſt der Abſchluß eines 
Scheingeſchäftes, d. h. eines Kaufes, reſp. Verkaufes, welcher 
nicht dazu dient, den Umſatz der betreffenden Güter zu be⸗ 
werkſtelligen, ſondern bei welchem es dem oder den Kon⸗ 
trahenten nur darauf ankommt, daß der dieſen Geſchäften 
zu Grunde gelegte Preis, welcher naturgemäß von dem 
momentanen Börſenkurs abweicht, den anderen Börſebeſuchern 
bekannt werde und dieſe, dadurch beirrt, nunmehr auch zu 
anderen Preiſen als ſonſt ihre Transaktionen vornehmen. 
Freilich darf man ſich nicht verhehlen, daß es in praxi nicht 
leicht ſein wird, das Vorhandenſein eines folchen Schein⸗ 
geſchäftes zu konſtatieren. Soferne aber dieſer Nachweis 
gelingt, iſt es nicht mehr ſchwer, den gleichfalls ein Tat⸗ 
beſtandsrequiſit bildenden dolus zu erweiſen: denn daß diefes 
Scheingeſchäft zu anderen Zwecken geſchloſſen wird, wird 
ſelten vorkommen. Doch iſt es immerhin möglich; z. B. über 
die materielle Lage des Börſenbeſuchers A. kurſieren un⸗ 
günſtige Gerüchte: ein großes Haus, welches weiß, daß dieſe 
Gerüchte unbegründet ſind, will den geſchwächten Kredit des 
A. ſtützen, indem es ihm oſtentativ ein großes Quantum 
Getreide zum Schein verkauft und dabei einen auffallend 
billigen Preis zu Grunde legt, weil es der Preisermittelung, 
da es ſich eben um ein Scheingeſchäft handelt, keine Be⸗ 
deutung zumißt. 

Der zweite Fall, welchen dieſer Paragraph unter Straf⸗ 
ſanktion ſtellt, iſt die „vorſätzliche Täuſchung über einen für 
die Preisbildung weſentlichen Umſtand“. Die Täuſchung iſt 
möglich durch Vorſpiegelung falſcher oder durch Verſchweigen 
wahrer Tatſachen. Es kann unter Umſtänden genügen, daß 
jemand einen anderen zu einem einzigen Geſchäft beſtimmt 


61) Vgl. 5 75 Abſ. 1 des Deutſchen Börſengeſetzes. 
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und gerade dieſes Geſchäft auf den Kurs einwirkt. Der 
Geſetzgeber dachte aber vorzüglich an die Fälle, daß jemand 
durch Verbreitung falſcher oder entſtellter Nachrichten auf 
den Kurs einwirkt: auch dieſes Delikt wird freilich ſchwer 
zu konſtatieren ſein, denn beim Auftauchen ſolcher Gerüchte 
iſt der auctor meiſtens nicht leicht zu eruieren, und es 
gilt namentlich hier der Satz: „fama crescit eundo“. Es 
iſt erforderlich, daß eine Einwirkung auf den Börſenkurs 
ſtattgefunden habe; gerade bei einem Börſenpreis, welcher 
die Reſultante ſo vieler von und nach allen Seiten hin 
wirkender Komponenten iſt, wird es oft ſehr ſchwer fallen, 
zu ſagen: dieſes Ereignis hat eingewirkt. Das Geſetz hat 
als Neuerung gegenüber dem deutſchen Geſetz, das ſonſt als 
Vorbild gedient hat, auch noch einſchränkend hinzugefügt, daß 
es ſich um einen für die Preisbildung weſentlichen Umſtand 
handeln müſſe, bezüglich deſſen die Täuſchung erfolgte. Soll 
dieſe Einſchränkung einen Wert haben, ſo darf man darunter 
nur abſolut geeignete Umſtände verſtehen, nicht etwa ſolche, 
welche nur infolge beſonderer Verhältniſſe auf den Börſenkurs 
einwirken. 

Auch zu dieſem Delikt iſt dolus erforderlich. 

Von größtem Einfluſſe auf die Preisbildung ſind be⸗ 
kanntlich Mitteilungen in der Preſſe: ſei es, daß dieſe Mit⸗ 
teilungen im Texte, ſei es im Inſeratenteil — was wohl 
bezüglich Getreide u. ä. felten fein wird —, fei es in einer 
Beilage ſtehen, mögen dieſe Mitteilungen in referierender 
oder anderer Form gehalten ſein, ohne Rückſicht auf die 
Natur des Preßerzeugniſſes (Zeitung, Broſchüre): in jeder 
Form kann eine in der Preſſe enthaltene Mitteilung auf die 
Kursbewegung Einfluß gewinnen. Um einem Mißbrauche 
dieſer Macht vorzubeugen, wurde § 20 N. geſchaffen 5). 

Dieſer Paragraph umfaßt zwei Tatbeſtände: der erſte 
wird konſumiert, wenn für eine Mitteilung, durch welche auf 
den Kurs gewirkt werden ſoll, ein unverhältnismäßiger Vorteil 


62) Vgl. $ 76 des Deutſchen Börſengeſetzes. 
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gewährt oder verſprochen wird; ſtrafbar ſind beide notwen⸗ 
digen Teilnehmer. Jede Mitteilung kann unter Umſtänden 
geeignet ſein, auf den Börſenkurs einzuwirken. Hier entfällt 
die oben gemachte Beſchränkung, daß es ſich um abſolut 
taugliche Mittel handeln müſſe, denn jede, auch eine wahre 
Mitteilung kann durch die Art, wie ſie in der Preſſe er⸗ 
ſcheint, dazu dienen, auf den Börſenpreis einzuwirken. 

Das Wort „Vorteil“ iſt mit Abſicht gewählt, um auch 
die Fälle zu begreifen, in welchen nicht Geld oder Geldes⸗ 
wert gegeben oder verſprochen wird, ſondern Güter anderer 
Art, ja auch Imponderabilien; deshalb iſt auch der allge⸗ 
meine Ausdruck „gewähren“ angewendet, weil Vorteile ge⸗ 
wiſſer Art nicht „gegeben“ werden können. 

Von Wichtigkeit iſt der Zuſatz: „welche in auffälligem 
Mißverhältnis zu der Leiſtung ſtehen.“ Ein ſolches Miß⸗ 
verhältnis liegt dann vor, wenn der Wert des Vorteils den⸗ 
jenigen der Leiſtung in größerem Umfange überſteigt: 
nicht jedes plus auf der einen Seite genügt. Zum Beiſpiel 
in einer Zeitung ſteht: „Seitens der Firma A. wurden große 
Abgaben in Weizen gemacht“; für dieſen den Tatſachen ent⸗ 
ſprechenden Satz zahlt A. einem Journaliſten 1000 Kr., da 
er annimmt, daß dieſe Nachricht, wenn ſie allgemein bekannt 
wird, geeignet iſt, den Börſenkurs zu drücken, was im Inter⸗ 
eſſe des A. liegt. In dieſem Falle iſt das Delikt begangen. 
— Es genügt auch das bloße Verſprechen; ob das Verſprechen 
ſpäter gehalten wird oder nicht, iſt für die Frage, ob das 
Delikt begangen wurde, irrelevant. 

Der zweite mit Strafe bedrohte Fall, welchen dieſer 
Paragraph aufſtellt, liegt dann vor, wenn ein Journaliſt 
ſich für die Unterlaſſung einer wahren Mitteilung einen Vor⸗ 
teil gewähren oder verſprechen läßt; hier iſt es nicht nötig, 
daß der Vorteil ein außergewöhnlich großer ſei, es genügt 
jeder wie immer geartete noch jo geringfügige Vorteil; Daz 
gegen muß es ſich hier wieder um abſolut wirkende Tatſachen 
handeln, d. h. um Umſtände, welche offenbar auf den Börſen⸗ 
kurs einwirken können. Dieſe Beſtimmung ſoll dazu dienen, 
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dem Treiben gewiſſer Journaliſten einen Riegel vorzu⸗ 
ſchieben £3). 

In ſämtlichen vorerwähnten Fällen iſt Freiheitsſtrafe, 
kumuliert mit Geldſtrafe, angedroht; außerdem bringt gemäß 
§ 22 N. die Verurteilung wegen dieſer Delikte (wie auch 
wegen der unter V. genannten) ipso jure den Ausſchluß von 
der Börſe mit ſich; dieſe letztere Strafe kann nach arbiträrem 
Ermeſſen der Börſekammer inſoferne erhöht werden, als dieſe 
die Zeit des Ausſchluſſes bis auf drei Jahre ausdehnen kann. 


VII. 


Schon feit ſehr langer Zeit — in Oſterreich geſetzlich 
ſeit dem Jahre 1854 — werden Streitigkeiten aus Börſen⸗ 
geſchäften durch ein organiſiertes „Börſenſchiedsgericht“ ge⸗ 
ſchlichtet. Durch das Börſengeſetz wurde dieſe Inſtitution 
aufrechterhalten, und es muß konſtatiert werden, daß ins⸗ 
beſondere die autonome Getreidebörſe eine leiſtungsfähige 
ſchiedsgerichtliche Organiſation geſchaffen hat, gegen welche 
begründete Angriffe in der eingangs erwähnten Enquete nicht 
vorgebracht wurden. Als dann durch das Einführungsgeſetz 
zur Zivilprozeßordnung im Jahre 1896 das Schiedsgericht 
gründlich reorganiſiert wurde, war es wiederum ſpeziell das 
Schiedsgerichtskollegium der Getreidebörſe, welches dem Miß⸗ 
brauche der Börſe zum Differenzſpiele in Getreide wirkſam 
geſteuert hat“). Das Schiedsgericht ift für Streitigkeiten 
aus Börſengeſchäften in den meiſten Fällen obligatoriſch 55); 


63) Involviert alſo auch einen Schutz der Börſenbeſucher gegen die 
Journaliſten. 

64) Dies hat die S. 149 erwähnte Enquete in unzweideutiger Weiſe 
feſtgeſtellt. Vgl. Heller 1. c. S. 37: „Eine anerkannt zuver⸗ 
läjfige und prompte fachmänniſche Juſtiz.“ 

65) Wiener Statut $ 45: „Streitigkeiten aus Börſegeſchäften müſſen, 
wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben, durch das an 
der Börſe für landwirtſchaftliche Produkte in Wien beſtellte 
Schiedsgericht ausgetragen werden.“ 
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unter gewiſſen Vorausſetzungen, deren Erörterung hier viel 
zu weit führen würde, können auch Geſchäfte über Gegen⸗ 
ſtände des ſtatutariſchen Verkehrskreiſes der betreffenden 
Börſe, ſelbſt wenn das betreffende Geſchäft außerhalb der 
Börſe geſchloſſen worden iſt, der Judikatur der Börſenſchieds⸗ 
gerichte unterſtellt werden 55); da auf diefe Weiſe auch Per- 
ſonen außerhalb des Kreiſes der Börſenbeſucher vor einem 
nur aus Börſenbeſuchern beſtehenden Richterkollegium ihr 
Recht ſuchen müßten, iſt durch Art. XVI des obenerwähnten 
Einführungsgeſetzes Vorſorge getroffen worden, daß bei ſol⸗ 
chen Streitigkeiten, bei welchen die eine Partei außerhalb 
des Börſenverbandes ſteht, von dieſer Perſonen zu Schieds⸗ 
richtern gewählt werden können, welche nicht Angehörige der 
Börſe find, die ſogenannten „Liſtenrichter“ ). Dieſe Cin- 
richtung, welche den außerhalb der Börſe Stehenden eine 
beſondere Gewähr dafür bieten ſoll, daß das Schiedsgericht 
unparteiiſch judizieren wird, wird merkwürdigerweiſe ſehr 
wenig in Anſpruch genommen. In den Statuten ſind ſehr 
eingehende Vorſchriften über die Organiſation und Funktion 
der Börſenſchiedsgerichte enthalten, deren Darſtellung aber 
ganz außerhalb des Rahmens dieſer Abhandlung gelegen 
ift 68). 

In der Regierungsvorlage war vorgeſchlagen, daß als 
Obmann der Börſenſchiedsgerichte ein rechtsgelehrter, vom 
Staate beſtellter Richter fungieren ſolle, während bisher 
das juriſtiſche Element nur durch einen zum Richteramte 
qualifizierten Sekretär, welcher beratende Stimme hatte, ver⸗ 
treten war. Gerade dieſe Beſtimmung wurde von den Inter⸗ 
eſſenten auf das allerheftigſte angegriffen und iſt auch tat⸗ 


66) Vgl. Wiener Statut $ 46. 

67) Vgl. Miniſterialverordnung vom 11. Februar 1896 (RG Bl. Nr. 28). 
Dieſe Perſonen werden dem Kreiſe der Konſumenten und Pro⸗ 
duzenten entnommen. 

68) Vgl. Wiener Statut 88 47 ff. und die Schrift von Dr. Alexan⸗ 
der Horovitz, Das Verfahren vor den Börſenſchiedsgerichten in 
Oſterreich, Wien 1896. 
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ſächlich nicht zum Geſetze erhoben worden; mit Recht! denn 
bei Prozeſſen über Qualitätsmängel, den ſogenannten Exper⸗ 
tiſen, welche das Hauptkontingent der Prozeſſe bilden, wäre 
ja der rechtsgelehrte Obmann wirklich nicht viel mehr als 
ein bloßer Figurant! Aber mit einer Garantie glaubte der 
Geſetzgeber das Schiedsgericht doch noch umgeben zu müſſen, 
und fo ordnet $ 7 N. an, daß die Schiedsrichter vor Antritt 
des Amtes von dem Präſidenten des Handelsgerichtes €?) an 
dem Sitz der Börſe in Eid zu nehmen ſind. Dieſe Beſtim⸗ 
mung gilt nicht nur für die Schiedsgerichte der ſogenannten 
„landwirtſchaftlichen Börſen“, ſondern für alle Börſenſchieds⸗ 
gerichte, welche Streitigkeiten aus Warengeſchäften zu 
entſcheiden haben, ſo daß dieſe Geſetzesſtelle die einzige 
iſt, welche auch für andere als landwirtſchaftliche Börſen 
unbedingte Geltung hat. 


69) Dies iſt ungenau; es ſollte korrekt heißen: „des mit der Aus⸗ 
übung der Handelsgerichtsbarkeit betrauten Gerichtshofes“; denn 
Handelsgerichte gibt es nur in Wien und Prag, land wirtſchaft⸗ 
liche Börjen aber auch anderwärts. Näheres über die Beeidigung 
enthält die Miniſterialverordnung vom 26. März 1903 (RG Bl. 
Nr. 71). 


Rechtsquelleu. 


L 


Internationale Berträge. 
Mitgeteilt von Dr. Keyßner. 


— 


1. Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend den Beitritt 
des Reichs zu dem internationalen Verbande zum Schutze 
des gewerblichen Eigentums. Vom 9. April 1903. 
Nr. 2947. 

(Reichsgeſetzblatt 1903 Nr. 17 S. 147 ff.) 


Der Bundesrat hat ſich am 9. Mai 1901, der Reichs⸗ 
tag in ſeiner Plenarſitzung vom 15. Mai 1901 damit ein⸗ 
verſtanden erklärt, daß das Deutſche Reich den nachſtehend 
im Originaltext!) und in Überjegung abgedruckten inter⸗ 
nationalen Übereinkommen, nämlich: 

1. der von mehreren Staaten zu Paris am 20. März 
1883 geſchloſſenen Übereinkunft zum Schutze des ge⸗ 
werblichen Eigentums nebſt Schlußprotokoll von dem⸗ 
ſelben Tage, 

2. dem dazu vereinbarten Protokoll über die Ausſtat⸗ 
tung des internationalen Bureaus des Verbandes für 
den Schutz des gewerblichen Eigentums d. d. Madrid, 
den 15. April 1901, 

3. der Zuſatzakte d. d. Brüſſel, den 14. Dezember 1900, 
betreffend die Abänderung der Übereinkunft vom 
20. März 1883 und des dazu gehörigen Schluß⸗ 
protokolls, 

beitritt. 


1) Derſelbe iſt hierher nicht übernommen. 
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Die Brüſſeler Zuſatzakte iſt von allen beteiligten Staaten, 
mit Ausnahme der Vereinigten Staaten von Braſilien, der 
Dominikaniſchen Republik und Serbiens, ratifiziert und die 
Ratifikationsurkunden ſind gemäß den Beſtimmungen im 
Artikel 3 der Zuſatzakte in Brüſſel im Miniſterium der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten am 14. Juni 1902 niedergelegt 
worden; Spanien hat die Ratifikationsurkunde zu der Zuſatz⸗ 
akte ebenda am 22. Januar d. J. niedergelegt. 

Der Beitritt des Reichs zu den oben erwähnten inter⸗ 
nationalen Übereinkommen iſt, entſprechend den Beſtimmungen 
im Artikel 1, IX der Zuſatzakte, der Schweizeriſchen Regierung 
am 21. März 1903 angezeigt worden und iſt am 1. Mai 1903 
in Kraft getreten. 


überein kunft. 


Die Regierungen von Belgien, Braſilien, Spanien, 
Frankreich, Guatemala, Italien, Niederlande, Portugal, Sal⸗ 
vador, Serbien und der Schweiz haben, gleichmäßig von dem 
Wunſche beſeelt, im Einvernehmen miteinander der Gewerbe⸗ 
tätigkeit und dem Handel der Angehörigen ihrer betreffenden 
Staaten einen vollkommenen und wirkſamen Schutz zu ſichern 
und zur Gewährleiſtung der Rechte der Erfinder und der 
Loyalität des Handelsverkehrs beizutragen, beſchloſſen, zu 
dieſem Zwecke eine Übereinkunft zu ſchließen und zu Ihren 
Bevollmächtigten ernannt (folgen die Namen), welche nach 
gegenſeitiger Mitteilung ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten über die folgenden Artikel überein⸗ 
gekommen ſind: ea 

rt. 1. 


Die Regierungen von Belgien, Brafilien, Spanien, 
Frankreich, Guatemala, Italien, den Niederlanden, Portugal, 
Salvador, Serbien und der Schweiz bilden einen Verband 
zum Schutze des gewerblichen Eigentums. 


Art. 2. 


Die Untertanen oder Bürger der vertragſchließenden 
Staaten ſollen in allen übrigen Staaten des Verbandes in 
Betreff der Erfindungspatente, der gewerblichen Muſter oder 
Modelle, der Fabrik⸗ oder Handelsmarken und der Handels⸗ 
namen die Vorteile genießen, welche die betreffenden Geſetze 
den Staatsangehörigen gegenwärtig gewähren oder in Zu⸗ 
kunft gewähren werden. Demgemäß ſollen ſie denſelben 
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Schutz wie dieſe und dieſelbe Rechtshilfe gegen jeden Eingriff 
in ihre Rechte haben, vorbehaltlich der Erfüllung der Förm⸗ 
lichkeiten und Bedingungen, welche den Staatsangehörigen 
durch die innere Geſetzgebung jedes Staates auferlegt werden. 


Art. 3. 


Den Untertanen oder Bürgern der vertragſchließenden 
Staaten werden gleichgeſtellt die Untertanen oder Bürger der 
dem Verbande nicht beigetretenen Staaten, welche in dem 
Gebiet eines der Verbandsſtaaten ihren Wohnſitz oder ge⸗ 
werbliche oder Handelsniederlaſſungen haben. 


Art. 4. 


Derjenige, welcher in einem der vertragſchließenden 
Staaten ein Geſuch um ein Erfindungspatent, ein gewerb⸗ 
liches Muſter oder Modell, eine Fabrik⸗ oder Handelsmarke 
vorſchriftsmäßig hinterlegt, ſoll zum Zwecke der Hinterlegung 
in den anderen Staaten während der unten beſtimmten 
Friſten und vorbehaltlich der Rechte Dritter ein Prioritäts⸗ 
recht genießen. 

Demgemäß ſoll die hiernächſt in einem der übrigen Ver⸗ 
bandsſtaaten vor Ablauf dieſer Friſten bewirkte Hinterlegung 
durch inzwiſchen eingetretene Tatſachen, wie namentlich durch 
eine andere Hinterlegung, durch die Veröffentlichung der Er⸗ 
findung oder deren Ausübung ſeitens eines Dritten, durch 
das Feilbieten von Exemplaren des Muſters oder Modells, 
durch die Anwendung der Marke nicht unwirkſam gemacht 
werden können. 

Die oben erwähnten Prioritätsfriſten ſollen ſechs Mo⸗ 
nate für Erfindungspatente und drei Monate für gewerbliche 
Muſter oder Modelle ſowie für Fabrik⸗ oder Handelsmarken 
betragen; ſie ſollen für überſeeiſche Länder um einen Monat 
verlängert werden. 


Art. 5. 


Die durch den Patentinhaber bewirkte Einfuhr von 
Gegenſtänden, welche in einem oder dem anderen Verbands⸗ 
ſtaate hergeſtellt ſind, in das Land, in welchem das Patent 
erteilt worden iſt, ſoll den Verfall des letzteren nicht zur 
Folge haben. 

Gleichwohl ſoll der Patentinhaber verpflichtet bleiben, 
ſein Patent nach Maßgabe der Geſetze des Landes, in welches 
er die patentierten Gegenſtände einführt, auszuüben. 
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Art. 6. 


Jede in dem Urſprungslande vorſchriftsmäßig hinter: 
legte Fabrik⸗ oder Handelsmarke ſoll ſo wie ſie iſt in allen 
anderen Verbandsſtaaten zur Hinterlegung zugelaſſen und 
geſchützt werden. 

Als Urſprungsland ſoll das Land angeſehen werden, 
in welchem der Hinterlegende ſeine Hauptniederlaſſung hat. 

Liegt die Hauptniederlaſſung nicht in einem der Ver⸗ 
bandsſtaaten, ſo ſoll als Urſprungsland dasjenige angeſehen 
werden, welchem der Hinterlegende angehört. 

Die Hinterlegung kann zurückgewieſen werden, wenn 
der Gegenſtand, für welchen ſie verlangt wird, als den guten 
Sitten oder der öffentlichen Ordnung zuwider angeſehen wird. 


Art. 7. 
Die Natur des Erzeugniſſes, auf welchem die Fabrik⸗ 
oder Handelsmarke angebracht werden ſoll, darf in keinem 
Falle die Hinterlegung der Marke hindern. 


Art. 8. 


Der Handelsname ſoll in allen Verbandsſtaaten, ohne 
Verpflichtung zur Hinterlegung, geſchützt werden, gleichviel 
ob er den Teil einer Fabrik⸗ oder Handelsmarke bildet 
oder nicht. 

Art. 9. 


Jedes widerrechtlich mit einer Fabrik⸗ oder Handels⸗ 
marke oder mit einem Handelsnamen verſehene Erzeugnis 
darf bei der Einführung in diejenigen Verbandsſtaaten, in 
welchen dieſe Marke oder dieſer Handelsname Recht auf ge⸗ 
ſetzlichen Schutz hat, beſchlagnahmt werden. 

Die Beſchlagnahme ſoll nach Maßgabe der inneren 
Geſetzgebung jedes Staates auf Antrag entweder der Staats⸗ 
anwaltſchaft oder der Beteiligten erfolgen. 


Art. 10. 


Die Beſtimmungen des vorigen Artikels ſollen auf jedes 
Erzeugnis anwendbar ſein, welches als Bezeichnung der Her⸗ 
kunft fälſchlich den Namen eines beſtimmten Ortes trägt, 
wenn dieſe Bezeichnung einem erfundenen oder einem zum 
Zwecke der Täuſchung entlehnten Handelsnamen beigefügt wird. 

Als Beteiligter gilt jeder Fabrikant oder Kaufmann, 
welcher die Fabrikation des Erzeugniſſes oder den Handel 
mit demſelben betreibt und in dem fälſchlich als Herkunfts⸗ 
ort bezeichneten Orte ſeine Niederlaſſung hat. 
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Art. 11. 


Die Hohen vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, 
den patentfähigen Erfindungen, den gewerblichen Muſtern 
oder Modellen ſowie den Fabrik⸗ oder Handelsmarken für 
Erzeugniſſe, welche auf amtlichen oder amtlich anerkannten 
internationalen Ausſtellungen zur Schau geſtellt werden, 
einen zeitweiligen Schutz zu gewähren. 


Art. 12. 


Jeder der Hohen vertragſchließenden Teile verpflichtet 
ſich, eine beſondere Behörde für das gewerbliche Eigentum 
und eine Zentralhinterlegungsſtelle zur Mitteilung der Er⸗ 
findungspatente, der gewerblichen Muſter oder Modelle und 
der Fabrik⸗ oder Handelsmarken an das Publikum ein⸗ 
zurichten. 

Art. 13. 


Unter der Bezeichnung: „Internationales Bureau des 
Verbandes zum Schutze des gewerblichen Eigentums“ iſt ein 
internationales Amt einzurichten. 

Dieſes Bureau, deſſen Koſten durch die Regierungen 
ſämtlicher vertragſchließenden Staaten zu tragen ſind, wird 
der hohen Autorität der oberen Verwaltungsbehörde der 
Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft unterſtellt und hat unter 
deren Aufſicht zu arbeiten. Die Befugniſſe desſelben werden 
durch Vereinbarung der Verbandsſtaaten beſtimmt. 


Art. 14. 


Die vorliegende Übereinkunft ſoll periodiſchen Reviſionen 
unterzogen werden, um Verbeſſerungen herbeizuführen, welche 
geeignet ſind, das Syſtem des Verbandes zu vervollkommnen. 

Zu dieſem Zwecke werden der Reihe nach in einem der 
vertragſchließenden Staaten Konferenzen zwiſchen den Dele⸗ 
gierten der genannten Staaten ſtattfinden. 

Die nächſte Zuſammenkunft ſoll 1885 in Rom ſtatt⸗ 
finden. 

Art. 15. 


Man iſt einverſtanden, daß die Hohen vertragſchließenden 
Teile ſich das Recht vorbehalten, einzeln miteinander be⸗ 
ſondere Abmachungen zum Schutze des gewerblichen Eigen⸗ 
tums zu treffen, ſowie dieſe Abmachungen den Beſtimmungen 
der vorliegenden Übereinkunft nicht zuwiderlaufen. 


Internationale Verträge. 193 


Art. 16. 


Die Staaten, welche an der vorliegenden Übereinkunft 
nicht teilgenommen haben, ſollen auf ihren Antrag zum Bei⸗ 
tritte zugelaſſen werden. | 

Dieſer Beitritt it auf diplomatiſchem Wege der Re: 
gierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft und von dieſer 
den übrigen anzuzeigen. | 

Er hat mit voller Rechtswirkung den Anſchluß an alle 
Beſtimmungen und die Zulaſſung zu allen Vorteilen zur 
Folge, welche in der vorliegenden Übereinkunft vereinbart ſind. 


Art. 17. 


Die Ausführung der in der vorliegenden Übereinkunft 
enthaltenen gegenſeitigen Verbindlichkeiten unterliegt, ſoweit 
nötig, der Erfüllung der Förmlichkeiten und Vorſchriften, 
welche die verfaſſungsmäßigen Geſetze derjenigen Hohen ver⸗ 
tragſchließenden Teile erfordern, die deren Anwendung herbei⸗ 
zuführen gehalten ſind, was ſie in möglichſt kurzer Friſt zu 
tun ſich verpflichten. 

Art. 18. 


Die vorliegende Übereinkunft ſoll innerhalb eines Mo⸗ 
nats nach Austauſch der Ratifikationen in Wirkſamkeit treten 
und auf unbeſtimmte Zeit bis nach Ablauf eines Jahres vom 
Tage der erfolgten Kündigung ab in Kraft bleiben. 

Dieſe Kündigung iſt an die mit der Empfangnahme der 
Beitrittserklärungen beauftragte Regierung zu richten. Sie 
erſtreckt ihre Wirkung nur auf den Staat, welcher ſie aus⸗ 
ſpricht; für die übrigen vertragſchließenden Teile bleibt die 
Übereinkunft wirkſam. 

Art. 19. 


Die vorliegende Übereinkunft ſoll ratifiziert werden und 
die Ratifikationen ſollen zu Paris ſpäteſtens innerhalb eines 
Jahres ausgetauſcht werden. 

Zu Urkund deſſen haben die betreffenden Bevollmäch⸗ 
tigten die Übereinkunft vollzogen und ihre Siegel beigedrückt. 

So geſchehen zu Paris, am 20. März 1883. 

(Unterſchriften.) 


Durch Schlußprotokoll vom 20. März 1883 ift da⸗ 
hin übereingekommen: 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 13 
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1. Die Worte: „Gewerbliches Eigentum“ ſollen in ihrer 
weiteſten Bedeutung verſtanden werden, derart, daß ſie nicht 
bloß auf Gewerbeerzeugniſſe im eigentlichen Sinne, ſondern 
ebenſo auf die Erzeugniſſe des Ackerbaues (Wein, Getreide, 
Früchte, Vieh ꝛc.) und auf die in den Handel gebrachten mine⸗ 
raliſchen Erzeugniſſe (Mineralwaſſer ꝛc.) Anwendung finden. 

2. Unter der Bezeichnung „Erfindungspatente“ ſind die 
von den Geſetzgebungen der vertragſchließenden Staaten zu⸗ 
gelaſſenen verſchiedenen Arten gewerblicher Patente, wie Ein⸗ 
führungs⸗, Verbeſſerungs⸗ ꝛc. Patente, begriffen. 

3. Man iſt einverſtanden, daß die Schlußbeſtimmung 
des Artikel 2 der Übereinkunft die Geſetzgebung jedes der 
vertragſchließenden Staaten in Betreff des Verfahrens vor 
den Gerichten und die Zuſtändigkeit dieſer Gerichte in keiner 
Weiſe berühren ſoll. 

4. Abſ. 1 des Artikel 6 iſt dahin zu verſtehen, daß 
keine Fabrik⸗ oder Handelsmarke von dem Schutze in einem 
der Verbandsſtaaten ausgeſchloſſen werden darf, lediglich der 
Tatſache wegen, daß dieſelbe hinſichtlich der Zeichen, aus 
denen ſie beſteht, den Anforderungen der Geſetzgebung dieſes 
Staates nicht genügt, vorausgeſetzt, daß ſie in dieſer Be⸗ 
ziehung der Geſetzgebung des Urſprungslandes genügt und 
daß ſie in dieſem letzteren Lande Gegenſtand einer vorſchrifts⸗ 
mäßigen Hinterlegung geweſen iſt. Von dieſer Ausnahme 
abgeſehen, welche nur die Form der Marke betrifft, und vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmungen der übrigen Artikel der Über⸗ 
unden ſoll die innere Geſetzgebung jedes Staates Anwendung 

nden. 

Um jeder falſchen Auslegung zu begegnen, iſt man ein⸗ 
verſtanden, daß der Gebrauch der öffentlichen Wappen und 
Ehrenzeichen als im Sinne des Schlußſatzes des Artikel 6 
der öffentlichen Ordnung zuwider angeſehen werden kann. 

5. Bei Einrichtung der im Artikel 12 erwähnten be⸗ 
ſonderen Behörde für das gewerbliche Eigentum ſoll auf die 
Veröffentlichung eines periodiſchen amtlichen Blattes in jedem 
Staate tunlichſt Bedacht genommen werden. 

[6. Durch Protokoll, Madrid, 15. April 1891 (Reichs⸗ 
Geſetzblatt 1903 S. 164) iſt nach Hinzutritt der Vereinigten 
Staaten von Amerika, Schweden und Norwegen, Tunis die 
Nr. 6 Abſ. 1 dahin geändert:] 

„Die Ausgaben des nach Artikel 13 eingeſetzten 
internationalen Büreaus werden gemeinſam von den 
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vertragſchließenden Staaten getragen. Sie dürfen 
in keinem Falle die Summe von 60 000 Franken 
jährlich überſteigen.“ 
[Die Abſ. 2, 3 und 4 regeln die Koſtenverteilung nach 
ſechs Klaſſen der vertragſchließenden und ſpäter hinzutretenden 
Staaten; die folgenden Abſätze lauten dahin: 


Die Schweizeriſche Regierung wird die Ausgaben des 
internationalen Büreaus überwachen, die nötigen Vorſchüſſe 
leiſten und die Jahresrechnung aufſtellen, welche allen anderen 
Regierungen mitgeteilt wird. 

Das internationale Büreau hat die auf den Schutz des 
gewerblichen Eigentums bezüglichen Mitteilungen aller Art 
zu ſammeln und in einer allgemeinen Statiſtik zu vereinigen, 
welche an alle Regierungen zu verteilen iſt. Es hat ſich 
mit gemeinnützigen Studien, welche für den Verband von 
Intereſſe ſind, zu beſchäftigen und mit Hilfe des ihm von 
den verſchiedenen Regierungen zur Verfügung geſtellten Akten⸗ 
materials ein periodiſches Blatt in ſranzöſiſcher Sprache zu 
redigieren, welches die den Gegenſtand des Verbandes be⸗ 
treffenden Fragen behandelt. 

Die Nummern dieſes Blattes ſowie alle von dem inter⸗ 
nationalen Büreau veröffentlichten Schriftſtücke ſind auf die 
Regierungen der Verbandsſtaaten im Verhältniſſe der Zahl 
der oben erwähnten Beitragseinheiten zu verteilen. Die 
außerdem von den genannten Regierungen oder von Geſell⸗ 
ſchaften oder Privatperſonen etwa beanſpruchten Exemplare 
und Schriftſtücke ſind beſonders zu bezahlen. 

Das internationale Büreau hat ſich jederzeit zur Ver⸗ 
fügung der Verbandsmitglieder zu halten, um ihnen über die 
auf die internationale Verwaltung des gewerblichen Eigentums 
bezüglichen Fragen die beſonderen Mitteilungen zu machen, 
deren ſie bedürfen könnten. 

Die Regierung des Landes, in welchem die nächſte 
Konferenz tagen ſoll, hat mit Hilfe des internationalen 
Büreaus die Arbeiten dieſer Konferenz vorzubereiten. 

Der Vorſteher des internationalen Büreaus hat den 
Sitzungen der Konferenzen beizuwohnen und an den Verhand⸗ 
lungen ohne beſchließende Stimme teilzunehmen. Über ſeine 
Amtsführung hat er jährlich einen Bericht zu erſtatten, 
welcher den Mitgliedern des Verbandes mitzuteilen iſt. 

Die Amtsſprache des internationalen Büreaus ſoll die 
franzöſiſche Sprache ſein. 
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7. Das vorliegende Schlußprotokoll, welches gleichzeitig 
mit der am heutigen Tage abgeſchloſſenen Übereinkunft rati⸗ 
fiziert werden ſoll, iſt als integrierender Teil dieſer Über⸗ 
einkunft anzuſehen und ſoll dieſelbe Kraft, Gültigkeit und 
Dauer haben. 


Zu Urkund deſſen haben die unterzeichneten Bevoll⸗ 
mächtigten das vorliegende Protokoll aufgenommen. 
So geſchehen zu Paris, den 20. März 1883. 
(Folgen Unterſchriften.) 


2. Zuſatzakte vom 14. Dezember 1900, 


durch welche die Übereinkunft vom 20. März 1883 
ſowie das beigefügte e abgeändert 
wird 


Unter Hinzutritt von Dänemark, der Dominikanischen 
Republik, des Vereinigten Königreichs von Großbritannien 
und Irland, Kaiſerreich Indien ſind folgende Abänderungen 
und Zuſätze vereinbart: 


Artikel 1. 
Die internationale Übereinkunft vom 20. März 1883 
wird geändert, wie folgt: 
I. Artikel 3 der Übereinkunft erhält folgenden Wortlaut: 


Art. 3. Den Untertanen oder Bürgern der vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten werden gleichgeſtellt die Untertanen 
oder Bürger der dem Verbande nicht beigetretenen 
Staaten, welche auf dem Gebiet eines der Verbands⸗ 
ſtaaten ihren Wohnſitz oder tatſächliche und wirkliche 
gewerbliche oder Handelsniederlaſſungen haben. 

II. Artikel 4 erhält folgenden Wortlaut: 

Art. 4. Derjenige, welcher in einem der vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten ein Geſuch um ein Erfindungs⸗ 
patent, ein gewerbliches Muſter oder Modell, eine 
Fabrik- oder Handelsmarke vorſchriftsmäßig hinterlegt, 
ſoll zum Zwecke der Hinterlegung in den anderen 
Staaten während der unten beſtimmten Friſten und 
EE der Rechte Dritter ein Prioritätsrecht ge 
nießen 


—— ————— — d 
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Demgemäß ſoll die hiernächſt in einem der übrigen 
Verbandsſtaaten vor Ablauf dieſer Friſten bewirkte 
Hinterlegung durch inzwiſchen eingetretene Tatſachen, 
wie namentlich durch eine andere Hinterlegung, durch 
die Veröffentlichung der Erfindung oder deren Aus⸗ 
übung, durch das Feilbieten von Exemplaren des 
Muſters oder Modells, durch die Anwendung der Marke, 
nicht unwirkſam gemacht werden können. 

Die oben erwähnten Prioritätsfriſten ſollen zwölf 
Monate für Erfindungspatente und vier Monate für 
gewerbliche Muſter oder Modelle, ſowie für Fabrik⸗ 
oder Handelsmarken betragen. 

III. In die Übereinkunft wird ein Artikel 4b eingefügt, 
der folgendermaßen lautet: 

Art. 4b. Die Patente, deren Erteilung in den ver⸗ 
ſchiedenen vertragſchließenden Staaten von den zur 
Wohltat der Übereinkunft nach Maßgabe der Artikel 2 
und 3 verſtatteten Perſonen beantragt wird, ſollen 
von den für dieſelbe Erfindung in anderen zum Ver⸗ 
bande gehörigen oder nicht gehörigen Staaten erteilten 
Patenten unabhängig ſein. 

Dieſe Beſtimmung ſoll auf die beſtehenden Patente 
mit dem Zeitpunkt, in welchem ſie in Kraft tritt, An⸗ 
wendung finden. 

Für den Fall des Beitritts neuer Staaten ſoll es 
mit den im Zeitpunkte des Beitritts auf beiden Seiten 
beſtehenden Patenten ebenſo gehalten werden. 

IV. Dem Artikel 9 werden zwei Abſätze hinzugefügt, 
die folgendermaßen lauten: 

In den Staaten, deren Geſetzgebung die Beſchlag⸗ 
nahme bei der Einführung nicht zuläßt, kann dieſe 
Beſchlagnahme durch das Verbot der Einführung er⸗ 
ſetzt werden. 

Die Behörden ſollen nicht gehalten ſein, die Be⸗ 
ſchlagnahme im Falle der Durchfuhr zu bewirken. 

V. Artikel 10 erhält folgenden Wortlaut: 

Art. 10. Die Beſtimmungen des vorigen Artikel 
ſollen auf jedes Erzeugnis anwendbar ſein, welches 
als Bezeichnung der Herkunft fälſchlich den Namen 
eines beſtimmten Ortes trägt, wenn dieſe Bezeichnung 
einem erfundenen oder einem zum Zwecke der Täuſchung 
entlehnten Handelsnamen beigefügt wird. 
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Als Beteiligter gilt jeder Produzent, Fabrikant oder 
Kaufmann, welcher die Produktion oder die Fabrikation 
des Erzeugniſſes oder den Handel mit demſelben be⸗ 
treibt und in dem fälſchlich als Herkunftsort bezeich⸗ 
neten Orte oder in der Gegend, in der dieſer Ort 
liegt, ſeine Niederlaſſung hat. 


VI. In die Übereinkunft wird ein Artikel 10b ein⸗ 
gefügt, der folgendermaßen lautet: | 
Art. 10b. Die unter der Übereinkunft ſtehenden 
Perſonen (Artikel 2 und 3) ſollen in allen Verbands⸗ 
ſtaaten den den Staatsangehörigen gegen den unlauteren 
Wettbewerb zugeſicherten Schutz genießen. 


VII. Artikel 11 erhält folgenden Wortlaut: 


Art. 11. Die Hohen vertragſchließenden Teile werden 
den patentfähigen Erfindungen, den gewerblichen Muſtern 
oder Modellen, ſowie den Fabrik⸗ oder Handelsmarken 
für Erzeugniſſe, welche auf den auf dem Gebiet eines 
von ihnen veranſtalteten, amtlichen oder amtlich an⸗ 
erkannten internationalen Ausſtellungen zur Schau ge⸗ 
ſtellt werden, in Gemäßheit der Geſetzgebung jedes 
Landes einen zeitweiligen Schutz gewähren. 


VIII. Artikel 14 erhält folgenden Wortlaut: 


Art. 14. Die vorliegende Übereinkunft ſoll periodi⸗ 
ſchen Reviſionen unterzogen werden, um Verbeſſerungen 
herbeizuführen, welche geeignet ſind, das Syſtem des 
Verbandes zu vervollkommnen. 

Zu dieſem Zwecke werden der Reihe nach in einem 
der vertragſchließenden Staaten Konferenzen zwiſchen 
den Delegierten der genannten Staaten ſtattfinden. 


IX. Artikel 16 erhält folgenden Wortlaut: 


Art. 16. Die Staaten, welche an der vorliegenden 
Übereinkunft nicht teilgenommen haben, ſollen auf ihren 
Antrag zum Beitritte zugelaſſen werden. 

Dieſer Beitritt iſt auf diplomatiſchem Wege der 
Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft und 
von dieſer den übrigen anzuzeigen. 

Er hat mit voller Rechtswirkung den Anſchluß an 
alle Beſtimmungen und die Zulaſſung zu allen Vor⸗ 
teilen zur Folge, welche in der vorliegenden Überein⸗ 
kunft vereinbart ſind, und tritt einen Monat nach der 
Abſendung der Anzeige durch die Schweizeriſche Re- 
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gierung an die übrigen Verbandsſtaaten in Kraft, ſofern 
der beitretende Staat nicht einen ſpäteren Zeitpunkt 


angibt. 

Artikel 2. 

Das der internationalen Übereinkunft vom 20. März 1883 
beigefügte Schlußprotokoll wird durch die Hinzufügung einer 
Nummer 3b vervollſtändigt, die folgendermaßen lautet: 

3b. Der Verfall eines Patents wegen Nichtaus⸗ 
übung ſoll in jedem Lande nicht vor Ablauf von drei 

Jahren ſeit der Hinterlegung des Geſuchs in dem 

Lande, um das es ſich handelt, und nur dann aus⸗ 

geſprochen werden können, wenn der Patentinhaber 

Gründe für ſeine Untätigkeit nicht dartut. 

Artikel 3. | 

Die vorliegende Zuſatzakte fol dieſelbe Gültigkeit und 
Dauer haben wie die Übereinkunft vom 20. März 1883 

Sie ſoll ratifiziert werden und die Ratifikationen ſollen 
in Brüſſel im Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 
ſobald als möglich und ſpäteſtens innerhalb achtzehn Monaten 
ſeit dem Tage der Unterzeichnung niedergelegt werden. 

Sie ſoll drei Monate nach dem Abſchluſſe des Nieder⸗ 
legungsprotokolls in Kraft treten. 

So geſchehen zu Brüſſel in einem einzigen Exemplar, 
am 14. Dezember 1900. 

(Folgen die Namen.) 


II. 


Geſetze ett. des Heutſchen Reichs. 
Mitgeteilt von Dr. Keyßner. 


1. Bekanntmachnng, betreffend die Beſetzung der 
Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und Schiffsoffizieren. 
Vom 16. Juni 1903. Nr. 2975. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1903 Nr. 32 S. 247 ff.) 

Auf Grund des $ 4 der Seemannsordnung vom 2. Juni 
1902 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 175 — in dieſer Zeitſchrift Bd. LI 
S. 479) hat der Bundesrat die nachſtehenden 
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Vorſchriften, betreffend die Beſetzung der 
Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und Schiffs⸗ 
offizieren, 


81. 

Im Sinne dieſer Vorſchriften iſt: 

a) Nahfahrt: die Fahrt auf Watten, Bodden, Föhrden, 
Flußmündungen, ſoweit dieſe zur Seefahrt gehört, 
ſowie Tagesfahrt in See auf eine Entfernung von 
nicht mehr als 50 Seemeilen vom Beginne der 
Seegrenze ($ 1 der Ausführungsbeſtimmungen vom 
10. November 1899 zum § 25 des Flaggengeſetzes 
— Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 380); 

b) Küſtenfahrt: die Fahrt 

zwiſchen allen Plätzen der Feſtland⸗ und Inſel⸗ 
küſte von Antwerpen bis Windau mit Einſchluß der 
Inſel Helgoland, jedoch ausſchließlich der Strecke 
nördlich vom Aggerkanal und Frederikshavn ſowie 
der Umfahrt um Skagen; 

an der Küſte der im Kattegat und ſüdlicher ge⸗ 
legenen däniſchen Inſeln einſchließlich der Inſel 
Bornholm; 

an der ſchwediſchen Küſte von Gothenburg bis 
Kalmar mit Einſchluß der Inſel Oland, 

ſoweit dieſe Fahrt die Grenzen des Nahverkehrs 

überſchreitet; 
c) Kleine Fahrt: die Fahrt 
in der Oſtſee, in der Nordſee bis zu 61 Grad 
Breite und im Engliſchen Kanale, 
ſoweit dieſe Fahrt die Grenzen der Küſtenfahrt 
überſchreitet: 

d) Mittlere Fahrt: die Fahrt 

zwiſchen europäiſchen Häfen, nichteuropäiſchen 
Häfen des Mittelländiſchen und Schwarzen Meeres, 
Häfen der weſtafrikaniſchen Küſte nördlich von 
12 Grad nördlicher Breite und Häfen auf den 
Kapverdiſchen und Kanariſchen Inſeln ſowie auf 
Madeira, 

ſoweit dieſe Fahrt die Grenzen der kleinen Fahrt 

überſchreitet; 

e) Große Fahrt: diejenige Fahrt, welche die Grenzen 

der mittleren Fahrt überſchreitet. 


erlaſſen: 
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§ 2. 

Im Sinne dieſer Vorſchriften gilt ein Schiff als zur 
Beförderung von Reiſenden dienend, wenn es außer ſeiner 
Beſatzung mehr als 10 Perſonen an Bord hat. In dieſe 
Zahl werden Seeleute und andere Perſonen, welche als 
hilfsbedürftig oder ſtraffällig mitgenommen werden, nicht 
eingerechnet. Là 


In der Nahfahrt muß der Kapitän eines Schiffes, 
welches nicht zur Beförderung von Reiſenden dient, ein Be⸗ 
fähigungszeugnis als Schiffer auf Küſtenfahrt beſitzen. 

Die Landesregierungen können beſtimmen, daß die Vor⸗ 
ſchrift des §S 1 nicht Anwendung zu finden hat auf Perſonen, 
welche ſelbſtgewonnene Erzeugniſſe oder ſelbſtverfertigte Waren 
zu Waſſer anfahren, um ſie zu Markte zu bringen. 

Der Kapitän eines Schiffes, welches zur Beförderung 
von Reiſenden dient, muß das Befähigungszeugnis als Schiffer 
auf kleiner Fahrt beſitzen. 

Dampfſchiffe ſind außerdem mit einem Maſchiniſten 
IV. Klaſſe zu beſetzen. 

84. 


In der Küſtenfahrt muß unbeſchadet der Vorſchriften 
in Abſ. 2, 3 der Kapitän 

1. auf Schiffen von weniger als 200 Kubikmeter Brutto⸗ 
raumgehalt, welche zur Beförderung von Reiſenden 
dienen, ſowie auf Schiffen von 200 bis zu 400 Kubik⸗ 
meter Bruttoraumgehalt ein Befähigungszeugnis als 
Schiffer auf kleiner Fahrt, 

3. auf Schiffen von 400 Kubikmeter oder mehr Brutto⸗ 
raumgehalt ein Befähigungszeugnis als Schiffer auf 
großer Fahrt 

befiten. 

Für Seeleichter jeder Größe genügt ein Schiffer auf 
Küſtenfahrt. 

Segelluftfahrzeuge dürfen von Mitgliedern deutſcher 
Seglervereine auch ohne Befähigungszeugnis geführt werden. 

Schiffe von 400 Kubikmeter oder mehr Bruttoraum⸗ 
gehalt, mit Ausnahme der Seeleichter, ſind neben dem Kapi⸗ 
täne mit einem Steuermanne zu beſetzen. 

Dampfſchiffe ſind außerdem mit einem Maſchiniſten 
IV. Klaſſe, wenn ſie aber zur Beförderung von Reiſenden 
dienen, mit einem Maſchiniſten III. Klaſſe als leitendem 
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Maſchiniſten zu beſetzen. Dauert die Fahrt vorausſichtlich 
mehr als 16 Stunden ohne Unterbrechung, ſo muß minde⸗ 
ſtens noch ein Maſchiniſt IV. Klaſſe an Bord ſein. 


8 5. 


In kleiner Fahrt muß unbeſchadet der Vorſchrift im 
Abſ. 2 der Kapitän 

1. auf Schiffen von weniger als 400 Kubikmeter Brutto⸗ 
raumgehalt ein Befähigungszeugnis als Schiffer auf 
kleiner Fahrt, 

2. auf Schiffen von 400 Kubikmeter oder mehr Brutto⸗ 
raumgehalt ein Befähigungszeugnis als Schiffer auf 
großer Fahrt 

beſitzen. 

Für Seeleichter jeder Größe genügt ein Schiffer auf 
kleiner Fahrt. 

Schiffe von 400 Kubikmeter oder mehr Bruttoraum⸗ 
gehalt, mit Ausnahme der Seeleichter, ſind neben dem Kapi⸗ 
täne mit einem Steuermanne zu beſetzen. 

Dampfſchiffe ſind außerdem mit einem Maſchiniſten 
III. Klaſſe als leitendem Maſchiniſten und mindeſtens einem 
Maſchiniſten IV. Klaſſe, wenn ſie aber zur Beförderung von 
Reiſenden dienen, mit einem Maſchiniſten II. Klaſſe als 
leitendem Maſchiniſten und mindeſtens einem Maſchiniſten 
III. Klaſſe zu beſetzen. 

Für Segelſchiffe, die mit einer zur Fortbewegung dienen⸗ 
den Hilfsmaſchine verſehen ſind, genügt ein Maſchiniſt 
IV. Klaſſe. 

8 6. 


In mittlerer Fahrt muß der Kapitän ein Befähigungs⸗ 
zeugnis als Schiffer auf großer Fahrt beſitzen. 

Schiffe von 250 Kubikmeter oder mehr Bruttoraum⸗ 
gehalt ſind neben dem Kapitäne mit einem Steuermanne, 
Schiffe von 3000 Kubikmeter oder mehr Bruttoraumgehalt 
mit zwei Steuerleuten zu beſetzen. 

Dampfſchiffe ſind außerdem mit einem Maſchiniſten 
II. Klaſſe als leitendem Maſchiniſten und mindeſtens einem 
Maſchiniſten III. Klaſſe zu beſetzen. 

Für Segelſchiffe, die mit einer zur Fortbewegung dienen: 
Det EUER verſehen find, genügt ein Maſchiniſt 

Klaſſe. 
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87. 

In großer Fahrt muß der Kapitän ein Befähigungs⸗ 
zeugnis als Schiffer auf großer Fahrt beſitzen. 

Schiffe von 250 Kubikmeter oder mehr Bruttoraum⸗ 
gehalt ſind neben dem Kapitäne mit einem Steuermanne, 
Schiffe von 2000 Kubikmeter oder mehr Bruttoraumgehalt 
mit zwei Steuerleuten zu beſetzen. 

Dampſchiffe find außerdem mit einem Maſchiniſten 
I. Klaſſe als leitendem Maſchiniſten und mindeſtens zwei 
Maſchiniſten II. Klaſſe zu beſetzen. 

Dampfſchiffe in oſtaſiatiſcher Fahrt innerhalb 11 Grad 
ſüdlicher und 55 Grad nördlicher Breite und 90 Grad und 
150 Grad öſtlicher Länge von Greenwich ſowie Dampfſchiffe 
in oſtafrikaniſcher und weſtafrikaniſcher Küſtenfahrt ſind mit 
mindeſtens zwei Maſchiniſten II. Klaſſe zu beſetzen. 

Für Segelſchiffe, die mit einer zur Fortbewegung dienen⸗ 
den Hilfsmaſchine verſehen find, genügt ein Maſchiniſt 
III. Klaſſe. F 


Auf ſolchen Schiffen in großer Fahrt, welche nicht zur 
Führung eines Schiffsarztes verpflichtet ſind, muß der Kapi⸗ 
tän oder ein Steuermann ein Zeugnis über erfolgreiche Ab⸗ 
legung einer amtlichen Prüfung in der Geſundheitspflege 
beſitzen. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn die 
Befähigungszeugniſſe des Kapitäns und ſämtlicher Steuerleute 
des Schiffes vor dem 1. Januar 1900 ausgeſtellt ſind. 


89. 

In allen Fällen, für welche ein Kapitän mit dem Be⸗ 
fähigungszeugnis als Schiffer auf kleiner Fahrt oder auf 
Küſtenfahrt vorgeſchrieben iſt, iſt auch ein ſolcher mit dem 
Befähigungszeugnis als Steuermann zugelaſſen. 


8 10. 


Unbeſchadet der Verpflichtung des Reeders liegt dem 
Kapitän ob, ſein Schiff gemäß dieſen Vorſchriften mit Schiffs⸗ 
offizieren zu beſetzen, ſoweit es die Umſtände geſtatten. 


8 11. 


Der Reichskanzler iſt befugt, im Einvernehmen mit der 
beteiligten Landesregierung Ausnahmen von dieſen Vor⸗ 
ſchriften zu geſtatten. 
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9 12. 


Dieſe Vorſchriften finden auf Lochſerfiſchereifaßrzeuge 
keine Anwendung. TA 


Dieſe Vorſchriften treten am 1. April 1904 in Kraft. 
Zu demſelben Zeitpunkt treten alle entgegenſtehenden Vor⸗ 
ſchriften außer Kraft, insbeſondere werden aufgehoben: 

1 bis 3, § A Abſ. 2, § 15 der Bekannt⸗ 
machung, betreffend den Nachweis der Befähigung 
als Seeſchiffer und Seeſteuermann auf deutſchen 
Kauffahrteiſchiffen, vom 6. Auguſt 1887 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 395), 

die Bekanntmachung, betreffend die Führung von 
Segelluſtfahrzeugen, vom 9. Juni 1891 (Zentral⸗ 
blatt für das Deutſche Reich S. 144), 

die Bekanntmachung, betreffend Ergänzung der 
Vorſchriften über die Prüfung der Seeſchiffer uſw., 
vom 2. Dezember 1885 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 319), 

die Beſtimmung im § 2 Abſ. 1 unter a der 
Bekanntmachung, betreffend die Vorſchriften über 
Befähigungsnachweis und die Prüfung der Maſchi⸗ 
niſten auf Seedampfſchiffen der Deutſchen Handels⸗ 
flotte, ſoweit ſie ſich auf Schleppdampfſchiffe bezieht, 
ſowie ferner § 2 Abſ. 5 und § 7 dieſer Bekannt⸗ 
machung, 

die Bekanntmachung, betreffend die Leitung der 
Maſchinen von Seedampfſchiffen in oſtaſiatiſcher 
Fahrt, vom 19. Juli 1890 (Zentralblatt für das 
Deutſche Reich S. 281). 


Berlin, den 16. Juni 1903. 


2. Bekanntmachung, betreffend die Dreiteilung des Wach⸗ 
dienſtes auf Kauffahrteiſchiffen. Vom 16. Juni 1903. 
Nr. 2976. 

(Reichs⸗Geſetzblatt 1903 Nr. 32 S. 251.) 

Auf Grund des § 36 Abſ. 3 der Seemannsordnung vom 
2. Juni 1902 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 175 — in dieſer Beit- 
ſchrift Bd. LI S. 419) hat der Bundesrat folgende 
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Vorſchrift, betreffend die Dreiteilung des Wach— 
dienſtes auf Kauffahrteiſchiffen, 


§ 1. 

Auf Paſſagierdampfern in transatlantiſcher Fahrt, welche 
mehr als 200 Reiſende an Bord haben und eine Durch⸗ 
ſchnittsgeſchwindigkeit von mehr als 12 Knoten beſitzen, iſt 
der Dienſt der Schiffsoffiziere auf Deck in drei Wachen ein⸗ 
zuteilen, ſoweit nicht die einzelnen Wachen mit mehr als 
einem Offizier beſetzt werden. 


8 2. 
Dieſe Vorſchrift tritt am 1. April 1904 in Kraft. 
Berlin, den 16. Juni 1903. 


erlaſſen: 


3. Bekauntmachung, betreffend die Nichtanwendung von Be- 
ſtimmungen der Seemannsorduung auf kleinere Fahrzeuge. 
Vom 16. Juni 1903. Nr. 2977. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1903 Nr. 32 S. 252.) 


Auf Grund des $ 134 der Seemannsordnung vom 
2. Juni 1902 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 175 — in die ſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. LI S. 419) hat der Bundesrat nachſtehende 


Vorſchriften, betreffend die Nichtanwendung 
von Beſtimmungen der Seemannsordnung auf 
kleinere Fahrzeuge, 


8 1. 

Auf Fahrzeuge von weniger als 300 Kubikmeter Brutto- 
raumgehalt, welche in der Küſtenfahrt (§ 1 b der Bekannt⸗ 
machung vom 16. Juni 1903, betreffend die Beſetzung der 
Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und Schiffsoffizieren) be⸗ 
ſchäftigt find, und auf Luſtjachten findet $ 1 Abſ. 2 der 
Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 (Reichs⸗Geſetzblatt 
S. 175) bezüglich der Vorſchriften des § 35 Abſ. 1, des 
§ 36 Abſ. 1 und des § 44 der Seemannsordnung keine 
Anwendung. 

Dasſelbe gilt für Hochſeefiſchereifahrzeuge von weniger 
als 300 Kubikmeter Bruttoraumgehalt bezüglich der Vor⸗ 


erlaſſen: 
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ſchriften des § 35 Abſ. 1 und des § 44 der Seemannsord⸗ 
nung, ſoweit nicht die Anwendung des § 1 Abſ. 2 ſchon 
nach § 125 Nr. 3 der Seemannsordnung ausgeſchloſſen iſt. 


| $ 2. | 

Auf die im § 1 bezeichneten Fahrzeuge finden ferner 
die Vorſchriften des § 12 Abſ. 2 und des $ 49 der See- 
mannsordnung keine Anwendung. 

Dieſelben Fahrzeuge ſind von der Vorſchrift des § 133 
der Seemannsordnung inſoweit befreit, als darnach eine 
Abſchrift der in der Muſterrolle enthaltenen Beſtimmungen 
des Heuervertrags einſchließlich aller Nebenbeſtimmungen im 
Volkslogis zur jederzeitigen Einſicht der Schiffsleute vor⸗ 
handen ſein muß. s 

3. 


Dieſe Vorſchriften treten am 1. Juli 1903 in Kraft. 
Berlin, den 16. Juni 1903. 


4. Kaiſerliche Verordunng, betreffend die Erſtreckung der für 
Kauffahrteiſchiffe geltenden Vorſchriften auf die Gonverne⸗ 
mentsfahrzenge der Schutzgebiete. Vom 5. Juli 1903. 
Nr. 2980. 

(Reichs⸗Geſetzblatt 1903 Nr. 34 S. 257.) 

Auf Grund des § 26 des Geſetzes, betreffend das 
Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe, in der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes vom 29. Mai 1901 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 184 — in 
dieſer Zeitſchrift Bd. LI S. 479), iſt nach erfolgter Zu⸗ 
ſtimmung des Bundesrates verordnet: 

Der Reichskanzler kann verfügen, daß die für Kauf⸗ 
fahrteiſchiffe geltenden Vorſchriften auf Gouvernementsfahr⸗ 
zeuge der deutſchen Schutzgebiete Anwendung finden. 


5. Verordnung, betreffend das Strafverfahren vor den 
Seemannsämtern. Vom 13. März 1903. Nr. 2930. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1903 Nr. 7 S. 42.) 


Auf Grund des § 123 Abſ. 4 der Seemannsordnung 
vom 2. Juni 1902 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 175 — in dieſer 
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Zeitſchrift Bd. LII. S. 523 ff.) hat der Bundesrat in ſeiner 
Sitzung vom 13. März 1903 die nachſtehende Verordnung 


beſchloſſen: 
8 1. 


Die Einleitung des Strafverfahrens auf Grund des 
§ 122 der Seemannsordnung erfolgt unbeſchadet der Vor: 
ſchriften der SS 5, 12 dieſer Verordnung durch Beſchluß 
des Seemannsamts. T 


In den Fällen, in welchen die Entſcheidung unter Ru- 
ziehung von Beiſitzern ergeht ($ 5 Abſ. 2 der Seemanns⸗ 
ordnung), ſteht die Beſchlußfaſſung über die Einleitung des 
Strafverfahrens dem Vorſitzenden zu. Der Vorſitzende hat 
auch die Obliegenheiten wahrzunehmen, welche in den §§ 3, 
4, 6, 7, 15, 16 dieſer Verordnung dem Seemannsamte zu⸗ 
gewieſen ſind. m 


Der Beſchluß über die Einleitung des Strafverfahrens 
($ 1) iſt zu den Akten des Seemannsamts zu bringen. Er 
ſoll die Bezeichnung des Angeſchuldigten, des Schiffes und 
des Heimatshaſens, in Ermangelung eines ſolchen des Regiſter⸗ 
hafens, der ſtrafbaren Handlung, der verletzten Strafvorſchrift, 
der etwaigen Beweismittel ſowie gegebenen Falles des An⸗ 
tragſtellers enthalten. T 


Der Einleitungsbeſchluß ift dem Angeſchuldigten zuzu- 
ſtellen ($ 16). Der Angeſchuldigte ift zur mündlichen Ber: 
handlung vor dem Seemannsamte ſchriftlich mit der Auf⸗ 
forderung zu laden, die zu ſeiner Verteidigung dienenden 
Beweismittel mit zur Stelle zu bringen oder dem Seemanns⸗ 
amte ſo zeitig anzuzeigen, daß ſie zum Termine für die 
mündliche Verhandlung herbeigeſchafft werden können. Die 
Ladung muß ferner die Eröffnung enthalten, daß im Falle 
des Ausbleibens des Angeſchuldigten in ſeiner Abweſenheit 
gegen ihn verhandelt werden könne ($ 11). 

Iſt der Angeſchuldigte auf dem Seemannsamt an⸗ 
weſend, ſo kann die Ladung durch mündliche Beſtellung 
erſetzt werden. SE 


Sit der Angeſchuldigte auf dem Seemannsamt anweſend 
und ſtehen der mündlichen Verhandlung Hinderniſſe nicht 
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entgegen, ſo kann ſofort ohne vorgängigen Einleitungsbeſchluß 
($ 1) in die Verhandlung eingetreten werden. 


8 6. 

Der Angeſchuldigte kann ſich in jeder Lage des Ver⸗ 
fahrens des Beiſtandes eines Verteidigers bedienen. Das 
Seemannsamt kann Perſonen, die nicht Rechtsanwälte find, 
als Verteidiger zurückweiſen. Hat das Seemannsamt ſeinen 
Sitz außerhalb des Reichsgebiets, ſo iſt die Zulaſſung eines 
Verteidigers von dem Ermeſſen des Seemannsamts abhängig. 


87 
Der Termin zur mündlichen Verhandlung it möglichſt 
nahe anzuſetzen. Das Seemannsamt hat die erforderlichen 
Beweismittel herbeizuſchaffen. 


8 8. 

Die zur Entſcheidung zugezogenen Beiſitzer des See- 
mannsamts find, falls dies nicht bereits bei ihrer Beſtellung 
ein für allemal geſchehen iſt, von dem Vorſitzenden auf die 
Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amtes eidlich zu ver⸗ 
pflichten. 

$ 9. 


Die Leitung der mündlichen Verhandlung, die Ver: 
nehmung des Angeſchuldigten ſowie die Aufnahme des Be⸗ 
weiſes erfolgt, wenn unter Zuziehung von Beiſitzern ver⸗ 
handelt wird, durch den Vorſitzenden. Der Vorſitzende hat 
den Beiſitzern auf Verlangen zu geſtatten, an die zur Ver⸗ 
nehmung erſchienenen Perſonen Fragen zu ſtellen. Ungeeignete 
oder nicht zur Sache gehörige Fragen kann der Vorſitzende 
zurückweiſen. 3 10 


In der mündlichen Verhandlung iſt der Angeſchuldigte 
über die ihm zur Laſt gelegte ſtrafbare Handlung zu ver⸗ 
nehmen. Soweit erforderlich, iſt der Tatbeſtand durch Be⸗ 
weisaufnahme feſtzuſtellen. Nach deren Abſchluß iſt dem 
Angeſchuldigten das Wort zu ſeinen Ausführungen und An⸗ 
trägen zu erteilen. 

§ 11. 

Iſt der Angeſchuldigte gehöriger Ladung ungeachtet nicht 
erſchienen, ſo kann in ſeiner Abweſenheit gegen ihn verhandelt 
werden. Das Seemannsamt kann jedoch das perſönliche 
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Erſcheinen des Angeſchuldigten anordnen und ihn im Wege 
polizeilichen Zwanges vorführen laſſen. 
8 12. 

Macht ſich in der mündlichen Verhandlung ein Kapitän 
oder Schiffsmann einer Zuwiderhandlung gegen § 115 der 
Seemannsordnung ſchuldig, ſo kann die Feſtſetzung einer 
Strafe wegen dieſer Zuwiderhandlung ohne Einleitung eines 
beſonderen Verfahrens ($ 1) erfolgen. Der Zuwiderhandelnde 
iſt jedoch zuvor auf das Strafbare ſeines Verhaltens hinzu⸗ 
weiſen; auch iſt ihm zur Erklärung darüber Gelegenheit 
zu geben. 

§ 13. 


Die mündliche Verhandlung ſchließt mit dem Erlaſſe 
des Beſcheids. Wird unter Zuziehung von Beiſitzern ver⸗ 
ele” jo wird der Beſcheid mit Stimmenmehrheit feft- 
geſtellt. 

Der Beſcheid muß auf Feſtſetzung einer Strafe, Frei⸗ 
ſprechung oder Einſtellung des Verfahrens lauten. Die 
Einſtellung des Verfahrens iſt zu beſchließen, wenn ſich heraus⸗ 
ſtellt, daß es an dem erforderlichen Strafantrage fehlt oder 
wenn der Strafantrag zurückgenommen wird. 

Dem Angeſchuldigten, gegen welchen eine Strafe feſt⸗ 
geſetzt wird, ſind die baren Auslagen des Verfahrens auf⸗ 
zuerlegen. 

Der Zeitpunkt der Verkündung und der Zuſtellung des 
Beſcheids iſt zu den Akten zu vermerken. 


§ 14. 


Über die mündliche Verhandlung vor dem Seemanns⸗ 
amt iſt ein Protokoll aufzunehmen, welches die Namen der 
an der Verhandlung Beteiligten enthalten, den Gang und 
die Ergebniſſe der Verhandlung, insbeſondere auch der Ver⸗ 
nehmungen, im weſentlichen wiedergeben und die Entſcheidung 
im Wortlaut anführen muß. Die Protokollführung iſt, ſo⸗ 
fern ſie nicht durch den leitenden Beamten erfolgt, einem 
vereidigten Protokollführer oder einem Beiſitzer des See⸗ 
mannsamts zu übertragen. Das Protokoll iſt von dem 
leitenden Beamten und, ſofern es von einem anderen geführt 
wird, auch von dieſem zu unterzeichnen. 


8 15. 


Trägt der Angeſchuldigte gegen den Beſcheid auf ge⸗ 
richtliche Entſcheidung an, ſo hat das Seemannsamt den 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 14 
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Zeitpunkt des Einganges des Antrags zu vermerken und 
ohne Rückſicht darauf, ob die Friſt gewahrt iſt, die Akten 
der Staatsanwaltſchaft bei dem für die weitere Verhandlung 
zuſtändigen Gerichte vorzulegen. 


8 16. 


Die Zuſtellungen im Verfahren vor dem Seemannsamt 
erfolgen, wenn dieſes ſeinen Sitz im Reichsgebiete hat, nach 
den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Zuſtellungen 
von Amts wegen ($$ 208 bis 212 der Zivilprozeßordnung) 
mit der Maßgabe, daß die Obliegenheiten des Vorſitzenden 
des Prozeßgerichts und des Gerichtſchreibers von dem See⸗ 
mannsamte wahrgenommen werden, und daß die Zuſtellung 
auch durch einen Beamten des Seemannsamts vollzogen 
werden kann. 

Hat das Seemannsamt feinen Sitz in einem Schutz⸗ 
gebiete, ſo erfolgen die Zuſtellungen nach den in dem Schutz⸗ 
gebiete für Zuſtellungen in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
geltenden Vorſchriften mit der Maßgabe, daß die Obliegen⸗ 
heiten der bei der Zuſtellung mitwirkenden Beamten von dem 
Seemannsamte wahrgenommen werden. 

Hat das Seemannsamt ſeinen Sitz im Auslande, ſo 
erfolgen die Zuſtellungen an Perſonen im Auslande nach 
den für Zuſtellungen durch die Konſuln geltenden Vorſchriften 
mit der Maßgabe, daß das Seemannsamt bei Zuſtellungen 
außerhalb ſeines Bezirkes die erforderlichen Erſuchungsſchreiben 
erläßt. Zuſtellungen an Perſonen im Reichsgebiet erfolgen 
durch die Gerichtsvollzieher; der § 162 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes findet entſprechende Anwendung. Zuſtellungen an 
Perſonen in den Schutzgebieten erfolgen durch Erſuchen der 
zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten. 

Die Zuſtellung kann auch durch Aushändigung des 
Schriftſtücks gegen einen Empfangsſchein derjenigen Perſon 
erfolgen, für welche das Schriftſtück beſtimmt iſt. 


§ 17. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1903 in Kraft. 
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III. 


Seſchäſtsordunng für die Inlaſſungsſtelle an der görſt 
zu Berlin. 
Vom 4.22. Juni 1903. 
(Korreſpondenz der Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 1903 Nr. 7.) 


Mitgeteilt von Dr. Keyßner. 


An Stelle der von den Alteſten der Kaufmannſchaft 
zu Berlin unter dem 15. Februar 1897 (abgedruckt in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XLVII S. 456) erlaſſenen Geſchäftsordnung iſt 
auf Grund des § 25 der Börſenordnung für Berlin vom 
1. April 1903 (abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. LIII 
S. 593) die nachſtehende Geſchäftsordnung erlaſſen: 


8 1. 

Die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenhandel 
erfolgt durch eine Kommiſſion von 22 Mitgliedern (Zulaſſungs⸗ 
ſtelle), von welchen mindeſtens 11 Mitglieder nicht ins 
Börſenregiſter für Wertpapiere eingetragen ſind. Zur Ver⸗ 
tretung der auf Grund § 2 Abſ. 1, 2, 3 ausſcheidenden 
oder aus ſonſtigen Gründen verhinderten Mitglieder werden 
acht Stellvertreter ernannt. 

Die Ernennung der Mitglieder und Stellvertreter er⸗ 
folgt im Monat Dezember für die Dauer der nächſten drei 
Jahre durch die Handelskammer zu Berlin. 

Für ein Mitglied oder den Stellvertreter eines Mit⸗ 
gliedes, welches während ſeiner Amtsdauer ausſcheidet, wählt 
die Handelskammer einen Erſatzmann für den Reſt der Wahl⸗ 
periode des Ausgeſchiedenen. 

Alljährlich in der erſten Sitzung im Januar konſtituiert 
ſich die Zulaſſungsſtelle, indem ſie für das laufende Jahr 
aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und zwei Stellvertreter 
desſelben wählt. Dieſe Wahlen unterliegen der Beſtätigung 
durch die Handelskammer; bis zur erfolgten Beſtätigung ver⸗ 
bleiben die Vorſitzenden des abgelaufenen Jahres im Amt. 

Scheidet der Vorfitzende oder ein Stellvertreter während 
ſeiner Amtsdauer aus, ſo hat für den Reſt der Wahlperiode 
eine Erſatzwahl zu erfolgen, welche gleichfalls der Beſtätigung 
durch die Handelskammer unterliegt. 
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$ 2. 


Von der Beratung und Beſchlußfaſſung über die Zu⸗ 
laſſung eines Wertpapiers zum Börſenhandel ſind diejenigen 
Mitglieder und Stellvertreter ausgeſchloſſen, welche an der 
Einführung dieſes Wertpapiers in den Börſenhandel direkt 
oder als Konſortialbeteiligte Intereſſe haben. 

Als an der Einführung eines Wertpapieres in den 
Börſenhandel intereſſiert gelten auch die Mitglieder des Auf⸗ 
ſichtsrates derjenigen Geſellſchaften, deren Wertpapiere zum 
Börſenhandel zugelaſſen werden ſollen, ſowie ſolcher Geſell⸗ 
ſchaften, welche die Zulaſſung des Wertpapieres zum Börſen⸗ 
handel beantragt haben. 

Hat ein Mitglied der Zulaſſungsſtelle Bedenken, ob es 
wegen eines anderen als der vorſtehend bezeichneten Gründe 
bei der Beratung und Beſchlußfaſſung über einen Antrag 
anweſend ſein darf, oder wird ein ſolches Bedenken von 
einem anderen Mitgliede angeregt, ſo entſcheidet die Zu⸗ 
laſſungsſtelle endgültig, ob ein Grund zur Befangenheit 
vorliegt. 

Die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen von der 
Beratung und Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſenen oder ſonſt 
behinderten Mitglieder haben dem Vorſitzenden von ihrer 
Behinderung rechtzeitig Kenntnis zu geben; an ihrer Stelle 
werden Stellvertreter berufen. 

Die Einberufung von Stellvertretern an Stelle aus⸗ 
ſcheidender oder behinderter Mitglieder kann noch während 
der Sitzung aus der Anzahl der Stellvertreter erfolgen. 

Die nicht einberufenen Stellvertreter ſind berechtigt an 
den Sitzungen der Zulaſſungsſtelle mit beratender Stimme 
teilzunehmen. Sie werden zu den Sitzungen geladen und 
erhalten alle Druckſachen und Schriftſtücke, welche den Mit⸗ 
gliedern zugehen. 


$ 3. 


Die Einladung zu den Sitzungen erfolgt durch den 
Vorſitzenden oder ſeinen Stellvertreter unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung; ob in die Beratung oder Beſchlußfaſſung 
eines nicht auf der Tagesordnung ſtehenden Gegenſtandes 
eingetreten werden ſoll, entſcheiden die in der Sitzung an⸗ 
weſenden Mitglieder der Zulaſſungsſtelle. 

Der Vorſitzende, in ſeiner Behinderung einer ſeiner 
Stellvertreter, leitet die Verhandlungen. Sind auch die 
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Stellvertreter behindert, ſo übernimmt das dem Lebensalter 
nach älteſte der anweſenden Mitglieder den Vorſitz. 

Die Abſtimmungen erfolgen in der Regel durch Hand⸗ 
aufheben; ſie müſſen durch Stimmzettel vorgenommen werden, 
wenn dies von einem Viertel der anweſenden Mitglieder be⸗ 
antragt wird. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet, falls durch Hand⸗ 
aufheben abgeſtimmt wird, die Stimme des Vorſitzenden; 
bei Abſtimmung durch Stimmzettel gilt bei Stimmengleich⸗ 
heit der Antrag als abgelehnt. 


84. 

Die Zulaſſungsſtelle iſt beſchlußfähig, wenn neun Mit⸗ 
glieder einſchließlich der einberufenen Stellvertreter anweſend 
ſind, von denen mindeſtens fünf nicht im Börſenregiſter für 
Wertpapiere eingetragen ſind. 


§ 5. 


Den Sitzungen der Zulaſſungsſtelle wohnt in der Regel 
als juriſtiſcher Beirat ein Syndikus der Handelskammer zu 
Berlin bei. 

Ein Protokollführer, ſowie die ſonſtigen zur Erledigung 
der Geſchäfte erforderlichen Beamten werden der Zulaſſungs⸗ 
ſtelle von den Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin über⸗ 
wieſen. g 

6. 


Die Zulaſſungsſtelle hat nach Maßgabe des Börſen⸗ 
geſetzes und der dazu ergehenden Ausführungsbeſtimmungen 
die Aufgabe und die Pflicht: 

a) die Vorlegung der Urkunden, welche die Grundlage 
für die zu emittierenden Wertpapiere bilden, zu ver⸗ 
langen und dieſe Urkunden zu prüfen; 

b) dafür zu ſorgen, daß das Publikum über alle zur 
Beurteilung der zu emittierenden Wertpapiere not⸗ 
wendigen tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe 
ſoweit als möglich informiert wird und bei Unvoll⸗ 
ſtändigkeit der Angaben die Emiſſion nicht zu⸗ 
zulaſſen; 

c) Emmiſſionen nicht zuzulaſſen, durch welche erhebliche 
allgemeine Intereſſen geſchädigt werden oder welche 
offenbar zu einer Übervorteilung des Publikums 


führen. 
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Die Zulaſſungsſtelle darf die Emiſſion ohne Angabe von 
Gründen ablehnen. 

Die Zulaſſungsſtelle iſt befugt, zum Börſenhandel zu⸗ 
gelaſſene Wertpapiere von demſelben auszuſchließen. 

Die Zulaſſung Deutſcher Reichs⸗ und Staatsanleihen 

darf nicht verſagt werden. 

Gegen die Entſcheidung der Zahlungsſtelle findet binnen 
8 Tagen nach ſchriftlicher Bekanntgabe des Beſchluſſes an 
den Antragſteller die Beſchwerde an die Handelskammer zu 
Berlin ſtatt. * 


Der Antrag auf Zulaſſung von Wertpapieren zum 
Börſenhandel iſt bei der Zulaſſungsſtelle ſchriftlich einzureichen 
und muß, ſofern nicht der im § 13 vorgeſehene Fall vor⸗ 
liegt, von einer in Berlin anſäſſigen oder zum Beſuch der 
Berliner Börſe zugelaſſenen Firma unterzeichnet ſein. Der 
Antrag muß diejenigen Angaben enthalten, welche nach $ 38 
Abſ. 1 des Börſengeſetzes in die Veröffentlichung des Mn- 
trages aufzunehmen ſind. 

Dem Antrage ſind der Proſpekt in fünfzig Exemplaren 
und die in der Bekanntmachung des Reichskanzlers betreffend 
die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenhandel vom 
11. Dezember 1896 (Reichsgeſetzblatt Nr. 40, S. 763 ff.) 
bezeichneten Nachweiſe beizufügen. Soweit die letzteren nicht 
in Urſchrift bei den Akten verbleiben, ſind auf Verlangen 
der Zulaſſungsſtelle beglaubigte Abſchriften einzureichen. 

Der Proſpekt muß von denjenigen, welche ihn erlaſſen, 
unterſchriftlich vollzogen ſein. 

Soweit die Verpflichtung zur Einreichung des Proſpektes 
in Wegfall kommt ($ 38 Abſ. 2 und 3 des Börſengeſetzes), 
erübrigt auch die Vorlage von Nachweiſen. 


§ 8. | 

Sofern der Zulaſſungsantrag den Erforderniſſen des 
§ 38 Abſ. 1 des Börſengeſetzes entſpricht, ift derſelbe von 
dem Vorſitzenden der Zulaſſungsſtelle oder einem Stell⸗ 
vertreter unter Bezeichnung der Einführungsfirma, des Be⸗ 
trages, ſowie der Art der einzuführenden Wertpapiere zu 
veröffentlichen. Zwiſchen dieſer Veröffentlichung und der 
Einführung an der Börſe muß eine Friſt von mindeſtens 
ſechs Kalendertagen liegen. 

Die Veröffentlichung erfolgt auf Koſten des Antrag⸗ 
ſtellers im „Reichsanzeiger“ und in mindeſtens zwei anderen 


y 
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inländiſchen Zeitungen. Dieſe werden von dem Vorſitzenden 
der Zulaſſungsſtelle mit der Maßgabe beſtimmt, daß ſich 
unter ihnen eine Zeitung, welche am hieſigen Platze erſcheint, 
und, wenn es ſich um Aktien oder Schuldverſchreibungen 
einer inländiſchen Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien handelt, eine Zeitung befinden muß, welche in 
dem engeren Wirtſchaftsgebiet erſcheint, dem die Geſellſchaft 
angehört. Außerdem iſt der Antrag durch Aushang in der 
Börſe bekannt zu machen. 
89. 


Nachdem die Veröffentlichung verfügt ift, tritt die Zu⸗ 
laſſungsſtelle alsbald in die Prüfung darüber ein, ob der 
Proſpekt die in der Bekanntmachung des Reichskanzlers be⸗ 
treffend die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenhandel 
vom 11. Dezember 1896 und in den von der Zulaſſungs⸗ 
ſtelle etwa veröffentlichten Beſtimmungen vorgeſehenen An⸗ 
gaben enthält. Ergeben ſich Anſtände in Betreff der Voll⸗ 
ſtändigkeit oder Deutlichkeit der Angaben, ſo fordert ſie den 
Antragſteller zu deren Beſeitigung auf. 

Die Zulaſſungsſtelle beſtimmt ferner nach Maßgabe des 
§ 36 Abſ. 3a und b des Börſengeſetzes, welche ſonſtigen An: 
gaben in den Proſpekt aufzunehmen, oder welche ſonſtigen 
Urkunden, abgeſehen von den in der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 11. Dezember 1896 erwähnten Nach⸗ 
weiſen, ihr zur Prüfung vorzulegen ſind und richtet an den 
Antragſteller die entſprechende Aufforderung. 

Kommt der Antragſteller der Aufforderung nicht nach, 
ſo wird, vorbehaltlich des in der Börſenordnung vorgeſehenen 
Beſchwerderechts, der Antrag zurückgewieſen. 


$ 10. 


Zwiſchen der Veröffentlichung des Antrages durch die 
am hieſigen Platze erſcheinende Zeitung und dem Zulaſſungs⸗ 
beſchluſſe muß eine Friſt von mindeſtens drei Kalendertagen 
liegen. 

§ 11. 


Bei der Beſchlußfaſſung über die Zulaſſung ſind die 
infolge der Veröffentlichung des Antrages etwa erhobenen 
Erinnerungen zu prüfen und die im § 36 Abſ. 3c des 
Börſengeſetzes bezeichneten Geſichtspunkte zu beachten. 

In dem Zulaſſungsbeſchluß iſt unter Berückſichtigung 
der Vorſchrift in § 38 Abſ. 1 Satz 2 des Börſengeſetzes der 
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Tag zu beſtimmen, von welchem ab die Einführung an der 
Börſe erfolgen darf. 

Der Zulaſſungsbeſchluß iſt durch dreitägigen Aushang 
in der Börſe zu veröffentlichen. 

Die Beweisſtücke ſind von der Veröffentlichung des 
Zulaſſungsbeſchluſſes ab bis zur Einführung an der Börſe 
in der Börſenregiſtratur öffentlich auszulegen. 


8 12. 


Wird von der Zulaſſungsſtelle der Antrag auf Zu⸗ 
laſſung von Wertpapieren zum Börſenhandel abgelehnt, ſo 
hat die Zulaſſungsſtelle den Vorſtänden der übrigen Deutſchen 
Börſen für Wertpapiere Mitteilung zu machen. Dabei iſt 
anzugeben, ob die Ablehnung mit Rückſicht auf örtliche Ver⸗ 
hältniſſe oder aus anderen Gründen erfolgt iſt. 

Von dem Erfolge einer etwaigen Beſchwerde gegen den 
Beſchluß der Zulaſſungsſtelle iſt den Vorſtänden der übrigen 
Deutſchen Börſen für Wertpapiere Kenntnis zu geben. 

Der Antragſteller hat anzugeben, ob das Geſuch um 
Zulaſſung bereits bei einer anderen Börſe eingereicht iſt oder 
gleichzeitig eingereicht wird. Iſt dies der Fall, ſo ſollen die 
Wertpapiere nur mit Zuſtimmung der anderen Zulaſſungs⸗ 
ſtelle zugelaſſen werden. 

§ 13. 


Ein Antrag auf Zulaſſung ſolcher Wertpapiere zum 
Börſenhandel, die gemäß § 38 Abi. 3 des Börſengeſetzes 
vom 22. Juni 1896 vom Proſpektzwang entbunden ſind, 
darf nicht deshalb abgelehnt werden, weil der Antragſteller 
nicht zu den Beſuchern der Börſe gehört oder nicht in Berlin 
wohnt. 

§ 14. 


Die Veröffentlichung des Proſpekts muß von dem An⸗ 
tragſteller in denſelben Zeitungen, mit Ausnahme des Reichs⸗ 
anzeigers, bewirkt werden, in denen der Antrag auf Zulaſſung 
veröffentlicht worden iſt. 

§ 15. 


Zugelaſſene Wertpapiere dürfen früheſtens am dritten 
Werktage nach dem Tage des Zulaſſungsbeſchluſſes und nach 
dem Tage, an welchem der Proſpekt zuerſt veröffentlicht 
worden iſt, an der Börſe eingeführt werden; die Einführung 
muß ſpäteſtens einen Monat nach dem Tage, an welchem 
der Proſpekt zuletzt veröffentlicht worden iſt, erfolgen. 


F 
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Der Zulaſſungsbeſchluß tritt außer Kraft, wenn drei 
Monate nach Bekanntgabe desſelben an den Antragſteller die 
Veröffentlichung des Proſpekts und die Einführung an der 
Börſe nicht erfolgt ift. 

8 16. 

Die Mitglieder, die Stellvertreter, ſowie die Beamten 

der Zulaſſungsſtelle ſind bezüglich des Gangs der Verhand⸗ 


lungen, der geſtellten Anträge und der bei der Beratung 
ſtattgehabten Diskuſſion zur Verſchwiegenheit verpflichtet. 


8 17. 


Die Veröffentlichungen und die Verlautbarungen der Zu⸗ 
laſſungsſtelle ſind von dem Vorſitzenden oder einem ſeiner 
Stellvertreter oder in deren Behinderung von zwei anderen 
Mitgliedern zu vollziehen. 


8 18. 


Die Zulaſſungsſtelle führt alle Korreſpondenzen mit vor⸗ 
geehten Behörden durch die Vermittlung der Handelskammer 
zu Berlin. 


§ 19. 


Von den Sitzungen der Zulaſſungsſtelle ift den Staats: 
kommiſſaren Kenntnis zu geben. 


Berlin, den 4. Juni 1903. 
Die Zulaſſungsſtelle an der Börſe zu Berlin. 
gez. Kopetzky. ö 
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IV. 


Die franzöſiſche Handelsgeſetzgebung in den Jahren 1901 
und 1902). 


Von 
Herrn Landgerichtsrat Erich Aron in Straßburg i. E. 


1. Geſetz vom 8. Februar 1902, betreffend die 
Modifikation des Geſetzes vom 15. Juni 1872 
über verlorene Inhaberpapiere. 


Das Geſetz vom 15. Juni 1872, welches in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XIX S. 153 ff. abgedruckt iſt, hat durch das 
Geſetz vom 8. Februar 1902 in einigen weſentlichen Punkten 
Abänderungen erlitten. Die Abänderungen lauten: 

Art. 1. Les articles 2, 3, 4, 5, 7, 11, 13, 15 de 
la loi du 15 Juin 1872 sont modifiés comme suit: 


Art. 2. Le propriétaire dépossédé fera notifier 
par huissier au syndicat des agents de change de 
Paris, un acte d'opposition indiquant le nombre, la 
nature, la valeur nominale, le numéro et, s’il y a lieu, 
la série des titres, avec réquisition, sous la condition 
de paiement du coût, de publier, dans la forme qui 
sera après déterminée, les numéros des titres dont il 
a été dépossédé. 

Il devra aussi, autant que possible, énoncer: 

1° l'époque et le lieu où il est devenu proprié- 
taire, ainsi que le mode de son acquisition, 

2° l’époque et le lieu où il a reçu les dernières 
intérêts ou dividendes, 

3° les circonstances qui ont accompagné sa dé- 
possession. 

Cet acte contiendra une élection de domicile à 
Paris. 


1) Betreffend die früheren Überfichten von 1895 und 1896 vgl. diefe 
Zeitſchrift Bd. XLVII S. 50 ff., von 1896 und 1897 vgl. 
Bd. XLVIII S. 183 ff., von 1898 vgl. Bd. XLIX S. 556 ff., 
von 1899 und 1900 val. Bd. LIL S. 272 ff. 


— nn ch. 
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Notification sera également faite par huissier au 
nom du propriétaire dépossédé à l'établissement de- 
biteur. 

L’acte contiendra les indications ci-dessus requises 
pour l'exploit notifié au syndicat des agents de change, 
et, de plus, à peine de nullité, une copie certifiée par 
l'huissier instrumentaire de la quittance délivrée par 
le syndicat, du coût de la publication prevue de 
l'article 11 ci-après. Cette quittance soumise au seul 
droit de timbre de dix centimes, s’il y échat, sera 
dispensée d'enregistrement. Il sera fait dans lacte 
élection de domicile dans la commune du siège de 
l'établissement débiteur. 

La notification ainsi faite emportera opposition 
au paiement tant du capital que des intérêts ou divi- 
dendes échus ou à échoir, jusqu'à ce que mainlevée 
en ait été donnée par l’opposant ou ordonnée par 
justice, ou jusquà ce que déclaration ait été faite, 
par le syndicat des agents de change, à l’établissement 
débiteur, de la radiation de l’opposition. 

S'il s'agit de coupons détachés du titre, il n’y 
aura pas lieu à la notification au syndicat des agents 
de change, ni à l'insertion au bulletin quotidien. Le 
porteur déposédé ne sera tenu que de l'opposition à 
l'établissement débiteur. 


Art. 3. Lorsqu'il se sera écoulé une année depuis 
l'opposition sans qu'elle ait été formellement contre- 
dite par un tiers se prétendant propriétaire du titre 
frappé d'opposition et que, dans cet intervalle, deux 
termes au moins d'intérêts ou de dividendes auront 
été mis en distribution, l’opposant pourra se percevoir 
auprès du président du tribunal civil du lieu de son 
domicile, ou s’il habite hors de France, auprès du 
président du tribunal civil du siège de l’établissement 
débiteur, afin d'obtenir l’autorisation de toucher les 
intérêts ou dividendes échus, ou même le capital des 
titres frappés d'opposition, dans le cas où le dit ca- 
pital serait ou deviendrait exigible. 

Le même droit appartiendra au porteur dépossédé 
de titres ne donnant pas droit à des intérêts ou divi- 
dendes, ou à l'égard desquels il y a eu cessation des 
distributions périodiques. Mais, en ce cas, il ne pourra 


220 Rechtsquellen. 


être exercé que lorsqu'il se sera écoulé trois ans 
depuis l’opposition sous qu’elle ait été contredite dans 
les termes indiqués ci-dessus. 


Art. 4. Si le président accorde l'autorisation, 
l’opposant devra pour toucher les intérêts ou divi- 
dendes, fournir une caution solvable dont l’engage- 
ment s’etendra au montant des annuités exigibles, et 
de plus, à une valeur double de la dernière annuité 
échue. 

Après deux ans écoulés depuis l’autorisation sans 
que l'opposition ait été contredite dans les termes de 
l'article 3 la caution sera de plein droit déchargée. 

Si Topposant ne veut ou ne peut fournir la 
caution requise, il pourra sur le vu de l'autorisation, 
exiger de la compagnie le dépôt, à la caisse des dé- 
pôts et consignations, des intérêts ou dividendes échus 
et de ceux à l’échoir au fur et à mesure de leur 
exigibilité. 

Après deux ans écoulés depuis l’autorisation sans 
que l'opposition ait été contredite dans les termes de 
l’article 3, opposant pourra retirer de la caisse des 
dépôts et consignations les sommes déposées et perce- 
voir librement les intérêts ou dividendes à échoir au 
fur et à mesure de leur exigibilité. 


Art. 5. Si le capital des titres frappés d’oppo- 
sition est devenu exigible, l’opposant qui aura obtenu 
l'autorisation ci-dessus pourra en toucher le montant, 
à charge de fournir caution. Il pourra, s’il le pré- 
fère, exiger de la compagnie que le montant dudit 
capital soit déposé à la caisse des dépôts et con- 
signations. 

Lorsqu'il se sera écoulé dix ans depuis l’époque 
de l’exigibilité et cinq ans au moins à partir de 
l'autorisation sans que l'opposition ait été contredite 
dans les termes de l’article 3, la caution sera déchargée 
et, s’il y a en dépôt, l’opposant pourra retirer de la 
caisse des dépôts et consignations les sommes en fai- 
sant l'objet. 


Art. 7. En cas de refus de l'autorisation dont 
il est parlé en l'article 3 l’opposant pourra saisie, par 
voie de requête, le tribunal civil de son domicile, ou 
s’il habit hours de France, le tribunal civil du siège 
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de l'établissement débiteur lequel statuera après avoir 
entendu le ministère public. Le jugement obtenu du- 
dit tribunal produira les effets attachés à l’ordonnance 
d'autorisation. 


Art. 11. Sur le vu de l'exploit mentionné en 
l’article 2 et de la réquisition y contenue, le syndicat 
des agents de change de Paris sera tenu de publier 
les numéros des titres dont la possession lui est 
notifiée. 

Cette publication qui aurra pour effet de prévenir 
la negociation ou la transmission desdits titres, sera 
faite le surlendemain, au plus tard par les soins et 
sous la responsabilité du syndicat des agents de change 
de Paris, dans un bulletin quotidien, établi et publié 
dans les formes et sous les conditions déterminées par 
un règlement d'administration publique. 

Le même règlement fixera le coût de la rétri- 
bution annuelle due par l’opposant pour frais de 
publicité. Cette retribution annuelle sera payée d'avance 
à la caisse du syndicat, faute de quoi la dénonciation 
de l'opposition ne sera pas reçue, ou la publication 
ne sera pas continuée à l’expiration de l’année pour 
laquelle la rétribution aura été payée. 

Un mois après l'échéance de la publication non 
renouvellée le syndicat fera parvenir à l'établissement 
débiteur la liste des titres qui n’auront pas été main- 
tenus au bulletin des oppositions; avis lui sera donné, 
en même temps, que cette notification lui tient lieu 
de mainlevée pour tous paiements de coupons, rem- 
boursement de capital, conversions, transferts etc., 
et lui donne plein et entière décharge, à condition que 
les numéros signalés comme rayés du bulletin concor- 
dent bien avec ceux inscrits sur les régistres de la 
compagnie comme frappés d' opposition. 


Art. 13. Les agents de change doivent inscrire 
sur leurs livres les numéros des titres qu'ils achètent 
ou qu’ils vendent. 

Ils mentionneront sur les borderaux d’achats les 
numéros livrés. Un règlement d’administration pub- 
lique déterminera le taux de la remunération qui sera 
allouée à l’agent de change pour cette inscription des 
numéros. 
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La négociation qui rend sans effet toute publi- 
cation postérieure de l’opposition sera réputée accom- 
plie dès le moment où aura été opérée sur les livres 
des agents de change l'inscription des numéros de 
titres vendus pour compte du donneur d'ordre et livrés 
par lui. 

Si la publication, lieu que postérieure à cette 
inscription, survient avant la livraison ou l'attribution 
au donneur d'ordre, ou à l'agent de change, acheteur, 
l’opposant pourra, sur la demande de mainlevée formée 
par l'agent de change ou par tout autre ayant droit, 
réclamer les titres contre remboursement de prix, par 
application de l’article 2280 du Code civil. 


Art. 15. Lorsqu'il se sera écoulé dix ans depuis 
l'autorisation obtenue par l’opposant, conformément 
à l’article 3 et que, pendant ce laps de temps, l’oppo- 
sition aura été publiée sans être contredite dans les 
termes du dit article, l’opposant pourra exiger de 
l'établissement débiteur qu'il lui soit remis un titre 
semblable et subrogé au premier. Ce titre devra 
porter le même numéro que le titre originaire avec 
la mention qu’il est délivré par duplicata. 

Le titre délivré en duplicata conférera les mêmes 
droits que le titre primitif et sera négociable dans les 
mêmes conditions. 

Dans le cas du présent article, le titre primitif 
sera frappé de déchéance, et le tiers qui le présentera 
après la remise du nouveau titre à l’opposant n'aura 
qu'une action personelle contre celui-ci, au cas où 
l'opposition aurait été faite sans droit. 

L’opposant qui réclamera de l'établissement un 
duplicata paiera les frais qu'il occasionnera. 

Il devra, de plus, payer à l’avance la publication 
faite au bulletin, à la rubrique de titres frappés de 
déchéance, pour le nombre d’années représenté par 
la feuille des coupons attachée au titre sans que cette 
publication puisse, en aucun cas, être limitée à une 
durée intérieure à dix ans. 

Un règlement d'administration publique fixera le 
coût de sa somme à payer au sindicat pour la publi- 
cation supplémentaire au-delà de dix ans. 

Pour les titres qui ne portent aucun coupon, 
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l’opposant devra verser au syndicat, à l’avance, le 
prix de la publication pendant dix ans à la rubrique 
des titres frappés de déchéance. 


Art. 2. Sont ajoutées à la loi les dispositions sui- 
vantes : 

Art. 17. Le porteur d’un titre frappé d’opposi- 
tion peut poursuivre la mainlevée de cette opposition 
de la manière suivante: 

Il fera sommation à l'opposant d’avoir à intro- 
duire, dans le mois, une demande en revendication, 
qui sera portée devant le tribunal civil du domicile 
du porteur actuel du titre. 

Cette sommation sera signifiée au domicile de 
l'opposant et, si celui-ci n’a pas de domicile connu en 
France, au domicile élu dans l’opposition notifiée au 
syndicat des agents de change à Paris. 

Elle indiquera, autant que possible, l’origine et 
la cause de la détention du titre, ainsi que la date 
à partir de laquelle le porteur est à même d’en 
justifier; en cas d' acquisition par achat et contiendra 
aussi copie d’un certificat délivré par le syndicat des 
agents de change, mentionnant la date à laquelle les 
titres ont paru pour la prémière fois au bulletin, le 
dit certificat non soumis au droit d'enregistrement. 

Si la sommation est faite à la requête d'un agent 
de change dans les conditions prévues au $ 4 de 
l’article 13 elle devra contenir un extrait certifié con- 
forme des livres de l’agent de change constatant Pin- 
scription des numéros des titras sur les livres avant 
leur publication au bulletin. 

Cette sommation contiendra, en outre, assignation 
à l’opposant à comparaître, dans un délai qui ne 
pourra pas être moindre d’un mois à l’audience des 
référés, devant le président du tribunal du domicile 
du porteur, pour y entendre dans les cas qui vont 
être ci-après spécifiés prononcer la mainlevée de lop- 
position. 

Art. 18. Si au jour de l'audience fixée par 
l’assignation pour la comparution eu référé, l’opposant 
ne justifie pas avoir introduit une demande en reven- 
dication, le juge des référés devra prononcer la main- 
levée immédiate. 
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Il en sera de même, quoique l’opposant ait intro- 
duit sa demande en revendication, si le porteur justi- 
fie, par un bordereau d’agent de change ou par d’autres 
actes probants et non suspects antérieurs à l'opposition, 
qu'il est propriétaire des valeurs revendiquées depuis 
une date antérieure à celle de la publication de lop- 
position, et si l’opposant n'offre pas le remboursement 
du prix d’achat dans les conditions prévues par lar- 
ticle 2280 du Code civil. 

Le juge des référés pourra prononcer la main- 
levée, même en dehors de toute justification de pro- 
priété de la part du porteur, si l’opposant s'allègue 
à l'appui de sa demande en revendication aucun fait, 
ou ne produit aucun pièce, de nature à rendre vrai- 
semblable le bien fondé de sa prétention. 

Dans tous les cas où la mainlevée sera prononcée, 
le juge des référés aura le droit de statuer sur les 
déplus. 

Sur la signification de l'ordonnance de l’établisse- 
ment débiteur et au syndicat accompagné d’un certi- 
ficat de non-appel, délivrée conformément aux dis- 
positions de l’article 548 du Code de procédure civile, 
l'établissement débiteur et le syndicat devront con- 
sidérer l’oppositien comme nulle et non avenue. 

Ils seront quittes et dechargés, sans pouvoir 
exiger d'autre pièces ou justifications. 


Art. 19. Un décret en forme de règlement d’ad- 
ministration publique déterminera: 

1° Les formes et les conditions de l’avis à donner 
en vertu du dernier paragraphe de l’article 11. 

2° Les formes et les conditions dans lesquelles 
seront tenus les livres visés par l’article 13 et 
destinés à l'inscription des titres vendus et livrés 
par les donneurs d’ordre, aussi que le contrôle 
auquel ils seront soumis. 


Die Ausführungsdekrete hierzu find am 8. Mai 1902 


erlaſſen worden. 


Im Art. 2 iſt in Abänderung der früheren Vorſchrift 


beſtimmt, daß der Eigentümer, dem ein Inhaberpapier ab⸗ 
handen gekommen iſt, die Verpflichtung hat, durch den Ge⸗ 
richtsvollzieher ſowohl dem Syndikat der Wechſelagenten in 
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Paris als auch der ſchuldneriſchen Anſtalt durch einen „acte 
d'opposition“, deffen Inhalt näher beſtimmt ift, ben Verluſt 
anzuzeigen. 

Ein Jahr nach Ablauf der Sperre, ohne daß Wider⸗ 
ſpruch eingelegt iſt und nachdem zugleich zweimal Zinſen oder 
Gewinnanteile bezahlt ſind, kann der Eigentümer ſich vom 
Präſidenten des Gerichts ſeines Wohnortes ermächtigen laſſen, 
Zinſen, Gewinnanteile und Kapital bei Fälligkeit zu erheben. 

Dasſelbe Recht wird auch den Eigentümern ſolcher ab⸗ 
handen gekommener Papiere gegeben, auf welche keine Zinſen 
u. ſ. w. bezahlt werden, bezw. bei denen die Zahlungen ein⸗ 
geſtellt ſind; in dieſem Falle kann das Recht erſt drei Jahre 
nach der Sperre ausgeübt werden, ohne daß Widerſpruch 
eingelegt iſt (Art. 3). 

Die Art. 4 und 5 (Recht des Eigentümers auf Hinter⸗ 
legung der Zinſen u. ſ. w. und bei Fälligkeit auch des Kapi⸗ 
tals oder Auszahlung gegen Sicherheit), ſowie Art. 7 über 
die Anrufung des Gerichts, wenn der Präſident die Ermäch⸗ 
tigung verſagt, ſtimmen im allgemeinen mit den früheren 
Vorſchriften überein. 

Der Art. 11 handelt von der Veröffentlichung der 
Nummern der verlorenen Papiere durch das Syndikat der 
Wechſelagenten in Paris; mit der Veröffentlichung wird jede 
Veräußerung bezw. übertragung des Papiers zum Nachteil 
des bisherigen Eigentümers ausgeſchloſſen. 

Hört die Veröffentlichung in der Liſte durch das Syn⸗ 
dikat auf, ſo erliſcht auch bei der ſchuldneriſchen Anſtalt die 
Sperre; die Anſtalt erhält durch das Syndikat die Mitteilung 
von der Nichterneuerung der Veröffentlichung der Nummern 
(Art. 11). 

Im Falle der Aushändigung eines Duplikats hat der 
Eigentümer die Verpflichtung, für die Veröffentlichung der 
Nummern der Papiere während einer ſolchen Anzahl von 
Jahren Sorge zu tragen, als die Zinsſcheine laufen, welche 
den Papieren beigefügt ſind (Art. 15). 

Schließlich iſt ein einfacheres und weniger koſtſpieliges 
Verfahren für die Aufhebung der Sperre eingerichtet und 
für 190 Materie das Réferé⸗Verfahren eingeführt (Art. 17 
und | 

In den Art. 3, 4, 5 und 15 find insbeſondere ver- 
ſchiedene in der Rechtſprechung ftreitige Punkte präzifiert, 
hauptſächlich die Natur der Widerſprüche gegen ue Sperren 
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und der Zeitpunkt, in welchem die Veräußerung der Papiere 
an der Börſe als bewirkt angeſehen werden muß (Art. 13 


8 3). 


2. Gewerbe, Arbeiterſchutz, Geſundheitspflege. 


l. 


1) 
2) 


Geſetz vom 29. Dezember 1900) beſtimmt die Be⸗ 
dingungen, unter denen Frauen in Magazinen, Läden 
u. ſ. w. beſchäftigt werden können. 

Magazine, Läden u. ſ. w., in denen Frauen Waren 
verkaufen, müſſen ſo viele Sitzgelegenheiten haben, als 
Frauen beſchäftigt ſind. 


. Geſetz vom 25. März 1901 modifiziert dasjenige vom 


8. Juli 1890 über die Delegierten zur Sicherheit der 
minderjährigen Arbeiter. 


Dekret vom 18. April 19015) hinſichtlich der Ergän⸗ 


zung des Namensverzeichniſſes der Induſtrien, in denen 
nach dem Geſetz vom 2. November 1892 die Nacht⸗ 
arbeit unter gewiſſen Bedingungen geſtattet iſt. 


. Gefet vom 18. Juli 19014) garantiert den Reſerviſten 


und den Landwehrmännern, die zu einer militäriſchen 
Übung einberufen find, ihr beſtehendes Dienſtverhält⸗ 
nis; ihr Vertrag dauert fort; die Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellten können aus dieſem Grunde nicht einſeitig ent⸗ 
laſſen werden. 

Jede entgegenſtehende Vereinbarung iſt nichtig. 


Dekret vom 14. Juli 19015) modifiziert den Art. 5 


§ 2 des Dekrets vom 10. März 1894 hinſichtlich der 
Maßnahmen für die Geſundheit der Arbeiter in Fa⸗ 
briken, Hüttenwerken u. ſ. w. 


. Gejet vom 20. Juli 19015) modifiziert den Art. 6 


des Geſetzes vom 5. November 1894 über landwirt⸗ 
ſchaftliche Kreditgeſellſchaften. 


Dekret vom 25. Dezember 19017) modifiziert das 


Namensverzeichnis der gefährlichen und ungeſunden 
Etabliſſements. 


Sirey 1901, Lois annotées S. 41. 
Gire 1902 ©. 378. 


7) Sirey 1902 S. 326. 
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8. Geſetz vom 15. Februar 1902 ) betrifft den Schutz 
der öffentlichen Geſundheitspflege. 
9. Dekret vom 28. März 1902) betrifft die Regelung 
der täglichen Arbeitszeit jugendlicher Arbeiter. 
10. Geſetz vom 22. März 19023) modifiziert die Art. 2, 
7, 11, 12, 17, 18, 20 und 22 des Geſetzes vom 
9. April 1898 über Haftung für Unfälle, von denen 
die Arbeiter bei der Arbeit betroffen werden. 
(Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLIX S. 564 und 
Bd. LII S. 275.) 


Das Prinzip des urſprünglichen Geſetzes iſt unverändert 
geblieben. 

Die Neuerungen betreffen hauptſächlich folgende Punkte. 
Die Grenze zwiſchen geringeren und höheren Beſoldungen 
als 2400 Franken iſt nur wegen der Rente gemacht; für 
die übrigen Schadenserſatzanſprüche kommt ſie nicht in 
Betracht. Durch Privatvereinbarungen kann der geſetz⸗ 
liche Rententarif für den Fall eines höheren Lohnes als 
2400 Franken erhöht, aber nicht herabgeſetzt werden. Der 
neue Art. 7 ſchreibt vor, daß die durch einen Dritten ge⸗ 
ſchuldete Entſchädigung ebenſo wie diejenige des Arbeitgebers 
in einer Rente beſtehen muß, welche von der Caisse natio- 
nale des retraites gegeben wird, und beſtimmt weiter aus⸗ 
drücklich, daß ſonſtige Anſprüche und Koſten, die nach den 
Art. 3 und 4 des Geſetzes vom 9. April 1895 durch dritte 
Urheber des Unfalls geſchuldet werden, durch dieſelben direkt 
bezahlt werden. Die Anzeigen, welche die Erklärungen und 
den Tatbeſtand des Unfalls enthalten müſſen, ſind genau 
präziſiert. Die Berufungsfriſt iſt auf einen Monat feſtgeſetzt. 
1 ſind noch einige prozeſſualiſche Vorſchriften ge⸗ 
geben. | 


3. Schutz des geiſtigen Eigentums. 


1. Geſetz vom 11. März 19024) dehnt das Geſetz vom 
19/4. Juli 1793 über das künſtleriſche und litera⸗ 
riſche Eigentum auf Werke der Skulptur aus. 


1) Sirey 1902, Lois annotées S. 329. 
2) L. e. S. 345. 

3) L. c. S. 305. 

4) Sirey 1902 S. 405. 
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Der Art. 1 des Geſetzes von 1793 gewährt ausdrück⸗ 
lich den Architekten und Bildhauern keinen Schutz, ſie ſind 
nicht erwähnt; die Rechtſprechung half in mannigfacher Weiſe. 

Durch das vorſtehende Geſetz ſind die „architectes“ und 
„statuaires* bejonders aufgenommen, jo daß jetzt Baumeiſter, 
Bildhauer, Figuren⸗ und Ornamentenzeichner denſelben Schutz 
genießen. 

2. Geſetz vom 7. April 1902 ) modifiziert verſchiedene 

Artikel des Geſetzes vom 5. Juli 1844 über Erfindungs⸗ 

patente. | 


Durch das neue Geſetz find die Art. 11, 24 und 32 
des früheren Geſetzes geändert worden und zwar in drei⸗ 
facher Richtung: 
~ 1. Dasſelbe gewährt den Erfindern für die jährliche 
Zahlung der Taxe eine Gnadenfriſt von drei Monaten, ſo⸗ 
fern ſie für jeden Monat der Säumnis eine Ergänzungstaxe 
75 5 Franken zahlen, in welchem Falle ſie ſich ihre Rechte 
ichern. 

2. Es ordnet die vollſtändige Veröffentlichung der Pa⸗ 
tente und Zuſatzzertifikate nach Maßgabe der Ausgabe der⸗ 
ſelben an, damit man ſich ein klares Bild von der Erfindung 
machen kann. 

3. Es wird den Erfindern das Recht eingeräumt, zu 
verlangen, daß die Erteilung der Patente erſt ein Jahr nach 
der Anbringung des Geſuches erfolgen könne, damit die 
Rechte der Erfinder nicht vorzeitig verletzt werden und der 
Erfinder in der Zwiſchenzeit die Erfindung noch vervoll⸗ 
kommnen kann. 


4. Verſicherungsweſen. 


1. Dekret vom 10. Juli 19012) modifiziert dasjenige vom 
22. Januar 1868 über das auf Grund des Geſetzes 
vom 24. Juli 1867 (Art. 66) getroffene ſtaatliche Ver⸗ 
waltungsreglement hinſichtlich der Bedingungen zur 
Errichtung von Verſicherungsgeſellſchaften. Der Art. 5 
des Dekrets iſt dadurch abgeändert. 

2. Geſetz vom 2. Januar 1902) hinſichtlich der Zuſtän⸗ 
digkeit in Verſicherungsſachen. 


1) Sirey 1902, Lois annotées S. 342. 
2) Sirey 1902, Lois annotées S. 327. 
8) L. e. S. 329. 
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Durch eine große Anzahl von Pariſer Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften wurde in Verſicherungsverträge die Klauſel 
aufgenommen, daß Streitigkeiten zwiſchen den Geſellſchaften 
und den Verſicherten vor das Tribunal de la Seine in Paris 
gebracht werden müſſen, wodurch den Verſicherten oft große 
Koſten und ſonſtige Unannehmlichkeiten entſtanden. Zur Ver⸗ 
meidung dieſer Unzuträglichkeiten iſt durch das gegenwärtige 
Geſetz vom 2. Januar 1902 beſtimmt, daß im allgemeinen 
für Streitigkeiten aus Verſicherungen — mit Ausnahme von 
Seeverſicherungen — das Gericht des Wohnſitzes des Ver⸗ 
ſicherten zuſtändig ſein, daß jedoch bei Entſchädigungs⸗ 
anſprüchen aus Verſicherungen von Immobilien und Mobilien 
par nature auch das Gericht des Ortes, wo die betreffende 
Sache liegt, und bei Unfallverſicherungen von Menſchen und 
Tieren das Gericht des Ortes, wo der Unfall ſich ereignete, 
zuſtändig ſein ſoll. Jede dieſer geſetzlichen Vorſchrift zu⸗ 
widerlaufende Vereinbarung in den Verſicherungsverträgen 
iſt nichtig. 


5. Eiſenbahnweſen. 


1. Dekret vom 1. März 1901 1) modifiziert die Ordonnanz 
vom 15. November 1846 über die Polizei, Sicherheit 
und den Betrieb der Eiſenbahnen. 

2. Dekret vom 11. Dezember 1901) betrifft die Reorga⸗ 
niſation der Kontrolle bei den Eiſenbahnen. 

3. Dekret vom 10. April 19025) ergänzt den Art. 2 des 
Geſetzes vom 27. Dezember 1890. 


Durch Art. 2 des Geſetzes vom 27. Dezember 1890 
wurde den Eiſenbahngeſellſchaften die Verpflichtung auferlegt, 
innerhalb eines Jahres die Statuten und Reglements ihrer 
Penſionskaſſen der Genehmigung des Miniſteriums zu unter⸗ 
werfen. Das Miniſterium hatte aber kein Mittel, die Be⸗ 
dingungen, die es den Geſellſchaften ſtellte, durchzuführen, 
ſo daß es nur die Genehmigung der Statuten überhaupt 
verſagen konnte. Durch das gegenwärtige Geſetz iſt dem 
Miniſterium die Möglichkeit gegeben, gewiſſe Vorbehalte und 


1) Sirey 1901, Lois annotées S. 33. 
2) Sirey 1902 S. 327. 
3) L. e. S. 336. 
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Zuſätze zu ſtellen, von benen es die Genehmigung der Sta⸗ 
tuten abhängig macht. Über dieſe Vorbehalte wird, wenn 
die Geſellſchaften ſie nicht annehmen, ein Gutachten des 
Staatsrats eingeholt, auf Grund deſſen durch ein Dekret 
das Maßgebende beſtimmt wird. 


6. Gerichtsweſen. 


1. Geſetz vom 1. Dezember 1900) erlaubt den Frauen, 
nach vollendetem Rechtsſtudium und beſtandener Prü⸗ 
fung den Advokateneid zu leiſten und dieſen Beruf 
auszuüben. 

2. Geſetz vom 12. Auguſt 1902 über das Notariatsweſen, 
wodurch die Geſetze vom 25. Ventose XI und 21. Juni 
1843 in weſentlichen Punkten geändert und verbefert 
wurden. 

Das Geſetz bezweckt, das Notariat zu heben und Aus- 
wüchſen entgegenzutreten. 


7. Aktienrecht. 


1. Geſetz vom 9. Juli 1902 trifft Anderungen zu dem 
Art. 34 des Code de commerce und Art. 3 des Ge⸗ 
ſetzes vom 24. Juli 1867 über das Aktienrecht. 

Es werden die dem bisherigen Recht unbekannten Vor⸗ 
zugsaktien eingeführt. 

Das Geſetz ift in dieſer Zeitſchrift Bd. LIIT S. 158 ff. 
abgedruckt. 


1) Sirey 1901, Lois annotées S. 1. 
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V. 


Die engliſche Handelsgeſehgebung in den Jahren 1899, 
, 1900, 1901 1b 1902) 


Dargeſtellt von 
Herrn Dr. jur. E. Crneſemann, Solicitor in London. 


Die Quelle handelsrechtlicher Geſetzgebung iſt in den 
vier letzten Jahren beinahe vollſtändig verſiegt. Mit Aus⸗ 
nahme des in der Zeitſchrift bereits ausführlich beſprochenen 
Companies Act von 1900 (Bd. L S. 526), des Merchant 
Shipping Act von 1900 (in dieſem Bande S. 236) und der 
Finanzgeſetze finden ſich nur einzelne Geſetze, die auf all⸗ 
gemeines Intereſſe in handelsrechtlicher Beziehung Anſpruch 
machen können. — Im einzelnen iſt folgendes zu bemerken: 


1899. 


Es wurden dem Parlament mehr als dreihundert Ge⸗ 
ſetzentwürfe vorgelegt, von denen jedoch nur vierundfünfzig 
zum Geſetz erhoben wurden. 


1. Gerichtsweſen. 


A. Solicitors Act, 1899. — Gefet vom 6. Juni 1899 
zur Verbeſſerung der Geſetze über Rechtsanwälte 
(62 & 63 Vict. c. 4). 


In dem Solicitors Act 1843, sect. 32, war folgendes 
vorgeſehen: 

„Wenn ein Rechtsanwalt abſichtlich und wiſſentlich 
als Vertreter in einem Prozeſſe an irgend einem Gerichte 
oder in irgend einer Konkursſache für eine Perſon auf⸗ 
tritt, welche nicht ordnungsmäßig als Anwalt zugelaſſen 
iſt, oder wenn er zuläßt, daß ſein Name in einem 
ſolchen Prozeß ꝛc. in irgend einer Weiſe gebraucht wird 
für Rechnung oder für Gewinnbeziehung einer nicht 
zugelaſſenen Perſon, oder wenn er gerichtliche Zu⸗ 
ſtellungen an ſolche Perſon ſendet, oder irgend eine 
ſonſtige Handlung begeht, um den Betreffenden in den 


1) Für 1896 und 1897 vgl. le Zeitſchrift Bb. XLVI S. 421 ff., 
für 1898 Bb. XLIX S. 5 


232 Rechtsquellen. 


Stand zu ſetzen, in irgend einer Beziehung in dem 
Prozeß ꝛc. als Anwalt zu erſcheinen, zu handeln, oder 
die Praxis auszuüben, mit Kenntnis der Tatſache, daß 
der Betreffende nicht — wie vorher bemerkt — ord⸗ 
nungsmäßig zugelaſſen iſt, ſo ſoll und kann der ſich 
ſo vergehende Anwalt in ſolchem Falle von der An⸗ 
waltsrolle geſtrichen werden und ſoll für alle Zukunft 
unfähig ſein, als Anwalt zu praktizieren.“ 

Angeſichts der Tatſache, daß in gewöhnlichen Fällen der 
Master of the Rolls!) die Machtbefugnis hat, einen Anwalt 
(Solicitor), der aus irgend einem Grunde — ſo ſchlimm der⸗ 
ſelbe auch ſein mochte — von der Liſte geſtrichen iſt, wieder 
einzuſetzen, erſchien es außerordentlich hart, daß in dem 
einzigen Falle der sect. 32 eine ſolche Machtbefugnis nicht 
beſtand. Das vorliegende Geſetz will nun dieſe Macht⸗ 
befugnis geben, und zwar ſoll das Geſetz nicht allein An⸗ 
wendung finden auf Anwälte, die künftig von der Rolle auf 
Grund derartiger Vergehen geſtrichen werden, ſondern auch 
auf diejenigen, die bei dem Inkrafttreten des Geſetzes bereits 
derart ihre Stellung eingebüßt hatten. 


B. Supreme Court of Judicature Act, 1899. — Ge 
ſetz vom 6. Juni 1899 zur Verbeſſerung der Ge⸗ 
ſetze bezüglich der Gerichtsverhandlungen über 
Berufungen und Anträge im Appellationsgericht 
(62 & 63 Vict. c. 6). 


Entgegen den Beſtimmungen der sect. 12 des Supreme 
Court of Judicature Act 1875, und der sect. 1 des Supreme 
Court of Judicature Act 1890, wonach für endgültige Ver⸗ 
fügungen, Dekrete, oder Urteile und Anträge darauf, daß 
über einen Prozeß in erſter Inſtanz noch einmal von friſchem 
verhandelt werden ſoll, drei Richter notwendig waren, während 
für Zwiſchenurteile zwei Richter genügen, wird nun beſtimmt, 
daß es den Parteien freiſtehen ſoll, in irgend einer vor dem 
Appellationsgericht ſchwebenden Angelegenheit ſich damit ein⸗ 
verſtanden zu erklären, daß das Appellationsgericht nur von 
zwei Richtern beſetzt ſein ſoll. Tritt ſodann der Fall ein, 


1) Der Master of the Rolls iſt einer der Richter des Supreme 
Court of Judicature, dem Range nach ſteht er nur dem Lord 
Chief Justice nach; in der Regel führt er den Vorfitz in einem 
der Courts of Appeal. — Vgl. Wertheim, Wörterbuch des 
engliſchen Rechts S. 117. K. 
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daß die zwei Richter verſchiedener Anſicht ſind, ſo ſoll auf 
Antrag einer der Parteien der Fall noch einmal vor drei 
Richtern des Appellationsgerichts gehört werden. Der Zweck 
dieſes Geſetzes iſt, zu verhindern, daß im Falle der Krank⸗ 
heit oder ſonſtigen Behinderung einer der drei Appellations⸗ 
richter das betreffende Appellationsgericht arbeitsunfähig wird. 
Da es in England nur zwei Appellationsgeridte (Courts 
of Appeal) gibt und ſehr häufig der Fall eintritt, daß einer 
oder der andere der Richter an der Ausübung ſeiner Tätig⸗ 
keit verhindert iſt, wird unter Umſtänden die Rechtſprechung 
außerordentlich verzögert, und man hat daher verſucht, auf 
die im Geſetze zum Ausdruck gebrachte Weiſe Abhilfe zu 
ſchaffen. Die Praxis hat jedoch gelehrt, daß ſich nur wenige 
finden, die von dem Geſetz Gebrauch machten, weil eben die 
Gefahr beſteht, daß wegen Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
den zwei Appellationsrichtern der Fall ſchließlich doch noch 
einmal vor das mit drei Richtern beſetzte Gericht gebracht 
werden muß, eine Gefahr, die bei dem damit verbundenen 
großen Koſten⸗ und Zeitaufwand nicht gering zu achten iſt. 
Tatſächlich iſt daher die Sache beim alten geblieben. 


2. Schifffahrt. 

Anchor and Chain Cables Act, 1899. — Geſetz 
vom 9. Auguſt 1899, um das Geſetz über die Prü⸗ 
fung und den Verkauf von Ankern und Anker⸗ 
ketten zu vereinfachen und zu verbeſſern (62 & 68 
Vict. c. 28). | 

Dieſes Geſetz widerruft die früheren Geſetze vom Jahre 

1864, 1871 und 1874, kodifiziert jedoch die Beſtimmungen 
dieſer Geſetze von neuem und trifft im weſentlichen nur im 
zweiten Anhang (ſiehe sect. 8) des Geſetzes ausführlichere Be⸗ 
ſtimmungen über die Proben, denen die Anker und Ketten 
zu unterwerfen ſind. 


3. Nahrungsmittel. 

Sale of Food and Drugs Act, 1899 — Geſetz vom 
9. Auguft 1899 zur Verbeſſerung des Rechts be 
züglich des Verkaufs von Nahrungsmitteln und 
Droguen (62 & 63 Vict. c. 51). 


Dieſes Geſetz ſchließt ſich dem Sale of Food and Drugs 
Act. 1877 und deſſen amendierenden Geſetzen an. Während 
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nach sect. 2 des Geſetzes vom Jahre 1875 unter Nahrungs⸗ 
mittel (food) alles verſtanden wurde, was für menſchliche 
Speiſen und Getränke (mit Ausnahme von Chemikalien oder 
Waſſer) gebraucht wurde, dehnt das gegenwärtige Geſetz die 
Definition aus auf alles, was gewöhnlich für die Zuſammen⸗ 
ſetzung oder Bereitung von menſchlicher Nahrung gebraucht 
wird und ſchließt außerdem Würzmittel und würzende Zu⸗ 
taten ein; und während unter dem früheren Geſetz Back⸗ 
pulver (baking powder) nicht unter den Begriff von „food“ 
fiel, iſt dasſelbe jetzt eingeſchloſſen. — Die Einfuhr von 
Margarin, Margarinkäſe, verfälſchter Butter, Milch oder 
Rahm, deren urſprünglicher Fettgehalt vermindert iſt oder 
von kondenſierter oder abgerahmter Milch, oder einem 
ſonſtigen verfälſchten oder künſtlich minderwertig gemachten 
Nahrungsmittel, bezüglich deſſen eine Kabinettsordre er⸗ 
laſſen iſt, iſt verboten, es ſei denn, daß auf den Behält⸗ 
niſſen, in denen die Gegenſtände eingeführt werden, durch 
Name oder Beſchreibung darauf hingewieſen iſt, daß das 
Nahrungsmittel verfälſcht oder minderwertig gemacht iſt. 
Zuwiderhandlungen werden mit einer Strafe von nicht über 
20 Pfd. Sterl. belegt; im erſten Wiederholungsfalle mit einer 
Strafe bis zu 50 Pfd. Sterl., und bei weiteren Wieder⸗ 
holungsfällen mit einer Strafe bis zu 100 Pfd. Sterl. Die 
Zollbehörden haben die ſtrafrechtliche Verfolgung zu unter⸗ 
nehmen. Als „importer“ gilt jeder, der — gleichviel ob 
Eigentümer, Adreſſat oder Adreſſant, Agent oder Makler — 
im Beſitze des Gegenſtandes iſt, oder ſonſtwie den Gewahr⸗ 
ſam oder Dispoſition über den Artikel hat. Die Zollbehörden 
können nach Maßgabe der von dem Landwirtſchaftlichen 
Miniſterium zu erlaſſenden Beſtimmungen den importierten 
Nahrungsmitteln Proben entnehmen. Dieſe Proben müſſen 
wenigſtens in drei Teile geteilt werden, von denen ein Teil 
der „importer“ erhält, ein zweiter Teil iſt dem amtlichen 
Chemiker auszuhändigen, während die Zollbehörde den dritten 
Teil behält. 

Als verfälſcht oder künſtlich minderwertig gemacht gilt 
jedes Nahrungsmittel, dem irgend eine andere Subſtanz bei⸗ 
gemiſcht iſt, oder dem irgendwelche Teile entzogen ſind, in 
der Weiſe, daß das Verhältnis der Beſtandteile verändert 
wird. Die Beimiſchung von Konſervierungs⸗ oder Färbemitteln 
gilt nicht als Verfälſchung, ſolange ſie nicht genügend iſt, 
nach ihrer Beſchaffenheit oder der beigemiſchten Quantität 
das Nahrungsmittel geſundheitsſchädlich zu machen. 
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Nach sect. 8 ſollen Margarine nicht hergeſtellt, verkauft 
oder importiert werden, deſſen Fett mehr als 10 Prozent 
von Butterfett enthält. 

Wird Milch oder Rahm auf öffentlicher Straße oder 
an öffentlichen Plätzen von einem Wagen, aus einer Kanne 
oder ſonſtigen Behältnis verkauft, ſo muß der Wagen oder 
das Behältnis in auffallender Art und Weiſe den Namen 
und die Adreſſe des Verkäufers tragen. 

Der Reſt des Geſetzes enthält Ausführungsbeſtimmungen 
und bedarf keiner näheren Beſprechung. 


4. Arbeiterverhältniſſe. 


Seats for Shop Assistants Act, 1899. — Geſetz vom 
9. Auguſt 1899 zur Anſchaffung von Sitzgelegen⸗ 
heit für den Gebrauch von Angeſtellten (62 & 63 
Vict. c. 21). | 


Dieſes Geſetz wurde erlaſſen auf Anregung des be: 
kannten Sir John Lubbock. Es beſtimmt, daß an allen 
Verkaufsſtellen, in denen Waren im Kleinverkauf an das 
Publikum abgegeben werden, für die weiblichen Angeſtellten 
an zweckentſprechenden Stellen Sitzgelegenheit beſchafft werden 
muß, und zwar ſoll auf je drei Angeſtellte ein Sitz entfallen. 
Zuwiderhandlungen werden mit einer Minimalſtrafe von 
| ak Sterl., die fih bis zu 5 Pfd. Sterl. ſteigern kann, 
beſtraft. 


5. Finanzgeſetze. 


Finance Act, 1899. — Geſetz vom 20. Juni 1899 
(62 & 63 Vict. c. 9). 


Die wichtigſten Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſind die 
folgenden: | 

Die Einkommenſteuer bleibt 8 d. vom Pfd. Sterl. 

Für Wein iſt die Steuer erhöht. Wein mit einem Sprit⸗ 
gehalt von weniger als 30 Grad hat eine Steuer von 1 Sh. 
3 d. per Gallone zu tragen (früher 1 Sh.); von Wein über 
30 Grad bis zu 42 Grad wird 3 Sh. per Gallone erhoben 
(früher 2 Sh. 6 d.), für jeden weiteren Grad oder Teil eines 
Grades bleibt die frühere Steuer von 3 d. beſtehen. Auf 
Flaſchen abgezogene mouſſierende Weine zahlen 2 Sh. 6 d. 
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per Gallone (früher 2 Sh.), während die Steuer auf nicht 
mouſſierende Weine und Spirituoſen in Flaſchen um 1 Sh. 
per Gallone erhöht wird. 

Für Tee bleibt die frühere Steuer von 4 d. per Pfund 
beſtehen. 

Das Geſetz führt für ausländiſche und koloniale Wert⸗ 
papiere auf den Inhaber jetzt auch eine Steuer ein. Hin⸗ 
ſichtlich der Beſteuerung und Benennung der einzelnen Wert⸗ 
papiere muß auf das Geſetz ſelbſt verwieſen werden. 

Während früher bei Beſteuerung des Kapitals neuer 
Aktiengeſellſchaften und bei Erhöhung des Kapitals beſtehender 
Aktiengeſellſchaften eine Steuer von 2 Sh. per 100 Pfd. Sterl. 
in Anſatz kam, iſt dieſelbe jetzt auf 5 Sh. per 100 Pfd. Sterl. 
erhöht; während die Steuer auf Wechſel, die im Auslande 
gezogen und dort zahlbar ſind, aber im Inlande in Umlauf 
kommen, bei Beträgen zwiſchen 50 Pfd. Sterl. und 100 Pfd. 
Sterl. die Steuer von 9 d. auf 6 d. und bei den Beträgen 
über 100 Pfd. Sterl. von 1 Sh. für jede 100 Pfd. Sterl. 
auf 6 d. herabgeſetzt wird. Bei Wechſeln, die auf 3 Tage 
nach Datum oder auf Sicht zahlbar ſind, iſt die Steuer auf 
1 d. herabgeſetzt worden, während früher eine ad valorem 
Steuer in Anſatz kam ). 


1900. 


Zweifellos das wichtigſte Geſetz dieſes Jahres in handels⸗ 
rechtlicher Beziehung iſt der Company's Act 1900. 

Über dieſes Geſetz iſt in der Zeitſchrift ſchon ausführ⸗ 
lich berichtet worden. 

Die übrigen Geſetze dieſes Jahres bieten wenig Be⸗ 
merkenswertes. 


1. Schifffahrt. 

Merchant Shipping Act, 1900 (Liability of shipowners 
and others). — Geſetz vom 6. Auguft 1900 zur Ber: 
beſſerung der Shipping Acts, 1894, bezüglich 
der Haftbarkeit der Schiffseigentümer und an⸗ 
derer (63 & 64 Viet. c. 32). 


Laut Sektion 1 dieſes Geſetzes iſt die Haftbarkeit der 
Schiffseigentümer, wie dieſelbe in Sektion 503 des Merchant 


1) Paterson's Practical Statutes 1899 S. 14. 
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Shipping Acts 1894, bezüglich Verluſt und Schaden an 
Fahrzeugen und Waren in Fällen, wo Verluſt und 
Schaden ohne deren tatſächlichen Fehler oder Mitſchuld herbei⸗ 
geführt wird, derartig ausgedehnt, daß die Haftbarkeit in 
allen Fällen ſtattfindet, wo immer Verluſt oder Schaden an 
Eigentum, gleichviel ob beweglich oder feſt, und Rechten 
irgendwelcher Art, ob zu Lande oder zu Waſſer, durch un⸗ 
gehörige Führung oder Handhabung des Schiffes verurſacht 
werden. 

Die Haftbarkeit beſchränkt ſich auf 15 Pfd. Sterl. per 
Tonne des Tonnengehaltes des Schiffes, wenn dadurch Lebens⸗ 
verluſt oder Beſchädigung von Menſchen eintrat, während 
für Sachſchaden die Grenze 8 Pfd. Sterl. per Tonne des 
Schiffstonnengehalts iſt. 

Ferner iſt hervorzuheben, daß früher die Haftbarkeit 
ſich beſchränkte auf Verluſt und Schaden, der an Bord des 
Schiffes ſtattfand, während durch das gegenwärtige Geſetz 
die Haftbarkeit ausgedehnt wird auf Verluſt und Schaden, 
wo immer das Schiff ſein mag, ſolange Verluſt und Schaden 
entweder durch „improper Navigation“, oder durch „improper 
Management“ herbeigeführt wird; ſomit fallen jetzt auch die⸗ 
jenigen Fälle unter das Geſetz, in denen ein Schiff Schaden 
verurſacht, ſei es im Hafen ſelbſt oder im Dock. 

Durch dieſe neue Vorſchriſt wurden natürlich die In⸗ 
tereſſen der Eigentümer von Docks und auch die der Hafen⸗ 
behörden in Mitleidenſchaft gezogen, und um ihnen ein 
Aquivalent zu bieten, wurde eine gewiſſe Reziprozität ein⸗ 
geführt, obgleich ſtarker Widerſpruch im „House of Lords“ 
dagegen erhoben wurde. 

Die Vorſchrift findet ſich in Sektion 2 des Geſetzes. 
Danach iſt die Haftbarkeit der Eigentümer irgendwelcher 
Docks oder Kanäle, oder einer Hafenbehörde in Fällen, wo 
durch deren tatſächlichen Fehler irgendwelchen Fahrzeugen 
oder Waren an Bord derartiger Fahrzeuge Verluſt oder 
Schaden zugefügt wird, beſchränkt auf 8 Pfd. Sterl. per 
Tonne des Tonnengehalts des größten regiſtrierten britiſchen 
Schiffes, welches innerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren 
vor dem den Schaden oder Verluſt verurſachenden Ereignis in 
dem Bezirk geweſen iſt, über welchen oder hinſichtlich deſſen 
der betreffende Dock⸗ oder Kanaleigentümer, oder die Hafen⸗ 
behörde irgendwelche Pflicht zu erfüllen oder irgendwelche 
Machtbefugniſſe auszuüben hat. 
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2. Wuchergeſetze. 


Wie in anderen Ländern, hat man auch in England 
verſucht, im Wege geſetzgeberiſcher Tätigkeit das Publikum 
gegen Ausbeutung ſeitens profeſſioneller Geldleiher zu ſchützen. 
Nachdem nun durch eine parlamentariſche Kommiſſion über 
die Wucherverhältniſſe in England eine gewiſſe Klarheit ge⸗ 
ſchaffen worden iſt, wurde das vorliegende Geſetz erlaſſen. 


Moneylenders Act, 1900. — Geſetz vom 8. Auguſt 
1900 zur Verbeſſerung des Rechts hinſichtlich 
derjenigen Perſonen, die das Geſchäft von Geld⸗ 
leihern betreiben (63 & 64 Vict. c. 51). 


Wie alle Geſetze, die ſich gegen den Wucher richten, mit 
zahlloſen praktiſchen Schwierigkeiten zu kämpfen haben, wird 
auch dieſes Geſetz in der praktiſchen Anwendung ſicher nicht 
diejenige Abhilfe ſchaffen, die es ſich zum Ziel geſetzt hat. 
Wenn früher verſucht wurde, den Nachteilen, denen ſich die 
Geldbedürftigen ausgeſetzt ſanden, dadurch entgegenzuwirken, 
daß man den Zinsfuß feſtſetzte, und wenn damals ſchon ſich 
herausſtellte, daß alle derartige Vorkehrungen geſetzlicher Natur 
ſtets umgangen wurden, ſo wird ſich bei dieſem Geſetz auch 
herausſtellen, daß der findige Geiſt der Wucherer Mittel und 
Wege entdecken wird, um ſich den Klammern des Geſetzes 
zu entziehen. Die vom „House of Commons“ vom Jahre 1898 
niedergeſetzte Kommiſſion empfahl wiederum den Zinsfuß 
feſtzuſetzen und zu beſtimmen, daß alle Transaktionen als 
wucheriſch zu betrachten ſeien, in denen dieſer Zinsſuß über⸗ 
1 wurde. Neben anderen Maßregeln empfahl ſie 
erner: 

Erſtens, daß alle Gelddarleiher, welche das Darleihen 
von Geld zu ihrem Geſchäft erhoben, ſich unter ihren eigenen 
Namen einſchreiben laſſen ſollten. 

In dieſer Beziehung muß darauf aufmerkſam gemacht 
werden, daß bisher in England eine Perſon unter den ver⸗ 
ſchiedenſten Namen leben und Geſchäfte betreiben konnte, 
ohne damit an ſich eine geſetzwidrige Handlung zu begehen. 
Ein Handelsregiſter exiſtiert nicht (abgeſehen natürlich von 
dem Regiſter von Aktiengeſellſchaften) und eine Verpflichtung, 
ſich nur des Namens ſeiner Firma oder ſeines eigenen 
Namens zu bedienen, exiſtiert gleichfalls nicht. 

Daraus ergaben ſich bei wucheriſchen Transaktionen 
Möglichkeiten der Übervorteilung des Publikums, die nicht 
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vorhanden geweſen wären, wenn der Darleiher ſtets nur 
unter ſeinem Namen hätte handeln müſſen. 

Zweitens aber empfahl die Kommiſſion, den Gerichten 
die Machtbefugniſſe zu erteilen, in allen wucheriſchen Trans⸗ 
aktionen eine Nachprüfung eintreten zu laſſen. 

Daß eine Begrenzung des Zinsfußes ſich als ungenügend 
erweiſen würde, darüber wurde ſich der Geſetzgeber ſehr bald 
klar; es blieben alſo nur noch die zwei anderen Empfehlungen 
und dieſe haben in dem Geſetz Ausdruck gefunden. 

Nach dem Geſetz iſt als Gelddarleiher (moneylender) 
jeder anzuſehen, der es ſich zum Geſchäft macht, Geld dar⸗ 
zuleihen, oder der anzeigt oder zu erkennen gibt, daß er 
dieſes Geſchäft betreibt. Ausgenommen ſind unter anderen 
Bankiers, Verſicherungsgeſellſchaften und ſonſtige ähnliche 
Genoſſenſchaften. Ausgenommen iſt aber ferner jeder, der 
bona fide ein Geſchäft betreibt, zu deſſen hauptſächlichen 
Zwecken das Gelddarleihen nicht gehört. 

Es dürfte ſich erübrigen, die Einzelheiten dieſes Ge⸗ 
ſetzes des näheren zu beſprechen. Ob dasſelbe den ge⸗ 
wünſchten Erfolg haben wird, wird ſich im weſentlichen da⸗ 
nach richten, wie die Gerichte das Geſetz handhaben werden. 
Die Machtbefugniſſe, die den Gerichten gegeben ſind, ſind 
allerdings weitgehender Natur; ſie erſtrecken ſich nicht bloß 
auf das, was der Schuldner zu leiſten und der Gläubiger 
zu fordern hat, ſondern auch auf das, was der Schuldner 
geleiſtet und der Gläubiger empfangen hat; das Gericht kann 
ſogar beſchließen, daß geleiſtete Zahlungen in Anrechnung 
zu bringen und zurückzuzahlen ſind. Auch Sicherheitsleiſtungen 
unterliegen der Nachprüfung ſeitens des Gerichts. Das Ge 
ſetz enthält Beſtimmungen für Geld und Freiheitsſtrafen in 
Fällen, wo ein Moneylender es unterläßt, ſich als ſolcher 
einſchreiben zu laſſen, oder ſonſt dem Geſetze zuwider handelt. 


3. Arbeiterverhältniſſe. 


Über das Geſetz bezüglich der Entſchädigung bei Un⸗ 
glücksfällen, die Arbeitern während des Dienſtes zuſtoßen, 
iſt bereits in der Zeitſchrift, Band 49, Seite 550, berichtet 
worden. Die Tendenz iſt dahin gegangen, dieſes Geſetz 
auch auf andere, als die durch das 1897er Geſetz genannten 
Arbeiterklaſſen auszudehnen. 
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Workmens Compensation Act, 1900. — Geſetz vom 
30. Juli 1900, um die Wohltaten des Compen- 
sation Act, 1897, auf landwirtſchaftliche Ar⸗ 
beiter auszudehnen (63 & 64 Vict. c. 22). 


Es iſt dieſes das erſte Geſetz, welches eine derartige Aus⸗ 
dehnung vornimmt, und zwar zu Gunſten der landwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeiter irgend eines Arbeitgebers, der gewohnheits⸗ 
gemäß einen oder mehrere derartige Arbeiter beſchäftigt. 
Wenn aber ein Arbeiter von demſelben Arbeitgeber nur teil⸗ 
weiſe in landwirtſchaftlichen Arbeiten und teilweife in anderen 
Beziehungen beſchäftigt wird, ſo ſoll auch in dieſem Falle 
das 1897er Geſetz Anwendung finden. 

Im übrigen iſt die Definition des Wortes „Landwirt⸗ 
ſchaft“ (Agriculture) nichts weniger als glücklich. Das 
Geſetz ſagt, der Ausdruck Landwirtſchaft (Agriculture) ſchließt 
in ſich Gartenwirtſchaft, Waldwirtſchaft, den Gebrauch von 
Land zu ackerbaulichen Zwecken (for any purpose of hus- 
bandry), einſchließlich des Haltens und der Zucht von Vieh, 
Pferden, Geflügel oder Bienen, und des Frucht⸗ und 
Gemüſebaues. 

Augenſcheinlich kann der Ausdruck Ackerbau (Agriculture) 
viel weiter gefaßt werden, und vorausſichtlich wird dieſe laxe 
Definition wiederum ein ebenſo fruchtbares Feld von Pro: 
zeſſen abgeben, wie das 1897er Geſetz, welches das Appel⸗ 
lationsgericht faſt einen ganzen Tag in jeder Woche be⸗ 
ſchäftigt hält. 


1901. 


1. Arbeiterverhältniſſe. 


Fabrik⸗ und Werkſtättengeſetz von 1901. — Factory 
and Workshop Act, 1901 (1 Edw. 7 c. 22). 


Dieſes Geſetz konſolidiert in 163 Paragraphen und 
7 Schedules den früheren Factory and Workshop Act von 
1878, welches gleichfalls ein Geſetz konſolidierender Natur 
war, und die verbeſſernden Geſetze von 1883, 1889, 1891 
und 1897, während der „Railway Employment Act“, 1900 
in einzelnen Teilen abgeändert wird. 

Man hat natürlich die Gelegenheit wahrgenommen, in 
einzelnen Beſtimmungen die früheren Geſetze zu verbeſſern, 
doch ſind dieſe Anderungen nicht ſehr weſentlich. 
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Das Geſetz zerfällt in zehn Teile, die von den folgenden 
Materien handeln: 

Im erſten Teil finden ſich ſanitäre Maßregeln; Sicher⸗ 
heitsmaßregeln und Vorſchriften, die beim Eintritt von Un⸗ 
fällen in Betracht zu ziehen ſind. 

Im zweiten Teile werden die Arbeitsſtunden, Ferien, 
Überzeit, Nachtarbeit und Arbeitsfähigkeit behandelt. 

à dritten Teile wird die Erziehung der Kinder ge: 
regelt. 

Der vierte Teil handelt von gefährlichen und geſund⸗ 
heitsſchädlichen Arbeitszweigen. 

Im fünften Teile wird feſtgelegt, auf welche Fabriken, 
Anſtalten und Gebäude das Geſetz Anwendung findet. 

Der ſechſte Teil handelt von den Vorſchriften bezüglich 
Arbeiten, die außerhalb der Fabrik verrichtet werden. 

Der ſiebente Teil gibt Sondervorſchriften über Arbeit und 
Löhne von Stückarbeitern in Textilfabriken. 

Der achte Teil beſpricht die Art und Weiſe, wie das 
Geſetz gehandhabt werden ſoll. 

Im neunten Teil finden ſich die Strafen feſtgeſetzt und 
Vorſchriften darüber, wie dieſelben einzutreiben ſind. 

Der zehnte Teil enthält als letzter — wie üblich — 
die Definitionen und regelt das Anwendungsgebiet unter 
T der durch das Geſetz konſolidierten früheren 

eſetze. 


Über das Geſetz im einzelnen zu berichten erübrigt ſich, 
da in der Zeitſchrift über die früheren Geſetze hinreichend 
berichtet iſt; es mag hier genügen, auf einige der wichtigeren 

nderungen aufmerkſam zu machen. Sie liegen im weſent⸗ 
lichen darin, daß das Geſetz ausgedehnt wird auf Eiſen⸗ 
bahnen, die in Verbindung mit einer Fabrik benutzt werden 
(sect. 106), auf Schiffe im Dock, Hafen oder Kanal (sect. 104); 
auch auf die der Krone gehörigen Fabriken und Werkſtätten 
(sect. 105). 

Nach sect. 11 muß jeder Dampfkeſſel, der zur Erzeugung 
von Dampf in einer Fabrik, Werkſtatt oder an ſonſt einem 
Platze, der unter dieſes Geſetz fällt, gebraucht wird, ein 
Sicherheitsventil, einen Druckmeſſer und Waſſerſtandsanzeiger 
haben; der Keſſel iſt wenigſtens einmal alle 14 Monate von 
einem Sachverſtändigen gründlich zu unterſuchen. Auf die 
Dampfkeſſel in Lokomobilen und auf Dampfkeſſel, die 
Sr. Majeſtät dem Könige gehören und in Sr. Majeſtät 
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Dienſten ausſchließlich benutzt werden, findet die Vorſchrift 
keine Anwendung. 

Während nach dem Geſetz von 1891 die Regierung nun 
das Recht hatte, für die ſogenannten gefährlichen Arbeits⸗ 
zweige nach Arbitration beſondere Vorſchriften zu geben, 
können jetzt regierungsſeitig nach Einführung öffentlicher Er⸗ 
kundigung Vorſchriften erlaſſen werden, vorausgeſetzt, daß 
dieſelben in der Gazette veröffentlicht und in der üblichen 
Weiſe dem Parlament vorgelegt werden (sect. 79 — 86). 


2. Patentweſen. 


Geſetz zur Verbeſſerung des Rechts in Bezug auf 
internationale Abmachungen über Patente, vom 
17. Auguſt 1901. — Patents Act, 1901. 


Bei Vorlage dieſes Geſetzes im April wurde darauf 
aufmerkſam gemacht, daß dasſelbe bezwecke, die von den 
engliſchen Mitgliedern in der Brüſſeler Konferenz über Patent⸗ 
geſetze gemachten Verſprechungen auszuführen. 

Es war zwiſchen England und anderen Ländern die 
Abmachung getroffen, welche auf Gegenſeitigkeit beruhen 
ſollte, wonach Erfindungen in den ſich beteiligenden Ländern 
in der Weiſe geſchützt werden ſollten, daß beiſpielsweiſe bei 
Anmeldung eines Patents in England und nachheriger An⸗ 
meldung desſelben Patents in einem anderen, zur Konvention 
gehörigen Lande der Schutz von der in England eingereichten 
Patentanmeldung ab datieren ſolle, vorausgeſetzt, daß die 
beiden Daten nicht länger als 7 Monate auseinander lagen. 
Oſterreich und Deutſchland hatten ſich jedoch von dieſem Ab⸗ 
kommen ferngehalten, weil den Regierungen dieſer Länder 
die Zeit zu kurz erſchien. 

Durch das vorliegende Geſetz wird nun die Zeit auf 
12 Monate ausgedehnt. 


3. Finanzweſen. 
Finanzgeſetz vom 26. Juli 1901. — Finance Aet, 
1901 (1 Edw. 7 c. 6). 


Der fortdauernde Krieg machte neue Steuern notwendig. 
Die Einkommenſteuer wurde auf 1 Sh. 2 d. vom Pfd. Sterl. 
erhöht. Die Steuer auf Tee wurde von 4 d. auf 6 d. er⸗ 
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höht, während die auf Bier, Tabak und Spirituoſen ein- 
geführten Steuern unter dem Geſetz von 1900 beſtehen ge⸗ 
laſſen wurden. | 

Nach sect. 2 wird auf Zucker eine neue Steuer ein: 
geführt, die je nach der Polariſation auf 2 Sh. bis 4 Sh. 
2 d. per Zentner normiert iſt. Auf zuckerhaltige Stoffe wie 
en. Saccharin ꝛc. werden ebenfalls Steuern erhoben 
sect. 5). 

Auf Kohlen wird eine Steuer von 1 Sh. per Tonne 
eingeführt. 


1902. 


Dieſes Jahr zeitigte gleichfalls nur eine geringe An⸗ 
zahl von Geſetzen, nämlich 42. Die wichtigſten dieſer Ge⸗ 
ſetze, wie zum Beiſpiel der ſogenannte „Education Act“ und 
der „Metropolis Water Act“ 2c. find für die Handels: 
geſetzgebung von keiner Bedeutung. 


Im einzelnen iſt über folgende zu berichten: 


1. Arbeiter ver hältniſſe. 


Geſetz, um in London Arbeitsnachweisſtellen zu 
errichten, vom 22. Juli 1902. — Labour Bureaux 
(London) Act, 1902 (1 Edw. 7 c. 13). 


Die Kirchſpielvorſtände hatten bereits früher Stellen für 
Arbeitsnachweis eingerichtet. Nachdem nun aber die Macht⸗ 
befugniſſe dieſer Vorſtände ſeit dem Beſtehen des „Local 
Goverment Act“ auf die ſogenannten „Metropolitan Borough 
Councils“ (das heißt Körperſchaften von Stadtverordneten) 
übertragen worden waren, erſchien es fraglich, ob die durch 
dieſe Arbeitsnachweisſtellen verurſachten Koſten geſetzmäßig 
aus den dem betreffenden Council zur Verfügung ſtehenden 
öffentlichen Fonds beſtritten werden können. Dieſer Zweifel 
iſt nun durch das vorliegende Geſetz beſeitigt worden. 
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2. Patente und Urheberrecht. 


A. Geſetz zur Verbeſſerung des Rechts bezüglich der 
Patentanmeldungen und Zwangslizenzen und 
anderer damit verbundener Angelegenheiten vom 
18. Dezember 1902. — Patents Act, 1902 (1 Edw. 7 
c. 34). 


Es iſt allgemein bekannt, daß engliſche Patentanmel⸗ 
dungen bisher nur daraufhin geprüft wurden, ob die Be⸗ 
ſchreibung die betreffende Erfindung korrekt wiedergibt. Da⸗ 
gegen fand eine Prüfung darüber, ob ein angemeldetes 
Patent ſich als Patentverletzung eines bereits exiſtierenden 
Patentes darſtellte, nicht ſtatt, wenigſtens nicht, dafern die Titel 
der Patentbeſchreibungen verſchieden waren, ebenſowenig wie 
eine Prüfung der Neuheit. Durch das vorliegende Geſetz 
wird nun dieſem Mangel, wenigſtens in gewiſſer Beziehung, 
abgeholfen. Zunächſt iſt zu bemerken, daß die volle Patent⸗ 
beſchreibung, die bisher nach sect. 8 des Hauptgeſetzes (sect. 3 
des Patents Act von 1885) innerhalb neun Monaten ein⸗ 
gereicht werden mußte, jetzt ſchon innerhalb ſechs Monaten 
einzureichen iſt. 

Der Patentprüfungsbehörde wird es zur Pflicht gemacht, 
feſtzuſtellen, ob die beanſpruchte Erfindung ſchon ganz oder 
teilweiſe in einer vollſtändigen Patentbeſchreibung im Gegen⸗ 
ſatz zu einer einfachen Anmeldungsbeſchreibung innerhalb der 
letzten 50 Jahre von dem Datum der Patentanmeldung ab 
im vereinigten Königreich veröffentlicht worden iſt. Iſt das 
geſchehen, ſo ſoll das Patent verweigert werden. Gegen die 
Entſcheidung der Patentbehörde findet Berufung ſtatt und 
zwar an den Attorneygeneral oder Solicitorgeneral. 

Das Geſetz verfügt ausdrücklich, daß dieſe Prüfung in 
keiner Weiſe eine Garantie für die Rechtsbeſtändigkeit des 
Patents einführt. Auch trifft weder das Handelsminiſterium 
noch irgend einen in demſelben angeſtellten Beamten irgend⸗ 
welche Haftbarkeit. 

Dieſer Teil des Geſetzes findet nur auf Anmeldungen 
Anwendung, die nach demjenigen Datum, welches das Handels⸗ 
miniſterium zu beſtimmen hat, eingereicht werden. 

Im übrigen kann das Handelsminiſterium eine beſondere 
Gebühr bis zu 1 Pfd. Sterl. für diefe Prüfung einführen; 
dieſe Gebühr iſt bei Erteilung des Patents zahlbar. 

Sect. 3 des Geſetzes beſchäftigt ſich mit der Verbeſſerung 
des Rechts bezüglich Zwangslizenzen. 
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Nach sect. 22 des Patentgeſetzes vom Jahre 1883 konnte 
das Handelsminiſterium auf Antrag einer intereſſierten Perſon, 
deſſen Patent im Vereinigten Königreich nicht bearbeitet 
wurde, oder wenn die Bedürfniſſe des Publikums hinſichtlich 
der betreffenden Erfindung nicht in angemeſſener Weiſe be⸗ 
friedigt werden konnten, oder wenn jemand verhindert wird, 
eine Erfindung, welche er beſitzt, zum beſten Vorteil zu be⸗ 
arbeiten oder auszunützen, verfügen, daß ein Patentinhaber 
Lizenzen unter ſolchen Bedingungen gewähren ſolle, wie dies 
dem Handelsminiſterium nach Lage der Sache angemeſſen er⸗ 
ſcheint. Dieſe Sektion iſt nun durch die Sektion 3 des vor⸗ 
liegenden Geſetzes widerrufen. Dafür ſind neue Beſtim⸗ 
mungen getroffen, wonach beim Handelsminiſterium von einer 
intereſſierten Perſon der Antrag geſtellt werden kann, daß 
ihr eine Zwangslizenz gewährt werden möge oder alternativ, 
daß ein Patent widerrufen werden ſolle aus dem Grunde, 
daß die Bedürfniſſe des Publikums in Bezug auf die pa⸗ 
tentierte Erfindung nicht in angemeſſener Weiſe befriedigt 
werden. Wenn ſich das Handelsminiſterium nicht für über⸗ 
zeugt hält, iſt der Antrag abzulehnen, ſonſt aber ſoll das 
Handelsminiſterium den Antrag an das ſogenannte „judicial 
committee of the Privy Council“ verweiſen, und dieſes 
Komitee iſt alsdann verpflichtet, die Sache nachzuprüfen und 
die nötige Verfügung zu erlaſſen. 

Der an dem Patent intereſſierten Perſon iſt Gehör 
zu geben. 

Eine Widerrufung eines Patents findet vor Ablauf von 
3 Jahren, vom Datum des Patents ab gerechnet, nicht ſtatt, 
auch dann nicht, wenn der Patentinhaber Gründe für die 
ihm zur Laſt gelegten Punkte nicht angibt. Wenn der 
patentierte Gegenſtand ausſchließlich oder hauptſächlich außer⸗ 
halb des Vereinigten Königreichs bearbeitet wird, kann ein 
ähnlicher Antrag geſtellt werden. Aber auch hier ſteht es 
dem Patentinhaber frei, nachzuweiſen, daß die Bedürfniſſe 
des Publikums in angemeſſener Weiſe befriedigt werden. In 
dieſem Falle iſt der Antrag abzuweiſen. Die Bedürfniſſe 
gelten nicht als angemeſſen befriedigt, wenn ein beſtehender 
Handelszweig oder die Errichtung eines neuen Handelszweiges 
unbillig beeinträchtigt wird, oder wenn die Nachfrage nach 
dem patentierten Gegenſtande nicht in angemeſſener Weiſe 
befriedigt wird. 

Für den Zweck dieſes Teiles des Geſetzes ſollen drei Mit⸗ 
glieder des „judicial committee“ ein Quorum bilden. 
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B. Geſetz zur Verbeſſerung des Rechts über muſi⸗ 
kaliſches Urheberrecht vom 22. Juli 1902. — 
Musical (summary proceedings) Copyright 
Act, 1902 (2 Edw. 7 c. 15). 


Es wird jedem, der London beſucht hat, aufgefallen ſein, 
daß eine große Anzahl von Hauſierern mit Muſikalien in 
den Straßen Handel treiben. In der Regel ſind die Muſi⸗ 
kalien unerlaubte Nachdrucke. Der Urheber hatte bisher nur 
das Recht, gegen den Hauſierer ein Verbot im High Court 
zu erwirken. Selbſt wenn dieſes Mittel an ſich nicht koſt⸗ 
ſpielig und zeitraubend geweſen wäre, wäre es doch aus 
naheliegenden Gründen gänzlich nutzlos und für den prak⸗ 
tiſchen Zweck, den Verkauf ſofort zu verhindern, unbrauchbar. 

Die Tendenz des gegenwärtigen Geſetzes iſt, ſchnelles 
Eingreifen zu geſtatten, und zu dieſem Zweck werden dem 
Inhaber des Urheberrechts der verkauften Muſikalien zwei 
Rechte gegeben. Er kann entweder unter sect. 1 ſich auf 
Grund glaubhaft zu machender Angaben mit dem Antrage 
an ein Gericht wenden, daß das betreffende Gericht einen 
Poliziſten beauftragen möge, die fraglichen Muſikalien mit 
Beſchlag zu belegen und dem Gericht vorzulegen. Das Ge⸗ 
richt kann darauf nach erbrachtem Beweiſe, daß dieſe Mu⸗ 
ſikalien das Urheberrecht verletzen (pirated), verfügen, daß 
dieſelben vernichtet oder dem Eigentümer des Urheberrechts 
überliefert werden. Das zweite Recht beſteht darin, daß der 
betreffende Eigentümer des Urheberrechts auf ſeine eigene 
Gefahr hin die Muſikalien auf ſein ſchriftliches Geſuch durch 
einen Poliziſten oder auf beſonderen Beſchlagsbefehl mit 
Beſchlag belegen und dem Gericht vorlegen läßt. Das Gericht 
kann dann bezüglich der Muſikalien dieſelben Verfügungen 
erlaſſen wie in dem erſten Falle. 


3. Gerichts verfahren. 


Geſetz zur Verbeſſerung des Supreme Court of 
Judicature Act vom 25. November 1902. — Su- 
preme Judicature Act, 1902 (2 Edw. 7 c. 31). 


Nach dieſem Geſetz kann das Appellationsgericht, welches 
bisher in zwei Kammern geſeſſen hat, unter sect. 12 des 
Supreme Court of Judicature Act 1875, in zwei Kammern 
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mit je drei Richtern oder in drei Kammern mit je zwei 
Richtern ſitzen. Im übrigen iſt auf den Judicature Act 1899 
(ſiehe oben S. 232) zu verweiſen. 


4. Finanzweſen. 


Finanzgeſetz vom 22. Juli 1902. — Finance Aet, 
1902 (2 Edw. 7 c. 7). 


In Südafrika war, ehe dieſes Geſetz erlaſſen wurde, 
Friede eingetreten. Trotzdem wurde es für nötig befunden, 
die in den vorhergehenden zwei Jahren auferlegten Steuern 
auch noch für dieſes Jahr zu erheben, die Einkommenſteuer 
von 1 Sh. 2 d. auf 1 Sh. 3 d. zu erhöhen und neben a 
wichtigeren anderen Auflagen eine Steuer von 1 Sh. 
Quarter (gleich 8 bushels) auf Korn (einſchließlich Erbſen 
und Reis) einzuführen. 


d 


VI. 
Die amerihanife Handelsgeſetzgebung des Jahres 1901. 


Von 


Dr. jur. Charles Heury Huberich, Dozent der Rechte an der 
Univerſität von Texas (Auſtin). 


Deutſch bearbeitet von 


Dr. J. Schwartzkopff, Major a. D. und Gerichtsaſſeſſor, 


zur Zeit Abteilung II des Zentralverbandes Deutſcher Induſtrieller 
in Berlin. 


Die Geſetzgebung des Jahres 1901 zeigt weitere Be⸗ 
mühungen, die Truſts zu unterdrücken, zugleich das Beſtreben 
nach größerer Freiheit im Geſellſchaftsrechte. 

So ſieht die im November 1901 angenommene neue 
Verfaſſung von Alabama betreffs der Truſts den Erlaß 
von Geſetzen zur Verhinderung oder Überwachung von Mono⸗ 
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polen vor, um einer übermäßigen Steigerung der Preiſe 
von Bedarfs⸗ oder Handelsartikeln vorzubeugen. 


Indiana beſtimmte durch ein Geſetz vom 8. März 
folgendes: „Alle Abreden, Vereinbarungen, Truſts oder Ver⸗ 
einigungen, vermöge deren eine Partei oder Geſellſchaft die 
ihr mögliche Lieferung eines oder mehrerer zur Herſtellung 
einer Ware notwendiger Artikel ablehnt, oder einen höheren 
als den regelmäßigen und üblichen Preis verlangt, oder 
irgend eine Handlung unternimmt oder unterläßt, die eine 
andere Partei veranlaſſen oder hindern könnte, die Herſtellung 
eines ſolchen Artikels aufzugeben, und alle Abreden, Ver⸗ 
träge oder Handlungen zwiſchen Perſonen oder Geſellſchaften, 
in der Abſicht, eine mit der Herſtellung eines Handelsartikels 
beſchäftigte Perſon oder Geſellſchaft zu zwingen, die Her⸗ 
ſtellung eines ſolchen Artikels aufzugeben oder das Geſchäft 
zu ſchließen, werden hierdurch als gegen das öffentliche Wohl 
verſtoßend geſetzwidrig und nichtig erklärt.“ Inländiſchen 
Geſellſchaften, welche dies Geſetz verletzen, wird zur Strafe 
die Genehmigung entzogen. Ausländiſche verwirken in dieſem 
Falle die Erlaubnis zum Geſchäſtsbetrieb innerhalb des 
Staats. Verletzungen dieſes Geſetzes werden außerdem für 
Verſchwörungen gegen die Handelsfreiheit (conspiracies against 
trade) erklärt; und die Übertreter verwirken eine Geldſtrafe 
von 100 — 5000 Doll. oder Gefängnis von 1—10 Jahren 
oder beide Strafen. Außerdem haften ſie zivilrechtlich den 
Käufern der Güter oder Waren, deren Verkauf durch eine 
derartige Vereinigung oder Truſt überwacht wird, zum vollen 
Werte der Gegenleiſtung oder des gezahlten Geldbetrages. 


Das Geſetz von Minneſota vom 10. April erklärt 
alle Abreden oder Vereinigungen, die folgende Zwecke ver⸗ 
folgen, ſür ungeſetzlich: 

Die Regelung, Überwachung, Feſtſetzung des Preiſes 

irgend einer Ware, 

die Beſchränkung des Handels mit ſolcher Ware oder 

des Wettbewerbes in dieſem Handel 

durch die Weigerung, von einer Perſon zu kaufen 
oder ihr zu verkaufen, weil ſie nicht dem Truſt an⸗ 
gehört, oder 

den Verkehrsausſchluß (boycott) einer Perſon aus 

demſelben Grunde. 

Wer durch die Verletzung dieſer Beſtimmungen Schaden 
erleidet, kann den dreifachen Betrag desſelben nebſt den 
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a und vernünftigen Anwaltsgebühren erſetzt ver⸗ 
angen. 

Arbeitsorganiſationen (Labor organisations) ſind aus⸗ 
drücklich von den Beſtimmungen des Geſetzes ausgenommen. 


Unter Androhung von Geld: oder Gefängnisſtrafe oder 
von beiden hat Maſſachuſetts am 7. Juni verboten, bei 
einem Verkaufe die Bedingung beizufügen, daß der Käufer 
ſolche Waren nicht von einem anderen beziehen dürfe. 

Nord-Carolina bat am 11. März lediglich fein Anti- 
truſtgeſetz von 1899 etwas abgeändert. 


Am wichtigſten iſt das Geſellſchaftsgeſetz (Corporation 
Act), welches Connecticut am 17. Juni 1901 erließ. Dies 
Geſetz geſtattet die Einrichtung von Geſellſchaften für alle 
Zwecke mit Ausnahme von Banken, Sparbanken, Truſt⸗, 
Bau⸗, Leih⸗ und aller Arten von Verſicherungsgeſellſchaften 
(an insurance company, a surety or indemnity company), 
Dampf: und Straßenbahn⸗, Telegraphen⸗, Gas⸗, elektriſche, 
Licht⸗ oder Waſſer⸗, ſowie aller Geſellſchaften, welche des 
Enteignungsrechtes bedürfen. 

Im allgemeinen können Geſellſchaften von drei oder 
mehr Perſonen gebildet werden, und genießen dann die 
üblichen Berechtigungen während der in der Satzung feſt⸗ 
geſetzten Zeit oder dauernd. 

Die eine Geſellſchaft bildenden Perſonen haben eine 
Satzung einzureichen, die folgendes enthält: 

1. den Namen der Geſellſchaft. Er ſoll mit „The“ 
beginnen und mit dem Worte „Geſellſchaft“ (Cor- 
poration) enden, oder das Wort „corporated“ un: 
mittelbar unter oder hinter dem Namen enthalten; 

den Sitz der Geſellſchaft; 

die Art des zu betreibenden Geſchäfts; 

. den Betrag des Grundkapitals, das nicht unter 
2000 Doll. betragen ſoll; 

die Zahl der Anteile, in die es zerlegt iſt, den 

Nennwert jedes Anteils, der nicht unter 25 Doll. 
betragen ſoll, und den Betrag des Kapitals, mit 
dem das Geſchäft begonnen wird. Dieſer ſoll nicht 
unter 1000 Doll. betragen; 

die etwa beſtimmte Zeitdauer der Geſellſchaft; 

den Betrag des bar gezahlten Kapitals und die 
ſonſtigen Einlagen; 

7. den Namen, die Adreſſe und den Wohnſitz jedes 
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(urſprünglichen) Zeichners des Grundkapitals, ſowie 
die Anzahl der von jedem gezeichneten Anteile; 

8. die Feſtſtellung, ob der Betrag voll eingezahlt iſt 
oder nicht, und wenn nicht, wieviel auf jeden Anteil 
eingezahlt iſt; | 

9. den Namen, den Wohnſitz und die Poſtadreſſe der 
für das erſte Jahr gewählten Beamten und Leiter 
(Vorſtandsmitglieder, directors). 

Die Satzung kann außerdem andere Beſtimmungen über 
die Regelung des Geſchäftsbetriebes, ſowie der Befugniſſe 
der Geſellſchaft und der Inhaber der Anteile (stockholders) 
enthalten. 

Die Geſellſchaft entſteht mit der Einreichung der Satzung 
an den Staatsſekretär und der Bezahlung der (Vorrechts⸗ 
Gebühren (franchise taxes). Vor dem Beginne des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes müſſen mindeſtens 50 Prozent des Grund⸗ 
kapitals gezeichnet, 20 Prozent der gezeichneten Beträge, und 
zwar mindeſtens 1000 Doll., eingezahlt ſein. Die Geſchäſte 
der Geſellſchaft ſollen von mindeſtens drei Leitern (Direktoren) 
geführt werden. Die Leiter müſſen Anteilhaber ſein und 
werden jährlich gewählt. 

Anteile dürfen nicht ausgegeben werden, ehe ſie ge⸗ 
zeichnet und voll eingezahlt ſind. Mindeſtens 20 Prozent 
ihres Nennwertes müſſen innerhalb 30 Tagen nach dem 
Tage der Zeichnung, und der Reſt, ſobald die Leiter (Direk⸗ 
toren) es verlangen, eingezahlt werden. Die Einzahlungen 
können auch anders als in bar geleiſtet werden. In dieſem 
Falle muß eine Feſtſtellung erfolgen und von den Leitern 
(Direktoren) in einem beſonderen Buche (record book) ver⸗ 
merkt werden, daß der wirkliche Wert der Einlagen dem 
darauf angerechneten Betrage entſpricht. Im Falle des Be⸗ 
truges oder grober Fahrläſſigkeit bei der „Überwertung“ 
(over valuation) der Einlagen haften die Leiter (Direktoren), 
die die Einlagen angenommen haben, als Geſamtſchuldner 
für den Unterſchied zwiſchen dem angerechneten und dem 
wirklichen Werte. Anteilhaber haften nur für den nicht ein⸗ 
gezahlten Betrag ihrer Anteile nach dem Nennwerte. Die 
Geſellſchaften haben auf Grund der eigenen Anteile kein 
Stimmrecht. 

Satzungsänderungen, die eine Erhöhung oder Herab⸗ 
ſetzung des Grundkapitals einſchließen, bedürfen der Zu⸗ 
ſtimmung von zwei Dritteln der Anteilhaber in einer vor⸗ 
ſchriftsmäßig hierzu einberufenen Verſammlung. Wenn die 
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Herabſetzung des Grundkapitals Zahlungsunfähigkeit der Ge: 
ſellſchaft zur Folge hat, ſo haften die Anteilhaber, die der 
Herabſetzung zugeſtimmt haben, als Geſamtſchuldner bis zum 
Betrage ſolcher Herabſetzung für alle Schulden der Geſell⸗ 
ſchaft zur Zeit der Zuſtimmung. Gewinn- oder andere Ber: 
teilungen aus dem Geſellſchaftsvermögen folen nur von dem 
Reingewinn oder dem wirklichen Überſchuß erfolgen; der 
Name jedes einer Verteilung zuſtimmenden Leiters (Direktors) 
muß in die Bücher der Geſellſchaft eingetragen werden. Zu⸗ 
widerhandelnde Leiter (Direktoren) unterliegen einer Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 500 Doll.; im Falle der Zahlungsunfähigkeit 
(der Geſellſchaft) haften ſie zivilrechtlich bis zur Höhe der 
erfolgten Gewinn⸗ oder ſonſtigen Vermögensverteilung. 

Zwei oder mehr inländiſche, nach den Beſtimmungen 
dieſes oder des Aktiengeſellſchaftsgeſetzes (Joint Stock Law) 
errichtete Geſellſchaften, die ein ähnliches Geſchäft betreiben, 
können ſich nach der von zwei Dritteln ihrer (bezüglichen) 
Anteilhaber, in einer beſonders zu dieſem Zwecke einberufenen 
Verſammlung, erfolgten Zuſtimmung vereinigen (consolidate). 
Die der Vereinigung widerſprechenden Anteilhaber können 
von der neuentſtehenden Geſellſchaft die Auszahlung des 
wirklichen Wertes ihrer Anteile zur Zeit der Vereinigung 
verlangen. 

Ausländiſche Geſellſchaften dürfen unbewegliches und 
bewegliches Vermögen erwerben, innehaben, verpfänden, ver⸗ 
pachten, verkaufen und übertragen, jedoch keinerlei Geſchäſt 
beginnen oder fortſetzen, das für inländiſche Geſellſchaften 
unerlaubt iſt. Vor dem Beginne des Geſchäftsbetriebes inner⸗ 
halb des Staates müſſen ausländiſche Geſellſchaften die be⸗ 
glaubigte Abſchrift ihrer Genehmigungsurkunde (charter), ſo⸗ 
wie das beeidigte Verzeichnis des Betrages ihres Grundkapitals, 
der wirklich eingezahlten Beträge u. a. an das Staatsſekretariat 
einreichen und dem Staatsſekretär einen am Orte befindlichen 
Prozeßbevollmächtigten beſtellen. 


New Jerſey hat durch ein Geſetz vom 21. März fein 
allgemeines Geſellſchaftsgeſetz (corporation act) vom 21. April 
1896 abgeändert, indem es beſtimmt, daß die Vorzugsanteile 
(preferred stock) zwei Drittel des wirklich eingezahlten Grund⸗ 
kapitals nicht überſteigen dürfen. Solchen Vorzugsanteilen 
kann das Recht der Einlöſung nach drei Jahren, von dem 
Tage der Ausgabe ab, zu einem Betrage, der nicht kleiner 
iſt als der Nennwert, eingeräumt werden. Sie können auch 
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ein Vorrecht auf Gewinne haben, die aber 8 Prozent jährlich 
nicht überſteigen dürfen. In keinem Falle ſoll der Inhaber 
von Vorzugsanteilen perſönlich für irgendwelche Schulden 
der Korporation haftbar ſein. 


In New Pork iſt den Anteil⸗(Aktien⸗)Geſellſchaften 
(stock corporations), ausſchließlich der Eiſenbahnen, durch 
Geſetz vom 20. März das Recht verliehen, ihr Eigentum 
und ihre Berechtigungen, oder einen Teil davon an eine 
andere inländiſche Geſellſchaft desſelben allgemeinen Geſchäfts⸗ 
zweiges mit Zweidrittelmehrheit der Stimmen der An⸗ 
teile zu übertragen. Auch können inländiſche Geſellſchaften, 
deren Hauptgeſchäft innerhalb eines an New Pork angrenzen⸗ 
den Staates betrieben wird, und deren hauptſächliches un⸗ 
bewegliches Eigentum in einem ſolchen Staate belegen iſt, 
mit der Zuſtimmung von 95 Prozent ihres Kapitals ihr 
außerhalb des Staates New York belegenes Vermögen, mit 
Ausſchluß ihrer Berechtigungen, an eine nach den Geſetzen 
des angrenzenden Staates errichtete Geſellſchaft übertragen. 
Die erforderte Zuſtimmung der Anteilsinhaber muß in einer 
Verſammlung erteilt werden, die ebenſo wie eine Jahres⸗ 
verſammlung einberufen iſt. Die ſolchem Verkaufe wider⸗ 
ſprechenden Anteilsinhaber können die Beſtimmung von Sach⸗ 
verſtändigen (appraisers) und die Auszahlung ihrer Anteile 
nach deren Abſchätzung verlangen. 

Sachliche Abänderungen des 1892 erlaſſenen allgemeinen 
Geſellſchaftsgeſetzes (stock corporation law) wurden durch 
das Geſetz des Staates New York vom 16. April vorgenommen. 
Nunmehr iſt die Befugnis, Anleihen aufzunehmen, unbe⸗ 
ſchränkt. Nach dem früheren Geſetze durfte der Geſamt⸗ 
betrag derartiger Obligationen nicht den wirklich eingezahlten 
Betrag des Grundkapitals oder zwei Drittel des Wertes des 
Geſellſchaftsvermögens — wenn dieſer Betrag größer war — 
überſteigen. Um die Bezahlung derartiger Anleihen zu ſichern, 
kann die Geſellſchaft mit Zweidrittelmehrheit auf ihr Eigentum 
und ihre Berechtigungen Pfandbriefe (mortgages) ausgeben. 

Dieſe Bonds können die Beſtimmung enthalten, daß 
ſie nach zwei Jahren und vor dem Ablaufe von zwölf Jahren 
von dem Tage der Ausgabe ab in Anteilſcheine umgewandelt 
werden dürfen. Vorzugsanteilſcheine können in einer hierzu 
einberufenen beſonderen Verſammlung mit Zweidrittel⸗ 
mehrheit (früher Einſtimmigkeit) des Grundkapitals aus⸗ 
gegeben werden. Anteilſcheine oder Obligationen dürfen nur 
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für bereits geleiſtete Arbeit oder bar eingezahlte Beträge 
oder wirklich eingebrachte Einlagen ausgegeben werden. Und 
alle Anteilſcheine, die für derartige Einlagen ausgegeben 
werden, ſollen voll bezahlt werden, aber den Inhaber zu 
keinen weiteren Zahlungen verpflichten. Bezüglich einer 
etwaigen Neueinrichtung (reorganisation) beſtimmt das neue 
Geſetz: Wenn das Vermögen und die Berechtigungen einer 
inländiſchen Geſellſchaft zufolge einer Verpfändung (mortgages 
oder deeds of trust), einer Gerichtsentſcheidung oder dergl. 
verkauft werden ſoll, ſo kann ſich der Erwerber mit einer 
Anzahl von Perſonen zuſammentun. Dieſe darf nicht ge⸗ 
ringer ſein, als die vom Geſetz für eine Geſellſchaftserrichtung 
zu ähnlichen Zwecken vorgeſchriebene. Mindeſtens zwei Drittel 
dieſer Perſonen müſſen Bürger der Vereinigten Staaten 
ſein, eine von dieſen muß in New Pork ihren Wohnſitz haben. 
(Früher mußte die Mehrzahl derſelben Bürger ſein und in 
New Pork ihren Wohnſitz haben.) Dieſe Perſonen können, 
nachdem ſie eine Eingabe eingereicht haben, die die Um⸗ 
ſtände des Falles klarlegt, eine neue Geſellſchaft bilden, die 
alle Rechte, das Vermögen und die Vorrechte der alten Ge⸗ 
ſellſchaft beſitzt. 

Das allgemeine Geſellſchaftsgeſetz (General Corporation 
Law) von New Pork von 1892 wurde am 16. April 1901 
dahin abgeändert, daß die Verlängerung der Dauer einer 
Geſellſchaft unter folgenden Vorausſetzungen geſtattet wird: 

Sie muß irgendwann (früher drei Jahre) vor dem 
ſatzungsgemäßen Endzeitpunkte Mitteilung erſtatten; und zwei 
Drittel des Grundkapitals oder der Mitglieder (nach Köpfen 
gerechnet) müſſen der Fortdauer zuſtimmen. 


Das Delamare:Gefet vom 7. März 1901 bringt 
folgende Abänderung des Geſetzes von 1899: 

In Delaware zugelaſſene Geſellſchaften können in 
jedem Einzelſtaat oder Territorium, in jeder Kolonie der 
Vereinigten Staaten ſowie im Auslande ihr Geſchäft be⸗ 
treiben, auch bewegliches und unbewegliches Eigentum, ſowie 
außerhalb des Staates eine oder mehrere Geſchäftsſtellen 
haben. Jedoch muß dies in der Satzung beſonders beſtimmt 
fein. Der Höchſtbetrag des Geſellſchaftsvermögens und die 
Verſchuldungsgrenze braucht nicht mehr in dem Zulaſſungs⸗ 
antrage (certificate) angegeben zu werden. Nach dieſem 
Geſetze gebildete Geſellſchaften können ebenſo wie Einzel⸗ 
perſonen Anteile in⸗ und ausländiſcher Geſellſchaften erwerben, 
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befigen oder übertragen. Sie können ſich mit anderen in- 
ländiſchen Geſellſchaften, die ähnliche Geſchäfte betreiben, 
vereinigen, wenn die widerſprechenden Anteilhaber mit dem 
von einem beſonders hierzu eingeſetzten Abſchätzungsausſchuſſe 
— board of assessors — feſtgeſetzten Betrage abgefunden 
werden. Die Verſammlungen der Leiter und der Anteil⸗ 
haber können überall, auch außerhalb des Staates, abgehalten 
werden. 

Im ſelben Staate wurde am 9. März ein Antrag auf 
Aufhebung der Beſtimmung eingebracht, daß Anteilhaber 
für jeden Anteil bei der Wahl der Leiter je eine Stimme 
haben. Er wurde indes auf die nächſte Geſetzgebungsperiode 
vertagt. 


Michigan hat am 22. Mai 1901 ein allgemeines 
Geſellſchaftsgeſetz erlaſſen. Dies beſtimmt, daß ſich drei 
oder mehr Perſonen zum Betriebe eines geſetzlich erlaubten 
Geſchäfts zu einer Geſellſchaft vereinen können. Dieſe Geſell⸗ 
ſchaften müſſen ein Grundkapital von wenigſtens 1000 Doll. 
in Anteilen von je 10 Doll. haben. Dieſe Vorſchrift iſt nur 
eine Ergänzung zu den anderen Geſellſchaftsverordnungen 
(corporation statutes) des Staates. 


In Süd⸗Carolina ſchreibt das Geſetz vom 8. Februar 
1901 für die Geſellſchaft eine jährliche Verſammlung der 
Anteilhaber vor, bei der jeder Anteilhaber für jeden Anteil, 
den er beſitzt, oder über den er laut Vollmacht verfügt 
(controlled), je eine Stimme haben ſoll. 

Nach dem Geſetze vom 19. Februar können Geſellſchaften 
Vorzugsanteile (preferred stock) mit Zweidrittelmehrheit 
des Grundkapitals in einer hierzu vier Wochen vorher ein⸗ 
berufenen Verſammlung ausgeben. Ein anderes Geſetz vom 
ſelben Tage beſtimmt, daß Ausländer oder von Ausländern 
überwachte (controlled) Geſellſchaften nicht mehr als 500 Acres 
Land beſitzen dürfen, außer wenn ſie es im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung (foreclosure) erwerben. Über auf dieſe Weiſe 
erworbenes Land müſſen ſie innerhalb fünf Jahren verfügen. 

Die Anteile an Fabrikgeſellſchaften wurden am 19. Fe⸗ 
bruar für unbewegliches Vermögen erklärt: „Jedoch kann 
das ſolche Anteile darſtellende Kapital wie die Anteile anderer 
Geſellſchaften zu jedem beliebigen Zwecke von Perſon zu 
Perſon übertragen werden. 

Es ſoll jedoch nicht einem Mitgiftsanſpruche unterliegen. 
Dagegen fol es der Zwangsvollſtreckung unterworfen fein 
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(subject to debts in execution), auch für Schulden anderer 
Geſellſchaften, denen es als Anteil zugewieſen iſt, haften. 
Es unterliegt den Geſetzen der Teilung eines Nadlafes, 
als ob es perſönliches Eigentum wäre. Die Anteile ſollen 
jedoch in der Hand des Inhabers frei von Abgaben ſein, 
wenn die Geſellſchaft mit dem Werte dieſer Anteile ſchon 
zur Steuer herangezogen iſt.“ 


Kanſas beſtimmt durch das Geſetz vom 27. Februar 
1901, daß jede in⸗ oder ausländiſche Geſellſchaft, die im 
Staate ein Geſchäft betreibt, an den Staatsſekretär jährlich 
eine Überſicht über die Geſchäftslage einzureichen hat. In⸗ 
ländiſche Geſellſchaften müſſen auch jede Übertragung eines 
Anteils anmelden, ſobald dieſe in die Geſellſchaftsbücher ein⸗ 
getragen iſt, unter Angabe des Namens und der Adreſſe des 
neuen Inhabers, der Anzahl der Anteile, des Nennwertes 
jedes Anteils und des darauf eingezahlten Betrages. Erſt 
wenn dies geſchehen iſt, wird die Übertragung geſetzlich ver⸗ 
bindlich. Ausländiſche Geſellſchaften haben durch ein Geſetz 
vom 5. Mai 1901 das Recht erhalten, Immobiliarpfand⸗ 
rechte innerhalb des Staates zu erwerben und Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung daraus zu betreiben. Aber wenn mehr als 20 Prozent 
des Grundkapitals einer ſolchen Geſellſchaft in den Händen 
von Ausländern iſt, muß über das Eigentum innerhalb 
dreier Jahre von der Erwerbung ab verfügt werden. 


Texas hat am 2. April 1901 über die Errichtung von 
Gefellſchaften zum Zwecke des Geſchäftsbetriebes in einem 
Staate oder Territorium der Vereinigten Staaten oder im 
Auslande Beſtimmung getroffen. Es hat die Zwecke ver⸗ 
mehrt, zu denen ſolche Geſellſchaften errichtet werden können. 
Nach dem Geſetze vom 4. März 1901 müſſen inländiſche Ge⸗ 
ſellſchaften, die zum Zwecke des Gewinnerwerbes gebildet 
werden und ein genehmigtes Grundkapital haben, und ähn⸗ 
liche ausländiſche Geſellſchaften, welche die Erlaubnis zum 
Geſchäftsbetriebe in dem Staate nachſuchen, wenigſtens 
100 000 Dollars des Kapitals eingezahlt oder wenigſtens 
50 Prozent gezeichnet haben, von denen 10 Prozent ein⸗ 
gezahlt ſein müſſen. 


Das Geſetz vom 11. März 1901, das das Geſellſchafts⸗ 
geſetz von Nord⸗Carolina abändert, verleiht den Geſell⸗ 
ſchaften das Recht, in jedem Staate, Territorium, abhängigem 
Gebiet oder jeder Kolonie der Vereinigten Staaten oder im 
Auslande jedes geſetzlich erlaubte Geſchäft zu betreiben, aus⸗ 
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genommen Eiſenbahnen, Banken und Verſicherungen, auch 
eine oder mehrere Geſchäftsſtellen in⸗ oder außerhalb des 
Staates zu haben. Die Hauptgeſchäftsſtelle muß jedoch i m 
Staate ſein. Vorzugsanteile können zu einem Betrage, der 
die Hälfte des wirklich eingezahlten Kapitals nicht über⸗ 
ſteigt, in der Satzung vorgeſehen oder nach der (urſprüng⸗ 
lichen) Gründung mit Zweidrittelmehrheit des Grundkapitals 
nachträglich beſchloſſen werden. Anteile können für Arbeit 
oder Einlagen ausgegeben werden. Die Haftung der Anteil⸗ 
haber iſt auf die auf ihre Anteile nicht eingezahlten Reſt⸗ 
beträge beſchränkt. Die Verſammlungen des Vorſtandes 
(board of directors) können außerhalb des Staates, die 
der Anteilnehmer müſſen an der Hauptgeſchäftsſtelle ab⸗ 
gehalten werden. Die Mitglieder können perſönlich oder durch 
Vertreter abſtimmen. Jedoch dürfen ſeit der Ausſtellung der 
Vollmachtsurkunde nicht drei Jahre verfloſſen ſein. Auch 
darf kein Anteil erſt zwanzig Tage vor einer Wahl über⸗ 
tragen ſein. Die Beſtimmung des Geſetzes von 1899, welche 
die Bildung von Geſellſchaften mit einem Kapital über 
1 Million Doll. verbot, wurde durch Geſetz vom 29. Juni 
aufgehoben. Ausländiſche Geſellſchaften haben die volle Be⸗ 
fugnis, innerhalb des Staates ihre Geſchäfte zu betreiben. 
Jedoch müſſen ſie einen Prozeßbevollmächtigten innerhalb des 
Staates beſtellen. (15. März.) 


Florida hat durch ein Geſetz vom 31. Mai folgendes 
beſtimmt: Die zeichnenden Gründer haben den Betrag der 
von jedem gezeichneten Anteile feſtzuſtellen. Die gezeichneten 
Beträge müſſen wenigſtens 10 Prozent des Grundkapitals 
ausmachen. Zufolge Geſetzes vom 27. Mai ſoll der Nenn⸗ 
wert der Anteile nicht unter 10 Doll. betragen. Dieſe An⸗ 
teile ſind bar einzuzahlen, ſofern nicht die Satzung die An⸗ 
rechnung von Einlagen oder Dienſten ſtatt Geldes vorſieht. 


In Pennſylvania können gemäß dem Geſetze vom 
29. Mai 1901 nur drei oder mehr Perſonen eine Geſellſchaft 
gründen. Zwei von ihnen müſſen die Satzung unterſchreiben. 
Einer der letzteren muß Bürger des Staates ſein. Jede 
zum Gewinnerwerbe gebildete Geſellſchaft kann kaufen, ver⸗ 
kaufen, verpfänden, auf Grund von Anteilen jeder anderen 
in⸗ oder ausländiſchen Geſellſchaft das Stimmenrecht aus⸗ 
üben und Obligationen oder andere Sicherheiten anderer 
Geſellſchaften erwerben. (Geſetz vom 2. Juli.) 

Nachlaßverwalter, Treuhänder, Ehefrauen und Nieß⸗ 
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braucher können unter Überwachung der Geſellſchaft mit⸗ 
ſtimmen. (Geſetz vom 8. März.) 

Der Vorſtand muß aus mindeſtens drei Mitgliedern 
beſtehen. Er kann ermächtigt werden, die Zahl ſeiner Mit⸗ 
glieder zu erhöhen oder bis zur geſetzlichen Mindeſtzahl (Geſetz 
vom 19. April) herabzuſetzen. 

Durch einfache Stimmenmehrheit kann das Grundkapital 
vermehrt, die Verſchuldungsgrenze erhöht werden. (9. Februar.) 

Das Minneſota⸗Geſetz vom 10. April 1901 bez 
ſtimmt, daß eine Geſellſchaft fortgeſetzt werden kann für einen 
Zeitraum, der den in der erſten Satzung beſtimmten nicht 
überſchreitet, wenn dies in einer ordentlichen oder in einer 
beſonders hierzu einberufenen Verſammlung mit Zweidrittel⸗ 
mehrheit klar beſchloſſen wird. 

Ein Geſetz vom 26. März verbietet die Auszahlung eines 
Gewinnanteiles oder eine ſonſtige Verteilung von Geſellſchafts⸗ 
vermögen vor der Auflöſung der Gefellſchaft, ausgenommen 
den jährlichen Reinertrag nach Berichtigung aller Verpflich⸗ 
tungen. Der Nennwert des Anteiles muß mindeſtens 1 Doll. 
(früher 2 Doll.) betragen. (13. April.) 

Weſt⸗Virginia hat durch Geſetz vom 22. Februar be⸗ 
ſtimmt, daß Anteile nicht unter dem Nennwerte abgegeben 
werden dürfen, es ſei denn, daß drei Viertel des Grund⸗ 
kapitals in einer Verſammlung zuſtimmen, nachdem dieſe 
Abſicht zwei Wochen vorher bekannt gemacht iſt. 

Geſellſchaften können ihr Eigentum (unter Zuſtimmung 
von 60 Prozent des Grundkapitals) verkaufen. Die Haupt⸗ 
geſchäftsſtelle braucht ſich nicht im Staate zu befinden. Die 
Verſammlungen der Anteilhaber können an jedem in der 
Satzung beſtimmten Orte ſtatthaben. Ausländiſche Geſell⸗ 
ſchaften können nach Einreichung ihrer Satzungen innerhalb 
des Staates ihre Geſchäfte betreiben und Vermögen haben. 
Jedoch müſſen ſie alljährlich eine genaue Überſicht über ihre 
Geſchäftslage einreichen. 

In Oregon iſt ein Abänderungsantrag, der die Ver⸗ 
leihung beſonderer Vorrechte verbietet, auf die nächſte Geſetz⸗ 
gebungsperiode vertagt. (15. Februar.) 

Das Alabama-Geſetz vom 4. März geſtattet Gefell- 
ſchaften die Abhaltung von Mitgliederverſammlungen und 
die Vornahme von anderen Geſellſchaftshandlungen in anderen 
Staaten. Aber ein Protokollbuch über dieſe Vorgänge muß 
innerhalb des Staates geführt werden. 
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California hat die erlaubte Mindeſtzahl der Vor⸗ 
ſtandsmitglieder von Geſellſchaften von elf auf fünf herab⸗ 
geſetzt. (15. März.) 


Oregon verlangt (27. Februar), daß die Mehrheit der 
Vorſtandsmitglieder im Staate ihren Wohnſitz haben. 


Weſt⸗Virginia erlaubt (22. Februar) Ehefrauen, in 
Mitgliederverſammlungen mit abzuſtimmen, ſowie Vorſtands⸗ 
mitglieder und Beamte von Geſellſchaften zu werden. 


Indiana hat für die Ausgabe von Vorzugsanteilen 
Dreiviertelmehrheit (früher Stimmeneinheit) vorgeſchrieben. 
(11. März.) 

Derſelbe Staat hat von ausländiſchen Geſellſchaften die 
Einreichung einer Abſchrift ihrer Satzungen an den Staats⸗ 
ſekretär und die Unterhaltung einer Geſchäftsſtelle im Staate 
verlangt. (15. März.) 


New Hampſhire verbietet durch Geſetz vom 20. März 
die Abſtimmung als Vertreter oder als Vertreter und An⸗ 
teilhaber von mehr als einem Achtel des Grundkapitals einer 
Geſellſchaft. 


New Nork hat den Verkauf einer Stimme oder die 
Ausſtellung einer Vollmachtsurkunde für Geld mit Strafe 
bedroht. (27. April.) 

Zahlreiche Geſetze betreffen Bank⸗, Vermittelungs⸗ (in- 
vestment), Darlehens⸗ (loan) und Verſicherungsgeſellſchaften. 
Sie haben indes keine erhebliche Bedeutung. Nur macht ſich 
das Beſtreben bemerkbar, die Gebühren und Abgaben aus⸗ 
ländiſcher Geſellſchaften zu erhöhen. 


Im Zuſammenhange der Geſetzgebung über Handels⸗ 
papiere (negotiable instruments) war das Bemerkenswerteſte, 
daß Pennſylvanien am 26. Mai das Geſetz über die 
gleichförmigen Handelspapiere (the Uniform Negotiable In- 
struments Act) auf Empfehlung der Mitglieder des Aus⸗ 
ſchuſſes für die Forderung der Rechtseinheit in den Ver⸗ 
einigten Staaten (Commissioners for Promoting Uniformity 
of Legislation) annahm. Dies Geſetz gilt jetzt im Bezirke 
von Columbia und in folgenden Staaten und Territorien: 
Arizona, Colorado, Connecticut, Florida, Jowa, Maryland, 
Maſſachuſetts, Nord⸗Carolina, Nord⸗Dakota, New Jerſey, 
New Pork, Ohio, Oregon, Pennſylvania, Rhode Island, 
Tenneſſee, Utah, Virginia, Waſhington und Wisconſin. 
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Illinois hat durch Geſetz vom 10. Mai folgendes 
vorgeſchrieben: „Wenn eine Verpfändung irgend einer Art 
(mortgage, trust deed or other conveyance in the nature 
of a mortgage) ſtattfindet, die das unbewegliche Eigentum 
(real estate) zum Zwecke der Sicherung einer auf dem in 
der Verpfändungsurkunde erwähnten Eigentume ruhenden 
Schuld überträgt, ſo ſoll ſolche Verpfändung (mortgage, 
trust deed or other conveyance) als zu der geſicherten 
Schuld gehörig betrachtet werden und in demſelben Umfange 
wie in beſagter Urkunde beſchriebene Handelspapiere von 
Verboten ausgenommen ſein, wenn ſie in den Händen eines 
gutgläubigen entgeltlichen Erwerbers ſind, und die erwähnte 
und durch Pfand geſicherte Schuld noch nicht fällig iſt.“ 

Wisconſin hat am 2. Mai beſtimmt, daß Verpflich⸗ 
tungsſcheine (eigene Wechſel, promissory notes), die für 
patentierte Erfindungen und Blitzableiter ausgeſtellt werden, 
auf der Vorderſeite die Gegenleiſtung (consideration), für 
die ſie hingegeben werden, aufweiſen müſſen. 


Connecticut hat dagegen am 29. Mai eine ähnliche 
Beſtimmung der allgemeinen Vorſchriften (General statutes) 
88 (sections) 1052, 1865 und 1866 ausdrücklich aufgehoben. 


Wisconſin hat auch beſtimmt, daß eine von einem 
Unternehmer ſeinen Angeſtellten ausgehändigte Schuldurkunde 
die Eigenſchaft eines Handelspapiers beſitzen ſoll. (9. März.) 
Solche Urkunden waren früher nur Anweiſungen. 


Das Tenneſſee⸗Geſetz vom 20. April geftattet bei dem 
Abſchluß eines pfandgeſicherten Darlehensvertrages die Aus⸗ 
bedingung von ſo hohen Zinſen, als in dem Staate geſtattet 
find, in dem fih das Pfand befindet!). 


1) Die amerikaniſchen Gerichte haben folgende allgemeine Regel an⸗ 
genommen: Die Frage, ob ein Vertrag wucheriſch ſei oder nicht, 
beſtimmt ſich zunächſt nach der lex loci solutions (Erfüllungsort). 
Wenn jedoch der vereinbarte Zinsſuß an dem Orte des Abſchluſſes 
(lex loci celebrations) erlaubt iſt, ſo gilt der Vertrag, auch 
wenn der Zinsfuß den am Erfüllungsort geſtatteten über⸗ 
ſteigt. Einige Gerichtshöfe haben in ihrem Beftreben, die Verträge 
aufrechtzuerhalten, den Zinsfuß des Ortes zugelaſſen, wo das 
Pfandgrundſtück belegen iſt, oder ſelbſt den Zinsfuß, den das 
Geſetz des Ortes erlaubt, wo das Geld verwendet werden ſoll. 


Rechtsſprüche. 


I. 


Helhlüffe des Reichsgerichts I. Zivil-Seuat, des ammer: 
gerichts Serlin I. Bivil-Sennt, und der Gberlandesgerichtt, 
betreffend das Handelsregiſter. 


Mitgeteilt von 
Herrn Gerichtsaſſeſſor L. Keyßner in Berlin. 


(Anmerkungen von Dr. Keyßner.) 
(Fortſetzung aus Bd. LI S. 217 ff., Bd. LIII S. 174 ff.) 


1. Ablehnung der Beſchwerde gegen Anßerungen des Handels⸗ 
regiſtergerichts über Entwürfe für künftige Anmeldungen. 


Beſchluß des Kammergerichts I Ziv. Senat vom 5. Ja: 
nuar 1903. — Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammer⸗ 
erichtes in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
in Koſten⸗, Stempels und Strafſachen, herausgegeben von 
Reinhold Johow, Geheimer Oberjuſtizrat, und Viktor Ring, 
Kammergerichtsrat. Bd. XXV (N. F. Bd. VI) S. A 247. 


*) Legt nach Beanſtandung des zur Cintra: 
gung in das Handelsregiſter angemeldeten Be⸗ 
ſchluſſes der Geſellſchafterverſammlung einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ſeitens 
des Amtsgerichts der beteiligte Notar dem Amts⸗ 


1) Die mit einem Stern bezeichneten Faſſungen find aus dem Jahr⸗ 
buch bezw. den Annalen wörtlich übernommen. 
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gerichte den Entwurf für eine Abänderung des 
bemängelten Beſchluſſes mit der Bitte um Mit⸗ 
teilung vor, ob bei Annahme des Entwurfs durch 
eine neue Geſellſchafterverſammlung noch gegen 
die Eintragung Bedenken beſtehen würden oder 
nicht, ſo iſt gegen die den Entwurf beanſtandende 
Verfügung des Amtsgerichts eine Beſchwerde 
nicht gegeben. i 
Reichsgeſetz über die N a bom 17./20. Mai 1898 


2. Beglaubigung der Firmenzeichnung bezw. Unterſchrift, 
welche zur Anfbewahrung bei Gericht einzureichen ift. — 
Schreibensunkunde; körperliche Verhinderung am Schreiben. 


Beſchluß des I. Ziv. Senats des Reichsgerichts vom 
23. März 1903 in der Handelsregiſterſache „M. M. Poſt⸗ 
kartenverlag', Bei h w. Rep. I 1903. Entſcheidungen des 

Reichsgerichts in Ziv. Sachen Bd. LIV S. 168 ff. 


Die Firmenzeichnung bezw. die Unterſchrift, 
welche zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu 
zeichnen iſt, bedarf der gerichtlichen oder nota— 
riellen Beurkundung, daß die Vollziehung durch 
den Erklärenden erfolgt iſt. 

GB. 88 12, 14, 29, 53, 108, 153, 161, 195 Bif. 85 3200 296 if 4 

320. 8 9.56 J Faſſung vom 20. Mai 1 8, 88 28 Ziff. 2, 

84 Ziff. 3. Geſetz, betreffend die „ mit mes Haftung, 

Faſſung vom 20. Mai 1898, $ 39 Abi. 3, $ 67 Abſ. 4. Reichsgeſetz 

über die privaten Berfierunggunternefmungen vom 12. Mai 1901 $ 31 
iff. 2, 


Der Kaufmann M. M. zu Poſen hatte bei dem Amts⸗ 
gericht Mannheim die Eintragung ſeiner Firma N fol- 
gender Eingabe beantragt: 


„Ich, der endesunterzeichnete Kaufmann M. M. zu 
Poſen, habe in Mannheim in dem Hauſe ein 
Handelsgeſchäft errichtet. Gegenſtand dieſes Handels⸗ 
gewerbes iſt der Verlag und der Verkauf von Anſichts⸗ 
poſtkarten. J betreibe das Geſchäft unter der Firma: 

. M. Poſtkartenverlag. 


Auf Grund 15 vor mir erfolgten Fertigung be⸗ 
glaubige ich hierdurch nach Feſtſtellung der Identität 
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und Geſchäftsfähigkeit die vorſtehende eigenhändige 
Unterſchrift des Kaufmanns M. M. zu Poſen. 
Poſen, den 16. Mai 1902.“ 


[Folgt Siegel und Unterſchrift des Notars F. 
in Pofen. ] 

Das Amtsgericht Mannheim lehnte die Eintragung ab 
mit dem Bemerken, daß auch die Firmenzeichnung notariell 
beglaubigt ſein müſſe. 

Die erhobene Beſchwerde wies die Zweite Kammer für 
Handelsſachen des Landgerichts zu Mannheim durch Ent⸗ 
ſcheidung vom 26. Januar 1903 zurück. Die rechtzeitig 
erhobene weitere Beſchwerde erachtete das Oberlandesgericht 
Karlsruhe nicht für begründet, ſah ſich aber mit Rückſicht 
darauf, daß das Kammergericht I. Civ. Senat in einem tat: 
ſächlich gleichliegenden Falle (abgedruckt in den vom Reichs⸗ 
Juſtizamte zuſammengeſtellten Entſcheidungen in Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts 
Bd. III S. 192) die Unterſchriftsbeglaubigung auch für die 
Firmenzeichnung für ausreichend erachtet hatte, in Gemäßheit 
des § 28 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbar⸗ 
keit vom 17/0. Mai 1898 außer ſtande, nach feiner Rechts: 
auffaſſung zu erkennen. 

Bei dem ſonach vorliegenden Streitfalle iſt die Sache 
an den I. Civil⸗Senat des Reichsgerichts gelangt, welcher 
ſich der Rechtsauffaſſung angeſchloſſen hat, von der die 
badiſchen Gerichte im vorliegenden Falle ausgegangen ſind, 
und der auch einem Beſchluſſe des Oberlandesgerichts Dresden 
vom 1. März 1901 (abgedruckt in den Annalen des ſächſiſchen 
FF zu Dresden Bd. XXII S. 157) zu Grunde 
iegt. — 

Die Gründe gehen dahin: 

Nach § 29 HGB. iſt jeder Kaufmann verpflichtet, ſeine 
Firma und den Ort ſeiner Niederlaſſung bei dem Gerichte, 
in deſſen Bezirke ſich die Niederlaſſung befindet, zur Ein⸗ 
tragung ins Handelsregiſter anzumelden, und er hat dabei 
„ſeine Firma zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeich⸗ 
nen“. Ahnliche Vorſchriſten zur Zeichnung der Firma oder 
der Namensunterſchrift behufs Aufbewahrung bei Gericht 
finden ſich in § 53 für den Prokuriſten, in § 108 für den 
vertretungsberechtigten Geſellſchafter der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft, in $ 195 für die Mitglieder des Vorſtandes der 
Aktiengeſellſchaft. Dieſe Vorſchriften, die ſchon dem All⸗ 
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gemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuche bekannt waren, be⸗ 
zwecken, wie bei deſſen Beratung hervorgehoben worden iſt, 
den Beteiligten eine möglichſt ſichere Unterlage für die im 
Handelsverkehre häufig erforderliche Prüfung der Echtheit 
von Unterſchriften zu gewähren. 

In Zuſammenhang damit ſteht die Vorſchrift des § 12, 
der in Abſ. 1 beſtimmt: 

„Die Anmeldungen zur Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter ſowie die zur Aufbewahrung bei dem Gerichte 
beſtimmten Zeichnungen von Unterſchriften ſind perſön⸗ 
lich bei dem Gerichte zu bewirken oder in öffentlich 
beglaubigter Form einzureichen.“ 

Das Geſetz eröffnet demnach für die Zeichnungen von 
Unterſchriften einen zwiefachen Weg: die perſönliche Bewirkung 
80 dem Gerichte und die Einreichung in öffentlich beglaubigter 

orm. 

| Was den hier allein in Betracht kommenden zweiten 
Weg anlangt, ſo könnte allerdings auf den erſten Blick die 
Annahme gerechtfertigt erſcheinen, daß das Geſetz hiermit die 
in § 183 des Geſetzes über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit geregelte „Beglaubigung einer Unter⸗ 
ſchrift“ im Auge habe. Für richtig kann dieſe Annahme 
aber nicht gelten. 

Die ung des § 183 fteht in Verbindung mit 


8 129 

„Iſt durch Geſetz für eine Erklärung öffentliche Be⸗ 
glaubigung vorgeſchrieben, ſo muß die Erklärung ſchrift⸗ 
lich abgefaßt und die Unterſchrift des Erklärenden von 
der zuſtändigen Behörde oder einem zuſtändigen Be⸗ 
amten oder Notar beglaubigt werden.“ 

Mit Rückſicht hierauf verfügt § 183 in Abſ. 1: 

„Die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung einer 
Unterſchrift darf nur erfolgen, wenn die Unterſchrift 
in Gegenwart des Richters oder des Notars vollzogen 
oder anerkannt wird.“ 

Es handelt ſich demnach bei dieſer geſetzlichen Vorſchrift 
um Fälle, in denen eine Unterſchrift abgegeben wird behufs 
Genehmigung einer ſchriftlich abgefaßten Erklärung von 
rechtsgeſchäftlicher Bedeutung, alſo um Urkunden, deren Be⸗ 
weiskraft in § 416 ZPO. geregelt ift. Bei der öffentlichen 
Beglaubigung einer derartigen Unterſchrift begnügt ſich das 
Geſetz damit, daß die Unterſchrift von dem Erklärenden auch 
nur anerkannt wird, ſieht alſo davon ab, ihre tatſächliche 
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perſönliche Vollziehung durch den Erklärenden durch ein be⸗ 
hördliches Zeugnis ſicher zu ſtellen. 

Bei der Zeichnung der Unterſchrift nach den angezogenen 
Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs aber iſt dies gerade 
der Umſtand, auf den es ankommt. Hier dient die Zeichnung 
nicht zur rechtsgeſchäftlichen Genehmigung einer „Erklärung“, 
ſondern ſie wird um ihrer ſelbſt willen abgegeben. Das 
Bild der Unterſchrift, wie ſie entſteht, wenn der Zeichnende 
ſie perſönlich bewirkt, ſoll zu dauernder Aufbewahrung ge⸗ 
ſchaffen werden. Es iſt die eigenhändige „Vornahme der 
Zeichnung“ (vgl. die Faſſung des $ 14 HGB.), deren Be 
urkundung hier in Frage ſteht. 

Wenn das Geſetz demnach für dieſen Akt „die Ein⸗ 
reichung in öffentlich beglaubigter Form“ vorſchreibt, ſo er⸗ 
gibt ſich damit ohne weiteres, daß hierfür die in § 183 
Freiw. Ger. Geſ. zugelaſſene Beglaubigung, die auch bei einer 
bloßen Anerkennung der Unterſchrift geſtattet iſt, nicht unter 
allen Umſtänden ausreicht, daß vielmehr eine ſolche Be⸗ 
glaubigung gefordert werden muß, aus der ſich die perſön⸗ 
en Vollziehung der Unterſchrift durch den Zeichnenden 
ergibt. 

Im vorliegenden Falle hat ſich der Notar bei der Be⸗ 
glaubigung des Schriftſtücks vom 16. Mai 1902 nun zwar 
nicht einer nach § 183 Freiw. Ger. Geſ. zuläſſigen Wendung 
bedient, die es unentſchieden läßt, ob die Unterſchrift in ſeiner 
Gegenwart vollzogen oder bloß anerkannt iſt; er hat vielmehr 
ausdrücklich bezeugt, daß die Unterſchrift eigenhändig vor ihm 
gefertigt worden ſei. Aber dieſes Zeugnis bezieht ſich nur 
auf die letzte, die ganze Erklärung abſchließende Unterſchrift, 
bei deren Abgabe M. M. auch nur ſeinen bürgerlichen Namen, 
nicht aber die mit einem Zuſatze (§ 18 Abſ. 2 HGB.) ver⸗ 
ſehene Firma gezeichnet hat. Für die im Texte der Urkunde 
enthaltene Firmenzeichnung aber fehlt es an jeder Beglaubi⸗ 
gung, daß auch ſie eigenhändig von M. M. gefertigt worden 
ſei. Es liegt dafür nur ſein eigenes Anerkenntnis vor, mit 
dem ſich das Geſetz nicht begnügt. 

Hiernach mußte die weitere Beſchwerde als unbegründet 
zurückgewieſen werden. 


Anmerkung. Die vorſtehende Begründung durfte zu der 
allgemeinen über die Firmenzeichnung des Einzelkaufmanns 
hinausgehenden Faſſung in der Überſchrift Veranlaſſung geben 
und zwar außer den in der Entſcheidung ſelbſt angegebenen 


Rechtsſprüche. 265 


Fällen rückſichtlich der Liquidatoren (HGB. $ 153), der voll⸗ 
haftenden Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft (HGB. 
§ 161), der Prokuriſten einer Aktiengeſellſchaft (H GB. $ 238), 
der Liquidatoren einer Aktiengeſellſchaft (668. § 296 Ziff. 4), 
der vollhaftenden Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien und deren Liquidatoren (HGB. § 320), des Vor⸗ 
ſtandes und der Liquidatoren einer Genoſſenſchaft (Genoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetz, Faſſung vom 20. Mai 1898, 88 28 Ziff. 3, 84 
Ziff. 3), der Geſchäftsführer und Liquidatoren einer Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung (Reichsgeſetz, betreffend dieſe 
Geſellſchaften, Faſſung vom 20. Mai 1898 (§8 39 Ziff. 3, 
67 Ziff. 4), des Vorſtandes und der Liquidatoren eines Ver⸗ 
ſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit (Reichsgeſetz über die 
n vom 12. Mai 1901 88 31 
iff. 2, 47). 

Wenn in der Begründung hervorgehoben iſt, daß die 
Hinterlegung der Firmenzeichnung bezw. der Unterſchriften 
vom Geſetz verlangt ſei, um den Beteiligten eine möglichſt 
ſichere Unterlage für die im Handelsverkehr häufig erforder⸗ 
liche Prüfung der Echtheit von Unterſchriften zu gewähren, 
jo ift dies gewiß richtig; dagegen ſteht tatſächlich feft (val. 
dieſe Zeitſchrift Bd. LIII S. 193), daß die Einſichtnahme 
der Firmenzeichnung bezw. der Unterſchriften in den Handels⸗ 
regiſterakten, man darf ſagen, niemals vorgenommen iſt. Es 
tritt hinzu, daß die Anderung der Firmenzeichnung bezw. der 
Unterſchrift, trotz Hinterlegung, ſtets freiſteht. 

Daß die Schreibensunkunde oder körperliche Schreibens⸗ 
behinderung der mit der Hinterlegung der Firmenzeichnung 
bezw. Unterſchrift in Verbindung ſtehenden Eintragung in 
das Firmenregiſter dieſer nicht im Wege ſteht, wird nirgends 
angezweifelt. Vgl. Keyßner, Kommentar zum Allg. D. 
HGB. Anm. 4 zu Art. 19. Derſelbe, Liquidation der 
offenen Handelsgeſellſchaft S. 85. Derſelbe, Aktiengeſell⸗ 
ſchaften (1873) S. 112. Anſchütz und v. Völderndorff, 
Kommentar zum Allg. D. HGB. Bd. I S. 165. Dieſe 
Zeitſchrift Bd. VIII S. 543, Bd. X S. 393. Oberſter öſterr. 
Gerichtshof, Urteil vom 5. September 1898; Wiener Juriſt. 
Bl. 1879 S. 219. 
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3. Unbefugter Gebrauch einer Firma. Firmenznſätze 1). 
Ortsbezeichnung. Fabrik. 
Urteil des Reichsgerichts I. Ziv. Senat vom 20. März 1903. 
Entſch. des Reichsgerichts in Ziv. Sachen Bd. LIV S. 183. 
1. Bei der Erweiterung des Art. 16 Abſ. 2 
in § 18 Abſ. 2 HGB.s handelt es fiğ darum, 
tatſächlich falſche, zur Täuſchung des Publikums 
geeignete Angaben als Firmenzuſätze auszu⸗ 
ſchließen, während von dem Verbote freibleiben 
tatſächlich wahre Angaben, welche in der Form 
von Zuſätzen zu der Namenfirma über die Art 
oder den Umfang des Geſchäfts oder die Ber: 
hältniſſe des Geſchäftsinhabers gemacht werden 
oder ſonſt zur Unterſcheidung der Perſon oder 
des Geſchäfts dienen. 


2. Die Freiheit der Firmenzuſätze, ſo weit fie 
hiernach gewährt iſt, iſt nicht davon abhängig, 
ob ein anderer Geſchäftsinhaber ſich an dem⸗ 
ſelben Orte befindet, auf deſſen Geſchäft die 
freigeſtellten Angaben über die Art oder den 
Umfang des Geſchäfts oder die Verhältniſſe des 
Geſchäftsinhabers gleichfalls zutreffen, mag er 
ſelbſt von der auch ihm zu Gebote ſtehenden 
Freiheit, in dieſen Beziehungen einen Zuſatz 
zur Firma zu machen, Gebrauch gemacht haben 
oder nicht. 

Dies gilt namentlich von der Ortsangabe 
des Handelsgeſchäfts in der Firma. 


3. Anlangend die Bezeichnung „Fabrik“ 2), fo 
darf mit dieſem Namen ein gewerbliches Unter⸗ 


1) Vgl. Bd. LIII S. 187 dieſer n 
2) Eine Begriffsbeſtimmung von Fabrik, wofür L. Goldſchmidt, 
„Handbuch des N: Bd. I (2. Aufl.) $ 46, „Groß⸗ und 
Kleinhandel; Fabrik und Handwerk“, eine undergängliche Grund⸗ 
lage bleibt, iſt weder in der Gewerbeordnung noch in anderen 
Reichsgeſetzen gegeben. Bor Kayſer⸗Steiniger, Gewerbeord⸗ 
nung 3. Aufl. S. 416; Neukamp, Gewerbeordnung 6. Aufl. 
S. 202, 352. Das Reichsgericht, Entſch. in Strafſachen, beſaßt ſich 
mit dem Begriff Bd. XXIV S. 181, Bd. XXV S. 2, Bd. XX VI 
S. 161, 189. Aus dem Urteil des II. Strafſenats vom 30. De⸗ 
zember 1902 (Entſch. des RG.8 in Strafſachen Bd. XX XVI S. 37) 

ſei nachſtehendes wörtlich mitgeteilt: 

„Das Urteil der Vorinſtanz beruht auf der Annahme, daß 
das Geſchäftsetabliſſement des Angeklagten nicht als Fabrik im 
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nehmen bezeichnet werden, das nach den An— 
ſchauungen des Verkehrs als Fabrik gilt und 


Sinne der Gewerbeordnnug anzuſehen fei. Dieſe Annahme 
wird von der Reviſion mit Recht angefochten. 

Zutreffend geht der Vorderrichter davon aus, daß die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob ein Geſchäftsbetrieb ſich als ein fabrik⸗ 
mäßiger oder als ein handwerksmäßiger darſtelle, eine im 
weſentlichen tatſächliche, von der konkreten Geſtaltung des 
Einzelfalles abhängige ſei. 

Vgl. Rechtſpr. des RG.s in Straff. Bd. V S. 488; Entſch. 

des RG.3 in Straff. Bd. XIV S. 423—424. 

Der Grund hierfür liegt in der neueren Entwickelung der 
Gewerbeverhältniſſe, welche eine ſo mannigfache Geſtaltung der 
Arbeitsverwertung aufweiſt, daß, wie ſchon die Motive zum 
Haſtpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871 anerkennen, die ſonſt üblichen 
Unterſcheidungen, wonach im Handwerk die Handarbeit, in der 
Fabrik das mechaniſche Element vorherrſche, wonach beim Hand⸗ 
werke regelmäßig eine vollſtändige Herſtellung der Erzeugniſſe 
durch eine und dieſelbe Hand, bei der Fabrik eine Teilung der 
Arbeit unter verſchiedene Arbeitsklaſſen ſtattfinde, wonach ferner 
das Handwerk auf Beſtellung im kleinen, die Fabrik auf Vor⸗ 
rat im großen arbeite, und wonach endlich beim Handwerk der 
Meiſter mitarbeite, während in der Fabrik der Fabrikherr 
dirigiere, heutzutage nicht mehr für maßgebend zu erachten find. 

Vgl. Entſch. des RG. in Straff. Bd. VIII S. 126 —127, 

Bd. XIV S. 424. 

Kommt es aber ſonach auf die individuelle Beſchaffenheit 
des fraglichen Gewerbebetriebs an, ſo muß die Geſamtheit der 
darin beſtehenden Geſchäftseinrichtungen geprüft und danach 
beurteilt werden, ob ſolche Momente und charakteriſtiſche Merk⸗ 
male vorhanden find, welche, wenn auch nicht einzeln, ſo doch 
in ihrem Zuſammentreffen als Grundlage für die Annahme 
fabrikmäßigen Betriebes eines Geſchäfts im Gegenſatz zum bloß 
handwerksmäßigen Betriebe zu dienen vermögen. 

Bal. Entſch. des RG.s in Straäfſ. Bd. XIV S. 424. 

Als ſolche Merkmale ſind in der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts, abgeſehen von der nur nebenſächlich in Betracht kom⸗ 
menden Höhe des Umſatzes, anerkannt die Methode der Her⸗ 
ſtellung der Arbeitsprodukte und die Art der benutzten gewerb⸗ 
lichen Hilfsmittel (Maſchinen oder Werkzeuge), die Beſchaffenheit 
der eigenen Arbeitsleiſtung des Unternehmers, ſeine mehr kauf⸗ 
männiſche Tätigkeit im Gegenſatz zu der mehr techniſchen, die 
Beſchaffenheit der der Ausübung des Gewerbes dienenden 
Räumlichkeiten, die Größe der Einrichtung und die Zahl der 
Arbeiter, die Arbeitsteilung unter den letzteren, die mehr 
mechaniſche oder mehr kunſtmäßige Mitwirkung des Menſchen 
und die Anfertigung der Erzeugniſſe auf Beſtellung oder auf 
Vorrat für den Konſumenten oder für den Handel. 

Bal. Rechtſpr. des RG. in Straff. Bd. V S. 489, Bd. VI 

S. 448, Bd. VII S. 657, Bd. X S. 495; Entſch. des 
RG. in Straff. Bd. XIV S. 426. 
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nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch als ſolche 
bezeichnet wird. 
HGB. 8 18. 


Die Klägerin betrieb ſeit 1895 unter der Firma O. E. 
W. Geſellſchaft m. b. H. in R. ein Fabrikgeſchäft, in welchem 
namentlich auch Feigenkaffee hergeſtellt wurde. Der Beklagte 
hatte ein 1896 in R. gegründetes Feigenkaffeegeſchäft nebſt 
Vorräten und Maſchinen erworben und dafür die Firma 
„R.er Feigenkaffeefabrik B. S.“ angenommen und in das 
Handelsregiſter eintragen laſſen. 

Die Klägerin erhob 1902 Klage mit dem Antrage, den 
Beklagten unter Strafandrohung zu verurteilen, daß er ſich 
des Gebrauchs der Firma „R.er Feigenkaffeefabrik B. S.“ 
zu enthalten und die Löſchung dieſer Firma oder doch wenig⸗ 
ſtens die Streichung der Worte „R.er Feigenkaffeefabrik“ 
herbeizuführen habe. Der Beklagte beantragte die Abweiſung 
fag a ba er zur Führung der eingetragenen Firma be: 
ugt fei. 

Die Klage, die Berufung und endlich auch die Reviſion 
wurden zurückgewieſen. | 


Aus dem Urteil des Reichsgerichts ift hervorzuheben: 


„Es kann dahingeſtellt bleiben, ob auf Grund des § 37 
Abſ. 2 HGB. nur derjenige zur Klagerhebung berechtigt iſt, 
welcher ſich darauf zu ſtützen vermag, daß ein ihm zuſtehen⸗ 
des beſtimmtes Recht — Firmenrecht, Namensrecht, Patent⸗ 
recht, Warenzeichenrecht oder ein Recht ſonſtiger Art — ihm 
die Befugnis gewähre, zu verlangen, daß der Beklagte den 
Gebrauch einer beſtimmten Firma unterlaſſe, oder ob das 
Recht zur Klage gemäß HGB. § 37 Abſ. 2 auch demjenigen 
zuſteht, welcher ſich nur allgemein darauf berufen kann, daß 
das Verhalten des Beklagten darauf abziele, in das Abſatz⸗ 
gebiet des Klägers auf dem Wege der Irreleitung des Publi⸗ 
kums einzugreifen und ihn in dem berechtigten Genuß wirt⸗ 


Dabei ift jedoch wiederholt und insbeſondere auch hinfichtlich 
des Arbeitens auf Beſtellung oder auf Vorrat betont worden, 
daß keines der angeführten Kriterien für ſich allein ausreiche, 
im Falle des Vorhandenſeins den Begriff der Fabrik zu erfüllen 
und im Falle des Nichtvorhandenſeins ihn auszuſchließen, daß 
aber das Zuſammentreffen einer Mehrzahl jener Kriterien zur 
Erfüllung des Begriffes im Einzelfalle geeignet ſei. 

Vgl. Entſch. des RG.s in Straff. Bd. XIV S. 425 unten, 

Bd. VIII S. 128 oben.“ 
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50 Güter zu ſtören. Denn unzweifelhaft gewährt 
$ 37 Abſ. 2 HGB. nur dagegen Schutz, daß ein anderer 
eine beſtimmte Firma unbefugt gebraucht. Die Berufung 
auf $ 37 Abſ. 2 HGB. wird ſomit im vorliegenden Falle 
dann wirkungslos, wenn der Beklagte zur Führung der Firma 
„R.er Feigenkaffeefabrik B. S.“, die er tatſächlich in ſeinem 
geſchäftlichen Verkehre gebraucht, nach den beſtehenden Ge⸗ 
fetzen befugt iſt. Dies aber hat das Berufungsgericht ohne 
Rechtsirrtum bejaht. Daß an ſich dieſe Firma von der 
Firma der Klägerin „O. E. W., Geſellſchaft m. b. H.“ ſich 
genügend unterſcheidek, beſtreitet die Klägerin ſelbſt nicht. 
Sie beſtreitet aber die Zuläſſigkeit des Beiſatzes „R.er Feigen⸗ 
kaffeefabrik“ zum Namen B. S., weil dieſer Zuſatz nicht zur 
Unterſcheidung des von dem Beklagten betriebenen Geſchäfts 
von anderen diene, ſondern gerade darauf berechnet ſei, daß 
das jüngere Geſchäft des Beklagten mit dem älteren, ſich 
des beſten Rufes erfreuenden Geſchäfte der Klägerin ver⸗ 
wechſelt, und durch den erwähnten Beiſatz beim Publikum 
die irrige Meinung hervorgerufen werde, daß die „R.er 
Feigenkaffeefabrik B. S.“ mit der altbewährten Feigenkaffee⸗ 
fabrik der Klägerin identiſch ſei. 1 ſei dieſer Zuſatz 
durch die Beſtimmung des $ 18 Abſ. 2 HGB. verboten. 
Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts ift indeſſen der Bulag „Rier Feigenkaffeefabrik“, 
welchen der Beklagte neben ſeinem Namen in ſeine Firma 
aufnahm, mit Recht als zuläſſig erachtet worden. Wie die 
Denkſchrift zu dem Entwurf des Handelsgeſetzbuchs S. 37 
hervorhebt, gaben Veranlaſſung zur Schaffung der neuen 
Beſtimmung des § 18 Abſ. 2 die allgemeinen Klagen dar⸗ 
über, daß die Firmenzuſätze vielfach marktſchreieriſche An⸗ 
preiſungen und tatſächlich falſche, zur Täuſchung des Publi⸗ 
kums geeignete Angaben enthielten, denen entgegenzutreten 
zweckmäßig erſchien, obwohl bereits durch das Geſetz über 
die Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes gewiſſen Miß⸗ 
bräuchen wirkſam entgegengetreten werden konnte. In dieſem 
Sinne fand man es für angezeigt, nicht allein, wie in dem 
Art. 16 Abſ. 2 des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs, 
Zuſätze zu verbieten, welche ein Geſellſchaftsverhältnis an⸗ 
deuten, ſondern das Verbot dahin zu erweitern, daß alle 
Zuſätze verboten werden, die geeignet ſind, eine Täuſchung 
über die Art oder den Umfang des Geſchäfts oder die Ver⸗ 
hältniſſe des Geſchäftsinhabers herbeizuführen, während Zu⸗ 
ſätze, die zur Unterſcheidung der Perſon oder des Geſchäfts 
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dienen, nach wie vor geſtattet blieben. Es hat ſich ſomit 
bei dieſer Erweiterung des alten Art. 16 Abſ. 2, gegen welche 
im Verlaufe der Beratungen über den Geſetzentwurf von 
keiner Seite eine Erinnerung erhoben worden iſt, darum 
gehandelt, tatſächlich falſche, zur Täuſchung des Publikums 
geeignete Angaben als Firmenzuſätze auszuſchließen, während 
von dem Verbote frei geblieben ſind tatſächlich wahre An⸗ 
gaben, welche in der Form von Zuſätzen zu der Namensfirma 
über die Art oder den Umfang des Geſchäfts oder die Ver⸗ 
hältniſſe des Geſchäftsinhabers gemacht werden oder ſonſt 
zur Unterſcheidung der Perſon oder des Geſchäfts dienen. 
Die Freiheit der Firmenzuſätze, ſoweit ſie hiernach gewährt 
iſt, iſt auch nicht davon abhängig gemacht, ob ein anderer 
Geſchäftsinhaber ſich an demſelben Orte befindet, auf deſſen 
Geſchäſt die freigeſtellten Angaben über die Art oder den 
Umfang des Geſchäfts oder die Verhältniſſe des Geſchäfts⸗ 
inhabers gleichfalls zutreffen, mag er ſelbſt von der auch 
ihm zu Gebote ſtehenden Freiheit, in dieſen Beziehungen 
einen Zuſatz zur Firma zu machen, Gebrauch gemacht haben 
oder nicht. 

Es kann hiernach der Reviſion nicht zugegeben werden, 
daß ein unbefugter Gebrauch der Firma „Rier Feigenkaffee⸗ 
fabrik B. S.“ nach dem geltenden Firmenrecht auch dann 
vorliegen könnte, wenn der Zuſatz neben dem Namen des 
Geſchäftsinhabers tatſächlich richtige Angaben enthält. Das 
aber iſt der Fall. Denn ſoweit die Bezeichnung „Fabrik“ 
in Frage ſteht, geht das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum 
davon aus, daß mit dieſem Namen ein gewerbliches Unter⸗ 
nehmen bezeichnet werden darf, das nach den Anſchauungen 
des Verkehrs als Fabrik gilt und nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch als ſolche bezeichnet wird. Die tatſächlichen 
Feſtſtellungen, welche das Berufungsgericht über den Umfang 
der gewerblichen Anlage des Beklagten und die Art ihres 
Betriebes getroffen hat, genügen, um den von der Vorinſtanz 
gezogenen Schluß zu rechtfertigen, daß die Bezeichnung des 
Geſchäfts als Feigenkaffeefabrik nicht wahrheitswidrig iſt. 
Was aber die Bezeichnung der Fabrik nach dem örtlichen 
Sitz des Geſchäfts als R.er Feigenkaffeefabrik betrifft, To 
geht aus dem Inhalt des § 18 Abſ. 2 hervor, daß eine 
derartige zuſätzliche Bezeichnung eines Geſchäfts für jedermann 
freigegeben iſt, und der erkennende Senat hat bereits in dem 
Urteile vom 4. November 1893 in Sachen der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft Lauchhammer, vereinigte vormals Gräfl. E.ſche Werke 
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wider die Lauchhammer Kohlenwerke B. & L. und Genoſſen!) 
ausgeführt, daß die zuſätzliche Aufnahme des örtlichen Sitzes 
eines Geſchäfts in eine Firma für eine andere Firma, welche 
ſich nach ihrem Geſamtnamen von der erſten genügend und 
dem Geſetze entſprechend unterſcheidet, kein Hindernis ſein 
kann, den gleichen örtlichen Sitz zuſätzlich in ihre Firma auf⸗ 
zunehmen. Die entgegengeſetzte Auffaſſung der Reviſion 
würde dahin führen, daß überall da, wo bisher ein Geſchäft 
beſtimmter Art nur in der Einzahl beſtand, dem Gründer 
eines zweiten Geſchäfts derſelben Art verwehrt wäre, ſeine 
Firma durch ſeinen Namen mit dem Zuſatz der Art des 
Geſchäfts und ſeines örtlichen Sitzes zu bilden, obwohl § 18 
Abi. 2 HGB.s zu wahrheitsgetreuen Zuſätzen dieſer Art die 
Befugnis ausdrücklich gewährt. Das liefe auf ein Privi⸗ 
legium des zuerſt errichteten Geſchäfts jeder Art hinaus, 
welches dem Geſetze völlig fremd iſt. Dem Beklagten war 
ſomit, wie das Berufungsgericht mit Recht angenommen hat, 
nach den Grundſätzen des Firmenrechts nicht verwehrt, ſeine 
Firma in der Weiſe zu bilden, daß er ſeinem Namen B. S. 
den Zuſatz „Ner Feigenkaffeefabrik“ gab. Zur Führung 
dieſer Firma iſt er befugt. 


4. Eintragung der Befugnis des Prokuriſten zu Verfügungen 
über Grundſtücke in das Handelsregiſter. 
Beſchluß des zn... Berlin I Ziv. Senat vom 


22. Dezember 1902. — Jahrbuch der Entſcheidungen des 
Kammergerichts Bd. XXV (N. F. Bd. VI) S. A 250. 


* Wird die Prokura auf die Befugnis zur 
Veräußerung und Belaſtung von Grundſtücken 
ausgedehnt, ſo iſt dieſe Erweiterung zur Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter geeignet. 

HGB. $ 49 Abſ. 2, § 53. 


Das Tatſächliche kann dahin zuſammengefaßt werden, 
daß von den Geſchäftsherren die 1 in das Handels⸗ 
regiſter beantragt wurde: „Der Prokuriſt C. iſt ermächtigt, 
Immobilien zu belaſten und zu veräußern.“ — Die Ein⸗ 
tragung wurde vom Amtsgericht und Landgericht Köln ab- 


1) Die Entſcheidung ift im Auszuge abgedruckt bei Bol ze, Praxis 
Bd. XVII Nr. 123. 
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gelehnt, namentlich weil der Prokuriſt zur Veräußerung und 
Belaſtung von Grundſtücken einer Spezialvollmacht bedürfe, 
ſolche Spezialvollmachten aber nicht eintragungsfähig ſeien. 
„ Beſchwerde iſt vom Kammergericht ſtattgegeben 
worden. 

Nachdem in den Gründen über die Vorverhandlungen, 
welche zu der Faſſung des Art. 42 Allg. D. HGB.s, $ 49 
neuen HGB.3 geführt haben, berichtet worden ift, heißt es 
weiter: 

„Allerdings wird das Handelsregiſter von dem Grund⸗ 
ſatze beherrſcht, daß keine anderen Eintragungen ſtatthaft 
ſind, als die im Geſetz angeordneten (altes HGB. Art. 12). 
Der § 53 HGBis beſtimmt aber, daß die Erteilung der 
Prokura von dem Inhaber des Handelsgeſchäfts in das 
Handelsregiſter anzumelden iſt, und beim Schweigen des 
Geſetzes wird man annehmen müſſen, daß die Prokura ſo, 
wie ſie erteilt und angemeldet iſt, auch einzutragen iſt. 
Selbſtverſtändlich ſind überflüſſige Eintragungen als ver⸗ 
wirrend dem Handelsregiſter fernzuhalten. Es würde alſo 
eine Eintragung dahin unzuläſſig ſein, daß alle diejenigen 
Befugniſſe als dem Prokuriſten verliehen aufgeführt werden, 
zu denen er kraft Geſetzes bereits befugt iſt. Weſentlich 
anders liegt der Fall, wenn der Prinzipal, wie hier, die 
Prokura über ihren geſetzlichen Umfang hinaus gemäß § 49 
Abſ. 2 ausgedehnt hat. Hier hat er ein erhebliches Intereſſe 
an der Eintragung, weil hierdurch die Tatſache der erweiterten 
1 1 in einer für jedermann ſichtbaren Weiſe bekannt 
wird.“ — 


Aumerkung. Auf eine Nachprüfung der Entwickelung 
aus den Vorverhandlungen ſei nicht eingegangen; es darf 
daran feſtgehalten werden, daß die Zuläſſigkeit der Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter eine geſchloſſene iſt, wie das 
auch in den Gründen anerkannt iſt. Ich muß deshalb die 
Ermächtigung von Prokuriſten zu den in HGB. Art. 42 
Abſ. 2 bezw. § 49 Abſ. 2 vorgeſehenen Rechten für eine 
Beurkundung im Handelsregiſter für ungeeignet erachten. 
Die Dauer der Beweiskraft eines Zeugniſſes über die im 
Handelsregiſter zur Zeit der Ausſtellung vorfindliche Ein⸗ 
tragung der Vertretungsmacht des Prokuriſten, anlangend 
Veräußerung und Belaſtung von Grundſtücken (vgl. Beſchl. 
des Kammergerichts vom 14. Mai 1900, in diefer Zeit: 
ſchrift Bd. LI S. 227 und die Anmerkung daſelbſt), aus⸗ 
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zudehnen, dürfte überaus bedenklich werden, wie ich ſolcher 
Erſtreckung der Beweiskraft denn auch ſtets grundſätzlich 
entgegengetreten bin. Das Kammergericht hat, die Prokuriſten 
a im na vom 18. April 1900 (Jahrbuch der 
Entſch. B N. F. Bd. I S. A 73) zutreffend gejagt, 
daß die ss N 35 der Grundbuchordnung auf die Prokuriſten 
ſich nicht beziehen. Die hier fragliche Beurkundung der 
erweiterten Vertretungsmacht im Handelsregiſter dürfte damit 
unverwertbar werden. 

Seitdem der Art. 42 Abſ. 2 im A. D. HGB. Platz fand, 
haben ſich die Handelsverkehrsverhältniſſe gewaltig verändert, 
die Grundſtücke im ganzen oder zerteilt ſind zum Gegenſtand 
des Handels geworden (HGB. $ 2), der Art. 275 des A. 
D. HGBis ift geſtrichen. Bei der Umarbeitung des A. D. 
HGB. für das neue Jahrhundert konnte das bewährte Ver: 
trauen auf die Prokuriſten ohne wirtſchaftliche Bedenken ſich 
auf Veräußerung und Belaſtung von Grundſtücken erſtrecken. 
$ 49 Abſ. 2 HGB.s konnte geſtrichen werden. Die Frage 
der erweiterten Vertretungsmacht des Prokuriſten wäre damit 
erledigt geweſen. 

Die jetzt bewilligte Kundbarmachung der Vertretungs⸗ 
macht des Prokuriſten zur Veräußerung und Belaſtung von 
Grundſtücken des Geſchäftsherrn durch Eintragung der Er⸗ 
weiterung in das Handelsregiſter ſtellt ſich mir als ein 
Beweis der Tatſache dar, daß der Handel auch den Verkehr 
in Grundſtücken erfaßt hat, was in § 2 des Handelsgeſetz⸗ 
buches bereits geborgen iſt. Dr. Keyßner. 


5. Fortſetzung einer bereits als aufgelöſt in das Haudels⸗ 
regiſter eingetragenen offenen Handelsgeſellſchaft mit über⸗ 
tragung des Handelsgeſchäfts und deſſen Firmenrecht an einen 
früheren Geſellſchafter ); Eintragung der Fortſetzung in das 
Handelsregiſter. 
Beſchluß des Kammergerichts 1. Ziv. Senat vom 27. N os 
vember 1902. Entſcheidungen in Angelegenheiten der 
freiw. Gerichtsbarkeit, zuſammengeſtellt im Reichs⸗Juſtizamt Bd. III 
S. 183 ff. . der Entſcheidungen des Kammergerichts 
XXV (N. F. Bd. VI) S. A 78. 
Die 1 einer bereits als aufgelöſt 
in das Handelsregiſter eingetragenen offenen 


1) Vgl. Keyßner, Die Erhaltung der Handelsgeſellſchaft gegen die 
Auflöſungsgründe. Berlin 1870, Karl Heymann. 
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Handelsgefellſchaft unter den früheren Geſell⸗ 
ſchaftern iſt zuläſſig, ſo lange noch nicht eine 
Vermögensabwickelung unter ihnen ſtattgefun⸗ 
den hat. 

Die Fortſetzung bleibt auch zuläſſig, wenn 
das Handelsgeſchäft mit dem Firmenrecht als auf 
einen der früheren Geſellſchafter übergegangen 
in das Handelsregiſter eingetragen war. 

Auf übereinſtimmenden Antrag der Geſell⸗ 
ſchafter iſt die frühere Eintragung der offenen 
Handelsgeſellſchaft wieder herzuſtellen. 

HGB. 8 131 Ziff. 2, 8 156. 


Im Handelsregiſter des Amtsgerichts in M. war ſeit 
dem 28. September 1891 die offene Handelsgeſellſchaft „C. H. 
Nachf.“ in M. mit den Teilhabern Otto V. und Hermann G. 
und als Geſellſchaftsbeginn der 15. September 1891 ein⸗ 
getragen. Am 24. Dezember 1901 meldeten die beiden Ge⸗ 
ſellſchafter zur Eintragung an: die Geſellſchaft ſei aufgelöft; 
Otto V. führe das Geſchäft ohne Anderung der Firma fort; 
Hermann G. gebe hierzu ſeine Einwilligung. Im Regiſter 
wurde darauf an demſelben Tage zu der Firma vermerkt: 

„Der bisherige Geſellſchafter . . .. Otto V. ift 
alleiniger Inhaber der Firma. Die Geſellſchaft iſt 
aufgelöſt.“ 

Am 13. Auguſt 1902 haben Otto V., Hermann G. 
und deſſen Frau Anna, geb. H., als neu hinzutretende Ge⸗ 
ſellſchafter bei dem Amtsgerichte zur Eintragung in das 
Handelsregiſter folgendes angemeldet: O. V. und H. G. 
ſeien zwar dahin übereingekommen, daß die Geſellſchaft 
„C. H. Nachf.“ aufgelöſt und daß das gemeinſchaftliche 
Handelsgeſchäft von Otto V. unter Beibehaltung der alten 
Firma fortgeſetzt werden ſolle; ſie hätten indeſſen die zwiſchen 
ihnen beſtehende Rechtsgemeinſchaft noch nicht aufgehoben 
und eine Auseinanderſetzung noch nicht vorgenommen; heute 
ſeien ſie dahin übereingekommen, daß das betreffende Handels⸗ 
gewerbe von ihnen beiden wieder unter Beibehaltung der 
Firma „C. H. Nachf.“ betrieben werden ſolle, und zwar 
von heute ab; zu dieſem Zwecke hätten ſie beſchloſſen, die 
Rechtsgemeinſchaft von heute ab wieder in eine offene Handels⸗ 
geſellſchaft zurück zu verwandeln, alſo die aufgelöſte Geſell⸗ 
ſchaft wieder herzuſtellen; die Firma „C. H. Nachf.“ ſei ſo⸗ 
mit wieder die Firma der offenen Handelsgeſellſchaft mit 
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den Teilhabern Otto V. und Hermann G. und mit dem 
Sitze in M.; ferner hätten ſie beſchloſſen, daß die Frau 
Anna G. geb. H. in die offene Handelsgeſellſchaft „C. H. 
Nachf.“ als neuer Geſellſchafter eintreten und daß ungeachtet 
dieſer Veränderung die bisherige Firma fortgeführt werden 
ſolle; der Eintragungsvermerk möge ſo gefaßt werden, „daß 
daraus die Identität der Geſellſchaft, die jetzt von uns dreien 
gebildet wird, mit derjenigen Geſellſchaft, die am 
28. September 1891 eingetragen wurde, ohne weiteres er⸗ 
hellt.“ Das Amtsgericht hat dieſe Anmeldung, ſoweit dies 
in Betracht kommt, mit folgender Begründung beanſtandet: 
eine die Identität der Geſellſchaften klarſtellende Eintragung 
ſei unzuläſſig, weil nach der Anmeldung die neue Geſellſchaft 
am 13. Auguſt 1902 begonnen habe; die neue Geſellſchaft 
ſei ſchon wegen des Eintritts eines dritten Geſellſchafters mit 
der alten nicht identiſch; ferner habe die alte Geſellſchaft 
durch die Auflöſung für immer ihr Ende gefunden, und jede 
Vereinigung der früheren Geſellſchafter zu demſelben Geſchäfte 
ſtelle ſich rechtlich als eine neue Geſellſchaft dar. Die Geſell⸗ 
ſchafter haben hiergegen Beſchwerde erhoben mit der Aus⸗ 
führung: die Geſellſchaft ſei keineswegs durch die Auflöſung 
für immer beſeitigt; die Geſellſchafter Otto V. und Her⸗ 
mann G. ſeien zwar über die Beendigung des gemeinſamen 
Betriebs, nicht aber ſchon über die Verwertung der zum 
Geſellſchaftsvermögen gehörenden Grundſtücke u. f. w. einig 
geweſen; die Fortführung des Geſchäfts durch Otto V. allein 
habe nur verſuchsweiſe ſtattgefunden. Das Landgericht hat 
die Beſchwerde zurückgewieſen. Auf die weitere Beſchwerde 
ſind von dem Kammergerichte die Vorentſcheidungen auf⸗ 
gehoben. 

Aus den Gründen iſt hervorzuheben: 

„Unter der Herrſchaft des alten Handelsgeſetzbuchs wurde 
darüber geſtritten, inwieweit eine aufgelöſte offene Handels⸗ 
geſellſchaft noch nachträglich zufolge Vereinbarung der ſämt⸗ 
lichen Geſellſchafter fortgeſetzt werden könne. Das Reichsgericht 
ging in einem Falle, in welchem die offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft durch das über ihr Vermögen eröffnete Konkursverfahren 
aufgelöſt, demnächſt aber dieſes Konkursverfahren durch 
Zwangsvergleich beendigt war, von der Zuläſſigkeit der Ver⸗ 
einbarung einer ſolchen Fortſetzung aus (Entſch. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. XXVII S. 130). Auf den Boden dieſer Recht⸗ 
ſprechung hat die Denkſchrift zum Entwurfe des neuen 
Handelsgeſetzbuchs ſich geſtellt. Sie erwähnt zunächſt die 
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gedachte Streitfrage, hebt die Wichtigkeit ihrer Entſcheidung 
für verſchiedene Rechtsverhältniſſe hervor und bemerkt ſodann: 


„In ſachlicher Übereinſtimmung mit Art. 123 Nr. 5 
des (alten) Handelsgeſetzbuchs erkennt der § 132 des 
Entwurfs (jetzt $ 134 des Handelsgeſetzbuchs) an, daß 
eine für eine beſtimmte Zeit eingegangene und durch 
Ablauf der Zeit bereits aufgelöſte Geſellſchaft von den 
Geſellſchaftern fortgeſetzt werden kann ). In Wiſſen⸗ 
ſchaft und Rechtſprechung wird auch für den Fall, daß 
eine Handelsgeſellſchaft aus anderen Gründen als durch 
Zeitablauf aufgelöſt iſt, die Fortſetzung durch nachträg⸗ 
liche Vereinbarung der ſämtlichen bei der Auflöſung 
vorhandenen Geſellſchafter vielfach für ſtatthaft er⸗ 
klärt?). Unzweifelhaft entſpricht dieſe Auffaſſung dem 
praktiſchen Bedürfniſſe; einer allgemeinen geſetzlichen 
Anerkennung desſelben wird es indeſſen nicht bedürfen. 
Nur für den Fall einer Auflöſung der Geſellſchaft 
durch Eröffnung des Geſellſchaftskonkurſes trifft der 
§ 142 des Entwurfs ($ 144 des Handelsgeſetzbuchs) ), 
entſprechend der im § 298 ($ 307 des Handelsgeſetz⸗ 
buchs) bezüglich der Aktiengeſellſchaft gegebenen Be⸗ 
ſtimmung, eine ausdrückliche Vorſchrift in dieſem 
Sinne .... Zwar hat es das Reichsgericht ſchon 
nach dem geltenden Rechte für zuläſſig erachtet, daß 
eine durch die Eröffnung des Geſellſchaftskonkurſes auf⸗ 
gelöſte offene Handelsgeſellſchaft im Falle des Ab⸗ 
ſchluſſes eines Zwangsvergleichs von den Geſellſchaftern 
fortgeſetzt wird. Da jedoch für die Aktiengeſellſchaft 
eine ausdrückliche Beſtimmung nicht entbehrt werden 
kann, ſo empfiehlt ſich eine entſprechende Vorſchrift 
auch bei der offenen Handelsgeſellſchaft, um der An⸗ 
nahme vorzubeugen, als ob hier ein anderes gelten 
fole .. .. (Denkſchrift S. 102, Hahn-Mugdan, 
Materialien Bd. VI S. 274). 


1) Reyhner, Die Liquidation der offenen Handelegeſellſchaft S. 55, 
diefe Zeitſchrift Bd. X S. 363. 

2) Keyßner a. a. O. S. 5, 29. 

3) S. 7 ff. „Eröffnung a Konkurſes über die Geſellſchaft“. Hier 
iſt von Bedeutung, daß die Eintragung der Konkurkeröffnung 
(Konk. Ordn. $ 112, HGB. §§ 32. 6) vom Geſetz nicht mit der 
Eintragung der Auflöfung der Geſellſchaft und dem Erlöſchen der 
Firma verbunden iſt. 
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Wie ſich hieraus klar ergibt, fußt die Denkſchrift auf 
der durch das Urteil des Reichsgerichts befeſtigten Auffaſſung, 
daß die Fortſetzung einer aufgelöſten offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft durch Entſchließung der Geſellſchafter zuläſſig ſei. 
Dieſer Grundſatz wurde nur, offenbar eben weil er bereits 
in Wiſſenſchaft und Praxis zum Durchbruche gelangt war, 
nicht mehr der allgemeinen geſetzlichen Anerkennung bedürftig 
erachtet. Vorausgeſetzt iſt hierbei, daß das beſtehende Recht 
bereits die Möglichkeit einer ſolchen Fortſetzung gewähre. 
Lediglich zwei beſondere Fälle der Fortſetzung ſind geſetzlich 
geregelt: Einmal im § 134 des Handelsgeſetzbuchs derjenige, 
in welchem die Geſellſchaft nach dem Ablaufe der für ihre 
Dauer beſtimmten Zeit ſtillſchweigend fortgeſetzt wird. So⸗ 
dann im § 144 des Handelsgeſetzbuchs der andere, in welchem 
die Geſellſchaft durch die Eröffnung des Konkurſes über ihr 
Vermögen aufgelöſt, der Konkurs aber nach Abſchluß eines 
Zwangsvergleichs aufgehoben oder auf Antrag des Gemein⸗ 
ſchuldners eingeſtellt ift und die Geſellſchafter die Geſellfchaft 
fortſetzen wollen. Für dieſe Regelung lagen aber beſondere 
Gründe vor: für den § 134, weil er die ſtillſchweigende 
Fortſetzung der Geſellſchaft im Gegenſatze zu dem Normal⸗ 
falle der Fortſetzung durch ausdrückliche Willenserklärung 
betrifft und hier die Kündigung u. ſ. w. ordnet; für den 
§ 144 aber, weil bei der Aktiengeſellſchaft, die kraft zwingen- 
den Rechtes regelmäßig mit der Auflöſung in Liquidation 
tritt, die Möglichkeit einer Fortſetzung nach Beendigung des 
die Auflöſung nach ſich ziehenden Konkurſes ausdrücklich ge⸗ 
währleiſtet werden mußte und der Mißdeutung entgegen⸗ 
getreten werden ſollte, als ſchlöſſe dieſe für die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft erfolgte Anerkennung der Fortſetzung die entſprechende 
Fortſetzung der offenen Handelsgeſellſchaft aus. Die Hervor⸗ 
hebung der gedachten beiden Fälle einer Fortſetzung der 
offenen Handelsgeſellſchaft kann alſo nicht etwa für den 
Schluß verwertet werden, daß im übrigen eine ſolche Fort⸗ 
ſetzung unzuläſſig ſei. Es waren vielmehr beſondere Gründe 
vorhanden, welche die Hervorhebung dieſer beiden Fälle recht⸗ 
fertigten. Hierbei handelt es ſich nur um Anwendung des 
die betreffenden Ausführungen der Denkſchrift beherrſchenden 
Prinzips, daß, weil der Fortſetzung einer aufgelöſten offenen 
Handelsgeſellſchaft durch nachträgliche Entſchließung der Ge⸗ 
ſellſchafter keine geſetzliche Vorſchrift entgegenſteht, die Fort⸗ 
ſetzung auch zuläſſig ſei. Da in der Tat das Geſetz weder 
nach Wortlaut noch nach Sinn eine ſolche Fortſetzung aus⸗ 
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ſchließt, iſt ſie als ſtatthaft anzuerkennen. Mit dieſer Auf⸗ 
faſſung ſtimmt die neuere Literatur, ſoweit erſichtlich, durch⸗ 
weg überein (Komm. z. HGB. von Lehmann und Ring 
zu Buch 2 Tit. 4 Anm. 3, von Makower zu $ 131 
Anm. III, von Staub zu $ 131 Anm. 2, von Franken⸗ 
burger zu $ 144 ꝛc.). 

Nach dieſen Ausführungen waren die Geſellſchafter 
Otto V. und Hermann G., ſolange die bei der Auflöſung 
der Geſellſchaft ,C. H. Nachf. einſtweilen forterhaltene Ge: 
meinſchaft noch nicht ihre tatſächliche Erledigung gefunden 
hatte, ſolange namentlich noch Vermögen als ſolches der auf⸗ 
gelöſten Geſellſchaft vorhanden war, rechtlich in der Lage, 
die Fortſetzung der Geſellſchaft zu beſchließen. Die Geſell⸗ 
ſchafter haben behauptet, daß die gedachte Vorausſetzung für 
die Zuläſſigkeit einer Vereinbarung der Geſellſchaftsfortſetzung 
gegeben ſei, daß nämlich die Auseinanderſetzung zwiſchen 
ihnen noch keineswegs beendet und insbeſondere über die 
Geſellſchaftsgrundſtücke noch nicht verfügt ſei. Dies wäre 
von dem Amtsgerichte näher zu erörtern geweſen. Seine 
Verpflichtung zur Anſtellung von Ermittelungen, inſoweit 
der Sachverhalt nicht ohne weiteres als klargeſtellt erachtet 
wird, ergibt ſich aus § 12 des Geſetzes über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

Sofern die Geſellſchafter Otto V. und Hermann G. 
aber befugt waren, die offene Handelsgeſellſchaft ‚C. H. 
Nachf.“ fortzuſetzen, kann auch ihr Recht nicht bezweifelt 
werden, in dieſe zufolge ihrer Entſchließung fortgeſetzte Ge⸗ 
ſellſchaft die Frau Anna G. geb. H. als neuen Geſellſchafter 
aufzunehmen. 

Das Amtsgericht iſt demgemäß gehalten, die von ihm 
noch für erforderlich erachteten Ermittelungen über die An⸗ 
führungen anzuſtellen, aus denen ſich ergeben ſoll, daß zur 
Zeit der Erklärung vom 13. Auguſt 1902 die Handelsgeſell⸗ 
ſchaft „C. H. Nachf.“ noch nicht ihre tatſächliche Erledigung 
gefunden hatte. Alsdann iſt auf den Eintragungsantrag 
nach Maßgabe der vorſtehenden Gründe anderweit zu be⸗ 
finden. Die regiſtermäßige Behandlung der Sache kann hier 
ſo wenig Schwierigkeiten bereiten, wie in dem Falle des 
8 144 des HGB.s. Auf dem Regiſterblatte wird, eventuell 
unter Bezeichnung der nunmehrigen Geſellſchafter, erkenn⸗ 
bar zu machen ſein, daß eine offene Handelsgeſellſchaft 
beſteht, daß Otto V. und Hermann G. am 13. Auguſt 1902 
die Fortſetzung der aufgelöſten Geſellſchaft beſchloſſen haben 


Rechtsſprüche. 279 


und daß Frau G. in die Geſellſchaft als perſönlich haften⸗ 
der Geſellſchafter eingetreten iſt.“ 


Anmerkung. Hiermit iſt der Zuſtand der Liquidation 
gekennzeichnet (HGB. $ 156). So lange dieſer beſtand, mochte 
lediglich die Auflöſung der Handelsgeſellſchaft oder auch die 
Liquidation in das Handelsregiſter eingetragen ſein, durfte 
bei Löſchung der Eintragungen die Fortführung der alten 
Handelsgeſellſchaft mit der zeither geführten Firma ſtatthaft 
fein und für unbedenklich erachtet werden (Reyhner, Er: 
haltung der Handelsgeſellſchaft S. 14, 15). Zweifelhaft 
wird die Beurteilung des Tatbeſtandes, wenn die Liquidation 
durch Übergang des Geſchäfts mit dem Firmenrecht an einen 
Einzelkaufmann erledigt war. Hier können, nachdem die 
Handelsgeſellſchaft ihre Endſchaft erreicht hatte, trotzdem 
noch einzelne Vermögensbeſtandteile im Geſamteigentum oder 
Miteigentum der früheren Geſellſchafter verblieben ſein. 
Wird zu der tatſächlichen Auffaſſung gelangt, daß die ſeit 
Auflöſung der Geſellſchaft und Geſchäftsübertragung an 
einen Einzelnen zu Tage getretenen Tatſachen unter Zuſtim⸗ 
mung der Beteiligten beſeitigt, zu nicht geſchehen gemacht 
werden konnten, ſo kann, inſoferne es ſich nur um eine 
Regiſterverwaltungsſache handelt, zur Fortführung der alten 
offenen Handelsgeſellſchaft gelangt werden. Der Hinzutritt 
der neuen Geſellſchafterin ändert an ſolcher Beurteilung 


nichts. 
Dr. Keyßner. 


6. Unterzeichnung des Genoſſenſchaftsſtatuts im Falle der 
Abänderung durch Generalverſammlungsbeſchluß vor Ein⸗ 
tragung der Abänderung. 


ar des Kammergerichts I. Ziv. Senat vom 9. Februar 
19 — Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts 
Bd. XXV (N. F. Bd. VI) S. A 263. 


* Sind einzelne Beſtimmungen eines zur 
Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter an⸗ 
gemeldeten Genoſſenſchaftsſtatuts zufolge von 
Beanſtandungen des Regiſtergerichts vor der 
Eintragung durch Beſchluß einer Generalver⸗ 
ſammlung der Genoſſen abgeändert, und ſoll 
nunmehr die Eintragung des Statuts unter Be⸗ 


280 Rechtsſprüche. 


rückſichtigung der Abänderung erfolgen, ſo muß 

dem Gericht eine die Beſtimmungen in ihrer ab⸗ 

geänderten Faſſung enthaltende Urkunde vor⸗ 

gelegt werden, die von allen Genoſſen unter⸗ 

zeichnet iſt. 

Geſetz über die Erwerbs und e vom 8. Mai 1889, 
Faſſung vom 20. Mai 1898, § 11 Abſ. 2 Nr. 1. 


7. Nichtigkeit einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
bezw. einer Aktiengeſellſchaft wegen Formmangels des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages. 


Entſcheidung des Reichsgerichts I. Ziv. Senat vom 
13. Mai 1903 (I. 55. 1903). 


Eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
bezw. eine Aktiengeſellſchaft iſt trotz erfolgter 
Eintragung in das Handelsregiſter nichtig, wenn 
der Geſellſchaftsvertrag nicht in der vorgeſchrie⸗ 
benen gerichtlichen oder notariellen Form er⸗ 
richtet iſt. 

Die Nichtigkeit kann von jedem Geſellſchafter 
mittelſt Nichtigkeitsklage geltend gemacht wer⸗ 
den; auch ſteht dem Regiſterrichter ein amtliches 
Einſchreiten zu ). 


Reichsgeſetz, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, vom 

20. April 1892, Faſſung vom 20. Mai 1898, $$ 2, 53, 75—77. HGB. 

§§ 182, 259, 272, 273, 809—311. Reichsgeſez über die freiwillige Ge⸗ 
richtsbarkeit vom 17./20. Mai 1898 58 28, 142. 


Am 25. Februar 1899 war in das Handelsregiſter des 
Amtsgerichts Meiningen eingetragen worden, daß die bis 
dahin unter der „Firma „J. & K. Meininger Kunſt⸗ und Ver⸗ 
lagsanſtalt ...“ beſtandene offene Handelsgeſellſchaft in eine 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung umgewandelt worden 
ſei. Als Geſellſchafter ſind vier Perſonen benannt, von 
denen zwei, darunter der Kläger im Prozeß, zu Geſchäfts⸗ 
führern beſtellt waren. 

Die Eintragung erfolgte auf Grund einer von den beiden 


1) Vgl. die Anmerkung am Schluß und die daſelbſt angeführten Be⸗ 
Dal, 1 a I. Ziv. Senat in diejer Zeitſchriſt 
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Geſchäftsführern unterzeichneten Anmeldung unter Beifügung 
des Geſellſchaftsvertrages, welcher weder in gerichtlicher noch 
notarieller Form abgeſchloſſen war, und war im Eingange 
vermerkt, daß zwiſchen den vier genannten Perſonen „zur 
Gründung einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung nach 
dem Geſetze vom 20. April 1892 der nachſtehende Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag geſchloſſen wird“. Der Vertrag zeigt die 
Unterſchrift der vier Geſellſchafter nebſt notarieller Beglaubi⸗ 
gung dieſer Unterſchriften. Nachdem Kläger durch Beſchluß 
der Generalverſammlung vom 12. April 1902 als Geſchäfts⸗ 
führer abberufen war, erhob er Klage gegen die Geſellſchaft 
mit dem Antrage, zu erkennen, daß die Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung für nichtig erklärt werde. 

Die Klage war darauf geſtützt, daß der Geſellſchaft kein 
gerichtlicher oder notariell errichteter Geſellſchaftsvertrag zu 
Grunde liege. Die Beklagte beantragte Abweiſung der Klage. 
Die Zivilkammer des Landgerichts Meiningen erkannte dem⸗ 
gemäß und wurde die Berufung des Klägers vom Ober- 
landesgericht zu Jena zurückgewieſen. Auf die vom Kläger 
eingelegte Reviſion hat das Reichsgericht I. Ziv. Senat das 
Urteil des Oberlandesgerichts Jena vom 8. Dezember 1902 
aufgehoben und auf die Berufung des Klägers das Urteil 
des Landgerichts Meiningen vom 20. Juni 1902 dahin ab⸗ 
geändert: 


die Geſellſchaft J. & K. Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung in Meiningen wird für nichtig erklärt. 


Die Gründe lauten dahin: 


Die Vorinſtanzen haben nicht verkannt, daß der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag, auf Grund deffen am 25. Februar 1899 die 
beklagte Geſellſchaft in das Regiſter des herzoglichen Amts⸗ 
gerichts in Meiningen eingetragen wurde, dem Erfordernis 
der gerichtlichen oder notariellen Form, wie es durch § 2 des 
Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haf⸗ 
tung, aufgeſtellt iſt, nicht genügt und nur einen ſchriftlichen 
Vertrag mit notarieller Beglaubigung der Unterſchriften dar⸗ 
ſtellt; ſie erachten aber dieſen Mangel der Form dadurch 
geheilt, daß die beiden Geſchäftsführer der Geſellſchaft, dar⸗ 
unter der Kläger, die Geſellſchaft perſönlich unter Bezug⸗ 
nahme auf den Vertrag zur Eintragung ins Handelsregiſter 
angemeldet und die Firma gezeichnet haben, worauf ſodann 
die Eintragung der Geſellſchaft ins Regiſter auch erfolgte. 
Das Berufungsgericht pflichtet bei dieſer Sachlage der von 
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Staub in ſeinem Kommentar zum Handelsgeſetzbuche (6. 
und 7. Aufl.) S. 927 und 928 bezüglich der Aktiengeſellſchaft 
vertretenen und nun auch in dem Kommentar zu dem Geſetz, 
betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, S. 34 
Anm. 27 und S. 406 Anm. 3 II, aufrecht erhaltenen Mei⸗ 
nung bei, daß die Nichtbeobachtung der für die Errichtung 
der Geſellſchaft vorgeſchriebenen gerichtlichen oder notariellen 
Form die Nichtigkeit der einmal eingetragenen Geſellſchaft 
nicht zur Folge habe, vielmehr nach der Faſſung des § 309 
des HGBi.s bezüglich der Aktiengeſellſchaften, wie des § 75 
des Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung, bezüglich dieſer letzteren angenommen werden müſſe, 
daß der Mangel der geſetzlich vorgeſchriebenen gerichtlichen 
oder notariellen Form durch die Eintragung der Geſellſchaft 
ins Handelsregiſter geheilt ſei. 

Dieſe Auffaſſung iſt jedoch rechtsirrig und entbehrt der 
geſetzlichen Grundlage. 

Gegenüber dem urſprünglichen Entwurf, welcher für die 
Errichtung einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ledig⸗ 
lich die ſchriftliche Form des Geſellſchaftsvertrages erfordert 
hatte, iſt im Laufe der Beratungen des Entwurfs aus wohl 
erwogenen Gründen, um die Bedeutſamkeit der bezüglichen 
Willenserklärungen der Beteiligten zum vollen Bewußtſein 
zu bringen, das Erfordernis feſtgeſetzt worden, daß der Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag des Abſchluſſes in gerichtlicher oder notarieller 
Form bedürfe. Dieſes Erfordernis wurde zum Geſetz. In⸗ 
ſoweit wurde im öffentlichen Intereſſe für die Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung dieſelbe zuverläſſige Errichtungs⸗ 
grundlage gefordert, welche der Art. 209 des A. D. HGB. 
für die Errichtung des Aktiengeſellſchaftsvertrages vorſchrieb. 
Dieſe Beſtimmungen ſind zwingenden Rechts; ihre Nicht⸗ 
beachtung hatte gemeinrechtlich die Nichtigkeit der Geſellſchaft 
zur Folge, wie dies bezüglich der Aktiengeſellſchaft von 
Behrend, Handelsrecht S. 717; Kayſer, Kommandit: 
geſellſchaften auf Aktien und Aktiengeſellſchaften (2. Aufl.) 
Anm. 5 zu Art. 209; Peterſen und Pechmann, Supple⸗ 
ment zu Puchelt S. 30 Nr. 4; Lehmann in Iherings 
Jahrb. Bd. XXXII S. 413 und auch von Staub, Kom: 
mentar (5. Aufl.) $ 3 zu Art. 309 S. 387, wo er freilich 
die Nichtigkeit für heilbar erachtet, anerkannt war. Aller⸗ 
dings fehlte es unter dem alten Recht an einer geſetzlichen 
Beſtimmung, wie dieſe Nichtigkeit zur Geltung zu bringen 
ſei, aber den Stand der Doktrin faßt die Denkſchrift zu dem 
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Entwurf des jetzt geltenden Handelsgeſetzbuchs auf S. 170 
mit Recht in den Worten zuſammen: 

„Daß eine Aktiengeſellſchaft trotz der Eintragung 
in das Handelsregiſter nicht beſteht, wenn im Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage eine der im Geſetz für weſentlich er- 
klärten Beſtimmungen fehlt oder wenn eine ſolche 
Beſtimmung ungültig iſt, gilt ſchon jetzt als zweifellos. 
Andererſeits wird in der Wiſſenſchaft und Recht⸗ 
ſprechung überwiegend angenommen, daß ſonſtige 
Mängel des Gründungsherganges nicht genügen, um 
die Gültigkeit der in das Handelsregiſter eingetragenen 
Geſellſchaft nachträglich in Frage zu ſtellen, wenn⸗ 
gleich ſie unter Umſtänden zur Folge haben können, 
daß eine größere oder geringere Anzahl von Zeichnern 
ihre Beteiligung als unverbindlich anfechten kann.“ 

Von dieſem allgemeinen Standpunkt aus wurde ſodann 
zur Verbeſſerung des beſtehenden Rechtszuſtandes die Nichtig⸗ 
keitsklage im weſentlichen in der Geſtaltung, wie ſie in den 
§§ 309—311 des Handelsgeſetzbuchs für die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften und in den 88 75—77 neuer Faſſung für die Ge- 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung zum Geſetz geworden 
iſt, vorgeſchlagen, um die Nichtigkeit der Geſellſchaft in einer 
für alle Beteiligten bindenden Weiſe feſtzuſtellen und die 
nichtigen Handelsgeſellſchaften aus dem Regiſter wieder zu 
entfernen. Hiernach kann nicht von der Einführung eines 
neuen Rechtsgrundſatzes die Rede ſein, daß eine Nichtigkeit, 
welche dem Geſellſchaftsvertrag wegen Nichtbeachtung der 
geſetzlich gebotenen gerichtlichen oder notariellen Form an⸗ 
haftet, durch den Eintrag der Geſellſchaft in das Handels⸗ 
regiſter geheilt würde. Das Rechtsgeſchäft, welches der durch 
das Geſetz vorgeſchriebenen Form ermangelt, iſt vielmehr 
jetzt nach $ 125 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ebenſo nichtig, 
wie dies früher nach den Grundſätzen des gemeinen Rechts 
der Fall war. Es kann ſich vielmehr nur darum handeln, 
ob die Klage, welche hier erhoben iſt, unter den § 75 des 
Geſetzes über die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung fällt 
und ob danach der Kläger mit Recht verlangen kann, daß 
die Nichtigkeit der beklagten Geſellſchaft mit den aus § 77 
ſich ergebenden Wirkungen feſtgeſtellt werde. Dieſe Frage 
iſt aber zu bejahen und die Vorinſtanzen haben dieſelbe aus 
Rechtsirrtum verneint, indem ſie dem § 75 eine zu enge, 
mit dem Wortlaute desſelben nicht im Einklang ſtehende 
Auslegung gegeben haben. Der $ 75 geſtattet jedem Geſell⸗ 
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ſchafter oder Geſchäftsführer, im Wege der Klage zu bean⸗ 
tragen, daß die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung für 
nichtig erklärt werde, wenn der Geſellſchaftsvertrag nicht die 
nach § 3 Abſ. 1 weſentlichen Beſtimmungen enthält oder 
eine dieſer Beſtimmungen nichtig iſt. Die Beſtimmungen 
des § 3 Abſ. 1 beziehen ſich auf die Notwendigkeit, im Ge- 
ſellſchaftsvertrag 

1. Firma und Sitz der Geſellſchaft, 

2. den Gegenſtand des Unternehmens, 

3. den Betrag des Stammkapitals, 

4. den Betrag der von jedem Geſellſchafter zu leiſten⸗ 

den Stammeinlagen 
anzugeben. 

Fehlt eine dieſer nach der Auffaſſung des Geſetzes 
weſentlichen Beſtimmungen oder iſt eine derſelben nichtig, ſo 
wird bezüglich der Mängel zu 1. und 2. in $ 76 ein Weg 
zur Heilung des Mangels eröffnet; unheilbar bleiben die 
Mängel zu 3. und 4., und es muß hiernach die Nichtigkeits⸗ 
klage ſchon dann Erfolg haben, wenn in einem in gericht⸗ 
licher oder notarieller Form errichteten Geſellſchaftsvertrag 
das Stammkapital entgegen der geltenden Vorſchrift des § 5 
Ab. 1 auf weniger als 20000 Mark oder die Höhe der 
Stammeinlage eines Geſellſchafters auf weniger als 500 Mark 
feſtgeſetzt it. Ergibt ſich dies unmittelbar aus dem Wort- 
laut des Geſetzes, ſo kann die Folgerung nicht abgelehnt 
werden, daß die Nichtigkeitsklage begründet iſt, wenn nicht 
nur die in Bezug auf das Stammkapital und die Stamm⸗ 
einlagen getroffene Beſtimmung, ſondern der ganze Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag nichtig iſt, weil er nicht in gerichtlicher oder 
notarieller Form beurkundet iſt und nach der Auffaſſung des 
Geſetzes ohne dieſe Form eine genügend zuverläſſige Rechts⸗ 
grundlage für eine derartige Geſellſchaft nicht bietet. 

Der Bezugnahme auf § 2 des Geſetzes, welche das 
Berufungsgericht mit Staub vermißt, bedurfte es alſo nicht, 
weil durch die Faſſung des § 75 der Mangel der gerichtlichen 
oder notariellen Errichtung des Geſellſchaftsvertrags als 
Nichtigkeitsgrund mitumſchloſſen wird. Zudem war es vom 
Standpunkt des Geſetzgebers auch ſelbſtverſtändlich, daß das 
Gebot, welches er in § 2 des Geſetzes gegeben hat, von 
allen Beteiligten gebührend beachtet wird, und jedenfalls 
zeigt die unmittelbar angereihte Beſtimmung des § 76 klar, 
daß das Geſetz, wenn der Geſellſchaftsvertrag nicht in der 
gebotenen gerichtlichen oder notariellen Form errichtet worden 
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war, der Eintragung der Geſellſchaft im Handelsregiſter eine 
die Nichtigkeit des Vertrages heilende Kraft nicht zuſchreibt. 
Eine derartige Kraft dem vollzogenen Regiſtereintrag beizu⸗ 
meſſen, ift um fo weniger zuläſſig, als in §§ 142 ff. des 
Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit nunmehr dem Regiſterrichter ausdrücklich die Mittel 
an die Hand gegeben ſind, um von Amts wegen die Löſchung 
von Einträgen zu bewirken, welche wegen eines Mangels 
der geſetzlichen Vorausſetzungen nicht zuläſſig waren. Wenn 
das Berufungsgericht in Anlehnung an Staub und mit 
Rückſicht auf die in dem Urteil des Kammergerichts vom 
11. November 1901 (Entſcheidungen in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts Bd. III 
S. 16, 18 f.) beſprochene Entſtehungsgeſchichte der 88 75—77 
die Meinung vertritt, es fei der Sinn des § 75, daß nur 
Mängel im urkundlichen Inhalt des Geſellſchaftsvertrages 
bezüglich der im § 3 Abſ. 1 hervorgehobenen Punkte und 
jedenfalls nur Mängel ſachlicher Natur die Nichtigkeitsklage 
begründen können, ſo iſt dieſe einſchränkende Auslegung mit 
der zum Geſetz gewordenen Faſſung des § 75 durchaus nicht 
vereinbar. Die Auffaſſung des Berufungsgerichts würde 
dahin führen, daß auf dem Gebiet der Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung, wie auf dem Gebiet des Aktiengeſell⸗ 
ſchaftsrechts der $ 125 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſeiner 
Bedeutung völlig entkleidet und die Abſicht des Geſetzes, durch 
Vorzeichnung beſtimmter Formen des Vertragsſchluſſes die 
Wichtigkeit der rechtsgeſchäftlichen Erklärung bei der Grün⸗ 
dung ſolcher Geſellſchaften zum Bewußtſein zu bringen, ganz 
vereitelt würde, ſobald unter Nichtbeachtung der geſetzlichen 
Vorſchriften die Eintragung der Geſellſchaft in das Regiſter 
erfolgt. Der Tatſache, daß die Eintragung erfolgt war und 
daß dies für den Rechtsverkehr ſelbſtändige Bedeutung hatte, 
iſt durch die Beſtimmungen des § 77 vollkommen Rechnung 
getragen worden. 
Die erhobene Nichtigkeitsklage iſt danach begründet.“ 


Anmerkung. Es wird nicht unberechtigt ſein, auf den 
Wortlaut der §88 309—311 HGB.s und der SS 75 — 77 des 
Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
Gewicht zu legen; daſelbſt iſt nur wegen Mängeln des 
Inhalts des Geſellſchaftsvertrages ein Angriff behufs Ver⸗ 
nichtung der Geſellſchaft gegeben. Formmängeln iſt eine 
ſolche Bedeutung als Klagegrundlage nicht gegeben; daraus 
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darf gefolgert werden, daß ſie nicht als Klagegrundlage ver⸗ 
wertet werden können, denn es fehlt das Geſetzeswort. Mit 
der Eintragung waren Aktiengeſellſchaft und Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung ins Leben gerufen; daß mit der Ein⸗ 
tragung Anforderungen an die Form des Rechtsgeſchäfts 
erledigt fein ſollten, war anderweit nicht unerhört (B. GB. 
§ 313 Abſ. 2); es kann damit auch der Eintragung in das 
Handelsregiſter die Bedeutung nur ſoweit verſagt werden, 
als das Geſetz dies beſtimmt. 

Es iſt auf den Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. S. 
vom 11. November 1901 (in dieſer Zeitſchrift Bd. LIII 
S. 227 ff., Jahrb. der Entſch. des Kammergerichts Bd. XXIII 
[N. F. Bd. IV] S. A 100) zu verweiſen; dort iſt betreffs 
der §§ 142—144 entwickelt, daß die Löſchung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft auf den Fall des Vorhandenſeins gewiſſer weſent⸗ 
licher Mängel des Geſellſchaftsvertrages beſchränkt ſei, daß 
alſo namentlich wegen bloßer Ordnungswidrigkeiten des 
Gründungsherganges, z. B. wegen Mangels einer notariellen 
oder gerichtlichen Beurkundung des Statuts, wegen unvoll⸗ 
ſtändiger Zeichnung des Grundkapitals u.f. w., eine Löſchung 
der Geſellſchaft nicht ſtattfinden könne. 

Die Verſchiedenheit der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
I. Ziv. Senat und des Kammergerichts I. Ziv. Senat fällt 
nicht unter § 28 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Ge⸗ 
richtsbarkeit vom 17/0. Mai 1898, weil die Entſcheidung 
des Reichsgerichts nicht auf weitere Beſchwerde, ſondern in 
einem Zivilprozeß ergangen iſt. 

Dr. Keyßner. 


8. Beurteilung der Gründung einer Aktiengeſellſchaft zum 
Baue und Betrieb einer Eiſeubahn als „Übernahme“ 
Gründung. 

Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Sen. vom 6. Oktober 


1902 (I. 4. 184602). — Jahrbuch der Entſch. des Kammer⸗ 
gerichts Bd. XXV N. F. Bd. VI S. A 85. 


* Eine die Anwendung des $ 186 Abſ. 2 des 
Handelsgeſetzbuchs bedingende „Übernahme“ liegt 
vor, wenn zum Baue und Betrieb einer Eiſen⸗ 
bahn eine Aktiengeſellſchaft gegründet wird, die 
zufolge von Abmachungen im Gründungszeit⸗ 
raume die Herſtellung der Bahnanlage einem 
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anderen gegen einen von ihr zu zahlenden Preis 
übertragen ſoll. Hierbei kommt es nicht darauf 
an, daß über dieſe Herſtellung ein förmlicher 
Vertrag noch nicht beſteht und daß die herge⸗ 
ſtellte Anlage ohne weiteren Erwerbsakt in das 
Eigentum der Aktiengeſellſchaft übergehen würde. 
HGB. $ 186 Abſ. 2. | 


9. Zeichnungserkläruug, Aufechtung wegen Irrtums oder 

Betrugs; wiſſeutlich falſche Angaben des Vorſtandes über 

Verhältniſſe der Aktiengeſellſchaft bei einer Erhöhung des 

Aktienkapitals, dadurch veranlaßte Aktienzeichuung; Schaden⸗ 
erſatzanſpruch gegen die Aktiengeſellſchaft. 

Urteil des Reichsgerichts I. Ziv. Senat vom 14. März 1903. 
(Entſch. des RG. in Ziv. Sachen Bd. LIV S. 129.) 


Im Anſchluß an den Beſchluß des Kammergerichts 
I. Ziv. Senat vom 26. Juli 1902 (in dieſer Zeitſchrift 
Bd. LIIL S. 324) ift die nachſtehende Entſcheidung des Reihs- 
gerichts mitzuteilen, deſſen Tatſächliches dahin zuſammengefaßt 
werden kann: 

Der Kläger hatte bei der Grundkapitalserhöhung der 
Preuß. Hypoth.⸗Aktienbank zwei neue Aktien bezogen und 
hierauf 2200 Mark bezahlt. Er behauptete, hierzu durch 
Betrug ſeitens des Vorſtandes veranlaßt zu ſein, der hierbei 
als Vertreter der Aktiengeſellſchaft tätig geweſen, und zwar 
in wiſſentlich falſcher Aufſtellung der Bilanz. Kläger machte 
feinen Anſpruch gegen die Preuß. Hypoth.⸗Aktienbank ſowohl 
als Anfechtungsklage nach § 123 B.GB.s als auch als 
Schadenerſatzklage auf Grund der §§ 31, 323 B. GB.s gel: 
tend. Das Landgericht erachtet die Anfechtung für unzuläſſig, 
hielt dagegen den zweiten Klagegrund für gerechtfertigt und 
erkannte danach, daß der Anſpruch des Klägers auf Erſatz 
des ihm aus der Ausübung ſeines Bezugsrechts erwachſenen 
Schadens dem Grunde nach gerechtfertigt ſei. Auf die Be⸗ 
rufung wies das Kammergericht die Klage ab. Die vom 
Kläger eingelegte Reviſion wurde vom Reichsgericht I. Ziv.⸗ 
Senat zurückgewieſen. Im Eingange iſt die „konſtante Recht⸗ 
ſprechung des Reichsoberhandelsgerichts und des Reichsgerichts 
dahin angegeben: 

Daß die Zeichnungserklärung mit Rückſicht auf ihren 
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rechtspolizeilichen Charakter der Anfechtung wegen 
Irrtums oder Betrugs entzogen iſt, 
val. Entſch. des ROHG.s Bd. ve. 415, Bb. XX 

S. 270; Entſch. des RG.s in Zivilſ. Bd. II 

S. 132, Bd. IX S. 36, Bd. XIX S. 126; 
daß die Gleichheit des Grundes derſelben Erwägung 
so für die Zeichnungserklärung bei Kapitalserhöhung 
gilt, 
vgl. Entſch. des I. Ziv. Senats vom 4. Juni 1902 

(J. 135. 02, auszugsweiſe mitgeteilt in Deutſche 
Jur. Ztg. 1902 Nr. 17/18 S. 435). 

Zur Erledigung der vorliegenden Frage heißt es: 

Dieſelbe muß dem Weſen nach der Aktiengeſellſchaft 
und ihrer hierdurch bedingten geſetzgeberiſchen Ausgeſtaltung 
entnommen werden. 

Aus dieſer ergibt ſich zunächſt die Bedeutung des Zeich⸗ 
nungsgeſchäftes; es ergibt ſich aus ihr aber weiter, daß — 
auch abgeſehen von dieſem — dem Aktionär als ſolchem, ſo 
lange die Geſellſchaft beſteht, aus ſeiner Eigenſchaft als Geſell⸗ 
ſchafter weitere Anſprüche, als die im Handelsgeſetzbuch ſelbſt 
normierten, nicht zuſtehen können. Die Aktiengeſellſchaft iſt 
eine reine Kapitalgeſellſchaft. Eine perſönliche Haftung der 
Teilnehmer findet nicht ſtatt. An Stelle jeder perſönlichen 
Garantie der Aktionäre tritt die Garantie des in der Aktien⸗ 
geſellſchaft konzentrierten Kapitals und ihres Vermögens. 
Die nur unter beſonderen Umſtänden begründete perſönliche 
Verantwortlichkeit der bei der Gründung beteiligen Perſonen 
oder der Geſellſchaftsorgane kommt für das Weſen der Ge⸗ 
ſellſchaft als reiner Kapitalsgeſellſchaft nicht in Betracht. Das 
Handelsgeſetzbuch greift dabei mit ſeinen Schutzvorſchriften 
in doppelter Richtung ein. Es trifft zunächſt Vorſorge dafür, 
daß das die Grundlage der Geſellſchaft bildende Kapital 
tatſächlich vorhanden iſt. Dieſem Zwecke dienen die Vor⸗ 
ſchriften über die Gründung der Geſellſchaft (§ 188 ff.), 
über die Reviſion des Gründungshergangs ($$ 192 ff.), über 
den Inhalt des Geſellſchaftsvertrags ($$ 182 ff.), über die 
dem Regiſterrichter zu erbringenden Nachweiſe und die Auf⸗ 
gabe des letzteren (vgl. $$ 195 ff.). Das Geſetz ſorgt aber 
weiter dafür, daß das in der Aktiengeſellſchaft konzentrierte 
Kapital nicht zum Vorteile einzelner ſeinem Zwecke nachträg⸗ 
lich entfremdet wird. Dieſem Geſichtspunkt entſprechen die 
Vorſchriften der § 207 ff., 217, 221, 261 ff., 288 ff., ihm 
entſpricht insbeſondere der für die vorliegende Entſcheidung 
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ausſchlaggebende Grundſatz des § 213, wonach die Geſell⸗ 
ſchafter ihre Einlagen nicht zurückfordern können und — ſo 
lange die Geſellſchaft beſteht — nur Anſpruch haben auf 
den Reingewinn, ſoweit dieſer nicht nach dem Geſetze oder 
dem Geſellſchaftsvertrage von der Verteilung ausgeſchloſſen 
iſt. Dieſer Begrenzung ſeiner Anſprüche aus dem Geſell⸗ 
ſchaftsverhältniſſe iſt jeder Aktionär kraft ſeiner Beteiligung 
an der Geſellſchaft ipso jure unterworfen. Die ſowohl zum 
Schutze des mit der Aktiengeſellſchaft kontrahierenden Publi- 
kums als im Intereſſe der Geſamtheit der Aktionäre ge⸗ 
troffenen Vorſchriften können auch nicht dadurch außer Wirk⸗ 
ſamkeit geſetzt werden, daß im Einzelfalle ein Aktionär durch 
ſchuldhaftes Verhalten der Geſellſchaftsorgane zu ſeiner Be⸗ 
teiligung veranlaßt worden iſt. Vielmehr wird durch die 
handelsrechtlichen Vorſchriften die Anwendung der allgemeinen 
Grundſätze des Bürgerlichen Geſetzbuchs (vgl. 88 31, 823) 
ausgeſchloſſen (val. Art. 2 Abſ. 1 Einf. Geſ. zum HGB. vom 
10. Mai 1897). Hier ergibt ſich, daß der einzelne Aktionär 
den Schaden, welcher ihm gerade durch ſeine Beteili⸗ 
gung an der Geſellſchaft erwächſt, niemals von der Geſell⸗ 
ſchaft ſelbſt erſetzt verlangen kann. Es iſt ausgeſchloſſen, 
daß er durch ſeine Beteiligung an der Geſellſchaft zugleich 
Gläubigerrechte gegen dieſelbe erlangt, welche mit den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen über die Rechte der Aktionäre im Wider⸗ 
ſpruch ſtänden. Es bleibt dem durch das Verhalten der 
Geſellſchaftsorgane getäuſchten Aktionär nur übrig, die Rechte, 
welche ihm in Angelegenheiten der Geſellſchaft zuſtehen, nach 
Maßgabe der §§ 250, 254 ff., 266 ff., 268 ff, 271 ff. 968.8 
zu verfolgen, oder die Mitglieder der Geſellſchaftsorgane 
perſönlich wegen des ihm zugefügten Schadens in Anſpruch 
zu nehmen, falls ein „ Rechtsanſpruch hierfür beſteht. 

Vgl. auch Staub in een Monatsſchrift für 

Handelsrecht Bd. X S. 1 


10. Unzuläffigfeit von Mehrheitsbeſchlüſſen bei der Gefell- 
ſchaft mit bejchräufter Haftung anf Einführung der Amorti- 
ſation von Geſchäftsanteilen und anf Beſchränkung des 
Stimmrechts zum Nachteil einzelner. 

Beſchluß des Kammergerichts I. Bit. Senat vom 12. Ja: 
nuar 1903. — Jahrbuch Bd. XXV (N. F. Bd. VI) S. A 258. 

*a) Die nicht im urſprünglichen Geſellſchafts⸗ 
vertrag einer Geſellſchaft mit , Haf⸗ 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 


290 Rechtsſprüche. 


tung vorgeſehene Amortiſation von Geſchäfts⸗ 
anteilen kann nachträglich im Geſellſchaftsvertrage 
nicht zufolge Mehrheitsbeſchluſſes der Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung, ſondern nur mit Zuſtimmung 
aller Geſellſchafter für zuläſſig erklärt werden. 

* p) Die Beſtimmung, daß die Geſellſchafter 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ſich 
bei der Ausübung des Stimmrechts nur durch 
andere Geſellſchafter vertreten laſſen dürfen, 
kann mittels Abänderung des Geſellſchaftsver⸗ 
trags von der Mehrheit der Geſellſchafterver⸗ 
ſammlung dann nicht wirkſam beſchloſſen werden, 
wenn nach den Umſtänden des Falles hierdurch 
ein Teil der Geſellſchafter gegenüber den anderen 
beſonders benachteiligt wird. 


Geſetz, Re bie ge mit beſchränkter 8 vom 20. April 
892, Faſſung vom 20. Mai 1898 88 34 


11. Prüfung der behufs Eintragung der Veränderung in den 
Perſonen der Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, ſowie des Vorſtandes einer Genoſſenſchaft einge⸗ 
reichten Urkunden durch den Regiſterrichter; Verneinung des 
Stimmrechtes eines Mitgliedes eines handelsrechtlichen Mehr⸗ 
heitsverbandes bei feiner Wahl als Geſchäfts führer, ſowie 
behufs Abſchluſſes eines Rechtsgeſchäfts für die Geſellſchaft. 
SARI des Kammergerichts I, Ziv. Senat vom 8. Dezember 
902. — Jahrbuch Bd. XXV (N. F. Bd. VI) S. A 254. 


1. Bei beantragter Eintragung der Anderung 
in den Perſonen der Geſchäftsführer einer Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung hat der Re⸗ 
giſterrichter in eine Prüfung der ihm in Abſchrift 
vorliegenden Urkunden dahin einzutreten, ob 
danach die nachgeſuchte Eintragung gerechtfertigt 
ſei oder nicht. 

2. Ein Gleiches gilt bei der beantragten Ein⸗ 
tragung einer Anderung des Vorſtandes einer 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft. 

*3. Der Geſellſchafter einer Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung hat in der Geſellſchafter— 
verſammlung bei der Beſchlußfaſſung über ſeine 
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eigene Ernennung als Gejhäftsführer kein 
Stimmrecht. i | 

4. Das Mitglied eines handelsrechtlichen 
Mehrheitsverbandes darf ſein Stimmrecht nicht 
dazu ausnutzen, um für die Geſellſchaft ein 
Rechtsgeſchäft zu beſchließen, bei dem er Gegen- 
kontrahent der Geſellſchaft iſt. Br | 

5. Bei den handelsrechtlichen Mehrheitsver⸗ 
bänden iſt ein Geſellſchafter bei ſeiner eigenen 
Wahl als Vorſtands mitglied (Geſchäftsführer) 
vom Stimmrecht geſetzlich ausgeſchloſſen. 
Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, vom 20. April 
1892, Faſſung vom 20. Mai 1898 $ 39, 47; Geſetz, betreffend die Er- 


werbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, vom 1. Mai 1889, Faſſung vom 
20. Mai 1898, 88 29, 43; Handelsgeſetzbuch $ 252. 


Gegen die erfolgte Eintragung der Anderung in der 
Perſon des Geſchäftsführers einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung war Beſchwerde erhoben worden, weil der Geſell⸗ 
ſchafter, der durch die von ihm abgegebene Stimme zum 
Geſchäftsführer erwählt worden, noch nicht ſtimmberechtigt 
geweſen ſei. Nach Zurückweiſung der Beſchwerde gab das 
Kammergericht J. Ziv. Sen. durch Beſchluß vom 8. Dezember 
1902 der weiteren Beſchwerde Folge mit folgender Be⸗ 
gründung: | 

Nach $ 39 des Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung, vom 20. April 1892/20. Mai 1898, 
iſt, wenn eine Anderung in den Perſonen der Geſchäftsführer 
oder die Beendigung der Vertretungsbefugnis eines Geſchäfts⸗ 
führers zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet 
wird, der Anmeldung eine Abſchrift der Urkunden über die 
Beſtellung der Geſchäftsführer oder über die Beendigung der 
Vertretungsbefugnis beizufügen. Es kann zunächſt keinem 
begründeten Zweifel unterliegen, daß das Regiſtergericht be⸗ 
rechtigt und verpflichtet iſt, in eine Prüfung der ihm ein⸗ 
gereichten Urkunden dahin einzutreten, ob ſie die nachgeſuchte 
Eintragung rechtfertigen oder nicht. Hätte das Regiſtergericht 
dieſe Prüfung nicht vorzunehmen, ſo wäre überhaupt nicht 
einzuſehen, welchen Zweck die Anordnung der Vorlegung der 
Urkunden haben ſoll. Der von Pariſius-Crüger (Kom⸗ 
mentar zum Geſetze vom 20. April 1892, 3. Aufl. S. 184 
Anm. 1) aufgeſtellten, auch von Liebmann (Kommentar zu 
demſelben Geſetz S. 105 Anm. 3) vertretenen Auffaſſung, 
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daß das Gericht die Urkunden nicht ſachlich zu prüfen habe, 
kann nicht gefolgt werden. Die Sache liegt hier nicht anders, 
als bei der übereinſtimmenden Norm im § 28 des Genoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetzes vom 1. Mai 1889/20. Mai 1898, für welche 
gerade Pariſius⸗Crüger (Kommentar 3. Aufl. S. 188 
Anm. 6) die Notwendigkeit der richterlichen Prüfung be⸗ 
gründen. 

[Es wird dann ausgeführt, daß von einer Erörterung 
und Entſcheidung der Frage, ob der Erwählte als berechtigter 
Geſellſchafter hinreichend ausgewieſen ſei, abgeſehen werden 
könne, weil derſelbe jedenfalls ſich nicht ſelbſt zum Geſchäfts⸗ 
führer habe wählen dürfen. 

Es heißt dann weiter: 

Inm Anſchluß an Art. 190 Abſ. 3 (Art. 220 Abſ. 2) des 
Aktiengeſetzes vom 18. Juli 1884 und an § 41 Abſ. 3 des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes alter Faſſung iſt im § 47 (früher § 48) 
Abſ. 4 des Geſetzes vom 20. April 1892 beſtimmt, daß bei 
der Beſchlußfaſſung der Geſellſchafter in den Angelegenheiten 
der Geſellſchaft ein Geſellſchafter kein Stimmrecht hat und 
ein ſolches auch für andere nicht ausüben darf, wenn die 
Beſchlußfaſſung die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts oder die 
Einleitung oder Erledigung eines Rechtsſtreites ihm gegen⸗ 
über betrifft. Danach iſt der Geſellſchafter von der Mit⸗ 
wirkung an der Beſchlußfaſſung dann ausgeſchloſſen, wenn 
die Beſchlußfaſſung ſich auf einen rechtsgeſchäftlichen Akt be⸗ 
zieht, bei dem die Geſellſchaft und er ſelbſt als Geſchäfts⸗ 
parteien ſich gegenüberſtehen. Dies iſt aber unbedenklich bei 
der Beſtellung des Geſellſchafters als Geſchäftsführer der 
Geſellſchaft der Fall. Es handelt ſich hierbei um ein Ver⸗ 
tragsverhältnis, das mit den Rechten und Pflichten des Be⸗ 
ſtellten als Geſellſchafter nichts zu tun hat. 

Die Beſtellung iſt auch von vermögensrechtlicher Be⸗ 
deutung, inſofern ſelbſt mangels ausdrücklicher Vereinbarung 
der Geſchäftsführer nicht nur den Erſatz beſonderer Auf⸗ 
wendungen, ſondern auch eine übliche Vergütung zu bean⸗ 
ſpruchen haben wird (SS 675, 670, 612 B. GB.3). Es 
erſcheint auch innerlich durchaus begründet, daß das Mitglied 
eines handelsrechtlichen Mehrheitsverbandes nicht ſein Stimm⸗ 
recht dazu ausnutzen darf, um für die Geſellſchaft ein Rechts⸗ 
geſchäft zu beſchließen, bei dem er Gegenkontrahent der Ge⸗ 
ſchaft iſt. Hier liegt offenbar der Fall der Intereſſenkolliſion 
vor, der nach den Motiven zum Geſetz vom 20. April 1892 
bei der Vorſchrift des $ 47 Abſ. 4 im Auge gehalten war. 
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In der einſchlägigen Literatur wird ebenfalls, abgeſehen 
von Staub (HGB. 7. Aufl. Bd. I S. 763 Anm. 16), teils 
ausdrücklich ausgeſprochen, teils nach den ſonſtigen Ausfüh⸗ 
rungen vorausgeſetzt, daß bei den handelsrechtlichen Mehr⸗ 
heitsverbänden ein Geſellſchafter bei feiner eigenen Wahl 
als Vorſtandsmitglied (Geſchäftsführer) vom Stimmrecht ge⸗ 
ſetzlich ausgeſchloſſen iſt (Kommentare zum Handelsgeſetzbuch 
von Lehmann:Ring Bd. I S. 500 f. Nr. 8; von Ma⸗ 
kower 12. Aufl. Bd. 1 S. 561 f. Anm. V b 3; Pinner, 
Aktiengeſetz S. 185 f. Anm. VI 1; Kommentar zum Geſetz 
vom 20. April 1892 von Pariſius⸗Crüger 3. Aufl. S. 216 
Anm. 4, auch von Birkenbihl S. 250 Anm. 5, Lieb⸗ 
mann S. 131 Anm. 7). | 

Danach hätte das Amtsgericht die Beſtellung des E. als 
Geſchäftsführer nicht durch das Protokoll über die Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung vom 30. September 1902 als nach⸗ 
gewieſen erachten dürfen. Die entſprechende Eintragung iſt 
zufolge der Beſchwerde zu beſeitigen. Daraus ergibt ſich 
zugleich die Notwendigkeit einer Wiedereintragung des A. und 
des M. als Geſchäftsführer, da es ſich um eine Erſatzbeſtel⸗ 
lung des Geſchäftsführers handelt, ganz abgeſehen davon, 
daß der Beſchluß vom 30. September 1902 einen ausdrück⸗ 
lichen Widerruf der Beſtellung des A. und des M. als Ge⸗ 
ſchäftsführer gar nicht enthält. 


Aumerkung. Das Wort „Rechtsgeſchäft“ iſt aus der 
Faſſung des Handelsgeſetzbuches nach dem Reichsgeſetz vom 
1884 Art. 190 Abſ. 3 in die Reichsgeſetze vom 20. April 1892 
und 1. Mai 1889 $ 43 ohne Begrenzung des Begriffes über: 
nommen und findet ſich nun im Handelsgeſetzbuch $ 252. 
Wie wenig der Inhalt dieſes Wortes ein rechtsſicherer iſt, 
ergibt ausreichend Endemann, Lehrbuch des bürgerlichen 
Rechts 8. Aufl. SS 60 ff. und eine Vergleichung der Kom: 
mentare zum Handelsgeſetzbuch $ 252, wie namentlich M a- 
kower, Ausgabe 1901, S. 561. Gegen den mitgeteilten 
Beſchluß ift aufgetreten Dr. Felix Bondi ⸗Dresden in der 
Deutſchen Jur. Ztg. 1903 Nr. 11 S. 269 und die Berliner 
Börſen⸗Zeitung 1903 Nr. 296 vom 27. Juni 1903; vorher 
bereits, gut beobachtend und begründend, Staub in ſeinem 
Kommentar zum HGB. 6. Aufl. zu $ 252 Anm. 16 S. 763. 
Ich kann nicht zugeben, daß unter dem dem Geſetzgeber zur 
Hand gelegenen Wort „Rechtsgeſchäft“ auch im Sinne der 
hier in Betracht kommenden Geſetzesſtellen alle Rechtsgeſchäfte 
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einbegriffen fein müßten. Iſt das Wort einmal unvorſichtig 
in das Geſetz hineingenommen, zu einer Zeit, als die Angſt⸗ 
lichkeit die Kenntnis der wirtſchaftlichen Verhältniſſe und der 
notwendigen Zuſtände in den Mehrheitsverbänden überwog, 
ſo kann es nur durch ein Geſetz herausgenommen werden. 
Dagegen wird es zuläſſig ſein, die Allbedeutung des unbe⸗ 
dachten Wortes für das einzelne Geſetz einzuſchränken, und 
das iſt notwendig, will man nicht im Mehrheitsverbande die 
Minderheit über die Mehrheit zur Herrſchaft bringen und 
geradezu die Mehrheit an der Ausübung der ihr innewohnen⸗ 
den Kraft, welche keineswegs ſelbſtſüchtig ſein muß, hindern, 
und der etwa felbſtſüchtigen Minderheit durch den Mißbrauch 
des Geſetzes beiſpringen. Als ſchlagende Beiſpiele iſt auf 
die Wahl zu Mitgliedern des Vorſtandes, des Aufſichtsrates 
oder zu Reviſoren hinzuweiſen. Ich ſtehe nicht an, mich 
dahin auszuſprechen: Zu den Rechtsgeſchäften in den oben 
angeführten Gefetzesſtellen gehören nicht die Wahlen, welche 
nach dem Geſetz oder Geſellſchaftsvertrag die für die Geſell⸗ 
ſchaft notwendigen Stellungen betreffen, mögen dieſelben 
auch mit einer Gegenleiſtung ſeitens der Geſellſchaft ver⸗ 
bunden ſein. Folgerecht darf auch bei in Frage ſtehender 
Abberufung aus den innehabenden Stellungen das Stimm⸗ 


recht nicht entzogen werden. 
Dr. Keyßner. 


12. Aumeldung der Zweigniederlaſſung einer ausländiſ chen 

Aktiengeſellſchaft zum Handelsregiſter; Erfordernis einer 

Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages über die Form, in 

welcher die von der Geſellſchaft ansgehenden Bekanntmachungen 
erfolgen. 

Beſchluß des Kammergerichts I. Ziv. Senat vom 16. März 

1903. — Entſcheidungen in Angelegenheiten der freiwil⸗ 


ligen Gerichtsbarkeit und des Grund buchrechts, zuſammen⸗ 
S geftellt im Reichs⸗Juſtizamt Bd. III. 


1. Auch für den Geſellſchaftsvertrag einer 
ausländiſchen, im Inlande in das Handelsregiſter 
einzutragenden Aktiengeſellſchaft iſt eine Be⸗ 
ſtimmung über die Form der Geſellſchaftsbekannt⸗ 
machungen erforderlich. 


2. Von der nachträglichen Aufnahme einer 
bezüglichen Beſtimmung in den Geſellſchafts⸗ 
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vertrag kann nur abgeſehen werden, wenn nach⸗ 
gewieſen wird, daß ein bezüglicher Statuten⸗ 
zuſatz nach dem ausländiſchen Rechte nicht zu 
erzielen ſei. | 

SGB. 8 13 Abf. 3, § 182 Abſ. 2 Nr. 6, $ 201. 


Eine in das Handelsregiſter in Rotterdam eingetragene 
Aktiengeſellſchaft meldete durch ihren alleinigen Vertreter die 
Eintragung einer Zweigniederlaſſung an; derſelbe gab fol⸗ 
gende Erklärung ab: „Die von der Geſellſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen erfolgen durch den Vorſtand in den 
[folgen die Bezeichnungen] Blättern, ſowie im Deutſchen 
Reichsanzeiger.“ Die Eintragung wurde abgelehnt, weil der 
Geſellſchaftsvertrag keine Beſtimmung über die Form der 
von der Geſellſchaft ausgehenden Bekanntmachungen enthalte 
und hierüber nur der Geſellſchaftsvertrag, aber nicht der 
Vorſtand bindend verfügen könne. 
| Die biergegen erhobene weitere Beſchwerde ift vom 
Kammergericht I. Ziv. Senat durch Beſchluß vom 16. März 
1903 zurückgewieſen. 


Aus der Begründung iſt hervorzuheben: 


Nach § 182 Abſ. 2 Nr. 6 des Handelsgeſetzbuchs muß 
der Geſellſchaftsvertrag einer Aktiengeſellſchaft „die Form, 
in der die von der Geſellſchaft ausgehenden Bekanntmachungen 
erfolgen“, enthalten. Nach § 201 Abſ. 1 und 2 des Handels⸗ 
geſetzbuchs iſt der Anmeldung einer Aktiengeſellſchaft zum 
Regiſter einer Zweigniederlaſſung der Gefellſchaftsvertrag in 
Urſchrift oder in öffentlich beglaubigter Abſchrift beizufügen. 
Nach Abf. 3 ebenda hat die Eintragung nur gewiſſe Be⸗ 
ſtimmungen des Geſellſchaftsvertrages, zu denen diejenige über 
die Form der Geſellſchaftsbekanntmachungen nicht gehört, 
ſowie den Tag der Feſtſetzung des Vertrages und die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder zu enthalten. Dagegen ſind nach Abſ. 4 
ebenda außer dem Inhalte der Eintragung „auch die ſonſtigen 
im § 182 Abſ. 2 und 3 und die in den §§ 183 und 185 
bezeichneten Feſtſetzungen“ in die Veröffentlichung aufzunehmen, 
durch welche die Eintragung bekannt gemacht wird. Der 
Abſ. 5 Satz 2 des § 201 beſtimmt ſodann für den Fall, in 
welchem der Sitz der Geſellſchaft ſich im Auslande befindet: 

„Die Angaben, deren öffentliche Bekanntmachung 
nach Abſ. 4 zu erfolgen hat, ſind in die Anmeldung 
aufzunehmen.“ 
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Nach dem Zuſammenhange dieſer Vorſchriften iſt völlig 
klar, daß das Geſetz grundſätzlich auch für den Geſellſchafts⸗ 
vertrag einer ausländiſchen, im Inlande zu regiſtrierenden 
Aktiengeſellſchaft eine Beſtimmung über die Form der Ge⸗ 
ſellſchaftsbekanntmachungen verlangt, denn es ſoll die Feſt⸗ 
ſetzung des Geſellſchaftsvertrags hierüber ($ 182 Abſ. 2 Nr. 6) 
zur Veröffentlichung kommen und die entſprechende Angabe 
ſoll gerade bei der ausländiſchen Aktiengeſellſchaft in die 
Anmeldung aufgenommen werden 

Danach ergibt ſich als Grundſatz einmal, daß die An⸗ 
gabe über die Form der Geſellſchaftabekanntmachungen in 
die Anmeldung einer ausländiſchen Aktiengeſellſchaft zum 
Regiſter einer inländiſchen Zweigniederlaſſung aufzunehmen 
iſt, und ferner, daß dieſe Angabe in einer entſprechenden 
Feſtfetzung des Geſellſchaftsvertrags ihre Stütze finden muß. 
Eine Abweichung hiervon läßt ſich lediglich nach Maßgabe 
des § 13 Abſ. 2 des Handelsgeſetzbuchs, alfo durch die Feſt⸗ 
ſtellung rechtfertigen, daß das ausländiſche Recht die Ab⸗ 
weichung erforderlich macht. 

Nun enthält allerdings im gegebenen Falle das Statut 
der angemeldeten Geſellſchaft keine allgemeine Feſtſetzung 
über die Form der Geſellſchaftsbekanntmachungen, und es 
iſt amtlich bezeugt, daß alle nach niederländiſchem Rechte 
für den rechtsgültigen Beſtand der Geſellſchaft zu ſtellenden 
Erforderniſſe erfüllt ſind. Allein der Umſtand, daß, wie 
auch die betreffenden Vorſchriften des niederländiſchen Han⸗ 
delsgeſetzbuchs ergeben, nach niederländiſchem Rechte die ge⸗ 
dachte Feſtſetzung nicht geboten iſt, vermag noch keineswegs 
die Notwendigkeit einer Abſtandnahme von dem Verlangen 
nach einer ſolchen Feſtſetzung für den inländiſchen Richter 
zu begründen 

Es iſt in keiner Weiſe erſichtlich, daß nicht eine Be⸗ 
ſtimmung über die Form der Geſellſchaftsbekanntmachungen 
in das Statut aufgenommen werden könnte. Nur auf Grund 
des Nachweiſes, daß ein ſolcher Statutzuſatz nach nieder⸗ 
ländiſchem Rechte nicht zu erzielen wäre, würde von dem 
Begehren einer Angabe über die Form der Geſellſchafts⸗ 
bekanntmachungen abzuſehen fein. (Zu vgl. Makower, 
Handelsgeſetzbuch 12. Aufl. Anm. VI zu $ 201. 

Keinesfalls aber geht es an, daß der allei nige Vorſteher 
der Geſellſchaft eine Angabe über dieſe Form ohne den 
Nachweis rechtsgültiger Beſtimmung hierüber macht. Weder 
nach dem Statute noch nach allgemeinen Grundſätzen kann 
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dem Vorſteher die Befugnis zugebilligt werden, die Form 
der Geſellſchaftsbekanntmachungen ſelbſtändig zu beſtimmen. 
Sollte alſo nach niederländiſchem Rechte die in Betracht 
kommende Ergänzung des Statuts nicht herbeizuführen ſein, 
ſo könnte eine Angabe des Vorſtandes über die Form der 
Geſellſchaftsbekanntmachungen nur auf Grund des Nachweiſes 
rechtsgültiger anderweiter Beſtimmung hierüber zugelaſſen 
werden, während ſie mangels ſolcher Beſtimmung überhaupt 
nicht zu machen wäre. 


II. 


Aklienrechtliche Entſcheidungen höchſter engliſcher Gerichte. 
Mitgeteilt und erläutert 
ron 


Herrn Dr. jur. Guſtav Schirrmeiſter in London. 


III y. 


Befugnis der Liquidatoren, mit Schuldnern der liquidierenden 

Aktiengeſellſchaft rechtsverbindliche Vergleiche abzuſchließen. 

* Interpretation?) des § 160 der Companies 
Act vou 1862. 


entscheidung der King's Bench Division des 

High Court of Justice zu London vom 16. Ja⸗ 

nuar 1903 in dem Prozeſſe Cyclemakers' Co- 

operative Supply Company Limited versus 
Sims. 


Nach § 159 und 160 der Companies Act von 1862 
iſt der Liquidator einer liquidierenden Aktiengeſellſchaft er⸗ 
mächtigt, zur Beſeitigung eines Rechtsſtreites zwiſchen der 
Geſellſchaft einerſeits und Gläubigern oder Schuldnern der 
Geſellſchaft andererſeits einen bindenden Vergleich zu ſchließen, 


1) Nr. I und II in Bd. LIII S. 619—625 dieſer Zeitſchrift. 
2) Siehe nachſtehend Anm. 1 zu IV. 
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hat jedoch im Falle einer Liquidation durch das Gericht oder 
unter Aufſicht des Gerichts die Genehmigung (sanction) des 
letzteren und im Falle einer freiwilligen Liquidation die Ge⸗ 
nehmigung der Generalverſammlung einzuholen. — Die beiden 
genannten Geſetzesparagraphen lauten in deutſcher Über⸗ 
ſetzung folgendermaßen: 

159: „Die Liquidatoren ſind befugt, mit der Ge⸗ 
nehmigung des Gerichts, falls die Liquidation der Aktien⸗ 
geſellſchaft durch das Gericht oder unter Aufſicht des Gerichts 
erfolgt, und mit Genehmigung der Generalverſammlung auf 
Grund eines außerordentlichen Beſchluſſes ), falls eine frei- 
willige Liquidation der Aktiengeſellſchaft ſtattfindet, jedwede 
Gruppe von Gläubigern voll zu befriedigen, oder mit Gläu⸗ 
bigern bezw. ſolchen Perſonen, die Gläubigerrechte zu beſitzen 
behaupten, oder die den Beſitz eines gegenwärtigen oder zu⸗ 
künftigen, gewiſſen oder ungewiſſen, der Höhe nach feſt⸗ 
geſtellten oder nur auf Schadenserſatz oder auf eine ſonſtige 
Haftpflicht lautenden Anſpruchs gegen die Aktiengeſellſchaft 
geltend machen, nach freiem Ermeſſen einen Vergleich oder 
ein ſonſtiges Abkommen zu ſchließen“ ). 

§ 160: „Die Liquidatoren find befugt, mit der Ge- 
nehmigung des Gerichts, falls die Liquidation der Aktien⸗ 
geſellſchaft durch das Gericht oder unter Aufſicht des Gerichts 
erfolgt, und mit Genehmigung der Generalverſammlung auf 
Grund eines außerordentlichen Beſchluſſes, falls eine frei⸗ 
willige Liquidation der Aktiengeſellſchaft ſtattfindet, zur Be⸗ 
ſeitigung eines Rechtsſtreites 

1. über alle auf Aktien zu leiſtenden Einzahlungen und 

über Verpflichtungen zu ſolchen Einzahlungen; 


1) Ein außerordentlicher Beſchluß (extraordinary resolution) erfor: 
dert eine Mehrheit von mindeſtens Dreiviertel der auf der General: 
verſammlung ſtimmberechtigten Anweſenden. 

2) „The liquidators may, with the sanction of the court, where 
the company is being wound-up by the court, or subject to 
the supervision of the court, and with the sanction of an 
extraordinary resolution of the company, where the com- 
pany is being wound-up altogether voluntarily, pay any 
classes of creditors in full, or make such compromise or 
other arrangement as the liquidators may deem expedient 
with creditors or persons claiming to be creditors, or per- 
sons having or alleging themselves to have any claim pre- 
sent or future, certain or contingent, ascertained or sounding 
only in damages against the company, or whereby the com- 
pany may be rendered liable.“ 
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2. über Geldſchulden oder Verpflichtungen, die in eine 
Geldſchuld umgewandelt werden können; 

3. über alle gegenwärtigen oder künftigen, gewiſſen oder 
ungewiſſen, ihrem Betrage nach feſtgeſtellten oder 
nur auf Schadenserſatz lautenden Anſprüche, die die 
Aktiengeſellſchaft gegen einen anerkannten oder an⸗ 
geblichen Beitragspflichtigen !“) oder gegen einen 
ſonſtigen Schuldner oder gegen eine der Geſellſchaft 
anſcheinend haftende Perſon beſitzt oder zu beſitzen 
vermeint, und 

4. über alle Angelegenheiten, die irgendwie das Aktiv⸗ 
vermögen der Geſellſchaft oder die Liquidation der⸗ 
ſelben berühren oder beeinfluſſen, 


einen Vergleich zu ſchließen und die auf Grund desſelben zu 
zahlenden Gelder zu der vereinbarten Zeit und unter den 
ſonſtigen vereinbarten Bedingungen in Empfang zu nehmen. 
Dieſe Befugnis ermächtigt die Liquidatoren, a) an Stelle 
von Geldzahlung für Schulden und Verbindlichkeiten genannter 
Art irgend eine Hingabe an Zahlungsſtatt anzunehmen und 
b) für alle oder einen Teil der auf die Aktien zu leiſtenden 
Einzahlungen oder der Schulden bezw. Verbindlichkeiten eine 
unbedingte Entlaſtung zu gewähren“ . 

In der Entſcheidung in re English and Scottish Marine 
Insurance Company, auch Me. Clure's Case genannt, mit⸗ 


1) Nach $ 74 der Companies Act von 1862 umfaßt der Ausdruck 
„Beitragspflichtiger“ (contributory) einen jeden, der verpflichtet 
iſt, zu der Aktivmaſſe einer liquidierenden Company beizuſteuern. 
„The liquidators may, with the sanction of the court, where 
the company is being wound-up by the court or subject to 
the supervision of the court, and with the sanction of an 
extraordinary resolution of the company, where the com- 
pany is being wound-up voluntarily, compromise all calls 
and liabilities to calls, debts and liabilities capable of resul- 
ting in debts, and all claims, whether present or future, 
certain or contingent, ascertained or sounding only in da- 
mages, subsisting or supposed to subsist between the com- 
pany and any contributory or alleged contributory, or other 
debtor or person apparently liable to the company, and all 
questions in any way relating to or affecting the assets of 
the company or the winding-up of the company, upon the 
receipt of such sums payable at such times, and generally 
upon such terms as may be agreed upon, with power for 
the liquidators to take any security for the discharge of 
such debts or liabilities, and to give complete discharges in 
respect of all or any such calls, debts, or liabilities.“ 


2 


— 
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geteilt im 23. Bande der Law Times Reports, S. 685, hat 
der Court of Appeal dem $ 159 der Companies Act von 
1862 die Auslegung gegeben, daß ein von dem Liquidator 
mit einem Gläubiger der liquidierenden Aktiengeſellſchaft 
abgeſchloſſener Vergleich auch dann für die Aktiengeſellſchaft 
bindend ſei, wenn der Liquidator nicht die Genehmigung 
(sanction) des Gerichts bezw. der Generalverſammlung ein⸗ 
geholt habe. Die Beſtimmung des § 159 über das Einholen 
einer ſolchen Genehmigung beziehe ſich nur auf das innere 
Verhältnis zwiſchen dem Liquidator und der liquidierenden 
Aktiengeſellſchaft, bezw. dem Gerichte; nach außen, d. h. 
Dritten gegenüber, ſei das Einholen oder Nichteinholen der 
Genehmigung des Vergleichs ohne rechtliche Bedeutung. Das 
Erfordernis der Genehmigung fei nur eine Schutzvorſchrift 
zu Gunſten des Liquidators: die erteilte Genehmigung ſchütze 
den Liquidator gegen nachträgliche Einwendungen ſeitens der 
Generalverſammlung oder des Gerichts gegen den Vergleich. 

Über Vergleiche zwiſchen dem Liquidator und einem 
Schuldner der liquidierenden Aktiengeſellſchaft auf Grund 
des $ 160 der Companies Act von 1862 fehlte es bisher 
an einer autoritativen Erklärung, welche Bedeutung dem 
geſetzlichen Erfordernis der „sanction“ des Vergleichs ſeitens 
des Gerichts bezw. der Generalverſammlung beizumeſſen ſei. 
Dieſe Lücke füllt die Entſcheidung in dem Prozeſſe Cycle- 
makers’ Co- operative Supply Company, Limited, versus 
Sims aus. 

Im September 1899 trat die klägeriſche Aktiengeſell⸗ 
ſchaft in Liquidation, und ein gewiſſer Turner wurde zum 
Liquidator ernannt. Kurz nach ſeinem Amtsantritt ſtellte 
Turner feſt, daß ein gewiſſer Henry Sims, einer der ehe⸗ 
maligen „directors“ der Aktiengeſellſchaft, aus einem Ge⸗ 
ſchäfte, das er im Namen der Geſellſchaft abgeſchloſſen hatte, 
eine heimliche Proviſion von 50 Pfund (1000 Mark) bezogen 
habe. Er erhob daher unverzüglich eine Klage gegen Sims 
auf Rückerſtattung dieſer 50 Pfund an die Liquidationsmaſſe ). 


1) Nach engliſchem Recht begeht ein jedes Mitglied des Aufſichtsrats 
und Vorſtandes einer Aktiengefellſchaft, das ſich für den Abſchluß 
eines Geſchäfts eine Proviſion zahlen läßt und dieſe Tatſache nicht 
der Generalverſammlung zur Genehmigung bekannt gibt, einen 
breach of trust, d. b. einen Vertrauensbruch. Nach § 10 der 
Companies (Winding-up) Act von 1890 kann der Liquidator 
einer Aktiengeſellſchaft von dem ſchuldigen Aufſichtsrats⸗ oder Vor⸗ 
ſtandsmitgliede verlangen, den Betrag der heimlich bezogenen Pro⸗ 
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Am 24. April 1900 kam zur Beſeitigung des Rechtsſtreites 
ein Vergleich zwiſchen Sims und Turner zu ſtande, auf 
Grund deſſen Sims, der ſich in ungünſtiger Vermögenslage 
befand, gegen Erlaß aller weiteren Anſprüche gegen ihn 
14 Pfund (280 Mark) an die Liquidationsmaſſe zahlte und 
Turner ihm eine Empfangsbeſcheinigung über dieſe Summe 
ausſtellte. Bald darauf verfügte das Gericht eine gerichtliche 
Liquidation der Aktiengeſellſchaft und beſtellte einen gewiſſen 
Poppleton zum gerichtlichen Liquidator. Im Mai 1902 
ſtrengte Poppleton beim High Court eine Klage gegen 
Sims auf Erſtattung der als heimliche Proviſion bezogenen 
50 Pfund an. Der High Court verwies den Rechtsſtreit an 
ben Clerkenwell County Court (Amtsgericht Clerkenwell). 
Bei der Verhandlung machte der klägeriſche Liquidator geltend, 
daß der zwiſchen Turner und Sims geſchloſſene Vergleich 
unwirkſam wäre, weil er nicht die Genehmigung der General⸗ 
verſammlung durch außerordentlichen Beſchluß gemäß § 160 
der Companies Act von 1862 gefunden hätte. Der Amts⸗ 
richter (County Court judge) ſchloß ſich dieſer Ausführung an 
und verurteilte Sims, unter Anrechnung der ſchon gezahlten 
14 Pfund, zur Zahlung von 36 Pfund (720 Mark). Gegen 
dieſes Urteil legte Sims Berufung ein. Am 16. Januar 1903 
hob die King's Bench Division des High Court (Lord 
Chief Justice, Lord Alverstone, Mr. Justice Wills und 
Mr. Justice Channel) das erſtinſtanzliche Urteil auf und 
erklärte den zwiſchen Turner und Sims geſchloſſenen Ver⸗ 
gleich trotz fehlender „sanction“ für rechtsverbindlich. Aus 
den beachtenswerten Rechtsausführungen der Berufungsrichter 
ſeien die wichtigſten Stellen mitgeteilt. 

Lord Chief Justice, Lord Alverstone: ... „In 
dieſem Rechtsſtreite hat der County Court judge ein Urteil 
zu Gunſten der klägeriſchen Aktiengeſellſchaft in Höhe von 
36 Pfund erlaſſen, indem er die Anſicht vertrat, daß der 
geſchloſſene Vergleich kein bindender wäre, weil eine Ge⸗ 
nehmigung desſelben durch die Generalverſammlung mittels 
außerordentlichen Beſchluſſes gemäß $ 160 der Companies 
Act von 1862 nicht ſtattgefunden hätte. Um fih darüber 


viſion nebſt Zinſen an die Liquidationsmaſſe abzuführen. Eine 
etwaige kriminelle Verfolgung des Vertrauensbrüchigen wird hier⸗ 
durch nicht berührt. Über dieſen ſtrengen Standpunkt des engliſchen 
Aktienrechts vgl. mein Buch „Die engliſche Aktiennovelle vom 
8. Auguſt 1900“ (Berlin 1901, Puttkammer & Mühlbrecht) S. 71 
und 72, ſowie S. 115 Anm. 104. 
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Klarheit zu verſchaffen, ob die gefällte Entſcheidung richtig 
iſt oder nicht, müſſen zwei Geſichtspunkte der Erwägung zu 
Grunde gelegt werden. Erſtens: Was iſt der wahre Zweck 
der im § 160 enthaltenen Schutzvorſchrift? Und zweitens: 
Iſt die Einholung eines außerordentlichen Generalverſamm⸗ 
lungsbeſchluſſes ein Erfordernis von ſolcher Beſchaffenheit, 
daß jemand, der mit dem Liquidator einen Vergleich ſchließt, 
zu der Annahme berechtigt iſt, daß dieſer Generalverſamm⸗ 
lungsbeſchluß entweder ſchon eingeholt worden iſt oder doch 
eingeholt werden wird? Geht man von dem erſten Geſichts⸗ 
punkte aus, nämlich von der Frage nach dem wahren Zwecke 
des § 160, ſo kann es ſchwerlich die Abſicht des Geſetzgebers 
geweſen ſein, Dritte zu ſchützen; vielmehr iſt es unzweideutig 
von autoritativer Seite klargeſtellt worden, daß die Abſicht 
des § 160 iſt, die Aktiengeſellſchaft gegen den Liquidator 
und den Liquidator gegen die Aktiengeſellſchaft zu ſchützen. 
In dem Prozeſſe in re English and Scottish Marine 
Insurance Company oder Me. Clure's Case erhob der Agent 
einer Aktiengeſellſchaft, die in Liquidation unter Aufſicht des 
Gerichts begriffen war, eine Klage auf Zahlung rückſtändigen 
Gehalts. Der Liquidator unterſtand der Vorſchrift des 
$ 159, d. h. er hatte die Befugnis, mit Genehmigung des 
Gerichts einen Vergleich über den Anſpruch eines Gläubigers 
zu ſchließen. Der Liquidator ſchloß einen Vergleich, aber 
holte die Genehmigung des Gerichts zu dieſem Vergleiche 
nicht ein. Es wurde die Behauptung aufgeſtellt, daß der 
Vergleich mangels der Genehmigung unverbindlich wäre. 
Kurz, die Sachlage war genau dieſelbe wie im vorliegenden 
Falle. Bei Abgabe ſeines Urteils ſagte Lord Justice James: 
„Unzweifelhaft waren die Liquidatoren in dieſer ihrer Eigen⸗ 
ſchaft befugt, zu ihrer eigenen Sicherheit die Genehmigung 
des Gerichts nachzuſuchen; aber ſie nahmen die Verantwortung 
und das Riſiko auf ſich, das Abkommen ohne dieſe Ge⸗ 
nehmigung abzuſchließen. Indeſſen dieſes Riſiko beſtand nur 
nach innen, d. h. nur zwiſchen ihnen und dem Gerichte. 
Daher iſt meiner Anſicht nach die Gültigkeit des Vergleiches 
abſolut unanfechtbar.“ Demgemäß wurde erkannt, daß der 
Agent an den Vergleich gebunden wäre. Dieſer Fall zeigt, 
daß ein im übrigen gültiger Vergleich zwiſchen einem Gläu⸗ 
biger einer Aktiengeſellſchaft und den Liquidatoren derſelben 
nicht lediglich deshalb von dem Gläubiger angefochten werden 
kann, weil der Liquidator nicht die Genehmigung des Ge⸗ 
richts zu dem Vergleiche eingeholt hat. Wenn alſo der 
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Liquidator berechtigt iſt zu ſagen, daß die Gegenpartei an 
einen ſolchen Vergleich gebunden ſei, ſo muß er auch ſelber 
an den Vergleich gebunden fein... Auch von dem von 
mir erwähnten zweiten Geſichtspunkte aus muß der vor⸗ 
liegende Vergleich meiner Anſicht nach als bindend angeſehen 
werden. Die Vorſchrift des § 160 bezüglich Genehmigung 
eines Vergleichs ſeitens der Generalverſammlung durch außer⸗ 
ordentlichen Beſchluß betrifft wie viele andere Vorſchriften 
— z. B. die der Statuten der Geſellſchaft — nur die 
innere Seite der Geſchäftsführung einer Aktiengeſellſchaft. 
Wenn jemand mit dem Liquidator ein Abkommen ſchließt, 
ſo iſt er in keiner Weiſe verbunden, zu prüfen, ob jede in 
dieſen Vorſchriften verlangte Formalität erfüllt ſei oder nicht. 
Meiner Anſicht nach hätte der County Court judge er⸗ 
kennen müſſen, daß der vorliegende Vergleich für die Aktien⸗ 
geſellſchaft verbindlich ſei, umſomehr, als es ſich um ein ſchon 
ſeit zwei Jahren beſtehendes Abkommen handelt, aus welchem 
der Liquidator ſowohl wie der Beklagte Nutzen gezogen 
haben. Wenn aber der Vergleich über den Rechtsſtreit ein 
rechtsgültiger war, ſo iſt die natürliche Folge, daß eine neue 
Klage aus demſelben Klaggrunde nicht mehr angeſtrengt 
werden konnte. Der County Court judge war nicht be⸗ 
rechtigt, ein Urteil zu Gunſten der Aktiengeſellſchaft in Höhe 
von 36 Pfund zu erlaſſen; und ſeine Entſcheidung muß da⸗ 
her aufgehoben werden.“ 

Mr. Justice Wills: „Ich bin derſelben Anſicht. Ich 
denke, ein Vergleich, den der Liquidator über einen Anſpruch 
der Aktiengeſellſchaft gegen einen Dritten geſchloſſen hat, 
bindet die Aktiengeſellſchaft, ſelbſt wenn die Genehmigung 
der Generalverſammlung durch außerordentlichen Beſchluß 
gemäß § 160 nicht eingeholt worden ift. Eine entgegen⸗ 
geſetzte Entſcheidung würde ernſten Angriffen ausgeſetzt ſein. 
Im vorliegenden Falle befand ſich eine Aktiengeſellſchaft im 
Stadium der Liquidation. Es wird nun die Behauptung 
aufgeſtellt, der Liquidator könne nicht in ſeinem Bemühen, 
die ausſtehenden Aktiven der Geſellſchaft in beſtmöglicher 
Weiſe einzutreiben, einen Vergleich über eine zweifelhafte 
Forderung ſchließen, ohne die Koſten der Berufung einer 
außerordentlichen Generalverſammlung zu riskieren. Ein 
Zuſtand der behaupteten Art würde in allen Fällen, wo es 
ſich um einen geringfügigen Geldbetrag handelt, im höchſten 
Grade läſtig ſein und würde oft da, wo ein Vergleich höchſt 
wünſchenswert wäre, es unmöglich machen, einen Vergleich 
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zu ſchließen, weil die Koſten für die Berufung der General⸗ 
verſammlung alles das verzehren würden, was durch den 
Vergleich gewonnen werden ſoll. Die gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidungen ſcheinen mir jedoch in unwiderlegbarer Weiſe zu 
Gunſten des Beklagten (Sims) zu ſprechen. Es kann 
keine beſſere Autorität in der vorliegenden Streitfrage zitiert 
werden als Lord Justice James; und ſeine Entſcheidung 
in re English and Scottish Marine Insurance Company 
(Me. Clure’s Claim) ſcheint im vollſten Maße auch auf dieſen 
Fall Anwendung zu finden und ihn zu decken“. 


Mr. Justice Channell begnügte ſich, den mitgeteilten 


Rechtsausführungen gegenüber zu fagen: „I agree“. 


IV. 


Die gerichtliche Liquidation (Winding-up by the Court) 

einer Aktiengeſellſchaft. Unter welchen Umſtänden wird das 

Gericht die Einſtellung des Verfahrens (Stay of Winding - 

up) beſchließen? Autoritative !) Erläuterung des § 89 der 
Companies Act von 1862. 


Entſcheidung der Chancery Division des High 

Court of Justice zu London vom 31. März 1903 

in dem Prozeſſe In re Telescriptor Syndicate, 
Limited. 


Im Gegenſatz zum deutſchen Aktienrecht (HGB. § 292, 
Ziff. 3, in Verb. mit KO. § 207) kennt das engliſche Aktien⸗ 


1) Mit Abſicht habe ich in Entſcheidung III die Auslegung des $ 160 
ſeitens des Gerichts eine authentiſche Interpretation 
und in der vorliegenden Entſcheidung die Erläuterung, welche das 
Gericht dem $ 89 gibt, eine autorative Erläuterung ge: 
nannt. Durch eine authentiſche Interpretation wird die Tragweite 
einer Rechtsnorm durch eine ſpätere Rechtsnorm feſtgeſetzt. Bezüg⸗ 
lich des § 160 beſtand die Streitfrage, ob das Erfordernis eines 
consent“ des Gerichts bezw. der Generalverſammlung zu einem 
Vergleiche zwiſchen dem Liquidator und einem Schuldner der 
liquidierenden Aktiengeſellſchaft nur für das Verhältnis nach 
innen, d. h. zwiſchen Liquidator und Aktiengeſellſchaft, oder auch 
für das Verhältnis nach außen, d. h. zwiſchen Aktiengeſellſchaft 
und jedem Dritten, von rechtlicher Bedeutung wäre. In der 
Entſcheidung III hat nunmehr das engliſche Gericht den Satz, der 
die gleiche Rechtskraft wie ein Parlamentsgeſetz beſitzt, d. h. eine 
Rechtsnorm iſt, aufgeſtellt: Der im § 160 verlangte consent hat 
nur für das Verhältnis nach innen rechtliche Bedeutung. — 
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recht einen Konkurs über das Vermögen einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft nicht. An die Stelle desſelben tritt das ſogenannte 


Anders iſt die Sachlage in der vorliegenden Entſcheidung bezüglich 
des § 89. Dieſer Paragraph gewährt dem freien Ermeſſen des 
Gerichts uneingeſchränkten Spielraum. Die Frage iſt hier: Nach 
welchen Grundſätzen wird das Gericht die ihm erteilte Machtbeſug⸗ 
nis ausüben? Über die anzuwendenden Grundſätze gibt die vor⸗ 
liegende Entſcheidung eine autoritative, d. h. die engliſchen 
Gerichte bindende, mit Geſetzeskraft ausgeſtattete Erläuterung. Die 
engliſche Rechtsſprache nennt einen derartigen richterlichen Augs 
ſpruch „authoritative“ oder eine „authority“. — 

Um dem deutſchen Leſer den hier beſtehenden, tiefgreifenden 
Unterſchied zwiſchen engliſcher und deutſcher Rechtsauffaſſung in 
möglichſter Klarheit vor Augen zu führen, teile ich einige Zeilen 
aus Profeſſor Hollands berühmten Werke ,Jurisprudence“, 
9. Aufl. S. 63 (Oxford 1900), in deutſcher überſetzung mit: „Die 
Rechtsſyſteme zeigen die größten Verſchiedenheiten bezüglich der 
Bedeutung, welche fie der Entſcheidung eines Gerichts beilegen. 
Während in England und in den Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika ein in die Entſcheidungsſammlungen aufgenommener Rechts⸗ 
fall (reported case) mit der gleichen Sicherheit wie 
ein Parlamentsgeſetz angeführt werden kann, gilt auf dem 
Kontinent ein richterlicher Ausſpruch nur inſofern als bedeutſam, 
als er die Anſchauung eines rechtsgelehrten Kollegiums über das 
geltende Recht zum Ausdrucke bringt, iſt jedoch — wie es ſcheint — 
völlig machtlos, ein anderes Gericht zu zwingen, in einem ähnlichen 
Falle den gleichen Standpunkt einzunehmen.“ — Um mit einem 
Schlagworte den Unterſchied zwiſchen der engliſch⸗nordamerikaniſchen 
Auffaſſung und derjenigen des europäiſchen Kontinents zu kenn⸗ 
zeichnen, ſagt der genannte große engliſche Gelehrte (a. a. O. S. 64), 
die kontinentalen „decisions“ ſeien „instructive“, die engliſch⸗ 
amerikaniſchen dagegen „authoritative“. — Dieſe weitgehende 
rechtliche Bedeutung haben indeſſen in England nur die Ent⸗ 
ſcheidungen des High Court, des Court of Appeal und des 
House of Lords, dagegen einerſeits nicht die Entſcheidungen der 
niederen Gerichte (County Courts u. ſ. w.) und andererſeits nicht 
die Ent ſcheidungen des Privy Council, d. h. des Berufungsgerichtes 
gegen Urteile der geiſtlichen und gewiſſer kolonialen Gerichte. — 
Die durch die Gerichte geſchaffenen Rechtsnormen (d. h. das ſoge⸗ 
nannte „case law“ oder ,judge-made law“) behalten ihre Gels 
tungskraft fo lange, bis fie entweder durch ein Parlamentsgeſetz 
oder durch ein zuſtändiges Gericht aufgehoben werden. Es zeigt 
ſich daher die eigentümliche Erſcheinung, daß in den Gerichten 
ſowohl wie in den wiſſenſchaftlichen Werken behufs Darlegung des 
heute geltenden Rechts Entſcheidungen und richterliche Ausſprüche 
aus dem 15. und 16. Jahrhundert, ja ſelbſt aus noch früheren 
Perioden engliſcher Rechtsgeſchichte A werden. — 

Die Frage, welches Gericht zuſtändig ſei, eine Rechtsnorm des 
„case law“ aufzuheben, iſt dahin zu beantworten: Stets nur ein 
übergeordnetes Gericht. Rührt z. B. ein Rechtsſatz aus einer Ent⸗ 
ſcheidung des High Court oder eines der älteren Gerichte her, aus 
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Winding- up by the Court, d. h. die gerichtliche Liquidation. 
Die Companies (Winding- up) Act von 1890 hat indeſſen 
dieſe Art des Liquidationsverfahrens ſo ſehr dem Konkurs⸗ 
verfahren genähert und nachgebildet, daß heutzutage, ab⸗ 
gejehen von der verſchiedenen Bezeichnung, das Winding- up 
by the Court im weſentlichen nichts anderes als ein Konkurs⸗ 
verfahren über das Vermögen einer Aktiengeſellſchaft iſt. 

Die gerichtliche Liquidation einer Aktiengeſellſchaft hat 
nach $ 79 der Companies Act von 1862 in folgenden fünf 
Fällen ſtattzufinden: 


5 


1. in jedem Falle, wo die Aktiengeſellſchaft einen 
Spezialbeſchluß!) gefaßt hat, der die gerichtliche 
Liquidation verlangt; 

2. in jedem Falle, wo die Aktiengeſellſchaft nicht binnen 
Jahresfriſt nach erlangter Rechtsfähigkeit ihren Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb eröffnet, oder wo die Aktiengeſellſchaft 
ihren Geſchäftsbetrieb für den Zeitraum eines ganzen 
Jahres einſtellt; 

8. 2 jo Falle, wo die Mitgliederzahl unter fieben 
init; 

4. in jedem Falle, wo die Aktiengeſellſchaft unfähig ift, 
ihre Schulden zu zahlen; und 


5. in jedem Falle, wo nach Anſicht des Gerichts eine 


1) 


2) 


gerichtliche Liquidation der Aktiengeſellſchaft recht 
und billig iſt“ ). 


denen der High Court hervorgegangen iſt, ſo iſt nur der Court 
of Appeal oder das House of Lords befugt, dieſen Rechtsſatz zu 
beſeitigen und durch einen anderen zu erſetzen. Eine von dem 


Court of Appeal geſchaffene Rechtsnorm kann nur das House 


of Lords aufheben, während eine von dem House of Lords ein⸗ 
mal aufgeſtellte Rechtsregel einzig und allein durch ein Parlaments⸗ 
kack (Act of Parliament) ihrer Geſetzeskraft beraubt werden 


ann. 

Ein Spezialbeſchluß (special resolution) verlangt gemäß 8 51 

der Companies Act von 1862 eine Abſtimmung auf zwei General⸗ 

verſammlungen. Auf der erſten Verſammlung müſſen mindeſtens 

Dreiviertel der ſtimmberechtigten Anweſenden ihre Zuſtimmung 

erteilen, während auf der zweiten Verſammlung, dem ſogenannten 

confirmatory meeting, einfache Stimmenmehrheit genügt. 

1. „Whenever the company has passed a special resolution 

requiring the company to be wound-up by the court. 

2. Whenever the company does not commence its business 
within a year from its incorporation, or suspends its 
business for the space of a whole year. 

Whenever members are reduced in number to less than 
seven. 


© 
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Dieſen fünf Fällen hat die Companies Act von 1900 
im $ 12 Abſ. 8 noch einen ſechſten hinzugefügt: Wenn die 
Vorſchriften über die für jede company limited by shares 
angeordnete „geſetzliche“ Generalverſammlung (statutory 
meeting) zur Verhandlung der Gründungshergänge nicht 
befolgt werden, hat jeder Aktionär der Aktiengeſellſchaft das 
Recht, eine gerichtliche Liquidation über das Vermögen 
der Geſellſchaft zu beantragen. — Auffallenderweiſe bildet 
nach engliſchem Aktienrecht Überſchuldung keinen Grund zu 
einer gerichtlichen Liquidation; vielmehr tritt in diefem Falle 
gemäß § 129 der Companies Act von 1862, Ziff. 3, frei⸗ 
willige Liquidation ein. 

Das gerichtliche Liquidationsverfahren kann nur auf 
Antrag eröffnet werden. Ein ſolcher Antrag heißt techniſch 
„petition for winding- up“. Darüber, welche Perſonen an- 
tragsberechtigt ſind, gibt der $ 82 der Companies Act von 
1862 und der § 40 der Companies Act von 1867 näheren 
Aufſchluß. Der Eröffnungsbeſchluß des Gerichts wird in 
der engliſchen Geſetzesſprache „order for winding- up“ ge⸗ 
nannt. Während nach deutſchem Recht (KO. § 108) der 
Eröffnungsbeſchluß die Stunde der Eröffnung anzugeben hat 
und in Ermangelung einer ſolchen Feſtſetzung die Mittags⸗ 
ſtunde des Tages, an welchem der Beſchluß erlaſſen iſt, als 
Zeitpunkt der Eröffnung gilt, fällt gemäß $ 84 der Companies 
Act von 1862 der Zeitpunkt der Eröffnung der gerichtlichen 
Liquidation mit dem Zeitpunkte der Stellung des Eröffnungs⸗ 
antrages zuſammen ). 

Bezüglich der Einſtellung des Konkursverfahrens über 
das Vermögen einer Aktiengeſellſchaft trifft das deutſche Recht 
(KO. § 202) folgende Beſtimmung: Die Einſtellung hat auf 
Antrag der Aktiengeſellſchaft zu erfolgen. Geſchieht dies 
nach Ablauf der Anmeldefriſt, ſo iſt die Zuſtimmung aller 
Konkursgläubiger, welche Forderungen angemeldet haben, 
beizubringen. Wird dagegen der Antrag ſeitens der gemein⸗ 
ſchuldneriſchen Aktiengeſellſchaft vor Ablauf der Anmelde: 
friſt geſtellt, fo iſt außer der Zuſtimmung der Gläubiger 


4. Whenever the company is unable to pay its debts. 
5. Whenever the court is of opinion that it is just and 
equitable that the company shall be wound - up.“ 
1) The Companies Act, 1862, section 84: „A winding-up of a 
company by the court shall be deemed to commence at the 
time of the presentation of the petition for winding- up.“ 
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noch der Nachweis erforderlich, daß andere Gläubiger als 
die, deren Zuſtimmung beigebracht wird, nicht bekannt ſind. 

Die Grundſätze, nach denen das engliſche Recht eine Ein⸗ 
ſtellung des gerichtlichen Liquidationsverfahrens oder, wie es 
techniſch heißt, einen „stay of winding- up“ gewährt, finden 
in der nachſtehend mitgeteilten Entſcheidung des Prozeſſes 
in re Telescriptor Syndicate, Limited, eine anſchauliche 
Illuſtration. Zum beſſeren Verſtändnis ſeien kurz diejenigen 
Geſetzesvorſchriften erwähnt, die für dieſen Fall von dem 
engliſchen statute law aufgeſtellt ſind. Wie im deutſchen 
Recht, ſo hat auch im engliſchen Recht die Einſtellung des 
Verfahrens auf Antrag zu erfolgen. Dieſer Einſtellungs⸗ 
antrag wird „motion for stay of winding- up“ genannt. 
Antragsberechtigt iſt nicht die Aktiengeſellſchaft, ſondern jeder 
einzelne Gläubiger und jeder einzelne Beitragspflichtige !) der 
Aktiengeſellſchaft. Unter welchen Bedingungen das Gericht 
dem Antrage Folge zu geben habe, darüber enthält das 
statute law keine feſtſtehende Regel, vielmehr iſt hier dem 
freien Ermeſſen, der „discretion“ des Gerichts der weiteſte 
Spielraum gelaſſen. Die maßgebende Geſetzesſtelle, der § 89 
der Companies Act von 1862, hat in deutſcher Überſetzung 
folgenden Wortlaut: 


„Das Gericht kann zu jeder Zeit nach Erlaß des 
Eröffnungsbeſchluſſes auf Antrag eines Gläubigers oder 
eines Beitragspflichtigen der Aktiengeſellſchaft und gegen 
Nachweis eines nach Anſicht des Gerichts triftigen 
Grundes zur Einſtellung des gerichtlichen Liquidations⸗ 
verfahrens beſchließen, daß das Verfahren entweder 
gänzlich oder zeitweilig und unter ſolchen Bedingungen 
einzuſtellen ſei, die das Gericht für angemeſſen er⸗ 
achtet“ ?). 

Die Aktiengeſellſchaft Telescriptor Syndicate, Limited, 
war auf die Klage eines Gläubigers zur Zahlung eines rück⸗ 


1) über die Bedeutung des Ausdrucks „Beitragspflichtiger“ ſiehe 
306 Anm. 2. 


2) „The court may at any time after an order has been made 
for winding-up a company, upon the application by motion 
of any creditor or contributory of the company, and upon 
proof to the satisfaction of the court that all proceedings in 
relation to such winding-up ought to be stayed, make an 
order staying the same, either altogether or for a limited 
time, on such terms and subject to such conditions as it 
deems fit.“ 
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ſtändigen Mietzinſes verurteilt worden. Da eine Zahlung 
nicht erfolgte, ſo ſtellte der Gläubiger auf Grund der Ziff. 4 
des oben mitgeteilten S 79 der Companies Act von 1862 
beim Gerichte den Antrag auf Eröffnung der gerichtlichen 
Liquidation (petition for winding- up). Am 25. November 
1902 erließ das Gericht einen Eröffnungsbeſchluß (order for 
winding-up) und ernannte einen amtlichen Vermögenskurator 
(official receiver) ) zum proviſoriſchen Liquidator (pro- 
visional liquidator). 

Nach § 7 der Companies (Winding- up) Act von 1890 
haben die zur Zeit des Erlaſſes der winding- up order 
amtierenden „directors“ und der „secretary“ der Aktien⸗ 
geſellſchaft (bezw. die während des letzten Jahres vor der 
Liquidationseröffnung tätigen „ directors“) binnen vierzehn 
Tagen nach Erlaß des Eröffnungsbeſchluſſes eine Überſicht 
über die Geſchäftslage des Unternehmens, ein ſogenanntes 
„statement as to the affairs of the company“, in einer 
genau vorgeſchriebenen Form einzureichen. Und nach den 
Companies (Winding-up) Rules von 1890, rule 60, haben 
die genannten Perſonen auf Verlangen des official receiver 
vor dem letzteren zu erſcheinen und ihm jede verlangte Aus⸗ 
kunft bezüglich der Geſellſchaft zu erteilen. 

Im vorliegenden Falle verabſäumten die „directors“ 
der liquidierenden Aktiengeſellſchaft trotz wiederholter Mahnung 


1) Ein official receiver iſt eine vom Board of Trade ernannte 
Persönlichkeit, auf die bei Konkurſen bis zur Wahl des Konkurs⸗ 
verwalters (trustee in bankruptcy) die Verwaltung und nach 
engliſcher Rechtsauffaſſung auch das „legale“ Eigentum an dem 
Vermögen des Gemeinſchuldners übergeht. Für die Zwecke der 
gerichtlichen Liquidation von Aktiengeſellſchaften iſt am High 
Court zu London ein beſonderer Beamter als official receiver 
beſtellt, während bei gerichtlichen Liquidationen durch die County 
Courts (Amtsgerichte) die erwähnten official receivers des Board 
of Trade zu amtieren haben. Gemäß $ 4 der Companies 
(Winding- up) Act von 1890 ift unverzüglich nach Erlaß der 
order for winding- up ein official receiver als provisional liqui- 
dator zu beſtellen. Jedoch iſt nach $ 85 der Companies Act 
von 1862, Schlußſatz, das Gericht auch befugt, ſchon vorher nach 
Einreichung des Antrages auf gerichtliche Liquidation einen provi⸗ 
ſoriſchen Liquidator zu ernennen. Die Companies Act von 1862 
bezeichnet dieſen amtlichen Liquidator als ,offfcial liquidator“. 
Dieſer Ausdruck iſt jedoch ſeit dem Inkraſttreten der Companies 
(Winding- up) Act von 1890, d. h. K dem 1. Januar 1891, 
nicht mehr richtig. Die neuere Geſetzgebung ſpricht nur von einem 
official receiver und provisional liquidator. 
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das erwähnte „statement“ einzureichen und leiſteten auch 
der Aufforderung des official receiver, vor ihm zu erſcheinen 
und ihm mündlich Rede und Antwort über die Verhältniſſe 
der Aktiengeſellſchaft zu ſtehen, keine Folge. 

Im Januar 1903 ſtellte ein Gläubiger mit Zuſtim⸗ 
mung ſämtlicher übrigen Gläubiger und mit Zu: 
ſtimmung einer Mehrheit der Aktionäre der Ge⸗ 
ſellſchaft bei der Chancery Division des High Court zu 
London den Antrag auf Einſtellung der gerichtlichen Liqui⸗ 
dation (motion for stay of winding- up). In dem An⸗ 
trage wurde ausgeführt, daß eine teilweiſe Befriedigung der 
Gläubiger ſchon ſtattgefunden hätte, daß ſämtliche Gläubiger 
dem Einſtellungsantrage zuſtimmten und daß eine weitere 
Abwickelung der Geſchäfte im Wege der freiwilligen Liqui⸗ 
dation eine beſſere Verwertung der Vermögensmaſſe geſtatten 
und die Koſten des Liquidationsverfahrens erheblich verringern 
würde. Gegen dieſen Antrag erhob der official receiver 
Widerſpruch mit der Begründung, daß gewiſſe Vorgänge in 
den Anfangsſtadien der Aktiengeſellſchaft eine Unterſuchung 
und Nachprüfung erforderten. 

Nach Anhörung des Antragſtellers und des official 
receiver im Februar 1903 lehnte es das Gericht (Mr. Ju- 
stice Buckley) ab, den Einſtellungsbeſchluß zu erlaſſen, be⸗ 
vor nicht dem official receiver der Nachweis erbracht wäre, 
daß die geſamte Geſchäftsführung „fair and over board“ 
geweſen ſei, und verſchob daher die Entſcheidung über den 
Antrag auf vier Wochen, um den „directors“, unter denen 
ſich verſchiedene Perſönlichkeiten mit angeſehenem Namen und 
Titel befanden, Gelegenheit zu geben, die Bedenken des 
official receiver zu beſeitigen. Als dann am 31. März 1903 
eine nochmalige Anhörung (hearing) der Beteiligten ſtatt⸗ 
fand, bei der einerſeits die „directors“ ſich perſönlich für 
die volle Befriedigung ſämtlicher Gläubiger der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft verbürgten, aber andererſeits der official receiver 
noch Bedenken über die Gründungshergänge und die Ge⸗ 
ſchäftsführungsverhältniſſe der Aktiengeſellſchaft hegte, wies 
Mr. Justice Buckley den Antrag auf Einſtellung der gericht⸗ 
lichen Liquidation ab, erklärte die Tatſache, daß ſämtliche 
Gläubiger ihre Zuſtimmung zu dem Antrage erteilt hätten 
und daß ſämtliche Schulden der Company voll bezahlt werden 
würden, für keine ausreichende Begründung des Antrages 
und legte dem Antragſteller die geſamten, aus der Antrag⸗ 
ſtellung erwachſenen Koſten auf. 
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Aus den lehrreichen Ausführungen des gerade auf dem 
Gebiete des Aktienrechts ſich eines Weltrufes erfreuenden 
Mr. Justice Buckley ſeien einige der wichtigſten Sätze in 
deutſcher Überſetzung mitgeteilt: „Der § 89 der Companies 
Act von 1862 beſtimmt, daß das Gericht nach Erlaß eines 
Beſchluſſes auf Eröffnung der gerichtlichen Liquidation die 
Einſtellung des Verfahrens beſchließen kann, wenn zur Zu⸗ 
friedenheit des Gerichts der Nachweis erbracht wird, daß 
ſämtliche in Bezug auf eine derartige Liquidation getroffenen 
Maßnahmen zweckmäßigerweiſe einzuſtellen ſeien. Das Ge⸗ 
ſuch, über das ich hier zu entſcheiden habe, iſt ein Antrag 
auf Erlaß eines Einſtellungsbeſchluſſes im Sinne dieſes 
Paragraphen. .. Wird in einem Konkurſe über das Ber- 
mögen einer Einzelperſon die Aufhebung des Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes oder die Einſtellung des Konkursverfahrens be⸗ 
antragt, ſo lehnt es das Gericht grundſätzlich ab, lediglich 
deswegen dem Antrage ſtattzugeben, weil ſämtliche Gläubiger 
ihre Zuſtimmung erteilt haben, und erwägt nicht nur die 
Frage, ob das, was in Vorſchlag gebracht iſt, für die Gläu⸗ 
biger von Nutzen und Vorteil ſei, ſondern auch die Frage, 
ob der Antrag mit der im Handelsverkehr notwendigen 
Moral und mit dem öffentlichen Intereſſe im Einklange ſtehe 
oder nicht. Die bloße Zuſtimmung ſämtlicher Gläubiger 
bildet nur einen verhältnismäßig unbedeutenden Punkt in 
der Beurteilung des Falles.... Das Gericht hat nach freiem 
Ermeſſen zu handeln. Es iſt gebunden, nicht einzig und 
allein auf die Intereſſen der Gläubiger Rückſicht zu nehmen; 
es hat eine Pflicht gegenüber der im Handelsverkehr unſeres 
Vaterlandes herrſchenden Moral. — Ich bin hier angegangen 
worden, nach gleichen Grundſätzen meine Entſcheidung zu 
fällen; und ich kann nur ſagen: Nach meiner Anſicht iſt es 
zu wünſchen, daß das Gericht in einem Liquidationsverfahren 
einer Aktiengeſellſchaft die gleiche Haltung bewahrt und nach 
den gleichen Grundſätzen handelt wie in dem Konkurs⸗ 
verfahren über das Vermögen einer Einzelperfon. ... .” 
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I. Dr. jur. Ernſt Guyer. Das ſchweizeriſche 
Bundesgeſetz, betreffend die gewerblichen 
Muſter und Modelle, vom 30. März 1900. 
8. (142 S.) Zürich 1902, Schultheß & Co. 
(Preis 3 Fr.) 

Die vorliegende Schrift gibt eine eingehende Darſtellung des ſchwei⸗ 
zeriſchen Muſterrechts. Sie zerfällt in zwei Teile; in dem erſten — S. 1 
bis 59 — wird das Muſterrecht hiſtoriſch⸗dogmatiſch, in dem zweiten — 
S. 60—128 — an der Hand des geltenden neuen Geſetzes, das ſeit dem 
1. Auguſt 1900 in Kraft iſt, kommentatoriſch beſprochen. Nach einer 
hiſtoriſchen Einleitung erläutert der Verfaſſer die rechtliche Natur des 
Muſter⸗ und Modellrechts; er ſchließt ſich der hauptſächlich von Gerber 
und Laband vertretenen Monopoltheorie an, die jedoch in neueſter Zeit, 
noch mehr als die Privilegientheorie, aufgegeben ſein dürfte. Zu bedauern 
iſt, daß der Verfaſſer, namentlich in dem erſten Teil ſeiner Arbeit, das 
Kohlerſche Handbuch des Patentrechts nicht oder doch nicht genügend 
berückfichtigt hat, das ihm an manchen Stellen wertvolle Fingers 
zeige hätte geben können. Recht klar find die Unterſchiede zwiſchen dem 
Muſter⸗ und Modellrecht und den übrigen Materien des modernen In⸗ 
duſtrierechts herausgearbeitet; hier ift für den deutſchen Lefer von beſonderer 
Wichtigkeit die Abgrenzung von Muſtern und Modellen einer⸗ und Ge⸗ 
brauchsmuſtern andererſeits. Bekanntlich iſt der Schweiz, ebenſo wie 
ſämtlichen anderen Vertragsſtaaten der Internationalen Union!) mit Aug: 


1) Die amtlich eingeführte Abkürzung hierfür it: „J.⸗U.“, während 
die Abkürzung der durch die Brüſſeler Zuſatzakte vom 14. Dezem: 
ber 1900 abgeänderten Übereinkunft vom 20. März 1888: „U.⸗V.“ 
(Unionsvertrag) iſt; vgl. Mitteilung des Präſidenten des Kaiſer⸗ 
lichen Patentamts vom 18. April 1903 (Blatt für Patent⸗, Muſter⸗ 
und Zeichenweſen, 1903, S. 128). 
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nahme Großbritanniens, ein Gebrauchsmuſterſchutz, wie ihn das Deutſche 
Reich kennt, unbekannt. Der Verfaſſer ſucht nachzuweiſen, daß auch unter 
dem neuen Geſetze die alte Streitfrage, ob nicht trotz fehlender ausdrück⸗ 
licher geſetzlicher Beſtimmung auch die Gebrauchsmuſter in der Schweiz 
geſchützt feien — trotz der entgegenſtehenden Außerung in der eidgendffifchen 
Bundesverſammlung —, zu bejahen ſei. Dieſe Frage kann praktiſche Be⸗ 
deutung erlangen nach dem am 1. Mai 1903 erfolgten Beitritt zur J.N. 
In der dem deutſchen Reichstag vorgelegten „Denkſchrift“ zum U.⸗V. !), 
und in der Denkſchrift, die den Sonderverträgen zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und Italien (vom 4. Juni 1902) und der Schweiz (vom 26. Mai 
1902) beigegeben ijt?), heißt es: „Wenn — der Sachlage zur Zeit des 
Abſchluſſes der Union entſprechend — die Gebrauchsmuſter ausdrückliche 
Erwähnung nicht gefunden haben, ſo kann es doch keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß der Beitritt zu einem das geſamte Gebiet der gewerblichen 
Schutzrechte umfaſſenden Abkommen für Deutſchland von ſelbſt die Ver⸗ 
pflichtung nach ſich zieht, auch den Schutz der Gebrauchsmuſter den Ver⸗ 
bandsſtaaten einzuräumen.“ In letzterer wird ſodann noch ausdrücklich 
im Anſchluß an Art. 3 des deutſch⸗italieniſchen Abkommens vom 4. Juni 
1902 ausgeführt, daß ein deutſches Gebrauchsmuſter, ſeinem Namen und 
der inneren Natur des Rechtes gemäß, für die Anmeldung in einem der 
Vertragsſtaaten, ſei es als Erfindung, ſei es als Muſter, eine Priorität 
von vier Monaten zu beanſpruchen haben würde, während einer aus einem 
der Unionsländer herrührenden Patentanmeldung, auch wenn fie in Deutſch⸗ 
land in die Erſcheinung tritt, eine Priorität für die Dauer von zwölf 
Monaten zuſteht. Dieſe Regelung beruht auf dem Grundſatze, daß für 
die Friſtdauer der Charakter des Schutzrechts im Urſprungslande maß⸗ 
gebend ift. Es leuchtet ein, daß unter dieſem Geſichtspunkte die Frage, ob 
die Schweiz einen Gebrauchsmuſterſchutz kennt, auch für uns von erheb⸗ 
licher Tragweite ift, — Auf einen Irrtum über die Organiſation des 
deutſchen Patentamts (S. 39) ſei noch hingewieſen: Die durch die Aus⸗ 
führungsverordnung vom 11. Juli 1891 errichtete „Anmeldeſtelle für 
Gebrauchsmuſter“ hat das Patentamt nicht „entlaſtet“, ſondern ihm, wie 
die Statiſtik ?) lehrt, eine bedeutende Mehrarbeit gebracht. — In dem 
ſpeziellen Teil gibt der Verfaſſer eine oft durch praktiſche Beiſpiele ver⸗ 
anſchaulichte Erläuterung des Geſetzestextes. Die Interpretation ift überall 
klar und tiefgehend, einerſeits wiſſenſchaftlich, andererſeits aber auch den 
Bedürfniſſen der beteiligten Laienkreiſe angemeſſen. Beſonders letztere 
werden faſt in allen einſchlägigen Fragen Rat finden. Intereſſant find 


1) a an Patents, Muſter⸗ und Zeichenweſen, 1903, S. 126. 

2) a S. 133. 

3) Die Anzahl der Gebrauchsmuſteranmeldungen in dem letzten Jahr⸗ 
fünft betrug: 23199, 21831, 21432, 24082, 27 8 a ben 
Jahren 1891 —1902 zufammen: 213619; ſ. a. a. O. S. 7 
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die Ausführungen des Verfaſſers über die Urheberſchaft der Arbeiter und 
Angeſtellten an den von ihnen gemachten Erfindungen (S. 73—77). — 
Wenn man auch nicht in allen Einzelfragen mit dem Verfaſſer wird 
übereinſtimmen können — z. B. darin, daß der Tatbeſtand der Hinter⸗ 
legung das Vorhandenſein der zur Hinterlegung notwendigen Requiſite 
beweiſt (S. 107), während er doch wohl nur eine praesumtio iuris 
begründet, — oder darin, daß trotz mangelnder ausdrücklicher Geſetzes⸗ 
beſtimmung der Vorbenutzer von dem eingetragenen Urheber verfolgt werden 
kann (S. 113) —, ſo iſt das Buch doch ſowohl dem Juriſten — dem 
bei einer etwaigen Neuauflage eine ſtärkere Berückſichtigung der aus⸗ 
ländiſchen Judikatur und teilweiſe auch Literatur nicht unerwünſcht 
wäre — wie auch dem Gewerbetreibenden aufs beſte zu empfehlen. Der 
Abdruck des Geſetzestextes und ein brauchbares Sachregiſter erhöhen den 
Wert der Schrift, der auch ſeitens des Verlegers eine gute Ausſtattung 
zu teil geworden iſt. 
Berlin. Dr. Rathenau. 


II. Dr. Litten, Gerichtsaſſeſſor in Halle a. S. Die 
Wahlſchuld im deutſchen bürgerlichen 
Rechte. 8. (223 S.) Berlin 1903, Verlag von 
Franz Vahlen. (4.50 Mark.) 


Die Behandlung der Wahlſchuld bietet, wennſchon dieſelbe im prak⸗ 
tiſchen Leben keine ſehr große Rolle ſpielt, ein großes theoretiſches Intereſſe. 
Zu den Bearbeitern der Wahlſchuld hat ſich neuerdings Litten geſellt, 
der nach einem die allgemeine Grundlegung enthaltenden Abſchnitte eine 
ausführliche geſchichtliche und dogmatiſche Darſtellung der Lehre gibt. 
Die Wahlſchuld wird im Zuſammenhang mit der Gattungsſchuld und 
der alternativ bedingten Schuld als eine Unterart der inhaltlich unbe⸗ 
ſtimmten Schuld, der ſogenannten Blankettſchuld, betrachtet. Auch bei 
der Wahlſchuld, welche von der alternativ bedingten Schuld ſich dadurch 
unterſcheidet, daß die Löſung der Alternative durch den Willen einer der 
Parteien (die Wahl) herbeigeführt wird, liegt bis zu dieſer Wahl eine 
Unbeſtimmtheit, ein Schwebezuſtand, vor. Auf Grund der Beſtimmungen 
des B. GB. nimmt Litten an, daß die Pendenz des Objekts bei Wahl: 
recht des Schuldners eine ſuſpenſive, bei Wahlrecht des Gläubigers eine 
reſolutive fei, welche Auffaſſung er bereits im römiſchen Recht anerkannt 
findet. Für das B. GB. will er dies daraus herleiten, daß entgegen dem 
§ 211 des erſten Entwurfes, welcher in dem Falle einer vom Schuldner 
zu vertretenden Unmöglichkeit der einen Leiſtung die Beſchränkung des 
Schuldverhältniſſes auf die übrigen Leiſtungen ausſchloß, ſo daß die 
Schadenshaftung des Schuldners beſtehen blieb, nach $ 265 B. GB. diefe 
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Beſchränkung eintritt, ſofern der Schuldner ſelbſt wahlberechtigt iſt. Dieſe 
Anderung bedeutet indes lediglich, daß der Schuldner, wenn von ihm die 
Unmöglichkeit herbeigeführt iſt, nicht durch Wahl der unmöglich gewordenen 
Leiſtung fih von feiner Verbindlichkeit befreien darf. Die Schadenderſatz⸗ 
pflicht des wahlberechtigten Schuldners bleibt dagegen an ſich beſtehen. 
Sie tritt ſofort wieder hervor, wenn der andere Leiſtungsgegenſtand zu⸗ 
fällig untergegangen iſt. In dieſem Falle kann der Gläubiger den 
Schuldner wegen des von dieſem verſchuldeten Untergangs des erſten Gegen⸗ 
ſtandes erſatzpflichtig machen, worin nicht mit dem Verfaſſer (S. 116) 
eine Haftung aus unerlaubter Handlung, ſondern eine Haftung aus Ver⸗ 
letzung der Vertragspflicht zu ſehen ift. Die Theorie der ſuspenſiven 
Pendenz bei Wahlrecht des Schuldners wird daher ſchwerlich Billigung 
verdienen. 

Die Beſtimmung des $ 264 Abſ. 1 faßt Litten in Übereinſtimmung 
mit Stammler dahin auf, daß mit Beginn der Zwangsvollſtreckung 
das Wahlrecht auf den Gläubiger übergehe und der Schuldner nur noch 
die facultas alternativa habe, ſich durch eine der übrigen Leiſtungen von 
ſeiner Verbindlichkeit zu befreien. Er verkennt nicht, daß dieſe Anſicht 
zu unerwünſchten Konſequenzen führt, glaubt aber hieran feſthalten zu 
müſſen, weil die gegneriſche Anſicht erheblichen Konſtruktionsſchwierigkeiten 
begegne. Trotz dieſer Schwierigkeiten wird man für die letztere Anſicht 
ſich zu entſcheiden haben. Richtig iſt allerdings, daß der Schuldner die 
Wahl nur noch durch reelle Leiſtung ausüben kann und nur bis zu dem 
Augenblick, in welchem der Gläubiger die beigetriebene Leiſtung empfängt. 
Die Modifikation des Wahlrechts erklärt ſich aber in ungezwungener 
Weife dadurch, daß der Schuldner, nachdem es zur Zwangsvollſtreckung 
gekommen ift, nicht mehr bloß zu wählen, ſondern, um das Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsrecht des Gläubigers auszuſchließen, gleichzeitig zu leiſten hat. 
Nimmt man daran Anſtoß, daß der Schuldner das Wahlrecht behält, 
weil er es nur durch Leiſtung ausüben kann, ſo muß man ebenſo daran 
Anſtoß nehmen, daß das Wahlrecht auf den Gläubiger übergeht. Denn 
auch der Gläubiger kann das Wahlrecht nur dadurch ausüben, daß er 
durch Zwangsvollſtreckung die eine der Leiſtungen beitreiben läßt. Die 
Sache liegt bei der Wahlſchuld ähnlich wie bei dem Spezifikationskaufe. 
Iſt der Käufer mit der Spezifikation der Ware im Verzuge, ſo kann der 
Verkäufer nach § 375 HGB. die Beſtimmung ſtatt des Käufers vornehmen. 
Der Käufer behält aber das Recht, an Stelle dieſer ihm mitzuteilenden 
Spezifikation innerhalb der ihm vom Verkäufer zu ſetzenden angemeſſenen 
Friſt eine andere Spezifikation vorzunehmen. Das Wahlrecht bleibt hier 
alſo dem Schuldner, wennſchon in beſchränkter Weiſe, erhalten. Die 
gleiche Konſtruktion wird auch für den Fall des $ 264 Abſ. 1 an⸗ 
gebracht fein. 

Den Ausführungen des Verfaſſers, daß die im B. GB. vorgenommene 
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Regelung der Wahlſchuld recht wenig befriedigt, daß vielmehr eine ver⸗ 
ſchiedenartige Regelung am Platze geweſen wäre, je nachdem die Alternativ⸗ 
ſchuld dem Verſicherungszweck oder dem Wahlzweck dient, kann nur durch⸗ 
aus zugeſtimmt werden. Es iſt ſehr zu bedauern, daß das römiſchrechtliche 
Konzentrationsprinzip auch in das B. GB. aufgenommen ift. Hat der 
Gläubiger ſich die Auswahl unter zwei Gegenſtänden vorbehalten, von 
denen er je nach den eintretenden Umſtänden immer nur den einen Gegen⸗ 
ſtand gebrauchen kann, ſo iſt es in hohem Maße unbillig, ihn, wenn die 
eine Sache untergegangen iſt, zwingen zu wollen, die andere für ihn 
gänzlich unbrauchbare Sache zu nehmen. Es fragt ſich, ob nicht durch 
Auslegung geholfen werden kann. Zuzugeben ift dem Verfaſſer, daß die 
bloßen Beweggründe des Gläubigers, auch wenn dieſelben dem Schuldner 
bekannt find, nicht zu einer anderen Vertragsauslegung führen können. 
Eine der Parteiabſicht entſprechende Auslegung wird ſich jedoch dann 
rechtfertigen, wenn aus der Beſchaffenheit der beiden Leiſtungen oder ſonſt 
aus dem Vertrage ſelbſt erhellt, daß die beiden Leiſtungen für den wahl⸗ 
berechtigten Gläubiger einen ganz verſchiedenen Gebrauchswert haben.“ 

In praktiſch verſtändiger Weiſe ift die Frage der Zuläffigkeit einer 
bedingten oder befriſteten Wahlerklärung beantwortet. Es wird hierbei 
davon ausgegangen, daß die nicht wahlberechtigte Partei ein Recht darauf 
hat, nach Ablauf der Wahlfriſt eine klare und beſtimmte Erklärung über 
die Wahl von dem anderen Teile zu verlangen. Eine Bedingung darf 
daher nur hinzugeſetzt werden, wenn es eine die Gegenwart oder Ver⸗ 
gangenheit betreffende Bedingung iſt, über deren Eintritt der Empfänger 
der Wahlerklärung zur Zeit des Eingangs der Erklärung unterrichtet fein 
muß. Iſt vor Ablauf der Wahlfriſt eine andere Bedingung der Wahl⸗ 
erklärung beigefügt, ſo iſt dieſe dem Gegner des Wahlberechtigten gegen⸗ 
über erſt von dem Zeitpunkte an wirkſam, wo ihm der Eintritt der Be⸗ 
dingung von dem Wahlberechtigten mitgeteilt iſt. 

Die von dem Wahlberechtigten in Unkenntnis des Wahlrechts oder 
in Unkenntnis des Umfangs des Wahlrechts abgegebene Wahlerklärung 
hält Litten nach den Grundſätzen über Irrtum für anſechtbar. Er 
meint; daß der Wahlberechtigte durch feine Erklärung, die äußetlich als 
Wahlerklärung ſich darſtellt und nur in dieſem Sinne von dem Gegner 
aufgefaßt werden konnte, gebunden ſei und nur durch Anfechtung wegen 
Irrtums ſich hiervon frei machen könne. Es fei geſtattet, hiergegen Bes 
denken auszuſprechen. Es gibt gewiſſe Rechtsgeſchäfte, die begrifflich zu 
ihrer Wirkſamkeit die Kenntnis des Erklärenden von einem beſtimmten 
Sachverhalt erfordern. So ſetzt die Genehmigung die Kenntnis der ge⸗ 
nehmigungs bedürftigen Handlung voraus. Eine Kundgebung kann als 
Genehmigung nicht angeſehen werden, wenn dem Erklärenden dieſe Kenntnis 
fehlt. Man kann hier nicht ſagen, daß der Erklärende, weil die Kund⸗ 
gebung äußerlich als Genehmigung erſcheint, ſich gefallen laſſen müſſe, 
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als genehmigend behandelt zu werden, falls die Erklärung nicht wegen 
Irrtums unverzüglich angefochten iſt. Die Erbſchaftsannahme hat keine 
Wirkſamkeit, wenn der Annehmende den Berufungsgrund nicht kannte 
($ 1949 B. GB.). Als Annahme einer Vertragsofferte kann es nicht ans 
geſehen werden, wenn der Annehmende dieſe Offerte nicht kannte, bei der 
Annahme z. B. infolge Verwechslung an eine andere Offerte dachte. Iſt 
die Beſtimmung der Leiſtung einem Dritten überlaſſen, fo ift eine von 
dieſem in Unkenntnis der ihm von den Parteien übertragenen Funktion 
abgegebene Erklärung ohne jede Bedeutung. Ebenſo iſt eine von dem 
Wahlberechtigten in Unkenntnis des Wahlrechts abgegebene Erklärung 
gänzlich unwirkſam. Sie iſt eben keine Wahlerklärung und bedarf es 
deshalb nicht erſt der Anfechtung wegen Irrtums. 

Bei Beſprechung der geſetzlichen Wahlſchuld mit Gläubigerwahlrecht 
wird zutreffend hervorgehoben, daß eine Wahlſchuld nicht vorliegt, wenn 
dem Gläubiger die Wahl zwiſchen Schadenserſatz und Rücktritt freiſteht. 
Dagegen wird eine Wahlſchuld darin gefunden, daß der Gläubiger im 
Falle des § 323 B. GB. Herausgabe des erlangten Erſatzes oder Abtretung 
des Erſatzanſpruchs wählen kann, und daß der Käufer bei Mangelhaftig⸗ 
keit der Kaufſache die Wahl zwiſchen Wandlung und Minderung hat. 
Auch in dieſen Fällen wird jedoch richtiger eine den Regeln der $E 264, 
265 B. GB. unterliegende Wahlſchuld nicht anzunehmen fein. Anwendbar 
iſt hier nur der allgemeine Grundſatz, daß die dem anderen Teile gegen⸗ 
über abgegebene Erklärung, welcher Anſpruch geltend gemacht wird, un⸗ 
widerruflich iſt. 

Auf das Gebiet des Handelsrechts, insbeſondere auf den mit der 
Wahlſchuld verwandten Spezifikationskauf wird in der Schrift nicht weiter 
eingegangen. Im kaufmänniſchen Leben kommt eine Wahlſchuld nur 
ſelten vor. Erklärt ein Kaufluſtiger, daß er die eine oder andere Sache 
nehmen und die getroffene Wahl in den nächſten Tagen anzeigen werde, 
ſo wird trotz Vereinbarung beſtimmter Preiſe nach kaufmänniſcher An⸗ 
ſchauung im Zweifel hierin nicht die Begründung einer Wahlſchuld zu 
ſehen, ſondern anzunehmen fein, daß ein den Käufer bindender Vertrag 
überhaupt erſt mit der Anzeige, welche Wahl von ihm getroffen iſt, zu 
ſtande kommt. Dr. Ebbecke, Kammergerichtsrat. 


III. Dr. Friedrich Karl Neubecker, Privatdozent 
an der Univerſität Berlin. Der abſtrakte Ver⸗ 
trag in feiner hiſtoriſchen und dogma: 
tiſchen Grundlage. 


In knappſter Form behandelt Verfaſſer das Thema geſchichtlich, 
rechtsvergleichend und dogmatiſch. 
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Den Beginn macht ein kritiſcher Bericht beſonders über Bähr. 
Bähr geht aus vom römiſchen Recht und dogmatiſch von der abſtrakten 
Tradition. Er ſtellt datum und promissum gleich: dem abſtrakten dare 
ſoll ein abſtraktes promittere völlig entſprechen (S. 5). Das causa — 
loſe dare und promittere (stipulatio) werden nach ihm durch die con- 
dictio, aber auch nur durch dieſe rückgängig gemacht. Nach der kriti⸗ 
ſchen Würdigung dieſer Theorie (S. 5/6) folgt ein kurzer Überblick über 
die geſchichtliche Entwicklung (S. 7— 11). Dieſe charakteriſiert ſich nach 
dem Verfaſſer durch zwei Hauptzüge: das jus strictum im objektiven 
Recht und Rechtsgeſchäft entwickelt ſich zum jus aequum, neben die 
romaniſtiſche Individualobligation tritt die moderne Verkehrsobligation, 
welch letztere aus dem „abſtrakten“ obligatoriſchen Vertrag nach Verfaſſer 
nicht konſtruiert werden kann. 

Der Überblick über die fremden Rechte, beſonders das franzöfiſche 
und italieniſche (S. 11—13), das ruſſiſche (S. 13—18), das engliſche 
(S. 18—31), ergibt, daß in außerdeutſchen Rechten von einem abſtrakten 
obligatoriſchen Vertrag keine Rede iſt. „Das müßte wundernehmen, wenn 
er wirklich vom modernen Verkehre gefordert würde, und ganz beſonders 
für das Gebiet des engliſch⸗amerikaniſchen Rechts, das eine Welt um⸗ 
ſpannt (S. 31).“ 

Nunmehr wendet ſich der Verfaſſer dem B. GB. zu. Feſtgeſtellt 
wird allgemein, daß aus der begrifflichen Abſtraktions möglichkeit 
nichts für die praktiſche Abſtraktion folgt. S. 32, Anm. 3a: „Man 
vergleiche die „begriffliche“ und ‚praktiſche' Trennung der Teile eines 
lebenden Körpers. Gegen eine „begriffliche“ Zerlegung meines Körpers 
habe ich nichts einzuwenden, eine ‚praktiſche möchte ich mir verbitten.“ 

Für die Behandlung des „abſtrakten“ Vertrags nach dem B. GB. 
wird ſcharf geſchieden zwiſchen dem dinglichen und obligatoriſchen Vertrag. 

Nach dem B. GB. find die dinglichen Verträge abſtrakt, was praktiſch 
nicht überall durchgeführt werden kann (S. 35). „Notwendig war die 
ganze Regelung nicht; teilweiſe ficherlich unberechtigt (S. 35).“ Beſonders 
behandelt wird die Beziehung der SS 817 und 138 zur Eigentums⸗ 
übertragung. 

Auf dem Gebiet des abſtrakten obligatoriſchen Vertrags wird 
beſonders das Schuldverſprechen und Schuldanerkenntnis (88 780, 781) 
unterſucht. Verfaſſer kommt zu dem Reſultat, daß es ſich hier um tons 
ſtruktionelle Fiktion handelt, zugleich um Unklarheiten des Geſetzgebers, 
wie ſich das auch ſchon aus den Ausnahmen ($ 518, 656, 762—764) 
ergebe. Ferner finde ſich im Geſetz ein Widerſpruch: SS 817 und 138 
widerſprechen ſich in zweifacher Hinſicht (S. 52, S. 56). | 

Das Ergebnis ift S. 59 zuſammengefaßt: „Es gibt keine abſtrakten 
obligatoriſchen Verträge; es gibt jedoch abſtrakte Obligationen, und zwar 
auf dem Gebiete der Wertpapiere öffentlichen Glaubens, wenn zu Ver⸗ 
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trag und Form der öffentliche Glaube als abſtrahierender Faktor hin⸗ 
zutritt.“ | 

Wenn ich hiernach über den klaren und folgerecht entwickelten Inhalt 
der Abhandlung in Kürze zu berichten beſtrebt geweſen bin, ſo ſtehe ich 
nicht an, mein Urteil dahin auszuſprechen, daß durchaus das Recht der 
Schuldverhältniſſe im Verhältnis zum Sachenrecht eine ſcharfe, geklärte 
Gegenüberſtellung erhalten hat. Auch meine Anficht geht dahin, daß 
zwar durch die Form eine Loslöſung von dem Schuldgrunde geftaltet 
werden kann, die Verbindung kann verdeckt ſein, ſie iſt aber immer 
vorhanden. 

Dr. Reyhner. 


IV. Dr. jur. Arthur Mamelok. Die juriſtiſche 
Perſon im internationalen Privatrecht. 
8. (VIII und 351 S.) Zürich 1900, Raſcher, 
Meyer & Zellers Nachfolger. 


Der Verfaſſer teilt nach einer Einleitung über das Verhältnis zwiſchen 
phyfiſchen und juriſtiſchen Perſonen im internen Recht feine Darſtellung 
in einen allgemeinen und einen fpeziellen Teil. In dem allgemeinen 
Teile (S. 18—102) werden in zehn Paragraphen behandelt: Die ſpezi⸗ 
fiſchen Schwierigkeiten der internationalrechtlichen Beurteilung der juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen; der Begriff der „fremden juriſtiſchen Perſonen“ und ihr 
Perſonalſtatut; die Anerkennung fremder juriſtiſcher Perſonen als inter⸗ 
nationales Gewohnheitsrecht; die juriſtiſchen Perſonen, die Staatsverträge 
und die Meiſtbegünſtigungsklauſel insbeſondere; das Weſen der Anerkennung 
fremder juriſtiſcher Perſonen und die Typenverſchiedenheit insbeſondere; 
Rechtsfähigkeit und Zwecktätigkeit, beſonders Gewerbebetrieb juriſtiſcher 
Perſonen; der Umfang und das notwendige Minimum der Rechtsfähigkeit 
fremder juriſtiſcher Perſonen; die Rechtsverhältniſſe fremder juriſtiſcher 
Perſonen im einzelnen und das ſie beherrſchende örtliche Recht (Grund⸗ 
eigentum, Nießbrauch; Fähigkeit zu lukrativem Erwerb; Privilegien der 
juriſtiſchen Perſonen; Handlungs⸗ und Deliktsfähigkeit; das Ende der 
juriſtiſchen Perſonen); die Vorſchläge des Institut du droit international. 
In dem ſpeziellen Teile wird die internationalrechtliche Stellung 
einiger beſonderer Typen der juriſtiſchen Perſonen beſprochen, und zwar 
auf S. 103— 210 der Staat und ſeine Unterabteilungen, auf S. 211—315 
die Handels⸗ insbeſondere die Aktiengeſellſchaften. 

Der Verfaſſer hat nicht nur mit großem Fleiße die Ergebniſſe au: 
ſammengetragen, welche die Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung der 
deutſchen, franzöfiſchen und italieniſchen Rechtsgebiete zu den von ihm 
behandelten zahlreichen Fragen gezeitigt hat, ſondern hat auch in ſelb⸗ 
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ſtändiger und ſcharffinniger Weiſe Gründe und Gegengründe der ver: 
ſchiedenen Anſichten erörtert und abgewogen. Das Buch bildet eine wert⸗ 
volle Bereicherung der internationalrechtlichen Literatur. 

Berlin, Mai 1903. Dr. Hugo Neumann. 


V. A. Vighi. I diritti individuali degli 
azionisti. 8. (190 p.) Parma 1902, Luigi 
Battei. 


Die Schrift Vighis behandelt das gleiche Thema, wie die in 
Bd. LII S. 618 angezeigte Schrift Bachmanns. Auch ähnelt fie ihr in 
der Tendenz. Sie ſteht gleich jener auf einem den Sonderrechten abholden 
Standpunkt und begegnet fih darin mit mehreren Diſſertationen fran: 
zöfiſchen Autoren!). Der Verfaſſer verwirft ſowohl die franzöfiiche Auf: 
faſſung der modificiations essentielles wie die ihr naheſtehende Auffaſſung, 
die ich vertrete. Grundſätzlich ift ihm die Mehrheit der Generalverſamm⸗ 
lung ſouverän, ſoweit nicht jus publicum entgegenſteht oder die Statuten 
die Kompetenz der Mehrheit begrenzen. Auf den inneren Grund, weshalb 
die Statuten in der Lage find, dieſe Begrenzung vorzunehmen, geht auch 
Vighi nicht ein. Vom Standpunkt des codice di commercio hat 
Vighi unzweifelhaft das Recht, für möglichſte Omnipotenz der Mehrheit 
fih auszuſprechen. Das Austrittsrecht (diritto di recesso), das Art. 158 
bei gewiſſen einſchneidenden Statutenänderungen dem widerwilligen Aktionär 
gewährt, erzielt praktiſch zum großen Teil diejenige Abhilfe, die in Deutſch⸗ 
land und Frankreich die Theorie der Sonderrechte erſtrebt. Durch ſeine 
Statuierung hat das Geſetzbuch auch unzweifelhaft ausdrücken wollen, daß 
über jene Fälle hinaus der Aktionär ſich der Mehrheit zu fügen hat. — 
Im einzelnen geht die Schrift unter ſorgfältiger Benutzung zumal der 
einheimiſchen und deutſchen, nicht dagegen der ſehr beachtenswerten fran⸗ 
zöſiſchen Literatur auf die vielfachen Fragen ein, die fih für die Rechts⸗ 
ſtellung des Aktionärs innerhalb der Aktiengeſellſchaft ergeben. 

Roſtock. Karl Lehmann. 


VI. Rivista di diritto commerciale in- 
dustriale e marittimo, diretta da Cesare 


1) Clément, Des pouvoirs des assemblées générales d'action- 
naires, Lille 1897; Appleton, Du droit pour les assemblées 
extraordinaires dans les sociétés par actions de modifier les 
statuts sociaux, Paris 1902. 
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Vivante e Angelo Sraffa. Milano 1903, 
Dr. Francesco Vallardi. 


Es gereicht mir zur Freude, diefe neue Zeitſchrift anzuzeigen, die 
nach ihrer Anlage etwa den Annales de droit commercial nachzueifern 
ſcheint. Sie will de lege ferenda reformatoriſch und de lege lata ſyſte⸗ 
matiſch auf dem Gebiet des Handelsrechts wirken, den Zuſammenhang mit 
der Praxis aufrecht erhalten und der Rechtsvergleichung weiten Raum ge⸗ 
währen. Das Programm dürfte ſich von dem dieſer Zeitſchrift kaum weit 
entfernen, nur daß (wie bei den Annales) der Wiedergabe gerichtlicher 
Entſcheidungen eine größere, der Bibliographie eine geringere Berück⸗ 
ſichtigung, wie es ſcheint, zu teil werden ſoll. Ob rechtsgeſchichtliche Ar⸗ 
beiten (eine gerade für Italien bedeutungsvolle Seite) ausgeſchloſſen ſein 
folen, ift nicht recht erſichtlich, der Mangel der Hervorhebung im Pros 
gramm beruht wohl nicht auf Abſicht. Von den Herausgebern iſt 
Vivante, Profeſſor an der Univerfität zu Rom, der Verfaſſer einer aus⸗ 
gezeichneten trattato di diritto commerciale, von dem im vorigen Jahre 
bereits die zweite Ausgabe zu erſcheinen begann, neben Vidari der hervor⸗ 
ragendſte italieniſche Handelsrechtslehrer der Gegenwart, während Sraffa, 
Profeſſor zu Parma, durch zwei treffliche Arbeiten über die Liquidation 
und den Konkurs der Handelsgeſellſchaft weiteren Kreiſen bekannt ges 
worden iſt. 

In den beiden Heften, die von der Zeitſchrift vorliegen“, finden fiğ 
u. a. intereſſante Aufſätze von Vivante über die juriſtiſche Perſönlich⸗ 
keit der Handelsgeſellſchaften und die Umwandlung von Handelsgeſell⸗ 
ſchaften, von S raffa über die Annahme der Fattur und die Bedeutung des 
Schweigen, ſowie über die Herabſetzung des Grundkapitals durch Ankauf 
von Aktien, von Bolchini über die Offerte an das Publikum, ein Be⸗ 
richt über die Seerechtskonferenz in Hamburg u. a. m. 

Die Zeitſchrift erſcheint jährlich in 6 Heften, der Band ſoll etwa 
1000 Seiten zählen. Die Paginierung erfolgt, wie bei den Annales, für 
die Entſcheidungen, die zugleich kommentiert werden, geſondert. Wir 
wünſchen dem vielverſprechenden Unternehmen einen guten Fortgang. 


Roſtock. Karl Lehmann. 


VII. M. Neander. Differenztheorie und Börſen⸗ 
geſchäfte. Aus den Geſichtspunkten der Praxis 
beleuchtet auf Grund der gegenwärtigen Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts (Urteile vom 4. Januar 


1) Seitdem ſind zwei weitere Hefte erſchienen. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 21 
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und 8. März 1902). 8. (46 S.) Berlin 1902, 
Franz Siemenroth. 


Unter dem obigen Pſeudonym hat ein Praktiker, Börfenvertreter einer 
großen Berliner Privatbank, das Wort ergriffen, naturgemäß nicht zu 
kritiſch⸗objektiver Forſchung, ſondern zur Abwehr des entehrenden Vor⸗ 
wurſs der gewerbsmäßigen Simulation bei Abſchluß der Börſengeſchäfte, 
zum Nachweis des elementaren Widerſpruchs, in dem die „Differenztheorie“ 
(d. h. wohl die Lehre von der Anwendbarkeit des § 764 BGB. auf die 
Börſengeſchäfte) zu dem tatſächlichen Geſchäftsverkehr ſteht. Was der Vers 
faſſer über den Unterſchied von Spiel und Spekulation, von Liquidations⸗ 
kurs, Ultimoabrechnung, Erfüllung, Prolongation und Abwickelung durch 
bloße Differenzzahlung ſagt, iſt nicht neu, aber es wird überzeugend, an⸗ 
ſchaulich und auch für den Laien verſtändlich vorgetragen. Freilich, auch 
das Reichsgericht würde heute wohl diefe Ausführungen unterſchreiben. 
Denn gegenwärtig it die „Differenztheorie“ ſchon nicht mehr „praktiſch“. 
Der Schwerpunkt der Rechtſprechung liegt jetzt in § 762 BGB. Ange 
nommen nämlich, der Kunde gibt dem Bankier einen Auftrag zum Kauf 
von Papieren zum gegenwärtigen Kurſe, der Bankier weiß, daß der Kunde 
die Papiere nicht zur Kapitalanlage kaufen will, ſondern ihm demnächſt 
Verkaufsorder geben wird, er erledigt den Auftrag durch Selbſteintritt, 
aber ohne ſich zu decken oder die Papiere ſelbſt zu liefern, 
und in entſprechender Weiſe den ſpäteren Verkaufsauftrag: fo ift dieſes 
Geſchäft ein Spiel nach $ 762 BGB. und unterliegt dem Spieleinwand. 
Aber es iſt kein Differenzgeſchäft, weil der eine an den andern nicht die 
Differenz von Vertrags⸗ und Lieferungskurs, ſondern die von Geſchäfts⸗ 
und Gegengeſchäftskurs zahlen ſoll, weil folglich dieſes Geſchäft nicht not⸗ 
wendig ein auf Lieferung lautender Vertrag iſt, ſondern ebenſogut in Ge⸗ 
ſtalt zweier auf Lieferung wie in Geſtalt zweier auf Leiſtung per Kaſſa 
lautender Verträge abgeſchloſſen werden kann. Dies nur will das Reichs⸗ 
gericht in den bei Neander im Anhang mitgeteilten Entſcheidungen ſagen, 
wenn es für Kaſſageſchäſte den Differenzeinwand ausſchließt und den 
Einwand des Spieles nur im Falle der Simulation, d. h. der Nichtaus⸗ 
führung der Aufträge zuläßt (vgl. Bankarchiv 2. Jahrg. S. 51 ff.). 

Berlin. Dr. Trumpler. 


VIII. Dr. Ernſt Löb (Berlin). Die volkswirtſchaft⸗ 
liche Schädigung Deutſchlands durch das 
Börſengeſetz. Vortrag, gehalten am 17. De⸗ 
zember 1901 in der Vereinigung ſelbſtändiger Makler 
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der Berliner Fondsbörſe. kl. 8. (40 S.) Berlin 
1902, Verlag des Berliner Aktionär. 


Der als volkswirtſchaftlicher Schriftſteller bekannte Verfaſſer, ein 
Praktiker, will in dieſem in allgemein verſtändlicher Form gehaltenen Vor⸗ 
trag zugleich einen Überblick über die hiſtoriſche Entwicklung und die all⸗ 
gemeine Funktion der Börſe geben. Der Vortrag iſt daher vorwiegend 
theoretiſcher Natur. Verfaſſer beſpricht den Begriff der Börfe und ihren 
Unterſchied vom Markt, ſodann die wirtſchaftlichen Aufgaben der Börſe, 
und im dritten Teil die Unerfüllbarkeit dieſer Aufgaben infolge des Börſen⸗ 
geſetzes. Außer der Schwächung der heimiſchen Volkswirtſchaft zu Gunſten 
der ausländiſchen Börſen betont Löb hier namentlich die Förderung der 
Zentraliſation und Konzentration im Bankweſen, insbeſondere durch § 39 
B. G., wonach die Aktien des umgewandelten Unternehmens erſt nach 
Jahresfriſt zum Börſenhandel zugelaſſen werden dürfen, ferner durch die 
Unterdrückung des Terminhandels, weil der mittlere und kleine Bankier 
dem Kunden weniger leicht die Mittel zur Kaſſaſpekulation verſchaffen 
kann. Die Nachteile dieſer Entwicklung äußern ſich im Sinken der Be 
deutung der Börſe gegenüber den Großbanken, von denen jede ſelbſt eine 
Börſe bildet; in der Ausſchaltung der Kritik der Börſe gegenüber den von 
jenen emittierten Werten und in der Gefahr allzu großer Kreditgewährung, 
wie denn nach der Anſicht 2563 die gegenwärtige Kriſe durch zu weitgehende 
Spekulationskredite der Großbanken in der Periode des Aufſchwungs mit 
verurſacht iſt. 

Berlin. Dr. Trumpler. 


IX. 1. Dr. jur. et rer. polit. Joſef Mohr. Der 
Kontokorrentverkehr. 8. (127 S.) Berlin 
1902, J. J. Heines Verlag. 


2. Dr. jur. Felix Theusner. Die rechtliche 
Natur des Kontokorrentvertrages. 8. 
(58 S.) Halle a. S. 1901, C. A. Kämmerer & Co. 


Im Kontokorrent find bekanntlich zwei Methoden der Zinsberechnung 
üblich, die ſogenannte Kolonnenrechnung — entweder retrograd oder pro⸗ 
greſſiv — und die ſogenannte Staffelrechnung. Die Kolonnenrechnung iſt 
die gebräuchlichere und die meiſten Autoren betrachten dieſe Methode als 
die typiſche Form der Zinsrechnung im Kontokorrent. 

Bei ungleichem Zinsfuß je für die Debet⸗ und die Kreditſeite des 
Kontokorrents ergibt die Zinsberechnung nach der Kolonnenmethode mathe⸗ 
matiſch unrichtige Reſultate, und es wird in dieſem Falle vielfach, ins⸗ 
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beſondere auch wohl bei allen großen Banken, die Zinsberechnung nach 
der Staffelmethode vorgenommen. Die einzelnen Debet⸗ und Kreditpoſten 
werden bei Anwendung dieſer Methode nach der Reihenfolge, in welcher 
ſie fällig werden bezw. anfallen, nacheinander in die Rechnung eingeſetzt. 
Bei Eintritt eines jeden neuen Poſtens wird der Überſchuß für Debet oder 
Kredit rechneriſch ermittelt. Aus dem an erſter Stelle eingeſetzten Poſten 
und den ſpäter fih ergebenden rechneriſchen Überſchüſſen werden die Zins⸗ 
zahlen bis zum Eintritt eines neuen Poſtens bezw. bis zum Rechnungs⸗ 
abſchluß für den jeweiligen Gläubiger angeſetzt. Bei Abſchluß des Konto⸗ 
korrents wird dann feſtgeſtellt, welchem der Kontokorrentiſten ein Plus an 
Zinszahlen zukommt und hieraus die Zinſen berechnet. 

Auf der oben erwähnten Beobachtung, daß dieſe Staffelrechnung bei 
ungleichem Zinsfuß für Debet und Kredit die mathematiſch richtige iſt, 
baut Mohr in ſcharffinniger Ausführung feine Theorie des Kontos 
korrentvertrages auf: die Staffelrechnung iſt ihm die Grundlage für 
die Konſtruktion des Kontokorrentvertrages. Die Saldierung behufs 
Ermittlung der Zinszahlen betrachtet er als wirkliche Saldierung, die 
ähnliche Rechtswirkung hat wie die Saldoziehung beim Rechnungsabſchluß. 
Mohr definiert denn auch den Kontokorrentvertrag als einen Vertrag, 
welcher einer beſtimmten Art und Weiſe der Tilgung von Forderungen 
dient, dergeſtalt, daß an Stelle der geſetzlichen Imputationsregeln die 
beſonderen Imputationsregeln des Kontokorrents treten. Als ſolche ſtellt 
Mohr die nachſtehenden auf: Macht ein Teil eine Zahlung an den 
anderen Teil oder rechnet er mit einer Forderung auf, ohne zu beſtim⸗ 
men, welche Forderung des anderen Teiles getilgt werden ſoll, fo wird 
jeweils die älteſte Forderung getilgt. Ferner: Während des Laufes der 
Rechnungsperiode werden Zahlungen und aufgerechnete Kapitalforderungen 
nur auf die Kapitalforderungen des anderen Teiles verrechnet, ebenſo 
aufgerechnete Zinſenforderungen nur auf die Zinſenforderungen des anderen 
Teiles; bei Schluß der Rechnungsperiode dagegen werden Zinsforderungen 
und Kapitalforderungen untereinander verrechnet. 


Ahnlich iſt die Konſtruktion von Theusner, zu der er auf Grund 
gleichartiger Erwägungen wie Mohr kommt. Er ſagt: 

„Der Kontokorrentvertrag enthält die bindende Vereinbarung zweier 
Geſchäftsfreunde, alle aus ihrem gegenſeitigen Geſchäftsverkehr entſprin⸗ 
genden Forderungen auf Verlangen jederzeit, anderenfalls periodiſch, zu 
verrechnen. Mit der Eingehung des Vertrages wird von den Parteien der 
übliche Kontokorrentabrechnungsgrundſatz, nämlich die Abänderung der 
Imputationsregeln betreffs der Zinſen, ſtillſchweigend anerkannt. Er ift 
kein auf Kreditgewährung gerichtetes Rechtsinſtitut mit einer Fülle be⸗ 
ſonderer Rechtsſätze, insbeſondere bewirkt er weder eine Novation oder den 
Verluſt der Individualität eines Poſtens, noch bewirkt er eine untrenn⸗ 
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bare Einheitlichkeit der Kredit⸗ oder Debetſeite, ſondern es tritt mit der 
Gegenüberſtellung der einzelnen Poſten eine Kompenſation ein.“ 

Ich (Referent) kann dieſen Schriftſtellern nicht beipflichten. Die 
Frage, ob die Zinſen im Kontokorrent nach der Methode der Staffel⸗ 
rechnung oder der der Kolonnenrechnung zu ermitteln find, iſt eine rech⸗ 
neriſche. Aus der Tatſache, daß die Kolonnenrechnung unter beſtimmten 
Verhältniſſen nicht angewendet werden ſollte, darf man, obgleich die meiſten 
Autoren unrichtigerweiſe die Kolonnenrechnung als die dem Kontokorrent⸗ 
vertrag adäquate Methode der Zinsberechnung betrachten, nicht folgern, daß 
nun die bisher in Theorie und Rechtſprechung, trotz Divergenz in weſent⸗ 
lichen Punkten, herrſchende Meinung falſch ſei. Aus der Art der Zins⸗ 
berechnung Schlüſſe auf den rechtlichen Charakter der Kapitalspoſten im 
Kontokorrent zu ziehen, iſt, wie ich glaube, unzuläffig. 

Die herrſchende Meinung geht bekanntlich dahin, daß die beiderſeitigen 
Leiſtungen auf jeder Seite innerhalb von Rechnungsperioden ein Ganzes 
bilden, alfo die einzelnen Rechnungspoſten in der Abſchlußſumme des Kredit 
und Debet und zuletzt in dem durch deren Vergleichung zu ermittelnden 
Saldo aufgehen folen. (So die Rechtſprechung der ROHG. und NG., 
insbeſondere Entſch. RG. Bd. 1 S. 19, Bd. X S. 54, Bd. XVIII S. 248, 
ferner Levy⸗Rießer, Grünhut, v. Hahn, Staub u. a.) Dieſer 
Konſtruktion hat fich jetzt auch das geltende deutſche Handelsgeſetzbuch in 
$ 355 angeſchloſſen. Mohr verkennt dies keineswegs und wenn er ſich 
gegenüber der Tatſache, daß das Geſetz mit ſeiner Theorie nicht zu vereinbaren 
iſt, auf die reale Wirklichkeit des Verkehrs berufen will, ſo irrt er meines 
Erachtens, denn auch die allgemeine Verkehrsanſchauung ſteht auf dem Boden 
der in Literatur, Rechtſprechung und Geſetzgebung herrſchenden Meinung. 


Berlin. Dr. Ellſtaetter. 


X. Dr. Alfred Manes. Die Haftpflichtver⸗ 
ſicherung. Ihre Geſchichte, wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung und Technik, insbeſondere in Deutſchland. 
8. (VI und 272 S.) Leipzig 1902, C. L. Hirſch⸗ 
feld. 


Mit Freuden iſt die vorliegende Schrift zu begrüßen, welche die 
bisher jo ſtiefmütterlich behandelte Haftpflichtverficherung in wirtſchaſt⸗ 
licher Hinfiht (abgeſehen von der Rückverſicherung) einer eingehenden Bez 
trachtung unterzieht. Man muß dem Verfaſſer umſo größeren Dank für 
ſeine mühevolle Arbeit wiſſen, als ſeine Forſchungen auf einem Material 
beruhen, das größtenteils nicht publiziert oder allgemein nicht zugänglich 
if. Der wirtſchaftlichen Erforſchung der Haftpflichtverficherung ift 
das Buch gewidmet, das Haftpflichtverſicherungs recht iſt prinzipiell aus⸗ 
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geſchloſſen. Natürlich hat der Verfaſſer wegen der engen Verknüpfung 
von Wirtſchaft und Recht auch an den rechtlichen Grundlagen der Haft⸗ 
pflichtverficherung nicht achtlos vorübergehen können; aber meines Erachtens 
hätte er doch vielfach auf die Rechtswiſſenſchaft größere Rückſicht nehmen 
müſſen (3. B. bei der Definition der Haftpflichtverficherung, S. 85). Auch 
muß ich bei allem Lobe, deſſen mir das Buch würdig zu ſein ſcheint, 
ſagen, daß der Verfaſſer häufig ſeine Behauptungen und Sätze mehr bis 
auf ihren innerſten Kern und ihre letzten Konſequenzen hätte durchprüſen 
müſſen. 

Der erſte (allgemeine) Teil beſchäftigt ſich zunächſt mit einer Ge⸗ 
ſchichte der Haftpflichtverſicherung. Mit Recht zerlegt ſie der Verfaſſer in 
Hinblick auf Deutſchland in zwei Perioden, welche durch den Erlaß der 
Reichsunfallverſicherungsgeſetze gebildet werden. (Erſte Periode: Spuren 
einer unſelbſtändigen H.⸗V. feit alters her, z. B. Vergütung der Rettungs⸗ 
koſten bei zahlreichen Verſicherungsarten; Entwicklung der ſelbſtändigen 
H.⸗V. in unmittelbarem Anſchluß an das Reichshaftpflichtgeſetz von 1871, 
d. h. einer H.⸗V. lediglich gegen die Haftpflicht, welche das genannte 
Geſetz ſtatuierte. — Zweite Periode: Verſicherung der durch die Uns 
fallverſicherungsgeſetze übrig gelaſſenen ſogenannten Haftpflichtreſte; Er⸗ 
weiterung des Umfangs der H.⸗V. über die Betriebsunternehmer hinaus 
auf alle Berufsarten und Stände.) Die Darſtellung der Geſchichte wird 
durch forgfältige Tabellen und Überfidten über das Entſtehen und den 
Betrieb der Haftpflichtverficherungsgeſellſchaften erläutert. Es ift hier 
namentlich auf die enorme Entwicklung der H.⸗V. in der zweiten Periode 
ganz entſchieden hinzuweiſen, da dieſes Aufblühen ſowohl von volkswirt⸗ 
ſchaftlicher wie von juriſtiſcher Seite durchaus nicht genügend bisher be⸗ 
rücfichtigt ift. Beiſpielsweiſe betrug die Zahl der Verſicherungen bei dem 
„Pionier der Haftpflichtverſicherung“, dem Allgemeinen deutſchen Ber: 
ſicherungsverein in Stuttgart, im Jahre 1892: 41074, im Jahre 1900 
dagegen: 269 244, und was das Anwachſen der Verſicherung der einzelnen 
Berufskreiſe anlangt, ſo waren beiſpielsweiſe bei demſelben Verein an 
Hausbeſitzern im Jahre 1889: 601, dagegen 1901 bereits ungefähr 95 000 
verſichert! o, 

Auf dieje hiſtoriſche Darſtellung folgt eine Betrachtung der H.⸗V. 
in der Volkswirtſchaft. Mit Recht bezeichnet der Verfaſſer die H.⸗V. als 
eine notwendige privat⸗ und volkswirtſchaftlich wertvolle Einrichtung, der 
ein altruiſtiſcher Charakterzug eigen ſei. Sie decke freilich auch die Fahr⸗ 
läſſigkeit des Verſicherten, aber die hierin liegenden Gefahren würden teils 
durch die Androhung öffentlicher Strafen, teils durch Beſchränkungen des 
Erſatzes u. a. beſeitigt. Mit Recht ſpricht ſich der Verfaſſer weiter dahin 
aus, daß die Durchführung einer allgemeinen ſtaatlichen H.⸗V. (über die 
Berufsgenoſſenſchaſten ſiehe unten) nicht denkbar fei. Erft jetzt — und das 
iſt meines Erachtens zu tadeln — kommt der Verfaſſer zu einer Feſtſtellung 


Literatur. 327 


des Begriffes der H.⸗V. Dabei betrachtet er zunächſt allgemein den Bes 
griff der Verſicherung überhaupt, in den er das geſellſchaftliche Moment 
aufgenommen wiſſen will. Sodann gibt er eine überaus langatmige 
(10 Zeilen einnehmende!) Definition der H.⸗V. Wenn wir ſie etwas ver⸗ 
kürzen, jo it nach der Meinung des Verfaſſers die H.⸗V. diejenige Bers 
ſicherung, bei welcher der Verſicherte liberiert oder entſchädigt werden ſoll, 
falls er zufolge eines nicht vorſätzlich bewirkten Ereigniſſes zwecks Schadens⸗ 
erſatzes in Anſpruch genommen wird, zu deſſen Tragung er tatſächlich oder 
vermutlich verpflichtet iſt. Unter dieſen Begriff rechnet der Verfaſſer auch 
die Rückverſicherung, die er nur von ſeiner Darſtellung ausſcheidet. Aber 
die Definition in dieſer Form kann nicht befriedigen; denn da nach der 
Meinung des Verfaſſers für die H.⸗V. eine Inanſpruchnahme des Ver⸗ 
ſicherten zwecks Schadenserſatzes (im ſtrengen juriſtiſchen Sinn, fiehe 
S. 87 sub 9) notwendig iſt, ſo würden unter dieſen Begriff nicht fallen 
alle Rückverſicherungen folder Verſicherungen, die nicht Schadensverſiche⸗ 
rungen find (3. B. der Lebensverficherung, teilweiſe der Unfallverſicherung). 
Meines Erachtens hätte der Verfaſſer überhaupt zunächſt von dem Begriff der 
Aufwandsverſicherungen ausgehen und innerhalb dieſer Gruppe die Haft: 
pflichtverſicherungen im weiteſten Sinn als diejenigen Aufwandsverſiche⸗ 
rungen feſtſtellen müſſen, bei denen es ſich um eine rechtliche Nötigung 
handelt (vgl. Ehrenberg: „Verſicherungsrecht“ I, S. 66, 70). Alsdann 
wären die beſonderen Arten dieſer H.⸗V. zu unterſcheiden geweſen, je nach⸗ 
dem die Gefahr der Haftpflicht ex lege oder ex contractu entſteht, oder 
je nachdem es fih um die rechtliche Nötigung zum Schadenserſatz oder zu 
anderen Aufwendungen handelt. 

Was die Unternehmungsformen für die H.⸗V. anlangt, jo ſpricht 
ſich der Verfaſſer in Bezug auf diejenigen, welche dem Privatrecht ange- 
hören, für eine wirtſchaftliche Gleichberechtigung der Aktiengeſellſchaften 
und großer Gegenſeitigkeitsvereine aus. (Nach dem Geſetz vom 12. Mai 1901 
86 Abſ. 2 werden künftig in Bezug auf die H.⸗V. nur noch Aktiengeſell⸗ 
ſchaften und „Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit“ exiſtieren.) Dagegen 
verurteilt der Verfaſſer aufs ſchärfſte, daß den Berufsgenoſſenſchaften der 
Reichsunfallverſicherung durch § 23 des Mantelgeſetzes vom 30. Juni 1900 
die Möglichkeit der übernahme jeder H.⸗V. (mit der Beſchränkung in 
Abf. 2 des § 23) übertragen fei. Man wird den Bedenken des Verfaſſers, 
die bereits ſchon von anderer Seite treffend hervorgehoben find, voll und 
ganz beipflichten müſſen. 

In dem zweiten (ſpeziellen) Teil des Werkes wird der Betcieb 
der einzelnen Haftpflichtverſicherungsarten dargeſtellt. Der Verfaſſer gibt 
einen wertvollen Auszug der verbreitetſten Verſicherungsbedingungen, bes 
ſpricht namentlich die verſchiedenen Arten der Schadensdeckungen, die 
lebenslängliche H-B., die Bemeſſung der Rififen, die Bildung der Präs 
mien und gibt u. a. eine intereſſante Tabelle über die Häufigkeit der 
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Schäden (nach einem Bericht des Allgemeinen deutſchen Verſicherungs⸗ 
vereins). Als einzelne Arten ergeben ſich die Verficherungen gegen 
Haftpflicht aus körperlichen Unfällen, inneren Erkrankungen und Sach⸗ 
beſchädigungen (die betreffen: Privatperſonen, Perſonen, die in der In⸗ 
duſtrie, in Handel, Gewerbe und Landwirtſchaft tätig find, das Geſund⸗ 
heitspflege⸗ und Lehrperſonal, und Perſonenvereinigungen) und ſolche gegen 
Haftpflicht aus Vermögensſchädigung (durch Amtshandlungen oder ſonſtige 
Berufstätigkeit). Jede Sondergruppe wird einer eingehenden Betrachtung 
unterzogen. 

In einem Schlußwort erörtert der Verfaſſer die weitere Ausgeſtal⸗ 
tung der H-B. Seiner letzten Bemerkung aber, daß die H.⸗V. es viels 
leicht bewirken werde, „daß man bei allen Verſicherungen das Prinzip 
fallen läßt, daß für Fahrläſſigkeit ſeitens der Verficherer nicht gehaftet 
wird“, vermag ich nicht zuzuſtimmen. Die Frage, ob dem Verſicherten 
Fahrläffigkeit ſchadet, wird — wie zum Teil ſchon nach geltendem Recht 
(fehe Ehrenberg a. a. O. S. 420 ff.) — bei den einzelnen Verſicherungs⸗ 
branchen verſchieden beantwortet werden müſſen. Völlig undenkbar erſcheint 
es mir z. B., daß bei der Feuer⸗ und Seeverſicherung der Verſicherer jes 
mals für grobe Yahrläffigkeit haften wird. 

Göttingen. Julius Gierke. 


XI. Die Vorteilsausgleichung beim Schadens⸗— 
erſatzanſpruch im römiſchen und deutſchen 
bürgerlichen Rechte. Von Dr. Paul Ort⸗ 
mann, o. ö. Profeſſor des Rechts in Erlangen. 

8. (320 S.) Berlin 1901, J. Guttentag, Ver⸗ 
lagsbuchhandlung (G. m. b. H.). 


Gegenſtand der Ernſt Zitelmann gewidmeten Abhandlung iſt 
die Frage der ſogenannten compensatio lucri eum damno ). Man 
verſteht darunter bekanntlich zunächſt die Anrechnung des Vorteils auf 
den zu leiſtenden Schadenerſatz. Das iſt die eigentliche Vorteils⸗ 
anrechnung. Der Verfaſſer zieht jedoch auch noch die Fälle heran, 
wo der Schadenerſaßppflichtige berechtigt ift, bei Leitung des Schadens 
erſatzes die Abtretung der Anſprüche zu verlangen, die dem Beſchädigten 
wegen des Schadens gegen dritte Perſonen zuſtehen, und beſpricht überdies 
in einem Anhange den Anſpruch des Gläubigers auf vollen Schadenerſatz 


1) Vgl. über en e H. Watzmann in dieſer Zeit⸗ 
ſchriſt Bd. LI, S. 304 
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gegen Herausgabe der bloß entwerteten Gegenſtände. Die Schrift geht 
daher über die Frage der Vorteilsanrechnung weit hinaus und mit Rück⸗ 
ſicht darauf ift der Titel gewählt: Vorteils aus gleichung, nit bloß 
Vorteils anrechnung. 

Der Verfaſſer ſpricht im erſten Teile von der Vorteils anrechnung 
und hat damit wohl auch ſchon im vorhinein für die konkrete Schadens⸗ 
berechnung Stellung genommen: vom Standpunkte der abſtrakten Schadens⸗ 
berechnung könnte man ſelbſtverſtändlich nur von Schadensberechnung, nicht 
von Vorteilsanrechnung ſprechen, da bei dieſer ſelbſtverſtändlich der Vor⸗ 
teil dem Schaden nur als Rechenzahl, nicht als ſelbſtändiges Ding gegen⸗ 
überſteht. Er verkennt aber die Bedeutung der abſtrakten Schadens⸗ 
berechnung keineswegs. „Das Verhältnis des Intereſſes zum Schaden läßt 
ſich ſomit etwa mit dem des Werts zu dem bewerteten Gegenſtande ver⸗ 
gleichen.“ Auch im Vermögensbegriff trete die gleiche Verſchiedenheit zu 
Tage: es gibt neben dem konkreten Vermöͤgensbegriff, „der Geſamtheit der 
dem Träger zuſtehenden Rechte und obliegenden Pflichten“ auch einen ab⸗ 
ſtrakten Vermögensbegriff, „der ſich aus der Abſchätzung der pofitiven und 
negativen Vermögensbeſtandteile ergibt“. In ſolcher rechneriſchen Größe 
verſchwindet der Gegenſatz der pofitiven und negativen Vermögensbeſtand⸗ 
teile, genau wie im abſtrakten Intereſſebegriff der von Nachteil und Vor⸗ 
teil; aber wer wollte darum die Berechtigung einer begrifflichen Scheidung 
beider Arten der Vermögensbeſtandteile leugnen? Das iſt wohl die an⸗ 
ſchaulichſte Darlegung des Gegenſatzes der beiden Arten der Schadens⸗ 
berechnung, die bisher gegeben worden iſt. 

Die grundlegende Frage iſt, wann die Vorteilsausgleichung ſtatt⸗ 
finden ſolle. Die herrſchende Lehre, inſofern ſie eine ſolche überhaupt zu⸗ 
läßt, fordert vor allem, daß Vorteil und Schaden durch dasſelbe Ereignis 
entſtanden feien. Aber unter „demſelben Ereignis“ werden doch von Bers 
ſchiedenen zwei ſehr verſchiedene Dinge verſtanden: die einen bezeichnen ſo 
die ſchädigende, die anderen die zum Schadenerſatze verpflichtende Tatſache. 
Auch hier muß die Sache tiefer angegriffen werden: der Verfaſſer ſucht 
ſeinem Problem gerecht zu werden, indem er die, zumal von Strafrechts⸗ 
lehrern ausgebildete Theorie der Verurſachung heranzieht. Soll zwiſchen 
Verurſachung und Setzung einer Bedingung unterſchieden werden? Iſt 
jede „Bedingung“ eine „Urſache“? Der Verfaſſer ſchließt ſich der immer 
mehr an Boden gewinnenden vermittelnden Lehre von der „adäquaten 
Kauſalität“ an: nur für die „adäquaten“, normalen, nicht für die bloß 
zufälligen Folgen des vertretbaren Ereigniſſes hat man zu haften; nur 
die adäquate Auffaſſung ſei mit den Quellen in Einklang zu bringen, nur 
dieſe werde in der modernen Rechtſprechung angenommen. Den weiteren 
Ausführungen legt er eine von M. Rümelin herrührende Formulierung 
zu Grunde: „Wo der Vorteil zwar die betreffende Handlung zur Voraus⸗ 
febung hat, aber auch im Bedingungsverhältnis zu ſpäteren Ereigniſſen 
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ſteht, die zur Zeit der ſchädigenden Handlung auch vom Standpunkte der 
objektiven Prognoſe nicht erwartet werden konnten, da kann von einer 
compensatio lucri nicht die Rede fein.” Dagegen verlangt der Verfaſſer 
nicht, daß Vorteil und Nachteil immer auf derſelben Tatſache beruhe, 
es genügt ihm, daß ſie, wenn auch auf verſchiedenen Urfachen beruhend, 
durch die Einheit der causa remota zuſammengefaßt werden. „Gerade 
weil und ſoweit der Setzer der mittelbaren Urſache für alle auch nur 
mittelbaren Folgen des vertretbaren Verhaltens aufkommen muß, kann er 
verlangen, daß ſie alle ihm gegenüber einheitlich behandelt werden.“ 

Von dieſem Standpunkte aus unterſucht der Verfaſſer die einzelnen 
Fälle der Vorteilsausgleichung. In dieſen Zeilen, in denen alle Vorzüge 
der literariſchen Perſönlichkeit des Verfaſſers hervortreten, liegt der Ver⸗ 
dienſt des Buches: eine außerordentliche Beleſenheit, gründliche Quellen⸗ 
kenntnis, eine Verwertung der neueren Geſetzgebung und der Rechtsſprechung, 
die weit über das übliche Maß hinausgeht. Es iſt ſowohl die deutſche 
als auch die öſterreichiſche, ſchweizeriſche und die franzöfiſche Rechtsſprechung 
und Geſetzgebung berüdfichtigt und mit großer Feinheit und geſundem prat: 
tiſchem Sinn gewürdigt. Hervorzuheben iſt der Abſchnitt, der von der 
Vorteilsausgleichung wegen der Verſicherungsanſprüche und Verſicherungs⸗ 
gelder handelt: die Fülle der hier vorgeführten Fälle iſt geradezu erſtaun⸗ 
lich, und doch weiß der Verfaſſer im Wirrnis all dieſer Einzelheiten fih 
mit Geſchick und Gewandtheit zurechtzufinden und den Zuſammenhang mit 
dem leitenden Gedanken ins rechte Licht zu rücken. 


Czernowitz im Februar 1903. Ehrlich. 


XII. Leone Bolaffio. Materia di commercio 
e usi mercanti. Commento dell' art. 1 del 
Codice di commercio. 8. (79 p.) Verona 1902, 
Donato Tedeschi e figlio, editori. 


Der Verfaſſer bringt in dieſer gründlichen Abhandlung eine ein⸗ 
gehende Erörterung der Beſtimmung des Art. 1 des italieniſchen Handels⸗ 
geſetzbuchs. Der Verfaſſer erörtert zunächſt unter Berückſichtigung der Ans 
ſchauungen der hervorragendſten deutſchen Schriftſteller auf dem Gebiete des 
Handelsrechts den Begriff der Handelsſache und die Unterſchiede zwiſchen 
Handelsſache und handelsrechtlichen Obligationen. Den größeren Teil 
feiner Abhandlung hat der Verſaſſer der Erörterung der rechtlichen Natur 
der Handelsgebräuche gewidmet. Der Verfaſſer erinnert an die Auf⸗ 
faſſungen über die Entſtehung des Rechtes der hiſtoriſchen Rechtsſchule und 
an die Auffaffungen, welche namentlich italieniſche Juriſten wie Chironi, 
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Franchi, Ferrini, Miceli u. a. vertreten haben und welche das 
Moment der tatſächlichen Übung des Gewohnheitsrechts in den Vorder⸗ 
grund ftellen. | 

Handelsgebrauch it nach der Anſicht des Verfaſſers die Übung, 
welche ſich im Handelsverkehr ausgebildet hat und als geſetzliche Norm 
beim Abgange beſonderer Vertragsbeſtimmung und beſonderer Beſtim⸗ 
mungen des Handelsgeſetzes beobachtet wird. Die Handelsgebräuche bilden 
ſubfidiäres Recht. Der Verfaſſer nimmt nun zu der Unterſcheidung Stel- 
lung, welche namentlich in der deutſchen Literatur hervortritt, nämlich zu 
der Unterſcheidung zwiſchen den eigentlichen Handelsgebräuchen, welche 
Handelsgewohnheitsrecht find, und den Uſancen, faktiſchen Handels⸗ 
gebräuchen. 

Der Verfaſſer verweiſt auf Art. 1 und 279 des früheren deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs und auf Art. 2 des Einführungsgeſetzes zum neuen 
deutſchen Handelsgeſetzbuche und auf § 346 HGB., welcher feine Ergän⸗ 
zung erft durch SS 133 und 157 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für das 
deutſche Reich findet. Der Verfaſſer verwirft die vorhin erwähnte Unter⸗ 
ſcheidung. Es handle ſich immer nur um eine individuelle Übung oder 
um eine allgemeine, gleichförmige übung. Die individuelle Übung kann 
dem diſpofitiven Rechte widerſtreiten und bildet nie Handelsgebrauch; die 
allgemeine übung ſei immer Handelsgebrauch, handelsrechtliche Norm, 
könne dem Handelsgeſetze nicht widerſtreiten, da die Reihe der Quellen des 
Handelsrechts geſetzlich beſtimmt fei, Die unrichtige Anwendung des 
Handelsgebrauchs ſei eine Verletzung des Rechtes und bilde ſtets einen 
Revifionsgrund. 

Der Verfaſſer führt den Unterſchied zwiſchen individueller Übung und 
Handelsgebrauch im einzelnen geiſtvoll durch. Gleichwohl ſcheinen die 
Ausführungen des Verfaſſers in dieſer Richtung nicht begründet zu fein. 
Bei Beſprechung der Sammlung von „Gutachten der Alteſten der Kauf⸗ 
mannſchaft von Berlin über Gebräuche im Handelsverkehr“, herausgegeben 
von Dove und Apt (1. Heft Berlin 1899, 2. Heft 1900) wurde in dieſer 
Zeitſchrift (IIL. Bd. S. 376, LI. Bd. S. 259, 260) mit Recht bean⸗ 
ſtandet, daß die Worte „Handelsgebräuche“, „Geſchäftsgebräuche“, „Uſancen“ 
und ähnliche ſynonym gebraucht werden. Nicht jeder gleichförmige Ge⸗ 
ſchäftsgebrauch iſt Gewohnheitsrecht, wie der Verfaſſer meint. Die Aus⸗ 
führungen des Verſaſſers in dieſer Richtung ſind nicht geeignet, Klarheit 
zu ſchaffen, ſondern vielmehr dazu angetan, das Verſchiedenartige und ge⸗ 
trennt zu haltende als gleich erſcheinen zu laſſen und Verwirrung hervor⸗ 
zubringen und zu befördern. 

Zwiſchen Geſchäftsgebrauch und dem Handelsgewohnheitsrecht be⸗ 
ſtehen gewichtige Unterſchiede. Die Ausführungen Keyßners in Gruchots 
Beiträgen XII, S. 582 ff. über dieſe Frage haben auch durch das In⸗ 
krafttreten des neuen deutſchen Handelsgeſetzbuchs ihre Bedeutung keines⸗ 
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wegs verloren. Der Geſchäftsgebrauch im Sinne des $ 346 HGB. 
(Art. 279 altes HGB.) darf nur Berückfichtigung finden, wenn eine 
Kenntnis von demſelben auf feiten der vertragſchließenden Parteien feſt⸗ 
ſteht oder nach Lage der Verhältniſſe als feſtſtehend angenommen werden 
kann. Ein Irrtum über den Geſchäftsgebrauch ift nicht als unentſchuld⸗ 
barer Rechtsirrtum zu betrachten. Einzelne Geſchäftsgebräuche find aller⸗ 
dings, wie Keyßner treffend geſagt hat, fähig, zu Handelsgebräuchen 
emporzuwachſen. „Der Übergang entzieht ſich, wie das Geheimnis des 
Werdens, der Beobachtung“; und da der Übergang ſich im Kaufmanns⸗ 
ſtande ſelbſt vollzieht, fo ift der Kaufmann in der Beurteilung nicht uns 
beſangen. 

Die Unterſcheidung zwiſchen Geſchäftsgebrauch, Gebrauch, Uſancen 
einerſeits und dem Handelsgewohnheitsrecht andererſeits iſt keineswegs, 
wie der Verfaſſer meint, überflüſſig. Es wäre ſehr wünſchenswert, wenn 
in der Theorie und in der Praxis für die in Betracht kommenden Ge⸗ 
bräuche und Gewohnheiten im Sinne des § 346 HGB. im Gegenſatz zum 
Handelsgewohnheitsrecht an dem Ausdruck „Geſchäftsgebrauch“ feſtgehalten 
würde, wie dies Keyßner a. a. O. S. 581 vorgeſchlagen hat. Dann 
würden fo manche irrige Auffafſungen über Uſancen, welche für die Bez 
deutung und Wirkung von Handlungen und Unterlaſſungen im kauf⸗ 
männiſchen Verkehr als Interpretationsmittel dienen, und über das Handels⸗ 
gewohnheitsrecht, welches das Geſchäft unabhängig von der Kenntnis der 
Parteien beherrſcht, und welches nur einem ausdrücklichen Übereinkommen 
gegenüber keine Anwendung findet, vermieden. 

Zum Schluſſe erörtert der Verfaſſer eingehend noch zwei prozeſſuale 
Fragen, die Frage des Beweiſes der Handelsgebräuche und die Frage, ob 
die Verletzung oder unrichtige Anwendung der Handelsgebräuche einen 
Reviſionsgrund bildet. In dieſer Richtung ift die Arbeit auf die Er 
örterung von Normen des italieniſchen Prozeßrechtes beſchränkt. 

Wien, im Januar 1903. Dr. Guſtav Walker. 


XIII. Geſetze über das Urheberrecht in allen 
Ländern nebſt den darauf bezüglichen 
internationalen Verträgen und den Be: 
ſtimmungen über das Verlagsrecht. Zweite 
Auflage (durchgeſehen von Profeſſor Ernſt Röth⸗ 
lisberger in Bern). 8. (418 S.) Leipzig 1902, 
G. Hedeler. (10 Mark.) 


Die vorliegende, für den Praktiker und insbeſondere für den Theore⸗ 
tiker höchſt wertvolle Zuſammenſtellung ſtellt ſich der bekannten fran⸗ 
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zöfiſchen Sammlung von Lyon⸗Caén und Delalain ebenbürtig an 
die Seite. Die zweite Auflage bedeutet gegenüber der (undatierten) erſten 
einen weſentlichen Fortſchritt: die Anordnung iſt überſichtlicher, der Text 
zuverläſſiger, an Umfang iſt das Buch um mehr als die Hälfte gewachſen. 

Der erſte Teil des Buches enthält die Geſetze in alphabetiſcher An⸗ 
ordnung der Staaten, der zweite Teil die Staatsverträge. Sämtliche Ur⸗ 
kunden find in deutſcher Sprache wiedergegeben; man darf wohl darüber 
ſtreiten, ob nicht mindeſtens die franzöfiſchen und engliſchen Texte zweck⸗ 
mäßiger im Original wiedergegeben worden wären. Protokoll und Es⸗ 
chatokoll find regelmäßig mit Recht fortgelaſſen; die Angabe des Publi⸗ 
kationsorts wird man aber vermiſſen. Nur diejenigen Staaten ſind auf⸗ 
geführt, in denen ein Urheberrecht beſteht; ſoweit ich ſehe, iſt hierbei 
Vollſtändigkeit erzielt, wenn von der Auslaſſung Siams (Droit d'auteur 
1900, S. 132, fiebe auch diefe Zeitſchrift Bd. LIL S. 170 ff.) abgeſehen 
wird. Bei der Mitteilung der Geſetze fällt für Deutſchland eine Unvoll⸗ 
ſtändigkeit auf: das Urhebergeſetz vom 11. Juni 1870 iſt ausgelaſſen worden, 
obwohl es zu einem großen Teile noch geltendes Recht ift (vgl. 8 64 des 
Urhebergeſetzes vom 19. Juni 1901, $ 16 des Kunſtſchutzgeſetzes vom 
9. Januar 1876, $ 9 des Photographiegeſetzes vom 10. Januar 1876). 


Berlin. Profeſſor Dr. Martin Wolff. 


XIV. William J. Stevens. Investment and 
Speculation in British Railways. 8. 
(VI und 262 S. und Tabellen.) London 1902, 
Effingham Wilson. 


Die Verwaltungsmethoden des engliſchen Eiſenbahnweſens, welches 
ſich bekanntlich auf dem reinen Privatbahnſyſtem aufbaut, ſind in neueſter 
Zeit Gegenſtand allgemeinen Intereſſes und ſchärfſter Kritik geworden, und 
zwar erſtreckt letztere ſich einerſeits auf die finanzielle Lage und Ausſichten 
der einzelnen Geſellſchaften, andererſeits dagegen auf die angeblich techniſche 
Rückſtändigkeit der Bahnen, ſpeziell in der Behandlung des Güterverkehrs. 

Seit Anfang der 80er Jahre bezogen fih die in der Offentlichkeit 
ventilierten Fragen faſt ausſchließlich auf Punkte wie hohe Tarifſätze, Bes 
handlung und Beſoldung der Angeſtellten u. a. m., dagegen herrſchte all⸗ 
gemein die Anficht, daß die großen und maßgebenden Geſellſchaften, was 
Vollkommenheit der techniſchen Ausrüſtung, tüchtige Verwaltung und ab⸗ 
ſolute Sicherheit der finanziellen Fundierung anlangte, unbeſtritten den 
erſten Platz unter allen Kulturvölkern einnähmen. Dieſe Stimmung der 
öffentlichen Meinung iſt nun in allerneueſter Zeit in das Gegenteil um⸗ 
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geſchlagen und, wie aus dem nachfolgenden erſichtlich fein wird, keines⸗ 
wegs mit Unrecht. 

Den erſten Anlaß hierzu gaben die Klagen über das fortſchreitende 
Wachſen der ausländiſchen Konkurrenz ſowohl in induſtriellen als auch in 
landwirtſchaftlichen Produkten auf dem engliſchen Markt, wie auch in den 
überſeeiſchen Abſatzgebieten, welche von Kundigen zum Teil auf die hohen 
Frachtſätze der engliſchen Bahnen zurückgeführt wurden. Dieſe ermöglichten 
es den däniſchen, holſteiniſchen, holländiſchen und belgiſchen Butter⸗, Obſt⸗ 
und Gemüſeproduzenten, ihre Produkte billiger auf den Londoner Markt 
zu bringen, als der engliſche Farmer dies konnte, und ebenſo erhöhten ſie 
die Preiſe der eingeführten Rohſtoffe und der engliſchen Induſtrieprodukte 
auf dem Weltmarkte trotz der geringen Entfernung zwiſchen Produktions⸗ 
platz und Seehafen um ein bedeutendes. Der Bau des Mancheſter⸗Ship⸗ 
Kanals, der 15 Millionen Pfd. Sterl. verſchlang, bezweckte in erſter Linie, 
das Frachtmonopol der Eiſenbahnen, wenigſtens was Mancheſter anlangte, 
zu brechen. 

Bei näherer Prüfung dieſer Klagen ſtellte es ſich heraus, daß die 
Geſellſchaften zum Teil gar nicht in der Lage waren, die Frachtſätze ent⸗ 
ſprechend herunterzuſetzen, ohne ihre finanzielle Pofition zu gefährden, und 
dies aus zwei Gründen: Erſtens weil die techniſchen Methoden der Be⸗ 
handlung von Frachtgütern im Vergleich mit amerikaniſchen ungemein 
koſtſpielige waren, und zweitens, weil die engliſchen Bahnen ein ſo enormes 
Aktien⸗ und Obligationenkapital zu verzinſen haben, daß eine Herabſetzung 
der Tarife ohne gleichzeitige entſprechende Verminderung der Selbſtkoſten 
ausgeſchloſſen erſchien. Die Gründe für dieſe beiden Punkte, den techniſchen 
und den finanziellen, liegen in folgendem: Die amerikaniſche Methode be⸗ 
ruht darauf, Frachtzüge mit großen Wagen (30 Tons) ungebrochen über 
lange Diſtanzen vom Einladungs⸗ bis zum Ausladungsort zu befördern; 
hierzu iſt erforderlich, daß es ſich um Maſſengüter handelt, die in großen 
Quantitäten auf einmal zur Verladung kommen, alſo Kohle, Erze, Ge⸗ 
treide (das in Elevatoren längs der Bahnen aufgeſtapelt wird), und daß 
am Ausladungsorte große Mengen in ungebrochenen Wagenladungen zur 
Ablieferung gelangen können, was in Amerika dadurch bewirkt wird, daß 
ein großer Teil der Maſſengüter direkt von der Bahn ins Schiff über⸗ 
geht, um nach Europa exportiert zu werden. Ganz anders die engliſchen 
Verhältniſſe; hier handelt es ſich darum, kleinere Mengen von Stückgütern 
auf kurze Entfernungen zu befördern und dann möglichſt ſchnell an eine 
größere Zahl von Abnehmern zu verteilen. Selbſt die Beförderung der 
Kohlen geſchieht in der Weiſe, daß zwar von den Gruben nur ganze Züge 
abgerollt werden, dann aber an den verſchiedenen Stationen einzelne 
Waggons den Kohlenhändlern zur Verfügung geſtellt werden. 

Die Folge ift alfo die Verwendung kleiner Waggons (7 — 10 Tons) 
und die Einrichtung der Güterſtationen nach dem Drehſcheibenſyſtem, 
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welches es ermöglicht, unter ſtarker Ausnutzung des beſchränkten Raumes 
möglichſt viele einzelne Waggons gleichzeitig zu entladen, ein Ausladen im 
Großen aber ſehr erſchwert. Da nun in den Güterbahnhöfen der großen 
Städte ungeheure Kapitalien feſtgelegt find, fo ift an einen Umbau der⸗ 
ſelben nach einem anderen Syſtem nicht zu denken, beſonders da dasſelbe 
mehr Platz erfordern würde, der bei den enorm hohen Grund⸗ und Boden⸗ 
preiſen nicht zu erſchwingen iſt. Die einfache Einführung großer Waggons 
geſtattet aber bei den kurzen Entfernungen nur unbedeutende Erſparniſſe. 

Was ſodann den zweiten Punkt, die finanzielle Lage der Geſell⸗ 
ſchaften anlangt, jo haben die abnehmenden Dividenden der letzten Jahre 
dazu geführt, daß das Publikum, welches bis vor kurzem die Obligationen 
und Aktien der Eiſenbahnen ale eine abſolut ſichere Kapitalanlage ange⸗ 
ſehen hatte und enorme Summen in denſelben inveſtiert hat (Ende 1901 
ca. 1200 Millionen Pfd. Sterling = rund 25 Milliarden Mark), unruhig 
geworden iſt und die Methoden der Geſellſchaſten einer ſcharfen Kritik 
unterzogen hat. — 

Das vorliegende Werk von Stevens, der ein genauer Kenner der 
Verhältniſſe iſt, hat es ſich zur Aufgabe gemacht, eine genaue Prüfung 
der Verhältniſſe vorzunehmen und ein möglichſt vollſtändiges Material 
zur Beurteilung der Lage zu liefern. Das Reſultat, zu dem er kommt, 
iſt, daß in der finanziellen Politik der Bahnen zwei große Fehler gemacht 
worden ſind, welche wieder gut zu machen kaum in ihrer Macht liegt. 

Erſtens haben faſt alle Bahnen es verſäumt, ſich bei Ausgabe von 
Obligationen und Prioritätsaktien das Recht zu fichern, dieſelben zu einem 
beſtimmten Zeitpunkt zu pari oder einem vorherbeſtimmten feſten Kurſe 
einzulöſen oder wenigſtens die Zinsſätze unter gewiſſen Bedingungen herab⸗ 
ſetzen zu können. Die Folge iſt, daß bei ſinkendem allgemeinen Zinsfuß 
dieſe Obligationen ſo ſtark im Kurſe geſtiegen ſind, daß ein Rückkauf im 
offenen Markte für die Geſellſchaften ausgeſchloſſen iſt und ſie alſo, auch 
bei eventuell fortwährend fallenden Einnahmen, nicht im ſtande ſind, die 
zu zahlenden feften Zinsbeträge zu reduzieren. Der ganze eventuelle Ein⸗ 
nahmeausfall entfällt alfo auf die gewöhnlichen Aktien, und iſt dieſer 
Punkt von ſo großer Bedeutung, weil auf Obligationen und Prioritäts⸗ 
aktien zuſammen rund zwei Drittel des in den Bahnen angelegten Kapitals 
entfällt; es beirug am 31. Dezember 1901 das Geſamtkapital der fünfzehn 
großen Geſellſchaften 776 922 656 Pfd. Sterling, hiervon entfiel auf Obli- 
gationen und Anleihen 26,5 Prozent, auf Prioritätsaktien 387 Prozent, 
auf gewöhnliche Aktien nur 34,8 Prozent. 

Solange die Roheinnahmen der Bahnen in beſtändigem Steigen be⸗ 
griffen waren, wie dies zwiſchen 1893 und 1900 der Fall war, hat ſich 
der Einfluß dieſer Verhältniſſe nicht direkt geltend gemacht; ein ſolch 
ſtetiges Wachſen, das übrigens mit einer in ſchnellerem Verhältnis wach⸗ 
ſenden Vermehrung des Kapitals und der Betriebsunkoſten verbunden war, 
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muß aber endlich ſeine natürlichen Grenzen erreichen, ganz abgeſehen da⸗ 
von, daß eine Reihe von Einflüſſen am Werke ſind, welche in ſtetig 
ſteigendem Maße die Einnahmefähigkeit der Bahnen beeinträchtigen; über 
dieſe wird weiter unten zu reden ſein. 

Der zweite und gefährlichſte Grund für die ungünſtige Beurteilung 
der finanziellen Lage liegt in der enormen Höhe des zu verzinſenden 
Aktienkapitals, welche in erſter Linie darauf zurückzuführen iſt, daß die 
Geſellſchaften, um eine gute Dividende zu zahlen, jährlich große Summen, 
die aus den laufenden Einnahmen hätten gedeckt werden follen, auf Kapital⸗ 
konto gebucht haben, fo daß Jahr für Jahr dies Konto ſich in ganz un: 
gerechtfertigter Weiſe erhöht hat. Es handelt ſich hier um eine der 
ſchwierigſten Fragen der finanziellen Behandlung großer Unternehmungen, 
und hier iſt der Kernpunkt, an dem wir die Vorzüge und Nachteile von 
Staats⸗ und Privatbahnſyſtem am beſten beurteilen können: Der Staat 
hat ein finanzielles wie ein politiſches Intereſſe daran, daß das in Bahnen 
und ähnlichen Anlagen feſtgelegte Kapital als nicht zu groß erſcheint und 
daß ein großer Teil der Betriebsüberſchüſſe zum Weiterausbau und beſſeren 
Fundierung verwendet werden. Bei jedem Privatbahnſyſtem beſteht bas 
gegen die Gefahr, daß man, um gute Dividenden zu zahlen und die Kurſe 
der Aktien hoch zu halten, ungenügende Summen für derartige Zwecke 
zurückſtellt und einen viel zu großen Teil der Neuanſchaffungen und Ver⸗ 
beſſerungen der Zukunft aufbalft, indem man fie auf Kapitalkonto vers 
bucht. Dieſer Gefahr ſind die engliſchen Bahnen nicht entgangen, und die 
Sünden der Vergangenheit rächen fih jetzt an ihnen. 

Die Folge dieſer verfehlten Politik iſt, daß die Geſellſchaften jetzt 
am Ende einer großen allgemeinen Aufſchwungsperiode enormen und zum 
großen Teil nicht reduzierbaren Verpflichtungen gegenüberſtehen, denen ſie 
nur gerecht werden können, wenn es ihnen gelingt, ihre Einnahmen ſtetig 
weiter zu ſteigern. Dies ift aber fo gut wie ausgeſchloſſen, ſchon aus 
dem Grunde, weil die hierzu erforderliche Erweiterung der Stationen und 
Linien in den großen Städten wegen der Koſtſpieligkeit der Anlage eine 
Verzinſung der hierzu nötigen neuen Kapitalien nicht geſtatten würde; im 
Gegenteil wird man in Zukunft mit ſtillſtehenden oder ſogar abnehmenden 
Einnahmen zu rechnen haben. 

In erſter Linie hat ſchon die allmählich finkende Welle der Kon⸗ 
junktur die Einnahmen ſtark in Mitleidenſchaft gezogen, ſodann mehren 
ſich auf allen Seiten die Stimmen, welche auf Reduktion der Frachttarife 
und Gewährung von Erleichterungen jeder Art dringen und dieſe auch im 
Parlament geltend zu machen ſich erfolgreich bemühen. Endlich ſehen 
ſpeziell diejenigen Bahnen, welche ihre Haupteinnahme aus dem Vorort⸗ 
verkehr, ſowie aus dem Paſſagierverkehr der dichtbefiedelten Induſtrie⸗ 
bezirke ziehen, ſich durch das Entſtehen einer großen Anzahl elektriſcher 
Straßen: und Untergrundbahnen bedroht. Die Fortſchritte dieſes neuen 
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Transportmittels waren in England bis vor wenigen Jahren ganz minis 
male, jetzt aber überziehen ſich ganze Diſtrikte mit einem engmaſchigen Netz 
ſolcher Verkehrswege und bereits machen ſich die Wirkungen in den Ein⸗ 
nahmen mancher Bahnen fühlbar; im Laufe der nächſten Jahre werden 
ſich die Verhältniſſe in ganz anderem Maße zu Ungunſten der Eiſenbahnen 
verſchoben haben. Zwar gehen die betroffenen Geſellſchaften mit dem 
Plane um, ihrerſeits den elektriſchen Betrieb einzuführen, und dürfte dieſer 
im Falle der Londons und Brighton⸗Zinie auch bald erfolgen. Einen 
großen Vorteil aus dieſer Umgeſtaltung zu ziehen, erlaubt aber die ſchon 
erwähnte Koſtſpieligkeit der Ausdehnung der Stationen nicht, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß die großen Summen, welche die Umwandlung zum 
elektriſchen Betriebe erfordert, das Kapitalkonto der Bahnen weiter ſtark 
belaſten würde. 

Das Urteil, zu dem Stevens am Ende ſeiner ausführlichen Be⸗ 
trachtungen gelangt, iſt ein durchaus ungünſtiges für die Zukunft des 
ganzen engliſchen Eiſenbahnweſens in ſeiner jetzigen Geſtalt, und wenn er 
auch die Hoffnung ausſpricht, daß es den Bemühungen der leitenden 
Organe gelingen werde, durch Einführung beſſerer techniſcher und finan⸗ 
zieller Methoden das engliſche Eiſenbahnweſen auf der Höhe ſeiner Auf⸗ 
gabe zu erhalten, ſo können wir uns doch des Zweifels nicht erwehren, 
ob nicht auch auf dieſem Gebiete England zu ſehr mit ſeinen altgewohnten 
Traditionen verwachſen iſt, um den neuen und größeren Anforderungen, 
die heute auf allen Gebieten der Technik und der Volkswirtſchaft fich er⸗ 
heben, gerecht zu werden. Dr. Edgar Jaffé. 


XV. M. Geitel. Die Praxis des Geſetzes zum 
Schutze der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894. Mit 211 Abbildungen. 8. 
(335 S.) Berlin 1900, Georg Siemens. 


Verfaſſer will die zahlreichen Kommentare des Warenbezeichnungs⸗ 
geſetzes in der Richtung ergänzen, daß er die grundlegenden Entſcheidungen 
in engſter Anlehnung an das Geſetz ſyſtematiſch unter Angabe ihres 
weſentlichen Inhalts zuſammenſtellt. Dieſer Aufgabe iſt Verfaſſer mit 
Fleiß und Geſchick nachgekommen. Bald in kurzen präziſen Sätzen, bald, 
wo es nottut, in ausführlicherer Darſtellung iſt der Inhalt von über 
500 Entſcheidungen des Patentamtes, des Reichsgerichtes und anderer Ge⸗ 
richtshöfe wiedergegeben und in zahlreichen Fällen zum beſſeren Bers 
ſtändnis durch den Abdruck des in Rede ſtehenden Zeichens verdeutlicht. 
Verfaſſer hat es aber auch nicht unterlaſſen, wichtigere „Mitteilungen“ 
der Abteilung für Warenzeichen an paſſender Stelle anzuführen. Zu 8 4 
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des Geſetzes erſcheinen ſämtliche bis Juli 1900 veröffentlichten Freis 
zeichen nach Warenklaſſen geordnet wiedergegeben. Das Buch enthält 
überdies den Text des Geſetzes und der Ausführungsvorſchriften, die Ges 
ſetzesmaterialien, ſowie die den Markenſchutz betreffenden Staatsverträge. 

Es iſt zu erwarten, daß das vorliegende Buch ſich nicht nur für 
Induſtrielle und praktiſche Juriſten, für welche es Verfaſſer beſtimmt hat, 
als bequemes und zuverläffiges Nachſchlagewerk, ſondern auch für Theo- 
retiker als nützliches Handbuch bewähren wird. 

Wien, im März 1903. 

Privatdozent Dr. Emanuel Adler. 


XVI. Oskar Schanze. Beiträge zur Lehre von 
der Patentfähigkeit. Eine kritiſche Materia⸗ 
lienſammlung. I. Heft. Erweiterter Sonderabdruck 
aus Glaſers Annalen für Gewerbe und Bauweſen. 
8. (94 S.) Berlin 1902, Georg Siemens. 


Verfaſſer will mit feiner Arbeit, deren erſtes Heft vorliegt, durch 
kritiſche Beſprechung der in den letzten Jahren kundgegebenen Anſichten 
über die Patentfähigkeit des Anmeldungsgegenſtandes im allgemeinen oder 
über einzelne Erforderniſſe derſelben, einen Beitrag zur Lehre von der 
Patentfähigkeit liefern. Welche Zerfahrenheit in dieſer Lehre herrſcht, 
dafür bietet die Arbeit Schanze, welcher mit unermüdlichem Eifer alles 
Wichtige heranzieht, was über dieſe Frage geſchrieben wurde, den beſten 
Beweis. Es gehören die Ausdauer und die Schaffensfreude des Verfaſſers 
dazu, um ſich dieſer mühſamen und bei dem Chaos der Anſchauungen 
höchſt unerquicklichen Arbeit zu unterziehen. 

Schanze erklärt es für notwendig, drei Merkmale der Patents 
fähigkeit auseinanderzuhalten: der Anmeldungsgegenſtand müſſe eine Er⸗ 
findung darſtellen und dieſe Erfindung müſſe gewerblich verwert⸗ 
bar und müſſe neu fein. Sicherlich ift dem Verfaſſer hierin beizuſtimmen, 
wie er auch im Rechte iſt, wenn er die Notwendigkeit betont, auch „Un⸗ 
genauigkeiten im Ausdruck“ zu vermeiden, da dieſe faſt immer Urſache oder 
Folge ſachlicher Irrtümer oder Unklarheiten ſind. Nur möchte ich unter 
den genannten Vorausſetzungen für die Patentfähigkeit eines Anmeldungs⸗ 
gegenſtandes das Vorhandenſein einer Erfindung und ihre gewerbliche Ver⸗ 
wertbarkeit als Vorausſetzungen poſitiver Natur dem Erſordernis der 
Neuheit, deren Weſen ja nur negativ zu umſchreiben iſt, gegenüber⸗ 
ſtellen, eine Unterſcheidung, welche auch in der Faſſung des öſterreichiſchen 
Patentgeſetzes (58 1 und 3) zum Ausdruck gelangt. 
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Im vorliegenden Hefte unternimmt es Schanze, in acht Beiträgen 
die Anfichten Fehlerts, A. Dubois⸗Reymonds, Storts, Eſchers, 
Ephraims und Kuzels, Hausdings, Raſchs und Wirths an⸗ 
zuführen, zu prüfen, und wo es ihm nötig erſcheint, zu widerlegen. Viel 
Treffendes macht Schanze hier in ſeiner Kritik geltend. Dieſe Unter⸗ 
ſuchungen gehen aber notwendigerweiſe ſo ſehr ins Detail, daß ein näheres 
Eingehen auf dieſelben an dieſer Stelle untunlich erſcheint. Hoffentlich 
bringt das zweite Heft neben den weiteren Beiträgen auch eine knappe Zu⸗ 
ſammenfaſſung der in den einzelnen Beiträgen gewonnenen Ergebniſſe. 
Dadurch würde das Weiterbauen auf dem von Schanze der Zerfahren⸗ 
heit der Anſchauungen abgerungenen Boden weſentlich erleichtert. 

Wien, im Mär; 1903. 

| Privatdozent Dr. Emanuel Adler. 


XVII. Philipp Lotmar. Der Arbeitsvertrag 
nach dem Privatrecht des Deutſchen Reiches. 
Erſter Band. 8. (XX und 827 S.) Leipzig 1902, 
Verlag von Duncker & Humblot. 


„Wer es unternähme unter den Rechtsgelehrten, ſich des Themas von 
der Arbeit und dem Arbeitsgeſchäft gründlich ſo, wie es die heutigen Zu⸗ 
ſtände fordern, zu bemächtigen und dasſelbe in ſeinen vielverzweigten Er⸗ 
ſcheinungen geſchichtlich und den heutigen Verhältniſſen entſprechend zu 
verfolgen, würde fih kein kleines Verdienſt erwerben. So ſchrieb 1896 
W. Endemann am Schluſſe eines anregenden Aufſatzes über „Die Be⸗ 
handlung der Arbeit im Privatrecht“ (in den Jahrbüchern für National⸗ 
ökonomie und Statiſtik Bd. XLVII). 

Die Mahnung Endemanns — man fann fie ein Vermächtnis 
nennen — iſt nicht ohne Frucht geblieben. Das Thema von der Arbeit 
und dem Arbeitsgeſchäft hat die Bearbeitung gefunden, die Endem ann 
von der deutſchen Rechtswiſſenſchaft erhoffte. Zwar liegt erft der erſte 
Band von Lotmars „Arbeitsvertrag“ vor, aber man darf ſchon jetzt 
ſagen, daß das Werk ſein Gebiet beherrſchen, die Wiſſenſchaft zu zahlreichen 
Einzelunterſuchungen anregen und der Praxis in zahlreichen Schwierig⸗ 
keiten ein unentbehrlicher Helfer ſein wird. 

Zwar möchte ein Buch über den Arbeitsvertrag, deſſen erſter Band 
über 800 Seiten aufweiſt, manchem zu ungefüge erſcheinen; auch wird 
nicht zu leugnen ſein, daß Lotmars Darſtellungsweiſe der Kürze nicht 
eben dienlich iſt; dennoch wird man in dieſem Falle nicht ſagen dürſen, 
daß weniger mehr geweſen wäre. War doch die Aufgabe ungewöhnlich 
umfangreich. Mit Grund darf Lotmar auf die Fülle der Erſcheinungen 
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des wirtſchaftlichen Lebens hinweiſen, die es zu bewältigen galt. Und 
welche Zahl von Geſetzen, die dieſen Erſcheinungen heute die Rechtsform 
zu geben ſich bemühen; handelt es ſich doch um das große Verſuchsſeld 
der Geſetzgebung unſerer Zeit. Wie überaus dürftig aber die Leiſtungen 
der Rechtswiſſenſchaft auf dieſem Felde! Man ſehe ſich nur einmal in den 
Lehrbüchern die Literaturangaben des Kapitels „Arbeitsverträge“ an! So 
mußte Lotmar von Grund auf ſelber bauen und lange Unterſuchungen 
an Fragen wenden, die mit wenigen Worten hätten abgetan werden konnen, 
wenn fie fon von anderen beachtet worden wären. 

In zwiefacher Hinficht hat er ſich dabei Beſchränkung auferlegt: er 
gibt nur die Lehre, nicht die Geſchichte des Arbeitsvertrages und ſtellt nur 
Reichsrecht, nicht Landesrecht, dar. Damit iſt nicht gefagt, daß nicht die 
Rechtsgeſchichte und das Landesrecht von ihm ausgiebig benutzt worden 
wären, aber ſie find für ihn nur Hilfsmittel, nicht Gegenſtand der Dar⸗ 
ſtellung. 

Unter dem Namen „Arbeitsvertrag“ faßt Lotmar alle Ver⸗ 
träge zuſammen, in welchen Arbeit gegen Entgelt verſprochen 
wird. Dazu gehört nicht der Auftrag, weil er als unentgeltlicher Ver⸗ 
trag abſeits ſteht, und auch der Geſellſchaftsvertrag, in dem Arbeit ver⸗ 
ſprochen wird, nicht, weil die Geſellſchafter nicht gegen Entgelt, ſondern 
zu gemeinſchaftlichen Zwecken arbeiten. Arbeitsvertrag in dem angegebenen 
Sinne iſt aber nicht nur der Dienſtvertrag, ſondern auch der Werkvertrag; 
denn auch das Werk ſoll durch Arbeit hergeſtellt werden (L. S. 91) und 
die Leiſtung des Unternehmens wird vom bürgerlichen Geſetzbuch als Arbeits⸗ 
leiſtung behandelt (L. S. 269 fg.), Mäklervertrag und entgeltlicher Bers 
wahrungsvertrag find weitere Arbeitsverträge des bürgerlichen Geſetzbuchs; 
andere Reichsgeſetze (HGB., Gew.⸗O. u. |. w.) liefern immer neue Arten. 
In dieſe Menge Ordnung zu bringen, iſt nicht leicht, denn die Abſonde⸗ 
rung der Arten beruht nicht ſelten auf Zufälligkeiten der Geſetzgebung. 
Zwar liegt der Gedanke nahe, Dienſtvertrag und Werkvertrag als Grund⸗ 
formen zu behandeln und alle anderen Arten von der einen oder der 
anderen dieſer beiden abzuleiten, aber Lotmar (S. 326 fg.) lehnt das mit 
guten Gründen als undurchführbar ab. Als brauchbares Unterſcheidungsmal 
ergibt ſich für uns das Verhältnis, in das der Vertrag Arbeit und Ent⸗ 
gelt zueinander ſetzt (S. 330), und damit die Einteilung der Arbeitsver⸗ 
träge in die beiden Hauptarten: Zeitlohnvertrag und Akkordvertrag (dem 
Lotmar lieber den von ihm ſelbſt ſchon in Erwägung gezogenen Namen 
„Werklohnvertrag“ hätte geben ſollen, nicht nur deshalb, aber auch deshalb, 
weil dieſer Name deutſch iſt — wie denn Lotmar von der leidigen Vor⸗ 
liebe der Deutſchen für überflüſſige Fremdwörter nicht frei iſt). Der Werk⸗ 
vertrag des bürgerlichen Geſetzbuchs iſt eine Unterart des letzteren; der 
Dienſtvertrag des bürgerlichen Gefetzbuches aber kann Zeitlohnvertrag und 
Werklohnvertrag fein. Mit Recht beruft ſich TLotmar für diefe Gin: 
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leitung auch auf das römiſche Recht; denn in der Tat liegt ſie dem 
Gegenſatz von loc. cond, operarum und loc. cond. operis zu Grunde, 
wie eine genauere Prüfung der Quellen ſchon längſt hätte erkennen laſſen 
ſollen; die landläufige Gleichſetzung von Werkvertrag im Sinne des 
bürgerlichen Geſetzbuchs und loc. cond. operis iſt mithin nicht richtig. 
Dieſe Einteilung im Auge behaltend, unterſucht Lotmar in den 
weiteren Abſchnitten die beiden Grundbeſtandteile des Arbeitsvertrages: 
die Abrede der Arbeit und die Abrede der Vergütung, die ſchon im erſten 
Kapitel in ihren Umriſſen beſchrieben worden waren, genauer. Überall 
unter Zugrundelegung eines überaus reichen Tatſachenſtoffes, der nur durch 
eindringende Vertiefung in die volkswirtſchaftliche Literatur gewonnen 
werden konnte. Überall boten ſich Ausblicke auf die allgemeinen Lehren 
unſeres bürgerlichen Rechts. Überall traten andererſeits eine Menge von 
Einzelfragen auf, mit denen die Praxis, insbeſondere die Praxis der Ge⸗ 
werbegerichte, ſich abmüht. Und zahlreiche Bauſteine für eine künftige 
Geſetzgebung konnten zuſammengetragen werden. Von dem reichen Inhalt 
des Buches gibt ein ausführliches Inhaltsverzeichnis, das ihm beigegeben 
ift, ein gutes Bild; Quellen⸗ und Wortverzeichnis fehlen nicht, fo daß 
hier von einer eingehenderen Inhaltsangabe abgeſehen werden kann. Nur 
einige Stichproben ſollen gegeben werden, zugleich um dieſe und jene Be⸗ 
merkung daran zu knüpfen, die ſich mir beim Leſen aufgedrängt hat. 
In den allgemeinen Lehren des Rechts der Schuldverhältniſſe iſt bisher 
die Frage nicht genügend gewürdigt worden, wie der Tatbeſtand zu be⸗ 
ſtimmen iſt, wenn in einem Vertrage mehrere verſchiedenartige Leiſtungen 
verſprochen werden. Die Frage iſt offenbar von größter Bedeutung; denn 
wenn beiſpielsweiſe der Arbeitgeber dem Arbeiter eine Wohnung überläßt, 
ſo geſtaltet ſich die Kündigung der Wohnung ſehr verſchieden, je nachdem 
die Überlaffung als Mietvertrag oder als Arbeitsvertrag behandelt wird. 
Drei Möglichkeiten liegen, wie Lot mar zeigt, in ſolchem Falle vor: es 
kann eine „Kumulation“, eine „Abſorption“ oder eine „Kombination“ 
zweier Vertragsarten eintreten. (Nebenbei: Sollten die deutſchen Worte: 
Häufung, Aufſaugung, Verbindung nicht ebenſo bezeichnend ſein?) Die 
erſte liegt vor, wenn kein Zuſammenhang zwiſchen den beiden Leiſtungen 
beſteht; zwiſchen den beiden anderen iſt zu wählen, wenn ein ſolcher Zu⸗ 
ſammenhang da iſt, und zwar kommt es in ſolchem Falle darauf an, ob 
die eine Leiſtung der anderen fich unterordnet oder ob fie beide gleichwertig 
find. (Man könnte ſagen: die eine Leiſtung ſaugt die andere auf, wenn die 
zweite als Nebenleiſtung dem wirtſchaftlichen Zweck der Hauptleiſtung zu 
dienen beſtimmt ift. Vgl. BGB. § 57.) Dieſe Möglichkeiten laffen ſich gerade 
im Gebiete der Arbeitsverträge an zahlreichen Beiſpielen erörtern, und ſo 
widmet ihnen Lot mar eine ſehr ausführliche Behandlung (S. 176—217). 
Unter den verſchiedenen Arten der Arbeitsleiſtungen hat in der Lite⸗ 
ratur bisher eine beſondere Rolle diejenige geſpielt, die das bürgerliche 
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Geſetzbuch im $ 675 als „Geſchäftsbeſorgung“ bezeichnet, ohne daß bisher 
auch nur annähernd Einigkeit über dieſen Begriff erzielt worden wäre. 
Auch Lotmar hat ſich mit ihm abgemüht (S. 274 fg.) und drei Anhalts⸗ 
punkte zu ſeiner Beſtimmung aufgeſtellt (S. 279), von denen ich die beiden 
erſten für brauchbar, den dritten aber (den Sprachgebrauch des Lebens) in 
dieſem Falle für unbrauchbar halte. Denn das Bürgerliche Geſetzbuch 
knüpft ganz offenbar an den römiſch⸗rechtlichen Begriff der negotiorum 
gestio an und will als Geſchäfts beſorgung nur diejenigen Hand⸗ 
lungen angeſehen wiſſen, die der Handelnde an Stelle eines anderen vor⸗ 
nimmt, während ſolche Geſchäfts verrichtungen, die von dem Han⸗ 
delnden einem anderen gegenüber vorgenommen werden (Beiſpiel: ärztliche 
Behandlung), im Verhältnis der beiden zu einander nicht als Beſorgung 
eines Geſchäftes erſcheinen. 

Eine Frage von zugeſpitzter Bedeutung behandelt Lotmar S. 117 
unter der Überſchrift „moralwidrige Arbeit“: die Frage der ſogenannten 
Streikarbeit, und kommt dabei, im Gegenſatz zum Reichsgericht, aber mit 
höchſt beachtenswerter Begründung, zu dem Ergebnis, daß ein Arbeiter, der 
ſich weigere, zum Schaden feiner „Koalitionsgenoſſen“ Streikarbeit zu bers 
richten, damit nicht vertragsbrüchig werde und keinen Grund zur Ent⸗ 
laſſung gebe. 

Von gleicher Wichtigkeit für das Rechtsleben find beiſpielsweiſe die 
Fragen, die ſich an den $ 115 der Gewerbeordnung knüpfen (L., S. 411 fg., 
679 fg.), ferner die zahlreichen Fragen des Kündigungsrechts, die ings 
beſondere auch im Rechte der Handlungsgehilfen eine Rolle ſpielen und in 
der Literatur des Handelsrechtes eine ſehr verſchiedene Beurteilung er⸗ 
fahren haben u. |. w. u. f. w. Sie alle erfahren durch Lot mars Werk, 
wo nicht Erledigung, ſo doch weſentliche Förderung. 

So darf man denn dem zweiten Bande des Werkes nicht nur mit 
Anteilnahme, ſondern mit Spannung entgegenſehen. 

Königsberg i. Pr. W. v. Blume. 


XVIII. Peter Freiherr Fellner von Feldegg und 
Dr. Camillo Edler von Ohmeyer. Die 
öſterreichiſche Exekutionsordnung vom 
27. Mai 1896 in der Spruchpraxis des Wiener 
Landes⸗ als Berufungs⸗ und Rekursgerichtes mit 
Verweiſung auf die Rechtſprechung des oberſten 
Gerichtshofes. 8. (446 S.) Wien 1902, Manzſcher 
Verlag. 


Das berechtigte Streben zur Wahrung der Rechtseinheit und 
gleichmäßigen Auslegung des Geſetzes veranlaßte den dem Wiener Exe⸗ 
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kutionsgerichte und mehreren anderen Gerichten im Inſtanzenzuge vor⸗ 
geſetzten Berufungs⸗ und Rekursſenat des Wiener Landesgerichtes für 
ſeine Entſcheidungen typiſcher und prinzipieller Fragen ein Judikaten⸗ 
buch anzulegen, aus welchem eine Überficht über die Entwicklung und 
den letzten Stand der Spruchpraxis in Exekutionsſachen gewonnen 
werden folte. Die Verfaſſer haben ſich nun, mehrfachen Anregungen 
und Wünſchen folgend, entſchloſſen, unter Zuhilfenahme des erwähnten 
Judikatenbuches nach Sichtung der Entſcheidungen, Aufnahme des Tat⸗ 
beſtandes und öfters auch Anführung des erſtinſtanzlichen Beſchluſſes 
eine Ausleſe der rekursgerichtlichen Sprüche aus den Jahren 1898 bis 
einſchließlich 1901 zu veröffentlichen. Für dieſe Ausleſe wurden, wie 
im Vorworte bemerkt wird, vor allem jene Entſcheidungen geſammelt, 
welche eine Auslegung einzelner Geſetzesſtellen zum Inhalte haben oder 
leitende Rechtsprinzipien herauszuarbeiten verſucht haben. Es wurde 
aber ebenſo ein beſonderes Augenmerk auf jene oft theoretiſch weniger 
intereſſanten Fälle gelenkt, welche wegen ihrer Häufigkeit im Exekutions⸗ 
betriebe von nicht zu unterſchätzender praktiſcher Bedeutung find. Um 
den Überblick über die Praxis in Exekutionsſachen zu vervollſtändigen, 
wurden alle jene exekutionsrechtlichen Entſcheidungen des oberſten Ge⸗ 
richtshofes, welche wegen ihrer prinzipiellen Bedeutung bereits in der 
amtlichen Sammlung (Beilage zum Juſtizminiſterial⸗Verordnungsblatte) 
bisher veröffentlicht worden find, berückſichtigt. 

Jeder Entſcheidung, für welche eine nähere Angabe des Sach⸗ 
verhaltes zum Verſtändniſſe des Judikates erforderlich ſchien, wurde 
von den Verfaſſern eine kurze Darſtellung des Sachverhaltes voran⸗ 
geſtellt. 

Das Werk enthält den Text des Einführungsgeſetzes zur Exekutions⸗ 
ordnung und der Exekutionsordnung und als Anmerkungen zu den ein⸗ 
zelnen Geſetzesſtellen die geſammelten geſichteten und treffend geordneten 
Entſcheidungen. 

Das Werk der Verfaſſer muß als ein außerordentlich verdienſt⸗ 
volles und bedeutungsvolles für die Praxis wie für die Theorie be- 
zeichnet werden. 

Das Werk gibt vor allem ein rühmliches Zeugnis für die treff⸗ 
liche, dem Geiſte des Geſetzes entſprechende Handhabung und Auslegung 
der Exekutionsordnung durch das Rekursgericht ab. 

Der Praxis wird dieſes Werk treffliche Dienſte leiſten, da es dem 
Richter für eine ganze Reihe zweifelhafter Fragen wohlbegründete Ent⸗ 
ſcheidungen gibt. Aber auch für die Theorie wird das vorliegende 
Werk fit fruchtbar erweiſen, da es eine Reihe leitender Rechtsprinzipien 
darlegt und dem Theoretiker die Fragen zeigt, welche in der Praxis 
Anlaß zu Zweifeln und Rechtsmitteln gegeben haben. 

Das vorliegende Werk iſt eine außerordentlich wertvolle Bereicherung 
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‚ber Literatur des öſterreichiſchen Prozeßrechtes und kann Richtern und 
Parteivertretern nur wärmſtens empfohlen werden. 
ö Dr. Walker. 


XIX. H. Brückner, Reichsgerichtsrat. Die (privat⸗ 
rechtliche) Haftung für das rechtswidrige 
Verhalten anderer, insbeſondere der Ver⸗ 
treter und Gehilfen, nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch und nach ſonſtigen Reichsgeſetzen. 8. 
(34 S.) Hannover 1901, Helwingſche Verlags⸗ 
buchhandlung. 


Die kleine Schrift (ein Sonderabdruck aus „Das Recht“) bietet 
eine gut orientierende Überſicht über die Fälle der Haftung für andere. 
Zunächſt werden (S. 1—27) die allgemeinen Grundſätze des bürgerlichen 
Geſetzbuchs (58 164, 166, 278, 831, 832, 31) unter Gegenüberſtellung 
des älteren Rechtes dargeſtellt. Als weſentliche Neuerungen gegenüber 
dem gemeinen, preußiſchen und ſächſiſchen Rechte erſcheinen zwei Regeln: 

1. Bei der Erfüllung beſtehender Schuldverhältniſſe haftet der 
Geſchäftsherr gegenwärtig für das Verſchulden des von ihm zur Er⸗ 
füllung zugezogenen Gehilfen oder ſonſtiger Dritter; das war früher 
nur ausnahmsweiſe (bei der Werkverdingung und ähnlichen Verhält⸗ 
niſſen) der Fall. 

2. Bei der Haftpflicht für die unerlaubten Handlungen der An⸗ 
geſtellten oder Beauffichtigten wird der Mangel der Sorgfalt vermutet 
und dem Geſchäftsherrn oder Auffichtspflichtigen der Entlaſtungsbeweis 
auferlegt; früher traf die Beweislaſt den Beſchädigten (S. 27). 

Der Verfaſſer behandelt ſodann die Haftung auf Grund beſonderer 
geſetzlicher Vorſchriften (Spezialgeſetze): die Haftung des Gaſtwirtes 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch, die Haftung der verſchiedenartigen 
Transportunternehmungen nach dem Handelsgeſetzbuche, den Geſetzen 
über Poſtweſen, Binnenſchiffahrt und Flößerei, die Haftpflicht nach dem 
Geſetze vom 7. Juni 1871. Es zeigt ſich, daß dieſe Geſetze die Frage 
der Haftung für andere nicht nach einheitlichen Grundſätzen, ſondern je 
nach den beſonderen Bedürfniſſen in verſchiedener Weiſe geregelt haben 
(S. 34). 

An Kürze hat der Verfaſſer das Außerſte geleiſtet, vielleicht hie 
und da mehr, als durch das Streben nach Überfichtlichkeit gerechtfertigt 
werden kann (vgl. z. B. die Verkürzung des $ 831 Abſ. 2 auf S. 24). 

Wien. Ehrenzweig. 
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XX. Dr. F. W. Erlinghagen. Der Rückgriff des 
Bürgen auf den Schuldner im Konkurs⸗ 
falle des letzteren. Zur Kritik der Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen II. Zivilſenat vom 24. April 1883 
(Bd. IX S. 75) und Vereinigte Zivilſenate vom 
15. Februar 1886 (Bd. XIV S. 172.) 8. (37 S.) 
Elberfeld 1902, Verlag von Sam. Lucas. 


Kann neben dem Gläubiger, welcher Konkursdividende für ſeine 
volle Forderung erhält, auch der Mitverpflichtete, welcher einen ſelb⸗ 
ſtändigen Regreßanſpruch geltend macht, Konkursdividende beanſpruchen? 
Das Reichsgericht hat dieſe Frage verneint; der Verfaſſer bejaht ſie. 
Seine Beweisführung ift nicht geeignet, Zweifel hinfichtlich der Richtig⸗ 
keit der Entſcheidung wachzurufen. Sachgemäßen Erwägungen ſetzt Ver⸗ 
faſſer unerbittliche Begriffsjurisprudenz entgegen: „Mag man die ſich 
ergebenden Konſequenzen für befriedigend halten oder nicht, das ändert 
nichts an dem von uns gefundenen Ergebnis“ (S. 23). Dabei iſt kein 
Verſuch gemacht, der Unterſuchung eine breitere Grundlage zu geben, 
verwandte Fragen heranzuziehen. Der Verfaſſer beſchäftigt ſich nur mit 
der Bürgſchaft, nicht auch mit anderen Geſamtſchuldverhältniſſen, und 
nur die actio mandati contraria des Bürgen zieht er in Erwägung, 
nicht auch den Anſpruch aus beſonderem Garantieverſprechen. Umſo 
ferner liegt ihm daher die Auffindung der Beziehungen, die das er⸗ 
örterte Thema mit anderen konkursrechtlichen Problemen (z. B. Be⸗ 
handlung des Anſpruches auf Vertragsſtrafe) verknüpfen. 
| Wien. Ehrenzweig. 


XXI. Dr. Walter Brock. Das negative Vertrags⸗ 
intereſſe. 8. (209 S.) Berlin 1902, Gutten⸗ 
tag. 


Bis Jering hat man nur zwei Momente gekannt, die eine 
Verbindlichkeit zum Schadenserſatze zu erzeugen im ſtande find: Haftung 
für unerlaubtes Verhalten und Haftung innerhalb eines Vertragsver⸗ 
hältniſſes. Er hat erſt das Dogma der Haftung für culpa bei Ab⸗ 
ſchluß von Verträgen, die allgemeine Lehre vom negativen Vertrags⸗ 
intereſſe entwickelt. Entgegen dem Beſtreben Jherings, feiner a priori 
aufgeſtellten Theorie einen feſten quellenmäßigen Grund und Boden zu 
verſchaffen, kommt der Verfaſſer bei Nachprüfung der einſchlägigen 
Geſetzesſtellen zu dem Ergebnis, daß ſie ſich zum mindeſten nicht als 
eine fo ſichere Bafis erweiſen, wie JIhering u. a. annehmen. — Den 


346 Qiteratur. 


Kern der Abhandlung bildet die Kaſuiſtik der Theorie vom negativen 
Vertragsintereſſe nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch auf der Grundlage 
des gemeinen Rechts, wobei die einzelnen Fälle unter dem Geſichtspunkte 
des Mangels in der Perſon, im Willen und im Objekt zuſammengefaßt 
werden. Die geſetzlich geregelten Fälle der beiden erſten Kategorien 
(85 179, 122 BGB.) gleichen ſich inſoweit, als bei ihnen die Erſatz⸗ 
pflicht des negativen Vertragsintereſſes unbedingt eintritt, während in 
dem Fall der dritten Kategorie ($ 307) die Haftung von einem Ver⸗ 
ſchulden abhängig gemacht wird. Durch die Unterſcheidung der Haftungs⸗ 
vorausſetzungen ſtellt ſich das Bürgerliche Geſetzbuch in einen bedeutſamen 
Gegenſatz zu der gemeinrechtlichen Doktrin, die ſtets die gleichen Voraus⸗ 
febungen annimmt. Als prinzipiellen Grundgedanken der negativen Ver: 
tragsintereſſehaftung ſtellt der Verfaſſer — nach Ablehnung einiger anderen 
Begründungsverſuche — feſt: der Schaden iſt in ſozialgerechter Weiſe 
mit dem Vermögen der Beteiligten in Beziehung zu bringen (S. 186). 
Er entnimmt aus dem Weſen der ſozialen Gemeinſchaft die Berechtigung, 
ſelbſtändig eine Haftpflicht zu folgern und bezeichnet die Haftung für 
das negative Vertragsintereſſe ſelbſt als: „die durch ihren Inhalt als 
beſondere Haftungsart gekennzeichnete Haftung nach Maßgabe einer 
rechten Vermögensverteilung, die ſich aus dem Begriff einer rein ſozialen 
Verpflichtung mit Notwendigkeit ergibt“ (S. 192). Es müßte die Haf⸗ 
tung bei unwirkſamen Verträgen als ſelbſtändige Kategorie zwiſchen der 
Kontraktshaftung und der Deliktshaftung anerkannt werden (S. 197). 

Wenn die Arbeit trotz des großen Fleißes und Scharffinns, die 
auf ſie verwandt ſind, nicht voll befriedigt, ſo liegt dieſes zunächſt 
daran, daß nicht das ganze zur Verfügung ſtehende Geſetzesmaterial vers 
wertet worden iſt. Von den Fällen, in denen das Bürgerliche Geſetzbuch 
das ſogenannte negative Vertragsintereſſe anwendet, ſind beiſpielsweiſe 
unberückſichtigt geblieben $$ 523, 1298. Dieſe Unterlaſſung ift beſonders 
bedauerlich in Anſehung der zuletzt erwähnten Vorſchrift. Sie wirft 
Licht auf die nähere Umgrenzung des Inhaltes des Intereſſes. Daß 
der Verfaffer es unterlaſſen hat — und damit komme ich zu meinem 
zweiten Vorwurf — auf dieſen näher einzugehen, ihn insbeſondere dem 
des pofitiven Vertragsintereſſes gegenüberzuſtellen, kann ich nicht gut⸗ 
heißen. Für die Praxis liegen hier jedenfalls die größten Schwierig⸗ 
keiten. Hebt der Verfaſſer mit Recht hervor, daß das Moment des 
ſozialen Verbundenſeins die Forderung begründet, dem Schädiger den 
Schaden nicht ſchlechthin aufzuerlegen, den Schaden aber auch nicht 
ſchlechthin auf dem Beſchaͤdigten fiken zu laffen, To erhebt fich die Frage, 
ob das negative Vertragsintereſſe ſeiner hohen Aufgabe, ausgleichend 
zwiſchen den Beteiligten zu wirken, auch gerecht wird bezw. gerecht 
werden kann, eine Frage, die meines Erachtens kaum zu bejahen iſt, 
denn die faſt regelmäßige Unmöglichkeit, den Beweis des erwachſenen 
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Schadens ſtrikte zu erbringen, führt dazu, daß der Erſatzberechtigte viel 
zu gering entſchädigt wird. 


Straßburg (Elſ.). Ernſt Bruck. 


XXII. A. Pfleghart, Rechtsanwalt in Lauſanne. Die 
Elektrizität als Rechtsobjekt. Spezieller 
Teil ). 8. (436 S.) Straßburg 1902, J. H. 
Ed. Heitz. 


Die erſte Hälfte dieſes zweiten Teils iſt der „Elektrizität im 
Strafrecht“ gewidmet, die zweite Hälfte der „Elektrizität als Gegen: 
ſtand des Vertragsrechts“. Dieſe Anordnung dürfte hiſtoriſch zu er: 
klären ſein. In der Rechtſprechung und Geſetzgebung wohl aller Länder 
iſt der ſtrafrechtliche Schutz des neuen Rechtsgutes der Einreihung in 
das zivilrechtliche Syſtem vorausgeeilt. 

Kurz reſümierend wird die Strafrechtspraxis der franzöfiſchen und 
italieniſchen Gerichte gegeben; ausführlich wird das viel angefochtene 
Urteil des Deutſchen Reichsgerichts vom 1. Mai 1899 zitiert, durch das 
die Möglichkeit des Diebſtahls an Elektrizität verneint wurde. Hieran 
reiht ſich ein überblick über die Anſichten der Theorie in den drei 
Ländern; den Beſchluß machen die in England, Deutſchland und der 
Schweiz erlaſſenen Geſetze zum Schutze der elektriſchen Energie mit einer 
Kritik ihrer Terminologie. Der Verfaſſer erklärt wohl mit Recht 
(S. 135) ‚elektriſche Energie“ als die richtigſte Bezeichnung des zu 
ſchützenden Rechtsgutes, gegenüber den Ausdrücken: „elektriſche Arbeit, 
elektriſche Kraft und elektriſcher Strom“. 

Ein weiterer Abſchnitt beſchäftigt ſich eingehend mit den ver⸗ 
ſchiedenen ſtrafbaren Handlungen, deren Gegenſtand die elektriſche Energie 
ſein kann. An den Tatbeſtandsmerkmalen des Betrugs, des Diebſtahls, 
der Unterſchlagung und der Sachbeſchädigung wird eine reiche Auswahl 
praktiſch möglicher Fälle geprüft. Auf Grund der Unterſuchung kommt 
Pfleghart zu dem Schluß (S. 225), daß der Elektrizitätsdiebſtahl ſich 
in gar nichts von einem gewöhnlichen Diebſtahl unterſcheide und des⸗ 
halb Sondergeſetze überflüffig feien. Dieſer Schluß erſcheint, wenigſtens 
ſoweit das deutſche Recht in Frage kommt, zu weitgehend; erſt müßte 
die elektriſche Energie oder die Energie überhaupt neben der körperlichen 
Sache ausdrücklich als Objekt des Rechtsſchutzes anerkannt ſein. Da⸗ 
gegen wird man ohne weiteres viele der Ausſtellungen, die Pfleghart 


1) Siehe Bd. LII S. 634 dieſer Zeitſchrift. 
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gegen die Faſſung des deutſchen und des ſchweizeriſchen Sondergeſetzes 
erhebt, als berechtigt anerkennen. 

In der zweiten Hälfte gibt der Verfaſſer zunächſt einen Überblick 
über die verſchiedenen Theorien vom Weſen des Vertrages, der die 
Elektrizitätslieferung zum Gegenſtande hat. Bald ift das Rechtsgeſchäft 
als Kauf, bald als Sachmiete, bald als Dienſtmiete, bald als Werk⸗ 
vertrag, bald als Innominatkontrakt behandelt worden. 

Ein weiterer Abſchnitt iſt der kritiſchen Beleuchtung dieſer Theorien 
gewidmet. Pfleghart ſelbſt unterſcheidet (S. 241) das Geſchäft, das 
die Lieferung von Energie ſelbſt zum Zweck hat, von dem Geſchäft, wo, 
wie bei Beſorgung einer ſtädtiſchen Beleuchtung, die Leiſtung in der 
Hervorbringung des Effektes beſteht. Letzteres Geſchäft könnte 
als Dienſtmiete oder Werkvertrag aufgefaßt werden. Pfleghart ent⸗ 
ſcheidet fih gewiß mit Recht für Annahme eines Werkvertrages. 
Schwieriger iſt die Entſcheidung der Frage bei der Energielieferung. 
Die gründlichen Erörterungen Pflegharts über die verſchiedenen 
Möglichkeiten dürfen ficher bei keiner künftigen Unterſuchung unberück⸗ 
ſichtigt bleiben. 

Beſondere Anerkennung verdient hier die Beherrſchung der tech⸗ 
niſchen Vorgänge im Betrieb, aus denen ſich häufig wichtige Geſichts⸗ 
punkte für die juriſtiſche Beurteilung ergeben. Vor allem iſt dieſe 
Kenntnis weſentlich, wenn man die Elektrizitätslieferung mit den in den 
wirtſchaftlichen Abſichten gleichgerichteten Verträgen für Gas⸗ und 
Waſſerlieferung vergleichen will. 

So anregend nun aber auch die Auseinanderſetzungen find, ſo 
wenig dürfte die Schlußfolgerung (S. 296) Zuſtimmung finden, daß 
der Elektrizitätslieferungsvertrag eine Unterart der Sachmiete ſei; denn 
erſtens iſt. wenigſtens für das Geltungsgebiet des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, die elektriſche Energie keine Sache noch heute ſchon einer ſolchen 
vom rechtlichen Standpunkt gleich zu achten, und zweitens ſchließt „das 
einzige weſentliche Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen dem Elektrizitäts⸗ 
lieferungsvertrag und der Sachmiete, die Tatſache, daß die elektriſche 
Energie vom Abnehmer nach gemachtem Gebrauch dem Abgeber nicht 
zurückgegeben werden kann“ den Begriff der Miete geradezu aus; für 
die Sachmiete iſt gerade die bloß zeitweiſe überlaſſung, die Rück⸗ 
gabe der Sache eines der vornehmſten Merkmale. Solange das Rechts⸗ 
gut der Energie nicht durch ausdrücklichen, geſetzgeberiſchen Akt der 
Sache gleichgeſtellt wird und damit die Energielieferung ohne Zwang 
als Kauf angeſehen werden kann, wird man trotz den Pfleg hartſchen 
Ausführungen (S. 295) am ſicherſten gehen, wenn man die Lieferung von 
Energie als Werkvertrag auffaßt. Die Faſſung des $ 631 Abſ. 2 BGB. 
mit den „faſt verſchwimmenden Grenzen des Tatbeſtandes“, wie Dern⸗ 
burg treffend ſagt, bietet dieſer Konſtruktion mindeſtens kein Hindernis. 
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In den nun folgenden Kapiteln unterſucht der Verfaſſer die ver⸗ 
ſchiedenen Rechtsverhältniſſe, die ſich beim Betrieb elektriſcher Anlagen 
ergeben. Mit einer bewundernswürdigen Vollſtändigkeit wird jede 
Beziehung zwiſchen Lieferant und Abnehmer analyſiert. Auch zum 
öffentlichen Recht findet ſich durch den Kontrahierungszwang der Elektri⸗ 
zitätswerke eine Überleitung. Expropriationsrecht (S. 305) und Inſtal⸗ 
lationsmonopol (S. 314) werden erörtert. Die Geſichtspunkte, die bei 
Erteilung von Konzeffionen zu beachten find, werden knapp zuſammen⸗ 
gefaßt (S. 337). Die Verpflichtungen des Lieferanten und des Ab⸗ 
nehmers werden eingehend beſprochen. Den Schluß bilden die Anſprüche 
aus Nichterfüllung und die Beendigung des Vertrages. Kurz, es dürfte 
wirklich kaum eine praktiſche Frage auf dieſem noch ſo wenig bearbeiteten 
Gebiete geben, die nicht von Pfleghart geſtellt und in geiſtvoller 
Weiſe behandelt wird. Beſonders verdient aber auch der friſche, leben⸗ 
dige Ton hervorgehoben zu werden, in dem das Buch geſchrieben iſt, 
und der es zu einem ebenſo angenehmen wie anregenden Studium macht. 
Theorie und Leben durchdringen ſich glücklich in dem originellen Werke. 


Dr. Friedrich Fick. 


XXIII. Ernſt Feder. Verantwortlichkeit für frem- 
des Verſchulden nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch. 8. (126 S.) Berlin 1902, Ver⸗ 
lag von Otto Liebmann. 


Die mit einem Vorwort von Profeſſor Dr. Kipp der Öffentlich 
keit übergebene Arbeit, welche die Univerſität Berlin mit dem könig⸗ 
lichen Preiſe ausgezeichnet hat, behandelt in ausführlicher Weiſe die 
ſchwierige Materie der Verantwortlichkeit für fremdes Verſchulden, wo⸗ 
bei der Verfaſſer „unter Verantwortlichkeit nicht nur die einem Dritten 
gegenüber beſtehende Schadenserſaßtzpflicht, ſondern jede Form des Tragens 
eines eingetretenen Schadens verſteht“. Der weitaus größte Teil der 
Arbeit iſt natürlich, entſprechend dem theoretiſchen und praktiſchen Inter⸗ 
effe, den SS 278 und 831 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gewidmet, denen 
der Verfaſſer aber meines Erachtens ein viel zu weites Anwendungs⸗ 
gebiet zuweiſt. So ſcheint es mir, um nur zwei Punkte herauszugreifen, 
nicht gerechtfertigt, wenn er den Schuldner auch für diejenigen ſchädi⸗ 
genden Handlungen haften läßt (S. 56 ff.), die eine Hilfsperſon — 
anders dagegen der geſetzliche Vertreter (nach S. 78 f.) — bei Ge: 
legenheit der Ausführung der geſchuldeten Leiſtung vornimmt, ſo daß 
beiſpielsweiſe (S. 66) der Fuhrherr für ſeinen Kutſcher haftet, wenn 
dieſer das Mädchen, das er fährt, unterwegs notzüchtigt. Für eine ſo 
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weit gehende Haftung kann der Verfaſſer auch nicht, wie er will (S. 62), 
eine Volksüberzeugung ins Feld führen, und er verkennt dabei, meine 
ich, das für den Umfang der Haftung maßgebende Prinzip: Haftung 
des Schuldners für ſeine Leute ſo weit, wie er ſelbſt aus dem Ob⸗ 
ligationsverhältnis, alſo regelmäßig aus dem Vertrage, haften 
würde, wenn er die Handlungen des Gehilfen ſelbſt vorgenommen hätte. 
Aus dem Werkvertrage würde man aber ſchwerlich den Fuhr⸗ 
herrn für eine von ihm begangene Notzucht haftbar machen. Ebenſo 
verkennt er meines Erachtens die Bedeutung der „Beſtellung zu einer 
Verrichtung“, wenn er den Fahrgaſt, der eine Droſchke beſteigt, aus 
8 831 verantwortlich machen will für das Unheil, das der betrunkene 
Kutſcher auf der Fahrt anrichtet (S. 103). Das Verhältnis des $ 831 
zum $ 823 hätte übrigens meines Erachtens einer näheren Erörterung 
bedurft. 

Daß ich auch ſonſt in manchen Einzelheiten dem Verfaſſer nicht 
folgen kann und daß man hier und dort auf eine nicht ganz durchge⸗ 
reifte Anſicht ſtößt, ſoll im übrigen keinen Tadel ſeiner anregenden, ſehr 
leſens⸗ und empfehlenswerten Schrift bedeuten. 

Dr. Rönnberg, Landgerichtsrat. 


XXIV. Das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
| in Einzeldarſtellungen. Nr. 12: Dr. Hein: 
rich Buhl, ord. Profeſſor in Heidelberg. Das 
Recht der beweglichen Sachen nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche. Berlin 1902, Ver⸗ 
lag von Otto Liebmann. gr. 8. (130 S.) (Preis 

3 Mark, geb. 3.75 Mark.) 


Es iſt eine kurzgefaßte, lehrbuchmäßige, erſchöpfende Darſtellung 
des Rechts der beweglichen Sachen, welche als Grundlage für das 
Studium dieſes Rechtsgebietes zu dienen wohl geeignet iſt. Die Schreib⸗ 
weiſe iſt überall klar und verſtändlich. 

Bei dem im Verhältnis zum großen Gebiet geringen Umfang des 
Buches iſt es ſelbſtverſtändlich, daß auf die vielen Detailfragen, welche 
ſich in der Praxis ergeben, nicht eingegangen iſt. Immerhin wäre ein 
etwas größeres Eingehen hierauf wünſchenswert geweſen. So z. B. iſt 
die theoretiſch wie praktiſch gleich intereſſante Frage der Stellvertretung 
beim Beſitz und Eigentumserwerb, ſpeziell beim Erwerb durch Tradition, 
ſehr ſtiefmütterlich behandelt. 

Sonſt ift die Befiblebre, obwohl fie nur 24 Seiten umfaßt, bes 
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ſonders klar und vielfach ſehr in das Einzelne gehend erörtert. Auf 
einen bedenklichen Punkt mag hier hingewieſen werden. Der Verfaſſer 
vertritt an ſich den Standpunkt, daß zum Befitzerwerb Geſchäftsfähigkeit 
nicht erforderlich fei, weil die Beſitzergreifung zwar eine Rechtshandlung, 
aber kein Rechtsgeſchäft ſei (S. 26). Hiemit dürfte es kaum verträglich 
fein, wenn er (S. 30) lehrt: Der unmittelbare Befih . tz kann ver⸗ 
loren gehen: „Mit dem Willen des Befitzers, fei es, daß er ihn auf 
einen anderen überträgt oder fih lediglich des Befibes entäußert ($ 954). 
Dieſes Aufgeben des Beſitzes durch Willenshandlung ſetzt die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit voraus und iſt daher nichtig (§ 105), wenn es ſeitens eines 
Geſchäftsunfähigen geſchieht.“ Abgeſehen davon, daß der Verluſt der 
tatſächlichen Gewalt davon unabhängig iſt, ob er mit oder ohne Abſicht 
geſchieht, ſo iſt nicht einzuſehen, warum die Befitzaufgabe ein Rechts⸗ 
geſchäft fein ſoll, wenn es die Beſitzerlangung nicht ift. Konſequenter 
wäre die Auffaſſung geweſen, daß, ſoweit eine Willenshandlung nötig 
iſt, es darauf ankommt, ob die nach der Natur dieſer Handlung dazu 
erforderliche Willensfähigkeit im Einzelfall als vorhanden angenommen 
werden kann oder nicht (vgl. die auch hier anwendlichen Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Strafſachen, II S. 332, V S. 42, 218, 222). 

Bei der Lehre vom Eigentum und vom Pfandrecht ſind die ſpeziell 
handelsrechtlichen Vorſchriften mitberüdfichtigt, auch die der Nebengeſetze. 
Sehr eingehend find die Klagen aus § 1006 und 1007 BGB. bes 
handelt, die Darſtellung iſt auch hier klar und leicht verſtändlich. 

Das Buch kann zum Studium warm empfohlen werden. 

Roſtock 1902. Dr. Joerges, Gerichtsaſſeſſor. 


XXV. L. A. Grundtvig. Konnossementet. En 
soretlig Studie. I. Retten ifølge Konnossementet. 
8. (IX, 328 S.) Kjebnhavn 1902, Forlagt af 
Brodrene Salmonsen (J. Salmonsen). 


Dieſe vortreffliche Kopenhagener Diſſertation enthält den erſten Teil 
eines rechtsvergleichenden Werkes über das Konnoſſement unter beſonderer 
Berückſichtigung der ſkandinaviſchen Seerechtsquellen. Der Verfaſſer, dem 
inzwiſchen eine Profeſſur an der Univerfität verliehen ift, unlerſucht 
nach einem geſchichtlichen Überblick (S. 1— 18) und einer allgemeinen 
Betrachtung über Statutenkolliſionen (S. 19—41) Ausſtellung und Ins 
halt des Konnoſſements (S. 42— 132), das Verhältnis des Konnoſſe⸗ 
ments zum Frachtvertrag (S. 133—150), die rechtliche Stellung des 
Deſtinatärs gegenüber dem Verfrachter (S. 151—178), den Umfang der 
Verpflichtungen von Reeder und Schiffer aus dem Konnoſſement und die 
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Konnoſſementsklauſeln (S. 178—285), endlich die Haftung von Schiffer 
und Reeder (S. 285 ff.). 

Ein zweiter Teil ſoll insbeſondere die ſachenrechtliche Wirkung 
des Konnoſſements und deſſen Gebrauch darſtellen, doch geht Grundtvig 
auch in der vorliegenden Schrift bereits auf die Wertpapierqualität des 
Konnoſſements, insbeſondere auf das Orderkonnoſſement, ein (S. 96 ff.). 

Die Arbeit zieht ausländiſche, insbeſondere deutſche, Quellen und 
Literatur in reichem Maße heran. Der 1901 erſchienene zweite Band 
von Boyens⸗Lewis konnte freilich nicht mehr benutzt werden. Ans 
zuerkennen iſt die eingehende Schilderung der ſeewirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe, die verſtändige legislative Abwägung der Gründe pro et contra, 
wie fie zumal bei Betrachtung der Konnoſſementsklauſeln hervortritt 
(S. 254 ff.). Hierin ſcheint uns die Stärke des Talents des Verfaſſers 
zu liegen, während die konſtruktive Darſtellung nicht ſtets befriedigt. So 
gelangt der Abſchnitt über die rechtliche Stellung des Deſtinatärs zu 
keinen ſicheren Reſultaten und der Verfaſſer hält ſich in einer gewiffen 
Unficherheit gegenüber der Theorie vom Vertrage zu Gunſten Dritter und 
der Zeſſionstheorie (S. 163 ff.), wobei er über die Begriffe ſelbſt an⸗ 
fechtbare Behauptungen aufſtellt. Überhaupt hätte für dieſe Frage weiter 
ausgeholt und die Literatur über das Frachtgeſchäft herangezogen werden 
können. 

Daß die auf das einheimiſche Recht bezüglichen Teile der Schrift 
beſonderen Wert befiben, bedarf keiner Hervorhebung. So wird z. B. 
das über das Numerierungsſyſtem überhaupt und ſpeziell im nordiſchen 
Recht auf S. 62 ff. Bemerkte intereſſieren. — Die erſte nordiſche Quelle, 
die des Konnoſſementes Erwähnung tut, iſt nach dem Verfaſſer (S. 4) 
der Hanſerezeß von 1591 Art. 51, eine direkte Norm über das Konnofſſe⸗ 
ment gibt erſt Karls XI. Seerecht von 1667 (vgl. S. 17), von dem das 
Geſetzbuch Chriſtians V. die Beſtimmung übernommen hat. : 

Die Darſtellung ift klar und anregend, das Geſamturteil kann nur 
ein günſtiges ſein. 

Roſtock. Karl Lehmann. 


XXVI. L. A. Grundtvig. Om Reklamation i 
Formueretsforhold med særligt Hensyn 
til kob og salg. 8. (VIII, 250 S.) Kjeben- 
havn 1903, Brodrene Salmonsen (J. Salmonsen). 

Die Abhandlung iſt eine Konkurrenzarbeit, veranlaßt durch ein 


Ausſchreiben über eine juriſtiſche Profeſſur an der Kopenhagener Univer: 
ſität. In Anbetracht der verhältnismäßig kurzen Friſt, die für Arbeit 


Literatur. 353 


und Drucklegung gewährt war (fünf Monate), hat der Verfaſſer eine ſehr 
tüchtige Leiſtung geliefert, es darf ihm darum auch nicht zur Laſt gelegt 
werden, daß der Arbeit eine gewiſſe Abrundung fehlt und daß die deutſche 
Literatur nur unvollſtändig benutzt iſt !). 

Die Schrift hat die Reklamation im Vermögensrecht, zumal beim 
Kauf, zum Gegenſtand. In der Tat beſchäftigt ſich der weitaus größere 
Teil der Arbeit mit der handelsrechtlichen Rüge beim Kauf (S. 1— 221), 
während auf 20 Seiten (S. 222— 242) einige andere Fälle (Reklamation 
bei Zuſendung unbeſtellter Waren, Unterlaſſung des Widerſpruchs bei 
Kontraktsabſchlüſſen, Nichtreklamation bei Kontokorrentabrechnungen und 
dergl. mehr) beſprochen werden. Man kann fragen, ob der Verfaſſer nicht 
beſſer getan hätte, dieſe letzteren fortzulaſſen. Die Zahl der Möglichkeiten 
iſt hier eine recht große, die Fälle in den einzelnen Geſetzgebungen find 
zahlreich und verſchiedenartig, die ratio und das Ausdehnungsfeld nicht 
ſelten recht beſtritten. Die generelle Frage der Bedeutung des Schweigens 
taucht hier auf und der Schwerpunkt des Themas verrückt fich damit. 
Jedenfalls erſcheinen nach der Anlage der Schrift die dort gemachten Be⸗ 
merkungen als keineswegs erſchöpfende. N | 

Bei dem eigentlichen Gegenſtand ‚feiner Arbeit beſchränkt fih 
Verfaſſer nicht auf die Unterſuchungen der. Rüge ſelbſt, ſondern gibt auch 
eine Darſtellung der Rechtsmittel, die dem Käufer bei Mängeln des Kauf⸗ 
objektes nach daͤniſchem Recht zuſtehen (S. 11 — 38, 78 ff.), er behan⸗ 
delt ferner die Stellung des Käufers bei Verzug des Verkäufers 
(S. 208 ff.) und die Frage der Beweislaſt bei Mängeln (S. 96 ff.). 
Bei den Rechtsmitteln treten nicht geringe Abweichungen des einheimiſchen 
Rechts gegenüber dem Bürgerlichen Geſetzbuch hervor, die freilich nicht in 
Geſetzesbuchſtaben, ſondern in der ſchwankenden Praxis ihren Grund haben. 
So wird dem Käufer anders als im B. GB. § 463 bei Mängeln der 
Kaufſache Anſpruch auf Schadenderſatz wegen Nichterfüllung ſchlechthin 
und nicht bloß bei Garantie oder Argliſt des Verkäufers gewährt, wie 
auch in viel weiterem Umfange bei Wandlung ihm Erſatz des Schadens, 
den er durch Abſchluß des Kaufes erlitten, zugebilligt wird (vgl. dagegen 
B. GB. § 467). — 

Hinfichtlich der Rüge beim Kauf fehlt es im däniſchen Recht an 
pofitiven Normen. Die gewohnheitsrechtliche Entwickelung bewegt ſich 
jedoch in ähnlichen Bahnen, wie bei uns. Das Material für ſeine Aus⸗ 
führungen entnahm der Verfaſſer den gerichtlichen Entſcheidungen, der 


1) So zieht Verfaſſer von den Kommentatoren zum neuen Handels⸗ 
geſetzbuch nur Staub heran, die Abhandlungen von Hanauſeck 
über die Fakturen, von Aßmann über Verſendung unbeſtellter 

Waren, die neueren Arbeiten über Handelsuſancen u. a. m. find 
ihm unbekannt. 
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Literatur und vor allem der kaufmänniſchen Pareres (vgl. S. 52) und den 
Kopenhagener Schlußzettelformularen (vgl. S. 51), bei deren Behandlung 
er nicht unterläßt, eine kurze Erörterung über Uſancen („Handelsbrug“, 
„Kobmandsskik*) und Handelsgewohnheitsrecht (,Handelssædvane“) 
einzuflechten. Da es an einer pofitiven Begriffsbeſtimmung für den Kauf⸗ 
mann fehlt, iſt die Abgrenzung des Anwendungsgebiet? eine ſchwierige. 
Der Verfaſſer ift geneigt, ohne Rüdficht auf die Perſon des Verkäufers, 
überall da, wo der Käufer zu kaufmänniſchen oder gewerblichen Zwecken 
die Ware braucht, ihm die Rügepflicht aufzuerlegen (S. 96 ff.), eine Ab⸗ 
grenzung, die auch für das neue deutſche Handelsgeſetzbuch empfohlen, aber 
wegen der darin liegenden Einſeitigkeit nicht akzeptiert wurde. — Er dehnt 
ferner die Pflicht zur Rüge über die Fälle der Qualitäts⸗ und Quantitäts⸗ 
fehler auf ſonſtige Vertragswidrigkeiten des Verkäufers aus (S. 86 ff.), 
während bekanntlich in Deutſchland ſeit Hanauſek eine einſchränkende 
Auslegung die herrſchende iſt. In der Tat will uns ſcheinen, als ob die 
übrigen Fälle die gleiche Behandlung nicht erfordern. Das allgemeine 
Prinzip der bona fides mag hier zu Entſchädigungsanſprüchen des Ver⸗ 
käufers führen, eine Präjudizierung für den Käufer eintreten zu laſſen, 
erſcheint uns nicht geboten (vgl. Lehmann⸗Ring zu $ 377 Nr. 10 ff.). 
Damit hängt es zuſammen, daß Verfafſer mit der Begrenzung, die $ 378 
des deutſchen HGB. aufſtellt, nicht einverſtanden iſt (S. 157). In allen 
dieſen Beziehungen nimmt er einen dem Verkäufer günſtigeren Stand⸗ 
punkt ein, während bei uns die Strömung auf die entgegengeſetzte Seite 
drängt. Auch will uns ſcheinen, als ob Verfaſſer an einigen Stellen zu 
radikal vorgeht. So ſcheint uns z. B. die Auffaſſung der Dispoſi⸗ 
tionsſtellung auf S. 118, 119 zu weit gehend, der Begriff iſt ein ſehr 
vager, und es ift Tatfrage, was damit gemeint ift (vgl. Lehmann⸗ 
Ring § 377 Nr. 61). 

Im ganzen it auch dieſe Schrift als eine wertvolle Ergänzung 
unſeres Wiſſens zu betrachten und wir hoffen, von dem Verfaſſer noch 
ſchöne Früchte ſeiner literariſchen Tätigkeit zu erhalten. 

Roſtock. Karl Lehmann. 


XXVII. Kurze Anzeigen eingegangener Werke, auf welche 
hiermit aufmerkſam gemacht wird. 
Entſcheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit und des Grundbuchrechts. Zuſammen⸗ 
geſtellt im Reichs⸗Juſtizamt. Berlin 1903, In Kommiſſion von 
Puttkammer & Mühlbrecht. 


Erſchienen find bisher (in Groß⸗8) Bd. I (224 S.). Bd. II (271 S.) 
und Bd. III Heft 1—4 (220 S.). Es darf angenommen werden, daß 
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dieſe Sammlung der gleichen Rechtshandhabung und Entwickelung im 
Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit, alfo im Bereiche der Reichsgeſetze 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit und der Grundbuchordnung, ſowie des 
Grundbuchrechts, dienen fol. 

Der § 28 des Reichsgeſetzes vom 17.20. Mai 1898 gibt die Ans 
weiſung, daß, falls auf weitere Beſchwerde von der auf weitere Beſchwerde 
ergangenen Entſcheidung eines anderen Oberlandesgerichts oder von einer 
über die Rechtsfrage bereits ergangenen Entſcheidung des Reichsgerichts 
abgewichen werden ſoll, das betreffende Oberlandesgericht die erhobene 
weitere Beſchwerde unter Begründung feiner Rechtsauffaſſung dem Reichs⸗ 
gerichte vorzulegen hat. Durch die Sammlung werden die geeigneten 
ergangenen Entſcheidungen auf weitere Beſchwerde der Oberlandesgerichte 
kundgegeben und damit ermöglicht, dem § 28 gemäß zu verfahren. Daß 
etwa den aufgenommenen Entſcheidungen ein beſonderes Gewicht beigelegt 
werden ſoll, kann ich nicht annehmen; es ſoll vielmehr — ſo ſcheint mir 
— wenigſtens in einzelnen Fällen zur Nachprüfung angeregt fein, damit 
— zu der höchſten Rechtsentſcheidung — das Reichsgericht angerufen 
werden kann. 


Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts in 
Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in Roftenrs, 
Stempels und Strafſachen, herausgegeben von Reinhold 
Johow, Geh. Oberjuſtizrat, und Viktor Ring, Kammer⸗ 
gerichtsrat. Bd. XXV (N. F. Bd. VI). 8. (463 S.) Berlin 
1903, Franz Vahlen. 

Betreffend die früheren Bände, namentlich deren Anordnung, iſt auf 
Bd. XLIX S. 642, Bd. LII S. 636 und Bd. LIII S. 290 die ſer Zeit⸗ 
ſchrift zu verweiſen. 

Der vorliegende Band enthält: A. Sachen der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. I. 6 Entſcheidungen, betreffend allgemeine Grundſätze des Ver⸗ 
fahrens; gerichtliche und notarielle Urkunden. II. 15 Vormundſchafts⸗ 
ſachen und ſonſtige familienrechtliche Angelegenheiten, Perſonenſtandsſachen. 
III. 13 Teſtaments⸗ und Nachlaßſachen. IV. 9 gewerbliche Regiſterſachen. 
V. 36 Grundbuchſachen. B. Koſten⸗ und Stempelſachen 15. C. Straf⸗ 
ſachen 35. 

Sorgfältige Sach⸗ und Geſetzesregiſter machen den Abſchluß. 

Mit Rückſicht auf § 28 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit vom 17.0. Mai 1898 hat das Jahrbuch auch außerhalb 
Preußens weite Verbreitung gefunden. 


Die reichsgeſeßliche Arbeiterverſicherung (Kranken⸗, Unfall⸗ 
und Invalidenverſicherung). Für die Verſicherten nach dem 
neueſten Stande der Geſetzgebung und Rechtſprechung dargeſtellt 
von Eruſt Funde und Walter Hering, Kaiſerl. exped. 
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Sekretäre im Reichs⸗Verſicherunggamt. 2. verb. und verm. Aufl. 
8. (138 S.) Berlin 1903, Franz Vahlen. (Mark 0.60.) 


Der Gegenſtand iſt in folgender Reihenfolge behandelt: Kranken⸗ 
verſicherung (S. 8—36), Unfallverſicherung (S. 37—79), Invaliden⸗ 
verſicherung (S. 80 — 132), mit folgender Anordnung: „Wer iſt verfichert? 
— Anſprüche der Verſicherten. — Verfolgung der Anſprüche. — Koſten 
des Verfahrens“. Unter Angabe geeigneter Beiſpiele wird die Materie 
zuverläſſig und ſicher in der Form erledigt. Ein durchaus empfehlens⸗ 
wertes Hilfsbuch. 


Bibliographie der Finanzwiſſenſchaften. Bearbeitet und 
herausgegeben von Joſef Stammhammer, Bibliothekar des 
juriſtiſch⸗politiſchen Leſevereins in Wien. gr. 8. (415 S.) Jena 
1903, Guſtav Fiſcher. 


Die Gegenftände find unter gutgewählten Kennworten nach ABC: 
Folge geordnet, und zwar nach vorangeſchickten allgemein erörternden Werken 
nach den einzelnen Staaten und hier in der Zeitfolge des Erſcheinens. 
Es folgt ein Länder⸗ und Städteregiſter, welches zweckmäßig und deutlich 
verweiſt, und ein Autorenregiſter. Bei „Papiergeld, Preußen“ darf ich 
nachtragen: „Das Preußiſche Papiergeld“, Zeitſchrift für Geſetzgebung und 
Rechtspflege in Preußen, herausgegeben von Hinſchius, Bd. II S. 103 ff. 
(Berlin 1868, J. Guttentag). Dem Werk ſei weite Verbreitung und 
folgerecht Anerkennung gewünſcht. 


Das Verfahren der Zwangsverſteigerung nach dem Reichs⸗ 
geſetze über die Zwangsverwaltung und Zwangs⸗ 
verſteigerung vom 23. März 1897. An einem Rechtsfall 
dargeſtellt von Fiſcher, Landgerichtsrat in Gneſen. Dritte ver⸗ 
beſſerte Aufl. 8. (75 S.) Berlin 1903, Franz Vahlen. 


Das in der Anwendung überhaupt und namentlich für den Amts⸗ 
richter, der ſofort ſich entſchließen und Entſcheidung geben ſoll, ſchwierige 
Geſetz hat unter Angabe von Vordrucken und bei beſonderer Rückſichtnahme 
auf die Verhältniſſe in Preußen (Anhang I, II und III) eine anerkennens⸗ 
werte und vielfach verwertete ſachkundige Erläuterung gefunden. 


P. Havenſtein, Kammergerichtsrat. Das Fiſchereirecht der 
Mark Brandenburg. Feſtſchrift zum fünfundzwanzigjährigen 
Beſtehen des Fiſchereivereins für die Provinz Brandenburg. 8. 
(130 S.) Berlin 1903, Franz Vahlen. (Mark 2.) 


Die Ausübung und die Erträge der Fiſcherei treten mit neuer 
Kraft in den Handelsverkehr ein. Kammergerichtsrat und Geh. Juſtizrat 
Uhles, Vorſitzender des Fiſchereivereins für die Provinz Brandenburg, 
der dauernd arbeitsfreudig für die Neubelebung der Fiſchzucht wirkt, und 
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Kammergerichtsrat Havenſtein, der Verfaſſer der vorliegenden Schrift, 
find hierbei erfolgreich tätig. 

In einem erſten Abſchnitt ift das materielle Fiſchereirecht entwickelt 
weſentlich auf der Grundlage des Allg. Preuß. LR.s (Art. 69 des Einf.⸗ 
Geſetzes zum B. GB.). Es folgt ein Kommentar zum Preußiſchen Fiſcherei⸗ 
geſetz vom 30. Mai 1874 und zur Verordnung vom 8. Auguſt 1887, be⸗ 
treffend die Ausführung des Fiſchereigeſetzes in der Provinz Brandenburg 
und dem Stadtkreis Berlin. Beachtenswert iſt die Entwickelung im Ka⸗ 
pitel VI, „Gewerbsmäßigkeit der Fiſcherei“, woſelbſt die Steuerpflichtigkeit 
begrenzt iſt. 


Die Gewerbeordnung für das Deutſche Reich in ihrer 
neueſten Geſtalt nebſt Ausführungsvorſchriften und 
Geſetz betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Be⸗ 
trieben. Von Dr. Ernſt Neukamp, Oberlandesgerichtsrat 
in Köln. 6. Aufl. kl. 8. (XVIII und 760 S.) Berlin 1903, 
Franz Siemenroth. 


Die dritte Auflage dieſer Handausgabe (1899) iſt in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. L S. 261 angezeigt. 

Die raſche Aufeinanderfolge der Auflagen (1900, 1901) beweiſt, daß 
Verfaſſer zweckmäßig und fiber den Anforderungen entſprechend den Stoff 
bearbeitet hat; in den Anmerkungen iſt Literatur und Rechtſprechung 
fortentwickelnd verwertet. 

Betreffend den Wortlaut der Reichs⸗ Gewerbeordnung ift zu verweiſen 
auf dieſe Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 215 und Bd. L S. 220. Weitere 
Literatur der Reichs⸗Gewerbeordnung iſt angezeigt in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XLVIII S. 385, Bd. L S. 261 ff. und Bd. LIII S. 572 ff., 301; 
hinzuzufügen iſt die von Dr. Paul Kayſer, weiland Senatspräfidenten 
beim Reichsgericht, zuerſt angelegte Ausgabe, neu bearbeitet in dritter 
Auflage von Dr. K. Steiniger, Kgl. preuß. Gerichtsaſſeſſer (Berlin 
1901, H. W. Müller), und zwar in drei Ausgaben: für das Deutſche 
Reich, für Preußen und für Elſaß⸗Lothringen, mit Anhängen, welche 
die landesgeſetzlichen Beſtimmungen betreffen. 


Die deutſche Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgeſetz⸗ 
gebung nebſt Weltpoſtvertrag und dem internatio: 
nalen Telegraphenvertrag. — Es liegt vor: 


Nr. 7 der Guttentagſchen Sammlung. Die von Dr. P. D. Fiſcher, 
Wirkl. Geh. Rat, ſeiner Zeit Direktor im Reichs⸗Poſtamt, begründete Aus⸗ 
gabe mit Anmerkungen und Sachregiſter iſt in 5. Auflage bearbeitet von 
Dr. jur. M. König, Geh. Poſtrat, vortragendem Rat im Reichs⸗Poſtamt. 
(425 S.) Berlin 1902. (3 Mark.) 

Nr. 20 von Hirſchfelds Taſchen⸗Geſetzſammlung für Juſtiz und Ber: 
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waltung. Mit Erläuterungen bearbeitet von Erich Aron, Landgerichts⸗ 
rat in Straßburg i. E. Nebſt Sachregiſter. kl. 8. (308 S.) Leipzig 1902. 
(8 Mark.) 


Beide Sammlungen dürfen für die Zeit ihres Erſcheinens als voll⸗ 
ſtändig bezeichnet werden. Nachzutragen ift die auf Grund des § 50 des 
Geſetzes über das Poſtweſen vom 28. Oktober 1871 (in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XVII S. 539) erlaſſene letzte Anderung der Poſtordnung vom 20. März 
1900 durch Erlaß des Reichskanzlers vom 25. April 1903, anlangend die 
SS 6, 18, 36, 39. (Zentralblatt für das Deutſche Reich 1903 S. 152; 
Weißler, Preußiſches Archiv 1903 S. 133.) 


Jahrbuch der Entſcheidungen zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch und den Nebengeſetzen. Herausgegeben von Dr. Otto 
Warneyer. Erſter Jahrgang, umfaſſend die Jahre 1900, 1901, 
1902. 8. (VII und 323 S.) Leipzig 1803, Roßbergſche Buch⸗ 
handlung. 


Zu den einzelnen Paragraphen des Bürgerlichen Geſetzbuchs nebft 
Einführungsgeſetz, den Geſetzen über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, über die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung, die 
Grundbuchordnung iſt die Literatur in ihrem beſten Beſtande angeführt 
und die Rechtfprechung des Reichsgerichts vollſtändig und die anderer Ges 
richtshöfe in überlegter Auswahl in kurzen Ergebnisſätzen verzeichnet mit 
zuverläffiger Angabe des Ortes des vollſtändigen Abdruckes. Die Forts 
führung in Jahresabſchnitten ift in Ausfidt genommen, und fol der 
zweite Jahrgang auch die Zivilprozeßordnung umfaſſen. Die fleißige und 
umfichtige Arbeit darf empfohlen werden. Die äußere Ausſtattung iſt 
vortrefflich. 


Die Seegeſetzgebung des Deutſchen Reichs. Mit Erläute⸗ 
rungen und Ergänzungen herausgegeben von E. Brodmann, 
Landrichter in Lübeck. kl. 8. (1995 S.) Berlin 1803, O. Häring. 

Die Inhaltsüberficht (S. I— XII) weiſt nach, wie der Stoff fyfte: 
matiſch geordnet ift; das chronologiſche Verzeichnis (S. XIII — XIX) gibt 
den Nachweis, wo die Geſetze, Verordnungen u. ſ. w. gefunden werden, mit 

Einſchaltung der nachgetragenen Nr. 16 a—s (S. VI). Die Sammlung 

ſchließt mit dem 26. März 1903. Bei der Rührigkeit der Geſetzgebung 

und damit im Zuſammenhang der Verordnungen wird eine Ergänzung 
unvermeidlich werden (fiehe S. 199—211 dieſes Bandes). Ein Sağ: 
regiſter mit gutgewählten Stichworten macht den Abſchluß. Die Aus⸗ 
ſtattung ift für den Gebrauch zuverläffig und haltbar. 

Dr. Keyßner. 


VI. 


Das japaniſche Handelsrecht). 
Von 
Herrn Profeſſor Dr. Paul Rehme in Halle a. S. 
(Schluß.) 


(V.) 
(Die Handelsgeſellſchaften.) 


— — 


Die Kommanditgeſellſchaft. 


Ebenſowenig wie für das deutſche Recht könnte man 
für das japaniſche behaupten, daß die Kommanditgeſellſchaft 
eine Modifikation der offenen Handelsgeſellſchaft darſtelle: 
ſie iſt in beiden Rechten ein ſelbſtändiges Gebilde neben den 
anderen Handelsgeſellſchaften, wenn auch in beiden Sätze, die 
für die offene Geſellſchaft gegeben ſind, auf die Kommandit⸗ 
geſellſchaft Anwendung finden. In dem letzten Punkte hat ſich 
das J. HGB. (Art. 105) dem neuen deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buche ($ 161 Abſ. 2) angeſchloſſen, nach dem das Recht der 
offenen Geſellſchaft ſchlechthin ſubſidiär für die Kommandit⸗ 
geſellſchaſt gilt, während das A. D. HGB. (Art. 157) eine 
entſprechende Vorſchrift nur hinſichtlich der inneren Beziehungen 
enthält. Immerhin findet ſich auch im J. HGB. eine ganze 


1) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. LI S. 1 ff., Bd. LII S. 444 ff. 
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Reihe Spezialbeſtimmungen für die Kommanditgeſellſchaft?) 
freilich nicht genug: namentlich vermiſſen wir — nicht anders, 
als bei der Normierung der offenen Geſellſchaft?) — Regeln 
über das Geſellſchaftsvermögen, insbeſondere über die Ver⸗ 
teilung von Gewinn und Verluſt. 

1. Auffallend iſt es, daß das Weſen der Kommandit⸗ 
geſellſchaft aus den Beſtimmungen des J. HGB.3 nirgends 
mit Schärfe hervortritt. Die einzige Vorſchrift, die ſich 
darauf bezieht, lautet: „Die Kommanditgeſellſchaft ſetzt ſich 
aus beſchränkt haftenden und aus unbeſchränkt haftenden 
Geſellſchaftern zuſammen“ (J. HGB. Art. 104) ). Man 
kann zwar ahnen, daß die Kommanditiſten für die Geſell⸗ 
ſchaftsſchulden nur mit ihren Einlagen haften ſollen; aber 
es ſteht doch wohl einzig da, daß in einem modernen Geſetze, 
wo von der beſchränkten Haftung einer Perſon die Rede iſt, 
mit keinem Worte geſagt wird, welcher Art die Schranke 
ſein und ob ſie allen oder nur gewiſſen Gläubigern gegen⸗ 
über beſtehen ſoll. Denn die weitere Vorſchrift, daß die 
Einlage der beſchränkt haftenden Geſellſchafter eine Ver⸗ 
mögenseinlage ſein muß (J. HGB. Art. 108), iſt zwar durch⸗ 


2) Das Einführungsgeſetz zum J. HGB. (im Folgenden bezeichnet mit 
J. EG.) beſtimmt in Art. 38: „Eine vor dem Inkrafttreten des 
Handelsgeſetzbuchs errichtete Kommanditgeſellſchaft unterliegt den 
Beſtimmungen des früheren Handelsgeſetzbuches. Die Beſtimmungen 
der Art. 23, 25—32 und 35—37 finden auf eine ſolche Kom⸗ 
manditgeſellſchaft entſprechende Anwendung,“ und in Art. 39: 
„Eine Kommanditgeſellſchaft, welche vor dem Inkrafttreten des 
Handelsgeſetzbuchs errichtet worden iſt, muß dieſe Thatſache auf 
allen ihren Geſchäftspapieren zum Ausdruck bringen. Geſchäfts⸗ 
führende Geſellſchafter, welche dieſer Beſtimmung zuwiderhandeln, 
unterliegen einer Geldſtrafe von 5 Yen bis 50 Yen.“ 

3) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LII S. 466. 

4) 2 ben anderen Überſetzungen (vgl. diefe Zeitſchrift Bd. LI 

©. 5): „A limited partnership is made up one or more 
partners with limited liability and one or more partners with 
unlimited liability“; „La société en commandite est com- 
posée d' associés avec responsabilité limitée (commanditaires) 
et d’associes tenus personellement.“ 
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aus zweckmäßig, gibt aber keine Antwort auf jene Fragen. 
Eine Antwort gibt auch nicht die Beſtimmung: „Wenn ein 
beſchränkt haftender Geſellſchafter eine Handlung vornimmt, 
welche ihn als unbeſchränkt haftenden Geſellſchafter erſcheinen 
läßt, ſo haftet er dem gutgläubigen Dritten gegenüber als 
ſolcher“ (J. HGB. Art. 116). Eine Antwort geben auch 
nicht die Sätze, daß ſowohl in das Statut’) aufzunehmen 
als auch in das Handelsregiſter einzutragen“) ift, „ob ein Ge: 
ſellſchafter beſchränkt oder unbeſchränkt haftet,“ ſowie, welcher 
Art die Einlagen der einzelnen Geſellſchafter ſind und welchen 
Wert die Vermögenseinlagen haben (J. HGB. Art. 106, 107 
in Verb. mit Art. 50 Abſ. 1 Z. 5 und 51 Abſ. 1 Z. 5). 
Damit, daß der Wert der Einlagen nicht nur der Komman⸗ 
ditiſten, ſondern auch der Komplementare einzutragen iſt, 
geht das J. HGB. übrigens überflüſſigerweiſe über das 
deutſche Recht (A. D. HGB. Art. 151 Abſ. 2 3. 4) hinaus — 
indeſſen iſt auch für die offene Geſellſchaft die Eintragung 
der Höhe der Einlagen vorgeſchrieben 7). 

2. Die bedeutſamſte Abweichung vom deutſchen Rechte 
betrifft aber die Stellung der Kommanditiſten. Darin aller⸗ 
dings ſtimmt das japaniſche Recht mit ihm überein, daß die 
Kommanditiſten nicht Geſchäftsführer der Geſellſchaft ſind 
(J. HGB. Art. 115, A. D. HGB. Art. 158 Abſ. 2) — dies 
ſind ausſchließlich die Komplementare, ſoweit ſie nicht durch 
das Statut davon ausgeſchloſſen ſind (J. HGB. Art. 109. 
Vgl. A. D. HGB. Art. 158 Abſ. 1). Aber nach dem deutſchen 
Rechte haben die Kommanditiſten immerhin ein Mitwirkungs⸗ 
recht bei gewiſſen Angelegenheiten, indem es ihrer Zuſtimmung 
bedarf nach dem A. D. HGB. bei Geſchäften, die über den 
gewöhnlichen Betrieb des Handelsgewerbes der Geſellſchaft 
hinausgehen oder dem Zwecke desſelben fremd ſind, nach 
dem neuen Handelsgeſetzbuche nur bei ungewöhnlichen Hand⸗ 


5) Vgl. dieſe Zeitſchriſt Bd. LII S. 458 f. 
6) Bal. a. a. O. S. 457 f. 
7) Vgl. a. a. O. S. 461. 
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lungen). Für das A. D. HGB. ergibt fih jenes daraus, 
daß in Art. 158 Abſ. 3 desſelben der Art. 103 nicht allegiert 
ift, dieſes ift im neuen deutſchen Handelsgeſetzbuche (§ 164) 
ausdrücklich ausgeſprochen. Im japaniſchen Rechte beſteht 
dagegen eine derartige Beſchränkung der Komplementare nicht. 
Freilich könnte man auf den Gedanken kommen, ſie aus der 
vorhin?) angeführten Generalverweiſung auf das Recht der 
offenen Handelsgeſellſchaft abzuleiten: bei dieſer bedarf es 
zu zweckwidrigen Handlungen der Einwilligung der von der 
Geſchäftsführung ausgeſchloſſenen Geſellſchafter (J. HGB. 
Art. 105 in Verb. mit Art. 58) 10). Unſeres Erachtens ift jedoch 
ausſchlaggebend die Tatſache, daß in dem J. HGB. eine jenen 
Beſtimmungen ſeiner Vorlage entſprechende Vorſchrift nicht 
wiederkehrt, vielmehr nur der Grundſatz des deutſchen Rechtes 
Aufnahme gefunden hat, daß die Kommanditiſten von der 
Geſchäftsführung ausgeſchloſſen ſind; denn daraus iſt zu 
folgern, daß man die deutſche Modifikation des Prinzips 
nicht hat annehmen wollen. 

Eine Zurückſetzung der Kommanditiſten im Vergleiche 
mit dem deutſchen Rechte und damit ein Argument für die 
Richtigkeit der ſoeben gezogenen Folgerung liegt auch in dem 
Satze: „Mit Einwilligung aller unbeſchränkt haftenden Ge⸗ 
ſellſchafter kann ein beſchränkt haftender Geſellſchafter ſeinen 
Antheil ganz oder theilweiſe an einen Anderen veräußern“ 
(J. HGB. Art. 112) — nach dem deutſchen Rechte bedarf 
es zur vollwirkſamen Veräußerung des Geſchäftsanteiles 
eines Kommanditiſten der Zuſtimmung nicht nur der ſämt⸗ 
lichen Komplementare, ſondern auch der etwaigen ſonſtigen 
Kommanditiſten (vgl. A. D. HGB. Art. 157 in Verb. mit 
Art. 98, neues deutſches Handelsgeſetzbuch $ 161 Ab. 2 in 
Verb. mit $ 105 Abſ. 2 und BGB. $ 717). 


8) über die Abweichung des neuen von dem alten deutſchen Rechte 
vgl. a. a. O. S. 464. 

9) Oben S. 359. 

10) Vgl. diefe Zeitſchriſt Bd. LIL S. 464. 
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| Ein Aufſichtsrecht haben dagegen die Kommanditiſten 
auch im japaniſchen Rechte (J. HGB. Art. 111), wenn es 
auch etwas anders ausgeſtaltet iſt als im deutſchen Rechte 
(A. D. HGB. Art. 160). Und das Verbot des Konkurrenz⸗ 
betriebes, wie der Kürze halber geſagt ſein mag, beſteht auch 
im japaniſchen Rechte nur für die Komplementare, nicht für 
die Kommanditiſten (J. HGB. Art. 113, A. D. HGB. 
Art. 159.) 

3. Wie im deutſchen Rechte iſt jeder Komplementar 
Organ !!) der Geſellſchaft, wenn er nicht durch die Satzung 
oder durch ſpäteren einſtimmigen Beſchluß !?) aller Gefell- 
ſchafter von der Organſchaft ausgeſchloſſen iſt (J. HGB. 
Art. 114, A. D. HGB. Art. 167 Abſ. 1). Zu betonen iſt, 
daß die Kommanditiſten an dieſer Beſchlußfaſſung in gleicher 
Weiſe teilnehmen, wie die Komplementare — die Organ⸗ 
ſchaft ſelbſt ſteht ihnen freilich in keinem Falle zu: „Ein 
beſchränkt haftender Geſellſchafter iſt zur Geſchäftsführung 
und zur Vertretung der Geſellſchaft nicht befugt“ (J. HGB. 
Art. 115, ausdrücklich auch neues deutſches Handelsgeſetz⸗ 
buch § 170). | 

Im Übrigen enthält das J. HGB. hinſichtlich der Be- 
ziehungen der Geſellſchaft nach außen nur noch eine Be⸗ 
ſtimmung über die ausnahmsweiſe eintretende perſönliche 
Haftung der Kommanditiſten, auf die bereits hingewieſen 
worden ift (J. HGB. Art. 116) 13) und die eine Nachbildung 
eines Satzes des A. D. HGB.s (Art. 167 Abſ. 3) darſtellt — 
dagegen iſt ein zweiter Fall, in dem nach dem A. D. HGB. 
(Art. 168) dieſe Haftung der Kommanditiſten ſtattfindet (der 
Name derſelben iſt in der Firma enthalten), im J. HGB. 


11) Wie bei der Regelung der offenen Handelsgeſellſchaft ſpricht das 
J. HGB. hier inkorrekt von Vertretung. Vgl. a. a. O. S. 467 f. 
12) In der Lönholmfchen Überfegung heißt es: „durch die Zuſtim⸗ 
mung aller Geſellſchafter“. Vgl. andere Fälle dieſes nicht präziſen 
Ausdruckes a. a. O. S. 470, 471 Anm. 61, S. 475 Anm. 68. 
13) Vgl. oben S. 361. | 
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nicht anerkannt, das in dieſem Punkte alſo dem neuen deut⸗ 
ſchen Handelsgeſetzbuche gefolgt iſt. 

4. Die Generalverweiſung auf die Regelung der offenen 
Handelsgeſellſchaft “) bezieht fih auch auf die Auflöſung der 
Kommanditgeſellſchaft. Indeſſen werden als ſpezielle Auf⸗ 
löſungsgründe für dieſe aufgeführt das „Ausſcheiden“ !“) 
aller Komplementare, ſowie das Ausſcheiden aller Komman⸗ 
ditiſten (J. HGB. Art. 118 Abſ. 1 Satz 1). Daß in dem 
letzten Falle durch einſtimmigen Beſchluß der Komplementare 
zwiſchen dieſen eine offene Handelsgeſellſchaft geſchaffen werden 
kann, iſt ſelbſtverſtändlich und brauchte deshalb vom Geſetze 
(J. HGB. Art. 118 Abſ. 1 Satz 2) nicht beſonders geſtattet 
zu werden. Inkorrekt iſt es aber, wenn es in der betreffen⸗ 
den Geſetzesſtelle heißt, daß auf dieſem Wege die Kommandit⸗ 
geſellſchaft als offene Handelsgeſellſchaft „fortgeſetzt“ werden 
kann: es liegt in Wahrheit die Neugründung einer offenen 
Handelsgeſellſchaft vor, was auch daraus hervorgeht, daß 
nach ausdrücklicher Beſtimmung (J. HGB. Art. 118 Abſ. 2) 
ins Handelsregiſter außer der Auflöſung der Kommandit⸗ 
geſellſchaft genau dasſelbe wie ſonſt bei der Errichtung einer 
offenen Handelsgeſellſchaft einzutragen iſt. 

Daß dem Tode eines Kommanditiſten nicht wie im deut⸗ 
ſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 170 Abſ. 1) ausdrücklich die 
Bedeutung eines Auflöſungsgrundes genommen zu werden 
brauchte, ergibt ſich aus der Legalkonſtruktion der Handels⸗ 
geſellſchaften als juriſtiſche Perſon 16) — auch die offene 
Geſellſchaft beſteht ja trotz dem Tode eines Geſellſchafters 
fort 17). Indeſſen wird der Tod eines Kommanditiſten doch 
anders behandelt als der Tod eines Mitgliedes der offenen 
Geſellſchaft, indem die Mitgliedſchaft des Kommanditiſten 
auf deſſen Erben übergeht (J. HGB. Art. 117 Abſ. 1). Die 


14) Vgl. oben S. 359. 

15) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LII S. 471. 
16) Vgl. a. a. O. S. 456 f. 

17) Vgl. a. a. O. S. 470, 474. 
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übrigen Tatſachen, die den Wegfall eines offenen Geſell⸗ 
ſchafters bewirken 18), find dagegen auch Gründe des Weg- 
falles eines Kommanditiſten, abgeſehen von der Entmündigung 
(J. HGB. Art. 117 Abſ. 2) — die ſonſtigen Umſtände, die 
jemanden zur Verwaltung ſeines Vermögens unfähig machen, 
erfahren, anders als im deutſchen Rechte (A. D. HGB. 
Art. 170 Abſ. 1), im japaniſchen Rechte der Kommandit⸗ 
geſellſchaft keine beſondere Behandlung. 


Die ſtille Geſellſchaft. 


1. Obgleich die ſtille Geſellſchaft auch nach dem J. HGB. 
nicht zu den Handelsgeſellſchaften im techniſchen Sinne ge⸗ 
hört, ja in ihm nicht einmal im Anſchluſſe an dieſe, vielmehr 
in dem dritten Buche unter den Handelsgeſchäften ihre Rege⸗ 
lung gefunden hat!), möge doch hier über dieſelbe berichtet 
werden. Denn die ſtille Geſellſchaft des japaniſchen Rechtes, 
in der uns im Grunde genommen die ſtille Geſellſchaft des 
deutſchen Rechtes entgegentritt, wenn auch einige wichtigen 
Sätze des deutſchen Rechtes fehlen, iſt mit der Kommandit⸗ 
geſellſchaft ſo nahe verwandt, daß es in einer ſyſtematiſchen 
Darſtellung des Handelsrechtes unangebracht erſcheint, die 
Behandlung beider zu trennen. Daran wird nichts geändert 
durch die japaniſche Legalkonſtruktion der Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft als juriſtiſche Perſon?“), eine Konſtruktion, die un: 
möglich auf die ſtille Geſellſchaft erſtreckt werden kann. Ebenſo 
iſt die analoge Anwendung der übrigen für die Handels⸗ 
geſellſchaften gegebenen allgemeinen Vorſchriften ?!) auf die 
ſtille Geſellſchaft unſtatthaft. Dagegen werden einige der für 
die Kommanditgeſellſchaft aufgeſtellten Beſtimmungen aus⸗ 
drücklich auf die ſtille Geſellſchaft ausgedehnt; es handelt ſich 


18) Vgl. a. a. O. S. 471. 

19) Bal. die Überſicht über den Inhalt des J. HG B.s in dieſer 
Zeitſchrift Bd. LI S. 7f. 

20) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LII S. 456 f. 

21) Vgl. a. a. O. S. 456 ff. 
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dabei lediglich um die Stellung des ſtillen Geſellſchafters: 
wie der Kommanditiſt kann er nur eine Vermögenseinlage 
machen, wie der Kommanditiſt iſt er von der Geſchäftsführung 
und „Vertretung“ ??) ausgeſchloſſen, wie der Kommanditiſt 
hat er jedoch ein Aufſichtsrecht über die Geſchäftsführung 
des Komplementars (J. HGB. Art. 304). 

Die Beſtimmungen des A. D. HGB.s (Art. 250 Abſ. 1, 
252 Abſ. 2, 256), die das Weſen der ſtillen Geſellſchaft 
deutlich bezeichnen, kehren im J. HGB. wieder: „Eine ſtille 
Geſellſchaft entſteht, wenn die Betheiligten vereinbaren, daß 
der eine Theil in das Handelsgewerbe des anderen Theils 
eine Einlage machen, und der aus dem Handelsgewerbe ent⸗ 
ſtehende Gewinn unter beide Theile vertheilt werden ſolle“ 
(Art. 297), und: „Die Einlage des ſtillen Geſellſchafters 
kommt in das Vermögen des Inhabers des Handelsgeſchäfts. 
Der ſtille Geſellſchafter hat in Beziehung auf Handlungen des 
Inhabers Dritten gegenüber weder Rechte noch Pflichten“ 
(Art. 298). 

Von dem Satze, daß der ſtille Geſellſchafter zu Dritten 
in keine Beziehungen tritt, ihnen insbeſondere in keiner Weiſe 
haftet, macht das J. HGB. (Art. 299) wie das A. D. HGB. 
(Art. 257) eine Ausnahme: wenn der Name des ſtillen Ge⸗ 
ſellſchafters in der Firma des Komplementars enthalten iſt, 
haftet jener mit dieſem perſönlich und ſolidariſch — das 
japaniſche Recht läßt allerdings die Ausnahme ausdrücklich 
nur dann gelten, wenn jener Mißbrauch des Namens des 
ſtillen Geſellſchafters (ſei es ſeines bürgerlichen Namens, ſei 
es ſeiner Firma) mit deſſen Einverſtändnis erfolgt. 

2. Was die Verteilung von Gewinn und Verluſt an⸗ 
langt, ſo beſtimmt das japaniſche Handelsrecht, dem deutſchen 
folgend (A. D. HGB. Art. 255 Abſ. 2), daß, wenn die Ein⸗ 
lage des ſtillen Geſellſchafters durch Verluſt gemindert iſt, 
der Gewinn zunächſt zur Deckung des Verluſtes zu verwenden 
iſt (J. HGB. Art. 300), ſagt jedoch auffallenderweiſe ſonſt 


22) Vgl. über dieſen ungenauen Ausdruck oben S. 363 Anm. 11. 
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nichts von dem bei der Verteilung anzulegenden Maßſtabe, 
wie es ja auch bei der Regelung der offenen und der Kom⸗ 
manditgeſellſchaft über dieſen Punkt ſchweigt ?“). 

3. Im Übrigen finden ſich nur noch Vorſchriften über 
die Auflöſung der Geſellſchaft, wobei höchſt inkorrekt durch⸗ 
weg von der Auflöſung oder der Beendigung des Geſellſchafts⸗ 
vertrages?“ die Rede ift: es handelt ſich um die Beendigung 
des durch den Geſellſchaftsvertrag (d. i. eine Handlung) ge⸗ 
ſchaffenen Rechtsverhältniſſes (d. i. eines Zuſtandes), des 
Vertragsverhältniſſes, der Geſellſchaft. Folgende Auflöſungs⸗ 
gründe werden aufgeführt: 1. Kündigung jedes der Geſell⸗ 
ſchafter auf den Schluß des Geſchäftsjahres unter Einhaltung 
einer ſechsmonatigen Kündigungsfriſt, ſofern die Geſellſchaft 
auf unbeſtimmte Zeit oder auf die Lebenszeit eines Geſell⸗ 
ſchafters errichtet iſt; 2. Kündigung ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; 3. Er⸗ 
reichung des Zweckes der Geſellſchaft, ſowie Eintritt der Un⸗ 
möglichkeit, ihn zu erreichen; 4. Tod oder Entmündigung 
des Komplementars; 5. Eröffnung des Konkurſes ?“) über 
das Vermögen des Komplementars oder des ſtillen Geſell⸗ 
ſchafters (J. HGB. Art. 301 f.). 
| Während durch Bezeichnung der Eröffnung des Konkurſes 
über das Vermögen des ſtillen Geſellſchafters als Auflöſungs⸗ 
grund das japaniſche Recht über das deutſche hinausgeht, 
ſind aus dem Verzeichniſſe der Auflöſungsgründe im A. D. 
HGB. (Art. 261 f.) nicht aufgenommen gegenſeitige Überein⸗ 
kunft und Ablauf der Zeit, auf deren Dauer die Geſellſchaft 
eingegangen iſt (A. D. HGB. Art. 261 Z. 4, 5), wohl, weil 
dieſe Umſtände ſelbſtverſtändlich jene Bedeutung haben. Warum 
dann aber Zweckerreichung ſowie deren Unmöglichwerden, 


23) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LII S. 466 und oben S. 360. 

24) So auch in den beiden anderen Überſetzungen. 

25) Im J. HGB. heißt es nach den Lönholmſchen überſetzungen 
ungenau: „durch den Konkurs,“ „by the bankruptcy,“ „par la 
faillite.“ 
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wovon man doch dasſelbe ſagen kann, als Auflöſungsgründe 
genannt ſind, iſt nicht erſichtlich. Dagegen hätte es ſich 
empfohlen, dem Tode des ſtillen Geſellſchafters ausdrücklich 
die Bedeutung eines Beendigungsgrundes abzuſprechen, wie 
es im A. D. HGB. (Art. 264) geſchieht. Denn da das Ver⸗ 
zeichnis der Gründe im J. HGB. offenbar nicht erſchöpfend 
iſt, iſt es nicht ganz unbedenklich, aus der Nennung des 
Todes des Komplementars als Auflöſungsgrund durch argu- 
mentum a contrario zu ſchließen, daß der Tod des ſtillen 
Geſellſchafters dieſe Wirkung nicht hat, umſomehr, als die 
Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des ſtillen 
Geſellſchafters genau wie die Eröffnung des Konkurſes über 
das Vermögen des Komplementars die Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft herbeiführt. Immerhin glauben wir aber, jenen Schluß 
ziehen zu ſollen. 

Endlich wird noch verordnet: „Wenn der Geſellſchafts⸗ 
vertrag endigt, ſo hat der Inhaber dem ſtillen Geſellſchafter 
den Werthbetrag ſeiner Einlage zurückzugeben. Iſt ſie jedoch 
durch Verluſte vermindert, ſo braucht er nur den verbleiben⸗ 
den Reſtbetrag zurückzugeben“ (J. HGB. Art. 303) 26). Wir 
können nicht behaupten, daß dieſe Beſtimmung präziſer ge⸗ 
faßt ift als die entſprechende Vorſchrift des A. D. HGB.s 
(Art. 265 Abſ. 1): „Nach Auflöſung der ſtillen Geſellſchaft 
muß der Inhaber des Handelsgewerbes ſich mit dem ſtillen 
Geſellſchafter auseinanderſetzen und die Forderung desſelben 
in Geld berichtigen.“ Denn der Komplementar hat unter 
Umſtänden mehr herauszugeben, als die Einlage des ſtillen 
Geſellſchafters, nämlich einen Teil des Gewinnes. 


26) Zu dem zweiten Satze vergleiche aber J. HGB. Art. 300, fiehe 
oben S. 366. 
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Die Aktiengeſellſchaft. 


Sehr eingehend, wenn auch nicht ganz ſo eingehend 
wie in der deutſchen Geſetzgebung, iſt im J. HGB. die Aktien⸗ 
geſellſchaft geregelt?“): 115 Artikel enthält der betreffende 
„Abſchnitt“ des Geſetzes. Er zerfällt in acht „Abtheilungen“ 
mit den Überſchriften: „Errichtung“, „Die Aktien“, „Die 
Organe der Aktiengeſellſchaft“, „Rechnungsverhältniſſe der 
Geſellſchaft“, „Schuldverſchreibungen“, „Die Anderung des 
Geſellſchaftsvertrags“, „Auflöſung“, „Auftheilung”. Man 
ſieht: der Stoff ift überſichtlicher gegliedert 28) als im A. D. 
HGB. und im neuen deutſchen Handelsgeſetzbuche; das gilt 
mitunter auch von der Regelung einzelner jener Punkte an 
ſich, z. B. der Errichtung der Geſellſchaft. Aber nicht nur 
in dieſem äußerlichen Momente iſt eine Abweichung des 
J. HGB.s von ſeinem Vorbilde zu erkennen, ſondern auch 
in der Normſetzung ſelbſt — die Stellungnahme zu den 
großen Problemen des Aktienrechtes iſt freilich die gleiche. 

1. Es iſt ſonderbar, daß im J. HGB. keine Beſtimmung 
vorangeſtellt iſt, welche die die Aktiengeſellſchaft von den 
übrigen Handelsgeſellſchaften unterſcheidenden Begriffsmerk⸗ 
male enthält: Zerlegung des Grundkapitales in Aktien und 
Beſchränkung der Beteiligung der Mitglieder auf ihre Ein⸗ 
lagen. Wenn auch beides ſpäter, am Anfange der „Die 
Aktien“ überſchriebenen Abteilung, deutlich ausgeſprochen 
wird (J. HGB. Art. 143, 144 Abſ. 1), ſo iſt doch wieder: 
holt bereits in der erſten Abteilung von Aktien die Rede, 
und zwar in einer Weiſe, die nur verſtändlich iſt, wenn man 


27) Ungemein ausführlich handelt das J. HGB. (Art. 43 bis 88) von 
den Aktiengeſellſchaften, die vor dem Inkrafttreten des J. HGB. 
errichtet worden find, ſowie von ſolchen, deren Errichtung vor dem 
Inkrafttreten des J. HGB. begonnen, aber nicht beendigt worden 
war. Wir können hier auf die zahlloſen Einzelheiten grundſätzlich 
nicht eingehen. 

28) Vgl. allerdings über die Abteilung „Rechnungsverhältniſſe der 
Geſellſchaft“ unten S. 389 f. 
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den Satz kennt: „Das Kapital der Aktiengeſellſchaft muß in 
Aktien zerlegt werden“ (J. HGB. Art. 143). | 

2. Das Syſtem, das den Einzelvorſchriften über die 
Errichtung der Aktiengeſellſchaft zu Grunde liegt, iſt das 
deutſche: das Syſtem der Normativbeſtimmungen. Aber nicht 
fünf (A. D. HGB. Art. 209 Abſ. 1), ſondern ſieben iſt die 
geſetzliche Mindeſtzahl der Gründer? ), und gerichtliche oder 
notarielle Verhandlung (A. D. HGB. Art. 209 Abſ. 1) oder 
eine ſonſtige Form — abgeſehen von der Schriftlichkeit?“) — 
it für die Feſtſtellung der Satzung ) nicht erforderlich. 
Dagegen iſt wie im deutſchen Rechte hinſichtlich des Inhaltes 
der Satzung zu ſcheiden zwiſchen Beſtimmungen, welche die 
Satzung „enthalten muß“ 2), und Beſtimmungen, deren 
Aufnahme zu ihrer eigenen rechtlichen Wirkſamkeit notwendig 
iſt, ohne daß ihr Fehlen die Satzung ungültig macht. In⸗ 
deſſen iſt keine der beiden Gruppen ganz ebenſo begrenzt 
wie im A. D. HGB. 

Was die erſte Gruppe anlangt, ſo ſtimmt das J. HGB. 
mit dieſem darin überein, daß die Satzung angeben muß 
den Gegenſtand des Unternehmens, die Firma und den Sitz 
der Geſellſchaft, die Höhe des Grundkapitals und der einzelnen 
Aktien, ſowie die Form, in der die von der Geſellſchaft aus⸗ 
gehenden Bekanntmachungen erfolgen (J. HGB. Art. 120 
Abſ. 1 Z. 1, 2, 3, 4, 6, 7; A. D. HGB. Art. 209 Abſ. 2 
Z. 1, 2, 3, 7). Auf der einen Seite hat jedoch nach dem 
J. HGB. die Satzung nichts zu ſagen über die Art der 


29) Wie nach dem franzöſiſchen Geſetze vom 24. Juli 1867 Art. 23. 
Vgl. aber J. EG. Art. 43: „Wenn die Erlaubniß zur Gründung 
einer Aktiengeſellſchaft vor dem Inkrafttreten des Handelsgeſetz⸗ 
buchs ertheilt worden ift, fo bedarf es nicht der Zahl von fieben 
Gründern.“ 

30) Vgl. diefe Zeitſchriſt Bd. LII S. 458 f. 

31) Wie in den deutſchen Geſetzen und im J. HGB. bei der Regelung 
der übrigen Handelsgeſellſchaften heißt es ſtatt deffen im J. HGB. 
inkorrekt „Geſellſchaftsvertrag“; vgl. a. a. O. 

32) Vgl. jedoch unten S. 371. 
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Aktien (ob Inhaber⸗ ober Namenaktien), die Art der Be: 
ſtellung und Zuſammenſetzung des Vorſtandes, ſowie die 
Form, in der die Generalverſammlung zu berufen iſt (A. D. 
HGB. Art. 209 Abſ. 2 Z. 4, 5, 6); wohl aber bat fie auf 
der anderen Seite anzugeben „die Anzahl der Aktien, welche 
der Vorſtand beſitzen muß“ und Namen nebſt Wohnort der 
Gründer (J. HGB. Art. 120 Abſ. 1 Z. 5, 8). Warum jene 
Beſtimmungen in der Satzung der japaniſchen Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, dieſe in der Satzung der deutſchen fehlen können, das 
ergibt ſich aus der (ſpäter zu betrachtenden) zum Teile ab- 
weichenden Behandlung der Aktien, des Vorſtandes und der 
Generalverſammlung in beiden Rechten — abgeſehen von 
dem zuletzt angeführten Punkte: da nach dem deutſchen Rechte 
die Satzung in gerichtlicher oder notarieller Verhandlung feſt⸗ 
zuſtellen iſt, werden die Gründer ſchon aus dem Protokolle 
erſichtlich, ohne daß es der Aufnahme ihrer Namen in die 
Satzung bedarf; nach dem japaniſchen Rechte iſt die Satzung 
zwar von den Gründern zu unterſchreiben (J. HGB. Art. 120 
Abſ. 2), aber mit Rückſicht auf die möglicherweiſe undeut⸗ 
liche Unterſchrift wird man jene Beſtimmung durchaus billigen 
können. 

Übrigens hat die Verordnung, daß die Satzung beftimmte 
Angaben „enthalten muß“ (J. HGB. Art. 120 Abſ. 1), nicht 
in vollem Umfange die Bedeutung, die der entſprechenden 
deutſchen Vorſchrift zukommt (A. D. HGB. Art. 209 Abſ. 2): 
nach dem deutſchen Rechte iſt die Aufnahme der betreffenden 
Beſtimmungen weſentlich zum Zuſtandekommen der Satzung, 
nach dem japaniſchen Rechte kann die Aufnahme gewiſſer 
jener Angaben „in der Errichtungsverſammlung oder in einer 
Generalverſammlung der Aktionäre nachgeholt werden“, näm⸗ 
lich der Angaben über den Sitz der Geſellſchaft, die Anzahl 
der Aktien, die der Vorſtand beſitzen muß, und die Form, 
in der die öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft zu 
erlaſſen ſind (J. HGB. Art. 121) — ein ſehr bedenklicher 
Satz, fehlt doch, wenn dieſe Angaben zunächſt die Satzung 

nicht enthält, der Geſellſchaft die ſichere Grundlage. 
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Die zweite Gruppe der in die Satzung aufzunehmen⸗ 
den Beſtimmungen machen aus Angaben über „1. die Beit- 
dauer des Beſtehens oder anderweitige 33) Gründe der Auf: 
löſung der Geſellſchaft; 2. die Ausgabe von Aktien über den 
Nennbetrag; 3. die beſonderen Vortheile, welche die Gründer 
erhalten ſollen, ſowie die Namen der Empfänger; 4. die 
Namen derjenigen Perſonen, welche anderes Vermögen als 
Geld zum Gegenſtand ihrer Einlage machen, die Art und 
den Werth ſolchen Vermögens und die Zahl der dafür zu 
gewährenden Aktien; 5. die der Geſellſchaft zur Laſt fallen⸗ 
den Errichtungskoſten und den Betrag der Vergütung, welche 
die Gründer erhalten ſollen“ (J. HGB. Art. 122). Daß 
mehrere der nach dem A. D. HGB. (Art. 209 a, 209 b) auf: 
zunehmenden Angaben fehlen (A. D. HGB. Art. 209 a Abſ. 1 
Z. 8, 4, 5), erklärt ſich wiederum?) aus der verſchiedenen 
Behandlung, welche die Aktien und die Organe der Aktien⸗ 
geſellſchaft in beiden Rechten erfahren. Bemerkenswert iſt, 
daß die Fälle der qualifizierten Gründung nicht ganz wie 
im deutſchen Rechte begrenzt ſind: von Vorteilen, die anderen 
Aktionären als den Gründern zugeſichert werden, und von 
der Übernahme vor der Errichtung vorhandener oder herzu⸗ 
ſtellender Vermögensſtücke ſeitens der Geſellſchaft verlautet 
nichts. Bei der weiteren Regelung der „Errichtung“ der 
Aktiengeſellſchaft wird äußerlich 3?) ſcharf geſchieden zwiſchen 
Simultangründung und Succeſſivgründung, indem zunächſt 
in zwei Artikeln von jener und ſodann in ſechzehn Artikeln 
von dieſer gehandelt wird. 

„Werden alle Aktien von den Gründern ſelbſt über⸗ 
nommen, ſo kommt dadurch die Geſellſchaft zur Entſtehung. 
In dieſem Falle haben die Gründer unverzüglich die erſte 
Einzahlung, welche mindeſtens ein Viertel des Aktienbetrags 


33) „Anderweitige“ fehlt in dem Geſetze; fo auch die engliſche und die 
franzöfiſche überſetzung Zönholms. 

34) Vgl. oben S. 371. 

35) Aber auch innerlich; vgl. unten S. 373 ff. 
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ausmachen muß, zu leiſten, ſowie den Vorſtand und den 
Aufſichtsrath zu wählen. Die Wahl erfolgt durch Stimmen⸗ 
mehrheit der Gründer.“ (J. HGB. Art. 123.) Hiernach 
entſteht im Falle der Simultangründung die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, ohne daß ſie einen Vorſtand und Aufſichtsrat hat 
und ohne daß Einzahlungen auf das Grundkapital gemacht 
worden ſind: Abweichungen vom deutſchen Rechte — „er⸗ 
richtet“ iſt nach dieſem die Geſellſchaft zwar bereits mit der 
Übernahme der Aktien durch die Gründer, „entſtanden“ aber 
noch nicht (A. D. HGB. Art. 209 d Abſ. 1, 209f, 210 Abſ. 2 
Z. 3, Abſ. 3). Auch die Prüfung des Gründungsherganges, 
die nach dem japaniſchen Rechte ſtets durch beſondere, gericht⸗ 
lich zu beſtellende „Reviſoren“ — alſo mindeſtens zwei — 
zu erfolgen hat, iſt erſt nach der Entſtehung der Geſellſchaft 
vorzunehmen (J. HGB. Art. 124), gleichfalls anders als im 
deutſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 209 h, 210 Abſ. 2 Z. 3). 
Gar zu bedenklich ſind dieſe Milderungen im japaniſchen 
Rechte um deswillen nicht, weil wie bei den übrigen Handels- 
geſellſchaften zur Wirkſamkeit der Geſellſchaft im Verhält⸗ 
niſſe zu Dritten Eintragung ins Handelsregiſter erforderlich 
iſt“e), und dieſe erft nach jener Prüfung ſtattfinden darf 
(J. HGB. Art. 141). 

Für die Succeſſivgründung ift zunächſt zu bemerken, 
daß nach dem J. HGB. (Art. 125) die Gründer die von 
ihnen nicht übernommenen Aktien „zur Zeichnung aus⸗ 
bieten“ müſſen, während das A. D. HGB. (Art. 209 e 
Abſ. 1) diejenigen nicht nennt, durch welche die Zeichner 
heranzuziehen ſind. Indeſſen iſt durch jenen Wortlaut doch 
wohl nicht ausgeſchloſſen, daß an Stelle der Gründer andere 
(Emiſſionshäuſer) zur Beteiligung einladen; daß für die 
Gründer Vertreter oder Erſatzleute handeln können, würde 
ja mit den allgemeinen Prinzipien auch des japaniſchen 
Rechtes im Einklange ſtehen. Unterpariemiſſion der Aktien 
iſt übrigens auch im japaniſchen Rechte unſtatthaft (J. HGB. 


36) Bal. diefe Zeitſchrift Bd. LII S. 457 f. 
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Art. 128 Abſ. 1, A. D. HGB. Art. 209 a Abſ. 2). Dagegen 
hat man den Sätzen des J. HGB.s (Art. 126), durch die 
doppelte Ausfertigung des Zeichnungsſcheines ſowie ein be⸗ 
ſtimmter Inhalt desſelben vorgeſchrieben wird, eine andere 
Bedeutung als den entſprechenden Verordnungen des A. D. 
HGB.s (Art. 209 e Abſ. 2, 3) zuzuerkennen: fie find in 
vollem Umfange und ohne jede Einſchränkung Mußvorſchriften 
— eine andere Auslegung läßt das in jenem gebrauchte 
Wort „müſſen“ nicht zu. 

Daß die Zeichner durch die Zeichnung gebunden werden, 
iſt im J. HGB. durch einen beſonderen Artikel (127) aus⸗ 
geſprochen. Indeſſen iſt die Dauer der Gebundenheit anders 
begrenzt als im deutſchen Rechte. Nach dieſem gibt es keine 
geſetzliche Friſt: es iſt die entſprechende Beſtimmung des 
Zeichnungsſcheines maßgebend. Nach dem japaniſchen Rechte 
kann jeder Zeichner zurücktreten, erſtens, wenn nicht die 
Gründer die konſtituierende Generalverſammlung rechtzeitig 
berufen haben, d. h. binnen ſechs Monaten nach der — wie 
im deutſchen Rechte mindeſtens ein Viertel des Nennbetrages 
ausmachenden — Einzahlung auf die ſämtlichen Aktien 
(J. HGB. Art. 128 Abſ. 2, A. D. HGB. Art. 210 Abſ. 3), 
die von den Gründern unverzüglich nach der Übernahme 
aller Aktien zu veranlaſſen it (J. HGB. Art. 129), zweitens, 
wenn dieſe Einzahlungen nicht rechtzeitig erfolgt ſind, d. h. 
binnen Jahresfriſt ſeit der Übernahme aller Aktien (J. HGB. 
Art. 140). Während nach Maßgabe des ſoeben Geſagten 
ein Aktienzeichner auf Grund eigener Willenserklärung ſein 
Verhältnis zu den Gründern beendigen kann, wird dieſes 
Verhältnis auf der anderen Seite unter Umſtänden auch 
gegen ſeinen Willen gelöſt: wenn nämlich ein Zeichner die 
Einzahlung auf die von ihm übernommenen Aktien nicht 
rechtzeitig macht, ſo können ihm die Gründer eine mindeſtens 
zwei Wochen betragende Nachfriſt ſetzen mit der Eröffnung, 
daß er nach deren fruchtloſem Ablaufe ſeines Rechtes ver⸗ 
luſtig gehe; das Recht des Zeichners geht dann ipso jure 
unter, ohne daß es ſeiner förmlichen Ausſchließung bedarf — 
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aus dieſem Grunde war es überflüſſig, jene Eröffnung vor⸗ 
zuſchreiben ; der etwa beſtehende Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz gegen den ſäumigen Zeichner wird durch jenes Ver⸗ 
fahren nicht berührt (J. HGB. Art. 130). In den Artikeln, 
denen wir dieſe Sätze über die Beendigung des Verhältniſſes 
zwiſchen den Zeichnern und den Gründern entnommen haben 
(J. HGB. Art. 140, 130), iſt freilich nie die Rede von 
Zeichnern, ſondern von Übernehmern von Aktien 38). Wenn 
zu den Aktienübernehmern an ſich auch die Gründer gehören 
(J. HGB. Art. 125), ſo muß der Ausdruck in jenen Artikeln 
doch reſtriktiv ausgelegt werden; denn in ihnen werden den 
Übernehmern von Aktien durchweg „die Gründer“ gegenüber: 
geſtellt. Allerdings gewähren ſo die Artikel nur den Gründern 
Schutz gegen ſäumige Zeichner, nicht auch den Zeichnern 
gegen ſäumige Gründer — mit der Aktienkaduzierung des 
deutſchen Rechtes hat das in ihnen angeordnete Verfahren 
nichts zu tuns). Immerhin haben aber die Gründer dafür 
einzuſtehen, daß die ſämtlichen Aktien übernommen und die 
feſtgeſetzten Einzahlungen auf das Grundkapital gemacht 
werden; denn: „Wenn nicht alle Aktien übernommen ſind, 
oder auf gewiſſe Aktien die in Art. 129 beſtimmte Einzahlung 
noch nicht ganz geleiſtet iſt, ſo ſind die Gründer als Geſammt⸗ 
ſchuldner verbunden, dieſe Aktien zu übernehmen oder den 
fehlenden Betrag einzuzahlen. Das Gleiche gilt, wenn eine 
Zeichnung von Aktien widerrufen wird“ (J. HGB. Art. 136). 

Sobald auf alle Aktien die Einzahlungen gemacht worden 
ſind, iſt von den Gründern — nicht, wie nach dem A. D. 
HGB. (Art. 210 a Abſ. 1), von dem Regiſtergerichte — die 
konſtituierende Generalverſammlung zu berufen (J. HGB. 
Art. 131 Abſ. 1). Zunächſt iſt in dieſer ſeitens der Gründer 


37) Dagegen iſt die für das Kaduzierungsverfahren des deutſchen Rechtes 
vorgeſchriebene Androhung des Ausſchluſſes des ſäumigen Aktionärs 
wohl begründet (A. D. HGB. Art. 219 Abſ. 2 in Verb. mit 
Art. 184 a). 

38) So auch in den beiden anderen Überfegungen. 

39) Vgl. aber unten S. 392 f. 
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„über die Gründungsvorgänge Bericht zu erſtatten“ (J. HGB. 
Art. 132) und ſind Vorſtand und Aufſichtsrat zu wählen (J. 
HGB. Art. 133). Der Vorſtand und der Aufſichtsrat haben 
zu unterſuchen, ob die Übernahme aller Aktien und auf jede 
Aktie die Erſteinzahlung erfolgt iſt, ſowie ob die etwaigen 
Feſtſetzungen, welche die Gründung als eine qualifizierte 
karakteriſieren +°), „angemeſſen“ find. Über diefe Prüfung 
haben ſie der Verſammlung Bericht zu erſtatten. Wenn 
Gründer dem Vorſtande oder dem Aufſichtsrate angehören, 
ſo „kann“ die Generalverſammlung beſondere Reviſoren er⸗ 
nennen, von denen dann jene Prüfung und Berichterſtattung 
vorzunehmen iſt (J. HGB. Art. 134). Hier zeigt ſich deutlich, 
wie unzweckmäßig die Abweichung vom deutſchen Rechte iſt, 
die darin liegt, daß Vorſtand und Aufſichtsrat nicht ſchon 
vor dem Zuſammentritte der konſtituierenden Generalverſamm⸗ 
lung vorhanden ſind und die Prüfung des Gründungsher⸗ 
ganges nicht ſchon vor dem Zuſammentritte der konſtituieren⸗ 
den Generalverſammlung vorzunehmen haben (A. D. HGB. 
Art. 209 h). Denn die Prüfung des Gründungsherganges 
kann nur ſorgfältig ſein und ihren Zweck erfüllen, wenn 
den Prüfenden entſprechende Zeit gelaſſen wird, was aber 
häufig — namentlich bei qualifizierter Gründung — nicht 
der Fall ſein wird, wenn ſie auf die Zeit der Tagung der 
konſtituierenden Generalverſammlung angewieſen ſind. Dazu 
kommt, daß für die Dauer der Prüfung die Verhandlung 
unterbrochen werden muß, kann doch die Diskuſſion über den 
wichtigſten Punkt der Tagesordnung — iſt die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft zu errichten oder nicht? — erſt nach Erledigung der 
Prüfung und Berichterſtattung über dieſelbe eröffnet werden, 
eine Diskuſſion, die eine umſo längere Zeit in Anſpruch 
nehmen kann, als der konſtituierenden Generalverſammlung 
die Befugnis gegeben iſt, die qualifizierten Feſtſetzungen, ſo⸗ 
fern ſie „unangemeſſen“ erſcheinen, ſowie die Satzung zu. 
ändern (J. HGB. Art. 135, 138). So kann es bei gehöriger 


40) Vgl. oben S. 372. 
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Sorgſamkeit leicht geſchehen, daß zwiſchen dem Anfange und 
dem Ende der konſtituierenden Generalverſammlung viele 
Tage liegen. | 

Mit dem Schluſſe der konſtituierenden Generalverſamm⸗ 
lung kommt die Aktiengeſellſchaft „zur Entſtehung“ (J. HGB. 
Art. 139). 

Daß nach der Entſtehung der Aktiengeſellſchaft gewiſſe 
Tatſachen ins Handelsregiſter einzutragen ſind (J. HGB. 
Art. 141), entſpricht dem für alle Handelsgeſellſchaften auf⸗ 
geſtellten Prinzip +1). Die Eintragung hat wie bei den übrigen 
Handelsgeſellſchaften die Bedeutung, daß die Geſellſchaft nun 
auch Dritten gegenüber als vorhanden gilt“), bewirkt aber 
außerdem, daß „die Übernehmer von Aktien die Übernahme 
wegen Betrugs oder Zwangs nicht mehr widerrufen“ können 
(J. HGB. Art. 142) +3). In beiden Punkten liegt eine grund- 
ſätzliche Abweichung vom deutſchen Rechte nicht vor, wenn 
auch nach dieſem die Eintragung die Entſtehung der Aktien⸗ 
geſellſchaft ſchlechthin bewirkt (A. D. HGB. Art. 211 Abſ. 1) 
und der Satz, daß Willensmängel bei der Aktienübernahme 
der eingetragenen Geſellſchaft gegenüber ohne Bedeutung ſind, 
geſetzlich nicht ausdrücklich ausgeſprochen iſt!“). Wenn man 
außerdem berückſichtigt, daß auch nach dem japaniſchen Rechte 
die Veräußerung von Aktien vor der Eintragung unzuläſſig 
(J. HGB. Art. 149, neues deutſches Handelsgeſetzbuch $ 200 
Abſ. 2) und die Ausgabe von Aktienurkunden vor der 
Eintragung verboten iſt (J. HGB. Art. 147, A. D. HGB. 


41) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. LII S. 457 f. 

42) Vgl. a. a. O. 

43) Vgl. Japaniſches Bürgerliches Geſetzbuch (diefe Zeitſchrift Bd. LI 
S. 3 Anm. 4) Art. 96 Abſ. 1: „Eine Willenserklärung, welche durch 
Täuſchung oder Drohung veranlaßt worden iſt, kann widerrufen 
werden“; Art. 123: „Wenn bei einem widerruflichen Rechtsgeſchäft 
ein beſtimmter Gegner vorhanden iſt, ſo erfolgt der Widerruf 
durch Willenserklärung an den Gegner.“ 

44) Vgl. aber z. B. Urteil des Reichsgerichtes vom 4. Juni 1902 in 
der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung VII. Jahrgang 1902 S. 435 f. 
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Art. 2150 Abſ. 2), fo wird man unbedenklich jagen können, 
daß nach dem japaniſchen Rechte im letzten Grunde doch die 
Eintragung, nicht die „Entſtehung“ — im Sinne des J. 
HGB.s — der Akt it, mit dem die Aktiengeſellſchaft aus 
dem embryonalen Stadium heraustritt. 

Bedeutſame Abweichungen vom deutſchen Rechte haben 
wir bei der Betrachtung der Entſtehung der Aktiengeſellſchaft 
wahrzunehmen gehabt. Die Abweichungen betreffen nament⸗ 
lich die Beſtellung des erſten Vorſtandes und des erſten Auf⸗ 
ſichtsrates, ſowie die Prüfung des Gründungsherganges. 
Dazu kommt als dritter Punkt von hervorragender Wichtig⸗ 
keit die Verantwortlichkeit für Rechtswidrigkeiten in den der 
Eintragung vorhergehenden Akten. In allen dieſen Be⸗ 
ziehungen iſt karakteriſtiſch ein Doppeltes: einmal die Mil⸗ 
derung der Normativbeſtimmungen, ſodann die ſchärfere 
Scheidung zwiſchen der Simultangründung und der Succeſſiv⸗ 
gründung. Vorſtand und Aufſichtsrat werden bei der Si⸗ 
multangründung erſt nach der Entſtehung der Aktiengeſellſchaft 
beſtellt, bei der Succeſſivgründung bereits vorher, jo daß 
die der Aktiengeſellſchaft vorangehende „Vorgeſellſchaft“ +5) 
nur in dieſem Falle der Gründung und auch hier nur kurz 
vor ihrem Ende, kraft Geſetzes Organe haben muß. Die 
Prüfung des Gründungsherganges findet gleichfalls bei der 
Simultangründung nach, bei der Succeſſivgründung vor der 
Entſtehung der Aktiengeſellſchaft ſtatt, in jenem Falle der 
Gründung notwendiger⸗, in dieſem möglicherweiſe durch be⸗ 
ſondere Reviſoren, die aber nur dort gerichtlich zu ernennen 
ſind. Die in dem deutſchen Rechte durchgeführte ſtrenge 
zivilrechtliche!) Verantwortlichkeit der Gründer, geſchweige 
denn der Gründergenoſſen und anderer, iſt dem japaniſchen 
Rechte fremd geblieben; allerdings beſteht die Haftung der 
Gründer auf Schadenserſatz nach dem allgemeinen bürger⸗ 
lichen Rechte, was für den Fall der Succeſſivgründung aus: 


45) Vgl. Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts 6. Aufl. S. 569. 
46) über Strafvorſchriften ſiehe unten S. 403 f. 
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drücklich ausgeſprochen wird (J. HGB. Art. 137); im Übrigen 
wird aber nur verordnet, daß im Falle der Succeſſivgründung 
die Gründer für die Übernahme aller Aktien und für die 
feſtgeſetzte Erſteinzahlung einzuſtehen haben, worauf bereits 
hingewieſen worden ift (J. HGB. Art. 136) 47). 

3. Von den Beſtimmungen der zweiten „Abtheilung“ 
mit der Überſchrift „Die Aktien“ iſt die bereits angeführt 
worden, daß das Grundkapital in Aktien zerlegt ſein muß 
(J. HGB. Art. 143) 489). Der darauffolgende Artikel, der 
von der „Haftung der Aktionäre“ handelt, wird ſpäter be⸗ 
trachtet werden““). Hier fol nur von den Aktien ſelbſt die 
Rede ſein. 

Was den Betrag anlangt, auf den die Aktien zu lauten 
haben, ſo wird zunächſt ausdrücklich verordnet: „Alle Aktien 
müſſen auf den gleichen Geldbetrag lauten“ (J. HGB. 
Art. 145 Abſ. 1), ein Satz, den wir durchaus billigen 
müſſen — für das deutſche Recht iſt ſeine Geltung beſtritten. 
Wie im deutſchen Rechte iſt ſodann ein normaler und ein 
anormaler Mindeſtbetrag geſetzlich vorgeſchrieben: jener iſt 
50 Yen ), dieſer 20 Pen; jedoch ift die Vorausſetzung der 
Zuläſſigkeit des letzteren eine andere als im A. D. HGB. 
(Art. 207 a): er ift ſtatthaft, „wenn die Einzahlung des 
ganzen Betrags gleichzeitig erfolgen ſoll“ (J. HGB. Art. 145 
Abſ. 2). 

Daß die Aktien unteilbar ſind, iſt nicht wie im A. D. 
HGB. (Art. 207 Abſ. 3) ausdrücklich ausgeſprochen, ergibt 
ſich aber aus der wohl dem neuen deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buche (§ 225) entnommenen, aber auch ſchon unter der Herr⸗ 
ſchaft des alten geltenden Norm über die Durchführung jenes 
Prinzips, daß, „wenn eine Aktie mehreren gemeinſchaftlich 
gehört“, „dieſe die Ausübung der Rechte des Aktionärs einem 
Einzelnen übertragen“ müſſen (J. HGB. Art. 146). 


47) Vgl. oben S. 375. 
48) Vgl. oben S. 369. 
49) Vgl. unten S. 390 f. 
50) 1 Yen = 4,40 Mark. 
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Daß — wiederum wie im deutſchen Rechte (A. D. 
HGB. Art. 2150 Abſ. 2) — die Aktienurkunden ert nach 
der Eintragung der Geſellſchaft ins Handelsregiſter aus⸗ 
gegeben werden dürfen, it ſchon erwähnt worden ); eine 
dementgegen ausgegebene Aktie iſt nichtig (J. HGB. Art. 147). 
Weiter gehend als das deutſche Recht ſchreibt das J. HGB. 
(Art. 148) einen beſtimmten Inhalt der Aktienurkunde vor; 
der Form nach handelt es ſich um eine Mußvorſchrift. Die 
Urkunden können auf den Inhaber oder auf den Namen 
lauten, was freilich nicht ausdrücklich geſagt iſt (vgl. aber 
A. D. HGB. Art. 207 Abſ. 4). Eigentümlicherweiſe hat der 
einzelne Aktionär die Macht zu bewirken, daß ſeine Aktie 
auf den Namen oder daß ſie auf den Inhaber lautet: „Wenn 
der ganze Betrag der Aktie eingezahlt worden iſt, ſo kann 
der Aktionär verlangen, daß die Aktie auf den Inhaber ge⸗ 
ſtellt werde. Der Aktionär kann jederzeit verlangen, daß 
eine auf den Inhaber lautende Aktie in eine Namenaktie 
verwandelt werde“ (J. HGB. Art. 155). Beiläufig bemerkt, 
findet ſich der zweite Satz auch in dem däniſchen Entwurfe 
zu einem Geſetze betreffend Aktiengeſellſchaften 5). 

Wie im deutſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 220 in 
Verb. mit Art. 182 Abſ. 3) ſind die Aktien frei veräußerlich, 
kann jedoch das Statut die Übertragung von der Einwilligung 
der Geſellſchaft abhängig machen (J. HGB. Art. 149). Die 
Veräußerung einer Namenaktie ift im Aktienbuche der Gefell- 
ſchaft zu vermerken, aber nicht nur wie im deutſchen Rechte 
(A. D. HGB. Art. 220 in Verb. mit Art. 183) zur Voll⸗ 
wirkſamkeit des Eigentumsüberganges der Geſellſchaft gegen⸗ 
über, ſondern auch zur Vollwirkſamkeit desſelben Dritten 
gegenüber (J. HGB. Art. 150). Wie nach dem deutſchen 
Rechte darf weiter die Aktiengeſellſchaft ihre eigenen Aktien 
weder erwerben noch zum Pfande nehmen, ein Satz, von 


51) Vgl. oben S. 377. 
52) Vgl. Max Pappenheim in der Monatsſchrift für Handelsrecht 
und Bankweſen, 11. Jahrg. 1902, S. 4. 
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dem allerdings unter gewiſſen Umſtänden abgewichen werden 
kann (J. HGB. Art. 151, A. D. HGB. Art. 215d). Auf 
fallend iſt, daß — anders als im deutſchen Rechte — In⸗ 
terimſcheine nicht zugelaſſen finb. 

4. Die Organiſation der Aktiengeſellſchaft iſt in den 
Grundzügen die gleiche wie im deutſchen Rechte. Drei not⸗ 
wendige Organe gibt es: Generalverſammlung, Vorſtand und 

Aufſichtsrat. 

| a) Die Generalverſammlung, das höchſte Organ, iſt 
entweder eine ordentliche oder eine außerordentliche. Eine 
ordentliche hat nach dem Geſetze jährlich mindeſtens einmal 
ſtattzufinden. Ihre Aufgabe iſt namentlich die Beſchluß⸗ 
faſſung über die Verteilung des Gewinnes (J. HGB. Art. 157 
Abſ. 1, 158, A. D. HGB. Art. 239 Abſ. 2, 239a Abſ. 1). 
Das J. HGB. läßt auch eine öfter als einmal im Jahre 
ſtattfindende Gewinnverteilung zu, verlangt dann aber jedes⸗ 
mal zuvor den Zuſammentritt einer Generalverſammlung 
(J. HGB. Art. 157 Abſ. 2), während bei uns einzig und 
allein die Satzung darüber entſcheidet, ob die ordentliche 
Generalverſammlung jährlich wiederholt zu tagen hat. Eine 
außerordentliche Generalverſammlung iſt zu berufen, „ſo oft 
es nothwendig erſcheint“ (J. HGB. Art. 159), ferner, wenn 
eine gewiſſe Minderheit von Aktionären 5?) es verlangt (J. 
HGB. Art. 160), endlich, „ſobald die Hälfte des Kapitals 
verloren iſt“ (J. HGB. Art. 174 Abſ. 1) — ganz wie im 
deutſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 236 Abſ. 2, 237 Abſ. 1 

240 Abſ. 1). | 

Die Generalverſammlung muß tit berufen 
werden. Die diesbezüglichen Spezialvorſchriften find im 
J. HGB. nicht ganz dieſelben wie im A. D. HGB. Die 
Berufung muß erfolgen ſeitens der dazu befugten Perſonen, 
d. i., abgeſehen von dem ſoeben erwähnten Minderheitsrechte, 
ſeitens des Vorſtandes oder des Aufſichtsrates, welch' letzterer 
aber, abweichend vom deutſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 225 


53) Vgl. unten S. 395 f. 
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Abſ. 2), zur Berufung nur berechtigt, nicht verpflichtet iſt, 
wenn er ſie „für nöthig erachtet“ (J. HGB. Art. 182). Die 
Berufung muß erfolgen in der gehörigen Form; während 
bei uns hierfür die Satzung maßgebend iſt (A. D. HGB. 
Art. 238, 209 Abſ. 2 Z. 6), enthält für Japan das Geſetz 
nähere Beſtimmungen, freilich in recht ſonderbarer Faſſung: 

„Von der Berufung der Generalverſammlung muß 
jedem Aktionär mindeſtens zwei Wochen vor dem angeſetzten 
Tage Mittheilung gemacht werden. 

In der Mittheilung müſſen der Zweck der Verſammlung 
und der Gegenſtand der Beſchlußfaſſung angegeben werden. 

Wenn die Geſellſchaft Aktienſcheine auf den Inhaber 
ausgegeben hat, ſo muß mindeſtens drei Wochen vor dem 
Verſammlungstage die Thatſache, daß eine Generalverſamm⸗ 
lung ſtattfinden ſoll, ſowie die im zweiten Abſatz bezeich⸗ 
neten Thatſachen beſonders bekannt gemacht werden“ (J. HGB. 
Art. 156) 54). 

Abgeſehen davon, daß nicht zwiſchen dem „Zweck der 
Verſammlung“ und dem „Gegenſtand der Beſchlußfaſſung“ 
geſchieden werden kann, und daß in Abſ. 3 der Ausdruck 
Tatſache falſch gebraucht iſt 5), hat nach dem Wortlaute die 
beſondere Einladung jedes einzelnen Aktionärs in jedem Falle 
zu erfolgen, ohne Rückſicht darauf, ob Namen- oder Inhaber⸗ 
aktien ausgegeben worden ſind, in dem letzten Falle außer⸗ 
dem öffentliche Bekanntmachung. Indeſſen muß man den 
Ausdruck „jedem Aktionär“ in Abſ. 1 reſtriktiv auslegen, 
nämlich im Sinne von Eigentümer von Namenaktien, da 
dem Vorſtande vielfach die Eigentümer von Inhaberaktien 
unbekannt ſein werden, ſo daß zwei verſchiedene Berufungs⸗ 
formen vorgeſchrieben ſind, die eine für die Eigentümer von 
Namenaktien, die andere für die Eigentümer von Inhaber⸗ 
aktien. Aus demſelben Artikel ergibt ſich, daß dieſer Unter⸗ 


54) Im Weſentlichen ebenſo die beiden anderen Überſetzungen. 
55) In dieſem Punkte find die beiden anderen üÜberſetzungen nicht fo 
unlogiſch. 
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ſchied auch von Bedeutung iſt für die Zeit, zu der die Be⸗ 
rufung zu geſchehen hat: die Spezialeinladung hat mindeſtens 
zwei, die öffentliche Bekanntmachung mindeſtens drei Wochen 
vor dem Tage der Verſammlung ſtattzufinden, während nach 
dem A. D. HGB. (Art. 238 Abſ. 1) die Mindeſtfriſt ſtets 
zwei Wochen beträgt. 

Bei der Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung ge⸗ 
währt jede Aktie eine Stimme; jedoch kann die Satzung eine 
Höchſtzahl der Stimmen derjenigen Aktionäre feſtſetzen, welche 
elf oder mehr Aktien beſitzen (J. HGB. Art. 162) — im 
deutſchen Rechte iſt die Satzung an dieſe Schranke nicht ge⸗ 
bunden (A. D. HGB. Art. 221 in Verb. mit Art. 190 Abſ. 1). 
Kein Stimmrecht haben nach beiden Rechten Aktionäre, die 
bei der Beſchlußfaſſung der Geſellſchaft als unmittelbar in⸗ 
tereſſiert gegenüberſtehen (J. HGB. Art. 161 Abſ. 4, A. D. 
HGB. Art. 221 in Verb. mit Art. 190 Abſ. 3). Nach beiden 
iſt auch Vertretung bei der Ausübung des Stimmrechtes 
ſtatthaft (J. HGB. Art. 161 Abſ. 3, A. D. HGB. Art. 221 
in Verb. mit Art. 190 Abſ. 2). Eine Eigentümlichkeit des 
japaniſchen Rechtes enthält der Satz: „Wer Aktien auf den 
Inhaber hat, kann ſein Stimmrecht nur ausüben, wenn er 
die Aktienſcheine eine Woche vor dem Tage der Verſamm⸗ 
lung bei der Aktiengeſellſchaft hinterlegt“ (J. HGB. Art. 161 
Abſ. 2). 

Die Beſchlußfaſſung erfolgt wie im deutſchen Rechte 
(A. D. HGB. Art. 209 a Abſ. 1 Z. 5) grundſätzlich mit ein⸗ 
facher Stimmenmehrheit der erſchienenen Aktionäre (J. HGB. 
Art. 161 Abſ. 1). Ausnahmsweiſe iſt ein qualifizierter Beſchluß 
nötig, wie im deutſchen Rechte — indeſſen ſind die Erforder⸗ 
niſſe eines ſolchen nicht ebenſo wie in dieſem beſtimmt: in 
allen Ausnahmefällen muß nämlich „mindeſtens die Hälfte 
aller Aktionäre, welche mindeſtens die Hälfte des Kapitals ver⸗ 
treten, zugegen ſein“, im Übrigen iſt Stimmenmehrheit aus⸗ 
reichend; wenn jene Zahl Aktionäre nicht erſchienen iſt, kann 
ein „vorläufiger Beſchluß“ gefaßt werden, über deſſen Schick⸗ 
ſal eine zweite binnen Monatsfriſt zu berufende General⸗ 
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verſammlung mit einfacher Stimmenmehrheit der erſchienenen 
Aktionäre entſcheidet. Die Ausnahmefälle ſind: Aufnahme 
einer öffentlichen Anleihe ), Auflöſung oder Fuſion der 
Geſellſchaft, Statutenänderung mit der Maßgabe, daß, wenn 
das „den Zweck der Geſellſchaft bildende Unternehmen“ ge⸗ 
ändert werden ſoll, ein „vorläufiger Beſchluß“ unzuläſſig iſt 
(J. HGB. Art. 209, 199, 222). 

Die Folge der Verletzung dieſer Vorſchriften iſt im 
japaniſchen Rechte nicht ganz ebenſo wie im deutſchen beſtimmt. 
Während nach dieſem ein Beſchluß im Falle nicht ordnungs⸗ 
mäßiger Berufung der Generalverſammlung anfechtbar, im 
Falle nicht ordnungsmäßiger Beſchlußfaſſung dagegen nichtig 
iſt, erklärt das japaniſche Recht den Beſchluß in dem zweiten 
wie in dem erſten Falle nur für anfechtbar, und zwar gibt 
es das Anfechtungsrecht nur den Aktionären, aber jedem 
einzelnen von ihnen, mit der alleinigen Maßgabe, daß der 
nicht zum Vorſtande oder zum Aufſichtsrate gehörende Aktionär 
ſeine Aktien zu hinterlegen und auf Verlangen der Geſell⸗ 
ſchaft außerdem eine angemeſſene Sicherheit zu ſtellen hat; 
die Anfechtungsfriſt beträgt wie bei uns einen Monat (J. HGB. 
Art. 163, A. D. HGB. Art. 222 in Verb. mit Art. 190a, 
190b). 

b) Für die Normierung der Stellung des Vorſtandes 
iſt karakteriſtiſch, daß der Autonomie der Aktiengeſellſchaft 
nicht ein ſo weiter Spielraum gelaſſen iſt, wie im deutſchen 
Rechte. Während dieſes die Satzung entſcheiden läßt über 
die Beſtellung, die Zuſammenſetzung, die Dauer der An⸗ 
ſtellung des Vorſtandes (A. D. HGB. Art. 209 Abſ. 2 Z. 5, 
227 Abſ. 2), regelt alle dieſe Punkte das J. HGB. ſelbſt. 
Der Vorſtand iſt von der Generalverſammlung zu wählen 
(J. HGB. Art. 164); er muß aus mindeſtens drei Per⸗ 
ſonen beſtehen (J. HGB. Art. 165); ſeine Mitglieder dürfen 
auf höchſtens drei Jahre beſtellt werden — Wiederwahl iſt 
jedoch geſtattet, andererſeits ift die Beſtellung ohne Rückſicht 


56) Vgl. unten S. 286 f. 
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auf die vereinbarte Zeit wie bei uns (A. D. HGB. Art. 227 
Abſ. 3) jederzeit widerruflich (J. HGB. Art. 166). Eine 
beſonders bedeutſame Abweichung von dem deutſchen Rechte 
liegt darin, daß die Mitglieder des Vorſtandes Aktionäre 
ſein müſſen (J. HGB. Art. 164); bei der Übernahme ihrer 
Stellung müſſen ſie zudem die in der Satzung beſtimmte 
Zahl Aktien ) beim Auſſichtsrate hinterlegen (J. HGB. 
Art. 168). | 

Für das Verhältnis zwiſchen dem Vorſtande und der 
Aktiengeſellſchaft gilt inſoweit das Gleiche wie im deutſchen 
Rechte, als er die Geſchäfte der Geſellſchaft zu führen hat 
(J. HGB. Art. 169), ein Konkurrenzverbot für ſeine Mit⸗ 
glieder beſteht (J. HGB. Art. 175, A. D. HGB. Art. 232), 
die Satzung entſcheidend iſt für die Frage nach der Ent⸗ 
geltlichkeit oder Unentgeltlichkeit, ſowie die Art der Ver⸗ 
gütung ſeiner Dienſte (J. HGB. Art. 179, A. D. 668. 
Art. 227 Abi. 2). 

Was insbeſondere die Geſchäftsführung anlangt, fo gilt 
in Ermangelung einer anderen ſtatutariſchen Beſtimmung 
ſtets der Grundſatz der Kollektivgeſchäftsführung — wie im 
deutſchen Rechte, wenn der Vorſtand aus mehreren Perſonen 
beſteht —, mit der Maßgabe, daß bei Meinungsverſchieden⸗ 
heit Stimmenmehrheit entſcheidet (J. HGB. Art. 169). Dem 
Vorſtande ſind eine Reihe ſpezieller Pflichten geſetzlich auf⸗ 
erlegt: wie nach dem deutſchen Rechte hat er die General⸗ 
verſammlung zu berufen, „ſobald die Hälfte des Kapitals 
verloren ift”, (J. HGB. Art. 174 Abſ. 1, A. D. HGB. Art. 240 
Ab. 1) und bei Überſchuldung der Geſellſchaft den Antrag 
auf Konkurseröffnung zu ſtellen (J. HGB. Art. 174 Abſ. 2, 
A. D. HGB. Art. 240 Abſ. 2). Daß er verpflichtet iſt, für 
die entſprechende Buchführung zu ſorgen, iſt nicht wie im 
A. D. HGB. (Art. 239 Abſ. 1) ausdrücklich geſagt, gilt aber 
zweifellos trotzdem. Dagegen ſchreibt das J. HGB. (Art. 190, 
191, 192) ihm im Anſchluſſe an das A. D. HGB. (Art. 239 


57) Vgl. oben S. 371. 
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Abſ. 2) vor, gewiſſe Schriftſtücke, zum Beiſpiel die Bilanz und 
die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung, vor der ordentlichen General⸗ 
verſammlung dem Aufſichtsrate vorzulegen, ſie ſodann mit 
dem darüber erſtatteten Gutachten des Aufſichtsrates zur Ein⸗ 
ſicht der Aktionäre und Gläubiger der Geſellſchaft „in der 
Hauptniederlaſſung niederzulegen“ und ſie endlich der General⸗ 
verſammlung vorzulegen. Weiter verordnet das J. HGB. 
(Art. 171): „Der Vorſtand hat den Geſellſchaftsvertrag und 
die Protokolle über die Beſchlüſſe der Generalverſammlung 
in der Hauptniederlaſſung und Zweigniederlaſſung, ſowie das 
Aktienbuch und Schuldverſchreibungsbuch in der Hauptnieder⸗ 
laſſung niederzulegen. Die Aktionäre und die Gläubiger der 
Geſellſchaft können jederzeit während der Geſchäftsſtunden 
Einſicht in die vorſtehend aufgeführten Schriftſtücke verlangen.“ 
In unmittelbarem Anſchluſſe an dieſe Vorſchriften beſtimmt 
das J. HGB. (Art. 172 f.), was in das Aktienbuch und in 
das Schuldverſchreibungsbuch einzutragen iſt, woraus ſich 
offenbar ergibt, daß der Vorſtand auf die Vornahme der 
Eintragungen zu achten hat. Das Aktienbuch iſt weſentlich 
das Verzeichnis der Eigentümer der etwaigen Namenaktien 
und der Nummern der etwaigen Inhaberaktien 58); das 
„Schuldverſchreibungsbuch“ iſt beſtimmt zur Aufnahme von 
Eintragungen über „Schuldverſchreibungen“ 59). 

Dieſen Schuldverſchreibungen iſt eine beſondere „Ab⸗ 
theilung“ des aktienrechtlichen Abſchnittes des J. HGB. 60) 
gewidmet, ohne daß man hier im A. D. HGB. ein Vorbild 
gehabt hat. Es handelt ſich um Schuldurkunden, die für 
die einzelnen Teile der von Aktiengeſellſchaften aufgenommenen 
öffentlichen Anleihen ausgeſtellt werden. Zur Aufnahme einer 
ſolchen Anleihe iſt ein qualifizierter Beſchluß der General⸗ 
verſammlung erforderlich (J. HGB. Art. 199). Die Auf⸗ 


58) Vgl. oben S. 380. 
59) In den beiden anderen überſetzungen: „debentures“, „obliga- 
tions“. 


60) Vgl. oben S. 369. 
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forderung zur Übernahme der Anleiheſcheine hat durch den 
Vorſtand in beſtimmter Form zu erfolgen (J. HGB. Art. 203). 
Die Anlehensſumme darf den auf die Aktien eingezahlten 
Betrag nicht überſteigen (J. HGB. Art. 200). Die einzelnen 
Anleiheſcheine dürfen nicht auf weniger als auf 20 Yen 
lauten (J. HGB. Art. 201). Sie können auf den Inhaber 
oder auf Namen ausgeſtellt werden; in dieſem Falle iſt zur 
Vollwirkſamkeit ihrer Veräußerung — Dritten wie der Geſell⸗ 
ſchaft gegenüber — Vermerkung des Namens des Erwerbers 
auf dem Scheine und in dem Schuldverſchreibungsbuche er⸗ 
forderlich (J. HGB. Art. 206). Wenn der ganze Betrag 
einer Namenpartiale eingezahlt iſt, kann der Gläubiger ver⸗ 
langen, daß der Schein auf den Inhaber geſtellt werde, 
und umgekehrt kann ein Gläubiger jederzeit fordern, daß 
ſeine Inhaberpartiale in eine Namenpartiale umgewandelt 
werde (J. HGB. Art. 207) 61). Warum man fo eingehend 
gerade die öffentliche Anleihe der Aktiengeſellſchaften und 
nicht lieber die öffentliche Anleihe ſchlechthin in einem be⸗ 
ſonderen Abſchnitte geregelt hat, iſt nicht erſichtlich; es hätte 
in dieſem Falle genügt, ſpeziell für jene die erwähnten Be⸗ 
ſtimmungen der Art. 199, 200 und etwa noch 201 auf: 
zunehmen. 

Nach außen hat der Vorſtand unbeſchränkte Handlungs⸗ 
macht in demſelben Umfange wie der offene Geſellſchafter — 
wie nach dem A. D. HGB. (Art. 227, Abſ. 1); jedoch be⸗ 
ſteht, anders als im deutſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 229), 
nicht der Grundſatz der Kollektivorganſchaft, vielmehr kann 
jedes einzelne Vorſtandsmitglied ſelbſtändig handeln (J. HGB. 
Art. 170) 62), ein recht bedenklicher Satz, der auch mit dem 
Prinzip der Kollektivgeſchäftsführung €?) nicht im Ein: 
klange ſteht. 


61) Wie bei den Aktien; vgl. oben S. 380. 

62) J. HGB. Art. 170 Satz 1: „Jedes Vorſtandsmitglied vertritt die 
Geſellſchaft.“ Zu dem Ausdrucke „vertreten“ vgl. S. 363 Anm. 11. 

63) Vgl. oben S. 385. 
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Beſonderheiten des japanischen Rechtes enthalten auch 
die Sätze: 3 | 

„Ein Vorſtandsmitglied kann nur mit Erlaubniß des 
Aufſichtsraths für eigene Rechnung oder für Rechnung 
Dritter Geſchäfte mit der Geſellſchaft abſchließen“ (J. HGB. 
Art. 176); „Wenn der Vorſtand eine Handlung vornimmt, 
welche einem Geſetz oder einer Verordnung oder dem Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag zuwiderläuft, jo wird er Dritten gegenüber 
von Haftung auf Schadenserſatz auch dann nicht frei, wenn 
er auf Grund eines Beſchluſſes der Generalverſammlung der 
Aktionäre gehandelt hat. Dieſe Beſtimmung findet keine 
Anwendung auf ein Vorſtandsmitglied, welches in der General⸗ 
verſammlung gegen die betreffende Handlung Widerſpruch 
erhoben und dem Aufſichtsrath Anzeige darüber erſtattet hat“ 
(J. HGB. Art. 177). 

c) Auch der Aufſichtsrat ſteht in manchen wichtigen 
Punkten unter anderen als den deutſchen Regeln. Seine 
Beſtellung erfolgt freilich auch nach dem japaniſchen Rechte 
durch die Generalverſammlung (J. HGB. Art. 189 in Verb. 
mit Art. 164, A. D. HGB. Art. 224 in Verb. mit Art. 191 
Abſ. 1), und auch nach dem japaniſchen Rechte find grund- 
ſätzlich die Mitglieder des Vorſtandes nicht fähig, in den 
Aufſichtsrat gewählt zu werden — im Übrigen ift dieſe Fähig⸗ 
keit nur den Prokuriſten ““) abgeſprochen, jo daß andere 
dauernde Vertreter ) oder Beamte der Aktiengeſellſchaft, 
anders als in Deutſchland, in Japan nicht disqualifiziert 
find (J. HGB. Art. 184, A. D. HGB. Art. 225a Abſ. 1). 
Auch inſofern weicht das japaniſche Recht von dem deutſchen 
ab, als die Mitglieder des Aufſichtsrates Aktionäre ſein 
müſſen, dagegen eine Mindeſtzahl derſelben nicht geſetzlich 
vorgeſchrieben iſt (J. HGB. Art. 189 in Verb. mit Art. 164, 
A. D. HGB. Art. 224 in Verb. mit Art. 191 Abſ. 1). 
Während alſo das japaniſche Recht für den Vorſtand min⸗ 


64) Vgl. diefe Zeitſchriſt Bd. LI S. 38 ff. 
65) Vgl. a. a. O. S. 35 ff. 
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deſtens drei Mitglieder vorjchreibt 6°), genügt nach ihm für 
den Aufſichtsrat eine einzige Perſon — gerade umgekehrt wie 
im deutſchen Rechte. Ganz zweifellos verdient der deutſche 
Standpunkt den Vorzug. Immerhin wird die Gefahr, welche 
die japaniſche Regelung in ſich birgt, etwas gemindert durch 
die Beſtimmung, daß der Aufſichtsrat nur auf ein Jahr — 
nicht wie bei uns auf fünf Jahre — beſtellt werden kann, 
unbeſchadet der Möglichkeit der Wiederwahl, aber auch der 
freien Widerruflichkeit der Beſtellung (J. HGB. Art. 180, 189 
in Verb. mit Art. 167, A. D. HGB. Art. 224 in Verb. mit 
Art. 191 Abſ. 3, 4). Auch ſchreibt das J. HGB. aus⸗ 
drücklich vor, daß ein Mitglied des Aufſichtsrates feiner 
Stellung verluſtig geht, „wenn es in Konkurs verfällt oder 
entmündigt wird“ (J. HGB. Art. 188) — für die Mitglieder 
des Vorſtandes iſt dies nicht verordnet. Die Vergütung der 
Dienſte findet wie bei uns nach Maßgabe der Satzung ſtatt 
(J. HGB. Art. 189 in Verb. mit Art. 179). 

Die Funktionen des Aufſichtsrates find die gleichen wie 
nach dem A. D. HGB. Er hat den Vorſtand bei ſeiner Ge⸗ 
ſchäftsführung zu überwachen (J. HGB. Art. 181, 183, 
A. D. HGB. Art. 225 Abſ. 1). Organ der Aktiengeſellſchaft 
mit Kontrahierbefugnis iſt er nicht, auch nicht den Vorſtands⸗ 
mitgliedern gegenüber — die gegenteilige Beſtimmung des 
neuen deutſchen Handelsgeſetzbuches ($ 247) hat fih das 
japaniſche Recht nicht zu eigen gemacht —, wohl aber hat 
er gegen die Vorſtandsmitglieder die etwaigen Prozeſſe der 
Geſellſchaft zu führen (J. HGB. Art. 185 Abſ. 1, A. D. HGB. 
Art. 223 in Verb. mit Art. 194). Daß ein Mitglied des 
Aufſichtsrates, wenn es „ſeine dienſtlichen Obliegenheiten ver⸗ 
nachläſſigt“, der Geſellſchaft und Dritten auf Schadenserſatz 
haftet (J. HGB. Art. 186), brauchte nicht beſonders ver⸗ 
ordnet zu werden. 


Auf die Vorſchriften über die Organiſation der Aktien⸗ 
geſellſchaft folgt unter der Überſchrift „Rechnungsverhält⸗ 


66) Vgl. oben S. 384. 
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niſſe *) der Geſellſchaft“ ein buntes Gemiſch von Beſtim⸗ 
mungen verſchiedenartigen Inhaltes, die weder unter jene 
Überſchrift pafen, noch überhaupt zuſammengehören: dem 
Vorſtande werden etliche Pflichten auferlegt, die mit ſeiner 
Buchführungspflicht im Zuſammenhange ſtehen (J. HGB. 
Art. 190 bis 192) — ſie ſind von uns bereits erwähnt wor⸗ 
den €$); ein Minderheitsrecht wird den Aktionären zuerkannt 
(J. HGB. Art. 198); die übrigen Beſtimmungen betreffen die 
Gewinnverteilung (J. HGB. Art. 194 bis 197) — die beiden 
letzten Gruppen von Vorſchriften werden ſpäter betrachtet 
werden 6). 

5. Wenn auch nicht gerade für den Geſetzgeber, ſo 
iſt es doch für den Syſtematiker unerläßlich, die Stellung 
der Aktionäre für ſich zu behandeln. Das J. HGB. enthält 
Beſtimmungen über die Pflichten und Rechte der Aktionäre 
bald in dieſer, bald in jener ſeiner bisher vorgeführten 
aktienrechtlichen „Abtheilungen“, was bereits wiederholt an⸗ 
gedeutet worden iſt. Nunmehr ſollen die Vorſchriften im 
Zuſammenhange erörtert werden. 

a) Was zunächſt die Pflichten der Aktionäre anlangt, 
ſo ſind dieſe, abgeſehen von den etwa zu leiſtenden Sach⸗ 
einlagen“), zur Zahlung des Nennbetrages oder im Falle 
der Überpariemiſſion des beſtimmten höheren Betrages ihrer 
Aktien verpflichtet. 

Ein Artikel des J. HGB.s (Art. 144) lautet: 

„Die Haftung der Aktionäre beſchränkt ſich auf den 
Geldbetrag der von ihnen übernommenen oder erworbenen 
Aktien. 


67) In den anderen Überſetzungen: „accounts“, „comptes“. 

68) Bal. oben S. 385 f. Dazu kommt noch J. HGB. Art. 193: „Es 
wird angenommen, daß die Geſellſchaft mit der gemäß Art. 192 
Abſ. 1 von der ordentlichen Generalverſammlung ertheilten Ge⸗ 
nehmigung den Vorſtand und den Auffichtsrath aus feiner Haftung 
entlaſſe. Dies gilt jedoch nicht, ſoweit dem Vorſtand oder dem 
Auſſichtsrath eine unrechtmäßige Handlungsweiſe zur Laſt fällt.“ 

69) Vgl. unten S. 395 f., 393 f. 

70) Vgl. oben S. 372. 
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Ein Aktionär kann der Geſellſchaft in Bezug auf die 
Einzahlung der Aktienbeträge nicht die Einrede der Auf⸗ 
rechnung entgegenſetzen.“ 

Der Sinn des zweiten Abſatzes iſt klar — er gibt 
deutſches Recht wieder (A. D. HGB. Art. 219 Abſ. 2 in 
Verb. mit Art. 184c). Dagegen ift nicht ohne Weiteres 
erſichtlich, welche Bedeutung der erſte Abſatz hat: ſoll damit 
wiedergegeben fein die Beſtimmung des A. D. HGB. 
(Art. 207 Abſ. 1), daß die Geſellſchafter für die Verbindlich⸗ 
keiten der Geſellſchaft nicht perſönlich haften, oder die Be⸗ 
ſtimmung des A. D. HGB.s (Art. 219 Abſ. 1), daß die 
Verpflichtung der Geſellſchafter, zu den Zwecken der Geſell⸗ 
ſchaft und zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten beizutragen, 
durch den Aktienbetrag begrenzt wird? Denn aus der Faſſung ““) 
an ſich kann man ja nicht entnehmen, wem gegenüber die 
Haftung beſchränkt fein fol ??). Man wird glauben müfjen, 
daß in dem Satze die erſte jener beiden Beſtimmungen des 
deutſchen Rechtes zum Ausdrucke gelangen ſollte, wobei aller⸗ 
dings weiter zu bemerken iſt, daß von einer Haftung der 
Aktionäre für Geſellſchaftsſchulden, alſo von einem gewiſſen 
Zuſtande, in dem ſie ſich unmittelbar den Geſellſchafts⸗ 
gläubigern gegenüber befinden, in Wahrheit nicht die Rede 
ſein kann, da für die Schulden einer juriſtiſchen Perſon 
einzig und allein das Vermögen dieſer juriſtiſchen Perſon 
haftet, ſofern nicht etwas Anderes ausdrücklich vorgeſchrieben 
iſt, wie zum Beiſpiel für die offene Handelsgeſellſchaft des ja⸗ 
paniſchen Rechtes“), — auch beſchränkt, nämlich mit den 
Beträgen ihrer Aktien, haften die Aktionäre den Geſellſchafts⸗ 
gläubigern nicht: was von dieſen in der Zwangsvollſtreckung 
angegriffen wird, das iſt juriſtiſch ausſchließlich das Ver⸗ 
mögen der Aktiengeſellſchaft. Indeſſen wird man die Geltung 


71) Ebenſo die beiden anderen Überſetzungen. 

72) über dieſelbe ſaloppe Ausdrucksweiſe an anderer Stelle vgl. oben 
S. 360. 

73) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LIL S. 467. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 26 
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auch der zweiten jener Beſtimmungen des A. D. HGB.s für 
das japaniſche Recht behaupten müſſen, und zwar in ganz 
ſtrikter Durchführung, ſo daß die zweckmäßige Milderung des 
neuen deutſchen Handelsgeſetzbuches ($ 212) in Japan nicht 
Rechtens iſt. 

Hinſichtlich der Zeit, zu der die Aktienbeträge zu zahlen 
ſind, iſt wie im deutſchen Rechte die Satzung maßgebend — 
abgeſehen von den ſchon vor der Entſtehung der Aktien⸗ 
geſellfchaft zu leiſtenden Einzahlungen —, jedoch ſchreibt das 
J. HGB. (Art. 152 Abſ. 1) vor: „Die Aufforderung zu 
einer Einzahlung auf die Aktien muß jedem Aktionär min⸗ 
deſtens zwei Wochen vorher zugehen.“ 

Für den Fall der Säumigkeit des zahlungspflichtigen 
Aktionärs kann ſtatt der Klage ein dem deutſchen Kadu⸗ 
zierungsverfahren (A. D. HGB. Art. 219 Abſ. 1 in Verb. mit 
Art. 184a, 184 b) nachgebildeter Weg beſchritten werden, der 
freilich in nahezu ſämtlichen Einzelheiten anders als jenes 
ausgebaut iſt. „Wenn ein Aktionär zu der beſtimmten Zeit 
die Einzahlung nicht macht, ſo kann die Geſellſchaft ihn 
anderweit auffordern, die Einzahlung binnen einer beſtimmten 
Friſt zu machen, und ihm eröffnen, daß er ſein Recht als 
Aktionär verliere, wenn er auch innerhalb dieſer Friſt die 
Einzahlung nicht leiſte. Die Friſt muß mindeſtens zwei Wochen 
betragen“ (J. HGB. Art. 152 Abi. 2). Daß die Aufforde⸗ 
rung in öffentlichen Blättern bekannt zu machen iſt, wird nicht 
vorgeſchrieben. „Wenn der Aktionär, trotzdem die Geſellſchaft 
das in Art. 152 vorgeſchriebene Verfahren durchgeführt hat, 
die Einzahlung nicht macht, fo verliert er fein Recht“ (J. HGB. 
Art. 153 Abſ. 1). Der Verluſt des Rechtes tritt alſo ipso 
jure mit dem Ablaufe jener Friſt ein, ohne daß es wie im 
deutſchen Rechte der Ausſchlußerklärung bedarf. Nunmehr 
hat „die Geſellſchaft alle Veräußerer der Aktie aufzufordern, 
die Einzahlung binnen einer Friſt, welche mindeſtens zwei 
Wochen betragen muß, zu machen. Derjenige Veräußerer, 
welcher zuerſt den rückſtändigen Betrag einzahlt, erwirbt die 
Aktie“ (J. HGB. Art. 153 Abſ. 2). Die Vormänner des 
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Säumigen haben demnach das Recht, die Einzahlung zu machen 
und dadurch die Aktie zu erwerben, nicht aber haften ſie wie 
im deutſchen Rechte für die Einzahlung. Wird auf dieſem 
Wege die Einzahlung nicht geleiſtet, ſo muß die Geſellſchaft 
die Aktie öffentlich verſteigern. Wenn der hierbei erzielte Erlös 
hinter dem geſchuldeten Aktienbetrage zurückbleibt, ſo hat der 
„urſprüngliche“ 74) Aktionär den Fehlbetrag zu zahlen; „wenn 
derſelbe jedoch nicht binnen zwei Wochen erfüllt, ſo kann die 
Geſellſchaft den Anſpruch auf Erfüllung gegen jeden Ver⸗ 
äußerer der Aktie geltend machen“ (J. HGB. Art. 153 
Abſ. 3) — inſoweit iſt mithin eine Haftung der Vormänner be⸗ 
gründet, und zwar iſt der Regreß Sprungregreß; die Haftung 
beſteht aber nur bis zum Ablaufe von zwei Jahren ſeit der 
Eintragung der Veräußerung der Aktie im Aktienbuche (J. HGB. 
Art. 154). Zweifel können darüber entſtehen, wer mit jenem 
„urſprünglichen“ Aktionär gemeint iſt, ob der ſäumige Aktionär, 
der ſeines Rechtes verluſtig gegangen iſt, oder der erſte Eigen⸗ 
tümer der Aktie, der Primitivaktionär. Wir glauben, uns 
für die erſte Antwort entſcheiden zu müſſen, da kein Grund 
dafür erſichtlich iſt, weshalb der Primitivaktionär unter den 
Vormännern des Säumigen eine Ausnahmeſtellung einnehmen 
ſollte. Jedenfalls verdient die zweideutige Ausdrucksweiſe des 
Geſetzes Tadel. 

b) Eine erſchöpfende Aufzählung der Rechte der Aktionäre 
kann hier unterbleiben. Es ſollen nur betrachtet werden 
das Dividendenrecht und die Minderheitsrechte. 

Wie im deutſchen Rechte beſtehen im japaniſchen be⸗ 
ſondere Vorſchriften für die Gewinnverteilung. 

Hier wie dort ift die Bildung eines Reſervefonds 75) 
vorgeſchrieben: mindeſtens der zwanzigſte Teil des jährlichen 
Reingewinnes iſt ſo lange zu dieſem Fonds abzuführen, bis 


74) In den anderen Überſetzungen: „the original holder,“ , l’action- 
naire originaire.“ 

75) Lönholm überſetzt: „Notgeld,“ „reserve fund“, „fonds de 
réserve.“ 
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der vierte — nicht wie bei uns der zehnte — Teil des Grund⸗ 
kapitals erreicht iſt, ſowie der durch Überpariemiſſion der Aktien 
erzielte Gewinn, und zwar dieſer nicht wie nach dem A. D. HGB. 
ſchlechthin, ſondern gleichfalls nur, bis jener Betrag erreicht 
iſt (J. HGB. Art. 194, A. D. HGB. Art. 239 b in Verb. mit 
Art. 185b). Der Satz, daß bei der Aufſtellung der Bilanz 
außer dem Reſervefonds das Grundkapital unter die Paſſiva 
aufzunehmen iſt, iſt auch in Japan Rechtens (J. HGB. 
Art. 195 Abſ. 1, A. D. HGB. Art. 239 b in Verb. mit 
Art. 185 a Ziff. 5). Dagegen ift ein Erneuerungsfonds nicht 
obligatoriſch. Der Gewinn iſt zu verteilen „nach dem 
Verhältniß der gemäß dem Geſellſchaftsvertrage eingezahlten 
Aktienbeträge, ſoweit nicht für die von der Geſellſchaft aus⸗ 
gegebenen Vorzugsaktien abweichende Beſtimmungen getroffen 
ſind“ (J. HGB. Art. 197, vgl. neues deutſches Handels⸗ 
geſetzbuch § 214). Wie ift es zu halten, wenn eine Gewinn: 
verteilung ohne Beobachtung der Vorſchriften über die Be⸗ 
rechnung der Paſſiva vorgenommen worden iſt? Das deutſche 
und das japaniſche Recht geben darauf nicht die gleiche 
Antwort. Das deutſche Recht ſpricht zwar den Geſellſchafts⸗ 
gläubigern die Befugnis an ſich nicht ab, geſetzwidrig ver⸗ 
teiltes Vermögen der Geſellſchaft unmittelbar von den 
Aktionären zurückzufordern, ſchützt aber gutgläubige Aktionäre; 
das iſt der Sinn der Vorſchrift: „Der Aktionär iſt in keinem 
Falle verpflichtet, die in gutem Glauben empfangenen. 
Dividenden zurückzugeben“ (A. D. HGB. Art. 218) 7%). Das 
J. HGB. (Art. 195 Abſ. 2) dagegen verordnet nur: „Wenn 
eine Vertheilung dieſer Beſtimmung 77) zuwider vorgenommen 
worden iſt, ſo können die Gläubiger der Geſellſchaft die Zu⸗ 
rückzahlung der Beträge verlangen,“ ſo daß den Gläubigern 


76) Vgl. auch V. Ring, Das Reichsgeſetz betreffend die Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien und die Aktiengeſellſchaften vom 18. Juli 
1884, 2. Aufl. 1893, Nr. 1, 2 zu Art. 218, und für das neue 
Handelsgeſetzbuch K. Lehmann und V. Ring, Das Handels⸗ 
geſetzbuch für das Deutſche Reich, Bd. I 1902, Nr. 2, 3 zu $ 217. 

77) Nämlich Art. 195 Abſ. 1; fiehe darüber oben diefe Seite. 
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zu Gunſten gutgläubiger Aktionäre eine Schranke nicht ge⸗ 
zogen iſt. 

Der Satz, daß den Aktionären keine feſten Zinſen zu⸗ 
geſichert werden dürfen, iſt aus dem A. D. HGB. (Art. 217 
Abſ. 1) in das J. HGB. nicht übernommen worden; wenn 
aber in dieſem ausdrücklich die Zuſicherung von Bauzinſen 
zugelaſſen wird (J. HGB. Art. 196), ſo iſt durch argumentum 
a contrario die Geltung jenes Satzes auch für Japan zu 
folgern. Freilich iſt das japaniſche Recht hinſichtlich der Bau⸗ 
zinſen ſtrenger als das deutſche. Während nach dieſem nur die 
Vorausſetzungen beſtehen, daß mit dem vollen Betriebe noch 
nicht begonnen werden kann, das Unternehmen vielmehr erſt 
vorbereitet werden muß, daß der entſprechende Zeitraum in 
der Satzung angegeben iſt, und daß eine beſtimmte, im 
Übrigen aber nicht begrenzte Höhe der für dieſen Zeitraum zu 
gewährenden Zinſen bedungen iſt (A. D. HGB. Art. 217 
Abſ. 2), verordnet das J. HGB. (Art. 196): „Wenn feſt⸗ 
ſteht, daß die Geſellſchaft nach der Natur ihres Geſchäfts⸗ 
betriebs mindeſtens zwei Jahre lang nach der gemäß den 
Beſtimmungen des Art. 141 Abſ. 178) im Orte der Haupt- 
niederlaſſung erfolgten Eintragung den Betrieb nicht be⸗ 
ginnen kann, ſo kann die Geſellſchaft im Geſellſchaftsvertrag 
beſtimmen, daß die Aktionäre bis zum Beginne des Betriebes 
beſtimmte Zinſen, welche jedoch den geſetzlichen Zinsfuß 7°) 
nicht überſchreiten dürfen, erhalten ſollen. Für eine ſolche 
Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags muß die Genehmigung 
des Gerichts eingeholt werden.“ 

Über die Minderheitsrechte der Aktionäre ſoll Folgendes 
bemerkt werden. Von den Fällen, in denen ſolche nach dem 
A. D. HGB. beſtehen, kehren im J. HGB. nur drei wieder: 
das Recht, die Berufung der Generalverſammlung zu ver⸗ 
langen und unter Umſtänden vorzunehmen?) (J. HGB. 


78) Vgl. oben S. 377. 
79) Vgl. unten S. 406. 
80) Vgl. oben S. 381. 
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Art. 160, A. D. HGB. Art. 237 Abſ. 1, 3), das Recht, die 
Erhebung der Klage gegen die Mitglieder des Vorſtandes 
und des Aufſichtsrates zu fordern (J. HGB. Art. 178, 185 
Abſ. 2, 187, A. D. HGB. 223), ſowie das Recht, die Er: 
nennung von Reviſoren zu verlangen (J. HGB. Art. 198, 
A. D. HGB. Art. 222 a); jedoch handelt es ſich bei den 
beiden letztgenannten Rechten nur um die Geſchäftsführung, 
nicht, wie im A. D. HGB., auch um die Gründung, was 
damit im Zuſammenhange ſteht, daß die Spezialvorſchriften 
des A. D. HGB.s über die Verantwortlichkeit gewiſſer Per- 
ſonen für die Ordnungsmäßigkeit des Gründungsherganges 
in das J. HGB. nicht aufgenommen find). Die übrigen 
Minderheitsrechte des A. D. HGBi.s find nicht in das J. HGB. 
übergegangen: nicht das Recht, die Erhebung der Klage gegen 
die Liquidatoren zu verlangen, nicht das Recht, die Vertagung 
der Verhandlung der Generalverſammlung zu verlangen, 
nicht das Recht, die Aufnahme beſtimmter Gegenſtände in 
die Tagesordnung der Generalverſammlung zu verlangen 
(A. D. HGB. Art. 223, 239 a Abſ. 2, 237 Abſ. 2), auch 
nicht das im neuen deutſchen Handelsgeſetzbuche ($ 295 
Abſ. 2) hinzugekommene Recht, die gerichtliche Ernennung von 
Liquidatoren zu beantragen. Auf der anderen Seite geht 
das J. HGB. (Art. 228 Abſ. 2) über das deutſche Recht 
hinaus, indem es das Recht, die gerichtliche Abſetzung von 
Liquidatoren zu beantragen, in den Kreis jener Rechte auf⸗ 
nimmt. Wie die Fälle der Minderheitsrechte im japaniſchen 
Rechte abweichend vom deutſchen beſtimmt ſind, ſo iſt auch 
die Minderheit ſelbſt in anderer Weiſe begrenzt: während 
bei uns die Grenze verſchieden gezogen iſt, wird in Japan 
die Minderheit in allen Fällen gebildet durch Aktionäre, die 
mindeſtens den zehnten Teil des Grundkapitals vertreten — 
eine ſchablonenhafte Regelung, bei der man die richtige 
Wertung der einzelnen Minderheitsrechte vermißt. 

6. Beſtimmungen über die Veränderung des Grund⸗ 


81) Vgl. oben S. 378. 
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kapitals finden ſich im J. HGB. in der „Abtheilung“ mit 
der Überſchrift: „Die Anderung des Geſellſchaftsvertrags“, 
nachdem zuvor die Art und Weiſe näher geregelt iſt, wie 
überhaupt eine Statutenänderung von der Generalverſamm⸗ 
lung beſchloſſen werden kann (J. HGB. Art. 208 f.), — über 
diefe qualifizierte Beſchlußfaſſung ift ſchon berichtet worden). 
Während die Erhöhung des Grundkapitals eingehend be⸗ 
handelt iſt (J. HGB. Art. 210 bis 219), begnügt ſich das 
Geſetz, für die Herabſetzung des Grundkapitals zu verordnen, 
daß die Generalverſammlung über die Art und Weiſe der 
Herabſetzung Beſchluß zu faſſen hat, und einige der für die 
Fuſion von offenen Handelsgeſellſchaften gegebenen Vor⸗ 
ſchriften (Art. 78 bis 80) 3°) zu allegieren (J. HGB. Art. 220). 
Von jenen Sätzen ſoll nur hervorgehoben werden, daß eine 
Erhöhung des Grundkapitals wie nach dem A. D. HGB. 
(Art. 215a Abſ. 1) erft nach der vollen Einzahlung des Grund: 
kapitals zuläſſig iſt (J. HGB. Art. 210), und daß — ab⸗ 
weichend vom deutſchen Rechte — die Mitglieder des Vorſtandes 
als Geſamtſchuldner verpflichtet ſind, die anderweitig etwa 
nicht übernommenen neuen Aktien zu übernehmen und die 
etwa nicht geleiſteten Erſteinzahlungen auf die neuen Aktien zu 
machen, was auch im Falle des Widerrufes der Übernahme 
von neuen Aktien gelten ſoll (J. HGB. Art. 216), — dieſe 
Haftung des Vorſtandes iſt nachgebildet der Haftung der 
Gründer für die Übernahme der alten Aktien und die Erſt⸗ 
einzahlung auf dieſelben bei der Succeflivgründung ). 

7. Während das A. D. HGB. (Art. 242 Abſ. 1) als 
Gründe der Auflöſung der Aktiengeſellſchaft nur aufzählt den 
Ablauf der in der Satzung beſtimmten Zeit, einen Beſchluß 
der Generalverſammlung und die Eröffnung des Konkurſes 
über das Geſellſchaftsvermögen, freilich ohne damit erſchöpfen 
zu wollen (a. a. O. Abſ. 2), ſtellt das J. HGB. (Art. 221) 


82) Vgl. oben S. 383 f. 
83) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LII S. 475 f. 
84) Vgl. oben S. 375. 
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am Anfange der „Auflöſung“ überſchriebenen „Abtheilung“ 
als ſolche zuſammen: den Ablauf der in der Satzung be⸗ 
ſtimmten Zeit oder den Eintritt eines anderen dort vor⸗ 
geſehenen Auflöſungsgrundes, die Erreichung des Zweckes 
des Unternehmens oder Unmöglichwerden der Zweckerreichung, 
die Fuſion, die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
der Geſellſchaft, einen Beſchluß des Gerichtes, einen Beſchluß 
der Generalverſammlung und das Sinken der Zahl der 
Aktionäre unter ſieben. In dem letztgenannten Grunde liegt 
eine bedeutſame Abweichung von dem deutſchen Rechte, nach 
dem die Aktiengeſellſchaft zweifellos mit zwei Mitgliedern 
weiterbeſteht, nach der herrſchenden Meinung ſogar mit einem. 
Für den Gerichtsbeſchluß gilt das früher für die Handels⸗ 
geſellſchaften im Allgemeinen Geſagte s). Auf die Fuſion 
werden die meiſten der für die Fuſion offener Handelsgeſell⸗ 
ſchaften gegebenen Vorſchriften ) erſtreckt (J. HGB. Art. 225); 
daneben ſind für ſie einige Spezialſätze aufgeſtellt (J. HGB. 
Art. 222 f.). Daß die Auflöſung der Aktiengeſellſchaft regel⸗ 
mäßig ins Handelsregiſter einzutragen iſt (J. HGB. Art. 225) 8), 
entſpricht dem deutſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 243). Da⸗ 
gegen geht das japaniſche Recht über dieſes hinaus, indem 
es dem Vorſtande zur Pflicht macht, die Auflöſung, abgeſehen 
von dem Falle des Konkurſes, unverzüglich den Eigentümern 
der Namenaktien mitzuteilen; wenn Aktien auf den Inhaber 
ausgegeben ſind, ſoll jedoch die öffentliche Bekanntmachung 
der Auflöſung genügen, welch' letztere nach dem deutſchen 
Rechte, abgeſehen von dem Falle des Konkurſes, ſtets zu 
erfolgen hat (J. HGB. Art. 224, A. D. HGB. Art. 243). 

Der Schluß des aktienrechtlichen Abſchnittes des J. HGB. 
bildet eine „Abtheilung“ über die Liquidation £8). Im AU: 


85) Vgl. diefe Zeitſchriſt Bd. LII S. 459 f. 

86) Vgl. a. a. O. S. 475 f. 

87) Es wird hier J. HGB. Art. 76 allegiert; vgl. darüber a. a. O. 
S. 477. 

88) Lönholm ſagt „Auftheilung“ und „Auftheiler“; vgl. aber a. a. O. 
S. 477. 
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gemeinen gelten wie im deutſchen Rechte (A. D. HGB. 
Art. 244 a Abſ. 1) für dieſelbe die für die Liquidation der 
offenen Handelsgeſellſchaft gegebenen Vorſchriften ?“) (J. HGB. 
Art. 234). Von den aktienrechtlichen Sonderbeſtimmungen 
ſind die meiſten dem A. D. HGB. entnommen, ſo nament⸗ 
lich der Satz, daß die Mitglieder des Vorſtandes als Liqui⸗ 
datoren fungieren, wenn die Liquidation nicht durch die 
Satzung oder einen Beſchluß der Generalverſammlung anderen 
Perſonen übertragen ift (J. HGB. Art. 226 Abſ. 1, A. D. HGB. 
Art. 244 Abſ. 1). Die Vorausſetzung, unter der das Gericht 
für die Ernennung von Liquidatoren zuſtändig ift, ift aber 
anders als im A. D. HGB. (Art. 244 Abſ. 2) beſtimmt: 
wenn es Niemanden gibt, der nach Maßgabe des ſoeben 
Geſagten Liquidator wird, „hat das Gericht auf Antrag eines 
Intereſſenten Auftheiler zu beſtellen“ (J. HGB. Art. 226 
Abſ. 2), und, wenn die Geſellſchaft durch einen Gerichts: 
beſchluß aufgelöſt worden iſt, werden wie nach dem Rechte der 
offenen Handelsgeſellſchaft die Liquidatoren auf Antrag eines 
Intereſſenten oder des Staatsanwalts gleichfalls durch das 
Gericht beſtellt (J. HGB. Art. 234 in Verb. mit Art. 89). 
Auch die deutſche Regel über das Sperrjahr (A. D. HGB. 
Art. 245 Abſ. 2) iſt in Japan nicht Rechtens geworden; es 
hat hier ſein Bewenden bei den entſprechenden Vorſchriften 
des japaniſchen Bürgerlichen Geſetzbuches °°) über die Qi- 
quidation der juriſtiſchen Perſon: „Die Auftheiler müſſen 
innerhalb zwei Monaten von dem Tage der Übernahme ihrer 
Stellung an durch mindeſtens dreimalige öffentliche Bekannt⸗ 
machung die Gläubiger auffordern, ihre Forderungen inner⸗ 
halb einer beſtimmten Friſt anzumelden. Dieſe Friſt muß 
mindeſtens zwei Monate betragen. Die Bekanntmachung muß 
die Hinzufügung enthalten, daß die Forderung eines Gläu⸗ 
bigers, der die Anmeldung nicht innerhalb der Friſt be⸗ 
wirkt, von der Auftheilung ausgeſchloſſen wird. Gläubiger, 


` 


89) Vgl. a. a. O. S. 477 ff. 
90) Vgl. diefe Zeitichrift Bd. LI S. 3 Anm. 4. 
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welche den Auftheilern bekannt ſind, dürfen jedoch nicht aus⸗ 
geſchloſſen werden. Die Auftheiler haben den bekannten 
Gläubigern eine beſondere Aufforderung zur Anmeldung ihrer 
Forderungen zu überſenden“ (J. HGB. Art. 234 in Verb. 
mit japaniſches Bürgerliches Geſetzbuch Art. 79), und: „Ein 
Gläubiger, der ſeine Forderung erſt nach Ablauf der Friſt 
des Art. 79 anmeldet, kann ſeinen Anſpruch nur gegen das 
nach Erfüllung aller Verbindlichkeiten der juriſtiſchen Perſon 
verbleibende, an die Anfallsberechtigten noch nicht aus⸗ 
gehändigte Vermögen geltend machen“ (J. HGB. Art. 234 
in Verb. mit japaniſches Bürgerliches Geſetzbuch Art. 80) 9). 


Die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien. 


Die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, die im J. HGB. 
zweckmäßig nach der Aktiengeſellſchaft geregelt iſt, hat im 
japaniſchen Rechte die gleiche Struktur wie im deutſchen. 
Freilich iſt ſie dort wie die übrigen Handelsgeſellſchaften 
kraft Legalkonſtruktion juriſtiſche Perſon??). Wenn das 
J. HGB. (Art. 235) beſtimmt: „Die Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien fegt fih zuſammen aus unbeſchränkt haftenden 
Geſellſchaftern und Aktionären,“ ſo iſt dies irreführend; denn 
der Satz erweckt den Anſchein, als bildeten die Komman⸗ 
ditiſten eine Aktiengeſellſchaft; das iſt aber nicht der Fall, 
wenn ſie auch den Komplementaren als Ein Kommanditiſt 
gegenübertreten und ihr Verband auch der Aktiengeſellſchaft 
ähnlich organiſiert iſt. Mit jener Beſtimmung ſoll nicht mehr 
geſagt ſein als: das Geſamtkapital der neben den Komple⸗ 
mentaren beteiligten Kommanditiſten iſt in Aktien zerlegt 
(vgl. A. D. HGB. Art. 173 AGİ. 1). Daraus erklärt es 
ſich, daß zahlreiche aktienrechtliche Regeln auf die Geſell⸗ 
ſchafſt Anwendung finden. Aber es iſt auch für das japaniſche 
Recht daran feſtzuhalten, daß die Kommanditgeſellſchaft auf 


91) Auf die mangelhafte Faſſung dieſer beiden Artikel gehen wir 
nicht ein. 
92) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LIT S. 3 Anm. 4. 
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Aktien eine Art der Kommanditgeſellſchaft iſt. Und daraus 
folgt, daß auf der anderen Seite zahlreiche Regeln für ſie 
gelten, die für die gewöhnliche Kommanditgeſellſchaft aufgeſtellt 
ſind. Immerhin liegt eine Miſchform vor, woraus ſich die 
Notwendigkeit einer Reihe von Sondernormen ergibt. So 
verordnet dann das J. HGB. (Art. 236): „In Beziehung 
auf folgende Punkte ſind die für die Kommanditgeſellſchaft 
geltenden Grundſätze entſprechend anzuwenden: 1. Die gegen⸗ 
ſeitigen Beziehungen der unbeſchränkt haftenden Geſellſchafter; 
2. die Beziehungen zwiſchen den unbeſchränkt haftenden Ge⸗ 
ſellſchaftern einerſeits und den Aktionären und dritten Per⸗ 
ſonen andererſeits; 3. das Ausſcheiden eines unbeſchränkt 
haftenden Geſellſchafters. Im Übrigen kommen auf die 
Aktienkommanditgeſellſchaft, ſoweit nicht in dieſem Abſchnitt 
beſondere Beſtimmungen gegeben ſind, die auf die Aktien⸗ 
geſellſchaft bezüglichen Beſtimmungen zur entſprechenden An⸗ 
wendung.“ ä 

Die aktienrechtliche Vorſchrift über die Zahl der Gründer 
wird man — wie nach dem Rechte des A. D. HGB.s (anders 
das neue deutſche Handelsgeſetzbuch § 321) — nicht gelten 
laſſen dürfen, wenn auch das J. HGB. (Art. 237) verordnet, 
daß die Komplementare als Gründer gelten und als ſolche 
die Satzung feſtzuſtellen haben. Im Übrigen iſt die Grün⸗ 
dung ſtets Succeſſivgründung: Aktienzeichner ſind die Kom⸗ 
manditiſten. Aber auch die Komplementare können wie bei 
uns Aktien übernehmen; ſie treten dadurch jedoch nicht in den 
Kommanditiſtenverband, woraus namentlich folgt, daß ſie, 
obgleich ſie mit Aktien beteiligt ſind, doch in der General⸗ 
verſammlung der Kommanditiſten kein Stimmrecht haben 
(J. HGB. Art. 240, A. D. HGB. Art. 190 Abſ. 4). 

Die Komplementare haben die Geſchäfte der Geſellſchaft 
zu führen und treten nach außen als Organ derſelben auf. 
Wenn auch einige Vorſchriften, die für den Vorſtand der 
Aktiengeſellſchaft beſtehen, auf fie ausgedehnt werden (J. HGB. 
Art. 243), ſo haben ſie doch nicht die Stellung eines Vor⸗ 
ſtandes des Kommanditiſtenverbandes, ſondern die Stellung 
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der Komplementare der gewöhnlichen Kommanditgeſellſchaft; 
insbeſondere folgt daraus, daß ſie von den Kommanditiſten 
nicht beliebig abgeſetzt werden können — ganz wie im 
deutſchen Rechte. 

Organ des Kommanditiſtenverbandes iſt außer der 
„Generalverſammlung der Aktionäre” ?3), wie das J. HGB. 
ſich ausdrückt, der Aufſichtsrat, der aber nicht nur wie bei 
der Aktiengeſellſchaft Kontrollorgan, ſondern auch Exekutiv⸗ 
organ iſt: ihm „liegt die Pflicht ob, die unbeſchränkt haftenden 
Geſellſchafter zur Ausführung der Beſchlüſſe der General⸗ 
verſammlung der Aktionäre zu veranlaſſen“ (J. HGB. 
Art. 245) — wiederum nicht anders als im deutſchen Rechte 
(A. D. HGB. Art. 186). 

Die Geſellſchaft wird aufgelöſt aus denſelben Gründen 
wie die Kommanditgeſellſchaft, ohne daß jedoch ein Geſell⸗ 
ſchafter bei dem Gerichte die Auflöſung der Geſellſchaft be⸗ 
antragen kann (J. HGB. Art. 246); die Abweichungen von 
dem deutſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 200) ſind aus dem 
früher über die Beendigung der Kommanditgeſellſchaft Mus- 
geführten ?*) erſichtlich. 

Auf die beſonderen Vorſchriften, die das J. HGB. 
(Art. 247 bis 254) wie das A. D. HGB. (Art. 201, 205, 
206, 206 a) für die Liquidation und die Umwandlung einer 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien in eine Aktiengeſellſchaft 
enthält, ſoll hier nicht eingegangen werden. 


Den Schluß des zweiten Buches des J. HGB.s machen 
aus zwei „Abſchnitte“ mit den Überſchriften „Ausländiſche 
Handelsgeſellſchaften“ und „Strafen“. 

Die „ausländiſchen Handelsgeſellſchaften“ zer⸗ 
fallen in zwei Gruppen: einmal ausländiſche Handelsgeſell⸗ 
ſchaften, die in Japan eine Zweigniederlaſſung errichten, und 


93) Vgl. zu der Bedeutung des Auddruckes Aktionär den oben S. 400 
mitgeteilten Art. 235 des J. HGB.. 
94) Vgl. oben S. 364 f. 
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ſodann im Auslande errichtete Handelsgeſellſchaften, die in 
Japan ihre Hauptniederlaſſung haben, oder „deren Haupt⸗ 
zweck es iſt, in Japan Handel zu treiben“. 

Geſellſchaften der zweiten Gruppe werden ſchlechthin 
unter das japaniſche Geſellſchaftsrecht geſtellt: ſie müſſen 
„allen Vorſchriften nachkommen, welche für eine in Japan 
errichtete Geſellfchaft gelten“ (J. HGB. Art. 258). 

Den Geſellſchaften der erſten Gruppe wird dagegen nur 
aufgegeben, „dieſelben Eintragungen (ins Handelsregiſter) zu 
machen (!) und dieſelben öffentlichen Bekanntmachungen zu 
erlaſſen, wie eine in Japan entſtandene Geſellſchaft gleicher 
oder am meiſten ähnlicher Art,“ ſowie „in Japan einen 
Vertreter zu beſtellen und deſſen Namen und Wohnort gleich⸗ 
zeitig mit der Eintragung über die Errichtung der Zweig⸗ 
niederlaſſung eintragen zu laſſen“ (J. HGB. Art. 255 
Abſ. 1, 2). Dritte brauchen das Beſtehen der Geſellſchaft 
vor deren Eintragung nicht anzuerkennen, ſofern ſie zum 
erſten Male in Japan eine Zweigniederlaſſung errichtet hat 
(J. HGB. Art. 257). Wenn der Vertreter der Geſellſchaft 
„in Beziehung auf die Geſchäftsführung der Geſellſchaft eine 
Handlung vornimmt, welche dem öffentlichen Wohle oder den 
guten Sitten widerſtreitet, ſo kann das Gericht auf Antrag des 
Staatsanwalts oder auch von Amtswegen die Schließung der 
Zweigniederlaſſung anordnen“ (J. HGB. Art. 260) 25) 95). 

Die Strafvorſchriften beziehen ſich auf „die Gründer, 
die geſchäftsführenden Geſellſchafter und die Mitglieder des 
Vorſtandes einer Handelsgeſellſchaft, den Vertreter einer aus⸗ 
ländiſchen Handelsgeſellſchaft, die Mitglieder des Aufſichts⸗ 


95) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LII S. 459 f. 

96) Vgl. J. EG. Art. 92: „Für ausländiſche Handelsgeſellſchaften, 
welche vor dem Inkrafttreten des Handelsgeſetzbuchs ein Zweig⸗ 
geſchäft in Japan errichtet haben, können durch Kaiſerliche Ver⸗ 
ordnung beſondere Vorſchriften erlaſſen werden. Das Gleiche gilt 
für Handelsgeſellſchaften oder Geſellſchaften, welche von Fremden 
vor dem Inkrafttreten des Handelsgeſetzbuchs in Japan errichtet 
worden find.“ 
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raths und die Auftheiler“ “) (J. HGB. Art. 261 f.). In 
zwanzig Nummern werden Verletzungen von Beſtimmungen 
der geſellſchaftsrechtlichen Abſchnitte des J. HGB.s auf- 
geführt, die teils mit einer „Ordnungsſtrafe“ von 5 bis 
500 Pen, teils mit einer ſolchen von 10 bis 1000 Yen be⸗ 
droht werden?“). 


VI. 
Die Handelsgeſchäfte. 
Im Allgemeinen. 


Das dritte Buch des J. HGB.s, das die Handels⸗ 
geſchäfte regelt, enthält in ſeinem erſten Abſchnitte „all⸗ 
gemeine Beſtimmungen“, die aber nicht ausſchließlich, wenn 
auch vorwiegend dem Obligationenrechte angehören. Die 
erſten dieſer allgemeinen Beſtimmungen betreffen den Be⸗ 
griff der Handelsgeſchäfte (J. HGB. Art. 263 bis 265) und 
find von uns bereits erörtert worden °°), wobei bedeutſame 
Abweichungen von dem deutſchen Rechte zu Tage getreten 
ſind. Von den übrigen allgemeinen Beſtimmungen ſind die 
meiſten dem erſten Titel des vierten Buches des A. D. HGB.s 
entlehnt. Jedoch ſind ſehr zahlreiche Vorſchriften dieſes 
Titels des A. D. HGB.s nicht in das J. HGB. übernommen 
worden, zum Teile mit Rückſicht auf die Regelung der be⸗ 
treffenden Punkte im Japaniſchen Bürgerlichen Geſetzbuche, 
wie ja auch im neuen deutſchen Handelsgeſetzbuche viele 
jener Vorſchriften des alten nicht wiederkehren, weil ſie in 


97) d. i. Liquidatoren; vgl. oben S. 398 Anm. 88. 

98) Vgl. J. EG. Art. 93: „Wenn vor dem Inkrafttreten des Handels⸗ 
geſetzbuchs eine Handlung begangen worden iſt, auf welche eine in 
Beziehung auf Handelsgeſellſchaften des früheren Handelsgeſetzbuchs 
angedrohte Strafe anzuwenden wäre (I), jo kommt dieje Strafe 
auch nach dem Inkrafttreten des Handelsgeſetzbuchs zur Anwen⸗ 
dung ().“ 

99) Vgl. diefe Zeitſchriſt Bd. LI S. 12 ff. 
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das Bürgerliche Geſetzbuch übergegangen ſind; indeſſen iſt 
der Umfang des allgemeinen Handelsobligationenrechtes in 
Japan keineswegs derſelbe wie nunmehr im Deutſchen Reiche. 
Damit das Verhältnis des J. HGB.s zum A. D. HGB. klar 
hervortrete, ſollen zunächſt die dieſem entnommenen Sätze 
zuſammengeſtellt werden. 

Die auf einem Auftrage beruhende Vollmacht zur Vor⸗ 
nahme eines Handelsgeſchäftes geht durch den Tod des Voll⸗ 
machtgebers nicht unter (J. HGB. Art. 268); der dispoſitive 
Karakter der Vorſchrift ergibt ſich für das deutſche Recht 
aus dem Wortlaute, den ſie im A. D. HGB. (Art. 297) hat; 
er iſt aber wohl trotz dem Schweigen des J. HGB.s über 
dieſen Punkt und der darin liegenden deutlichen Abweichung 
von der Vorlage auch für das japaniſche Recht anzunehmen. 

Die Offerte hat bindende Kraft; die Gebundenheit er⸗ 
liſcht, wenn der Oblat nicht bei einem Antrage unter An⸗ 
weſenden ſogleich, bei einem Antrage unter Abweſenden 
innerhalb einer angemeſſenen Friſt acceptiert (J. HGB. 
Art. 269 f.), womit wohl im Grunde dasſelbe geſagt iſt 
wie im A. D. HGB. (Art. 318 f.). Unter Umſtänden gilt 
das Schweigen des Oblaten als Annahme (J. HGB. Art. 271, 
A. D. HGB. Art. 323). 

Mehrere Schuldner aus einem Geſchäfte, das für ſie 
ein Handelsgeſchäft iſt, ſind als Geſamtſchuldner zu be⸗ 
trachten (J. HGB. Art. 273 Abſ. 1, A. D. HGB. Art. 280); 
der Satz iſt zweifellos auch im japaniſchen Rechte dispoſitiv, 
wenn dies hier auch nicht geſetzlich ausdrücklich ausge⸗ 
ſprochen iſt. 

Dem Bürgen ſteht unter Umſtänden die Einrede der 
Vorausklage nicht zu (J. HGB. Art. 273 Abſ. 2, A. D. HGB. 
Art. 281 Abſ. 2). 

Die Tätigkeit des Kaufmannes als ſolchen iſt auch ohne 
Vereinbarung entgeltlich (J. HGB. Art. 274, A. D. HGB. 
Art. 290 Abſ. 1); von ſeinen Geldauslagen kann er vom 
Tage der Auslage an Zinſen verlangen, von ſeinen Dar⸗ 
lehen — abweichend vom deutſchen Rechte — nur, wenn 
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auch die Gegenpartei Kaufmann iſt (J. HGB. Art. 275, 
A. D. HGB. Art. 290 Abſ. 2). 

| Die Höhe der geſetzlichen Zinſen ift bei Handels- 
geſchäften 6 vom Hundert (J. HGB. Art. 276, A. D. HGB. 
Art. 287 Ab. 1). 

Der Ort, an dem ein Handelsgeſchäft zu erfüllen iſt, 
beſtimmt ſich wie nach dem A. D. HGB. (J. HGB. Art. 278 
Abſ. 1, A. D. HGB. Art. 324). 

Wenn Geſchäftsſtunden beſtehen, ſo ſind ſie für die 
Erfüllung maßgebend (J. HGB. Art. 283, A. D. HGB. 
Art. 332). 

Über das Pfandrecht, das Zurückbehaltungsrecht, die 
Wertpapiere und das Auftreten eines Stellvertreters finden 
fih zwar wie im A. D. HGB. (Art. 309 ff., 313 ff., 298, 
301 ff.), ſo auch im J. HGB. Beſtimmungen; ſie haben aber 
einen weſentlich anderen Inhalt als die deutſchen. 

Für das Fauſtpfand, das zur Sicherung einer aus 
einem Handelsgeſchäfte entſtandenen Forderung gegeben iſt, 
gilt das allgemeine bürgerliche Recht; nur wird die An⸗ 
wendung eines Satzes desſelben ausgeſchloſſen 0°) (J. HGB. 
Art. 277). 

Auf das Zurückbehaltungsrecht bezieht ſich nur der 
folgende Artikel: „Unter Kaufleuten kann der Gläubiger, 
wenn eine Forderung fällig wird, welche aus einem Geſchäft 
herrührt, das auf beiden Seiten ein Handelsgeſchäft iſt, 
ſolche dem Schuldner gehörige Sachen, welche auf Grund 
eines Handelsgeſchäfts zwiſchen ihm und dem Schuldner in 
ſeinen Beſitz gelangt ſind, bis zur Erfüllung zurückhalten, 
es ſei denn, daß ein abweichender Wille erklärt worden iſt“ 
(J. HGB. Art. 284). Die Vorausſetzungen des kaufmänni⸗ 


100) Es iſt Art. 349 des Japaniſchen Bürgerlichen Geſetzbuches: „Der 
Verpfänder kann ſich weder im Beſtellungsgeſchäft noch in einem 
vor der Fälligkeit abgeſchloſſenen Vertrag verpflichten, als Zahlung 
den Pfandgläubiger das Eigenthum an der Pfandſache erwerben 
oder ſonſt ohne Beobachtung des geſetzlich vorgeſchriebenen Weges 
über die Pfandſache verfügen zu laſſen.“ 
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ſchen Zurückbehaltungsrechtes ſind hiernach in Japan nicht 
ganz dieſelben wie bei uns: die Sachen brauchen nicht mit 
dem Willen des Schuldners in den Beſitz des Gläubigers 
gelangt zu ſein, und ein Notzurückbehaltungsrecht (wegen 
nichtfälliger Forderungen) iſt in Japan nicht anerkannt. 
Weiter: das, was bei uns das kaufmänniſche Zurückbehal⸗ 
tungsrecht vor dem zivilen auszeichnet, die ſtrengere Wirkung, 
fehlt dem der Japaner — der Retinent hat nicht die Be⸗ 
fugnis, ſich aus den zurückbehaltenen Sachen zu befriedigen. 
Immerhin iſt aber auch das ſo beſchaffene Zurückbehaltungs⸗ 
recht für den Kaufmann wertvoll, mit Rückſicht auf die 
überaus eng begrenzten Vorausſetzungen des japaniſchen 
zivilen Zurückbehaltungsrechtes 101). 

Was die Wertpapiere anlangt, ſo beziehen ſich die 
Vorſchriften, die das J. HGB. für dieſe aufſtellt, nur auf 
Forderungspapiere, jedoch mit Ausnahme des vom J. HGB. 
an ſpäterer Stelle ſpeziell behandelten Wechſels 12). Jedes 
Forderungspapier, das die Orderklauſel enthält, gilt als 
Wertpapier im Sinne jener Vorſchriften: die Arten der 
vollkommenen Orderpapiere ſind, anders als im deutſchen 
Rechte, nicht geſchloſſen. Von den Vorſchriften werden in 
gleicher Weiſe Inhaberpapiere wie Orderpapiere betroffen, 
abgeſehen davon, daß einige wechſelrechtliche Regeln nur auf 
die Orderpapiere erſtreckt werden (J. HGB. Art. 282). Die 


101) Vgl. Japaniſches Bürgerliches Geſetzbuch Art. 295: „Wenn dem Ber 
ſitzer einer fremden Sache in Bezug auf dieſe Sache ein Forderungs⸗ 
recht zuſteht, ſo kann er bis zur Bezahlung ſeiner Forderung die 
Sache zurückhalten. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Forderung 
noch nicht fällig iſt. Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung, 
wenn der Beſitz ſich aus einer rechtswidrigen Handlung herleitet“; 
Art. 296: „Der Zurückhaltungsberechtigte kann ſein Recht an der 
ganzen Sache bis zu ſeiner vollen Befriedigung ausüben“; „bis 
zu ſeiner vollen Befriedigung“ ſoll offenbar nicht bedeuten: indem 
er fih voll befriedigt, ſondern: bis er hinſichtlich feiner ganzen 
Forderung befriedigt iſt. 

102) Vgl. die überſicht über den Inhalt des J. HGB.2 in dieſer 
Zeitſchrift Bd. LI S. 7f. 
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Papiere find geſetzlich Präſentationspapiere (J. HGB. Art. 279), 
die Schuld aus ihnen it Holſchuld (J. HGB. Art. 278 Abſ. 2). 
Iſt ein Papier verloren, „ſo kann der Inhaber, nachdem er 
das öffentliche Aufgebot beantragt hat, den Schuldner ver⸗ 
anlaſſen, den Gegenſtand der Forderung zu hinterlegen oder 
gegen Beſtellung einer angemeſſenen Sicherheit in Gemäß⸗ 
heit des Inhalts des Papiers zu erfüllen“ (J. HGB. 
Art. 281). 

Wer als Vertreter ein Handelsgeſchäft abſchließt, braucht 
ſich nicht als Vertreter zu bezeichnen, um den Vollmachtgeber 
zu obligieren; falls jedoch der Gegner nicht gewußt hat, daß 
er es mit einem Vollmächtigen zu tun gehabt hat, ſo hat er 
die Wahl, ob er von dem Vollmachtgeber oder dem Voll⸗ 
mächtigen Erfüllung verlangen will (J. HGB. Art. 266). 

Endlich iſt auf die Punkte hinzuweiſen, bei deren Re⸗ 
gelung man im A. D. HGB. überhaupt kein Vorbild gehabt 
hat. „Der Auftrag zur Vornahme eines Handelsgeſchäfts 
berechtigt auch, ſolche dem Inhalte des Auftrags nicht wider⸗ 
ſprechende Handlungen vorzunehmen, für welche kein Auf: 
trag gegeben iſt“ (J. HGB. Art. 267). „Wenn ein Kauf⸗ 
mann mit einem Angebot auf Abſchluß eines zu ſeinem 
Geſchäftszweig gehörigen Vertrags Waren zugeſandt erhält, 
ſo muß er, ſelbſt wenn er das Angebot ablehnt, die Waren 
auf Koſten des Anbieters verwahren, ausgenommen, wenn 
ihr Wert zur Deckung der Koſten nicht genügt, oder wenn 
er durch die Verwahrung Schaden erleiden würde“ (J. HGB. 
Art. 271). „Soweit nicht in dieſem Geſetze etwas beſon⸗ 
deres beſtimmt iſt, gehen die aus einem Handelsgeſchäft 
entſtandenen Forderungen durch Verjährung unter, wenn ſie 
fünf Jahre lang nicht geltend gemacht werden. Iſt jedoch 
in einem anderen Geſetz oder Verordnung eine kürzere Ver⸗ 
jährungsfriſt beſtimmt, ſo iſt dieſe maßgebend“ (J. HGB. 
Art. 285). Alle dieſe Beſtimmungen erſcheinen uns nicht 
nur in zahlreichen Einzelheiten, ſondern auch grundſätzlich 
nicht unbedenklich; ein näheres Eingehen auf dieſelben würde 
uns zu weit führen. 
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Von den Materien, die das J. HGB. im Anſchluſſe an 
ſeine „allgemeinen Beſtimmungen“ über die Handelsgeſchäfte 
regelt, ſind von uns zwei bereits früher behandelt worden, 
nämlich der Mäklervertrag !“) und die tile Geſellſchaft 104). 
Da eine Darſtellung des vom J. HGB. gleichfalls in ſeinem 
dritten Buche geregelten Verſicherungsrechtes außerhalb des 
Rahmens unſerer Aufgabe liegt, bleiben uns hier zu be⸗ 
trachten der Kauf, der Kontokorrentvertrag, das Kommiſſions⸗ 
geſchäft, das Speditionsgeſchäft, die Transportgeſchäfte und 
die Verwahrungsgeſchäfte 105). 


Der Kauf. 


Erheblich ärmer als das A. D. HGB., ja noch ärmer 
als das neue deutſche Handelsgeſetzbuch iſt das J. HGB. an 
Vorſchriften über den Kauf. In den betreffenden fünf Ar⸗ 
tikeln handelt es ſich ausſchließlich um die Wirkungen des 
Verzuges und um die Vorausſetzungen der Mängelhaftung. 
Man hat ſich dabei auf den Standpunkt geſtellt, den die 
neue deutſche Handelsgeſetzgebung, weit abweichend von der 
alten, einnimmt. Dies äußert ſich darin, daß man ſich auf 
der einen Seite beim gemeinen Handelskaufe auf die Spezial⸗ 
regelung des Annahmeverzuges des Käufers beſchränkt und 
auf der anderen Seite die Vorſchriften über die Haftung 
des Verkäufers für Qualitätsmängel zwar nicht in ihrem 
ganzen Umfange auf Quantitätsmängel ſchlechthin und auf 
den Fall der Lieferung eines aliud, aber doch auf den Fall 
eines Manko erſtreckt hat. Die ſämtlichen handelsrechtlichen 
Sätze über den Kauf finden jedoch nur Anwendung auf 
Käufe „zwiſchen Kaufleuten“, während die deutſchen Be⸗ 
ſtimmungen über den Verzug auch für Käufe mit dem 
Karakter eines einſeitigen Handelsgeſchäftes gelten. 


103) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LII S. 450 ff. 

104) Bgl. oben S. 365 ff 

105) Vgl. die Überſicht über den Inhalt des J. HG B.s in dieſer 
Zeitſchrift Vd. LI S. 7f. 
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Für den Verzug des Gläubigers verordnet das japa⸗ 
niſche Bürgerliche Geſetzbuch: „Wenn der Gläubiger ſich 
weigert oder nicht im Stande iſt, die Erfüllung anzunehmen, 
ſo kann der Erfüllende die Befreiung von der Verpflichtung 
dadurch herbeiführen, daß er die den Gegenſtand der Er⸗ 
füllung bildende Sache für den Gläubiger hinterlegt. Wenn 
der Erfüllende ohne ſeine Fahrläſſigkeit über die Perſon des 
Gläubigers im Ungewiſſen ift, jo gilt das Gleiche“ (Art. 494); 
„Die Hinterlegung muß bei der Hinterlegungsſtelle des Ortes 
erfolgen, wo die Verpflichtung zu erfüllen iſt“ (Art. 495 
Abſ. 1); „Wenn der Gegenſtand der Erfüllung zur Hinter⸗ 
legung nicht geeignet iſt, oder wenn der Untergang oder die 
Beſchädigung des Gegenſtandes zu befürchten ſteht, fo kann 
ihn der Erfüllende mit Erlaubniß des Gerichts zur Verſteige⸗ 
rung bringen, und den Erlös hinterlegen. Das Gleiche gilt, 
wenn die Erhaltung der Sache mit unverhältnißmäßigen 
Koſten verbunden ſein würde“ (Art. 497). Von dem all⸗ 
gemeinen bürgerlichen Rechte weicht das Handelsrecht beim 
Annahmeverzuge des Käufers inſofern ab, als das Ver⸗ 
kaufsrecht dem Hinterlegungsrechte gleich ſteht und nicht nur 
unter gewiſſen Umſtänden gegeben iſt (J. HGB. Art. 286 
Abſ. 1). Die öffentliche Verſteigerung muß zuvor dem Käufer 
angedroht werden “), wenn nicht die Sachen dem Verderbe 
ausgeſetzt ſind, und, nachdem ſie erfolgt iſt, muß ſie dem 
Käufer unverzüglich angezeigt werden; den Erlös hat der 
Verkäufer zu hinterlegen, „doch iſt er nicht behindert, den 
Erlös ganz oder theilweiſe auf den Kaufpreis in Abzug zu 
bringen“ (J. HGB. Art. 286 Abſ. 1, 2, 3). Man ſieht: im 
Weſentlichen deutſches Recht (neues deutſches Handelsgeſetz⸗ 
buch § 373). 

Dem deutſchen Rechte iſt auch entnommen die beſondere 
Behandlung, die das Fixgeſchäft erfährt, und zwar hat man 
ſich auch hier dem neuen deutſchen Handelsgeſetzbuche ($ 376) 


106) Statt „Androhung“ heißt es in Lönholms überſetzung: „Mah⸗ 
nung“, „notification“, „sommation“. 
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angeſchloſſen, in dem der Begriff des Fixgeſchäftes im Ver⸗ 
gleiche mit dem alten (A. D. HGB. Art. 357) eine Aus⸗ 
dehnung erfahren hat: es iſt ein Kauf mit ſchlechthin fixierter 
Leiſtungszeit, nicht nur ein Kauf mit fixierter Lieferungszeit. 
Der Verzug hat bei ihm ſtrengere Folgen als beim gemeinen 
Handelskaufe: der Rücktritt erſcheint als das Normale; will 
der Nichtſäumige Erfüllung verlangen, ſo muß er dies dem 
Vertragsgegner „alsbald“ erklären, anderenfalls wird an⸗ 
genommen, daß er zurücktrete (J. HGB. Art. 287). Die 
übrigen Sonderbeſtimmungen des deutſchen Rechtes kehren im 
japaniſchen nicht wieder. 

Was die Mängelhaftung anlangt, ſo werden dem Käufer 
die Unterſuchungs⸗ und die Rügepflicht auferlegt, wie im 
deutſchen Rechte (J. HGB. Art. 288, neues deutſches Handels⸗ 
geſetzbuch SS 377 f.). Die Aufbewahrungspflicht dagegen hat 
der Käufer nicht wie bei uns (neues deutſches Handelsgeſetz⸗ 
buch § 378) ſchlechthin beim Diſtanzkaufe, ſondern nur, 
wenn ſich nicht „die Handelsniederlaſſung oder, beim Mangel 
einer ſolchen, der Wohnort des Verkäufers und des Käufers 
in derſelben Stadt oder demſelben Dorfe befinden“ (J. HGB. 
Art. 289). Die Regeln über die Aufbewahrungspflicht — 
nur dieſe — finden auch Anwendung auf den Fall der 
Lieferung eines aliud, und zwar ohne Rückſicht auf den 
Grad der Abweichung von der Beſtellung, ſowie auf den 
Fall der Lieferung eines plus hinſichtlich des plus (J. HGB. 
Art. 290). 


Der Kontokorrentvertrag. 


Im Anſchluſſe an die Beſtimmungen über den Kauf, 
nicht wie die deutſche Geſetzgebung unter den „allgemeinen“ 
Vorſchriften für die Handelsgeſchäfte, enthält das J. HGB. 
ſechs zu einem „Abſchnitte“ zuſammengefaßte Artikel über 
den Kontokorrentvertrag. Es iſt in ihnen faſt durchaus dem 
deutſchen Rechte gefolgt. Hinſichtlich des Umfanges der 
Regelung der Materie ſteht es zwiſchen dem alten und dem 
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neuen deutſchen Handelsgeſetzbuche: einige der neuen Sätze 
des letzteren (88 356 f.) haben keine Aufnahme gefunden; 
freilich geht auf der anderen Seite das J. HGB. mit zwei 
Verordnungen (Art. 292, 294) 107) noch über das neue 
deutſche Handelsgeſetzbuch hinaus — indeſſen ſtellen die beiden 
Sätze keine Abweichung von dem deutfchen Rechte dar: fie 
gelten trotz dem Schweigen des Handelsgeſetzbuches auch in 
Deutſchland. 

Wie ſich aus der an der Spitze des Abſchnittes ſtehen⸗ 
den Legaldefinition des Kontokorrentverhältniſſes ergibt, iſt 
das Weſen desſelben im japaniſchen Rechte das gleiche wie 
im deutſchen: die gegenſeitigen Forderungen werden perio⸗ 
diſch kompenſiert (J. HGB. Art. 291, neues deutſches Handels⸗ 
geſetzbuch § 355 Abſ. 1). Auch die folgenden Einzelvorſchriften 
ſind dem deutſchen Rechte entlehnt. Zunächſt: „Wenn bei einem 
aus einem Wechſel oder einem ſonſtigen Handelspapiere ent⸗ 
ſtandenen Forderungsverhältniß, welches in die Aufrechnung 
einbezogen iſt, der Schuldner des Papiers nicht erfüllt, ſo 
können die Betheiligten den auf dieſe Verpflichtung bezüg⸗ 
lichen Poſten aus der Aufrechnung ausſcheiden“ (J. HGB. 
Art. 292) 108). Ferner die Vorſchrift, daß der Saldo vom 
Tage des Rechnungsabſchluſſes an zu verzinſen iſt, auch ſo⸗ 
weit in der Rechnung bereits Zinſen enthalten ſind (J. HGB. 
Art. 295, A. D. HGB. Art. 291 Abſ. 1, neues deutſches 
Handelsgeſetzbuch $ 355 Abſ. 1), ſowie der Satz, daß das 
Verhältnis jederzeit kündbar iſt (J. HGB. Art. 296, neues 
deutſches Handelsgeſetzbuch $ 355 Abſ. 3). Weiter die Be- 
ſtimmung: „Wenn die Betheiligten die Abrechnung, welche 
alle einzelnen Aktiv⸗ und Paſſivpoſten umfaßt, anerkannt 
haben, ſo können gegen die einzelnen Poſten Einwendungen 
nicht mehr erhoben werden, ausgenommen ſoweit ein Irr⸗ 


107) Siehe ſogleich unten. 

108) Für das deutſche Recht vgl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Civilſachen Bd. XXVII S. 140 und Goldſchmidt, Syſtem des 
Handelsrechts, 4. Aufl. 1892, S. 209. 
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thum oder ein Überſehen vorliegt“ (J. HGB. Art. 294) 109). 
Nur in einem Punkte ſtimmt das japaniſche Recht mit dem 
deutſchen nicht überein: in der (dispoſitiven) Begrenzung der 
Rechnungsperiode — nicht jährlich, ſondern halbjährlich iſt 
der Saldo zu ziehen (J. HGB. Art. 293, A. D. HGB. Art. 291 
Abſ. 2, neues deutſches Handelsgeſetzbuch § 355 Abſ. 2). 


Das Kommiſſionsgeſchäft. 


Dem Kommiſſionsgeſchäfte widmet das J. HGB. nicht 
mehr als acht Artikel. Zahlreiche wichtige Fragen, die in 
der deutſchen Vorlage eine ganz zweckentſprechende Beant⸗ 
wortung gefunden haben, werden nicht berührt; man hat 
ſich vielmehr im Großen und Ganzen darauf beſchränkt, den 
Grundriß des Baues zu zeichnen. Teilweiſe erklärt ſich die 
dürftige Regelung des Inſtituts aus der Vorſchrift, daß auf 
das Verhältnis zwiſchen dem Kommittenten und dem Kom⸗ 
miſſionär ſubſidiär die für den Auftrag und die Vertretung 
geltenden Beſtimmungen entſprechende Anwendung finden 
ſollen (J. HGB. Art. 314 Abſ. 2). In der Tat muß man 
nach japaniſchem Rechte — wie nach dem früheren deut⸗ 
ſchen — das Verhältnis zwiſchen jenen beiden als Auftrags⸗ 
verhältnis konſtruieren, was nach dem neuen deutſchen Rechte 
mit Rückſicht auf die notwendige Unentgeltlichkeit des Auf⸗ 
trages! !“) nicht möglich ift; denn das japaniſche Recht läßt 
beim Auftrage Entgeltlichkeit ſchlechthin zu! !!). Wie man 
dagegen auf die Kommiſſion die vertretungsrechtlichen Regeln 
erſtrecken konnte, iſt uns wegen des fundamentalen Unter⸗ 
ſchiedes zwiſchen Erſatzmannſchaft und Stellvertretung 112 


109) Für das deutſche Recht vgl. Goldſchmidt a. a. O. S. 208 f.; 
. Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts, 6. Aufl. 1903, S. 308 f. 

110) Vgl. Deutſches Bürgerliches Geſetzbuch § 662. 

111) Vgl. Japaniſches Bürgerliches Geſetzbuch Art. 648 Abſ. 1: „Der 
Beauftragte kann nur im Falle einer beſonders darauf gerichteten 
Vereinbarung vom Auftraggeber eine Vergütung verlangen.“ 

112) Vgl. auch J. HGB. Art. 314 Abſ. 1. | 
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unverſtändlich; dazu kommt, daß diefe Regeln auf das Berz 
hältnis zwiſchen dem Kommittenten und dem Kommiſſionär 
angewendet werden ſollen, obgleich die Vollmacht bei der 
Geſtaltung der Beziehungen zwiſchen dem Vollmachtgeber 
und dem Vollmächtigen gar keine Rolle ſpielt, Wirkungen 
vielmehr nur nach außen erzeugt. 

Im Übrigen iſt die Kommiſſion auf der Grundlage des 
deutſchen Rechtes geregelt; der Einfluß der neuen deutſchen 
Geſetzgebung iſt auch in dieſer Materie unverkennbar. Dies 
gilt ſchon von der Beſtimmung des Begriffes des Kom⸗ 
miſſionärs: „Kommiſſionär iſt, wer gewerbsmäßig im eigenen 
Namen ſür Andere Waren verkauft oder einkauft“ (J. HGB. 
Art. 313, neues deutſches Handelsgeſetzbuch § 383) — das A. D. 
HGB. (Art. 360 Abſ. 1) bezeichnet als Kommiſſionär denjenigen, 
„welcher gewerbemäßig in eigenem Namen für Rechnung eines 
Auftraggebers (Kommittenten) Handelsgeſchäfte ſchließt“. In⸗ 
deſſen wird die Bedeutung jener Einengung des Kommiſ⸗ 
ſionärbegriffes in Japan wie in Deutſchland abgeſchwächt, 
dort freilich in anderer Weiſe als hier: während nach dem 
deutſchen Rechte die kommiſſionsrechtlichen Regeln auch zur 
Anwendung kommen, wenn ein Kommiſſionär im Betriebe 
ſeines Handelsgewerbes ein anderes Geſchäft als einen Ver⸗ 
kauf oder Einkauf für Rechnung eines Anderen in eigenem 
Namen zu ſchließen übernimmt, ſowie wenn ein Kaufmann, 
der nicht Kommiſſionär iſt, im Betriebe ſeines Handels⸗ 
gewerbes ein Geſchäft in dieſer Weiſe zu ſchließen über⸗ 
nimmt (neues deutſches Handelsgeſetzbuch § 406 Abſ. 1), 
werden im japaniſchen Rechte jene Regeln auf den Fall er⸗ 
ſtreckt, daß „Jemand gewerbsmäßig im eigenen Namen für 
Rechnung eines Anderen Geſchäfte vornimmt, welche nicht 
Verkaufs⸗ oder Einkaufsgeſchäfte ſind“ (J. HGB. Art. 320); 
das japaniſche Recht geht hier alſo teils weiter als das 
deutſche, teils bleibt es hinter ihm zurück. 

Auch hinſichtlich der Limitoüberſchreitung hat H das 
J. HGB. (Art. 316) auf den Standpunkt des neuen deut⸗ 
ſchen Handelsgeſetzbuches (§ 386 Abſ. 2) geſtellt, indem es 
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die Verkaufskommiſſion nicht — wie das A. D. HGB. 
(Art. 363 f.) — anders behandelt als die Einkaufskommiſ⸗ 
ſion, vielmehr bei beiden dem Kommittenten das Recht, das 
Geſchäft zurückzuweiſen, nimmt, „falls der Kommiſſionär den 
Preisunterſchied ſelbſt trägt.“ 

Die Beſtimmung des deutſchen Rechtes, daß wenn der 
Kommittent es pflichtwidrig unterläßt, über das Kommiſſions⸗ 
gut zu verfügen, der Kommiſſionär die dem Verkäufer beim 
Annahmeverzuge des Käufers nach Handelsrecht zuſtehenden 
Befugniſſe hat (A. D. HGB. Art. 366 Abſ. 2), iſt vom 
J. HGB. (Art. 318) nur für den wichtigſten Fall jenes Unter⸗ 
laſſens rezipiert worden, den Annahmeverzug des Kommit: 
tenten bei der Einkaufskommiſſion. 

An Stelle der deutſchen Sätze, daß der Kommiſſionär 
dem Kommittenten die erforderlichen Nachrichten zu geben 
hat, und daß er an dem Kommiſſionsgute ein Pfandrecht 
hat (A. D. HGB. Art. 361, 374 Abſ. 1), werden zwei un⸗ 
zweckmäßige, von uns bereits früher kritiſierte für den Hand⸗ 
lungsagenten gegebene Regeln !!?) allegiert: danach hat der 
Kommiſſionär dem Kommittenten nur von dem Abſchluſſe 
des Geſchäftes Anzeige zu machen!!“) und ſteht ihm nur 
ein Zurückbehaltungsrecht zu (J. HGB. Art. 319). 

Sehr intereſſant iſt der Unterſchied zwiſchen dem japa⸗ 
niſchen und dem deutſchen Rechte in der Beantwortung der 
Frage, unter welchen Vorausſetzungen der Kommifſionär del 
credere ſteht: während er nach deutſchem Rechte in dieſer 
Lage nur iſt, wenn die Haftung von ihm übernommen worden 


113) J. HGB. Art. 37, 41; vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LII S. 447 ff. 

114) Auch der Beauftragte (vgl. oben S. 413 über J. HGB. Art. 314 
Abſ. 2) hat im japaniſchen Rechte nicht die Pflicht, dem Auftrag⸗ 
geber ſchlechthin die „erforderlichen“ Nachrichten zukommen zu 
laffen; das Japaniſche Bürgerliche Geſetzbuch ( 645) verordnet 
nur: „Der Beauftragte iſt verpflichtet, auf Verlangen des Auf⸗ 
traggebers über den Stand des Geſchäfts jederzeit Auskunft zu 
geben und nach der Ausführung des Auftrags ohne Verzug volle 
Rechenſchaft abzulegen.“ 
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iſt oder dem Handelsgebrauche am Orte ſeiner Niederlaſſung 
entſpricht (A. D. HGB. Art. 370 Abſ. 1), verordnet das japa⸗ 
niſche Recht gerade umgekehrt: „Der Kommiſſionär haftet in 
Beziehung auf den für den Auftraggeber vorgenommenen 
Verkauf oder Einkauf felbſt auf Erfüllung, wenn der andere 
Theil die von ihm übernommene Verpflichtung nicht erfüllt; 
es ſei denn, daß eine abweichende Willenserklärung oder 
Gewohnheit vorliegt“ (J. HGB. Art. 315). Anſpruch auf 
eine beſondere del credere-Proviſion gibt dem Kommiſſionär 
wohl das deutſche Recht (A. D. HGB. Art. 370 Abſ. 3), 
nicht aber das japaniſche, wie man aus dem Schweigen des 
J. HGB. zu ſchließen hat. 

Vorausſetzung des Selbſteintrittes des Kommiſſionärs 
iſt, daß für die einzukaufende oder zu verkaufende Ware ein 
„Börſenpreis beſteht“ — daß ſie einen gewöhnlichen Markt⸗ 
preis hat, genügt alſo, anders als nach deutſchem Rechte, 
nicht; dagegen wird man aus dem Schweigen des J. HGB. 
über die Möglichkeit des Ausſchluſſes des Selbſteintrittes 
durch Beſtimmung des Kommittenten, durch das es gleich⸗ 
falls von ſeiner deutſchen Vorlage abweicht, nicht die Unzu⸗ 
läſſigkeit dieſes Ausſchluſſes folgern dürfen (J. HGB. 
Art. 317 Abſ. 1 Satz 1, A. D. HGB. Art. 376 Abſ. 1); viel⸗ 
mehr wird man lediglich in der Geſtattung des Selbſtein⸗ 
trittes unter der angeführten Vorausſetzung einen dispoſi⸗ 
tiven Rechtsſatz erblicken müſſen. Daß bei der Ausübung 
des Selbſteintrittsrechtes der Börſenpreis einzuhalten und 
dem Kommiſſionär trotz ſeiner Verkäufer⸗ oder Käuferſtellung 
die Proviſion zu gewähren iſt, verordnet das japaniſche Recht 
in Übereinſtimmung mit dem deutſchen (J. HGB. Art. 317 
Abf. 1 Satz 2, A. D. HGB. Art. 376 Abſ. 2). 


Das Speditionsgeſchäft. 


Spediteur iſt, „wer gewerbsmäßig im eigenen Namen 
die Beförderung von Gütern vermittelt“, beginnt der dem 
Speditionsgeſchäfte gewidmete „Abſchnitt“ des J. HGB.s 
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(Art. 321 Abſ. 1). Daß der Ausdruck vermitteln hier ganz 
unangebracht iſt, liegt auf der Hand 115). Indeſſen ſcheint 
es uns zweifelhaft zu ſein, ob die Überſetzung richtig iſt. 
In den beiden anderen Überſetzungen heißt es: „A for- 
warding agent is a person who forwards goods, as a 
business, in his own name on account of others“; „Est 
commissionaire de transport celui qui, par profession, 
entreprend de faire des expéditions en son propre nom et 
pour le compte d'autrui“, und in einem ſpäteren Artikel 
desſelben Abſchnittes iſt die Rede von dem Falle, daß 
„Mehrere nach einander die Beförderung zu beſorgen über⸗ 
nehmen“ (J. HGB. Art. 325 Abſ. 1). Gemeint iſt offenbar 
kein Anderer als der Spediteur im Sinne des deutſchen 
Rechtes. | | 

Während in Deutſchland die ſpeditionsrechtlichen Regeln 
nach einer ausdrücklichen Geſetzesvorſchrift auch zur An⸗ 
wendung kommen ſollen, wenn ein Kaufmann, der nicht 
Spediteur iſt, eine Güterverſendung für Rechnung eines 
Anderen in eigenem Namen zu beſorgen übernimmt (A. D. 
HGB. Art. 388, neues deutſches Handelsgeſetzbuch $ 415), 
iſt in Japan ihre Geltung auf die Gewerbsgeſchäfte des 
Spediteurs beſchränkt. Dies iſt um ſo auffallender, als die 
entſprechende Schranke hinſichtlich der kommiſſionsrechtlichen 
Beſtimmungen des J. HGBes nicht beſteht 116) und auch im 
japaniſchen Rechte die Spedition mit der Kommiſſion im 
engeren Sinne aufs nächſte verwandt iſt, ſo daß den für 
den Kommiſſionär gegebenen Vorſchriften ſubſidiäre Geltung 
für den Spediteur beigelegt werden konnte (J. HGB. Art. 321 
Abſ. 2, A. D. HGB. Art. 387). Sollte man es hier mit einem 
Verſehen zu tun haben? Vielleicht hat man in Japan mit 
Rückſicht auf die zuletzt angeführte Beſtimmung des J. HGB.s 
(Art. 321 Abſ. 2) eine Vorſchrift wie diejenige des vorhin 
erwähnten Art. 388 des A. D. HGB.s für überflüſſig ge⸗ 


115) Vgl. auch A. D. HGB. Art. 389 in Verb. mit Art. 379. 
116) Vgl. oben S. 414. 
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halten; dann hätte man freilich nicht bedacht, daß jene Be⸗ 
ſtimmung nicht den Art. 320 des J. HGB.s umfaßt, durch 
den die früher !!“ beſprochene Erſtreckung der kommiſſions⸗ 
rechtlichen Regeln auf gewiſſe Nichtkommiſſionäre erfolgt; 
denn in jener Beſtimmung iſt nur die Rede von den für 
den Kommiſſionär, nicht allgemein von den für die Kom⸗ 
miſſion gegebenen Vorſchriften. 

Wie nach dem deutſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 380) 
haftet der Spediteur für Anwendung aller Sorgfalt bei Er⸗ 
füllung ſeiner Obliegenheiten und hat er, wenn ein Scha⸗ 
den entſtanden iſt, die Anwendung der Sorgfalt zu beweiſen 
(J. HGB. Art. 322). Aber er haftet nach dem japaniſchen 
Handelsrechte auch dafür, daß „ſeine Angeſtellten“ „die er⸗ 
forderliche Sorgfalt bei übernahme, Übergabe und Aufbe⸗ 
wahrung des Gutes, der Wahl des Frachtführers oder an⸗ 
derer Spediteure oder bei der Beförderung“ anwenden 
(J. HGB. Art. 322), während es bei uns hier bei den Be⸗ 
ſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Rechtes ſein Be⸗ 
wenden hat. 

Aus dem neuen deutſchen Handelsgeſetzbuche (§ 409) 
iſt die Vorſchrift über die Fälligkeit der Proviſion über⸗ 
nommen worden: „Sobald der Speditör das Gut dem 
Frachtführer übergeben hat, kann er Bezahlung ſeiner Ver⸗ 
gütung verlangen“ (J. HGB. Art. 323 Abſ. 1). Daß er, 
„wenn der Betrag der Fracht im Speditionsvertrag be: 
ſtimmt iſt,“ eine beſondere Vergütung nur auf Grund be⸗ 
ſonderer Vereinbarung fordern kann (J. HGB. Art. 323 
Abſ. 2), galt bei uns ſchon nach dem A. D. HGB. (Art 384 
Satz 2). Die weitere für eine derartige Spedition „mit 
fixen Speſen“ im A. D. HGB. (Art. 384 Satz 1) gegebene 
Beſtimmung, daß der Spediteur in Ermangelung einer ent⸗ 
gegenſtehenden Vereinbarung für die von ihm angenomme⸗ 
nen Frachtführer haftet, iſt nicht in das J. HGB. überge⸗ 
gangen, da nach dem japaniſchen Rechte der Spediteur wie 


117) Vgl. oben S. 414. 
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der Kommiſſionär in allen Fällen grundſätzlich del credere 
ſteht 118). | 

Wie dem Kommiſſionär, fo ſteht — abweichend vom 
deutſchen Rechte — dem Spediteur nicht ein geſetzliches 
Pfandrecht, ſondern nur ein Zurückbehaltungsrecht zu. In⸗ 
deſſen ift das Zurückbehaltungsrecht des Spediteurs, ſowohl 
was ſeinen Gegenſtand, als auch was die durch dasſelbe 
geſicherten Forderungen anlangt, anders, und zwar zweck⸗ 
mäßiger ausgeſtaltet als das wenig ſcharf umgrenzte Zurück⸗ 
behaltungsrecht des Kommiſſionärs 119): „Der Spediteur 
kann das Frachtgut nur wegen der auf das Gut ſchuldigen 
Vergütung und Fracht, ſowie wegen der darauf für den 
Auftraggeber gemachten Auslagen und Vorſchüſſe zurück⸗ 
halten“ (J. HGB. Art. 324). 

Wenn ſich der Spediteur eines Zwiſchenſpediteurs be⸗ 
dient („wenn Mehrere nach einander die Beförderung zu De- 
ſorgen übernehmen“), ſo hat der Nachmann die Rechte ſeines 
Vormannes auszuüben; „wenn in einem ſolchen Falle der 
Nachmann an den Vormann erfüllt, ſo erwirbt er die Rechte 
des Vormannes“ (J. HGB. Art. 325) — beides wie im deut⸗ 
ſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 382 Abſ. 3, 4 Satz 1). Ebenſo 
erwirbt der Spediteur die Rechte des Frachtführers, wenn 
er dieſen befriedigt (J. HGB. Art. 326) 120). 

Der Selbſteintritt des Spediteurs ſteht unter den gleichen 
Regeln wie im deutſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 385): 
der Spediteur hat das Recht des Selbſteintrittes, falls nicht 
ein Anderes vereinbart iſt, und hat, wenn er von dem Rechte 
Gebrauch macht, die Pflichten und Rechte eines Frachtführers 
(J. HGB. Art. 327) — daß er daneben den Anſpruch auf 
Proviſion behält, wird im J. HGB. zwar, anders als in 
ſeiner Vorlage, nicht beſonders hervorgehoben, gilt aber 
zweifellos auch in Japan infolge der früher angeführten 


118) Vgl. J. HGB. Art. 321 Abſ. 2 (oben S. 417) und oben ©. 415f. 

119) Vgl. über dieſes oben S. 415 und diefe Zeitſchrift Bd. LII 
S. 448 f. 

120) Vgl. A. D. HGB. Art. 382 Abſ. 4 Satz 2. 
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Generalverweiſung auf die für den Kommiſſionär aufge: 
ſtellten Regeln 12). 

Die Sätze des A. D. HGB.s (Art. 386) über die Ver: 
jährung der Klagen gegen den Spediteur ſind in Japan 
Rechtens geworden (J. HGB. Art. 328). Das J. HGB. 
(Art. 329) ſtatuiert aber auch für die Klagen des Spedi⸗ 
teurs eine einjährige Verjährungsfriſt 12). 


Transportgeſchäfte. 


Das J. HGB. — in der uns vorliegenden deutſchen 
Überſetzung — enthält einen „Abſchnitt“ mit der Über: 
ſchrift „das Frachtgeſchäft“. Er beginnt mit dem Satze: 
„Frachtführer iſt, wer gewerbsmäßig auf dem Lande, auf 
Seen und Flüſſen, in Häfen und Buchten Güter oder Rei⸗ 
ſende befördert“ (J. HGB. Art. 331). Auf dieſe Legal⸗ 
definition folgen zwei „Abtheilungen“ mit den Überſchriften 
„Die Beförderung von Gütern“ und „Die Beförderung von 
Reiſenden“; in beiden wird der Transportant durchweg 
Frachtführer genannt. Zweifellos ſcheint es hiernach zu ſein, 
daß der japaniſche Text des Geſetzes einen gemeinſamen 
Ausdruck für den Güter- und für den Perſonenbeförderungs⸗ 
vertrag, ſowie denſelben Ausdruck für denjenigen hat, welcher 
Güterbeförderungsverträge gewerbemäßig abſchließt, wie für 
denjenigen, deſſen Gewerbe in dem Abſchluſſe von Perſonen⸗ 
beförderungsverträgen beſteht, ſoweit es ſich um den Binnen⸗ 
verkehr handelt 123). Aber es iſt doch wohl bedenklich, für 
jene Ausdrücke zwei deutſche Worte (Frachtvertrag, Fracht⸗ 


121) Vgl. oben S. 417 und S. 416. 

122) Endlich werden in dem dem Speditionsgeſchaͤfte gewidmeten Abs 
ſchnitte noch zwei Artikel des Abſchnittes über das Transport⸗ 
geſchäft (Art. 338, 343) allegiert (J. HGB. Art. 330), auf die 
ſpäter zurückzukommen ſein wird; vgl. unten S. 424, 425 f. 

123) Die entſprechenden Ausdrücke in den beiden anderen Lön hol m⸗ 
ſchen Überſetzungen find: „carriage“, „transport“ — carrier“, 

voiturier“. 
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führer) zu ſetzen, die in der deutſchen Rechtsſprache eine viel 
engere Bedeutung haben, indem ſie nur beim Gütertrans⸗ 
portvertrage vorkommen, und noch dazu nur bei einem ſolchen 
Gütertransportvertrage, kraft deſſen das zu befördernde Gut 
in die Verwahrung des Transportanten übergeht. 

Abgeſehen davon, daß der gemeine Perſonentransport⸗ 
vertrag geregelt iſt, und abgeſehen von jenem terminologiſchen 
Punkte weicht das J. HGB. grundſätzlich von den deutſchen 
Handelsgeſetzbüchern dadurch ab, daß es Sonderbeſtimmungen 
für die Transportgeſchäfte der Eiſenbahnen nicht bietet, und 
daß es die Geltung ſeiner transportrechtlichen Vorſchriften 
auf die Gewerbstransportverträge beſchränkt: es fehlt in ihm 
eine Verordnung wie die deutſche, daß die frachtrechtlichen 
Sätze auch Anwendung finden ſollen, wenn ein Kaufmann, 
der nicht Frachtführer iſt, im Betriebe ſeines Handelsgewerbes 
einen Transport von Gütern auszuführen übernimmt (A. 
D. HGB. Art. 420). Was die Transportgeſchäfte der Poſt 
anlangt, ſo enthält das J. HGB. weder eine Beſtimmung 
wie die entſprechende Vorſchrift des alten noch eine ſolche 
wie diejenige des neuen deutſchen Handelsgeſetzbuches (A. D. 
HGB. Art. 421 Abſ. 2, neues deutſches Handelsgeſetzbuch 
§ 452). | 

1. Die Sätze über den Frachtvertrag — im Sinne der 
deutſchen Rechtsſprache — ſind durchaus überſichtlich gruppiert. 
Ob man freilich da, wo man in der Normſetzung ſelbſt die 
deutſche Grundlage verlaſſen hat, das Richtige getroffen hat, 
das iſt eine andere Frage. 

An die Spitze ſind geſtellt die Beſtimmungen über den 
Frachtbrief und den Ladeſchein. Wie nach dem deutſchen 
Rechte (A. D. HGB. Art. 391 Abſ. 2) kann der Frachtführer 
von dem Abſender die Ausſtellung eines Frachtbriefes ver⸗ 
langen (J. HGB. Art. 332 Abſ. 1 Satz 1). Nach dem japani⸗ 
ſchen Rechte genügt für die Entſtehung der Verpflichtung 
des Frachtführers zur Ausſtellung eines Ladeſcheines gleich⸗ 
falls das einſeitige Verlangen der Gegenpartei (J. HGB. 
Art. 333 Abſ. 1 Satz 1), während nach dem A. D. HGB. 
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(Art. 413 Abſ. 1) jene Verpflichtung nur durch Vertrag be- 
gründet werden kann. Beide Rechte ſchreiben den Inhalt 
der Urkunden vor, aber in ſehr verſchiedener Weiſe: einmal 
fordert das japaniſche Recht nicht die Aufnahme ſo zahl⸗ 
reicher Angaben wie das deutſche, und ſodann iſt der geſetz⸗ 
lich angeordnete Inhalt nach dem japaniſchen Rechte not⸗ 
wendig zum Zuſtandekommen der Urkunden, nach dem deutſchen 
Rechte nur Normalinhalt (J. HGB. Art. 332 Abſ. 1 Satz 2, 
Abſ. 2, Art. 333 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2, A. D. HGB. Art. 392, 
414 Abſ. 1, 2). 

Auf den Ladeſchein beziehen ſich zwei weitere Artikel: 
„Wenn ein Ladeſchein ausgeſtellt iſt, ſo iſt im Verhältniß 
zwiſchen dem Frachtführer und dem Inhaber des Scheins 
für die auf die Beförderung bezüglichen Umſtände der Inhalt 
des Ladeſcheins maßgebend“ (J. HGB. Art. 334); „Die Über⸗ 
tragung des Ladeſcheins durch Indoſſament hat dieſelbe 
rechtliche Wirkung wie die Übertragung des Gutes ſelbſt“ 
(J. HGB. Art. 335). Der erſte der beiden Artikel ſoll offen⸗ 
bar einer deutſchen Vorſchrift nachgebildet ſein, die bereits 
im A. D. HGB. ſteht, der zweite einem deutſchen Satze, der 
erſt ins neue deutſche Handelsgeſetzbuch aufgenommen worden 
iſt 124), aber ſchon unter der Herrſchaft des alten bei uns 
galt. Die beiden deutſchen Sätze lauten: „Der Ladeſchein 
entſcheidet für die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Fracht⸗ 
führer und dem Empfänger des Guts; die nicht in denſelben 
aufgenommenen Beſtimmungen des Frachtvertrages haben 
gegenüber dem Empfänger keine rechtliche Wirkung, ſofern 
nicht auf dieſelben ausdrücklich Bezug genommen iſt“ (A. D. 
HGB. Art. 415 Abſ. 1); „Die Übergabe des Ladeſcheins an 
denjenigen, welcher durch den Schein zur Empfangnahme des 
Gutes legitimirt wird, hat, wenn das Gut von dem Fracht⸗ 
führer übernommen iſt, für den Erwerb von Rechten an dem 
Gute dieſelben Wirkungen wie die Übergabe des Gutes“ 
(neues deutſches Handelsgeſetzbuch $ 450). Die Nachbildung 


124) Vgl. allerdings für das Konnoſſement A. D. HGB. Art. 649. 
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deutſchen Rechtes iſt in Wahrheit Verbildung. Wie kann 
von einem „Verhältniß zwiſchen dem Frachtführer und dem 
Inhaber des Scheins“ geſprochen werden, obgleich in dem 
Geſetze unter den notwendig in den Ladeſchein aufzunehmenden 
Angaben der Name des Empfängers aufgeführt iſt? Und 
wie kann von der „Übertragung des Ladeſcheins durch 
Indoſſament“ geſprochen werden, obgleich in dem Geſetze von 
der Zuläſſigkeit der Stellung des Ladeſcheines an Order kein 
Wort verlautet? 125) Und ſoll die Übergabe des Ladeſcheines 
durch den Abſender an den in ihm genannten Empfänger 
nicht dieſelbe rechtliche Wirkung haben wie die Übergabe des 
Gutes ſelbſt? Warum iſt endlich nicht die durchaus nicht 
überflüſſige Beſtimmung des Art. 417 des A. D. HGB.s über 
die Legitimation zum Empfange des Gutes aufgenommen? 
Unmöglich wird man ſich an den Wortlaut jener beiden 
Artikel des J. HGB.s halten können; denn ihr Sinn kann 
kein anderer ſein als derjenige der entſprechenden deutſchen 
Sätze; demnach wird man „Inhaber des Scheins“ in Art. 334 
des J. HGB.s als: zum Empfange des Gutes legitimierten 
Inhaber des Scheines, und „des Ladeſcheins“ in Art. 335 
des J. HGB.s als: des an Order lautenden Ladeſcheines 
verſtehen müſſen. 

Beſonders geregelt iſt im J. HGB. eine Frage, die bei 
uns nach dem allgemeinen bürgerlichen Rechte zu beantworten 
iſt: die Frage, inwieweit der Frachtführer beim Untergange 
des Frachtgutes Anſpruch auf Fracht hat. Es wird dabei 
geſchieden zwiſchen dem Untergange des Frachtgutes infolge 
höherer Gewalt und ſeinem Untergange „infolge ſeiner Natur 
oder ſeiner Fehlerhaftigkeit oder infolge einer Verſchuldung 
des Abſenders“; im erſten Falle hat der Frachtführer gar 
keinen Anſpruch auf Fracht — auch nicht, wenn die Reiſe 
bereits angetreten war! —, im zweiten Falle Anſpruch auf 
die ganze Fracht (J. HGB. Art. 336). Eines Falles, in dem 


125) Vgl. auch die Faſſung des Art. 649 des A. D. HG B.8. 
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der Frachtführer Anſpruch auf Teilfracht hat, wird ſpäter 
zu gedenken fein 126): er gehört nicht hierher. 

Was die Haftung des Frachtführers anlangt, ſo hat 
ſich das J. HGB. zweckmäßigerweiſe den Grundſatz des 
neuen deutſchen Handelsgeſetzbuches (§ 429 Abſ. 1) zu eigen 
gemacht, daß er nur für Verſchulden einzuſtehen hat, ſo daß 
die noch vom A. D. HGB. (Art. 395 Abſ. 1) ſtatuierte Haf⸗ 
tung für Verluſt oder Beſchädigung des Frachtgutes bis zur 
höheren Gewalt nicht anerkannt iſt, vielmehr Verluſt oder 
Beſchädigung des Frachtgutes und Verſpätung inſoweit gleich 
behandelt werden (J. HGB. Art. 237). Ganz abſonderlich 
ift aber der Umfang der Schadenserſatzpflicht beſtimmt: in 
allen Fällen, ſowohl bei Verluſt oder Beſchädigung als auch 
bei Verſpätung, iſt grundſätzlich nicht das volle Intereſſe 
maßgebend, iſt vielmehr der Berechnung des Schadens der 
gemeine Wert des Gutes zu Grunde zu legen (J. HGB. 
Art. 340). Man iſt hier noch weiter gegangen als das 
deutſche Recht, nach dem jene mildere Haftung wenigſtens 
nur bei Verluſt oder Beſchädigung beſteht (A. D. HGB. 
Art. 395, 396, 397, neues deutſches Handelsgeſetzbuch §§ 429, 
430, 431). Gerechtfertigt iſt die Milderung des allgemeinen 
Rechtsprinzips da, wo über Verſchulden hinaus, bis zur 
höheren Gewalt, gehaftet wird, ſo daß weder das neue 
deutſche noch das japaniſche Handelsrecht Billigung verdient. 
Daß der Frachtführer bei dolus den vollen Schaden zu er⸗ 
ſetzen hat, darin ſtimmt das japaniſche Recht mit dem 
deutſchen überein (J. HGB. Art. 341, A. D. HGB. Art. 396 
Abſ. 5). Auch darin, daß Geld, Wertpapiere und Koſtbar⸗ 
keiten eine beſondere Behandlung erfahren, — nach dem 
japaniſchen Rechte bedarf es allerdings, um die Haftung des 
Frachtführers zu begründen, der Angabe der Art und des 
Wertbetrages jener Gegenſtände, während nach dem deutſchen 
Rechte die Angabe eines von beiden ausreicht (J. HGB. 
Art. 338, A. D. HGB. Art. 305 Abſ. 2). 


126) Vgl. unten S. 425. 
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Wie nach dem deutſchen Rechte (A. D. HGB. Art. 410) 
haftet der Frachtführer in allen Fällen nicht nur für eigenes, 
ſondern auch für fremdes Verſchulden. Das J. HGB. 
(Art. 337) nennt als diejenigen, für welche er einzuſtehen hat, 
den „Speditör, die Angeſtellten oder die ſonſt zur Beförde⸗ 
rung des Gutes gebrauchten Perſonen“; wie das Geſetz 
— über die deutſche Vorlage hinausgehend — hier den 
Spediteur anführen kann, iſt unverſtändlich. 

Die Regel, die ſich aus der Natur des Frachtvertrages 
ergibt, daß der Abſender das Verfügungsrecht über das Fracht⸗ 
gut hat, wird auch vom J. HGB. ausgeſprochen (J. HGB. 
Art. 342 Abſ. 1 Satz 1, A. D. HGB. Art. 402 Abſ. 1). Frei⸗ 
lich zieht es dieſem Rechte eine andere zeitliche Schranke als 
das A. D. HGB.: für den Untergang des Rechtes iſt nicht 
maßgebend der Zeitpunkt, in dem nach Ankunft des Gutes 
am Ablieferungsorte der Frachtbrief dem Empfänger über⸗ 
geben wird (A. D. HGB. Art. 402), ſondern der Zeitpunkt, 
in dem nach Anlangen des Gutes am Beſtimmungsorte der 
Empfänger die Auslieferung des Gutes fordert (J. HGB. 
Art. 342 Abſ. 2). Iſt auf dieſe Weiſe die Bedeutung des 
Frachtbriefes im Vergleiche mit dem deutſchen Rechte ge⸗ 
mindert, ſo iſt umgekehrt die Bedeutung des Ladeſcheines im 
Vergleiche mit jenem (A. D. HGB. Art. 416) erhöht, indem 
dem „Inhaber des Ladeſcheins“ in ganz demſelben Umfange 
wie dem Abſender das Verfügungsrecht zuerkannt wird 
(J. HGB. Art. 342 Abſ. 1 Satz 1); dieſe Beſtimmung wird 
weder dem Weſen des Frachtvertrages als eines zwiſchen dem 
Abſender und dem Frachtführer abgeſchloſſenen Vertrages noch 
dem Weſen des Ladeſcheines als eines Traditionspapieres 
gerecht. Auch die Vorſchrift des J. HGB.s (Art. 342 Abſ. 1 
Satz 2), daß bei Geltendmachung des Verfügungsrechtes der 
Frachtführer nur Teilfracht ſowie Erſatz der Auslagen und 
„der durch ... Verfügungshandlungen entſtandenen Koſten“ 
verlangen darf, kann unmöglich Billigung finden. 

Daß der Empfänger nach Ankunft des Frachtgutes am 
Beſtimmungsorte die durch den Frachtvertrag begründeten 


426 Rehme: Das japaniſche Handelsrecht. 


Rechte in eigenem Namen gegen den Frachtführer geltend 
machen kann (J. HGB. Art. 343 Abſ. 1), daß aber von dem 
Frachtführer bei Vorhandenſein eines Ladeſcheines nur gegen 
deſſen Rückgabe die Ablieferung des Gutes verlangt werden 
kann (J. HGB. Art. 344), entſpricht dem deutſchen Rechte 
(A. D. HGB. Art. 405, 418). 

Eine Abweichung von dieſem, und zwar wiederum im 
Sinne einer Minderung der Bedeutung des Frachtbriefes 127), 
liegt dagegen darin, daß der Empfänger ſchon durch An⸗ 
nahme des Gutes dem Frachtführer zur Zahlung der Fracht 
und der Auslagen verpflichtet wird, ohne daß es hierzu auch 
der Annahme des Frachtbriefes bedarf (J. HGB. Art. 343 
Abſ. 2, A. D. HGB. Art. 406). 

Ebenſo wird der Fall vom japaniſchen Recht etwas 
anders als vom deutſchen behandelt, daß der Empfänger 
nicht zu ermitteln iſt. Hier kann der Frachtführer das Gut 
ohne Weiteres hinterlegen und es nach den für den Selbſt⸗ 
hilfeverkauf des Verkäufers gegebenen Regeln 128) öffentlich 
verkaufen, wenn der Abſender die ihm von jenem geſetzte 
Verfügungsfriſt fruchtlos ablaufen läßt, ohne daß wie bei 
uns die Feſtſtellung des Zuſtandes des Gutes durch Sach⸗ 
verſtändige und die gerichtliche Anordnung der Hinterlegung 
und des Verkaufes nötig iſt. Dieſe Sätze gelten entſprechend 
auch für den Fall, daß „Streit hinſichtlich der Übergabe des 
Frachtgutes entſteht“, nicht jedoch wie bei uns auch für den 
Fall, daß man über den Zuſtand des Gutes ſtreitet 
(J. HGB. Art. 345, 346, 347, A. D. HGB. Art. 407). 

Auch in der Normierung des Erlöſchens der Haftung 
des Frachtführers hat ſich das japaniſche Recht nicht durch⸗ 
aus auf den deutſchen Standpunkt geſtellt; freilich betrifft 
die Abweichung nur einen Spezialfall. Durch vorbehaltloſe 
Annahme des Gutes und Bezahlung der Fracht geht jeder 
Anſpruch gegen den Frachtführer unter; bei Verluſt und 


127) Vgl. oben S. 425. 
128) Vgl. oben S. 410. 
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Beſchädigung, die bei der Ablieferung nicht erkennbar waren, 
bleiben die Anſprüche aber beſtehen, „ſofern der Empfänger 
binnen zwei Wochen vom Tage der Ablieferung dem Fracht⸗ 
führer Anzeige macht,“ — bei uns genügt hier nicht die 
bloße Anzeige und iſt unverzügliches Vorgehen erforderlich 
(J. HGB. Art. 348 Abſ. 1, A. D. HGB. Art. 408 Abſ. 1, 2). 
Daß dieſe Beſtimmungen keine Anwendung finden ſollen, 
„wenn auf Seiten des Frachtführers Böswilligkeit vorliegt“ 
(J. HGB. Art. 348 Abſ. 2), iſt einer Vorſchrift des neuen 
deutſchen Handelsgeſetzbuches ($ 438 Abſ. 5) nachgebildet. 

Endlich wird beſtimmt, daß gewiſſe der für den Spediteur 
gegebenen Sätze auf den Frachtführer „entſprechende An⸗ 
wendung“ finden follen, nämlich die Sätze über das Retentions- 
recht des Spediteurs, den Fall einer Mehrheit von Spediteuren 
und die Verjährung der Anſprüche des Spediteurs und der⸗ 
jenigen gegen den Spediteur (J. HGB. Art. 349). 

2. Unter der Überſchrift „Die Beförderung von Reiſen⸗ 
den“ hat das J. HGB. nur drei Artikel. Einer von ihnen 
bezieht ſich auf die Haftung des Transportanten für die 
Schädigung der Perſon des Reiſenden, zwei beziehen ſich 
auf ſeine Haftung für das Reiſegepäck. Nach jenem Artikel 
haftet er auf Schadenserſatz, wenn ihn oder „ſeine Ange⸗ 
ſtellten“ 12%) ein Verſchulden trifft; „bei der Feſtſtellung des 
zu erſetzenden Betrags hat das Gericht die Lebensverhältniſſe 
des Verletzten und ſeiner Hausgenoſſen zu berückſichtigen“ 
(J. HGB. Art. 350). Die beiden anderen Artikel lauten: 

„Der Frachtführer 150) haftet für das ihm vom Reifen- 
den übergebene Reiſegepäck in demſelben Umfange wie bei 
der Beförderung von Gütern, auch wenn er dafür keine 
beſondere Vergütung berechnet. 

Wenn der Reiſende nicht innerhalb einer Woche, nach⸗ 
dem das Reiſegepäck am Beſtimmungsort angekommen iſt, 


129) Vgl. dagegen für den Frachtvertrag J. HGB. Art. 337, oben 
S. 425; in der obigen Vorſchrift (J. HGB. Art. 350) handelt es 
ſich wohl um einen ungenauen Ausdruck. 

130) Vgl. zu dieſem Ausdrucke oben S. 420 f. 
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die Auslieferung desſelben verlangt, ſo finden die Beſtim⸗ 
mungen des Art. 286 151) entſprechende Anwendung; indeß 
bedarf es einer Mahnung oder Mittheilung nicht bei einem 
Reiſenden, deſſen Wohnort oder Aufenthaltsort unbekannt iſt“ 
(J. HGB. Art. 351). 

„Für Schadenserſatz wegen Verluſt oder Beſchädigung 
von Reiſegepäck des Reiſenden, welches dem Frachtführer 
nicht übergeben worden iſt, haftet der letztere nur, wenn ihm 
ſelbſt oder ſeinen Angeſtellten eine Verſchuldung zur Laſt 
fällt“ (J. HGB. Art. 352). 

Dieſe Beſtimmungen über das Reiſegepäck ſind — ab⸗ 
geſehen von Art. 351 Abſ. 2 — offenbar nachgebildet den 
Vorſchriften, welche die frühere Verkehrsordnung für die 
Eiſenbahnen Deutſchlands vom 15. November 1892 ($ 34) 13 
und nun das neue deutſche Handelsgeſetzbuch ($ 465) für die 
Haftung der Eiſenbahnen für Reiſegepäck aufgeſtellt haben. 
Wie dieſe beim Eiſenbahntransportvertrag ſcheidet das 
japaniſche Recht beim Perſonentransportvertrage ſchlechthin 
zwiſchen aufgegebenem und nicht aufgegebenem Reiſegepäck. 
Hinſichtlich des erſteren ſoll ſich die Haftung des Transpor⸗ 
tanten nach dem Frachtrechte beſtimmen, hinſichtlich des 
letzteren ſoll der Transportant nur haften, wenn ihn oder 
„ſeine Angeſtellten“ 183) ein Verſchulden trifft. Aus dieſen 
beiden Sätzen müßte man eigentlich zu der Meinung gelangen, 
daß die Haftung für aufgegebenes Gepäck ſtrenger ſei als 
die für nicht aufgegebenes. Nun iſt aber nach dem japaniſchen 
Rechte Vorausſetzung auch der Haftung nach Frachtrecht, daß 
dem Transportanten oder ſeinen Angeſtellten ein Verſchulden 
zur Laſt fällt 154). Man hat augenſcheinlich jene beiden Sätze 
dem neuen deutſchen Handelsgeſetzbuche entnommen, ohne 
dabei zu beachten, daß es dieſelben nur für den Eiſenbahn⸗ 


131) Siehe oben S. 410. 

132) Vgl. auch A. D. HGB. Art. 425. 

133) Darunter ſind wohl ſeine Leute und Gehilfen zu verſtehen; vgl. 
oben S. 427 Anm. 129. 

134) Vgl. oben S. 424 f. 


Nehme: Das japaniſche Handelsrecht. 429 


transportvertrag ausſpricht, für dieſen aber die Haftung bis 


zur höheren Gewalt hat beſtehen laſſen ($ 456), wenn es die⸗ 


ſelbe auch für den gemeinen Frachtvertrag beſeitigt hat 155). 
So hat es für das deutſche Recht ſehr wohl Sinn, wenn 
bezüglich des nicht aufgegebenen Gepäckes die Haftung der 
Eiſenbahn auf die Fälle des Verſchuldens beſchränkt wird, 
während im J. HGB. die Scheidung zwiſchen aufgegebenem 
und nicht aufgegebenem Gepäck zwecklos iſt: man hätte ſich 
mit der Vorſchrift begnügen ſollen, daß der Transportant 
für das Gepäck des Reiſenden haftet wie der Frachtführer 
für das Frachtgut, auch wenn er oenen CHROME unent: 
geltlich vornimmt. 


Verwahrungsgeſchäfte. 


Der letzte von uns zu betrachtende „Abſchnitt“ des J. 
HGB. weiſt unter der Überſchrift „Die Verwahrung“ ſehr 
weite Abweichungen vom deutſchen Rechte auf. Er enthält 
in je einer „Abtheilung“ „allgemeine Beſtimmungen“ und 
Vorſchriften über „das Lagergeſchäft“. 

1. Die „allgemeinen Beſtimmungen“ zerfallen in zwei 
Gruppen. 

Die erſte Gruppe wird gebildet durch die Verordnung, 
daß ein Kaufmann, welcher innerhalb der Grenzen ſeines 
Handelsbetriebes ein Sache zur Verwahrung übernimmt, auch 
wenn er keine Vergütung dafür erhält, „für die Sorgfalt 
eines guten Verwalters“ haftet (J. HGB. Art. 353). 

Die zweite Gruppe machen aus Normen, welche den 
Sätzen des deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuches (§§ 701, 702, 
703) über die Einbringung von Sachen bei Gaſtwirten nach⸗ 
gebildet ſind. Indeſſen ſtimmen ſie mit der Vorlage durch⸗ 
aus nicht überein. Schon darin zeigt ſich dies, daß ſie nicht 
nur für Gaſtwirte gelten, ſondern für die „Inhaber einer 
Herberge, eines Gaſthauſes, Badehauſes oder ſonſt eines 


135) Vgl. oben S. 424. 
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Ortes, an welchem Gäſte zu verkehren pflegen“. Sodann 
wird hinſichtlich der Vorausſetzung der Haftung dieſer Per⸗ 
ſonen unterſchieden zwiſchen Sachen, die ihnen von dem 
Gaſte „zur Verwahrung übergeben“ ſind, und ſolchen, die 
der Gaſt „mit ſich bringt“, ohne ſie jenen „beſonders in 
Verwahrung zu geben“, in der Weiſe, daß ſie für Verluſt 
oder Beſchädigung von Sachen der erſten Art bis zur höheren 
Gewalt haften (J. HGB. Art. 354 Abſ. 1), für Verluſt oder 
Beſchädigung von Sachen der zweiten Art dagegen nur, 
wenn ihnen oder ihren „Angeſtellten“ ein Verſchulden zur 
Laſt fällt (J. HGB. Art. 354 Abſ. 2). Wie nach dem deutſchen 
Rechte iſt ein Anſchlag, durch den jene Perſonen die Haftung 
ablehnen, ohne Wirkung (J. HGB. Art. 354 Abſ. 3). Ebenſo 
erfahren Geld, Wertpapiere oder „andere Koſtbarkeiten“ eine 
beſondere Behandlung, aber nicht die gleiche wie in jenem: 
bei dieſen Gegenſtänden „haftet der Inhaber einer der in 
Art. 354 bezeichneten Orte auf Schadenserſatz wegen Verluſt 
oder Beſchädigung nur, wenn ſie ihm unter Angabe ihrer 
Beſchaffenheit und ihres Werthes zur Verwahrung übergeben 
worden ſind“ (J. HGB. Art. 355). Und wie im deutſchen 
Rechte iſt auch für den Untergang der Haftung jener Perſonen 
eine Spezialvorſchrift gegeben, aber wiederum mit anderem 
Inhalte: das japaniſche Recht ſcheidet hier nicht wie das 
deutſche zwiſchen Sachen, die zur Aufbewahrung übergeben 
waren, und anderen eingebrachten Sachen und fordert nicht 
wie das deutſche von dem Gaſte unverzügliche Anzeige des 
Verluſtes oder der Beſchädigung, behandelt hier vielmehr alle 
eingebrachten Sachen gleich und läßt die Haftung durch Ab: 
lauf eines Jahres erlöſchen, ſofern nicht eine „böswillige“ 
Handlungsweiſe des Hafters vorliegt (J. HGB. Art. 356). 

2. Auch das Lagergeſchäft iſt im Weſentlichen ſelbſtändig 
geregelt, wenn auch offenbar den Beſtimmungen des neuen 
deutſchen Handelsgeſetzbuches (§§ 416 bis 424) nicht jeder 
Einfluß verſagt geblieben iſt. 

Daß die Vorſchriften des J. HGB.s nur für die Ge⸗ 
werbsgeſchäfte der Lagerhalter gelten und nicht auch für 
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Lagergeſchäfte, die andere Kaufleute im Betriebe ihres 
Handelsgewerbes eingehen, kann uns nicht wundernehmen, 
gelten doch auch ſeine ſpeditions⸗ und frachtrechtlichen Regeln 
nur für die Spediteure und Frachtführer, 155) — übrigens 
ſteht hier das deutſche Recht auf demſelben Standpunkte. 
Aber ſchon der Begriff des Lagerhalters iſt im japaniſchen 
Rechte ein anderer als im deutſchen. Während es im neuen 
deutſchen Handelsgeſetzbuche (§ 416) heißt: „Lagerhalter iſt, 
wer gewerbsmäßig die Lagerung und Aufbewahrung von 
Gütern übernimmt“, lautet die japaniſche Legaldefinition: 
„Lagerhalter iſt, wer gewerbsmäßig für Andere Güter in 
einem Lagerhauſe verwahrt“, (J. HGB. Art. 357) — nicht 
recht präzis, denn das bloße Verwahren in einem Lagerhauſe 
kann nicht genügen, vielmehr muß das Aufgeſtapeltſein hinzu⸗ 
kommen; daß die Lagerung und Verwahrung in einem 
Lagerhauſe erfolgen müſſen, iſt das unterſcheidende Merkmal 
in beiden Definitionen. 

Im Übrigen fehlt eine Reihe der deutſchen Sätze, ſo 
namentlich derjenige, daß auf gewiſſe Rechte und Pflichten 
des Lagerhalters die für den Kommiſſionär gegebenen Vor⸗ 
ſchriften Anwendung finden ſollen (neues deutſches Handels⸗ 
geſetzbuch $ 417 Abſ. 1). Übernommen find aus dem 
deutſchen Geſetze nur die Beſtimmungen über den Karakter 
des Ladeſcheines als Traditionspapier (J. HGB. Art. 365, 
neues deutſches Handelsgeſetzbuch § 424), über die Verpflich⸗ 
tung des Lagerhalters, dem Einleger die Beſichtigung des 
Gutes, ſowie die Entnahme von Proben zu geſtatten (J. HGB. 
Art. 375 Abſ. 1, neues deutſches Handelsgeſetzbuch § 418), 
und über die einjährige Verjährung der Anſprüche gegen den 
Lagerhalter (J. HGB. Art. 383, neues deutſches Handels⸗ 
gefebbud $ 423). Auf der anderen Seite finden fih zahl: 
reiche Beſtimmungen, die dem deutſchen Geſetze fremd ſind 
beſonders hervorzuheben ſind von ihnen diejenigen über die 


136) Vgl. oben S. 417 f., 421. Siehe freilich bezüglich der kommiſſions⸗ 
rechtlichen Regeln oben S. 414. 
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Lagerpfandſcheine, vom J. HGB. ſchlechthin Pfandſcheine 
genannt, — in Deutſchland gilt für dieſe Landesrecht. 

Der Lagerhalter muß dem Einleger auf deſſen Verlangen 
einen Lagerſchein und einen Pfandſchein ausſtellen (J. HGB. 
Art. 358); beide „müſſen“ einen geſetzlich vorgeſchriebenen 
Inhalt haben (J. HGB. Art. 359 f.). „Wenn der Lagerſchein 
oder der Pfandſchein in Verluſt gerathen iſt, ſo kann der 
Inhaber (1) 137 gegen angemeſſene Sicherheit anderweit die 
Ausſtellung eines ſolchen Scheins verlangen. Der Lager⸗ 
halter muß in ſeinem Geſchäftsbuch einen Vermerk darüber 
machen“ (J. HGB. Art. 366). Die Inhaber der Scheine 
können von dem Lagerhalter verlangen, daß er die einge⸗ 
lagerten Güter teilt und ihnen für jeden einzelnen Teil einen 
Schein ausſtellt (J. HGB. Art. 361). Für das Verhältnis 
zwiſchen den Inhabern der Scheine und dem Lagerhalter, 
ſoweit es ſich um die Verwahrung handelt, entſcheiden die 
in die Scheine aufgenommenen Beſtimmungen (J. HGB. 
Art. 362). Wenn die Scheine ausgeſtellt ſind, „kann über 
das eingelagerte Gut nur mittels dieſer Scheine verfügt 
werden“ (J. HGB. Art. 363) und kann die Herausgabe des 
Gutes nur gegen Rückgabe der Scheine verlangt werden 
(J. HGB. Art. 379). Die Scheine können, auch wenn ſie auf 
eine beſtimmte Perſon lauten, durch Indoſſament übertragen 
werden (J. HGB. Art. 364). Weitere — ſehr eingehende — 
Vorſchriften beziehen ſich auf den Verkauf des Lagergutes 
auf Betreiben des Inhabers des Pfandſcheines (J. HGB. 
Art. 367 bis 374). | 

Der Lagerhalter haftet für Verluſt oder Beſchädigung 
des Lagergutes, wenn ihn ſelbſt oder „ſeine Angeſtellten“ 
ein Verſchulden trifft (J. HGB. Art. 376). Er kann — ganz 
abweichend vom deutſchen Rechte (neues deutſches Handels⸗ 
geſetzbuch $ 420 Abſ. 2) — Erſtattung des Lagergeldes und 
der Auslagen „nur zur Zeit der Auslieferung des Gutes“ 
verlangen (J. HGB. Art. 377). 


137) Ebenſo in den beiden anderen Überfegungen. 
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Wenn eine Lagerzeit nicht bedungen iſt, fo kann der 
Lagerhalter erſt nach Ablauf von ſechs Monaten ſeit der 
Einlieferung die Rücknahme des Gutes fordern; früher nur, 
ſofern ein wichtiger Grund vorliegt, (J. HGB. Art. 378) — 
die entſprechenden Sätze des neuen deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buches (§ 422) ſind nicht die gleichen. „Der Inhaber des 
Lagerſcheins kann ſelbſt vor der Fälligkeit der im Pfandſchein 
bezeichneten Forderung bei dem Lagerhalter den Geſammtbetrag 
der Forderung nebſt Zinſen davon bis zur Fälligkeit hinter⸗ 
legen und Herausgabe des eingelagerten Gutes verlangen“ 
(J. HGB. Art. 380). Wenn der Einleger oder der Inhaber 
des Lagerſcheines in Annahmeverzug gerät, fo ſollen die für 
den Annahmeverzug des Käufers gegebenen Vorſchriften 155) 
Anwendung finden (J. HGB. Art. 381). 

Durch vorbehaltloſe Rücknahme des Gutes und Zahlung 
des Lagergeldes erliſcht die Haftung des Lagerhalters (J. HGB. 
Art. 382). 


138) Vgl. oben S. 410. 


Die rechtliche Natur der Aufrechnung außerhalb des 
Rechtoſtreits. 


Von 
Herrn Dr. Eruſt Feder in Berlin. 


Einleitung. 
1. Das Weſen der Aufrechnung. 


81. 

Die Schuldverhältniſſe laſſen in der Regel eine doppelte 
Betrachtungsweiſe zu: eine rechtliche und eine wirtſchaft⸗ 
liche. Rechtlich betrachtet, iſt die Obligation das Recht des 
Gläubigers, von dem Schuldner eine Leiſtung zu verlangen, 
ſie iſt Macht eines Willens über einen anderen. Wirtſchaft⸗ 
lich betrachtet, iſt die Obligation die Beziehung zweier Ver⸗ 
mögen, kraft deren die Überführung eines Vermögensſtückes 
aus dem einen Vermögen in das andere erfolgt. 

Der Unterſchied iſt bedeutſam für Verletzung und Auf⸗ 
hebung des Schuldverhältniſſes. In beiden Punkten hat die 
rechtliche Auffaſſung der wirtſchaftlichen Zugeſtändniſſe machen 
müſſen. 

Die juriſtiſche Betrachtungsweiſe ſieht eine Verletzung 
des Forderungsrechtes nur darin, daß der Schuldner die ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung nicht oder nicht gehörig bewirkt. Vom 
ökonomiſchen Standpunkte aus iſt eine ſolche Verletzung auch 
in Handlungen zu erblicken, die durch Einwirkung auf das 
ſchuldneriſche Vermögen jene Beziehung zu dem Vermögen 
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des Gläubigers aufzuheben oder zu ſchwächen geeignet find. 
Dieſe wirtſchaftliche Erwägung, die das Privatrecht bisher 
nicht beeinflußt hat, iſt für die ſtrafrechtlichen Beſtimmungen 
über den Bankbruch maßgebend. Die geſchützten Rechtsgüter 
ſind Forderungsrechte. Der Schuldner verletzt ſie durch 
ſchuldhafte Verminderung ſeines Vermögens oder ſchuldhafte 
Verſchleierung ſeines Vermögensſtandes. 

Hinſichtlich der Aufhebung des Schuldverhältniſſes 
weichen beide Auffaſſungen in dem Falle von einander ab, daß 
ſich Forderung und Gegenforderung gegenüberſtehen, d. h. daß 
der Schuldner Gläubiger ſeines Gläubigers iſt. Die recht⸗ 
liche Betrachtung ſieht keine gegenſeitige Beeinfluſſung der 
Forderungen: une dette n'empêche pas l'autre. Wirt⸗ 
ſchaftlich fällt die doppelte Beziehung der Vermögen ins Ge⸗ 
wicht. Aus dem erſten ſollen 100 in das zweite, aus dem 
zweiten 200 in das erſte übergeführt werden. Regelmäßig 
drückt der Überſchuß der einen Forderung über die andere 
die Beziehung der Vermögen aus. 


8 2. 


Dieſe Anſchauung findet einen intereſſanten Ausdruck 
in der älteſten Bezeichnung der Aufrechnung im römiſchen 
Recht. Die Gewinnung des Saldo bei gegenſeitigen Buch⸗ 
ſchulden wurde zur Zeit der Republik computatio gez 
nannt. Gellius!) erläutert dieſen Ausdruck dahin: „putare 
veteres dixerunt vacantia ex quaque re ac non necessaria 
aut etiam obstantia et aliena auferre et exidere, et quod 
esset utile et sine vitio videretur, relinquere. Sic namque 
arbores et vites, et sic etiam rationes putari dictum.“ 
Das gegenſeitig Geſchuldete wird wie ein Irrtum betrachtet, 
der berichtigt werden muß, die gegenſeitigen Forderungen 
als tote Zweige, die auszuſchneiden ſind. 

Der ſpätere Ausdruck compensatio, der ſich erſt in 
der Kaiſerzeit einbürgerte, bezeichnet dieſelbe Sache mit einem 


1) Noctes Atticae, Lib. VI cap. 5 $ 6. 
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anderen Bilde. Wie in den Schalen einer Wage gleich 
ſchwere Gewichte ihre Schwerkraft aufheben, wird die For⸗ 
derung durch eine gleich hohe Gegenforderung entkräftet. 

In beiden Bezeichnungen kommt das tatſächliche Er⸗ 
gebnis der Rechtslage, das wirtſchaftliche Gleichgewicht zwi⸗ 
ſchen den Parteien, deutlich zum Ausdruck. Rechtliche Be⸗ 
deutung erhält dieſe Tatſache erſt bei höherer Entwickelung 
des Rechts. Die Rechtsordnung betrachtet anfänglich die 
einzelnen Vermögenspoſten der Parteien geſondert. Erſt 
wenn ſie fähig iſt, größere Vorſtellungsmaſſen als Einheit 
zu begreifen, beachtet ſie Zuſammenhang und Gleichartigkeit 
gegenüberſtehender Forderungen, alſo ihre Beziehung nach 
Urſprung und Ergebnis. 

Bei Zuſammenhang der Forderungen, wo es unbillig 
wäre, daß eine Partei die aus einem Rechtsverhältnis her⸗ 
vorgehenden Rechte genießen und den Pflichten gleichen Ur⸗ 
ſprungs ſich entziehen könnte, erhält jede Partei das Zurück⸗ 
behaltungsrecht. 

Bei Gleichartigkeit der Forderungen, wo es unbillig 
wäre, daß eine Partei die andere zwingen könnte, zu leiſten, 
was ſofort zurückzuerſtatten wäre, erhält jede Partei das 
Aufrechnungsrecht. 

Damit iſt aus der wirtſchaftlichen Aufwägung die recht⸗ 
liche Aufrechnung geworden, die Aufhebung einer Forderung 
durch Anrechnung einer gleichartigen Gegenforderung. 


8 3. 


Die Einfachheit und Häufigkeit des Vorganges der Auf⸗ 
rechnung legt die Vermutung nahe, daß auch das Rechts⸗ 
inſtitut der Aufrechnung ſich durch Einfachheit und Klarheit 
in Prinzip und Konſequenzen auszeichne. Aber wenn man 
ſchon von den Rechtsregeln über Aufrechnung geſagt hat, ſie 
gewährten den Anblick eines bellum omnium contra omnes), 
ſo gilt das in noch höherem Maße von den theoretiſchen 


2) Stölzel, Zur Lehre von der Eventualaufrechnung S. 7. 
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Fragen, in erſter Linie von der Rechtsnatur der Aufrech⸗ 
nung. 

Wenn dieſe im gemeinen Rechte ſo beſtritten war, 
wie die kaum eines Rechtsinſtitutes, ſo iſt der Grund davon 
zunächſt in dem Gegenſtande zu ſuchen. Denn die Auf: 
rechnung, ein Zugeſtändnis an wirtſchaftliche Erwägungen 
einfacher Natur, iſt rechtlich ein komplizierter Mechanismus, 
der auf eine einfache Formel nicht zu bringen iſt. 

Die Hauptſchuld indes an dem unklaren Zuſtande der 
Lehre trägt die Kompenſationswiſſenſchaft. Ihr iſt nicht 
mit Unrecht der Vorwurf gemacht worden, daß ſie über der 
Beſchäftigung mit nebenſächlichen oder dogmengeſchichtlich 
bedeutſamen Fragen die Erfaſſung des Weſens der Aufrech⸗ 
nung vielfach verſäumt oder verfehlt habe. Eine Haupt⸗ 
rolle in dieſen Irrungen ſpielt das berühmte „ipso iure 
compensatur“, das in einer eigenen Literatur eine über ſeine 
Bedeutung weit hinausgehende Unterſuchung und Wertung 
gefunden hat. „Jahrhunderte lang,“ ſagt ein neuerer Schrift⸗ 
iteler), „hat fih bdie Theorie nur von dieſer Wendung 
leiten und in ein Labyrinth von Schwierigkeiten und Wider⸗ 
ſprüchen locken laſſen.“ 

Durch die Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuches ſind 
die praktiſchen Streitfragen des Rechtes der Aufrechnung zum 
größten Teil beſeitigt, die theoretiſchen, insbeſondere die über 
die rechtliche Natur der Aufrechnung, nicht unerheblich ver⸗ 
ringert worden. 


2. Begrenzung des Themas. 


84. 
Von der Unterſuchung über die rechtliche Natur der 
Aufrechnung iſt der Aufrechnungsvertrag auszuſcheiden. Im 
gemeinen Recht wie im Recht des Bürgerlichen Geſetzbuches 
iſt er ein eigenartiger gegenſeitiger Erlaßvertrag, dem die 
Begriffsmerkmale der Aufrechnung, der auf den Gegner 


3) Leonhard, Kompenſation S. 94. 


438 Feder: Die rechtliche Natur der Aufrechnung. 


ausgeübte Zwang und die Wirkung in die Vergangenheit, 
fehlen. 

Die Aufrechnung wirkt die Aufhebung von Rechten. 
Die rechtliche Natur der Aufrechnung iſt daher eine doppelte. 
Wir können die Struktur des Vorganges, in dem die Auf⸗ 
rechnung ſich vollzieht, oder die Bedeutung, die der vollzogenen 
Aufrechnung zukommt, unterſuchen, das Wirkende oder das 
Gewirkte in ſeinem Weſen erforſchen, die Aufrechnung nach 
ihrer Form oder nach ihrem Inhalte betrachten. 


Erſter Abſchnitt. 

Die Aufrechnung nach ihrer Form. 
I. Die Aufrechnung ein Rechtsereignis. 
A. Ein unbedingtes Rechtsereignis. 

85. 


Die Lehre des gemeinen Rechts wurde lange Zeit von 
der Auffaſſung beherrſcht, daß die Aufrechnung ſich durch 
das bloße Gegenübertreten der beiden Forderungen vollziehe. 
Die Aufrechnung ſollte nicht eine Rechtshandlung, ſondern 
ein Rechtsereignis ſein. Wie die Obligation durch Kon⸗ 
fuſion erliſcht, wenn der Gläubiger, etwa infolge Erbganges, 
zugleich Schuldner wird, ſollte ſie, wenn der Gläubiger in⸗ 
folge gleichartiger Verpflichtung Schuldner ſeines Schuldners 
wird, durch Kompenſation erlöſchen. 

Die Auffaſſung iſt ſchon in der griechiſchen Paraphraſe 
des Theophilus ) ausgeſprochen. Unter den Gloſſatoren 
wurde fie von Martinus) vertreten, unter den Poſtgloſſa⸗ 
toren von Bartolus!) und Baldus im ganzen abgelehnt, 


4) Zu $ 30 J. de act. IV, 6. 

5) Mit Unrecht von Krug, Kompenſation S. 92, und ÜUbbel ohde, 
Ipso jure compensatur S. 22, in Zweifel gezogen. 

6) Tit. D. de comp. ad l. 4. 
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von Matarellus und Mal umbra in komplizierten Diſtink⸗ 
tionen benutzt, von Tyndarus )) in voller Reinheit auf: 
genommen. 

In Frankreich von Cujaciuss), in Holland von 
Noodt adoptiert, war die Theorie herrſchende Lehre des 
gemeinen Rechts. Die Oppoſition fehlte nicht), blieb aber 
wirkungslos. Die Lehre des Martinus behauptete ſich bis 
in das 19. Jahrhundert. In den dreißiger Jahren fand ſie 
Verteidigung hei Krug und Hartter, und noch 1841 ſagte 
Savigny!) unzutreffend, aber bezeichnend: „Wenn ich 
etwas fchuldig werde demjenigen, gegen den ich eine noch 
unverjährte Klage auf dieſelbe Summe habe und dann die 
Verjährung abläuft, ſo werden jetzt alle annehmen, 
daß ſich die beiden Forderungen ſogleich ipso iure zerſtört 
haben, ſo daß von einer Verjährung nicht weiter die Rede 
ſein kann.“ | 

Dem Einfluß der fait unbeſtritten herrſchenden Lehre 
des gemeinen Rechts konnte ſich die Partikulargeſetzgebung 
nicht entziehen. Das preußiſche Landrecht geht nach Abſicht 
der Redaktoren und Faſſung der entſcheidenden Beſtimmung !!) 
von der Lehre des Martinus aus, und im Code civil!?) 
wie im öſterreichiſchen Bürgerlichen Geſetzbuch !“) ift fie un⸗ 
zweideutig ausgeſprochen. Dagegen hat die preußiſche Wiſſen⸗ 
ſchaft und Rechtſprechung unter Benutzung der ungenauen 
Faſſung eines Paragraphen !“) als Erfordernis des Kompen⸗ 
ſationsvollzuges den Antrag einer Partei aufgeſtellt, und 
dem franzöſiſchen wie dem öſterreichiſchen Recht blieben die 
Anomalien nicht erſpart, zu denen die praktiſche Unzuläng⸗ 
lichkeit der Theorie nötigt. 


7) Tractatus de compensationibus art. VI conel. I. 
8) In tit. 31 de comp. lib. IV Cod. (Neapel 1718, Bd. 9 S. 330 B). 
9) Vgl. Gruchot in deffen Beiträgen XIX S. 325—327. 
10) Syſtem Bd. V S. 403. 
11) Allg. LR. I Tit. 16 $ 301. 
12) Art. 1290. 13) $ 1438. 
14) Allg. LR. I Tit. 16 $ 300. 
Zeitſchrift für Handelzrecht. Bd. LIV. | 29 
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§ 6. 

Die ganze Auffaſſung wird durch die Geſchichte der 
Kompenſation im römiſchen Recht unwahrſcheinlich gemacht. 
Anfangs nur im Bank: und Konkursrecht bekannt, ſpäter 
mit Beſchränkung in den bonae fidei iudicia, endlich auch 
in den stricti iuris iudicia zugelaſſen, ſtellt ſich die Aufrech⸗ 
nung als ein Recht dar, das den Parteien in ſteigendem Maße 
gewährt wurde. Eine Umwandlung dieſes Rechtes in eine 
Selbſtaufhebung der Forderungen durch bloßes Gegenüber⸗ 
treten wäre ein Sprung in der Rechtsentwickelung geweſen, 
unvereinbar mit dem an das Alte anknüpfenden Sinn der 
Römer. Jedoch müßten dieſe Bedenken ſchweigen, wenn die 
Quellen in der Geſtalt, in der ſie uns vorliegen, die Lehre 
des Martinus enthielten. 


$ 7. 


Indes wird in den 24 Fragmenten des einſchlägigen 
Digeſtentitels (XVI, 2) vielleicht nichts häufiger und ein⸗ 
dringlicher betont als der Wille und die Tätigkeit der 
Parteien. 

Julian lehrt: „Unusquisque creditorem suum eun- 
demque debitorem petentem summovet, si paratus est 
compensare“ (fr. 2 h. t.). Die Bereitſchaft der Partei ſollte 
gleichgültig ſein, wenn ſie auf den Eintritt der Kompenſation 
ohne Einfluß wäre. 

Im fünften Fragment ſpricht Gajus dem Bürgen das 
Wahlrecht zu, mit der eigenen Forderung oder mit der des 
Hauptſchuldners oder mit beiden aufzurechnen. Dieſes Wahl⸗ 
recht wäre gegenſtandslos, wenn ſich die Aufrechnung bereits 
ohne menſchliche Tätigkeit vollzogen hätte. 

Ulpian knüpft eine rechtliche Folge an die Situation, 
„si quis ... compensare potens solverit“ (fr. 10, $ 1 h. t.). 
Wie ſoll der eine Möglichkeit unbenutzt laſſen, dem ſie nicht 
gegeben iſt? 

Paulus wirft die Frage auf, ob der Hausſohn mit 
den Forderungen des Vaters kompenſieren könne (fr. 9, § 1 h. t.). 
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Die Frageſtellung wäre verfehlt, wenn die Aufrechnung eine 
von ſelbſt eintretende Tilgung der Obligationen wäre. 

Papinian endlich weiſt die Kompenſation in einem 
Fall zurück, „cum ... debitor ... vult compensare (fr. 16 
pr. h. t.). Der Juriſt würde nicht von einem Wollen des 
Kompenſanten ſprechen, wenn die Kompenſation dem Willen 
der Partei immer entzogen wäre. 


$ 8. 


Widerlegen dieſe Geſetzesſtellen, die ſich beliebig ver- 
mehren laſſen, die Theorie, ſo kann auch unſchwer gezeigt 
werden, daß die Stellen, auf die ſich die Lehre des Mar⸗ 
tinus ſtützt, ſie nicht begründen. Es ſind die ſechs Stellen 
der juſtinianeiſchen Geſetzbücher, in denen ſich der Ausdruck 
„ipso iure compensatur“ findet 15). 

Der ſeit den Tagen der Gloſſatoren anhängige Streit 
über die Bedeutung dieſer Worte, der reſultatlos bleiben 
mußte, weil es ſich in den Hauptſtellen um verdorbene Frag⸗ 
mente handelt, braucht hier nicht in ſeiner Ausdehnung auf: 
gerollt zu werden. Grundſätzlich ſei bemerkt, daß es meines 
Erachtens nicht nötig und nicht möglich iſt, dem „ipso jure“ 
in jeder der aus verſchiedenen Zeiten ſtammenden und in 
verſchiedenem Zuſammenhange ſtehenden Bemerkungen die 
gleiche Bedeutung zu geben. Für unſere Zwecke genügt der 
Nachweis, daß keine der angezogenen Stellen die Selbſtauf⸗ 
hebung der Forderungen darzutun vermag. 

Von den Digeſtenfragmenten iſt das vierte ohne weiteres 
auszuſcheiden. Es behandelt nicht die rechtliche Natur der 
Aufrechnung, ſondern entſcheidet die Frage, ob der Bürge 
ipso iure, d. h. ohne Zuſtimmung des Hauptſchuldners, deſſen 
Forderung zur Aufrechnung verwenden dürfe !)). 


15) Fr. 4, 10, 21 D. h. t.; c. 4, 14 C. h. t.; $ 30 J. de act. 4, 6. 

16) Vgl. L. Goldſchmidt, Verhandlungen des XXI. Deutſchen 
Juriſtentages Bd. I S. 124— 126, und Kohler, Zeitſchrift für 
Zivilprozeß Bd. XX S. 3. 


449 Feder: Die rechtliche Natur der Aufrechnung. 


Auch fr. 10 h. t. iſt nur in ſeinem zweiten Teile hier⸗ 
her zu rechnen. Der erſte Teil handelt von einer dem Ge⸗ 
ſellſchaftsrecht eigentümlichen Culpakompenſation, die mit der 
Aufrechnung weder Vorausſetzungen noch Folgen teilt. 

Für den zweiten Teil iſt auch von Gegnern der Lehre 
des Martinus!) vielfach zugegeben worden, daß es ſich 
hier um eine Selbſtaufhebung handele, wobei betont wird, 
daß dieſe beſondere Form der Aufrechnung durch die be⸗ 
ſondere Natur des Geſellſchaftsverhältniſſes hervorgerufen und 
auf dieſes zu beſchränken ſei. 

Indes iſt dieſer Meinung nicht beizutreten. Vielmehr 
ergibt ſich das richtige Verſtändnis der Stelle dann, wenn 
wir das Wort „compensatio“ als Aufrechnungserklärung 
(und zwar als einſeitige) faſſen 18). Schon Krug!) bat 
dies richtig erkannt, überſetzt aber „auch hier werde es ſo 
angeſehen (videri), als ob die compensatio bereits einge⸗ 
treten ſei,“ wodurch angezeigt werde, daß es der Erklärung 
in Wahrheit nicht bedürfe, daß ſich die beiden Schulden viel⸗ 
mehr von ſelbſt auſgehoben hatten. Krug überſieht, daß 
bei Annahme ſeiner Auslegung der bloße Schein der „com- 
pensatio“ ſich dem koordinierten „ipso jure“ mitteilt. Er 
mißverſteht ferner den Ausdruck „videri“. „Videri“ iſt hier 
wie oft?“) terminus technicus für den Inhalt eines richter⸗ 
lichen Urteils. Demnach hat die Bemerkung den Sinn, daß 
ſich die Aufrechnung dem Richter als vollzogen darſtellt. 
„ipso iure“ bedeutet wiederum: auch ohne den Willen des 
anderen, in unſerem Falle des anderen Geſellſchafters, der 
ſich die Aufrechnung gefallen laſſen muß. 

Die Theorie des Martinus am meiſten zu decken 
ſcheint das dem erſten Buche der Quäſtiones von Paulus 
entnommene fr. 21 D. h. t. Von jeher ift auf fie der Haupt: 


17) Eiſele, Kompenſation S. 173, 174; Stampe, Kompenſations⸗ 
verfahren S. 21 f.; Goldſchmidt a. a. O. S. 126 f. 

18) Leonhard a. a. O. S. 115. 

19) Krug a. a. O. S. 68. 

20) Vgl. Ubbelohde a. a. O. S. 204. 
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wert gelegt worden. Am wenigſten Schwierigkeiten bereitet 
das „ipso iure“ ſelbſt, wenn man beachtet, daß die Worte 
„inter omnes“ nicht zu dem Eingang der Stelle (postea- 
quam placuit), ſondern zu „compensari“ zu ziehen ſind. 
Dann ergibt ſich, daß ihm nur hiſtoriſche Bedeutung zu⸗ 
kommt. „Seitdem es Geſetz geworden iſt, daß allgemein 
(nicht nur im Bank⸗ und Konkursweſen) die Kompenſation 
ipso jure geſchieht.“ Vorausſetzung der Aufrechnung iſt 
nicht mehr wie früher die Vereinbarung der Parteien, ſon⸗ 
dern die Aufrechnung vollzieht ſich nunmehr auf Grund all⸗ 
gemeiner Geſetzesvorſchrift. 

Bedenklicher erſcheint der erſten Betrachtung die Wen⸗ 
dung: „quia nihil compensat, sed ab initio minus ab eo 
petitur.“ Man wird hier meines Erachtens zugeben müſſen, 
daß zu der Zeit, wo der Vertreter belangt wird, die For⸗ 
derung bereits getilgt iſt. Aber nicht das Recht hat die 
Aufrechnung vollzogen. Denn die Hervorhebung, daß der 
Prokurator nicht kompenſiere, wäre überflüſſig, wenn durch 
menſchliche Tätigkeit nie kompenſiert würde. Vielmehr ſagt 
der Juriſt: der Prokurator braucht nicht aufzurechnen, weil 
bereits ein anderer, nämlich der Schuldner, aufgerechnet hat. 
Der Vertreter iſt von der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung 
befreit, weil der Vertretene die Aufrechnung vollzogen hat. 

Dieſe Auffaſſung iſt nicht zwingend. Andere Deutungen 
laſſen ſich mit guten Gründen verteidigen. Immerhin dürfte 
gezeigt ſein, daß unſere Stelle der Lehre von der Selbſt⸗ 
aufhebung nicht notwendig zur Stütze dient. Befremden müßte 
eine Verteidigung dieſer Lehre durch denſelben Juriſten, der 
in feinem Ediktskommentar ?) die Frage in Erwägung zieht, 
ob der Sohn mit den Forderungen des Vaters aufrechnen 
könne und in ſeinen Sententiae??) zu der Entſcheidung 
kommt: du mußt aufrechnen. 

Die feltener verwertete c. 4 C. h. t. kann nur unter 


21) Fr. 9 $ 1 D. h. t. 
22) Sententiae II, 5 $ 3. 
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völliger Verkennung ihres Sinnes für die beſprochene Theorie 
ins Feld geführt werden. Kaiſer Alexander, von dem ſie 
herrührt, gedenkt an zwei anderen Stellen?) einer Aufrech⸗ 
nung unter Mitwirkung menſchlicher Tätigkeit. Dem wider⸗ 
ſpricht die angeführte Konſtitution nicht. Sie ſagt nicht 
„compensationem ipso iure fieri“, ſondern „compensationem 
ipso iure pro soluto haberi“. Die Kompenſation, wenn ſie 
vollzogen iſt, wird der Zahlung gleich geachtet, und zwar 
ipso iure. Wie ſie ſich vollzieht, iſt nicht angegeben. 

Es bleiben noch die beiden unmittelbar von Juſtinian 
herrührenden Stellen, eine Konſtitution aus dem Jahre 5312“ 
und der darüber in die Inſtitutionen aufgenommene Be⸗ 
richt??). Die in dem Bericht gebrauchte Wendung „com- 
pensationes latius introduxit, ut actiones ipso iure minuant“ 
ſcheint für eine Selbſtaufhebung zu ſprechen. Theophilus 
in ſeiner Paraphraſe hat die Stelle ſo aufgefaßt. Aus den 
Baſiliken geht hervor, daß andere Byzantiner anderer Mei⸗ 
nung waren?). Eine einfache Erwägung zeigt uns auch 
die Unhaltbarkeit dieſer Auslegung. 

Kodex und Inſtitutionen berichten von einer Neu: 
ſchöpfung Juſtinians. Das Weſen dieſer Neuſchöpfung 
muß, wie der Wortlaut der Beſtimmungen ergibt, in den 
„compensationes ipso iure fieri“ geſucht werden??). Ju⸗ 
ſtinian hätte alſo den Selbſteintritt der Kompenſationswir⸗ 
kung eingeführt. Die Verteidiger dieſer Meinung müßten 
auf die Unterſtützung aller zeitlich früheren Stellen, die von 
einem ipso iure compensari ſprechen, verzichten. Sie würden 
damit zugeben, daß ipso iure compensari auch in anderem 


23) C. 3 § 1 C. III, 37 (compensatione invicem pretii facta) und 
c. 3 C. h. t. (compensari ... jubebit). 

24) C. 14 C. h. t. 

25) $ 30 J. de act. IV, 6. 

26) Eiſele a. a. O. S. 189. 

27) Mit Unrecht denkt die herrſchende Meinung an eine Ausdehnung 
des Kompenſationsrechtes auf dingliche Rechte, vgl. Dernburg, 
Kompenſation S. 353. 
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Sinne, fei es formal⸗prozeſſualiſchem, fei es materiellem, 
gebraucht wird. Sie müßten ferner alle Argumente preis⸗ 
geben, die ſie aus der Wirkung der Kompenſation herleiten; 
denn dieſe Wirkung exiſtierte, bevor Juſtinians Konſtitu⸗ 
tion erlaſſen wurde. Sie wären endlich gezwungen, eine 
Erklärung zu ſuchen für den unglaublichen Sprung, den die 
Entwickelung des Aufrechnungsrechtes damit gemacht hätte, 
und für den unlösbaren Widerſpruch, den das von Ju⸗ 
ſtinian im zweiten Teil der Konſtitution??) aufgeſtellte Er- 
fordernis der Liquidität zu der Selbſtwirkung bildet. Wer 
dieſe Konſequenzen beachtet, wird ſich an der prozeſſualen 
Bedeutung, die dem ipso jure in beiden Fällen zukommt, 
genügen laſſen. 


$ 9. 


Die Selbſtaufhebung der Forderungen ſtimmt auch mit 
den Vorausſetzungen und Wirkungen der Aufrechnung nicht 
überein. 

Erwähnt wurde, daß ſie mit dem von Juſtinian auf⸗ 
geſtellten Erfordernis der Liquidität nicht vereinbar iſt. Der 
Grund der Beſtimmung ergibt, daß Liquidität im Zeitpunkt 
der Geltendmachung gefordert wird. Liquidität im Zeitpunkt 
des Gegenübertretens wäre überflüſſig und unkontrollierbar. 
Danach wäre auch bei illiquiden Gegenforderungen, die der 
Beklagte geltend macht, die Tilgung bereits erfolgt und dem 
Beklagten nicht die Kompenſation, ſondern der Nachweis der 
Kompenſation verſagt. Das zweite Verfahren, auf das 
Juſtinian verweiſt ?), würde die materielle Unrichtigkeit 
des erſten ergeben. 

Dieſe Konſequenzen widerſprechen dem kaiſerlichen Grund⸗ 
ſatz. Man entgeht ihnen nur durch die Konſtruktion einer 
Selbſtaufhebung der Forderungen unter der Suſpenſivbe⸗ 


28) C. 14 § 1 C. h. t. 
29) .. . alii judicio reservent (a. a. O.). 
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dingung dereinſtiger Liquidität oder Anerkennung der Liqui⸗ 
dität. Damit iſt die Theorie nicht ſowohl gerettet, als auf⸗ 
gegeben. 

$ 10. 


Zwei wichtige Wirkungen der Aufrechnung, die Ge— 
währung einer condictio indebiti bei Zahlung in Unkennt⸗ 
nis der Kompenſationsbefugnis und die Hemmung des Zinſen⸗ 
laufes, hat man nur aus der Selbſtwirkung erklären zu 
können geglaubt, und gewiß iſt der Einfluß dieſer Über⸗ 
zeugung ſtärker geweſen, als der vieldeutiger Quellenſtellen. 

Ulpian?®) jagt: „Si quis igitur compensare potens 
solverit, condicere poterit quasi indebito soluto.“ „Wenn 
jemand kompenſieren konnte und nicht kompenſiert, ſondern 
gezahlt hat, jo kann er die condictio anſtellen, weil er ein 
quasi indebitum gezahlt hat.“ Alſo nicht ein indebitum, 
ſondern ein quasi indebitum ift gezahlt worden), nicht 
eine Kompenſation sine facto hominis, ſondern überhaupt 
keine Kompenſation hat ſtattgefunden. Ausdrücklich iſt auch 
bezeugt ??), daß der Zahlende nicht auf die condictio ange: 
wieſen iſt, daß ihm auch die alte Klage zu Gebote ſteht. 
Dieſe Klage müßte ihm verſagt ſein, wenn die Forderung 
mit dem Gegenübertreten erloſchen wäre. 

Nach einem Berichte Ulpiana?) verordnete eine Kon- 
ſtitution des Kaiſers Sever, daß bei gegenüberſtehenden 
Forderungen auf keiner Seite Zinſen gezahlt zu werden 
brauchten, wenn die eine Forderung verzinslich, die andere 


30) Fr. 10 $ 1 D. h. t. 

31) Das Argument allein wäre nicht durchſchlagend, da quasi auch 
im Sinne einfacher Begründung verwendet wird (vgl. Heumann, 
Handlexikon 8. Aufl. S. 450). Immerhin iſt darauf zu verweiſen, 
daß fr. 30 D. 12, 6 von einem veluti indebitum ſpricht und die 
dem indebitum gegenübergeſtellten Ausdrücke quasi und veluti 
indebitum nicht wohl etwas anderes als das Uneigentliche be⸗ 
zeichnen können. 

32) C. 13 C. h. t. 

33) Fr. 11 D. h. t. 
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unverzinslich ſei. Es bedurfte alſo zur Hemmung des Zins⸗ 
laufes einer beſonderen Verordnung, und die Hemmung trat 
nicht ein, wenn auf beiden Seiten Zinſen geſchuldet wurden?). 
Beide Tatſachen zeigen, daß die Wirkung nicht der rechtlichen 
Natur der Aufrechnung entſpringt. 


8 11. 


Notwendige Folgerungen der Selbſtaufhebung ſind im 
römiſchen Aufrechnungsrecht nicht gezogen. 

In den Quellen wird bezeugt, daß auf eine kompen⸗ 
fable Forderung verzichtet werden kann 35). Ein Verzicht 
auf eine aufgehobene Forderung iſt nicht möglich. 

Unzweideutig wird ausgeſprochen, daß eine Korreal⸗ 
obligation nicht erliſcht, wenn ein Korrealſchuldner eine For⸗ 
derung erwirbt). Die bekämpfte Lehre fordert diefe Kon- 
ſequenz. 

Die Lehre widerſpricht ferner der Tatſache, daß die 
Klage aus einer Forderung nach Eintritt der Aufrechnungs- 
lage beſtehen bleibt). Schon Tyndarus erkannte dieſe 
Schwierigkeit. Er ſuchte ſie durch Aufſtellung des Satzes zu 
umgehen: „hoc casu lex restituit actionem iam perem- 
tam 58).“ Diefer Ausweg iſt willkürlich, denn das Geſetz 
ſagt davon nichts; er ift irrig, denn das Geſetz ſagt aus: 
drücklich: manet petitio. 

Endlich ſetzt ſich die bekämpfte Theorie in Widerſpruch 
mit dem Kompenſationsvollzug bei Mehrheit der Forderungen. 
Hier ſind zwei Fälle zu unterſcheiden. 

1. Der erſten Forderung tritt die Gegenforderung vor 
Entſtehung der zweiten Forderung gegenüber. Für dieſen 
Fall können die Anhänger des Martinus die Konſequenz 


34) Fr. 12 D. h. t. 
35) Fr. 26 D. 22, 3. 
36) Fr. 10 D. 45, 2. 
37) Fr. 7 $1 D. h. t. „salva manet petitio“. 
38) Zitiert bei Ubbelohde a. a. O. S. 4 N. 3. 
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ihrer Lehre ziehen: die erſte Forderung iſt zur Zeit der Ent⸗ 
ſtehung der zweiten bereits getilgt. 

2. Der erſten Forderung tritt die Gegenforderung nach 
Entſtehung der zweiten Forderung gegenüber. Für dieſen 
Fall verſagt die Lehre. Ihre Anhänger geben hier, wie die 
herrſchende und richtige Lehre es immer tut, dem Beklagten 
ein Wahlrecht, indem die Regel über die Behandlung mehrerer 
verſchiedenen Gläubigern zuſtehenden Forderungen ??) auf 
mehrere demſelben Gläubiger zuſtehende Forderungen analog 
angewendet wird. Damit gibt ſich die Theorie ſelbſt auf. 
Zwar ſucht Tyndarus ſie zu halten durch die Ausführung: 
„eligit et declarat, in quam causam compensatio ipso iure 
inducta sortiatur effectum.“ Jedoch liegt in dieſen Worten 
ein Widerſpruch. Entweder iſt die Kompenſation früher von 
ſelbſt eingetreten, oder ſie tritt jetzt kraft Wahl der Partei 
ein; ſie kann nicht gemäß gegenwärtiger Wahl in der Ver⸗ 
gangenheit eintreten. 


8 12. 


Die Lehre von der Selbſtaufhebung ſteht alſo mit den 
Zeugniſſen der Quellen über Vollzug, Vorausſetzungen und 
Wirkungen der Aufrechnung in Widerſpruch. Man hat da⸗ 
neben verſucht, ſie aus der Natur des Schuldverhältniſſes 
herzuleiten. Bei der Beratung über den Code civil ſagte 
Treilhard ): „La compensation est fondée sur le prin- 
cipe que la même personne ne peut cumuler les qualités 
contraires de créancier et de débiteur.“ Aber in dieſen 
Worten wird ein Mißverſtändnis durch eine undeutliche Aus: 
drucksweiſe verdeckt. Das Forderungsrecht gibt Macht über 
den Willen eines anderen. Es iſt daher begrifflich ausge⸗ 
ſchloſſen, daß jemand innerhalb einer Obligation die wider⸗ 
ſprechenden Eigenſchaften des Gläubigers und des Schuld: 
ners in ſich vereinigt. Macht über den eigenen Willen iſt 


39) Fr. 5 D. h. t. 
40) Fenet, Travaux préparatoires, tome 12 p. 89. 
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ein Widerſpruch in fih ſelbſt. Aber unbedenklich kann neben 
der Obligation, die A. dem B. unterwirft, eine Obligation 
beſtehen, durch die B. dem A. unterworfen wird. 

Eine Aufhebung beider Forderungen gegeneinander iſt 
möglich, aber nicht notwendig. Sie wird regelmäßig beiden 
Parteien oder einer vorteilhaft ſein. Mitunter iſt ſie der 
einen Partei generell ſo nachteilig, daß das Geſetz der anderen 
die Aufrechnung nicht geſtattet. Andererſeits können beide 
Parteien es vorziehen, zu erfüllen, ſtatt zu kompenſieren. 
Ich kann guten Grund dazu haben, meinen Gegner zu be⸗ 
friedigen und meinerſeits auf Befriedigung zu warten. 

Im neueren gemeinen Rechte durfte die Lehre des 
Martinus als überwunden angeſehen werden. Für das 
B. GB. kommt fie nicht in Betracht. § 388 beſtimmt, daß 
die Aufrechnung durch Erklärung erfolgt. 


B. Ein bedingtes Rechtsereignis. 
1. Gemeines Recht. 


8 13. 


Die Lehre des Martinus wurde im 19. Jahrhundert 
durch die ſogenannte Theorie des Azo verdrängt. In Wahr⸗ 
heit verbergen ſich unter dieſem Namen Gegenſätze, die nur 
deshalb nicht erkannt und dargeſtellt worden ſind, weil die 
entſprechenden Theorien gemeinſamen Gegnern gegenüber 
gemeinſame Merkmale betonten. Gemeinſam war ihnen das 
Beſtreben, die Sätze zu vereinigen, daß Wirkungen der Auf⸗ 
rechnung von dem Eintritt der Aufrechnungslage datieren, 
und daß zur Herbeiführung dieſer Wirkungen eine menſchliche 
Tätigkeit erforderlich iſt. Auseinander gehen ſie in der 
juriſtiſchen Konſtruktion. 

Neuerdings hat Leonhard!) geleugnet, daß diefe 
Theorien, die an einer bedingten oder fingierten Selbſtauf⸗ 


41) a. a. O. S. 95. 
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hebung feſthalten, auf den Gloſſator Azo zurückführen. 
Seine Gründe ſind nicht durchſchlagend. Er beruft ſich im 
weſentlichen auf die Gloſſe zu den Worten „ipso jure“ in 
c. 4 C. h. t., wo es heißt: 

„Sed Azo dicit eam fieri tunc demum cum ab 
homine opposita fuisset. Quod autem dicitur ali- 
cubi, fieri eam ipso iure: verum est, si ab 
homine opponatur.“ 


Man faßte bisher den letzten Halbſatz als eine be⸗ 
dingte Bejahung des „fieri eam ipso iure“ auf. Leonhard 
ſieht in ihm eine unbedingte Verneinung. Er überſetzt: 
„Richtig iſt vielmehr, daß es einer menſchlichen Tätigkeit 
bedarf.“ Dieſe Auslegung iſt an ſich nicht unmöglich, wenn 
auch einzuwenden wäre, daß der Vorderſatz ziemlich in der 
Luft ſchweben würde, und daß Azo nur eine beſtimmte Auf⸗ 
faſſung des „ipso iure“, nicht feine Exiſtenz ſelbſt leugnen 
kann. Aber die ganze Argumentation ſcheitert daran, daß 
Azo in der Summa zum Codex“ ?) feine Meinung unzwei⸗ 
deutig ausſpricht: 

„Et dixerunt quidam eam fieri ipso iure, ut 
etiam hominis facto non sit opus: et dicunt ius 
ipsum compensat. Sed ego puto eam ipso iure 
tunc fieri, cum a partibus est opposita.“ 

Dieſe Meinung ging in die Gloſſe des Accurſius 
über. Durch die Lehre des Martinus verdrängt, blieb ſie 
in den folgenden Jahrhunderten unbeachtet. Im 19. Jahr⸗ 
hundert wurde ſie aufgenommen und kam ſeit Haſſe und 
Bethmann⸗Hollweg raſch zur Geltung. Es iſt die 
Meinung, die von Dernburg!), von Windſcheid !) und 
noch von Leonhard!) als die herrſchende bezeichnet wird. 


42) Summa Azonis h. t. $ 13. 
43) a. a. O. S. 298. 

44) Pandekten II $ 349 N. 10. 
45) a. a. O. S. 4, 95 ff. 
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§ 14. 


Es it nicht beachtet worden, daß unter den Anhängern 
dieſer Theorie eine grundſätzliche Übereinſtimmung nicht 
herrſcht. Wir brauchen dabei nicht an die verſchiedenen An⸗ 
ſichten über die unmittelbaren Wirkungen der Aufrechnungs⸗ 
lage zu denken. Einen prinzipiellen Gegenſatz finden wir in 
der Auffaſſung des Aufrechnungsvollzuges. In der Hauptſache 
ſind zwei Meinungen zu unterſcheiden: 

1. Die Aufrechnung aufrechenbarer Forderungen tritt 
von ſelbſt ein, aber nur kraft juriſtiſcher Fiktion; d. h. iſt 
die Aufrechnung durch Parteivorbringen geltend gemacht, ſo 
wird fingiert, daß die Forderungen mit dem Eintritt der 
Aufrechnungslage erloſchen ſeien. 

2. Die Aufrechnung aufrechenbarer Forderungen tritt 
von ſelbſt ein, aber nur unter der Bedingung der Geltend⸗ 
machung; d. h. iſt die Aufrechnung durch Parteivorbringen 
geltend gemacht, ſo iſt die Bedingung, unter der die Forde⸗ 
rungen mit dem Eintritt der Aufrechnungslage erloſchen ſind, 
erfüllt. i 

Der Gegenſatz der Meinungen läßt fih fo präziſieren: 
Für den Aufrechnungsvollzug iſt im erſten Falle die Auf⸗ 
rechnungslage Vorausſetzung, die Aufrechnungserklärung Ur⸗ 
ſache, im zweiten Falle die Aufrechnungslage Urſache, die 
Aufrechnungserklärung Bedingung. 

Alſo vollzieht ſich die Aufrechnung im erſten Falle 
durch eine Rechtshandlung (und zwar eine prozeſſuale), im 
zweiten Falle durch ein Rechtsereignis (Gegenübertreten auf⸗ 
rechenbarer Forderungen). Daher gehört nur der zweite Fall 
in den Rahmen der Darſtellung +6). Beide Theorien wurden 
von Dernburg “ und Bringt?) unter demſelben Namen 


46) Die außerprozeſſuale Fiktionstheorie wird an anderem Orte zu 
behandeln fein. 

47) a. a. O. S. 298 - 303. 

48) a. a. O. S. 9 — 44. 
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bekämpft, von Windſcheid ““) als einheitliche Lehre be: 
ſchrieben, von Leonhard“) als abfolute Theorie (im Sinne 
bedingter Aufhebung) dargeſtellt. 

Es iſt verſtändlich, daß ſich beide Theorien auf die 
Autorität Azos ſtützten. Denn aus den unbeſtimmten 
Außerungen Azos, die überliefert ſind, iſt ſeine Auffaſſung 
von der rechtlichen Natur des Aufrechnungsvollzuges genauer 
als durch dieſe Alternative nicht zu erſchließen. Die Gloſſe 
ſcheint auf die Theorie der bedingten, die Summa auf die 
Theorie der fiktiven Selbſtaufhebung zu deuten. 

Die Theorie der aufſchiebend bedingten Selbſtaufhebung 
aufrechenbarer Forderungen, ift zuerſt von Ungers) aus: 
führlich begründet worden. Vorher hatte ſie Unter⸗ 
bolzner°?) andeutungsweiſe benutzt, Brinz°?) energiſch 
bekämpft. Sie iſt auf begriffliche Zuläſſigkeit und quellen⸗ 
mäßige Begründung zu unterſuchen. 


8 15. 


Die angedeutete Verwechslung gegenſätzlicher Meinungen 
hat ihren Grund in einer ungenügenden Erfaſſung des Be⸗ 
griffes der Bedingung. Indem man die Wirkung der ein⸗ 
getretenen Bedingung kurzweg als Retrotraktion bezeichnete, 
überſah man nicht ſelten, daß dieſer Begriff kein einheitlicher 
iſt. Er umfaßt Rückziehung und Rückwirkung. Beidemal wird 
eine beſtimmte Wirkung von dem Eintritt eines zukünftigen 
ungewiſſen Ereigniſſes abhängig gemacht. Aber die Rück⸗ 
ziehung beſagt, daß die Wirkſamkeit eines Rechtsverhältniſſes 
von Anfang an beſtanden habe, die Rückwirkung, daß ſie 
erſt mit Erfüllung der Bedingung entſtehe, daß aber alle 
Wirkungen (abſolute Rückwirkung) oder gewiſſe (relative 
Rückwirkung) auf eine frühere Zeit zurückdatiert werden. 


49) a. a. O. § 349 N. 10. 

50) a. a. O. S. 4. 

51) Öfterreichifches Privatrecht 3. Aufl. II S. 490. 
52) Recht der Schuldverhältniſſe S. 552, 553. 
53) a. a. O. S. 12. 
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Der Eintritt des Ereigniſſes wirkt das erſte Mal dekla⸗ 
ratoriſch, das zweite Mal konſtitutiv. 

Nach römiſch⸗gemeinem Recht iſt die erfüllte Suſpenſiv⸗ 
bedingung mit der Kraft der Rückziehung ausgeftattet 54). 
Der Eintritt des ungewiſſen Ereigniſſes begründet nicht Wir⸗ 
kungen, ſondern hebt eine Ungewißheit über begründete. 
Marcianus??) bemerkt: „res dubia est, sed ex postfacto 
retroducitur et apparet, quid actum est.“ Noch 
deutlicher ſagt Baulus°‘): „sitque et hoc ex his, quae 
postfactis in praeteritum, quid fuerint, declarent.“ 


8 16. 


Neben die rechtsgeſchäftliche tritt die geſetzliche Bedingung 
mit rückziehender Kraft. 

Der Begriff der geſetzlichen Bedingung bedarf meines 
Erachtens einer Einſchränkung. Verſteht man unter der 
geſetzlichen Bedingung jedes „zukünftige ungewiſſe Ereignis, 
von deſſen Eintritt das Daſein eines Rechtsverhältniſſes von 
Rechts wegen abhängig iſt“ 57), fo läßt ſich ſtets unter den 
Vorausſetzungen einer rechtlichen Wirkung jede beliebige 
ſpätere den übrigen als Bedingung gegenüberſtellen. Der 
zum Erben Eingeſetzte erbt unter der Bedingung, daß er 
den Erblaſſer überlebt. Der Kaufantrag erzeugt auf beiden 
Seiten Verpflichtungen unter der Bedingung, daß er recht⸗ 
zeitig angenommen wird. Der nach Fälligkeit der Forderung 
gemahnte Schuldner gerät in Verzug unter der Bedingung, 
daß er nicht unverzüglich erfüllt. 

Damit wird der Begriff der Bedingung entwertet. Wir 
haben nur dann das Recht, dieſe oder jene Vorausſetzung 


54) Dies iſt mit der herrſchenden Lehre anzunehmen. Die Widerlegung, 
die Windſcheid, Wirkung der erfüllten Bedingung S. 13—23, 
verſucht, iſt meines Erachtens nicht durchſchlagend. 

55) Fr. 15 D. 34, 5. 

56) Fr. 98 $ 3 D. 46, 3. 

57) So Eiſele, Zur Lehre von ben condiciones juris, im Archiv 
für die ziviliſt. Praxis Bd. LIV S. 112. 
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einer rechtlichen Wirkung als Bedingung der Wirkung aus 
der Reihe der übrigen Vorausſetzungen herauszuheben, wenn 
ihr eine beſondere Wirkung in die Vergangenheit beigelegt 
iſt. Dabei bleibt es gleichgültig, ob eine Rückziehung oder 
eine Rückwirkung vorliegt, ob die Rückwirkung abſolut oder 
relativ iſt. | 

Das römiſche Recht kennt Beiſpiele von Rechts⸗ 
bedingungen mit rückziehender Kraft. Es heißt über den 
Kauf einer künftigen Sache 58): „tamen fructus et partus 
futuri recte ementur, ut, cum editus esset partus, iam 
tunc, cum contractum esset negotium, venditio facta 
intellegatur.“ Der Kauf war perfekt im Zeitpunkt des Mb- 
ſchluſſes. Daß er perfekt war, wird kenntlich durch die 
Geburt. 


8 17. 


Eine ſolche Rechtsbedingung mit rückziehender Kraft 
erblicken die Anhänger der Rückziehungstheorie in der Be⸗ 
dingung, unter der ſich zwei aufrechenbare Forderungen von 
ſelbſt aufheben 5°). | 

Die Theorie ift daher nicht ohne weiteres von der Hand 
zu weiſen. Es ift ein bloßes Wortſpiel, wenn Bring?) 
ſagt: „Vor allem kann die Kompenſation unter der Be⸗ 
dingung, daß ſie facto hominis, nicht von ſelbſt geſchieht, 
nun nicht mehr von ſelbſt geſchehen.“ Denn die menſchliche 
Tätigkeit ſoll nach der Auffaſſung der Theorie nur Gewiß⸗ 
heit geben über eine Tatſache der Vergangenheit. Der formelle 
Einwand, den derſelbe Schriftſteller macht: „Die vermeinte 


58) Fr. 18 pr. D. 18, 1. 

59) Die Berufung Unterholzners a. a. O. auf die lex commis- 
soria kann nicht für zutreffend erachtet werden, da die Vorfchriften 
über rechtsgeſchäftliche Bedingungen nicht ohne weiteres auf geſetz⸗ 
liche anwendbar find. — Unger a. a. O. ſtützt feine Beweis 
führung auf das öſterreichiſche Recht. Im Text mußte der Nach⸗ 
weis aus dem römiſchen Recht verſucht werden. 

60) a. a. O. S. 12. 
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Bedingung iſt gar keine Bedingung; das Rechtsgeſchäft der 
Kompenſation kann man nicht als Bedingung der Kompen⸗ 
ſation faſſen,“ iſt eine quaternio terminorum. Das Wort 
Kompenſation iſt das eine Mal im Sinne von Kompenſations⸗ 
erklärung, das andere Mal im Sinne von Kompenſations⸗ 
wirkung genommen. 

Auch der Angriff Dernburgs ) gegen die begriffliche 
Zuläſſigkeit der Theorie kann nicht als zutreffend anerkannt 
werden. Wenn er insbeſondere hervorhebt, eine Wirkung, 
die nur infolge eines von den Parteien ausgehenden Anſtoßes 
eintrete, ſei „nach den Geſetzen natürlicher Logik nie aus der 
bloß eigenen Kraft der Tatſachen hervorgegangen“, ſo wird 
er der Theorie der bedingten Selbſtaufhebung nicht gerecht. 


8 18. 


Die Theorie verdankt ihren Urſprung, wie die Lehre 
des Martinus, dem „ipso iure compensatur“ des römiſchen 
Rechts. Wir haben die Auslegung, die Martinus den 
Worten gab, bekämpfen müſſen. Wir müſſen mit denſelben 
Gründen auch die Auslegung zurückweiſen, die ihnen die 
Theorie der bedingten Selbſtaufhebung gibt. 

Ihnen iſt ein weiterer hinzuzufügen. Soll überhaupt 
das „ipso jure“ in dem materiellen Sinne gefaßt werden, 
daß ſich die Forderungen ohne menſchliches Zutun aufheben, 
fo haben wir keinen Grund, das „ipso iure“ zu beſchränken. 
Nirgends iſt in den Quellen angedeutet, daß die Selbſt⸗ 
wirkung an eine Bedingung geknüpft ſei, ſo wie nirgends 
eine an eine Rechtsbedingung geknüpfte Wirkung als ipso 
jure eintretend bezeichnet wird. Der Grund iſt einleuchtend. 
Iſt eine menſchliche Tätigkeit erforderlich, damit die Wirkung 
an das Licht trete, ſo hat die Betonung des Gegenſatzes zur 
menſchlichen Tätigkeit keinen Sinn. Nahe gelegen hätte die 
Hervorhebung, daß die Selbſtaufhebung der Forderungen 
nur unter einer beſtimmten Bedingung erkannt werde. 


61) a. a. O. S. 299—303. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 30 
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Die Theorie ift alfo durch Quellenſtellen nicht bezeugt, 
durch die angeblich bezeugenden unwahrſcheinlich gemacht. 


8 19. 


Auch hier indes glaubte man, aus den bezeugten Wir⸗ 
kungen der Aufrechnung die Auffaſſung ihrer juriſtiſchen 
Natur rechtfertigen zu können. Man verwies wieder auf 
die Hemmung des Zinſenlaufes und die Gewährung der 
condictio indebiti. 

Aber zur Erklärung dieſer Erſcheinungen bedarf es nicht 
der Konſtruktion einer bedingten Selbſtaufhebung. Wer die 
Aufrechnung als peremtoriſche Einrede auffaßt, kann ſich auf 
die Regel berufen: „debitor esse desinit, qui nanctus est 
exceptionem iustam“ 62), und wer dieſe Anſicht nicht teilt, 
kann ſich mit der einfachen Erklärung begnügen, daß hier 
das Geſetz aus Billigkeitsgründen eine Rückwirkung in be⸗ 
ſtimmten Grenzen durch poſitive Vorſchrift feſtgeſetzt habe“). 


2. Das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
8 20. 


Die Rückziehungstheorie iſt auch für das neue bürger⸗ 
liche Recht von einer Anzahl Schriftſteller ) aufgenommen 
worden. Die Anhänger der Theorie geben ihrer Auffaſſung 
einen verſchiedenartigen Ausdruck. Sie ſprechen von einem 
ſchwebenden Tilgungsgrund, einem Aufrechnungsverhältnis, 
einer rechtlichen Gebundenheit, einer Vinkulierung. Auch 
ſachlich gehen fie inſofern auseinander, als einige “s) eine 


62) Fr. 66 D. 50, 17. 

63) Vgl. c. 5 C. 4, 31. 

64) Dernburg, Bürgerliches Recht II, 1 S. 289; Endemann, 
Einführung I S. 644; Ortmann, Recht der Schuldverhältniſſe 
S. 114; Crome, Syſtem II S. 299; Kohler, Zeitſchrift für 
Zivilprozeß Bd. XXIV S. 32f.; Liebknecht, Vorbehaltszahlung 
S. 110. 

65) Kohler und Endemann. 
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unmittelbare Vorwirkung der Aufrechnung annehmen, während 
die überwiegende Meinung die Geſamtwirkung der Aufrechnung 
unter die Bedingung ſtellt. 

Die Theorie it von Liebknecht““) fo formuliert 
worden: „Es wird jetzt nicht kompenſiert, weil keine kompen⸗ 
fable Forderung mehr beſteht, es ift aber bereits kompenſiert 
— freilich nur poteſtativ⸗bedingt —, weil die Forderung einft 
der anderen kompenſabel gegenüberſtand. ds 

Endemann“) vergleicht die Aufrechnungsmöglichkeit 
mit der Anfechtungsmöglichkeit. Wie dort, befinde ſich auch 
hier das Rechtsverhältnis in einem verſchleierten Zuſtande. 
Durch die Parteierklärung werde dann ſeine volle Wirkſam⸗ 
keit oder innere Nichtigkeit nicht herbeigeführt, ſondern ent⸗ 
hüllt £$). 

Die Faſſung des Geſetzes widerſpricht der Theorie. 

„Die Aufrechnung erfolgt durch Erklärung“ (§ 388). 
„Die Aufrechnung bewirkt, daß die Forderungen ... als... 
erloſchen gelten“ ($ 389), fie find alſo nicht erloſchen. 
Unter Umſtänden iſt die Aufrechnung „als nicht erfolgt an⸗ 
zuſehen“ (§ 1977), womit nur die Erklärung gemeint fein 
kann. Denn die Beziehung der Forderungen bleibt unver⸗ 
ändert. Die Geſetzesverfaſſer gingen alſo von einer anderen 
Theorie aus. Indes iſt damit gegen die beſprochene nichts 
bewieſen. Die Rechtsauffaſſung des Geſetzgebers iſt gleich⸗ 
gültig. | 

§ 21. 


Die begriffliche Zuläſſigkeit der Theorie hat man mit 
dem Hinweis darauf beſtritten, daß die Konſtruktion einer 
aufſchiebend bedingten Aufhebung zur Erklärung der vom 
B. GB. feſtgeſetzten Rückwirkung nicht ausreiche. Denn die 
von einer aufſchiebenden Bedingung abhängig gemachte Wir⸗ 
kung trete erſt mit Eintritt der Bedingung ein, und eine 


66) a. a. O. S. 110. 
67) a. a. O. S. 644 N. 6. 
68) Motive II S. 107; Protokolle I S. 370. 
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Rückdatierung der an die erfüllte Bedingung geknüpften 
Folgen fei begrifflich ausgeſchloſſen 5°) (§§ 158, 159). Dieſer 
Einwand geht von der Anſchauung aus, daß die geſetzliche 
Bedingung nach Analogie der rechtsgeſchäftlichen zu be⸗ 
handeln iſt. 

Indes kennt das B. GB. die rückziehende Kraft geſetz⸗ 
licher Bedingungen. Ein Beiſpiel bietet der Abſchluß eines 
Vertrages mit einem Minderjährigen ($ 108 Abſ. 1). Das 
Zuſtandekommen des Vertrages ſteht unter der geſetzlichen Be⸗ 
dingung der Genehmigung des geſetzlichen Vertreters. Wird 
ſie erteilt, ſo iſt damit feſtgeſtellt, daß der Vertrag von An⸗ 
fang an wirkſam war. Die Genehmigung gehört daher 
nicht zu den Vorausſetzungen der rechtlichen Wirkung, ſie iſt 
nicht Tatbeſtandsmerkmal, ſondern Bedingung. Sie unter⸗ 
ſcheidet ſich hierdurch von der Annahme eines Antrags, die 
Vorausſetzung, nicht Bedingung für die Wirkſamkeit des 
Vertrages iſt. Dieſelbe Art der Rückziehung iſt in einer 
großen Zahl anderer Fälle feſtgeſetzt 7°). 

Da das B. GB. den geſuchten Begriff kennt, ift es an 
ſich zweckmäßig, zur Erklärung des Inſtituts der Aufrechnung 
den Begriff der Bedingung zu verwenden. Eine Anomalie 
wäre darin nur inſofern zu erblicken, als in allen Fällen 
einer Rechtsbedingung, die das B. GB. erwähnt, eine Rechte: 
handlung, nie ein Rechtsereignis unter die Bedingung ge⸗ 
ſtellt iſt. 

Die Theorie iſt daher auf ihre quellenmäßige Begrün⸗ 
dung zu unterſuchen. 

8 22. 


Sie ſtützt ſich im weſentlichen darauf, daß für die 
Wirkungen und, was in dieſer Allgemeinheit nicht betont wird, 
aber betont werden ſollte, für die Vorausſetzungen der Auf⸗ 


69) Leonhard, Archiv für bürgerliches Recht Bd. XXI S. 193; 
Schollmeyer, Schuldverhältniſſe, Allgemeiner Teil S. 327; 
Windſcheid⸗Kipp, Pandekten II S. 439. 

70) Bal. §§ 177, 415, 458 Abſ. 1, 1396, 1829, 1832, 1648, 1690. 
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rechnung nicht der Augenblick der Aufrechnungserklärung, 
ſondern der Zeitpunkt des Eintritts der Aufrechnungslage 
maßgebend ift. § 389 beſtimmt: „Die Aufrechnung bewirkt, 
daß die Forderungen, ſoweit ſie ſich decken, als in dem Zeit⸗ 
punkt erloſchen gelten, in welchem ſie zur Aufrechnung ge⸗ 
eignet einander gegenüber getreten ſind.“ Damit iſt zweifel⸗ 
los eine Rückwirkung der Aufrechnung erklärt. Aber dieſe 
Rückwirkung iſt beſchränkt, iſt keine Rückziehung. 

Wenn es richtig wäre, daß ſich beide Forderungen mit 
Eintritt der Aufrechnungslage gegenſeitig tilgten und die 
Aufrechnungserklärung dieſe Tilgung feſtſtellte, müßte mit 
dem bezeichneten Augenblick der Zinſenlauf gehemmt werden. 
Wenn alfo A. dem B. feit 2 Jahren 100 Mark nebſt 5% 
Zinſen ſchuldet und B. vor einem Jahre eine aufrechenbare, 
unverzinsliche Gegenforderung von 105 Mark erworben hat, 
hätten ſich die Forderungen, falls die Aufrechnungserklärung 
heute erfolgt, vollſtändig aufgehoben, da vor einem Jahre 
auf beiden Seiten derſelbe Betrag geſchuldet wurde. 

Dieſe Folgerung, zu der die Theorie nötigt, hat das 
B. GB. nicht gezogen. Nach § 396 Abſ. 2 wird die Aktiv⸗ 
forderung, wenn der aufrechnende Teil außer der Haupt⸗ 
leiſtung Zinſen ſchuldet und ſeine Forderung zur Tilgung 
der ganzen Schuld nicht ausreicht, zunächſt auf die Zinſen, 
dann auf die Hauptleiſtung angerechnet. Es iſt nicht zweifel⸗ 
haft, daß ſich dieſe Beſtimmung auf alle Zinſen bezieht, die 
im Augenblick der Aufrechnungserklärung aufgelaufen ſind, 
daß ſie nicht etwa auf diejenigen zu beſchränken iſt, die zur 
Zeit des Eintritts der Aufrechnungslage beſtehen. Denn eine 
Wirkung, die erſt nach vollendeter Aufrechnung eintritt, kann 
nicht für die Feſtſtellung der Vorausſetzungen der Aufrechnung 
bedeutungsvoll ſein. Im Augenblick der Aufrechnungs⸗ 
erklärung ſchuldet A. 110 Mark. Die 105 Mark, die er 
zur Aufrechnung ſtellt, ſind zunächſt auf 10 Mark Zinſen, 
dann auf 100 Mark Kapital anzurechnen. Alſo bleiben 
5 Mark Kapital beſtehen. Nunmehr gelten die Forderungen, 
ſoweit ſie ſich decken, als im Zeitpunkt des Eintritts der 
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Aufrechnungslage erloſchen. B. hat demnach für das 1 
Jahr Verzinſung von 95 Mark (= 4,75 Mart) nicht zu 
fordern, A. ſchuldet noch 5 Mark — 4,75 Mark. 

Das Prinzip der Selbſtaufhebung wird alſo durchbrochen, 
wenn der Aktivforderung Zinſen und Hauptleiſtung gegenüber: 
ſtehen. Es wird auch durchbrochen, wenn ihr mehrere Paſſiv⸗ 
forderungen entgegentreten. Hat B. zwei Forderungen, von 
denen eine älter, eine jünger als die Forderung des A. iſt 
und erklärt A., gegen die jüngere aufrechnen zu wollen, ſo 
müßte nach der Theorie der Selbſtaufhebung die Erklärung 
des B., er rechne mit der älteren auf, die Tilgung der 
beiden älteren Forderungen und die Unwirkſamkeit der Er⸗ 
klärung des A. zur Folge haben. Denn durch ſeine Erklärung 
würde bezeugt, daß beide Forderungen bereits erloſchen ſind, 
A. alſo mit einer nicht mehr beſtehenden Forderung auf⸗ 
rechnen zu wollen erklärte. Dagegen gewährt das B. GB. 
A. das Recht, die Forderung zu beſtimmen, gegen die er 
aufrechnen will (§ 396). Allerdings hat B. ein Widerſpruchs⸗ 
recht. Aber auch wenn er davon Gebrauch macht, gelten 
nicht die älteren Forderungen als erloſchen. Vielmehr be⸗ 
ſtimmt ſich die Anrechnung nach der Fälligkeit, der Sicherheit, 
der Beſchwerlichkeit der Schuld und erſt in vierter Linie nach 
ihrem Alter. 

Kohler) ſucht darzutun, daß § 396 Abſ. 1 in dem 
Sinne verſtanden werden könne: bei Mangel einer Beſtimmung 
oder Widerſpruch des Gegners erfolgte Aufrechnung derjenigen 
Forderungen, die zuerſt in das Aufrechnungsverhältnis ge⸗ 
treten ſind. Dies ſei „durch die Verweiſung des § 396 auf 
§ 366 in ziemlich ungeſchickter Weiſe zum Ausdruck ges 
bracht“ 12). Indes wird unter zwei im Augenblick der Auf: 
rechnungserklärung fälligen Forderungen nicht diejenige be⸗ 
vorzugt, die zuerſt fällig geworden iſt. Daß dieſer Schluß 
aus § 389 gezogen werden müſſe, wie Kohler behauptet, 


71) Zeitſchrift ne mu XXIV S. 45, 46. 
72) a. a. O. S. 4 
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kann nicht zugegeben werden. Denn die Entſcheidung darüber, 
welche Forderung aufzurechnen iſt, kann nicht abhängig ſein 
von der Wirkung, die die aufgerechnete übt. Auch dürfte 
außer Betracht gelaſſen ſein, daß der Widerſpruch nur gegen 
die Beſtimmung der Paſſivforderung, nicht gegen die Be⸗ 
ſtimmung der Aktivforderung erhoben werden kann. 
Wenn ferner eine Forderung dadurch erliſcht, daß eine 
Partei, wie vorbehalten iſt, von dem Vertrage zurücktritt, 
müßte nach der Theorie die nachträgliche Aufrechnungserklärung 
der anderen das Erlöſchen beider Forderungen bezeugen, der 
Rücktritt alſo unwirkſam ſein. In der Tat finden Anhänger 
der Theorie dieſe Folgerung in § 357 ausgedrückt“). Aber 

nur eine unverzügliche Aufrechnungserklärung hat die Un⸗ 
wirkſamkeit des Rücktritts zur Folge, nur das vertragliche 
Rücktrittsrecht wird erwähnt, nicht das geſetzliche. 

Ebenſo charakteriſieren ſich die dem Mieter und Pächter 
gewährten Vergünſtigungen, die Kündigung des Vertrags⸗ 
gegners wegen nicht gezahlter Miet⸗ oder Pachtzinſen durch 
unverzügliche Aufrechnungserklärung unwirkſam zu machen, 
als Ausnahmen vom Grundſatz (8 554 Abſ. 2, § 581 
Abſ. 2). | 

Neben dieſen, von der Theorie geforderten, vom Geſetz 
ausdrücklich abgelehnten Wirkungen iſt auf diejenigen zu ver⸗ 
weiſen, die als ſtillſchweigend ausgeſchloſſen angeſehen werden 
müſſen. Jede abſolute Theorie wird zu der Folgerung ge⸗ 
drängt, daß der Schuldner, der gezahlt hat, durch nachträgliche 
Aufrechnung die Zahlung als rechtlich grundlos nachweiſen 
und daher das Gezahlte als ungerechtfertigte Bereicherung 
herausfordern kann. 

Dieſe condictio indebiti ““) widerſpricht dem Wortlaut 


73) Endemann a. a. O. S. 662, bei. N. 23. l 
74) Die Meinungen find gleichmäßig geteilt. Wie im Text insbeſ. 
Planck, Kommentar § 389 Erl. 3; Schollmeyer a. a. O. 
S. 338; Endemann a. a. O. I S. 826; Crome, Schuld⸗ 
verhältniſſe II S. 299 N. 2; Leonhard, Aufrechnung S. 166. 
Anderer Meinung insbeſ. Coſack a. a. O. Bd. 1 S. 364; Wind: 
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des Geſetzes, nach dem eine Aufrechnung nur zwiſchen Per- 
ſonen möglich iſt, die einander Leiſtungen ſchulden, nicht 
zwiſchen Perſonen, die ſich Leiſtungen geſchuldet haben. Auf 
die materiellen Nachteile, die die Gewährung des Anſpruches 
im Gefolge führt, iſt hier nicht einzugehen. Später muß 
gezeigt werden, daß die auf dem Boden der Rückwirkungs⸗ 
theorie verſuchte Rechtfertigung nicht durchſchlagend iſt. 


8 23. 


Die vorgeſchriebene Rückwirkung iſt in mehr als einer 
Richtung gehemmt. Sie iſt alſo keine Rückziehung. 

Die Verteidiger der Theorie haben weiter geltend ge⸗ 
macht“), daß auch für die Vorausſetzungen der Aufrechnung 
nicht der Augenblick der Erklärung, ſondern der Zeitpunkt 
des Eintritts der Aufrechnungslage maßgebend ſei. 

Es kann nicht beſtritten werden, daß die Vorausſetzungen 
der Aufrechnung in dem Augenblick, auf den ihre Wirkungen 
zurückdatiert werden, vorliegen müſſen. Es iſt ein Tautologie, 
zu erklären, daß die Aufrechnungslage Daſein der Aufrech⸗ 
nungsvorausſetzungen verlange. Die Frage iſt, ob dieſe 
Vorausſetzungen auch im Zeitpunkt der Aufrechnungserklärung 
gegeben ſein müſſen. Ihre Beantwortung ſcheint einfach. 
Die Vorausſetzungen der Aufrechnung, Fälligkeit (in beſtimm⸗ 
tem Sinne), Einredefreiheit, Gegenſeitigkeit, Gleichartigkeit, 
Gültigkeit, werden im Geſetz nur für den Zeitpunkt der Auf⸗ 
rechnungserklärung beſtimmt. Wann die Forderungen zur 
Aufrechnung geeignet geweſen ſind, ſoll daraus erſchloſſen 
werden. Indes hat man dieſen Satz durch den Hinweis auf 
Abweichungen zu entkräften geſucht. 


ſcheid⸗Kipp a. a. O. §§ 441 und 442; Kohler, Zeitſchriſt für 
Zivilprozeß Bd. XX S. 19; Ortmann, Kommentar S. 116. 

75) Kohler, Zeitſchrift für Zivilprozeß Bd. XXIV S. 38 f.; En⸗ 
neccerus a. a. O. S. 527; Liebknecht, Eventualaufrechnung 
S. 109. 
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Die Vorausſetzung der Fälligkeit kommt nicht in Be⸗ 
tracht. Denn die eingetretene Fälligkeit bleibt beſtehen. 

Dagegen hat man insbeſondere auf die Vorausſetzung 
der Einredefreiheit hingewieſen. Nach § 390 iſt die Auf⸗ 
rechnung nicht ausgeſchloſſen, wenn der Aktivpforderung die 
Einrede der Verjährung entgegenſteht, ſofern die Einrede zur 
Zeit der Aufrechnungslage noch nicht begründet war. Sollte 
indes § 390 die Bedeutung haben, die ihm durch dieſe Ver⸗ 
wertung beigelegt wird, ſo müßte ſein zweiter Satz lauten: 
Die Einrede ſchließt die Aufrechnung nicht aus, wenn ſie der 
Forderung zu der Zeit, zu welcher dieſe gegen die andere 
Forderung aufgerechnet werden konnte, noch nicht entgegen⸗ 
ſtand. Da dies nur für die Einrede der Verjährung aus⸗ 
geſprochen wird, iſt der Rückſchluß auf die rechtliche Kon⸗ 
ſtruktion des Inſtitutes unzuläſſig. 

Wie Einredefreiheit wird auch Gegenſeitigkeit im Zeit⸗ 
punkt der Aufrechnungserklärung verlangt. Die abweichenden 
Beſtimmungen hat man für die Theorie auszunützen geſucht. 
Der Schuldner einer abgetretenen Forderung kann gegen ſie 
die ihm gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehende Forderung 
aufrechnen, falls er nicht bei dem Erwerb der Forderung um 
die Abtretung wußte oder ſeine Forderung bei Kenntnis und 
ſpäter als die abgetretene fällig geworden iſt ($ 406). Aber 
dieſe Beſtimmung beweiſt nichts, denn ſie beweiſt mehr, als 
ſie beweiſen ſoll. Der Schuldner darf nach ihr auch dann 
aufrechnen, wenn er ſeine Forderung nach Abtretung der 
Gegenforderung, aber in Unkenntnis der Abtretung erworben 
hat. Die Forderungen werden durch Aufrechnung getilgt, 
obwohl ſie ſich nicht zur Aufrechnung geeignet gegenüber⸗ 
getreten ſind. Man hat die Vorſchrift zur Unterſtützung 
der Theorie herangezogen, und die Theorie wird durch nichts 
deutlicher widerlegt. Daß die Aufrechnungslage nicht Urſache 
der Aufrechnung iſt, wird man nicht beſtreiten können, wenn 
die Aufrechnung eintritt, ohne daß ihr eine Aufrechnungslage 
vorangegangen iſt. 

Eine erweiterte Aufrechnungsmöglichkeit derſelben Art iſt 
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dem Mieter, ſowie dem Schuldner einer von dem Erbſchafts⸗ 
beſitzer oder einem Miterben oder dem Vorerben für den 
Nachlaß erworbenen Forderung gegeben 7’). 

Die Vorausſetzung der Gegenſeitigkeit bezieht ſich alſo 
auf den Zeitpunkt der Aufrechnungserklärung. In den Aus⸗ 
nahmefällen, in denen ſie ſich nicht auf dieſen Zeitpunkt 
bezieht, bezieht ſie ſich auch nicht auf den Zeitpunkt des Ein⸗ 
tritts der Aufrechnungslage. 

Auch die Vorausſetzung der Gleichartigkeit wird auf den 
Moment der Aufrechnungserklärung bezogen. Die Aufrech⸗ 
nung kann nur erfolgen, wenn zwei Perſonen einander 
Leiſtungen ſchulden, „die ihrem Gegenſtande nach gleichartig 
find” (8 387). Es genügt nicht, daß fie gleichartig geweſen 
ſind. Hat ſich der Anſpruch auf eine Getreidelieferung in 
den Anſpruch auf das Intereſſe verwandelt, ſo kann dieſe 
Forderung nicht zur Tilgung einer Gegenforderung auf 
Getreide verwendet werden. Die Durchführung der Theorie 
gelangt zu einem abweichenden Ergebniſſe. 

Es bleibt noch die Vorausſetzung der Gültigkeit. Die 
Aktivforderung muß zur Zeit der Aufrechnungserklärung 
gültig ſein. Mit einer, wenn auch irrtümlich getilgten 
Forderung kann nicht aufgerechnet werden. Das Geſetz ver⸗ 
langt, daß zur Zeit der Aufrechnung auf beiden Seiten eine 
Schuld beſtehe. 

Auch die Paſſivforderung muß zur Zeit der Aufrechnungs⸗ 
erklärung gültig ſein. Es gibt keine Aufrechnung gegen eine 
Nichtſchuld. Indes braucht die Frage hier nicht erörtert zu 
werden. Ihre Bejahung würde kein Argument für die Theorie 
der bedingten Selbſtaufhebung abgeben. Sie würde das 
Erfordernis des Beſtehens der Paſſivforderung nicht auf den 
Zeitpunkt des Eintritts der Aufrechnungslage beziehen, ſondern 
ſtreichen. | | 
Wir kommen alfo zu dem Ergebnis, daß die Voraus: 
ſetzungen der Aufrechnung im Augenblick der Aufrechnungs⸗ 


76) $$ 575, 2019 Abſ. 2, 2041 Abſ. 2, 2111 Abſ. 2. 
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erklärung vorliegen müfen, während ſie nur in Ausnahme⸗ 
fällen teils ganz wegfallen, teils zeitlich zurückliegen können. 
Es zeigt ſich, daß die Theorie der aufſchiebend bedingten 
Selbſtaufhebung eine zweite Bedingung einſchließt. Die 
Theorie meint: „Zwei zur Aufrechnung geeignete Forderungen 
heben ſich mit dem Eintritt der Aufrechnungslage auf unter 
den Bedingungen, daß die Aufrechnung von einer Partei 
erklärt wird, und daß ſie zur Zeit der Erklärung zur Auf⸗ 
rechnung geeignet ſind.“ 

Daß auch dieſe künſtliche Konſtruktion, die, um korrekt 
zu ſein, noch einige Klauſeln aufnehmen müßte, nicht haltbar 
iſt, weil ſich die Wirkungen, die die Aufrechnung des B.GB. 
hat, mit den Wirkungen, die aus der Konſtruktion folgen, 
nicht decken, wurde zu zeigen verſucht. 


II. Die Aufrechnung eine Rechtshandlung. 
1. Gemeines Recht. 
§ 24. 


Die abſoluten Theorien ſind für das gemeine e Recht wie 
für das Recht des B. GB. nicht annehmbar. Der rechtliche 
Vorgang bei der Aufrechnung iſt kein Rechtsereignis, weder 
ein unbedingtes noch ein bedingtes. Die Aufrechnung iſt 
eine Rechtshandlung. 
| Darüber herrſchte in der Wiſſenſchaft des neuſten ge⸗ 
meinen Rechts kaum noch Streit. Aber innerhalb der 
relativen Theorien, die das Feld behaupteten, traten ſcharfe 
Gegenſätze zu Tage. 

Die relativen Theorien zerfallen in prozeſſuale und 
materielle, je nachdem eine Handlung im Prozeß gefordert 
wird oder nicht. Die prozeſſualen Theorien ſcheiden ſich der 
Form nach in ſolche mit exceptio?”) und ohne exceptio??), 


77) Dernburg, n Vangerow, Pandekten III S. 359 
und 360. | 
78) Eiſele, Kompenſation. 


466 Feder: Die rechtliche Natur der Aufrechnung. 


dem Inhalte nach einerſeits in ſolche mit Affizierung 7?) und 
ohne Affizierung, andererſeits in ſolche mit Rückwirkung“) 
und ohne Rückwirkung. 

Die prozeſſualen Theorien beherrſchten die Wiſſenſchaft 
faſt unbeſtritten. Sie können indes nicht als richtig anerkannt 
werden. Ihre praktiſche Unzulänglichkeit tritt darin zu Tage, 
daß ihre Anhänger zu der Anerkennung einer Klage auf 
Kompenſation gedrängt wurden. Dieſe Klage iſt ein unzweck⸗ 
mäßiges Mittel zur Erreichung eines notwendigen Ziels, das 
Symptom einer ungeſunden Theorie. Nicht mit Unrecht iſt 
ſie als ein von der neueren Doktrin erfundener Notbehelf 
bezeichnet worden £1). 

Die Darſtellung hat ſich auf die materiellen Theorien 
zu beſchränken. Nur dieſe kennen eine Aufrechnung außer⸗ 
halb des Rechtsſtreits. 

§ 25. 

Die außergerichtliche Aufrechnung iſt in der gemein⸗ 
rechtlichen Literatur faſt totgeſchwiegen worden. Sie war 
darum nicht minder vorhanden und wirkſam. Schon im 
Mittelalter war ſie als die allein richtige erkannt und mit 
ausgezeichneter Klarheit dargeſtellt worden. Bartolus ſagt 
in feinem Digeſtenkommentar ): 

„Requiritur ergo voluntas debitoris compen- 
santis, et ex hoc dico vobis, quod non est necesse 
ad extinguendum debitum ipso iure, quod com- 
pensatio opponatur in iudicio, sed ubicunque 
notifico tibi, quod volo debitum cum creditore 
compensare, ipso iure tollitur obligatio. “ 


79) Windſcheid, Pandekten II § 349; Bring, Pandekten II 
§ 287. 

80) Die Hauptſtrömung in der ſogenannten Theorie des A zo, insbeſ. 
Puchta, Inſtitutionen II S. 378; Bethmann⸗Hollweg 
a. a. O. S. 257 f.; Arndts, Pandekten S. 430. 

81) Ohnſorge in den Jahrbüchern für Dogmatik XX S. 289 N. 2. 

82) Bartoli Commentarii in Secundam Digesti veteris partem, 
Lugduni 1550, fol. 150. 
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Auch Tyndarus®?) erwähnt ein Urteil, in dem die 
Möglichkeit einſeitiger Aufrechnung ausgeſprochen wird. Seit⸗ 
dem iſt die außergerichtliche Aufrechnung in der Theorie ver⸗ 
ſchollen. Bethmann⸗Hollwegs) ſpricht beiläufig von 
der Möglichkeit, daß ein poſitives Recht ſie zulaſſen könne. 
Der Gedanke, daß ſie poſitives Recht ſei oder geweſen ſei, 
liegt ihm fern. Nur ſcheinbarer Anhänger ift Krugs)). 
Beiläufig wird von Ubbelohdes )) die Möglichkeit außer: 
gerichtlicher Aufrechnung erwähnt. Grundſätzlich wurde ſie 
zuerſt von Gruchot s“), Ohnſorgess) und von Dern⸗ 
burg ſeit der dritten Auflage der „Pandekten“ (1892) 
vertreten. 

Die Auffaſſung hat ſeitdem eine Reihe von Anhän⸗ 
gern ') gewonnen: Mit Entſchiedenheit trat insbeſondere 
Kohler“) für fie ein. Herrſchende Lehre aber blieb die 
gegneriſche Meinung, die, wie Kohler betont, gegenüber 
dem Standpunkte des Bartolus einen Rückſchritt bedeutet. 

Ein anderes Bild zeigt ein Blick auf Rechtſprechung und 
Geſetzgebung. Wenn wir von dem Urteil, über das Tyn⸗ 
darus berichtet, abſehen, ſind zwei Entſcheidungen von 
David Mevius?!) aus dem Jahre 1659 die älteſten, in 
denen die Aufrechnung als außergerichtliche Rechtshandlung 
anerkannt wird. 


83) Vgl. Brinz, Kompenſation S. 133. 

84) a. a. O. S. 2684 

85) a. a. O. S. 67 ff. (gegenüber S. 13). 

86) a. a. O. S. 261. 

87) Gruchots Beiträge Bd. XIX S. 325—334. 

88) IJherings Jahrb. Bd. XX S. 291. 

89) Stölzel a. a. O. S. 9; Leonhard, Aufrechnung S. 82 ff.; 
James Goldſchmidt im Archiv für bürgerliches Recht Bd. XV 
S. 155; Nötzel, Die außergerichtliche compensatio nach ge: 
meinem Recht; v. Hertzberg, Die Aufrechnung des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ein merum jus compensationis S. 23 f.; Eccius 
in Gruchots Beiträgen Bd. XLII S. 17. 

90) Zeitſchrift für Zivilprozeß Bd. XX S. 6 ff. 

91) Mevii Decisiones, Pars VII, dec. 52 nr. 7, 8. 
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Gleiche Entſcheidungen hat Stryf??) gefällt. Im 
19. Jahrhundert haben die höchſten deutſchen Gerichte fait ?°) 
einſtimmig die einſeitige außergerichtliche Aufrechnung aner⸗ 
kannt, zuerſt die höchſten Gerichte der Einzelſtaaten ?“), dann 
das Reichsoberhandelsgericht? ) endlich das Reichsgericht“ “). 

„Der Richter“, heißt es in dem berühmten Erkenntnis 
vom 11. Oktober 1883, „vollzieht nicht die Kompenſation, 
ſondern er ſtellt die eingetretene und zu Unrecht geleug⸗ 
nete feſt.“ 

Die gleichzeitige Geſetzgebung trägt den Stempel der⸗ 
ſelben Anſchauung. Die Auffaſſung der Aufrechnung als 
einſeitiges Rechtsgeſchäft außerhalb des Rechtsſtreits liegt 
allen Geſetzen und Geſetzentwürfen zu Grunde, die ſeit den 
ſechziger Jahren ergangen find ). 


8 26. 


Die Frage, ob die Aufrechnung ſchon nach juſtinianei⸗ 
ſchem Recht ein einſeitiges Rechtsgeſchäft ſei, iſt ausführlich 
bisher nur durch Leonhard erörtert worden. 

In erſter Linie wird von ihm fr. 4 D. h. t. verwertet“). 
Es heiße hier von dem Bürgen: „ipso iure minus debet“, 


92) Usus modernus Pandectarum, Liber XVI tit. II 5 3 i. f. 

93) Abweichend Seuffert, Archiv Bd. XII Nr. 23, Bd. XXXIV 
Nr. 29. 

94) Seuffert, Archiv Bd. VII Nr. 165, XVII Nr. 25, Nr. 234, XIX 
Nr. 144, XXII Nr. 128, XXIII Nr. 122, XXVII Nr. 215, 
XXX Nr. 134, XXXVII Nr. 104, XXXVIII Nr. 222, XLIX 
Nr. 159. 

95) Seuffert, Archiv Bd. X S. 167, XIX S. 77. 

96) Entſch. des RG. in Zivilſachen Bd. VII S. 245; Bd. XI S. 119 
und 120. 

97) Entwurf eines B. GB. für das Königreich Bayern Art. 182; ſächſ. 
B. GB. 8 992; der ſogenannte Dresdener Entwurf Art. 382; 
privatrechtliches Geſetzbuch für den Kanton Zürich $$ 1052, 1054; 
(Motive zur Konkursordnung für das Deutſche Reich S. 117); 
Schweizer Obligationenrecht Art. 138. 

98) Leonhard, Aufrechnung S. 30—34. 
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während von ihm in dem folgenden Fragment geſagt werde: 
„eligere fideiussorem, quod compensare malit“. Eine Ver⸗ 
einigung beider Ausſprüche ſei nur durch die Annahme mög⸗ 
lich, daß die in fr. 5 erforderte Tätigkeit, die Handlung des 
Aufrechnens, in fr. 4 bereits erfolgt ſei. Der Hauptſchuldner 
habe bereits, und zwar außergerichtlich und einſeitig, auf⸗ 
gerechnet, und es ſei dem römiſchen Juriſten zweifelhaft, ob 
dieſe Aufrechnung auch für den Bürgen wirke, oder ob er 
noch einmal aufrechnen müſſe. Mit Unrecht iſt eingewendet 
worden, aus der Stelle ſei nicht zu erſehen, ob die Auf⸗ 
rechnung einſeitig oder durch Vertrag erfolgt ſei??). Denn 
wenn die Aufrechnung durch Vertrag erfolgt, die Forderung 
alſo durch Erlaß getilgt wäre, dürfte dem Juriſten der 
Zweifel hinſichtlich des Bürgen kaum gekommen ſein. Jedoch 
iſt meines Erachtens die oben verſuchte Erklärung der Stelle, 
die das „ipso iure“ einem „invito reo“ gleichſtellt und die er- 
folgte Aufrechnung nicht vorausſetzt, ausreichend und zu⸗ 
treffend. | u 
Auch ein von Leonhard 1“) beigebrachtes Zeugnis des 
Pomponius, fr. 4 D. XX. 4, iſt nicht geeignet, den rechts⸗ 
geſchäftlichen Charakter der Aufrechnung zu erhärten. Krug !“) 
glaubt, daß das Wort „pensaverit* über die Möglichkeit 
einſeitiger Aufrechnung „beſtimmte Auskunft“ gebe. Qeon- 
hard!“ ſucht diefe Anſicht durch den Hinweis darauf zu 
ſtärken, daß in allen Vorderſätzen der Schuldner als das 
alleinige Subjekt erſcheine. Aber die herrſchende Meinung ), 
die in dieſer Aufrechnung einen Aufrechnungsvertrag erblickt, 
dürfte die richtige ſein. Die Annahme liegt nahe, daß der 
Gläubiger als Käufer ſich damit einverſtanden erklärt habe, 
lieber aufzurechnen, als den Kaufpreis zu zahlen. „Pen- 


99) Enneccerus (Lehmann) a. a. O. 1 S. 523 Abſ. 2. 

100) a. a. O. S. 36, 37. 

101) a. a. O. S. 82. 

102) a. a. O. S. 36. 

103) Windſcheid⸗Kipp, Pandekten $ 351 N. 2; vgl. Nöͤtzel 
a. a. O. S. 24—26. 
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saverit“ als Einzahl bezieht ſich auf den Schuldner allein, 
ſchließt aber eine Mitwirkung des Gläubigers nicht aus. 

Ebenſowenig kann die Begründung der außergericht⸗ 
lichen einſeitigen Aufrechnung in fr. 20 § 2 D. 40, 7 gefun⸗ 
den werden, das Leonhard 1 als eine der „beweiskräf⸗ 
tigſten von allen Stellen“ bezeichnet: „Quodsi heredi dare 
iussus est decem et eam summam heres debeat servo: si 
velit servus eam pecuniam compensare, erit liber.“ Es 
genügt danach zur Erfüllung der Bedingung, daß der Sklave 
ſeine Bereitwilligkeit zur Aufrechnung erklärt. Aber wir er⸗ 
fahren nicht, ob und wann eine Aufrechnung zu ſtande 
kommt. Zudem liegt eine Schuld, gegen die der Sklave 
aufrechnen könnte, überhaupt nicht vor. Denn aus der Be⸗ 
merkung Ulpians 19) ,statuliberos condicioni parere 
oportet“ läßt ſich eine naturale Verpflichtung des Sklaven, 
die allein in Frage käme, nicht herleiten. 

Als Beweis der einſeitigen außergerichtlichen Aufrech⸗ 
nung kommen meines Erachtens nur drei Stellen 10) in Be- 
tracht, ein Bericht von Papinian !“), ein Reſkript von 
Alexander !“) und ein Reſkript von Diokletian und 
Maximian !“). Der Tatbeſtand der erſten Geſetzesſtelle, 
Abrechnung der Schweſter des Erblaſſers mit den Erben, 
ſchließt den Gedanken an gerichtliche Aufrechnung aus. Um 
ſo näher liegt der Gedanke an eine vertragliche. Dann 
aber wäre nicht erſichtlich, worüber der Kaiſer hat befinden 
müſſen. Denn zu einem Vertragsſchluß waren die Erben 
in keiner Weiſe verbunden. Wenn es von Commo dus 


104) a. a. O. S. 85. 

105) Fr. 3 pr. D. 40, 7. 

106) Oben iſt angenommen worden, daß fr. 10 D. h. t. von einer 
außergerichtlichen Aufrechnung ſpreche. Die Stelle dürfte durch 
dieſe Annahme befriedigende Erklärung finden. Als Beweis für 
bie einſeitige Aufrechnung läßt fie ſich nicht benutzen. 

107) Fr. 26 D. 22, 3. 

108) C. 5 C. h. t. 

109) C. 12 C. h. t. 
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heißt: „non admisit compensationem“, mit deutlichem Be⸗ 
zug auf die Worte „compensare vellet“, kann vielmehr nur 
an eine einſeitige Aufrechnung gedacht werden. 

Ebenſo dürfte c. 5 C. h. t. beweiskräftig ſein 110), von 
der auch Hellmann 11), der ſich im übrigen ablehnend ver: 
hält, zugibt, ihr werde „Gewicht beizulegen ſein“. Sie ent⸗ 
hält die Antwort des Kaiſers an eine Klägerin, welche ſich 
danach erkundigt, ob ihre Zinsforderung zerſtört ſei. Wir 
dürfen daher annehmen, daß die Aufrechnung von dem 
Gegner, dem ſie Vorteil bringt, ausgeht. Wo aber iſt dieſe 
Aufrechnung vorgenommen worden? Nicht im Rechtsſtreit, 
denn die Klägerin ſagt, daß ſie geſchuldet habe. Im 
Rechtsſtreit alſo hat die Klägerin ſelbſt auf die Gegen⸗ 
forderung hingewieſen. Dieſes Vorbringen läßt nur die 
eine Deutung zu, daß der Beklagte vorher aufgerechnet und 
dadurch die Klägerin genötigt habe, den eingeklagten Betrag 
herabzuſetzen. So erklärt ſich der Ausdruck ,debuisse“. 
Ob ſie auch den Zinsanſpruch herabzuſetzen habe, war ihr 
zweifelhaft. 

Völlig unzweideutig endlich wird die einſeitige Auf⸗ 
rechnung ausgeſprochen in c. 12 C. h. t. 112): „Invicem 
debiti compensatione habita, si quid amplius debeas, 
solvens vel accipere creditore nolente offerens et con- 
signatum deponens de pignoribus agere potes.“ Auch hier 
hat man geltend gemacht, es könne ebenſowohl an eine ver⸗ 
tragsmäßige wie an eine einſeitige Aufrechnung gedacht ſein. 
Aber ganz offenbar geht die Stelle davon aus, daß der 
Pfandſchuldner nicht mit dem Willen des Gegners aufge⸗ 
rechnet hat, weswegen ſich der Pfandgläubiger weigert, die 
vermeintliche Teilleiſtung anzunehmen. Wäre eine vertrags⸗ 
mäßige Aufrechnung vorangegangen, ſo hätte er keine Veran⸗ 
laſſung, ſtatt die Leiſtung anzunehmen, den Schuldner zur 


110) Vgl. Leonhard a. a. O. S. 88—90. 
111) In der Krit. Vierteljahrsſchriſt Bd. XL S. 99. 
112) Vgl. Leonhard a. a. O. S. 98. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 31 
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Hinterlegung zu nötigen. Die Annahme vertragsmäßiger 
Aufrechnung läßt auch unerklärt, worüber eigentlich ein kaiſer⸗ 
liches Reſkript erbeten worden iſt. Vermutlich war gerade 
die Wirkung der einſeitigen Erklärung ſtreitig. 

Anderſeits hat man geltend gemacht, die einſeitige 
Erklärung wirke hier nicht als Aufrechnungsvollzug, ſondern 
als Zahlungsangebot. Indes iſt die Aufrechnung gleich⸗ 
geſtellt nicht dem Zahlungsangebot, ſondern dem Zahlungs: 
angebot nebſt Hinterlegung. Sie iſt wie dieſe Erfüllungs⸗ 
erſatz. Daß das Reſkript nicht von dem bloßen Willen, 
aufzurechnen, ſondern von der vollzogenen Aufrechnung ſpricht, 
iſt deutlich ausgedrückt in ſeinen Worten „compensatione 
habita“. 

Daß die Stelle für die Theorie des einſeitigen Rechts⸗ 
geſchäfts ſpricht, wird auch von Gegnern der Theorie zuge: 
geben. So beſchränkt fit Windſcheid 119) auf den Ein: 
wand: „Aber es kommt in Betracht, daß 1. 12 cit. ein 
Reſkript enthält.“ Dadurch wird jedoch ihr Beweiswert nicht 
gemindert. 


8 27. 


Daß die römiſchen Juriſten meiſt von der prozeſſualen 
Aufrechnung ſprechen, it nur mit einer Einſchränkung !“) 
richtig, in dieſer Einſchränkung aber erklärlich. Ein klagen⸗ 
der Aufrechnungsgegner wird zum Beiſpiel gewählt, weil die 
Aufrechnung vielfach erſt der Klage gegenüber geltend ge⸗ 
macht wird. Auch Dernburg, ein Anhänger der Theorie, 
ſpricht meiſt von dem aufrechnenden Beklagten. 

Mit Unrecht wird zur Widerlegung der Theorie auf 
die zahlreichen Stellen verwieſen, die eine Tätigkeit des 
Richters erwähnen. Denn von dem iudex heißt es regel⸗ 
mäßig 115): „compensationis rationem habet“, womit ein 


113) a. a. O. II $ 349 N. 15 a. 
114) Nachweiſe bei Leonhard a. a. O. S. 82 N. 2. 
115) Nachweiſe bei Leonhard a. a. O. S. 41 N. 4. 
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deutlicher Gegenſatz zu dem einfachen „compensare“ der 
Parteien ausgedrückt iſt. Daß ihm mehr oblag als die 
Feſtſtellung der erfolgten Aufrechnung, iſt nicht erwieſen. 

Grundſätzlich iſt beſtritten worden, daß die rechtsgeſchäft⸗ 
liche Natur der Aufrechnung mit ihren Wirkungen und ihrer 
Durchführung vereinbar ſei. Dieſe Angriffe richten ſich in 
gleicher Weiſe gegen dieſelbe Auffaſſung der Aufrechnung 
des Bürgerlichen Geſetzbuches. Sie werden daher für ge⸗ 
meines Recht und Bürgerliches Geſetzbuch gemeinſam be⸗ 
handelt werden. 


2. Das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
8 28. 


Die Auffaſſung der Aufrechnung als einſeitiges Rechts⸗ 
geſchäft liegt auch der Aufrechnung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buhes zu Grunde. $ 388 beſtimmt: „Die Aufrechnung 
erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile.“ 
Damit ſind die prozeſſualen Theorien ausgeſchloſſen. Wir 
haben geſehen, daß auch die abſoluten nicht in Betracht 
kommen. | 

Die Behauptung der Gegner, daß die Rückwirkung der 
Aufrechnung in der rechtsgeſchäftlichen Theorie keine Be⸗ 
gründung finde, iſt richtig, ſoweit ſie betont, daß die vor⸗ 
geſchriebene Wirkung aus der rechtsgeſchäftlichen Natur nicht 
folge, falſch, ſoweit ſie dieſen Umſtand zur Bekämpfung der 
Theorie benutzt. 

Denn die Theorie verzichtet auf eine konſtruktive Be⸗ 
gründung der Rückwirkung und begnügt ſich damit, ſie als 
eine auf poſitiver Geſetzesvorſchrift beruhende juriſtiſche 
Fiktion zu bezeichnen 116). Die Forderungen ſtehen ſich bis 
zur Aufrechnungserklärung unbeeinflußt gegenüber. Einer 


116) Es handelt ſich dabei, wie Hellmann in der Krit. Viertel⸗ 
jahrsſchrift Bd. XL S. 203 hervorhebt, um eine geſetzliche, nicht 
um eine dogmatiſche Fiktion. 
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Partei oder beiden erwächſt ein Recht zur Aufrechnung, das 
den Beſtand der Forderung ſo wenig angreift wie das Recht 
zur Zahlung. Mit Unrecht hat man 117) in der dem Bürgen 
gewährten Einrede der Aufrechnungsmöglichkeit eine gegen⸗ 
ſeitige Beeinfluſſung geſehen. Der Beſtand der Forderungen 
bleibt von dieſer Einrede unberührt, wie von der entſprechen⸗ 
den Einrede der Vorausklage. Erfolgt die Erklärung, ſo 
wird es ſo angeſehen, als ob die Forderungen mit Eintritt 
der Aufrechnungslage getilgt worden ſeien. 

Dies iſt die unverhüllte Meinung des Geſetzgebers, wie 
ſie in dem Geſetze ſelbſt und in ſeinen Materialien 118) zum 
Ausdruck kommt. Die Theorie ſtimmt bezüglich der Rück⸗ 
wirkung mit der einen großen Teil des 19. Jahrhunderts 
beherrſchenden prozeſſualen Theorie überein, die als die 
Azoſche Fiktionstheorie bezeichnet wurde. Sie iſt daher gegen 
dieſelben Angriffe zu verteidigen, denen dieſe ausgeſetzt war, 
ſoweit ſie nicht der Verwechſelung mit der gleichfalls nach 
Azo benannten Rückziehungstheorie entſprangen oder ſich 
lediglich gegen eine falſche Begründung der Theorie (ins: 
beſondere durch die ipso-iure-Stellen) richteten. 


8 29. 


Die heftigen Angriffe, die insbeſondere Bring !!) gegen 
die zu ſeiner Zeit noch herrſchende Lehre richtete, wenden 
ſich gegen die Kategorie der Fiktion ſelbſt. Dieſe aber iſt 
unentbehrlich. Auf einer höheren Entwickelungsſtufe des 
Rechts reichen die Kategorien rechtlicher Wirkſamkeit und 
Unwirkſamkeit nicht aus. Das Recht iſt gezwungen, einem 
Rechtsverhältniſſe, das an ſich wirkſam iſt, die Wirkung in 
beſtimmter Richtung abzuſprechen, und einem Rechtsverhält⸗ 
niſſe, das an ſich unwirkſam iſt, Wirkung in beſtimmtem 


117) Götte, Archiv für bürgerl. Recht Bd. XVII S. 166. 

118) Motive Bd. II S. 109. Mit Unrecht und ohne Gegenbeweis von 
Liebknecht a. a. O. S. 110 beſtritten. 

119) Brinz, Kompenſation S. 9. 


Feder: Die rechtliche Natur der AUSSER 475 


Umfange zu gewähren. Das Rechtsverhältnis wird dann 
als in beſtimmtem Maße nicht vorhanden oder vorhanden 
fingiert. 

In dieſer Notwendigkeit findet der Begriff der Rück⸗ 
wirkung ſeine Erklärung und Begründung. Rückwirkung iſt 
an ſich ein Widerſpruch in ſich ſelbſt. Man macht die 
Wirkung zur Urſache ihrer Urſache. 

Es gibt keine Rückwirkung in phyſikaliſchem Sinne. 
Darum iſt die Rückwirkung in juriſtiſchem Sinne nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Natürliche Folgen laſſen ſich nicht rückgängig 
machen, wohl aber rechtliche. Die Rechtsfolge iſt ein Befehl 
des Staates an die Beteiligten, der jederzeit widerrufen 
werden kann. In praktiſcher Abkürzung wird dieſer Wider⸗ 
ruf ſo dargeſtellt, daß ein Rechtsverhältnis, welches nicht be⸗ 
ſtanden hat, in allen oder einzelnen Beziehungen als vor⸗ 
handen angenommen wird. 

Eine ſolche Rückwirkung iſt nichts Seltenes. So fan 
ſich ein Geſetz rückwirkende Kraft beilegen. Damit behauptet 
es nicht, daß es früher beſtanden habe, ſondern widerruft 
Befehle, um neue an ihre Stelle zu ſetzen. 

Der Begriff der Rückwirkung, der fingierten Wirkſam⸗ 
keit, iſt alſo notwendig. Er darf immer nur die letzte Zu⸗ 
flucht ſein. Hinter eine richtige Konſtruktion der vorge⸗ 
ſchriebenen Wirkung aus der Natur der rechtlichen Vorgänge 
muß er zurücktreten. Doch iſt ihm der Vorzug zu geben vor 
jeder künſtlichen und am Ende doch unzulänglichen Kon⸗ 
ſtruktion. Als eine ſolche hat ſich die Theorie der bedingten 
nue e ae, 


8 30. 


Die Fiktionstheorie iſt nicht anfechtbar, wenn und weil | 


ſie notwendig ift. Sie kann nicht direkt widerlegt werden, 


ſondern nur indirekt durch den Nachweis einer Konſtruk⸗ 
tion. Dies iſt bei ihrer Bekämpfung nicht ſelten überſehen 
worden. 
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So meint Liebknecht 2“), die Begründung der Mo- 
tive 121) erkläre, warum der Zeitpunkt der Aufrechnungs⸗ 
erklärung für die Aufrechnungswirkung nicht maßgebend ſein 
ſolle, aber nicht auch, warum die Aufrechnungserklärung Ur⸗ 
ſache der Aufrechnungswirkung ſein ſolle. Dieſer Erklärung 
bedarf es nicht. Läßt ſich die vorgeſchriebene Rückwirkung 
einer anderen juriſtiſchen Denkform nicht unterordnen, ſo 
müſſen wir uns an der Konſtatierung der juriſtiſchen Fiktion 
genügen laſſen. Materiell mag ſie ſich begründen laſſen 
durch den Hinweis auf die Verkehrsſitte, die Billigkeit, die 
Beſtimmungen der Konkursordnung, eine formale Begründung 
iſt ausgeſchloſſen. 

Eine andere Einwendung macht Endemann !?): „Es 
wäre widerſinnig, das, was von Rechts wegen ... bereits 
eingetreten iſt, zuerſt wieder zu ſtreichen, um es dann durch 
Fiktion der ſpäteren Parteierklärung zuzuerteilen.“ Ende⸗ 
mann macht eine petitio principii. Streitig iſt gerade 
und lediglich, ob die Wirkung „von Rechts wegen einge- 
treten“ ſei. 


$ 31. 


Es kann nicht zugegeben werden, daß für das Recht 
des Bürgerlichen Geſetzbuches die Auffaſſung der Aufrechnung 
als bedingte Selbſtaufhebung und als Aufhebung durch ein⸗ 
ſeitiges Rechtsgeſchäft ſehr nahe aneinander rücken ?). Viel⸗ 
mehr führt der Unterſchied zwiſchen Rückwirkung und Rück⸗ 
ziehung zu praktiſchen Abweichungen. 

Die weſentlichen Folgerungen für die innerhalb des 
Rechtsſtreits vorgenommene Aufrechnung ſind außer Betracht 
zu laſſen. Auch das materielle Recht wird von dem Unter⸗ 
ſchied berührt. 


120) a. a. O. S. 109. 

121) Motive Bd. II S. 109. 

122) Einführung 1 S. 644 N. 6. 

123) So Mathiaß, Lehrbuch des bürgerlichen Rechts I S. 441. 
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Wer in der Aufrechnungserklärung die Erfüllung einer 
Bedingung ſieht, kann nicht die Aufrechnung als eine Leiſtung 
im Sinne des § 813 faſſen, was im übrigen natürlich und 
zweckmäßig erſcheint. 

Von Bedeutung wird der Gegenſatz der Theorien für 
die Entſcheidung der Frage, ob die Aufrechnung gegen eine 
Nichtſchuld möglich iſt. Nach der Rückziehungstheorie iſt ſie 
ohne weiteres ausgeſchloſſen. Eine Forderung, die nicht be- 
ſteht, kann nicht Urſache der Aufhebung einer anderen ſein. 
Auf dem Boden der Rückwirkungstheorie bedarf dieſes richtige 
Ergebnis beſonderer Begründung. 

Daneben erſcheinen im Lichte der Rückwirkungstheorie 
eine Reihe von Geſetzesvorſchriften als folgerecht und not⸗ 
wendig, die nach der Rückziehungstheorie folgewidrig und 
willkürlich ſind. So die Verrechnung der Zinſen, die, wie wir 
geſehen haben, nicht notwendig für den ganzen Zeitraum der 
Aufrechnungslage geſtrichen werden. Allerdings gelten die 
Forderungen als erloſchen, aber doch nur, „ſoweit ſie ſich 
decken“, und wie weit ſie ſich decken, wird im Zeitpunkt der 
Aufrechnungserklärung feſtgeſtellt. 

Wenn beide Forderungen bis zur Aufrechnungserklärung 
unberührt bleiben, ſo muß der Eintritt eines Tilgungs⸗ 
grundes (z. B. Zahlung oder gültiger Rücktritt von dem Ver⸗ 
trage, auf dem die Forderung beruht) die Aufrechnung aus⸗ 
ſchließen. Insbeſondere iſt es nicht angängig, bei irrtümlich 
unterlaſſener Aufrechnung mit Hilfe einer nachträglichen Auf⸗ 
rechnung die condictio indebiti zu gewähren. 

Die Rechtfertigung einer ſolchen condictio indebiti iſt 
auch von Anhängern der Theorie verſucht worden. Man 
hat darauf hingewieſen, daß bei irrtümlicher Berichtigung 
einer anfechtbaren Forderung die Anfechtung nachträglich er⸗ 
klärt und ſo rückwirkend der Leiſtung der Grund entzogen 
werden könne. Entſprechend müſſe es möglich ſein, nach 
Tilgung der aufrechenbaren Forderung durch Leiſtung eine 
rückwirkende Tilgung durch Aufrechnungserklärung zu be⸗ 
wirken und ſo einen Herausgabeanſpruch wegen ungerecht⸗ 
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fertigter Bereicherung zu begründen !?*). Dieſe Analogie ift 
indes nicht zuläſſig, da die verglichenen Verhältniſſe in dem 
entſcheidenden Punkte nicht übereinſtimmen. Im erſten Falle 
wird das Rechtsgeſchäft, auf dem die Forderung beruht, im 
zweiten die Forderung ſelbſt angegriffen. Angefochten 
wird das Rechtsgeſchäft, aufgerechnet die Forderung. Ein 
anfechtbares Rechtsgeſchäft geht nicht unter, wenn die aus 
ihm entſpringende Forderung berichtigt wird. Wir haben 
keinen Grund, ſeine Anfechtbarkeit deswegen auszuſchließen. 
Eine aufrechenbare Forderung aber erliſcht, wenn ſie erfüllt 
wird. Sie verliert ihr Daſein und damit ihre Aufrechen⸗ 
barkeit. 

Von dem Grundſatz, daß Tilgung durch Aufrechnung 
nach anderweitiger Tilgung der Forderung nicht angängig 
iſt, wird aus Gründen der Billigkeit die bereits erwähnte 
Ausnahme im Falle verabredeten Rücktrittsrechts gemacht 
(8 357). 

Im Einklang mit der Theorie ſteht die grundſätzliche 
Regelung der Aufrechnung bei einer Mehrheit von Forde⸗ 
rungen. Der Wille des Aufrechnenden, der beſtimmt, daß 
aufgerechnet wird, beſtimmt auch, wie aufgerechnet wird 
($ 396 Abſ. 1). Prinzipwidrig iſt das erſt in der Re⸗ 
viſionsleſung des zweiten Entwurfs aus gutem Grunde !?“) 
aufgenommene Widerſpruchsrecht des Aufrechnungsgegners. 
Beſtimmt daher der Aufrechnende eine Anrechnung, die von 
der geſetzlichen abweicht, ſo ſind die Rechtsverhältniſſe in der 
Schwebe. Die gewollte Anrechnung vollzieht ſich unter der 
auflöſenden, die geſetzliche unter der aufſchiebenden Bedingung, 
daß der Widerſpruch erfolgt. Bei Erfüllung der aufſchieben⸗ 
den Bedingung tritt Rückziehung ein. 

Wie nicht wiederholt zu werden braucht, findet die 
Rückwirkungstheorie ihre Beſtätigung darin, daß die Vor⸗ 


124) (Windſcheid⸗) Kipp, Pandekten II S. 441, 442. 
125) Dem Aufrechnungsgegner ſoll nicht die Aufrechnung mit einer 
verjährten Forderung unmöglich gemacht werden. 
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ausſetzungen der Aufrechnung in dem Augenblick der Auf⸗ 
rechnungserklärung vorliegen müſſen. Die einzige Ausnahme 
davon iſt die Beſtimmung, daß die Verjährung einer auf⸗ 
rechenbaren Forderung ihre Aufrechenbarkeit nicht ausſchließt. 


§ 32. 


Wird die Aufrechnungslage als Vorausſetzung, die Auf⸗ 
rechnungserklärung als Urſache der Aufhebung beider For⸗ 
derungen betrachtet, ſo iſt die Aufrechnung ein einſeitiges 
empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. 

Die Aufrechnung als Rechtsgeſchäft iſt diejenige Privat⸗ 
willenserklärung, welche auf die Aufhebung zweier gegenüber⸗ 
ſtehender Forderungen durch Anrechnung gerichtet iſt. Dieſen 
Charakter hat die Aufrechnung weder in den prozeſſualen 
Theorien, die keine private, noch in den abſoluten Theorien, 
die überhaupt keine Willenserklärung zu Grunde legen. Die 
rechtsgeſchäftliche Natur der Aufrechnung iſt der Gegenſtand 
lebhaſter Angriffe geweſen. Man hat die begriffliche Zu⸗ 
läſſigkeit der Auffaſſung beſtritten und außerdem nachzu⸗ 
weiſen geſucht, daß die vom Geſetz gezogenen Folgerungen 
mit der rechtsgeſchäftlichen Natur und die aus der rechts⸗ 
geſchäftlichen Natur zu ziehenden Folgerungen mit dem Ge⸗ 
ſetz unvereinbar ſeien 125). 

Nach Lippmann!?”) beginnt jeder Aufrechnungsakt 
„mit der Erklärung des Schuldners, die ihm angeſonnene 
Leiſtung nicht bewirken, nicht zahlen zu wollen“. In einer 
ſolchen Erklärung liege kein rechtsgeſchäftliches Handeln. 
Das bloße Leugnen eines Rechtes ſei kein Rechtserfolg. Die 
weitere Erklärung, mit einer beſtimmten Forderung auf⸗ 
rechnen zu wollen, werde von den Motiven 12) als eine dem 


126) Beſonders Lippmann in Iherings Jahrb. Bd. XXXII S. 207 
bis 261 und Bd. XLIII S. 468 — 562. 

127) a. a. O. Bd. XXXII S. 218. 

128) Bd. II S. 118. 
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Gläubiger aufgezwungene Befriedigung bezeichnet. Zwang 
ſei aber niemals etwas Rechtsgeſchäftliches. 

Der Ausgangspunkt Lippmanns iſt verfehlt. Keines⸗ 
wegs beginnt jede Aufrechnung mit einer Zahlungsweigerung. 
Dieſe Zweiteilung des Aufrechnungsaktes mag für die pro⸗ 
zeſſuale Theorie begründet ſein. In dem Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuche findet ſie keinen Anhalt. Nicht ſelten wird der 
Aufrechnende die Initiative ergreifen. Auch der in der Auf⸗ 
rechnung liegende Zwang tut der rechtsgeſchäftlichen Natur 
keinen Abbruch. Es iſt das Eigentümliche des einſeitigen 
Rechtsgeſchäfts, daß ſeine Wirkungen, auch wenn ſie die Auf⸗ 
hebung oder Veränderung fremder Rechte betreffen, ohne 
den Willen des Gegners eintreten, ihm alſo aufgezwungen 
werden. So iſt es z. B. bei der Kündigung. Die Auf⸗ 
hebung eines Rechtes ohne den Willen des Berechtigten iſt 
keine Beſonderheit der Aufrechnung. 


8 33. 


Daneben ſucht Lippmann nachzuweiſen, daß die ein- 
zelnen Beſtimmungen über die Aufrechnung mit ihrer rechts⸗ 
geſchäftlichen Natur im Widerſpruch ſtehen. Die bei Ver⸗ 
ſchiedenheit der Lieferungsorte feſtgeſetzte Verantwortlichkeit 
des Aufrechnenden (§ 391) ſei mit Weſen und Begriff eines 
rechtsgeſchäftlichen Aktes nicht vereinbar. Denn die Verant⸗ 
wortlichkeit ſei nicht nach Inhalt der abgegebenen Erklärung, 
ſondern „vielmehr entſtanden, weil überhaupt Kompenſation 
erklärt worden iſt“!29). Wenn aber einer Partei vorzeitige 
Kündigung bei Zahlung einer Vertragsſtrafe erlaubt iſt, tritt 
mit der Kündigungserklärung die Verpflichtung zur Zahlung 
der Strafe ein. Dieſe Zahlungspflicht entſteht nicht nach dem . 
Inhalt der Kündigungserklärung, der ſich nur auf die Auf⸗ 
hebung der aus dem Vertrage folgenden Rechte bezieht, 
ſondern vielmehr „weil überhaupt Kündigung erklärt worden 


129) a. a. O. Bd. XXXII S. 222. 
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iſt“. Dieſer Wirkung halber verliert die Kündigung nicht 
ihren rechtsgeſchäftlichen Charakter. 

Einen weiteren Widerſpruch findet Lippmann 13°) in 
der Beſtimmung, daß die Geltendmachung der Aufrechnung 
im Rechtsſtreit die Verjährung unterbricht ($ 209). Aber 
dieſe Vorſchrift bezieht ſich regelmäßig nur auf eine erfolgloſe 
Geltendmachung 15), insbeſondere auf die Eventualaufrech⸗ 
nung, die ſich nach der Feſtſtellung, daß der Gegenanſpruch 
nicht beſteht, als unwirkſam herausſtellt. Entſprechend unter⸗ 
bricht eine ordentliche Vollſtreckungshandlung den Lauf der 
Verjährung auch dann, wenn ſie erfolglos bleibt. Ferner 
iſt an den Fall zu denken, daß durch die Aufrechnung nur 
ein Teil der Forderung getilgt iſt. Für den Reſt wird die 
Verjährung unterbrochen. 

Unzutreffend ift der Einwand Lippmanns!??), die Be- 
ſtimmung des § 393 (keine Aufrechnung gegen Forderungen 
aus vorſätzlich begangener unerlaubter Handlung) nehme ſich 
„auf dem Hintergrunde einer rechtsgeſchäftlichen Auffaſſung 
der Aufrechnung etwas ſeltſam“ aus. Das Geſetz geſtattet 
aus beſtimmten Gründen nicht die Vornahme des Rechts⸗ 
geſchäfts. Die Natur der Aufrechnung als Rechtsgeſchäft 
bleibt davon unberührt. 

8 34. 

Wer es mit dem rechtsgeſchäftlichen Charakter der Auf⸗ 
rechnungserklärung ernſt nimmt, muß nach Lippmann eine 
Aufrechnung durch Vertrag für unmöglich erklären 13). Lipp- 
mann ſelbſt ſchränkt den aufgeſtellten Satz dahin ein: „ſo⸗ 
weit nicht dabei vom Aufrechnungsrecht abweichende, beſondere 
Vereinbarungen getroffen ſind.“ Auch in dieſer eingeſchränkten 
Form iſt der Satz nicht richtig. Das Angebot im Aufrech⸗ 
nungsvertrag iſt eine Aufrechnungserklärung, aber eine be⸗ 


130) a. a. O. Bd. XLIII S. 493. 
131) Planck, Kommentar I S. 261. 
132) a. a. O. Bd. XLIII S. 531 ff. 
133) a. a. O. Bd. XLIII S. 476. 
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Eine bedingt durch die Erklärung des anderen. Da ſie 
unter einer Bedingung ſteht, iſt ſie als einſeitige Aufrechnung 
unwirkſam ($ 388 S. 2). Sie hat Bedeutung als Antrag. 
Der Aufrechnende iſt an ſie gebunden. 


8 35. 


Nach dem Geſagten bedarf es nur des Hinweiſes darauf, 
daß die Aufrechnung keine Einrede iſt. Das neue Recht 
kennt nicht die Einrede der geſchehenden Aufrechnung, ſondern 
nur die Einwendung der geſchehenen. Wer ſeine Gegen⸗ 
forderung erſt im Rechtsſtreit geltend macht, ſteht dem 
Schuldner gleich, der den Gläubiger erſt vor dem Richter 
bezahlt. 


Zweiter Ab (mitt, 
Die Aufrechnung nach ihrem Inhalt. 
I. Allgemeines. 
8 36. 


Die Frage nach der inhaltlichen Bedeutung der Auf⸗ 
rechnung kann für das gemeine Recht wie für das Recht des 
Bürgerlichen Geſetzbuches ohne Unterſchied der Theorien be⸗ 
handelt werden. 

Eine Aktivforderung wird gegen eine Paſſivpforderung 
aufgerechnet, bedeutet, daß die Aktivforderung im Wege der 
Aufrechnung durchgeſetzt, die Paſſivforderung im Wege der 
Aufrechnung getilgt wird. Der Rechtsakt der Aufrechnung 
iſt zugleich Befriedigung des Gegners und Selbſtbefriedigung. 

Dieſe einfache Tatſache iſt im Streit der Meinungen 
nicht ſelten überſehen worden. Man hielt Theorien für 
unvereinbar, die verſchiedene Seiten derſelben Sache be⸗ 
leuchteten. 
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Krug 13) faßt die Aufrechnung als die Fiktion auf, 
daß ein Gläubiger mit dem, was er dem Schuldner 
ſchuldet, fih ſelbſt bezahle. Sein Rezenſent Fuhr!) ift 
der Anſicht, daß der Schuldner durch Aufgeben ſeiner 
Gegenforderung den Gläubiger bezahlt mache. Dazu be⸗ 
merkt Krug ſpäter 156): „Wie wichtig es fei, ob man von 
der einen oder der anderen dieſer Anſichten ausgehe, ſpringt 
in die Augen.“ Er überſieht, daß ſich beide Anſichten er⸗ 
gänzen, daß ihre gemeinfame Betrachtung den Ausgangs⸗ 
punkt der Unterſuchung bilden kann. 

Die Doppelnatur der Aufrechnung iſt dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch nicht unbekannt. Sie findet indes in dem Geſetz⸗ 
buch keinen angemeſſenen Ausdruck. Die Stellung der Auf⸗ 
rechnung im Syſtem, die ſie als einen Erfüllungserſatz be⸗ 
zeichnet, ſcheint anzudeuten, daß die Selbſtbefriedigung nur 
die Kehrſeite ihres eigentlichen Charakters ſei. Anderſeits 
ſpricht $ 770 Abſ. 2 von der Möglichkeit, daß „ſich der 
Gläubiger durch Aufrechnung ... befriedigen kann,“ ſpricht 
§ 209 Abſ. 2 Ziff. 3 von der „Geltendmachung der Auf⸗ 
rechnung des Anſpruches im Prozeſſe“ nach Analogie einer 
Zwangsvollſtreckung, tritt endlich die Aufrechnung im Konkurs 
vornehmlich als Selbſtbefriedigung auf (KO. $ 53 ff.). 


II. Einheitliche Theorie. 
8 37. 


In einer Theorie der Aufrechnung ift der Verſuch ge: 
macht, beide Seiten des Inſtitutes einer einheitlichen Kon⸗ 
ſtruktion zu unterwerfen. Es ift die von Kohler !“) be 
gründete Anweiſungstheorie, die ſich ähnlich auch bei 
Stölzel 158) findet. Der Gläubiger von 100, der dem 


134) Kompenſation S. 6 ff. 
135) In Schunks Jahrb. Bd. XXXVII S. 115. 
136) Archiv für ziviliſt. Praxis Bd. XXV S. 212. i 
137) Zeitſchrift für deutſchen Zivilprozeß Bd. XXIV S. z ff. 
138) Schulung für die ziviliſtiſche Praxis 2. Teil S. 3. 
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Schuldner 100 ſchuldet, weiſt ihn an, die 100 an ſich ſelbſt 
zu zahlen. 

Die Theorie iſt begrifflich und in Einzelheiten beſtritten 
worden. Liebknecht!) meint, die Selbſtzahlung fei ein 
in ſich widerſpruchsvoller Begriff. Dieſer Anſicht iſt nicht 
beizupflichten. Sie widerſpricht dem Geſetze ſelbſt. Aus⸗ 
drücklich geſtattet das Bürgerliche Geſetzbuch dem Vertreter, 
im Namen des Vertretenen mit ſich im eigenen Namen ein 
Rechtsgeſchäft vorzunehmen, das ausſchließlich in der Er- 
füllung einer Verbindlichkeit beſteht (§S 181). Der Vormund 
darf fih alfo durch Selbſtzahlung aus dem Gelde des Mün: 
dels bezahlt machen. 

Unter den übrigen Einwänden bedarf kaum der Er: 
wähnung die Berufung “)) auf die Schriftform, die § 783 
für die Anweiſung vorſchreibt. Die Aufrechnung ſoll dem 
Weſen, nicht der Form nach eine Anweiſung ſein. Ihre 
formale Natur iſt durch § 388 endgültig geregelt. 

Am gewichtigſten ſind die beiden Bedenken, daß die An⸗ 
weiſung nur dann als Tilgung wirke, wenn der Angewieſene 
die Anweiſung annehme, und wenn er wirklich zahle. Die 
Anweiſung ſei zunächſt nur Zahlungsauftrag. Auch durch 
die Annahme würden die Forderungsrechte nicht erlöſchen!“ ). 
Indes beantwortet Kohler 14 dieſen Einwand dahin, daß 
die Zahlung an ſich ſelbſt eines Zahlungsgeſchäftes nicht be⸗ 
dürfe, daß ſie vielmehr ohne weiteres geſchehe, ſobald der, 
der zahlen ſoll, und der, der empfangen ſoll, identiſch ſeien. 
Daß dieſe Erwiderung zutreffend iſt, lehrt wiederum die 
Analogie zu $ 181. Auch die Zahlung des Vormundes an 
ſich ſelbſt bedarf keines beſonderen Zahlungsgeſchäftes. Aller⸗ 
dings muß der Wille, mit ſich ſelbſt einen Vertrag zu 
ſchließen, in irgend einer Weile an die Außenwelt tre: 


139) a. a. O. S. 106 N. 5. 

140) Leonhard, Archiv für bürgerliches Recht Bd. XXI S. 207; 
Lippmann a. a. O. S. 516. 

141) Lippmann a. a. O. S. 515. 

142) a. a. O. S. 3. 
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ten 149), aber doch nur deshalb, weil der Wille von dem 
Vertreter ſelbſt ausgeht und das Recht nur erkennbaren Um⸗ 
ſtänden die Fähigkeit, Rechtswirkungen zu erzeugen, zuſchrei⸗ 
ben darf. Bei der Aufrechnung als Anweiſung geht der 
Wille von dem Anweiſenden aus. Der Angewieſene iſt, 
wenn wir Kohler folgen, der Natur der Sache nach zur 
Annahme verpflichtet. Sein Wille kommt nicht in Betracht. 
Er bedarf daher keiner Äußerung. 

Sit aber der angewieſene Aufrechnungsgegner zur An: 
nahme verpflichtet? Er iſt Schuldner des Aufrechnenden. 
Indes beſtimmt ausdrücklich $ 787 Abſ. 2: „Zur Annahme 
der Anweiſung ... ift der Angewieſene dem Anweiſenden 
gegenüber nicht ſchon deshalb verpflichtet, weil er Schuldner 
des Anweiſenden ift.” Kohler !“) erwidert: „A. darf eine 
ſolche Anweiſung nicht ablehnen; denn eine Zahlung an ſich 
ſelbſt erleichtert nur das Zahlungsgeſchäft, ſie kann nicht 
wohl eine Erfchwerung bringen.“ Aber Kohler ſelbſt 
repliziert, daß in dem Verluſt der eigenen Forderung eine 
Erſchwerung der Lage des Angewieſenen zu erblicken ſei. 
Indem das Geſetz die Aufrechnung gegen gewiſſe Forderungen 
nicht zuläßt, erkennt es an, daß deren Gläubiger ein höheres 
Intereſſe daran hat, befriedigt zu werden, als der Leiſtungs⸗ 
pflicht enthoben zu ſein. Neben dieſe typiſchen Fälle treten 
zahlloſe Einzelfälle, in denen jenes Intereſſe dieſes überwiegt. 
Für ſie alle trifft die Erwiderung Kohlers nicht zu. Daran 
ſcheitert meines Erachtens die Theorie. 

Andere Theorien, die den Verſuch machen, die Auf⸗ 
rechnung inhaltlich einem einzelnen Rechtsbegriff unterzuordnen, 
vernachläſſigen die eine oder die andere Seite des Vorgangs. 
Nur durch die geſonderte und unabhängige Unterſuchung der 
aktiven wie der paſſiven Seite der Aufrechnung wird eine 
Erkenntnis ihres Weſens möglich ſein. 


143) Fiſcher⸗ Henle, Handausgabe des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
$ 181 N. 7. 
144) a. a. O. S. 3. 
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III. Znſammengeſetzte Theorie. 
A. Die Aufrechnung als Befriedigung des Gegners. 
8 38. 


Die Aufrechnung iſt zunächſt, inſofern der Aufrechnende 
Schuldner iſt, eine Befriedigung des Gegners. Im Geſetz 
ift wiederholt 145) ausgeſprochen, daß durch Aufrechnung eine 
Befriedigung des Gläubigers erfolgt. Ein beſonderer Fall, 
in dem die Aufrechnung nicht zur Befriedigung des Gläubigers 
führt, kann außer Betracht bleiben: der Schuldner einer 
abgetretenen Forderung rechnet gegen den neuen Gläubiger 
mit einer ihm gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehenden 
Forderung auf ($ 406). 

Die Aufrechnung als Befriedigungsmittel gehört zu 
denjenigen Tilgungsgründen des Schuldverhältniſſes, die die 
Forderung im Vermögen des Gläubigers durch den gleichen 
Wert erſetzen. Da die Erfüllung der vornehmſte Tilgungs⸗ 
grund dieſer Art ift, hat man !*°) nicht felten die Aufrechnung 
als Erfüllung oder, mit Beziehung auf den Hauptfall der 
Erfüllung, als Zahlung aufgefaßt. Noch nach Wendt!) 
iſt die Aufrechnung „eine wirkliche Erfüllung der Obligation. 
Jeder Teil erlangt nicht etwa ein aliud pro alio, ſondern 
wirklich das, was ihm geſchuldet wurde.“ 

Dieſe Auffaſſung nimmt von vornherein wunder. Er⸗ 
füllung iſt Bewirkung der geſchuldeten Leiſtung ($ 362). 
Wer ſchuldet und aufrechnet, erfüllt nicht. In dem „non 
solvere“ liegt, wie der römiſche Juriſt hervorhebt 148), der 
Vorzug der Aufrechnung. 

Auch wirtſchaftlich iſt die Unterordnung der Aufrechnung 
unter den Begriff der Erfüllung nicht gerechtfertigt. Die 


145) 88 268 Abſ. 2, 1142 Abſ. 2, 1224. 

146) Zuerſt Donellus, Commentarii de jure civili, Liber XVI 
cap. 15 de comp. 

147) Pandekten S. 576. 

148) Fr. 3 D. h. t. 
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ökonomiſche Wirkung der Aufrechnung iſt nicht dieſelbe wie 
die der Zahlung. Sie kann für den Paſſivgläubiger un⸗ 
günſtiger ſein. Dieſe Tatſache hat das Geſetz dadurch zum 
Ausdruck gebracht, daß es mehrfach entweder die Aufrechnung 
überhaupt ausſchließt ($ 394) oder doch den Aktivgläubiger 
zum Schadenerſatz verpflichtet (§ 391 Abſ. 1 S. 2). Was 
in dieſen Fällen generelles Merkmal iſt, kann als individuelles 
in anderen auftreten. Wer zu einer wichtigen Reiſe, zur 
Führung eines notwendigen Rechtsſtreits ſchleunigſt Geld 
braucht, hat ein höheres Intereſſe an Barzahlung als an 
Befreiung von ſeiner Schuld. Die Aufrechnung iſt alſo 
nicht oder nicht immer der Zahlung gleichwertig. Dem 
gegenüber hat man !*?) eingewendet, bei einer Vergleichung 
von Erfüllung und Aufrechnung müſſe die Erfüllung beider 
Forderungen angenommen werden. Daraus ergebe ſich die 
inhaltliche Übereinftimmung beider Vorgänge. Die Folgerung 
iſt richtig. Aber der Vorderſatz iſt unzutreffend. Wer auf⸗ 
rechnet, tut das ſeinerſeits Erforderliche, um ſeine Schuld 
zu tilgen. Der andere Teil handelt nicht. Bei einer Ver⸗ 
gleichung mit der Erfüllung haben wir daher anzunehmen, 
daß der eine Teil erfüllt. Jetzt iſt der andere Teil zur 
Erfüllung verpflichtet. Aber die Meinung, die deshalb an⸗ 
nimmt, er habe erfüllt, verwechſelt Erfüllung und Ver⸗ 
pflichtung zur Erfüllung 15°). Vielmehr hat der Schuldner, 
der als Gläubiger befriedigt iſt, nunmehr freie Hand, ſeiner⸗ 
ſeits zu leiſten oder das Empfangene anderweitig zu verwenden. 


8 39. 


Die Aufrechnung iſt auch als fingierte Erfüllung be⸗ 
trachtet worden. Dieſe Fiktionstheorie führt auf die Baſiliken 
zurück, in denen es heißt: „IJ tod AvreAAöyov Öbvanıs Hν 
Eye XD,. Bartolus ſpricht von einer imaginaria 


149) Eiſele, Kompenſation S. 230 f. 
150) Kohler a. a. O. S. 4. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 32 
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solutio, Zaſius !!) von einer interpretata solutio. Die 
Anſchauung hat im 19. Jahrhundert Anklang gefunden. 
Hartter !?) findet die natürlichſte Erklärung der Auf: 
rechnung darin, daß ihr „die rechtliche Fiktion der Leiſtung 
ſelbſt zu Grunde gelegt wird”. Vangerow 155) gebraucht 
denſelben Begriff unter Verweiſung auf die Pandekten⸗ 
ſtelle 152): „Dedisse intelligendus est etiam is, qui ... com- 
pensavit.“ Indes fol damit die Wirkung, nicht die Rechts⸗ 
natur der Aufrechnung angegeben werden. Auch in den 
Entſcheidungen des Obertribunals findet ſich die Bemerkung: 
„Die Kompenſation iſt ihrem Weſen nach nichts weiter als 
die fingierte Bezahlung zweier Forderungen durcheinander.“ 

Dieſe dogmatiſche (weder nach früherem noch nach 
heutigem Recht geſetzliche) Fiktion iſt nicht begründet. Wir 
haben keinen Anlaß, das, was nicht geſchehen, nicht einmal 
ſeiner wirtſchaftlichen Wirkung nach erreicht iſt, als geſchehen 
und erreicht zu fingieren. Die Fiktion der Erfüllung, weit 
davon entfernt, die natürlichſte Erklärung zu ſein, verdunkelt 
das Weſen der Sache. Die Erfüllung iſt regelmäßig ab⸗ 
hängig von der Mitwirkung des Gegners, die Aufrechnung 
charakteriſiert ſich als die einſeitige Möglichkeit, den Gegner 
zu befriedigen. Brauchbar an der Theorie iſt nur die 
negative Erkenntnis, daß Erfüllung nicht erfolgt iſt. Zu 
unterſuchen bleibt, was geleiſtet worden iſt. Die Aufrechnung 
iſt nicht Erfüllung, ſondern Erfüllungserſatz. 


§ 40. 


Dieſe Auffaſſung kommt im 3.68. zum Ausdruck. 
In § 422 Abſ. 1 wird, nachdem der Erfüllung durch einen 
Geſamtſchuldner Wirkung für alle Schuldner beigelegt iſt, 


151) Zitiert bei Hartter, Zeitſchrift für Zivilrecht und Prozeß 
Bd. XIX S. 171. 

152) Das römiſch⸗deutſche Recht der Kompenſation S. 40. 

153) Pandekten III S. 350 f. 

154) Fr. 76 D. 50, 16. 
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dieſe Eigenſchaft auch ihren Erſatzmitteln zugeſprochen: „Das 
Gleiche gilt von der Leiſtung an Erfüllungsſtatt, der Hinter⸗ 
legung und der Aufrechnung.“ 

Jede Forderung verwandelt ſich durch die Entſtehung 
einer aufrechenbaren Gegenforderung in ein Schuldverhältnis 
mit der Wahlmöglichkeit, den Gegner auf andere Weiſe zu 
befriedigen. Es liegt indes keine regelmäßige Leiſtung an 
Erfüllungsſtatt vor. Im allgemeinen erliſcht ein Schuldver⸗ 
hältnis durch Erbringung einer anderen als der geſchuldeten 
Leiſtung nur, wenn der Gläubiger die Leiſtung annimmt 
($ 364 Abſ. 1). Die Leiſtung an Erfüllungsſtatt ift von 
ſeinem Willen und von ſeiner Annahme abhängig. Bei der 
Aufrechnung ſind Wille und Annahme nicht erforderlich. 


8 41. 


Es iſt daher eine Verkennung der Natur des Vorgangs, 
wenn man in ihm einen Erlaß der Gegenforderung ($ 397 
Abſ. 1) oder ein Anerkenntnis ihres Erlöſchens (§ 397 Abſ. 2) 
geſehen hat 155). 

Durch die für das B. GB. allein zuläſſige rechtsgeſchäft⸗ 
liche Theorie iſt dieſe Auffaſſung ausgeſchloſſen. Die Auf⸗ 
rechnung iſt einſeitig, der Erlaß zweiſeitig. Man gewinnt 
nicht, ſondern verliert, wenn man einen Begriff dadurch einer 
beſtimmten Gattung unterordnet, daß man die Gattung 
willkürlich erweitert. Siber !) meint allerdings, die Er- 
zwingung der Annahmeerklärung durch Urteil (CPO. $ 894 
Abſ. 1 S. 1) ſei ein unnötiger Umweg, weil der Gläubiger, 
der verpflichtet ſei, Erlaß ſtatt Erfüllung anzunehmen, die 
Annahme nur aus Eigenſinn oder Schikane verweigern könne. 
Dieſe Ausführungen ſind indes fehlerhaft. Die Behauptung, 
daß der Gläubiger verpflichtet ſei, Erlaß ſtatt Erfüllung 
anzunehmen, iſt eine petitio principii. Das Geſetz ſagt, 


155) Siber, Kompenſation S. 136. Vorher ſchon Preuß. Obertribunal, 
Entſch. Bd. IV S. 209; Stölzel a. a. O. S. 3. 
156) a. a. O. S. 156. 
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daß er die vollzogene eigenartige Tilgung als Befriedigung 
gelten laſſen müſſe, nicht aber, daß er verpflichtet ſei, bei 
dem Vollzug mitzuwirken. Seine Weigerung brauchte daher 
weder dem Eigenſinn noch der Schikane zu entſpringen, könnte 
vielmehr, wie aus Unwiſſenheit, ſo auch aus der Wahrung 
berechtigter Intereſſen hervorgehen. 

Siber überfieht ferner, daß niemals die Pflicht zur 
Abgabe einer Erklärung, und ſei ſie noch ſo zweifellos, der 
Abgabe gleichgeſtellt werden kann. Hat ſich jemand rechts⸗ 
gültig verpflichtet, mir ſein Grundſtück aufzulaſſen, ſo kann 
ich nicht daraufhin meine Eintragung als Eigentümer be⸗ 
gehren, und doch wird vermutlich ſeine Verpflichtung minder 
zweifelhaft ſein, als in vielen Aufrechnungsfällen. 


9 42. 


Es bleibt nichts übrig, als die Aufrechnung für die 
„einſeitige Befreiung von einem Paſſivpoſten“ 157) zu erklären. 
Dieſe Befreiung ohne den Willen des Befreiten entbehrt 
nicht der Analogie. Wird eine vertretbare Leiſtung geſchuldet, 
ſo kann jeder Dritte durch Bewirkung der Leiſtung die Be⸗ 
freiung des Schuldners herbeiführen ($ 267). Das Ber- 
hältnis zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten intereſſiert 
in dieſem Zuſammenhange nicht. Von ſeiner Verpflichtung 
dem Gläubiger gegenüber wird der Schuldner ohne ſeinen 
Willen befreit. 

Die Aufrechnung als Handlung eines Schuldners iſt alſo 
Befriedigung des Gläubigers durch einſeitige 
Befreiung von einer Schuld. 

Das Ungewöhnliche an dieſem Vorgang iſt nicht die 
einſeitige Befreiung, ſondern der dem Gläubiger auferlegte 
Zwang, ſie als Erfüllung gelten zu laſſen. Wenn A. dem 
B. 100 ſchuldet und B. dem C. 100, ſo kann zwar A. durch 
Zahlung von 100 an C. die Befreiung des B. herbeiführen, 


157) Kohler a. a. O. S. 14. 
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aber B. braucht diefe Leitung nicht an Erfüllungsſtatt gelten 
zu laſſen. 

Die deshalb in der Aufrechnung liegende Beſonderheit 
erhält ihre Erklärung durch die Betrachtung der aktiven 
Seite des Inſtitutes. 


B. Die Aufrechnung als Selbſtbefriedigung. 
1. Weſen der Selbſtbefriedigung. 
§ 43. 


Die Bedeutung der Aufrechnung erſchöpft ſich nicht in 
der Befriedigung des Gegners. Der aufrechnende Schuldner 
iſt gleichzeitig Gläubiger. Die Aufrechnung iſt gleichzeitig 
eine Durchſetzung der eigenen Forderung, eine Selbſt⸗ 
befriedigung. Wir ſahen bereits, daß dieſe Seite ihres 
Weſens in der ſyſtematiſchen Stellung der Aufrechnung im 
B. GB. nicht zur Geltung kommt, daß ſie dagegen in den 
Beſtimmungen der Konkursordnung und vereinzelt auch im 
B. GB. deutlich hervortritt. 

Die Aufrechnung iſt eine beſondere Art der Verfügung 
über eine Forderung 155), eine Verfügung, die, wie die Ein⸗ 
ziehung, zur Befriedigung des Gläubigers führt. Von der 
Einziehung unterſcheidet ſich die Aufrechnung als Selbſt⸗ 
befriedigung, wie ſie ſich als Befriedigung des Gegners von 
der Erfüllung unterſcheidet. Der Gläubiger erlangt nicht 
die geſchuldete Leiſtung, ſondern einen entſprechenden Wert. 
Sie iſt der Einziehung gegenüber mehrfach ausgezeichnet. 
Da ſie dem Aufrechnenden keine poſitiven Mittel in die 
Hand gibt, darf der Mann Forderungen der Frau gegen 
Forderungen an die Frau, deren Berichtigung aus dem ein⸗ 
gebrachten Gute verlangt werden kann, aufrechnen (§ 1376 
Z. 2), während ihm die Einziehung der Forderungen verſagt 
iſt. Umgekehrt darf der Nießbraucher einer Forderung ſie 
zwar einziehen, aber nicht aufrechnen ($ 1074 S. 1, 3), da 


158) Vgl. $ 1376 Z. 2 in Verbindung mit $ 1377 Ab. 2. 
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die Aufrechnung immer eine außerordentliche Art der Be⸗ 
friedigung iſt, über deren Angemeſſenheit der Gläubiger 
allein zu entſcheiden hat. 

Wirtſchaftlich iſt die Aufrechnung für den Aufrechnenden 
der Einziehung gleichwertig, ja überlegen. Sie iſt die 
ſicherſte Art der Befriedigung, die ſich denken läßt. „Ideo 
compensatio necessaria est, quia interest nostra potius 
non solvere quam solutum repetere,“ ſagt Pomponius 15°) 
nicht nur, weil durch die Aufrechnung die überflüſſigen Ge⸗ 
ſchäfte des Hingebens und Zurücknehmens vermieden werden, 
ſondern vor allem, weil der Gläubiger auf dieſem Wege 
nicht Gefahr läuft, ſeinen Anſpruch an der Zahlungsunfähig⸗ 
keit des Schuldners ſcheitern zu ſehen. Mit Recht weiſt 
Kohler !)) darauf hin, daß die Aufrechnung „virtuell ein 
Vorrecht des Gläubigers vor den übrigen Gläubigern“ be⸗ 
deutet. Sie gewährt ihm volle und ſichere Befriedigung, 
während die übrigen auf den vielleicht beſchwerlichen und 
koſtſpieligen Rechtsſtreit verwieſen und eines Vermögensſtückes 
beraubt ſind. Als bevorzugte Befriedigung tritt die Auf⸗ 
rechnung hauptſächlich im Konkursverfahren hervor. 

Doch führt die Aufrechnung nicht immer zur unmittel⸗ 
baren Befriedigung des Aufrechnenden. Abgeſehen von dem 
Fall der Verſchiedenheit der Lieferungsorte, in denen der 
Aufrechnende feinem Gegner das Ortsintereſſe erſetzen muß 
($ 391 Abſ. 1 S. 2), kommen die ſogenannten Ablöſungs⸗ 
fälle 161) in Betracht, in denen der Aufrechnende den 
Gläubiger eines Dritten befriedigt und deſſen Forderung 
erwirbt. Seine eigene Forderung geht unter. Aber ſie 
führt nicht zum Erlöſchen einer Gegenforderung, ſondern zum 
Erwerb einer neuen Forderung. Das rechtliche Band wird 
nicht endgültig gelöſt, ſondern um einen anderen geſchlungen. 
Es ift trotzdem unrichtig, wenn Siber !“) meint, der Auf: 


159) Fr. 3 D. h. t. 

160) Zeitſchrift für Zivilprozeß Bd. XXIV S. 4. 
161) a. a. O. S. 135. 

162) $$ 268 Abſ. 2, 1150, 1249. 


Feder: Die rechtliche Natur der Aufrechnung. 493 


rechnung ſei demnach Erwerb eines Wertes durch den Auf⸗ 
rechnenden nicht weſentlich. In der Erlangung einer Forderung 
bei Novation wie Aufrechnung liegt ein ſolcher Erwerb. 


2. Form der Selbſtbefriedigung. 
§ 44. 


Die Form, in der ſich dieſe Befriedigung vollzieht, hat 
man verſchiedenfach charakteriſiert. Ulrich Zaſius ſchon 
jagt 165): „Compensare nihil aliud est quam solvere et sic 
trahit secum executionem.“ In den Motiven 164) zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche wird die Aufrechnung ähnlich eine 
„Selbſtexekution“ genannt, nach Siber !“) geht fie der 
Zwangsvollſtreckung parallel, Leonhard bezeichnet ſie ge⸗ 
legentlich !“) als „eine Art privater Zwangsvollſtreckung“, 
auch nach Lippmann !“) gibt „das Modell der Sache 
der Prozeß mit ſeiner Zwangsvollſtreckung ab“. 

In dieſen Bezeichnungen iſt eine dogmatiſche Begründung 
nicht gegeben. Auch eine ſolche iſt mehrfach verſucht worden. 


8 45. 


Unter den älteren Verſuchen iſt die von Krug in ſeiner 
„Lehre von der Kompenſation“ kurz charakteriſierte, ſpäter 168) 
ausführlich begründete Theorie der Selbſtzahlung hervorzu⸗ 
heben. Das Weſen der Aufrechnung, insbeſondere auch in 
den römiſchen Quellen, beſteht für ihn darin, daß der 
Gläubiger mit demjenigen, was er dem Schuldner ſelbſt 
ſchuldet, ſich ſelbſt bezahlt. So erſcheint ſeine Lehre als das 
Spiegelbild der Kohler ſchen Anweiſungstheorie. 


163) Zitiert von Hartter in der Zeitſchrift für Zivilrecht und Prozeß 
Bd. XIX S. 169. 

164) Bd. II S. 113. 

165) a. a. O. S. 137. 

166) Jherings Jahrb. Bd. XLI S. 24. 

167) Iherings Jahrb. Bd. XLIII S. 522. 

168) Archiv für die ziviliſt. Praxis Bd. XXV S. 212 ff. 
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Der Nachweis aus den römiſchen Quellen it Krug 
nicht geglückt. Er ſtützt ſich im weſentlichen auf zwei 
Fragmente: fr. 95 $ 8 D. 46, 3 und fr. 31 $ 1 D. 5, 3. 
Schon der Umſtand, daß beide von der hereditatis petitio 
handeln, während Aufrechnung bei einer actio in rem vor 
Juſtinian nicht nachgewieſen iſt, macht Krugs Annahme 
unwahrſcheinlich. Im übrigen wird in kr. 98 nicht, wie 
Krug meint, die Aufrechnung verſagt, ſondern lediglich 
betont, daß eine Zahlung des Gläubigers an ſich ſelbſt 
darum nicht anzunehmen fei, weil er Erbe zu fein glaubte!“ ), 
während der andere Erbſchaftsſchulden gültig bezahlte. Auch 
fr. 31 denkt nicht an eine Aufrechnung, ſondern führt aus: 
von dem bösgläubigen Erbſchaftsbeſitzer dürfe man annehmen, 
er habe fih ſelbſt bezahlt gemacht!“). Denn hier ſtehe der 
Annahme nicht der Glaube entgegen, Erbe zu ſein. 

Unzutreffend ift es, wenn fih Krug 7) zur Unter: 
ſtützung ſeiner Theorie auf die Analogie der Übergabe kurzer 
Hand beruft, die auch der oft angeführten Definition von 
Noodt 72) zu Grunde liegt. Wie bei dieſer Art der 
Tradition der Zweck der Übergabe (Beſitzübertragung) erreicht 
werde, ohne daß es dazu eines körperlichen Aktes bedürfe, 
ſo werde bei der Aufrechnung der Zweck der Zahlung ohne 
Zahlung erreicht. Aber dieſe Analogie iſt unzuläſſig. Bei 
der Übergabe kurzer Hand geht der Beſitz wirklich über. Nur 
unterbleibt ein Akt, der ſchon vorgenommen worden iſt. 
Bei der Aufrechnung geht nicht wie bei der Zahlung das 
Eigentum über. Der Akt, der unterbleibt, ift nicht vor: 
genommen worden. Die Übergabe kurzer Hand ſetzt das 
Daſein des zu übergebenden Gegenſtandes voraus. Die Auf⸗ 
rechnung wird dann am eheſten geboten ſein, wenn Zahlungs⸗ 


169) „Neque enim ipsum sibi solvisse credendum est, a quo here - 
ditas evincitur.“ 

170) „Potest dici, ipsum sibi solvisse, vel debuisse solvere.“ 

171) Kompenfation ©. 6 f. 

172) ,Compensatio est mutua solutio iuris interpretatione quasi 
per brevem manu facta.“ 
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mittel nicht vorhanden find. Die Übergabe kurzer Hand ver: 
langt, wie die Übergabe ſelbſt, Einigung der Parteien. Die 
Aufrechnung unterſcheidet ſich dadurch von der Zahlung, daß 
ſie einſeitig erfolgt. Der Vergleich iſt daher ſamt ſeinen 
Folgerungen abzuweiſen. 

Wenn Krug“) die Richtigkeit feiner Theorie durch 
das Bild von zwei ängſtlich genauen Familienvätern an⸗ 
ſchaulich zu machen ſucht, die für Einnahme und Ausgabe 
eine beſondere Kaſſe führen und in der Weiſe aufrechnen, 
daß jeder die aufzurechnende Summe aus der einen Kaſſe 
herausnimmt und in die andere legt, ſo wird auch hier das 
Daſein der Zahlungsmittel vorausgeſetzt und die einſeitige 
Aufrechnung in eine Handlung beider Parteien verwandelt. 

Die Theorie Krugs iſt demnach aus den Quellen nicht 
belegt und gibt keine hinreichende dogmatiſche Begründung. 


8 46. 


Eine ſolche Begründung ift für das B. GB. von 
Götte!) verſucht worden. Nach ihm ift die Aufrechnung 
als Selbſtbefriedigung ein beſonderer Fall der Selbſthilfe 
des § 229. Dabei wird zunächſt überſehen, daß, während 
die Aufrechnung Befriedigung gewährt, die in § 229 ge⸗ 
ſtatteten Handlungen Befriedigung nicht gewähren, ſondern 
erzwingen ſollen. Der Schuldner wird feſtgenommen, damit 
er leiſte. Dieſer Befugnis entſpricht das Zurückbehaltungs⸗ 
recht. Die Sache des Schuldners wird zurückbehalten, damit 
er leiſte. Immerhin kann auch eine der in § 229 bezeichneten 
Handlungen unmittelbar die Erfüllung herbeiführen, wenn z. B. 
der Verleiher dem Entleiher die geliehene Sache wegnimmt. 
In ſolchen Sonderfällen iſt die Selbſthilfe Selbſtbefriedigung. 
Aber gerade in dieſen Fällen iſt die Selbſthilfe nicht Ein⸗ 
wirkung auf ein Vermögensſtück des Schuldners. 


173) a. a. O. S. 7 N. 20. 
174) Archiv für bürgerl. Recht Bd. XVII S. 164 ff. 
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Die Verfügung über ein fremdes Vermögensſtück als 
Mittel der Selbſtbefriedigung iſt alſo der Selbſthilfe des 
$ 229 unbekannt. 


8 47. 


Dieſen Charakter der Aufrechnung hat zuerſt wohl 
Ohnſorge!“)) dargeſtellt. Nach ihm gewährt die Muf- 
rechnungslage „eine auf Aufhebung zugleich mit ſeiner eigenen 
Forderung beſchränkte Verfügungsbefugnis über die Forde⸗ 
rung des anderen“. Damit iſt das Weſen der Sache bezeichnet. 

Auf dieſer Grundlage hat Leonhard !“) das Auf: 
rechnungsrecht als ein Zwangsverwertungsrecht nachgewieſen. 
Unter einem Zwangsrecht verſteht Leonhard die Befugnis 
zu einem Eingriff in fremdes Vermögen, ohne den Willen 
des Berechtigten. Ein ſolches Recht übt der Konkursverwalter 
aus, der über die Sachen des Gemeinſchuldners verfügt 
(K. O. § 6 Abf. 2), der Gerichtsvollzieher, der dem Schuldner 
gepfändete Sachen wegnimmt (CPO. § 883 ff.). Eine be⸗ 
ſondere Art des Zwangsrechts iſt das Verwertungsrecht. 
Es iſt das Recht, den Wert eines fremden Vermögensſtückes 
nach Stamm oder Nutzungen in das eigene Vermögen über⸗ 
zuführen. Die Verwertung der Nutzungen (z. B. bei der 
Zwangsverwaltung) geſchieht unmittelbar, die Verwertung 
des Stamms (z. B. bei dem Pfandrecht) muß durch eine 
Verfügung vermittelt werden. Die Verfügung über eine 
Forderung beſteht in der Einziehung. Die Verwertung er⸗ 
folgt durch Verrechnung. Sie bezweckt die Befriedigung 
eines Anſpruchs. 

Dieſe Sätze gelten auch für die Aufrechnung. Sie iſt 
ein Zwangsrecht. Denn ſie gewährt die Befugnis zu einem 
Eingriff in das ſchuldneriſche Vermögen. Die Verwertung 
geſtaltet ſich eigenartig, weil Verwertungsgegenſtand eine 
gegen den Verwertenden gerichtete Forderung iſt. Die Ver⸗ 
wertung iſt hier, wie bei dem Pfandrecht an eigener Schuld, 


175) IJherings Jahrb. Bd. XX S. 287. 
176) Archiv für bürgerl. Recht Bd. XXI S. 2088 ff. 
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vereinfacht. Es bedarf nicht der Verrechnung, keiner Selbſt⸗ 
zahlung, ſondern mit der Verfügung tritt die Zerſtörung der 
Forderung ohne weiteres ein. Verlangt wird hier wie dort 
eine einſeitige Erklärung an den Gegner, weil das Geſetz 
aus praktiſchen Gründen fordert, daß eine Veränderung in 
der Rechtswelt äußerlich erkennbar ſei. 

Die Aufrechnung als Handlung eines Gläubigers iſt 
Selbſtbefriedigung durch zwangsweiſe vorge⸗ 
nommene Verwertung einer Forderung des 
Schuldners. 


8 48. 


Dieſe Konſtruktion ſteht mit den einzelnen Beſtimmungen 
der Aufrechnung im Einklang. Die Aufrechnung, als private 
Zwangsvollſtreckung neben die öffentliche geſtellt, teilt mit ihr 
Vorausſetzungen und Wirkungen. Sind gewiſſe Forderungen 
aus ſozialen Gründen der Verwertung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung entzogen (CPO. § 850), ſo iſt eine Aufrechnung 
gegen fie ausgeſchloſſen ($ 394). Der Anteil eines Geſell⸗ 
ſchafters an den einzelnen zu dem Geſellſchaftsvermögen 
gehörenden Gegenſtänden iſt unpfändbar (CPO. $ 859 Abſ. 1). 
Demgemäß beſtimmt das B. GB., daß gegen eine zum 
Gejelihaftsvermögen gehörende Forderung der Schuldner 
nicht eine ihm gegen einen einzelnen Geſellſchafter zuſtehende 
Forderung aufrechnen kann (§ 719 Abſ. 2). Entſprechendes 
gilt für den Anteil des Miterben an den zum Nachlaß ge⸗ 
hörenden Forderungen ($ 2040; CPO. $ 859 Abſ. 2). 

Damit ein Anſpruch zwangsweiſe vollſtreckt werden kann, 
muß er fällig ſein. Das Erfordernis gilt für die öffentliche 
wie für die private Zwangsvollſtreckung. Der Pfandgläubiger 
iſt zum Verkaufe erſt berechtigt, wenn ſeine Forderung fällig 
it ($ 1228 Abſ. 2). Der Gläubiger it zur Aufrechnung 
erſt befugt, wenn er die m gebührende Leiſtung fordern 
kann (§ 387). 

Iſt der Verwertungsgegenſtand eine Forderung, ſo iſt 
er zur Verwertung erſt geeignet, wenn die Forderung fällig 
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iſt. Erſt in dieſem Zeitpunkt gewährt das Recht dem Ver⸗ 
wertenden die Macht, Werte in ſein Vermögen überzuführen. 
Eine Ausnahme muß für den Fall gelten, daß der Bei⸗ 
treibende ſelbſt Schuldner iſt. Hier braucht nur das Intereſſe 
des Gläubigers, nicht das des Schuldners wahrgenommen 
zu werden. Hier wird es ausreichen, daß die Schuld zahl⸗ 
bar iſt. Dieſe Folgerung iſt für die Aufrechnung zum Teil 
ausgeſprochen, zum Teil muß ſie gezogen werden. Die 
Paſſipforderung braucht nicht fällig zu fein. Es genügt, 
daß der Aktivgläubiger die ihm obliegende Leiſtung bewirken 
kann ($ 387). Dasſelbe iſt für den Fall der Wahlmöglich⸗ 
keit anzunehmen. Wer ſich durch eine andere Leiſtung als 
die geſchuldete befreien kann, muß das Recht zur Aufrechnung 
auch dann haben, wenn nur die andere Leiſtung dem Gegen⸗ 
ſtande nach der Forderung des Gegners gleichartig it !“). 
Dies iſt in § 387 nicht ausgeſprochen. Denn die Leiſtung 
iſt nicht geſchuldet. Aber die rechtliche Natur der Aufrechnung 
zwingt zur entſprechenden Anwendung der Vorſchrift. 

Im § 209 ift die Geltendmachung der Aufrechnung des 
Anſpruchs im Rechtsſtreit der Vornahme einer Vollſtreckungs⸗ 
handlung gleichgeſtellt (3. 3 und 5). Beidemal wird der 
Lauf der Verjährung unterbrochen. 

Die Natur der Aufrechnung kommt auch zum Vorſchein 
in den dem Bürgen gewährten Einreden. Die Aufrechnung 
führt raſch (durch bloße Erklärung) und ſicher (durch Tilgung 
einer Schuld) zur Befriedigung des Aufrechnenden. Sie 
ſteht darin einer bequemen und ausſichtsvollen Zwangs⸗ 
vollſtreckung mindeſtens gleich. Wie eine ſolche dem Bürgen 
die Einrede der Vorausklage gewährt 173), gibt ihm daher 
die dem Gläubiger gebotene Möglichkeit, ſich durch Aufrech— 
nung gegen eine fällige Forderung des Hauptſchuldners zu 
befriedigen, die Einrede der Aufrechnungsmöglichkeit ($ 770 
Abſ. 2). Der Grund dafür, daß hier, abweichend vom Regel: 


177) Ebenſo Siber a. a. O. S. 139 f.; Leonhard S. 212. 
178) $ 771 in Verbindung mit $ 773 Ziff. 2—4. 
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fall ($ 387), Fälligkeit auch der Paſſivforderung verlangt 
wird, liegt darin, daß der Gläubiger hier, abweichend vom 
Regelfall, nicht freiwillig, ſondern unter einem Drucke handelt. 
Sein Recht, vor dem Zeitpunkt der Fälligkeit zu leiſten 
(§ 271 Abſ. 2), fol ſich nicht ein Dritter zu nutze machen. 
Daß die Aufrechnungsmöglichkeit den Gläubiger noch in 
höherem Maße ſchützt, als eine geſicherte Vorausklage, kommt 
darin zum Ausdruck, daß die Verbürgung als Selbſtſchuldner 
nur die Einrede der letzteren, nicht die der erſteren aus⸗ 
ſchließt (§ 773 Z. 1). 

Das Zwangsverwertungsrecht iſt von beſonderer Be⸗ 
deutung im Konkurſe, wo es zu einer abgeſonderten Befrie⸗ 
digung berechtigt. Es iſt ſyſtematiſch unkorrekt, wenn die 
Konkursordnung im 5. Titel von der „Abſonderung“, im 
6. Titel von der „Aufrechnung“ handelt. Die Aufrechnung 
iſt eine Art der Abſonderung. Sie unterſcheidet ſich dadurch, 
daß der rechtsgeſchäftliche Pfandgläubiger abgeſonderte Be⸗ 
friedigung verlangen (RD. § 48), der Aufrechnungs⸗ 
berechtigte fie durchſetzen kann (KO. § 53 ff.). 


Rechtsquellen. 


VII. 
Der ungariſche Schecgeſehentwurf von 1905. 
Von 


Herrn Dr. Paul Hammerſchlag in Wien, 
Direktor des Wiener Giro⸗ und Kaſſenvereins. 


Dem öſterreichiſchen Scheckgeſetzentwurfe vom Jahre 1895, 
der freilich der parlamentariſchen Beratung nicht unterzogen 
wurde und der Wiedereinbringung in der gegenwärtigen Seſſion 
des Reichsrates harrt, den däniſch⸗ſchwediſchen Geſetzen der 
Jahre 1898/99 ) ift nun der Entwurf eines ungariſchen Scheck⸗ 
geſetzes gefolgt, der im Auftrage des ungariſchen Juſtiz⸗ 
miniſteriums verfaßt worden iſt?). Der Umſtand, daß in 
den verſchiedenſten Staaten mit entwickeltem Scheckverkehre 
die Kodifikationsbeſtrebungen auf dem Gebiete des Scheck⸗ 
rechtes immer wieder auftreten, ſpricht wohl dafür, daß die 
Frage, ob ein Bedürfnis nach einem Scheckgeſetze vorhanden 
ift, bejaht werden muß, wie denn auch die neuere Literatur?) 


1) Vgl. AL Die nordiſchen Scheckgeſetze, in die ſer Zeitſchriſt 
Bd. XLVIII S. 389 

2) Verfaſſer des i iſt der nn des ungariſchen Poſt⸗ 
ſparkaſſenamtes, Sektionsrat Dr. Haläß. 

3) Vgl. hierüber insbeſondere neueſtens den geiſtvollen Aufſatz von 
Klein, Eine neue Phaſe des deutſchen Scheckrechtes, in Deutſche 
Juriſten⸗ Zeitung VIII Nr. 2; ferner Thorwart. Die Schaffung 
eines Scheckgeſetzes, Referat, erſtattet auf dem I. Allgem. Deutſchen 
Bankiertag zu Frankfurt a. M. 1902; Landgraf, Über die 
nächſte Zukunft der Scheckfrage in Teutſchland, in Bank⸗Archiv II 
Nr. 11; Pavplicek, Der Scheck, Wien 1898, S. 4 ff.; Fick, 
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überwiegend dieſer Anſicht Ausdruck gibt. Freilich iſt gerade 
in Deutſchland im Vorjahre von einem ſehr beachtenswerten 
Intereſſentenkreiſe ) ein Votum in entgegengeſetztem Sinne 
abgegeben worden, allein hierfür waren viel weniger ſach⸗ 
liche Momente, als ein gewiſſes Mißtrauen in die Geſetz⸗ 
gebung maßgebend, welches zu der Beſorgnis führte, das 
Geſetz könnte durch harte Strafbeſtimmungen oder Gebühren 
dem Verkehre Feſſeln auferlegen. Gewiß iſt, daß die ge⸗ 
ſetzliche Regelung der rechtlichen Verhältniſſe des Scheck⸗ 
verkehres, ſowie die Abgrenzung der ſpezifiſchen Funktionen 
des Schecks, der heute wohl allenthalben im Zahlungsverkehre 
eine wichtige Rolle ſpielt, wünſchenswert iſt, aber nur dann 
erſprießlich wirken kann, wenn das Geſetz ſich den Bedürf⸗ 
niſſen des Verkehres ſowie der Geſtaltung, welche dieſer in 
freier Entwickelung angenommen hat, glücklich anpaßt und 
ſeiner weiteren Fortbildung keine hemmenden Schranken ent⸗ 
gegenſetzt. In dieſer Beziehung darf der ungariſche Ent⸗ 
wurf, deſſen wichtigere Beſtimmungen nachſtehend erörtert 
werden, im ganzen als zweckentſprechend bezeichnet werden. 


In Übereinſtimmung mit ſämtlichen neueren Entwürfen 
und Geſetzen vermeidet der ungariſche Entwurf mit Recht 
eine Legaldefinition des Schecks und beſchränkt ſich darauf, 
deſſen Eſſentialia aufzuzählen. Hierbei iſt von beſonderer 
Wichtigkeit die mit gutem Grunde im Anſchluß an den öſter⸗ 
reichiſchen Entwurf für weſentlich erklärte Scheckklauſel !), 
durch welche die notwendige Abgrenzung des Schecks von der 
Anweiſung ihren formalen Ausdruck findet. Hingegen wird 
im Gegenſatze zu dem deutſchen und dem öſterreichiſchen 
Entwurfe nur die Zahlungsaufforderung an den Bezogenen, 
nicht aber die Beziehung auf ein Guthaben des Ausſtellers 
in der Urkunde ſelbſt gefordert. Dies iſt aus theoretiſchen 


Die Frage der S 4 g n auf dem europäiſchen Kontinente, 
Zürich 1897, S. 84 ff. Die Arbeiten von Koch, Cohn, Rieſſer 
und Hoppenſtedt und deren Stellungnahme für Erlaſſung eines 
Scheckgeſetzes in Deutſchland find bekannt. 

1) Der I. Allgemeine Deutſche Bankiertag in Frankfurt a. M. 1902 
hat ſich trotz des trefflichen, die Erlaſſung eines Scheckgeſetzes be⸗ 
fürwortenden Thorwart tiden Referates dahin ausgeſprochen, daß 
die geſetzliche Regelung des Scheckverkehres nicht dringlich ſei. 

2) Vgl. hierüber e Rieſſer, Zur Reviſion des Handels⸗ 
geſetzbuches S. 270; Cohn, Die neueren Scheckgeſetzgebungen und 
die Scheckgeſetzentwickelung. in Zeitſchrift für MAIRE Rechts⸗ 
wiſſenſchaſt Bd. XI S. 395; Pavlicek a. a. O. 
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und praktiſchen Erwägungen zu bedauern !). Theoretiſch er: 
ſcheint, um dem Scheck ſeine ſpezifiſche Funktion als die Bar⸗ 
zahlung vertretendes Zahlungspapier zu ſichern, die Bindung 
der Scheckausſtellung an ein verfügbares Guthaben unbedingt 
notwendig. In früheren Entwürfen wurde dieſe Bindung 
durch Strafbeſtimmungen für den Fall der Ausſtellung un⸗ 
gedeckter oder nicht voll gedeckter Schecke zu erreichen ver⸗ 
ſucht?). Solche Strafbeſtimmungen werden jedoch von der 
neueren Literatur vorwiegend abgelehnt ?) und zwar mit der 
zutreffenden Begründung, daß ſie im Falle der etwa im 
guten Glauben vorkommenden irrigen Ausſtellung eines un⸗ 
gedeckten Schecks hart und für den Verkehr bedenklich ſeien, 
während im Falle der argliſtigen Begebung eines ſolchen 
das Strafgeſetz hinreichenden Schutz gewähre. Mit Recht 
hat ſich daher der ungariſche Entwurf ſolcher Strafbeſtim⸗ 
mungen enthalten. Allein gerade beim Fehlen der Straf⸗ 
drohungen gewinnt der Zwang zur Aufnahme der Guthabens⸗ 
klauſel in die Urkunde auch praktiſch erhöhte Bedeutung; 
würde der Scheck nicht den ausdrücklichen Hinweis auf das 
zu ſeiner Deckung dienende Guthaben enthalten, ſo könnte 
in der argliſtigen Begebung eines ungedeckten Schecks nicht 
ohne weiteres der Tatbeſtand des Betruges gefunden werden 


1) Anderer Meinung 1 er a. a. O. S. 270; übereinſtimmend 
Cohn a. a. O. S. 4 

2) So bedroht der rs Entwurf vom Jahre 1892 denjenigen, der 
einen Scheck begibt, obwohl er weiß oder ohne grobes Verſchulden 
wiſſen mußte, daß ihm zur Zeit der Begebung ein ausreichendes 
Guthaben nicht zuſteht, mit Geldſtrafe bis zu 1000 Mark, inſo⸗ 
ferne nicht nach anderweitigen Beſtimmungen eine härtere Strafe 
verwirkt iſt. Der öſterreichiſche Entwurf ($ 23) beſagt, daß 
den Ausſteller eine Ordnungsſtrafe von 3 Prozent des nicht ge⸗ 
deckten Scheckbetrages treffe, wenn die Einlöſung des Schecks unter⸗ 
bleibt, weil dem Ausſteller zur Zeit der Präſentation kein Gut⸗ 
haben zuſteht, oder wenn dieſes zur vollen Einlöſung nicht hin⸗ 
reicht. Der öſterreichiſche Entwurf knüpft alſo die Strafdrohung 
nur an das objektive Moment der mangelnden Deckung, ohne auf 
das Verſchulden des Ausſtellers Bedacht zu nehmen. Hingegen 
verdient die Beſtimmung des öſterreichiſchen Entwurfes darin den 
Vorzug, daß ſie das Vorhandenſein der Deckung im Momente der 
Präſentation, nicht der Begebung fordert. Vgl. Rieſſer in 
dieſer Zeitſchrift Bd. XLI S. 598, Pavlicek a. a. O. S. 45. 

3) Für Strafbeſtimmungen hat ſich insbeſondere Koch (Bedürfnis 
und Inhalt eines Scheckgeſetzes, PIR nt S. 25) ausgeſprochen. 
Dagegen: Rieſſer a. a. O. S. 2 Hoppenſtedt, Zum 
Scheckgeſetze, Berlin 1892, S. 115 ; Damme hlag, Der Shed: 
geſetzentwurf, Wien 1896, S. 1 
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und die Geneigtheit, Schecke in Zahlung zu nehmen, müßte 
notwendigerweiſe leiden. Die Vorſchriften bezüglich der übrigen 
Erforderniſſe des Schecks, die zwingende Verfügung der Sicht⸗ 
ſtellung, die Zulaſſung von Namens⸗, Order⸗ und Inhaber⸗ 
ſchecken )?) ſtimmen mit den analogen Beſtimmungen des 
öſterreichiſchen Entwurfes überein; ebenſo die Zulaſſung der 
Indoſſabilität bei Orderſchecken, das Verbot des Indoſſaments 
des Bezogenen und die Norm, daß das Indoſſament an den 
Bezogenen als Quittung anzuſehen iſt. Als Zahlungsort 
gilt nach § 3 der neben dem Namen des Bezogenen an- 
gegebene Ort. Beſſer als dieſe, dem deutſchen Entwurfe 
entnommene Beſtimmung entſpricht wohl dem Weſen des 
Schecks, der grundſätzlich nur dort zahlbar ſein ſoll, wo der 
Bezogene ſeinen Wohnſitz (ſeine Handelsniederlaſſung) hat, 
der § 14 des öſterreichiſchen Entwurfes, welcher verfügt, 
daß als Zahlungsort nur ein Ort bezeichnet werden darf, 
an dem der Bezogene eine Handelsniederlaſſung hat?), und 
daß mangels der Angabe eines Zahlungsortes der Scheck 
als an dem Orte zahlbar gilt, an dem die bezogene Anſtalt 
ihren Sitz oder der Bezogene ſeine Hauptniederlaſſung hat. 

Die Frage der paſſiven Scheckfähigkeit wird im Gegen⸗ 
ſatze zum öſterreichiſchen Entwurfe und im Anſchluſſe an 
das franzöſiſch⸗belgiſche Scheckrecht, ſowie an den deutſchen 
Entwurf mangels einer einſchränkenden Beſtimmung dahin 


1) Die Faſſung des § 14, welcher im erſten Abſatze verfügt, daß der 
Ausſteller und der Indoſſant dem ſpäteren Inhaber für die Ein⸗ 
löſung des Schecks haften und im dritten Abſatze ſagt, daß bei 
Orderſchecks nicht nur der Ausſteller, ſondern auch jeder, der den 
Scheck auf der Rückſeite unterſchrieben hat, haftet, bedarf wohl 
der Verbeſſerung. 

2) Bezüglich der Frage der Legitimationsprüfung bei mit Quittungs⸗ 
vermerk verſehenen Orderſchecks val. den in Bd. LIII die ſer Beit: 
ſchrift S. 231 mitgeteilten intereſſanten Rechtsfall und die zutreffen⸗ 
den Bemerkungen Keyßners hierüber. Der dort ausgeſprochene 
Grundſatz, daß § 36 der Wechſelordnung auch für den quittierten 
Wechſel gilt (vgl. Grünhut, Wechſelrecht Bd. II S. 261). in⸗ 
ſoferne der Zahler im guten Glauben iſt, wird, da die betreffende 
Beſtimmung der Wechſelordnung in allen Entwürfen für das 
Scheckrecht aufgenommen wurde, auch für den mit Quittungs⸗ 
vermerk verſehenen Orderſcheck zu gelten haben, wodurch den Inter⸗ 
eſſen des Handelsverkehrs zweifellos entſprochen wird. 

3) Der Beiſatz des öſterreichiſchen Entwurfes, „oder an dem ſich eine 
Abrechnungsſtelle befindet, bei welcher der Bezogene vertreten iſt“, 
iſt überflüſſig, da die Abrechnungsſtellen keine auswärtigen Mit⸗ 
glieder haben. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 33 
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geregelt, daß jedermann durch Schecke bezogen werden kann; 
doch wird die Gebührenfreiheit nur den im Inlande auf ein 
Geldinſtitut ausgeſtellten und zahlbaren Blankettſchecken zu⸗ 
geſtanden. Die erſtere Beſtimmung ſcheint zu weit, die zweite 
nicht weit genug zu gehen. Nimmt man auch hier wieder 
die ſpezifiſche Funktion des Schecks, Inſtrument des Zahlungs⸗ 
verkehres zu ſein, zum Ausgangspunkte, ſo ergibt ſich, daß 
alle jene, aber auch nur jene durch Schecke ſollen bezogen 
werden können, welche zur Vermittelung des Zahlungsverkehres 
berufen ſind, das ſind Geldinſtitute und Bankiers. Eine 
volkswirtſchaftliche Notwendigkeit, die paſſive Scheckfähigkeit 
über dieſen Kreis auszudehnen, liegt nicht vor!) und es iſt 
gewiß bezeichnend, daß das Vaterland des Schecks, England, 
ihn den bankers reſerviert. Andererſeits iſt aber nicht recht 
einzuſehen, warum durch die Beſchränkung der Gebühren⸗ 
freiheit auf Schecke, die auf Geldinſtitute gezogen ſind, die 
Beziehung der Privatbankiers durch Schecke tatſächlich un⸗ 
möglich gemacht werden fol ?). 

Das Verbot der Akzeptation enthält der ungariſche 
Entwurf ebenſo wie alle neueren Entwürfe und die meiſten 
kontinentalen Scheckgeſetze. Es kann auch keinem Zweifel 
unterliegen, daß dieſes Verbot dem Weſen des Schecks, der 
Zahlungspapier und nicht Kreditpapier ſein ſoll, durchaus 
entſpricht?). Durch das Verbot der Akzeptierung ift aber 
die Zuläſſigkeit der in England und Amerika zu ſo hoher 
praktiſcher Bedeutung gelangten Übung des Certifying +) des 
Schecks wohl nicht ausgeſchloſſen, da die durch die Zertifi⸗ 
zierungsformel abgegebene Beſtätigung des Bezogenen, daß 
Deckung vorhanden fei, von dem im Akzept liegenden ab- 


1) Weitergehend Rieſſer in dieſer Zeitſchrift Bd. XLI S. 600; 
allein zu Gelddispofitionen auf Notare und dergleichen wird wohl 
die Anweiſung immer genügen, und es ift gewiß wünſchenswert, 
die Anſammlung verfügbarer Bargelber bei den Inſtituten und 
e welche fie der Volkswirtſchaft dienſtbar machen, zu be 
günſtigen. 

2) Dieſer Beſtimmung des ungariſchen Entwurfes diente offenbar die 
in Oſterreich geltende, jedoch veraltete gebührenrechtliche Vorſchrift 
des Geſetzes vom Februar 1864 zum Vorbilde, welche die ermäßigte 
Gebühr von 2 Kreuzern (4 Hellern) nur für Schecks auf Geld⸗ 
inſtitute eingeführt hat. 

3) Vgl. hierüber . Rieſſer, Zur Revifion des Handels⸗ 
geſetzbuches S. 274 ff. 

4) eat hierüber Cohn in Zeitſchrift 55 vergl. Rechtswiſſenſch. III 

S. 123 ff.; Pavlicek a. a. O. S. 62 ff. 
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ſtrakten Zahlungsverſprechen durchaus verſchieden iſt. Zu 
erwägen wäre, ob es ſich nicht empfehlen würde, das Certify- 
ing ausdrücklich zu geſtatten, gleichzeitig aber zur Verhütung 
eines dem Weſen des Schecks widerſprechenden Gebrauches 
und zur Beſeitigung etwaiger fiskaliſchen Bedenken vor⸗ 
zuſchreiben, daß die Klauſel „Deckung vorhanden“ nur für 
die Dauer der geſetzlichen Präſentationsfriſt Gültigkeit habe. 
Die Präſentationsfriſt bemißt der ungariſche Entwurf 
für Inlandſchecke weiter als der öſterreichiſche und der deutſche 
Entwurf, nämlich auf acht Tage, ohne einen Unterſchied für 
Platz⸗ und Diſtanzſchecke zu machen. Die Beſtimmung, daß 
die Einlieferung des Schecks in eine Abrechnungsſtelle als 
Präſentation, die Begleichung im Clearingverkehre als Zah⸗ 
lung anzuſehen ſei, ſowie die ausdrückliche Zulaſſung des 
„crossing“ mit der Rechtswirkung, daß der Verrechnungs⸗ 
ſcheck nur durch Gutſchrift eingelöſt werden darf, geben den 
nunmehr allgemein eingebürgerten geſchäftlichen Einrichtungen 
des Giro: und Clearingverkehres die rechtliche Grundlage. 
Die rechtlichen Beziehungen der am Scheckverkehre be⸗ 
teiligten Parteien regelt der ungariſche Entwurf in zweck⸗ 
dienlicher Weiſe und geht hierbei mit Recht, wenn auch nicht 
in völlig konſequenter Weiſe, von der herrſchenden Theorie 
aus, welche den Scheck ſeinem Weſen durchaus entſprechend 
als Depoſitalanweiſung anſieht!). Der Bezogene ift dem 
Ausſteller gegenüber zur Einlöſung gedeckter Schecke ver⸗ 
pflichtet; dieſe Verpflichtung dauert auch nach Ablauf der 
Präſentationsfriſt fort, inſofern kein wirkſamer Widerruf 
erfolgt iſt. Als Deckung gilt derjenige Betrag, bis zu deſſen 
Höhe ſich der Ausſteller dem Bezogenen gegenüber zur Ein⸗ 
löſung von Schecken verpflichtet hat. Durch dieſe Definition 
wird mit Recht der Schedvertrag ?) als maßgebend für das 
Rechtsverhältnis zwiſchen Ausſteller und Bezogenem erklärt 
und gleichzeitig den Verkehrsbedürfniſſen entſprechend der 
Begriff „Deckung“ derart erweitert, daß auch der ſogenannte 
Kreditſcheck geſetzlich ermöglicht wird, durch welchen der Aus: 
ſteller über ein ihm vom Bezogenen gewährtes Darlehen ver⸗ 


1) So insbeſondere Cohn in Endemanns Handbuch III S. 1144; 
ferner Funk, Das Queſtionäre über ein öſterreichiſches Scheck⸗ 
geſetz, Wien 1880, S. 27; Wendt, Das allgemeine Anweiſungs⸗ 
recht S. 21 ff.; Pavlicek a. a. O. S. 23 ff.; Hammerſchlag 
a. a. O. S. 22 ff. Anderer Meinung Canſtein, Scheck, Wechſel 
und Deckung, Berlin 1890. 

2) Vgl. Cohn a. a. O. 
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fügt ). Weder der Tod des Ausſtellers, noch deffen Rechts⸗ 
unfähigkeit werden als Dishonorierungsgründe zugelaſſen und 
ebenſo der Scheck vor Ablauf der Präſentationsfriſt für 
unwiderruflich erklärt. Dieſes letztere für die Rechtsſicher⸗ 
heit des Schecks grundlegende und unentbehrliche Prinzip 
wird nur durch eine Ausnahmsbeſtimmung durchbrochen, 
welche, falls der Scheck vom Ausſteller direkt an den Be⸗ 
zogenen behufs Auszahlung an den Remittenten überſandt 
wurde, den Widerruf inſolange zuläßt, als dieſer Auftrag 
vom Bezogenen noch nicht erfüllt worden iſt. Dieſe den 
Bedürfniſſen des ungariſchen Poſtſparkaſſenamtes angepaßte 
Beſtimmung iſt in ihrer engen Begrenzung für den übrigen 
Scheckverkehr unbedenklich). Der Konkurs des Ausſtellers 
iſt Dishonorierungsgrund, doch wird der Bezogene, falls er 
den Scheck einlöſt, ohne von dem Konkurs Kenntnis zu haben, 
von ſeiner Verbindlichkeit bis zur Höhe des Scheckbetrages 
befreit °). 

Dem Scheckinhaber wird gegen den Ausſteller und die 
Indoſſanten ein Sprungregreß gegeben, welcher dem wechſel⸗ 
rechtlichen Regreßanſpruche vollkommen nachgebildet iſt. Der 
Erwerb des Regreßrechtes iſt bedingt durch die Präſentation 
des Schecks innerhalb der geſetzlichen Friſt, ſowie durch die 
Proteſtlevierung, welche aber durch eine ſchriftliche Beſtätigung 
des Bezogenen oder der Abrechnungsſtelle erſetzt werden kann. 
Für die Verjährung des Regreßrechtes, welche gegen den 
Scheckinhaber mit Ablauf der Präſentationsfriſt beginnt, wird 
eine Friſt von drei Monaten, und wenn der Scheck außer: 
halb Europas zahlbar iſt, von ſechs Monaten feſtgeſetzt. 

1) Anderer Meinung Canſtein a. a. O. S. 82. 

2) Die denſelben Zweck verfolgende Beſtimmung des öſterreichiſchen 
Entwurfes ($ 13 Abſ. 1) iſt weniger glücklich formuliert. 

3) Die Frage, ob die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
des Ausſtellers als Dishonorierungsgrund zu gelten habe, iſt ſehr 
kontrovers. Vom Standpunkte der Zeſfionstheorie gelangt Can: 
ſtein (Die Gerichtshalle Bd. XXXVIII Nr. 23, Wien) ſelbſt⸗ 
verſtändlich zum negativen Reſultate; aber auch Anhänger der 
Anweiſungstheorie lehnen dieſen Dishonorierungsgrund ab, ſo ins⸗ 
beſondere Cohn (Zeitſchrift für vergl. Rechtswiſſenſchaft Bd. XII 
S. 107). Allein mit Rückſicht auf das Anfechtungsrecht wird die 
Honorierung von Schecks nach Eröffnung des Konkurſes über das 
Vermögen des Ausſtellers für den Scheckinhaber praktiſch kaum 
von Bedeutung ſein; den Bedürfniſſen des Verkehres genügt daher 
die Beſtimmung des ungariſchen Entwurfes im allgemeinen voll⸗ 
kommen. Vgl. auch die zutreffenden Ausführungen des Motiven⸗ 
berichtes zum öſterreichiſchen Scheckgeſetzentwurſe ©. 23 f. 
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Der Rückgriff auf das der Scheckbegebung zu Grunde 
liegende Rechtsverhältnis wird dem Scheckinhaber nur mangels 
Erwerbung oder nach eingetretener Verjährung des ſcheck⸗ 
rechtlichen Regreßanſpruches zugeſtanden. Dieſe Beſtimmung 
iſt bedenklich. In aller Regel wird der Scheck zahlungs⸗ 
halber und nicht an Zahlungsſtatt gegeben) und der Shed- 
nehmer denkt keineswegs daran, die Vertragsforderung gegen 
Ausſteller, reſpektive Vormann, zu deren Tilgung der Scheck 
dienen ſoll, aufzugeben, falls dies nicht etwa in einzelnen 
Fällen ausdrücklich bedungen fein ſollte. Durch die Shed- 
begebung bezw. Scheckannahme tritt alſo keineswegs Novation 
ein, vielmehr erwirbt der Schecknehmer neben der fortbeſtehen⸗ 
den Vertragsforderung die abſtrakte Forderung aus dem Scheck 
zur wahlweiſen Geltendmachung. Die Beſtimmung des § 19 
des öſterreichiſchen Entwurfes, welche dem Scheckinhaber, falls 
nichts anderes vereinbart iſt, dieſes Wahlrecht unbedingt, auch 
nach Erwerb des Regreßrechtes, jedoch mit der Maßgabe zu⸗ 
ſpricht, daß von der Vertragsforderung derjenige Verluſt in 
Abrechnung zu bringen iſt, welchen der Ausſteller reſpektive 
Indoſſant durch die Verſpätung oder Unterlaſſung der Präſen⸗ 
tation erleidet, ift daher theoretiſch durchaus begründet ?). 
Aber auch praktiſch iſt dieſe Norm der des ungariſchen Ent⸗ 
wurfes vorzuziehen, da im Intereſſe der Entwickelung des 
Scheckverkehres gewünſcht werden muß, daß durch Annahme 
des Schecks die Rechtslage des Scheckinhabers keinesfalls ver⸗ 
ſchlechtert werden dürfe; dies könnte aber der Fall ſein, wenn 
der Schecknehmer im Falle der Nichteinlöſung des Schecks auf 
die Möglichkeit, die Vertragsforderung geltend zu machen, ver⸗ 
zichten müßte). Aus demſelben Grunde ift die Beſtimmung 
des ungariſchen Entwurfes abzulehnen, welche für den An⸗ 


1) Anderer Meinung Canſtein a. a. O. S. 2; übereinſtimmend 
Hoppenſtedt, Zum Scheckgeſetze S. 26. 

2) Der deutſche Entwurf läßt die Frage des Rückgriffes auf das der 
Scheckbegebung zu Grunde liegende Rechtsverhältnis nach Erwerb 
des Regreßrechtes ungelöſt, was von Rieſſer (Zur Revifion des 
Handelsgeſetzbuches S. 279) gebilligt wird, und gibt dem Scheck⸗ 
inhaber nur für den Fall des Nichterwerbes oder der Erlöſchung 
des Regreßanſpruches die Bereicherungsklage gegen den Ausſteller; 
allein es iſt doch wohl nicht angemeſſen, dieſe wichtige Frage der 
Judikatur zu überantworten. 

3) Dies wäre z. B. der Fall, wenn der Scheck zur Zahlung des 
Mietzinſes gegeben würde, da in dieſem Falle die Mietzinsklage 
mit Rüdficht auf das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters für den 
Scheckinhaber vorteilhafter iſt, als die Klage aus dem Scheck. 
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ſpruch aus dem der Scheckbegebung zu Grunde liegenden 
Verhältniſſe die abgekürzte dreijährige Verjährungsfriſt ein⸗ 
führt; auch hierdurch wird die Lage des Schecknehmers in 
unzweckmäßiger Weiſe gegenüber dem Falle der Barzahlung 
verſchlechtert. Dahingeſtellt mag bleiben, ob es begründet 
und notwendig iſt, dem Scheckinhaber neben der Vertrags⸗ 
klage gegen den unmittelbaren Vormann auch die Bereiche⸗ 
rungsklage gegen den Ausſteller, falls dieſer nicht unmittel⸗ 
barer Vormann iſt, zu geben. Mit Recht ſagt hiegegen der 
Motivenbericht des öſterreichiſchen Entwurfes !), daß eine Be- 
reicherung des Ausſtellers objektiv nicht vorliegt, da der An⸗ 
ſpruch auf Erſtattung der Deckung durch den urſprünglichen 
Zahlungsanſpruch des Schecknehmers aufgewogen werde. Prak⸗ 
tiſchen Wert dürfte die Bereicherungsklage neben dem Sprung⸗ 
regreßanſpruche kaum haben. 

Das direkte Klagerecht gegen den Bezogenen wird dem 
Scheckinhaber mit Recht verſagt; ein wirkliches Bedürfnis 
hierfür iſt nicht vorhanden, da dieſes Klagerecht in aller Regel 
die Lage des mit dem Sprungregreſſe gegen Ausſteller und 
Vormänner ausgerüſteten Scheckinhabers nicht verbeſſern 
könnte ?). 

Über die vielbeſprochene Frage, wer den aus der Ein⸗ 
löſung eines gefälſchten oder verfälſchten Scheckes entſtehenden 
Schaden zu tragen habe, enthält der ungariſche Entwurf 
keine Beſtimmung. Bekanntlich hat von den neuen Scheck⸗ 
geſetzentwürfen nur der öſterreichiſche dieſe Frage zu löſen 
verſucht, indem er verfügt, daß der Schaden den Ausſteller 
reſpektive angeblichen Ausſteller des Schecks nur inſoweit 
trifft, als dieſem ein Verſchulden zur Laſt fällt, daß aber 
ſonſt der Bezogene den Schaden zu tragen hat; abweichende 
Vereinbarungen werden für nicht wirkſam erklärt. Die grund⸗ 
ſätzliche Frage, ob eine ſolche Beſtimmung überhaupt in den 
Rahmen des Scheckgeſetzes paßt, wird in der neueren Literatur 
überwiegend bejaht“), obgleich wohl eingewendet werden kann, 
daß kein Grund vorliegt, gerade für Scheckfälſchungen eine 


1) S. 28. 

2) Anderer Meinung Canſtein in der Holdheimſchen Zeitſchrift 
Bd. III Nr. 12, aber auch Rieſſer a. a. O. S. 276; überein: 
ſtimmend Wendt a. a. O. S. 50, der mit Recht die prozeſſualen 
Schwierigkeiten einer N Klage hervorhebt, und Hoppenſtedt, 
Zweites Wort S. 2 

3) Vgl. Fick a. a. d. 8. 443; Paplicek a. a. O. S. 118. Dar 
gegen Hammerſchlag a. a. O. S. 35 ff. 
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von dem allgemeinen Schadenerſatzrechte abweichende Spezial: 
beſtimmung zu ſchaffen. Auch die Tendenz des öſterreichiſchen 
Entwurfes, die Gefahr der Scheckfälſchung und Verfälſchung 
mangels Verſchuldens des Ausſtellers dem Bezogenen anzu⸗ 
laſten, wird überwiegend gebilligt); doch müßte wohl von 
dieſem Prinzipe eine Ausnahme für Fälſchungen oder Ver⸗ 
fälſchungen gemacht werden, die von Angeſtellten des Aus⸗ 
ſtellers herrühren. Der moderne Scheckverkehr bedient ſich 
nahezu ausſchließlich vorgedruckter Blankette, welche der Scheck⸗ 
fontoinbaber von dem zu Beziehenden erhält und ohne deren 
Mißbrauch eine Scheckfälſchung unmöglich iſt. Meiſt wird 
vertragsmäßig dem Kontoinhaber die Pflicht zur Sorgfalt 
in der Aufbewahrung dieſer Blankette auferlegt, und auch 
wenn dies nicht ausdrücklich bedungen ſein ſollte, wird wohl 
in der nachläſſigen Verwahrung der Scheckblankette ein Ver⸗ 
ſchulden des Kontoinhabers erblickt werden müſſen, demzufolge 
dieſer den aus der Fälſchung reſultierenden Schaden auch 
im Sinne des öſterreichiſchen Entwurfes tragen muß). Trog- 
dem ſind aber ſehr wohl Fälle möglich, in welchen Angeſtellte 
des Kontoinhabers mit mißbräuchlicher Verwendung der Blan⸗ 
kette Scheckfälſchungen (beziehungsweiſe Verfälſchungen) vor⸗ 
nehmen, ohne daß dem Kontoinhaber Fahrläſſigkeit bei der 
Gebarung mit den Scheckblanketten oder auch nur culpa 
in eligendo bezüglich ſeiner Angeſtellten wird zur Laſt ge⸗ 
legt werden können. Man denke nur beiſpielsweiſe an den 
Fall, daß der Kontoinhaber die Scheckblankette zwei lang⸗ 
jährigen Prokuriſten anvertraut, deren einer dann auf einem 
ſolchen Blankette die Unterſchrift des anderen fälſcht und den 
widerrechtlich behobenen Betrag für ſich verwendet. Wenn 
in ſolchen Fällen den Bezogenen bei Einlöſung des falſchen 
oder verfälſchten Schecks kein Verſchulden trifft, ſo entſpricht 
es ſowohl der Billigkeit als auch den Grundſätzen des mo⸗ 
dernen Schadenerſatzrechtes?), daß der Kontoinhaber ben 
Schaden zu tragen habe. Derartige Fälſchungen und Ver⸗ 
fälſchungen ſtehen in Konnexität mit dem Geſchäftsbetriebe 
des Kontoinhabers; dieſem kommen die Vorteile und Be⸗ 
quemlichkeiten des Blankettſcheckverkehres zu gute, er muß 


1) el. 22 f. in Zeitſchrift ſür vergl. Rechtswiſſenſchaft Bd. XII 


2) Vgl. den in Bd. XLVIII S. 299 ff. dieſer Zeitſchrift mitgeteilten 
Rechtsfall und die Bemerkung Keyßners hierzu S. 320 

3) Vgl. Steinbach, Die Grundſätze des heutigen Rechtes über den 
Erſatz von Vermögensſchäden, Wien 1888, S. 65. 
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auch den daraus durch Verſchulden ſeiner Angeſtellten ent⸗ 
ſtehenden Schaden tragen. 

Im allgemeinen darf der ungariſche Scheckgeſetzentwurf 
wohl als geeignet bezeichnet werden, den beſtehenden Scheck⸗ 
verkehr rechtlich zu fundieren und zu fördern, wenn auch dem 
öſterreichiſchen Entwurfe der Vorzug größerer juriſtiſcher Kon⸗ 
ſequenz zuzuſprechen iſt. 


VIII. 


Staatsverträge. 


1. Beitritt des Königreichs Dänemark zur Berner inter⸗ 
nationalen Urheberrechtsübereinkunft vom 9. September 1886, 
ſowie zu den am 4. Mai 1896 dazu getroffenen Zuſatz⸗ 
übereinkommen. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1903 Nr. 33 S. 255.) 


Laut Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 6. Juli 
1903 iſt nach einer Mitteilung des Schweizeriſchen Bundes⸗ 
rats das Königreich Dänemark mit Einſchluß der Färöer, 
jedoch unter Ausſchluß von Island, Grönland und den 
Däniſchen Antillen, der am 9. September 1886 zu Bern 
geſchloſſenen Übereinkunft, betreffend die Bildung eines inter⸗ 
nationalen Verbandes zum Schutze von Werken der Lite⸗ 
ratur und Kunſt !), fomie den am 4. Mai 1896 in Paris 
zu dieſer Übereinkunft getroffenen Zuſatzübereinkommen, 
nämlich einer Zuſatzakte und einer Deklaration !), beige: 
treten ?). 

Als Tag des Beitritts ift der 1. Juli 1903 e 
worden. 


1) Daude, Lehrbuch des deutſchen Urheberrechts (Stuttgart, Be 
nand Enke) S. 183; val. dieſe Zeitſchrift Bd. XLIX S. 382 

2) In dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII S. 382. 

3) Vgl. unten S. 411 das däniſche Geſetz vom 19. Dezember 1902, 
betreffend das Urheberrecht an Werken der Literatur und Kunſt, 
namentlich § 36 daſelbſt und die Anmerkung dazu. 
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2. Vertrag zum Schutze der literariſchen und Kunftwerfe 
zwiſchen Frankreich und Montenegro vom 11/24. Januar 
1903. 

(Journal officiel de la République Francaise Nr. 179 vom 4. Juli 
1903. — Deutſches Handels⸗Archiv, September 1903, S. 1075.) 
Nachdem Montenegro von der Berner internationalen 
Übereinkunft vom 9. September 1886 ſowie dem Zuſatz⸗ 
übereinfommen vom 4. Mai 1896 zurückgetreten war (val. 
dieſe Zeitſchrift Bd. XLIX S. 524), iſt zwiſchen Monte⸗ 
negro und Frankreich ein Sonderübereinkommen zum Schutze 
unerlaubter Nachbildungen künſtleriſcher und literariſcher 
Werke ſowie unerlaubter Darſtellung oder Aufführung dra⸗ 
matiſcher und muſikaliſcher Werke von Urhebern eines der 
beiden Länder auf zehn Jahre mit Kündigung von ſechs 

Monaten geſchloſſen worden. K. 


IX. 


Däniſches Geſetz vom 19. Dezember 1902. betreffend das 
Arheberrecht an Werken der Literatur und Kunſt) (Lov 
om Forfatterret og Kunstnerret). 


(Sſterreichiſches wirtſchafts⸗politiſches Archiv 1903 Nr. 3, 7. Deutſches 
Handels⸗Archiv 1903 I S. 1050 ff.) 


Mitgeteilt von 
Dr. Keyßner. 


I. Abſchnitt. 
Uber das Urheberrecht an Werken der Literatur. 


I. Kapitel. 


Feſtſetzung, Inhalt und Gegenſtand des Urheber— 
rechtes an Werken der Literatur. 


§ 1. 
Ein Verfaſſer hat unter den in dieſem Geſetze ent⸗ 
haltenen einſchränkenden Beſtimmungen das ausſchließliche 


1) Das deutſche Reichsgeſetz, betreffend das Urheberrecht an Werken 
der Literatur und Tonkunſt, vom 19. Juni 1901 iſt abgedruckt in 
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Recht, ſein geſchriebenes Werk durch Abſchrift, Vervielfälti⸗ 
gung auf mechaniſchem oder chemiſchem Wege, durch dra⸗ 
matiſche — darunter auch mimiſche — Aufführung, durch 
Vorleſung oder irgend eine andere Wiedergabe vermittels der 
Sprache zu veröffentlichen. 

Die Vorleſung oder der Vortrag eines herausgegebenen 
Werkes, welches nicht den Charakter einer dramatiſchen Auf⸗ 
führung beſitzt, iſt jedoch, ſobald dies der Verfaſſer nicht auf 
dem Titelblatte oder an der Spitze des Werkes ſelbſt ver⸗ 
boten hat, geſtattet. 6 2 


Der Verfaſſer hat auf gleiche Weiſe das ausſchließliche 
Recht, zu veröffentlichen: 

a) mündliche Vorträge (vergleiche die Ausnahme § 8, 

Abſatz 2 und § 13, letzter Satz); 

b) muſikaliſche Kompoſitionen; von dieſen ſind auch 
öffentliche Aufführungen, die nicht dramatiſchen 
Charakter haben, verboten, ſobald dies der Kompo⸗ 
niſt auf dem Titelblatte oder an der Spitze des 
herausgegebenen Werkes ausdrücklich unterſagt. Dies 
gilt jedoch nicht von Tänzen, Geſängen oder einzel⸗ 
nen kleineren Stücken oder aus größeren Arbeiten 
entnommenen Teilen; 
mathematiſche, geographiſche, topographiſche, natur⸗ 
wiſſenſchaftliche, techniſche oder ähnliche Zeichnungen 
ſowie graphiſche oder plaſtiſche Abbildungen, die 
ihrem hauptſächlichen Zwecke nach nicht als Kunſt⸗ 
werke anzuſehen ſind. 


8 3. 

Herausgeber von Zeitungen und anderen periodiſchen 
Werken, die aus ſelbſtändigen Beiträgen verſchiedener Mit⸗ 
arbeiter beſtehen, beſitzen das gleiche ausſchließliche Recht 
zur Veröffentlichung des geſammelten Werkes, welches ſonſt 
den Verfaſſern zuſteht. 

Der Verfaſſer eines einzelnen Beitrages behält, ſofern 
nichts Gegenteiliges vereinbart wurde, das Urheberrecht an 
demſelben. 


— 


C 


dieſer Zeitſchrift Bd. LI S. 535 ff. — Vgl. Geſetze über das 
Urheberrecht in allen Ländern nebſt den darauf bezüglichen Be⸗ 
ſtimmungen über das Verlagsrecht, 2. Auflage, durchgeſehen von 
Profeſſor Ernſt Röthlisberger in Bern, in dieſem Bande 
der Zeitſchrift beſprochen von Profeſſor Dr. Martin Wolff. 
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8 4. 

Keine Übertragung eines Werkes aus der Schriftſprache 
in eine ihrer Mundarten oder umgekehrt aus einer Mund⸗ 
art in eine andere — in welcher Hinſicht Däniſch, Norwegiſch 
und Schwediſch als Mundarten derſelben Sprache zu be⸗ 
trachten ſind — darf ohne Bewilligung desjenigen, dem das 
Urheberrecht zuſteht, veröffentlicht werden. 

Wird ein Werk gleichzeitig oder doch im Laufe eines 
Jahres befugt in mehreren Sprachen herausgegeben, ſo darf 
keine Überſetzung desſelben in eine dieſer Sprachen ohne 
Zuſtimmung desjenigen, dem das Urheberrecht zuſteht, ver⸗ 
öffentlicht werden. 

Im übrigen darf niemand vor Ablauf von zehn Jahren 
nach der erſten Veröffentlichung des Originalwerkes ohne die 

uſtimmung desjenigen, dem das Urheberrecht zuſteht, eine 
berſetzung des Werkes veröffentlichen. 

Bei Werken, die in Lieferungen veröffentlicht werden, 
werden die obgenannten Friſten von einem bezw. zehn Jahren 
von der Ausgabe der letzten Lieferung an gerechnet. Bei 
Werken, die aus mehreren in Zwiſchenräumen veröffentlich⸗ 
ten Bänden beſtehen ſowie bei Mitteilungen oder Heften, 
die von literariſchen oder wiſſenſchaftlichen Geſellſchaften oder 
von einer einzelnen Perſon herausgegeben werden, iſt jeder 
Band, jede Mitteilung oder jedes Heft mit Rückſicht auf die 
Berechnung der genannten Friſten als beſonderes Werk zu 
betrachten. P 


Mit ben ſich aus ben Beſtimmungen der vorhergehenden 
Paragraphen ergebenden Einſchränkungen genießt derjenige, 
welcher ein Werk aus einer Sprache in die andere überſetzt, 
für ſeine Überſetzung dasſelbe Recht wie ein Verfaſſer. 


8 6. 

Wenn ein Werk von mehreren Perſonen verfaßt wurde, 
ohne daß die einzelnen Beiträge ein ſelbſtändiges Ganzes 
ausmachen, ſo iſt zur erſten Veröffentlichung des Werkes die 
Zuſtimmung ſämtlicher Verfaſſer, ſoweit ſie nicht vor der 
Ausarbeitung ausdrücklich oder ſtillſchweigend gegeben wurde, 
erforderlich. Dasſelbe gilt, wenn es ſich um die Veröffent⸗ 
lichung des Werkes auf andere Weiſe, als dies früher ge⸗ 
ſchehen, z. B. durch Aufführung an Stelle des Druckes oder 
umgekehrt, handelt. 
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Iſt das Urheberrecht an einem Werke durch Erbſchaft 
an mehrere Perſonen gemeinſam übergegangen, ſo ſteht das 
Recht, die erſte Veröffentlichung oder die Veröffentlichung 
auf eine andere Weiſe, als früher geſchehen, zu beſtimmen, 
demjenigen zu, welchem der Verfaſſer durch ſein Teſtament 
dieſe Befugnis erteilt hat. Wurde keine ſolche Beſtimmung 
getroffen, ſo ſteht dieſes Recht dem überlebenden — nicht 
getrennt lebenden oder geſchiedenen — Eheteile oder, wo 
ein ſolcher nicht vorhanden iſt, den Erben gemeinſchaftlich 
auf Grund einſtimmiger Beſchlußfaſſung zu. 

Hat eine Veröffentlichung befugt ſtattgefunden, ſo kann 
jeder der Verfaſſer oder Erben — wenn nichts Gegenteiliges 
vereinbart oder für die Erben durch ein gültiges Teſtament 
beſtimmt wurde — die neuerliche gleichartige Veröffentlichung 
des Werkes verlangen. | 

Iſt das Recht zur Veröffentlichung durch Übertragung 
oder Rechtsnachfolge an mehrere Perſonen gemeinſchaftlich 
übergegangen, ſo kann jeder der Berechtigten die Veröffent⸗ 
lichung des Werkes verlangen. 

Herrſcht über die Art und Weiſe ſowie über die Be⸗ 
dingungen der Veröffentlichung unter den gemeinſchaftlich 
Berechtigten Uneinigkeit, ſo kann jeder Teilhaber die Ent⸗ 
ſcheidung des Hof- und Stadtgerichts in Kopenhagen anrufen. 
Findet das Gericht, daß das bei der Verhandlung vorge— 
brachte Beweismaterial keine genügenden Anhaltspunkte dafür 
gibt, auf welche Weiſe die Veröffentlichung vorzunehmen ſei, 
ſo iſt eine neuerliche Verhandlung anzuberaumen und es 
find die Parteien oder nach Umſtänden eine derſelben auf: 
zufordern, durch Sachverſtändige oder auf andere Weiſe 
weitere Beweismittel beizubringen oder die Sachlage aufzu⸗ 
klären. 

Die durch die Veröffentlichung erworbenen Einnahmen 
ſind nach den zwiſchen den Berechtigten beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſen zu verteilen. Haben die Verfaſſer eines ge⸗ 
meinſamen Werkes keine beſonderen Abmachungen über die 
Teilhaberſchaft am Urheberrechte getroffen, ſo gelten ſie als 
gleichberechtigt. 


8 7. 

Bei dramatiſch⸗muſikaliſchen Werken ſowie Werken, zu 
welchen ein Text gehört, kommen, ſoweit es ſich um die ge⸗ 
ſamte Aufführung oder Ausgabe von Text und Muſik han⸗ 
delt, die Beſtimmung des § 6 zur Anwendung. 
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Eine getrennte Veröffentlichung von Text und Muſik 
kann der Verfaſſer des Textes oder der Komponiſt, ohne an 
die Zuſtimmung des anderen Teiles gebunden zu ſein, ver⸗ 
anſtalten. 

Entſprechende Vorſchriften gelten auch für Ballette, 
Pantomimen und ähnliche Werke, zu welchen eine beſondere 
Muſik gehört. * 


Geſetze, adminiſtrative Kundmachungen, Urteile und 
andere öffentliche Aktenſtücke bilden keinen Gegenſtand des 
Urheberrechtes. 

Dasſelbe gilt bezüglich ſchriftlicher oder mündlicher Ver⸗ 
handlungen in konſtitutionellen, kommunalen, kirchlichen oder 
anderen öffentlichen Vertretungen, bezüglich der Gerichtsver⸗ 
handlungen ſowie Reden in öffentlichen, politiſchen, volks⸗ 
bildenden oder ähnlichen Verſammlungen. 


II. Kapitel. 
Die Übertragung des Urheberrechtes. 


89. 

Der Verfaſſer kann das Recht der Veröffentlichung 
ſeines Werkes ganz oder teilweiſe übertragen. 

Die Übertragung des Rechtes der Veröffentlichung auf 
eine beſtimmte Art (Druck, Aufführung u. ſ. w.) gibt dem 
Erwerber kein Recht, das Werk auf andere Weiſe zu ver⸗ 
öffentlichen oder Überſetzungen oder Bearbeitungen ſelbſt zu 
veranſtalten oder zu geſtatten. 

Der Erwerber iſt ohne Zuſtimmung des Verfaſſers nicht 
befugt, das Werk in veränderter Form zu veröffentlichen. 

Falls nicht Gegenteiliges vereinbart wurde, iſt der Ver⸗ 
leger nicht befugt, mehr als eine Auflage, die mit Aus⸗ 
nahme des in § 3, Abſatz 1 genannten Falles tauſend 
Exemplare nicht überſteigen darf, zu veröffentlichen. 

Solange die übertragene Auflage nicht ausverkauft iſt, 
de Verfaſſer zur Veranſtaltung einer neuen Auflage nicht 

efugt. 

Wenn der Verfaſſer oder Verleger unbefugt eine neue 
Auflage veranſtaltet oder eine ihm übertragene Auflage in 
einer größeren Anzahl von Exemplaren, als er aufzulegen 
befugt it, veranſtaltet, jo kommen die in den §§ 16, 17 
und 19 enthaltenen Vorſchriften über unbefugte Verviel⸗ 
fältigung zur Anwendung. 
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8 10. 

Derjenige, dem ein Verfaſſer das Recht zur Aufführung 
eines dramatiſchen — darunter auch mimiſchen — oder eines 
dramatiſch⸗muſikaliſchen Werkes oder das Recht zur öffent: 
lichen Aufführung eines Muſikwerkes übertragen hat, iſt 
mangels einer gegenteiligen Vereinbarung befugt, das Werk 
überall und ſo oft aufzuführen, als er will, doch kann er 
dieſes Recht nicht auf andere übertragen. 

Eine derartige Übertragung bildet, wenn nichts Gegen⸗ 
teiliges vereinbart wurde, kein Hindernis für den Verfaſſer, 
das gleiche Recht auf andere zu übertragen oder das Werk 
ſelbſt aufzuführen oder zum Vortrage zu bringen. 

Falls derjenige, dem das ausſchließliche Aufführungs⸗ 
recht übertragen wurde, das Werk in fünf aufeinanderfolgen⸗ 
den Jahren nicht zur Aufführung oder zum Vortrage ge⸗ 
bracht hat, ſind die Verfaſſer oder ſeine Erben, jedoch nicht 
andere Rechtsnachfolger befugt, das Aufführungs- oder Vor: 
tragsrecht auf andere zu übertragen oder das Werk ſelbſt 
aufzuführen oder zum Vortrage zu bringen. 


§ 11. 


Beim Tode des Verfaſſers kommen bezüglich des Ur⸗ 
heberrechtes die allgemeinen Beſtimmungen des Erbrechtes 
unter Berückſichtigung des § 6, Abſatz 2 dieſes Geſetzes zur 
Anwendung. 

In Hinſicht auf Werke, welche der Verfaſſer bei Leb⸗ 
zeiten nicht veröffentlichte, kann er in ſeinem Teſtamente 
beſtimmen, daß die Veröffentlichung nicht vor einer gewiſſen 
Zeit — die nicht länger als 50 Jahre ſein darf — nach 
ſeinem Tode vorzunehmen iſt, ſowie wer die Einhaltung 
dieſer Beſtimmung zu überwachen hat. 

Die Vorſchriften der Verordnung vom 11. September 
1839 kommen auch in Bezug auf das Urheberrecht in An⸗ 
wendung. 

Wenn ein Werk von mehreren verfaßt wurde, ohne daß 
der Beitrag eines von ihnen ein ſelbſtändiges Ganzes bildet, 
ſo geht das Recht des Mitverfaſſers, falls er ohne Erben 
ſtirbt oder ſein Recht nicht weiter übertragen hat, auf die 
Mitverfaſſer oder ihre Rechtsnachfolger mit Vorbehalt des 
Rechts der Gläubiger nach $ 12 über. 

Findet ſich im übrigen nach dem Tode des Verfaſſers 
keine berechtigte Perſon vor, ſo ſteht die Veröffentlichung 
jedermann frei. 
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8 12. 


Solange ein Werk nicht veröffentlicht, aufgeführt oder 
zum Vortrage gebracht wurde, können die Gläubiger des 
Verfaſſers oder ſeiner Erben auf keine Weiſe, weder in 
gemeinſamer noch in getrennter Rechtsverfolgung, die Ver⸗ 
öffentlichung des Werkes erwirken oder über das Manuſkript 
verfügen. 

Die Gläubiger können auch ohne Zuſtimmung des Ver⸗ 
faſſers oder ſeiner Erben durch Rechtsverfolgung keine neuer⸗ 
liche Veröffentlichung eines ſchon veröffentlichten Werkes 
erwirken. Geradeſo wie ſie aber nach den allgemeinen 
Rechtsbeſtimmungen ihre Befriedigung aus dem pekuniären 
Erträgniſſe des Urheberrechtes an einem Werke fordern kön⸗ 
nen, wenn dasſelbe ſpäter veröffentlicht würde, ſo ſind ſie 
auch befugt, Exekution für den Fall zu erwirken, daß nach 
dem Tode des Autors Ausgaben oder öffentliche Aufführungen 
eines ſeiner Werke veranſtaltet werden ſollten, ſei es, daß 
dieſe Werke bei Lebzeiten des Autors bereits veröffentlicht 
wurden oder nicht. Wenn der Verfaſſer oder ſeine Erben 
ohne Zuſtimmung des Gläubigers die in Exekution gezogenen 
Beträge einziehen und für ſich verwenden, ſo ſind ſie nach 
8 des § 253 des allgemeinen Strafgeſetzes 

rafbar. 

Das gleiche Recht ſteht der Gläubigerſchaft im Konkurſe 
ſowie bei der Verlaſſenſchaftsabhandlung zu, wenn der Nach⸗ 
laß paſſiv ift. 


III. Kapitel. 


Verletzung und Schutz des Urheberrechtes. 
$ 13. 


Das dem Verfaſſer oder anderen Perſonen im Sinne 
dieſes Geſetzes zuſtehende ausſchließliche Recht zur Veröffent⸗ 
lichung eines Werkes wird nicht nur durch die unbefugte un⸗ 
veränderte Wiedergabe des Werkes verletzt, ſondern auch 
durch eine ſolche Wiedergabe, bei welcher Verkürzungen, 
Zugaben oder Umarbeitungen — darunter Dramatiſierung 
und andere Überführungen von einer literariſchen oder künſt⸗ 
leriſchen Form in eine andere — vorgenommen wurden, 
falls die Bearbeitung nicht von ſolcher Beſchaffenheit iſt, 
daß dadurch nicht ein weſentlich neues und ſelbſtändiges 
Werk entſteht. Buchanzeigen und kurze Referate bilden keinen 
Eingriff in das Urheberrecht. 
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8 14. 


Als eine Verletzung des Urheberrechtes wird nicht an⸗ 
geſehen: 

a) die Aufnahme einzelner aus früher herausgegebenen 
Werken entnommener Stücke in ein größeres Ganzes, 
welches nach ſeinem Hauptinhalte ein ſelbſtändiges 
Werk bildet; 

b) die Aufnahme ſolcher einzelner Stücke in Leſe⸗ und 
Schulbücher, wenn ſeit der erſten Veröffentlichung 
der benutzten Schrift mindeſtens zwei Jahre ver⸗ 
floſſen ſind; 

c) der Abdruck einzelner früher veröffentlichter kleiner 
Gedichte als Text muſikaliſcher Kompoſitionen oder 
auf Konzertprogrammen ſowie deren Benutzung als 
Text bei öffentlichen Aufführungen muſikaliſcher 
Kompoſitionen; 

d) der Abdruck einzelner früher herausgegebener klei⸗ 
nerer Gedichte und Proſaſtücke als erklärender Text 
zu künſtleriſchen Illuſtrationen, wenn die letzteren 
in überwiegendem Maße für die Bedeutung des 
Werkes entſcheidend und mindeſtens zwei Jahre ſeit 
der erſten Veröffentlichung der Schrift verfloſſen ſind. 

Die benutzte Quelle iſt ſtets deutlich anzugeben. 


8 15. 


Als Verletzung des Urheberrechtes wird auch nicht der 
Abdruck von einzelnen Artikeln oder Mitteilungen aus Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften in anderen Zeitungen oder Zeit⸗ 
ſchriften angeſehen. Doch gilt dies nicht von Artikeln, für 
welche das Recht des Nachdruckes vorbehalten iſt. 

Auch hier iſt die benutzte Quelle deutlich anzuführen. 


8 16. 


Die im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes vorgefundenen, 
zur Veröffentlichung beſtimmten Exemplare eines Werkes, 
welches gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes im In⸗ oder 
Auslande gedruckt oder abgeſchrieben wurde, ſind zu beſchlag⸗ 
nahmen und zu vernichten. 

Iſt nur ein Teil eines Werkes die ungeſetzliche Wieder⸗ 
gabe des Werkes eines anderen, ſo erſtreckt ſich die Beſchlag⸗ 
nahme und Vernichtung ſoweit als möglich nur auf dieſen 
Teil des Werkes. 

Alle Platten, Formen und ähnliche zur unbefugten 
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Wiedergabe brauchbaren Materialien ſind zu beſchlagnahmen 
und zu vernichten oder doch in eine ſolche Form zu bringen, 
daß damit kein Mißbrauch ſtattfinden kann. 

Die in ihrem Rechte verletzte Perſon oder, wenn es 
mehrere ſind, die zuſammen können die Auslieferung der 
beſchlagnahmten Gegenſtände gegen Erlegung des Schätzungs⸗ 
wertes verlangen. Die Schätzung, welche ſich auf die Her⸗ 
ſtellungskoſten zu beſchränken hat, iſt auf Anſuchen des in 
ſeinem Rechte Verletzten vorzunehmen, ehe er ſich darüber 
erklärt, ob er die Auslieferung der beſchlagnahmten Gegen⸗ 
ſtände verlangt. 

Bei unbefugten öffentlichen Aufführungen von drama⸗ 
tiſchen oder dramatiſch⸗muſikaliſchen Werken und für die bei 
öffentlichen Aufführungen muſikaliſcher Kompoſitionen ge⸗ 
brauchten Abſchriften kommen die gleichen Beſtimmungen 
ſinngemäß zur Anwendung. 

Fanden die bezeichneten Handlungen in gutem Glauben 
ſtatt, ſo kann die Auslieferung oder Vernichtung der un⸗ 
befugt nachgedruckten Exemplare ſamt den Platten, Formen 
und ähnlichen Materialien nicht verlangt werden, wenn der 
Eigentümer Sorge trägt, daß ſie bis zum Erlöſchen des 
Urheberrechtes für ihn in öffentliche Verwahrung genommen 
werden. 


§ 17. 


Derjenige, welcher vorſätzlich oder unachtſam entgegen 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ein Werk vervielfältigt 
oder in der Abſicht, es zu veröffentlichen, ein im Wider⸗ 
ſpruche mit einem durch dieſes Geſetz gewährten ausſchließ⸗ 
lichen Rechte im Auslande vervielfältigtes Werk einführt 
oder mit einem im Inlande gegen die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes vervielfältigten oder eingeführten Werke Handel 
treibt, dasſelbe verteilt oder ausleiht, wird, ſoweit ſein Ver⸗ 
halten nicht eine ſchwerer zu beſtrafende Handlung darſtellt, 
mit einer Geldſtrafe von 100—2000 Kronen belegt. Dieſe 
Geldſtrafe kann für denjenigen, der ein von einem anderen 
vervielfältigtes Werk eingeführt, in Handel gebracht, verteilt 
oder ausgeliehen hat, auf 50 Kronen und in dem in § 15, 
Abſatz 1 bezeichneten Falle auf 10 Kronen ermäßigt werden. 

Außerdem hat der Schuldige dem oder den Geſchädig⸗ 
ten allen durch die Veröffentlichung zugefügten Schaden zu 
vergüten. Dieſe Vergütung iſt ſoweit als möglich nach dem 
Buchhandlungspreiſe für eine jo große Anzahl von Erem- 
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plaren der letzten rechtmäßigen Ausgabe zu berechnen, von 
denen dargetan oder mit Wahrſcheinlichkeit angenommen 
werden kann, daß an ihrer Stelle die unbefugte Nachahmung 
verkauft wurde. Kann dieſer Vorgang mit Rückſicht darauf, 
daß das Werk nicht früher herausgegeben wurde, oder aus 
anderen Gründen nicht eingehalten werden, ſo iſt die Be⸗ 
rechnung auf andere angemeſſene Weiſe vorzunehmen. 

Die unbefugte Nachahmung iſt vollbracht, ſobald auch 
nur ein Exemplar derſelben fertiggeſtellt wurde. 

§ 18. 

Vorſätzlich oder aus Unachtſamkeit geſchehene unbefugte 
öffentliche Aufführungen von dramatiſchen oder dramatiſch⸗ 
muſikaliſchen Werken, die Vorleſung derſelben ſowie die Auf⸗ 
führung muſikaliſcher Kompoſitionen oder die Benutzung eines 
Textes zu einer Aufführung wird mit Geldſtrafen von 50 
bis 500 Kronen geahndet. 

Außerdem hat der Schuldige dem oder den Geſchädig⸗ 
ten eine vollſtändige Vergütung für den verurſachten Schaden 
zu geben. Dieſe Vergütung darf in keinem Falle geringer 
bemeſſen werden als der durch eine ſolche Aufführung oder 
Vorleſung gewonnene Reinertrag oder, wenn die unbefugte 
Benutzung des Werkes nur einen Teil einer ſolchen Auf⸗ 
führung oder Vorleſung bildete, ein verhältnismäßiger Teil 
jenes Reinertrages. 

§ 19. 


| Derjenige, welcher in begründetem guten Glauben die 
in den § 17 und 18 bezeichneten Handlungen begangen 
hat, unterliegt den Strafbeſtimmungen der vorhergehenden 
Paragraphen nicht, doch hat er dem Geſchädigten heraus⸗ 
zugeben, was er hierbei verdient haben kann. 
§ 20. 


Derjenige, welcher vorſätzlich die in den §88 14 und 15 
vorgeſchriebene Quellenangabe unterläßt, wird mit einer 
Geldſtrafe von 2— 100 Kronen belegt. 


IV. Kapitel. 


Dauer des Urheberrechtes. 
8 21. 


Das urheberrecht beſteht bei Lebzeiten des Verfaſſers 
und noch 50 Jahre nach Ablauf des Todesjahres. 
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Wenn ein Werk von mehreren Perſonen verfaßt wurde, 
ohne daß der Beitrag des einzelnen als ſelbſtändiges Ganzes 
hervortritt, ſo ſind die 50 Jahre vom Ablaufe des Todes⸗ 
jahres des am längſten Lebenden zu rechnen. Iſt das Werk 
veröffentlicht, ſo iſt diesbezüglich nur Rückſicht auf jene Ver⸗ 
faſſer zu nehmen, die auf dem Werke oder bei ſeiner öffent⸗ 
lichen Aufführung namentlich angegeben ſind. | 


8 22. 


Anonyme oder pſeudonyme Werke ſowie Werke, an 
welchen wiſſenſchaftliche Inſtitutionen oder Geſellſchaften im 
Sinne des Artikels 3 das gleiche Recht wie Verfaſſer er⸗ 
werben, genießen Schutz gegen unbefugte Wiedergabe 50 Jahre 
lang vom Ablaufe des Jahres ab, in welchem ſie zuerſt 
veröffentlicht wurden. 

Doch tritt für anonyme und pſeudonyme Werke der 
volle durch § 21 gewährte Schutz ein, wenn der Verfaſſer 
vor Ablauf dieſer 50 Jahre ſeinen Namen ſelbſt angibt 
oder derſelbe von einem dazu Berechtigten bekannt gemacht 
wird; das Gleiche gilt, wenn dieſer Name auf einer neuen 


Ausgabe oder durch eine nach den Vorſchriften für öffent⸗ 


un Kundmachungen abgegebene Erklärung bekanntgegeben 
wird. | | 
Eine ſolche Bekanntmachung des Namens kann nach 
dem Tode des Verfaſſers mit Rechtswirkſamkeit nur von der⸗ 
jenigen Perſon vorgenommen werden, welcher nach den Vor: 
ſchriften des § 6, Abſatz 2 das Recht zuſteht, über die erſte 
Veröffentlichung des Werkes Beſtimmungen zu treffen, oder, 
wo ſich eine ſolche Perſon nicht vorfindet, von ſämtlichen 
Erben gemeinſam. A 


Wenn die im $ 22, Abſatz 1 genannten Werke in meh: 
reren Abteilungen ausgegeben werden, jedoch in ihrem gegen⸗ 
ſeitigen Zuſammenhange ein Ganzes bilden, ſo läuft die 
Friſt von 50 Jahren nach dem Ablaufe des Jahres, in wel⸗ 
chem die letzte Abteilung zum erſten Male herausgegeben 
wurde. Falls zwiſchen der Herausgabe einiger Abteilungen 
ein Zeitraum von mehr als drei Jahren vergangen iſt, ſo 
läuft die Friſt für die früher herausgekommenen Abteilungen 
vom Ablaufe desjenigen Jahres ab, in welchem die letzte 
derſelben herausgegeben wurde. | 
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II. Abſchnitt. 


Das Urheberrecht an Werken der bildenden Kunſt. 


8 24. 


Ein Künſtler beſitzt mit den aus dieſem Geſetze ſich er⸗ 
gebenden Einſchränkungen das ausſchließliche Recht, Repro⸗ 
duktionen ſeines Originalkunſtwerkes oder von Teilen des⸗ 
ſelben zwecks Veröffentlichung oder Verkaufes anzufertigen 
oder anfertigen zu laſſen. Dieſe Beſtimmung gilt, ob nun 
die Reproduktion eine künſtleriſche Beihilfe vorausſetzt oder 
auf rein mechaniſchem oder chemiſchem Wege geſchieht. 

Niemand darf ohne Zuſtimmung des Künſtlers deſſen 
Originalbauzeichnungen oder die Zeichnungen, Modelle u.f. w., 
welche nach dieſen ausgeführt ſind, bei irgend einem Bau 
benutzen. 

8 25. 


Derjenige, welcher befugt ein originales Kunſtwerk in 
einer anderen Kunſtform reproduziert, beſitzt für dieſe Re⸗ 
produktion dasſelbe Recht wie der Schöpfer eines Original⸗ 
kunſtwerkes. 

§ 26. 


Wurde ein Kunſtwerk durch freies Zuſammenwirken 
mehrerer Künſtler geſchaffen, ohne daß der Beitrag des ein⸗ 
zelnen ein ſelbſtändiges Ganzes bildet, ſo iſt zur Veröffent⸗ 
lichung von Reproduktionen des Werkes oder der im § 24, 
Abſatz 2 bezeichneten Benutzung die Zuſtimmung ſämtlicher 
Mitarbeiter erforderlich. 

Iſt das Recht des Künſtlers durch Erbſchaft auf meh⸗ 
rere Perſonen gemeinſam übergegangen, ſo iſt gleichfalls zu 
einer derartigen Veröffentlichung oder Benutzung die Zu⸗ 
ſtimmung aller Berechtigten erforderlich. 


8 27. 


Das einem Künſtler nach den Beſtimmungen der vor⸗ 
hergehenden Paragraphen zuſtehende Recht kann er ganz oder 
teilweiſe an andere übertragen. 

Wenn nicht das Gegenteil vereinbart iſt, ſo gibt die 
Übertragung des Kunſtwerkes ſelbſt nicht das Recht, Repro⸗ 
duktionen zu veröffentlichen; dieſes Recht ſteht auch ferner 
dem Künſtler zu. Bei Porträts oder Porträtbüſten kann 
dieſes Recht jedoch nicht ohne Zuſtimmung des Porträtierten 
oder, wenn ſie vom Ehegatten des Porträtierten, von den 


Däniſches Geſetz, betreffend das Urheberrecht. 523 


Kindern, Eltern, Adoptiveltern oder Geſchwiſtern beſtellt 
wurden, nicht ohne Zuſtimmung der Beſteller ausgeübt 
werden. Iſt der Porträtierte tot, ſo üben das ihm zu⸗ 
ſtehende Recht der überlebende Eheteil, die Kinder, Eltern, 
Adoptiveltern oder Geſchwiſter in der angegebenen Reihen⸗ 
folge aus. 

Die Übertragung des Rechtes der Reproduktion eines 
Kunſtwerkes durch beſtimmte Mittel oder auf eine beſtimmte 
Methode gibt dem Erwerber nicht das Recht auf Reproduktion 
durch andere Mittel oder auf eine andere Weiſe. 

Auf Verlagsverträge über die Vervielfältigung eines 
Originalkunſtwerkes finden die Vorſchriften des § 9 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

Wurde ein Kunſtwerk in einem der im § 3 genannten 
Werke veröffentlicht, ſo behält der Künſtler, falls nichts 
Gegenſeitiges vereinbart wurde, das ausſchließliche Recht, es 
auf andere Weiſe herauszugeben. 


8 28. 


Stirbt der Künſtler, ſo kommen in Bezug auf ſein 
Recht die im § 11 angegebenen Vorſchriften zur Anwendung. 


8 29. 


Solange ein Künſtler nicht durch das Ausbieten ſeines 
Werkes zum Verkaufe, durch die öffentliche Ausſtellung des⸗ 
ſelben oder auf andere Weiſe zu erkennen gegeben hat, daß 
er es als ausgeführt und für die Veröffentlichung geeignet 
betrachte, können ſeine Gläubiger bei ſeinen Lebzeiten weder 
durch irgend eine gemeinſchaftliche noch getrennte Rechtsver⸗ 
folgung den Verkauf des Kunſtwerkes erwirken. 

Im Streitfalle zwiſchen den Erben eines verſtorbenen 
Künſtlers und ſeinen Gläubigern oder zwiſchen den Erben 
untereinander, welcher künſtleriſche Nachlaß — darunter 
Skizzen, Studien u. ſ. w. — zu verkaufen ſei, ohne daß ein 
berechtigtes Intereſſe verletzt werde, kann die Entſcheidung 
der Kunſtakademie angerufen werden. 

Auf die Veröffentlichung von Nachbildungen eines Kunſt⸗ 
werkes finden die Vorſchriften des § 12 entſprechende An⸗ 
wendung. 

§ 30. 


Die Nachbildung oder Benutzung des Kunſtwerkes eines 
Dritten wird dadurch, daß es in anderer Größe oder anderen 
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are a als das Original ausgeführt wird, nicht eine 
erugte. | i 

Sie wird auch dann nicht befugt, wenn ſie nach einer 
anderen Nachbildung hergeſtellt wurde, auch wenn letztere 
befugt erfolgte, oder dadurch, daß Veränderungen, Zuſätze 
oder Auslaſſungen vorgenommen wurden, wenn dadurch nicht 
ein weſentlich neues und ſelbſtändiges Werk geſchaffen wird. 


8 31. 


Als unbefugte Nachbildung werden dagegen Abbildungen 
von einzelnen Kunſtwerken als Erklärung des Textes und 
in Verbindung mit demſelben in kritiſchen oder kunſthiſtori⸗ 
ſchen Arbeiten oder in einem Berichte der Preſſe über Ereig⸗ 
niſſe von allgemeinerem Intereſſe nicht angeſehen. 

Als unbefugte Nachbildung gelten ferner nicht Abbil⸗ 
dungen von öffentlichen Gaſſen und Plätzen, der Außen: und 
Innenſeite von Gebäuden, welche Abbildungen von Kunſt⸗ 
werken enthalten, es ſei denn, daß ein nach dieſem Geſetze 
geſchütztes Kunſtwerk den Hauptgegenſtand einer ſolchen Dar⸗ 
ſtellung bildet. 5 32 


Auf einen im Widerſpruche mit dieſem Geſetze vor: 
genommenen Eingriff in das Urheberrecht an Kunſtwerken 
finden die Beſtimmungen der SS 16, 17 und 19 entſprechende 
Anwendung. | 

8 33. 


Das dem Künſtler nach den Beſtimmungen der vor: 
ſtehenden Paragraphen zuſtehende ausſchließliche Vervielfälti⸗ 
gungsrecht ſeines Kunſtwerkes beſteht während der Lebens⸗ 
zeit des Künſtlers und noch 50 Jahre nach Ablauf ſeines 
Todesjahres. 
| Iſt das Kunſtwerk durch das freie Zuſammenarbeiten 

mehrerer Künſtler entſtanden, ohne daß der Beitrag des 

einzelnen ein ſelbſtändiges Ganzes ausmacht, ſo ſind die 
50 Jahre vom Ablauf des Todesjahres des am längſten 
Lebenden zu rechnen. 


III. Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
$ 34. 
Das Klagerecht wegen Übertretung dieſes Geſetzes ſteht 
dem Geſchädigten allein zu. 
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Bei anonym und pſeudonym herausgegebenen Werken 
wird der auf dem Werke angegebene Verleger dis zum Nach⸗ 
weis des Gegenteiles als berechtigt angeſehen, die Intereſſen 
des Verfaſſers wahrzunehmen. 


§ 35. 


Klagen auf Grund der §§ 17, 18, 19 und 20, oder 
31 und 32 ſind innerhalb eines Jahres nach bem Zeit⸗ 
punkte, in welchem die Rechtsverletzung zur Kenntnis des 
Geſchädigten kam, anzuſtrengen. Ein Strafantrag kann jedoch 
innerhalb zweier Jahre, ein anderweitiger Anſpruch auf 
Grund dieſes Geſetzes nur innerhalb dreier Jahre vom Zeit⸗ 
punkte ab, in welchem die unbefugte Handlung begangen 
wurde, erhoben werden. 

Die Klage auf Beſchlagnahme und Vernichtung oder 
Auslieferung von unbefugten zur Veröffentlichung beſtimmten 
Nachbildungen oder von zur unbefugten Nachbildung brauch⸗ 
baren Materialien kann, ſolange ſich Exemplare dieſer Nach⸗ 
bildung oder ſolche Materialien im Reiche vorfinden und 
das durch eine 10196 Nachbildung verlegte Recht beſteht, 
erhoben werden. rl 


Dieſes Recht kommt auf alle Werke däniſcher Unter⸗ 
tanen ſowie auf Werke fremder Untertanen, die in däniſchem 
Verlage erſcheinen, in Anwendung. 

Ein Verlag wird als däniſch dann angeſehen, wenn 
ſämtliche verantwortliche Teilhaber der Firma oder, falls 
das Geſchäft von einer unverantwortlichen Geſellſchaft be⸗ 
trieben wird, ſämtliche Mitglieder der Leitung ihren feſten 
Wohnſitz in Dänemark haben. 

Unter der Vorausſetzung der Gegenſeitigkeit können die 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes durch Königliche Verordnung 
ganz oder teilweiſe auf die von Untertanen fremder Staaten 
geſchaffenen Werke, ſelbſt wenn ſie in keinem däniſchen Ver⸗ 
lage erſchienen ſind, in Anwendung gebracht werden. Das 
Gegenſeitigkeitsübereinkommen kann jedoch, ſoweit es für den 
däniſchen Staat pekuniäre Verpflichtungen bedingt, nur mit 
Zuſtimmung des Reichstages abgeſchloſſen werden ). 


1) N Königliche Verordnung vom 19. Juni 1903, vgl. oben 
S. 510, iſt Dänemark zur Berner internationalen Urheberrechts⸗ 
oein dinti vom 9. September 1886, fowie zu dem am 4. Mai 
1896 getroffenen Zufagübereintommen (vgl. diefe Zeitſchrift 
Bd. XLVII S. 382) mit dem 1. Juli 1903 beigetreten. A 
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8 37. 


Dieſes Geſetz tritt mit 1. Juli 1903 in Kraft und 
findet auch auf die vor ſeinem Inkrafttreten geſchaffenen 
oder veröffentlichten Werke Anwendung. 

Doch kann jede vor Veröffentlichung dieſes Geſetzes be⸗ 
gonnene Nachbildung, deren Veröffentlichung nach den bisher 
geltenden geſetzlichen Vorſchriften zuläſſig war, auch weiter⸗ 
hin verkauft oder auf andere Weiſe veröffentlicht werden, 
ſelbſt wenn eine ſolche Veröffentlichung nach dieſem Geſetze 
verboten wäre. 

Auf gleiche Weiſe iſt es geſtattet, Formen, Steine, 
Platten und dergl. für die Vervielfältigung beſtimmte Ma⸗ 
terialien, welche befugt nach den bisher geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen benutzt werden konnten, falls ihre Anferti⸗ 
gung erwieſenermaßen vor Veröffentlichung dieſes Geſetzes 
erfolgte, auch weiterhin zu benutzen. 

Die auf Grund der bisher geltenden Vorſchriften be⸗ 
8 Rechtsverhältniſſe werden durch dieſes Geſetz nicht 
erührt. 

Die in den §§ 12 und 28 gegebenen Vorſchriften, be: 
treffend Vererbung, kommen nur in Anwendung, wenn der 
betreffende Verfaſſer, Komponiſt oder Künſtler nach Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes geſtorben iſt. 


§ 38. 

Hinſichtlich des Aufführungsrechtes des königlichen 
Theaters bleibt es bei den Beſtimmungen des Geſetzes Nr. 62 
vom 12. April 1889. 

§ 39. 

Das Geſetz, betreffend den Nachdruck vom 29. Dezember 
1877, das Geſetz über die Reproduktion von Kunſtwerken 
vom 11. März 1864 ſowie die Novellen zum Geſetze, be⸗ 
treffend den Nachdruck, vom 23. Februar 1866, 21. Februar 
1868, 24. Mai 1879 und 12. April 1889 werden aufge⸗ 
hoben. Die nach der älteren Geſetzgebung gegebenen De- 
ſonderen Vorrechte und Verbote bleiben, ſoweit dadurch den 
Verfaſſern oder ihren Rechtsnachfolgern größere Rechte ein⸗ 
geräumt werden als durch dieſes Geſetz, in Kraft. 


Ruſſiſche Verfügung, betreffend die St. Petersburger Börſe. 527 


X. 
Rußland. 


Verfügung des Miniſteriums der Finanzen, betreffend Regeln 
für die Zulaſſung von Papieren zur Kotierung an der Fonds⸗ 
abteilung der St. Petersburger Börſe ). 


(Anzeiger der Regierungsverfügungen des Finanzminiſteriums vom 
15/28. September 1902 Nr. 37.) 


Überſetzung nach der St. Petersburger Zeitung 
vom 14.) 27. September 1902. 


Mitgetheilt von Dr. Keyßner. 


1. Staatliche und von der Regierung garantierte zins⸗ 
tragende Papiere werden auf Verfügung des Finanzminiſters 
auf das Bulletin der Fondsabteilung geſetzt; Pfandbriefe 
privater Agrarbanken, Obligationen von Städten und ſtädti⸗ 
ſchen Kreditgeſellſchaften werden durch Beſchluß des Konſeils 
der Abteilung auf Grund der Geſuche der betreffenden Banken, 
Städte und Geſellſchaften zur Kotierung zugelaſſen. Dieſen 
Geſuchen ſind Angaben über die emittierten Papiere hinzu⸗ 
zufügen, nämlich über den Zweck der Emiſſion, die geſetz⸗ 
lichen und anderweitigen Grundlagen der letzteren, die Sicher⸗ 
ſtellung der Papiere ſowie andere Angaben, welche der Konſeil 
für notwendig hält. Dieſe Angaben werden, nachdem der 
Konſeil die Papiere zur Kotierung zugelaſſen hat, im „Weſtnik 
Finanſſow“ veröffentlicht. 

Die übrigen Papiere werden unter Beobachtung der in 
Artikel 2— 13 dieſer Regeln enthaltenen Beſtimmungen zur 
Kotierung zugelaſſen. 

Anmerkung: Papiere, welche an dem Tage der Inkraft⸗ 
ſetzung der Regeln für die Fondsabteilung bereits an der 
St. Petersburger Börſe zirkulieren, werden ohne Beobach⸗ 
tung der vorliegenden Regeln in das Bulletin der Abteilung 
eingetragen. 

2. Nicht voll bezahlte Papiere (Interimsſcheine) werden 
nur mit jedesmaliger Erlaubnis des Finanzminiſters zur 
Kotierung zugelaſſen. 


1) Betreffend die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenhandel an 
der Berliner Börſe vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. LII S. 593 ff. und 
dieſen Band S. 211 ff. 
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3. Die Geſamtſumme des Kapitals der zur Kotierung 
vorgeſchlagenen Papiere darf keinen geringeren Nominalbetrag 
als fünfhundertauſend Rubel darſtellen. 


4. Die Geſuche um Zulaſſung von Papieren zur Kotie⸗ 
rung werden von den Verwaltungen der emittierenden In⸗ 
ſtitutionen eingereicht. Dieſe Geſuche können von anderen 
Inſtitutionen und Perſonen unterſtützt werden, denen es an⸗ 
heimgeſtellt iſt, die Geſuche und die ihnen beigefügten Doku⸗ 
mente mit zu unterzeichnen. Den Geſuchen ſind hinzuzufügen: 
a) die Akte, auf Grund derer die Emiſſion erfolgt iſt (die 
Statuten der Geſellſchaft oder die Genehmigung der Re⸗ 
gierung); b) die Bilanzen, Abrechnungen und Kopien der 
Protokolle der Generalverſammlungen der letzten drei Jahre; 
falls das Unternehmen weniger als drei Jahre exiſtiert, ſind 
dieſe Dokumente über die ganze Dauer ſeines Beſtehens ein⸗ 
zureichen; c) ein Muſter des vorgeſchlagenen Papiers; d) ein 
von denjenigen Perſonen unterzeichneter Proſpekt (Art. 5), 
welche das Geſuch unterzeichnet haben; e) das zur Publi⸗ 
kation der Anzeigen und des Proſpektes erforderliche Geld; 
f) die Mitteilung darüber, ob das betreffende Papier an 
anderen Börſen zur Kotierung zugelaſſen worden iſt oder 
eine Ablehnung erfahren hat, und g) die ſchriftliche Ver⸗ 
pflichtung ſeitens der Verwaltung der betreffenden Inſtitution, 
dem Konſeil in Zukunft die Abrechnungen der Inſtitution und 
e 17 05 der Protokolle der Generalverſammlungen zu⸗ 
zuſtellen 


5. Der Proſpekt (Art. 4, P. d) hat die Darlegung der 
Finanzlage der betreffenden Inſtitution und folgende An⸗ 
gaben zu enthalten: a) die Nominalſumme der für die Zirku⸗ 
lation an der Börſe vorgeſchlagenen Papiere, und b) den 
Kurs, zu welchem das Papier in der erſten Börſenverſamm⸗ 
lung nach erfolgter Zulaſſung zur Kotierung zum Kauf an⸗ 
geboten werden ſoll, und die Nominalſumme der Papiere, 
welche in dieſer erſten Börſenverſammlung zum Verkauf ge⸗ 
langen ſollen. 

Dem Proſpekt können . beigelegt werden, 
welche die Vollſtändigkeit und Richtigkeit der in ihm ent⸗ 
haltenen Angaben bekräftigen. 


6. Außer den in Art. 4 erwähnten Beilagen müſſen 
den Geſuchen um die Zulaſſung von Anteilſcheinen oder 
Aktien ſolcher Unternehmungen, welche vor weniger als drei 
Jahren unter der Austeilung von Aktien oder Anteilſcheinen 
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gegen von dem Unternehmen übernommenes Eigentum ge⸗ 
gründet worden find, noch hinzugefügt werden: a) das Ver⸗ 
zeichnis des übernommenen Eigentums; b) die Angabe ſeines 
Wertes, und c) das Verzeichnis der Gründer. 


7. Die Verantwortlichkeit für die Richtigkeit der An⸗ 
gaben über die dem Börſenverkehr übergebenen Wertpapiere 
iſt durch das am 12. Juni 1902 Allerhöchſt beſtätigte Reichs⸗ 
ratsgutachten feſtgeſetzt worden. | 

8. Nach erfolgter Eingabe eines Geſuches um die Zu: 
laſſung zur Kotierung verfügt der Konſeil für die Dauer 
einer Woche im Saale der Börſenverſammlungen die Aus⸗ 
hängung des Proſpektes und einer an alle, welche ſich über 
das Geſuch zu äußern wünſchen, gerichtete Aufforderung, 
ihre Bemerkungen mitzuteilen. 

9. Nach Ablauf einer einwöchentlichen Friſt, gerechnet 
von dem Tage, an welchem die Aufforderung und der Pro⸗ 
ſpekt ausgehängt wurden, ſchreitet der Konſeil der Fonds⸗ 
abteilung unter der Beteiligung von Vertretern des Finanz⸗ 
miniſteriums an die Durchſicht des Geſuches und der etwa 
einlaufenden Außerungen über dasſelbe. Den Mitgliedern 
des Konſeils und den Vertretern des Finanzminiſteriums iſt 
es anheimgeſtellt, ſich von der Geſchäftslage des betreffenden 
Unternehmens durch die perſönliche Beſichtigung des Unter⸗ 
nehmens und ſeiner Bücher zu überzeugen, falls die Ver⸗ 
waltung des Unternehmens hiermit einverſtanden iſt. Zu 
dieſem Zweck kann der Konſeil der Fondsabteilung aus ſeiner 
Mitte eine Kommiſſion wählen. 


10. An der Begutachtung eines Geſuches können die⸗ 
jenigen Mitglieder des Konſeils nicht teilnehmen, welche Ver⸗ 
waltungs⸗ oder Aufſichtsorgane des Unternehmens ſind, das 
um die Zulaſſung ſeiner Papiere zur Kotierung nachſucht, 
oder welche den Proſpekt (Art. 4, P. d) unterzeichnet haben. 
Dem Konſeil iſt es anheimgeſtellt, dieſe Perſonen zur Ab⸗ 
gabe von Erklärungen aufzufordern, ſowie auch die Vor⸗ 
legung ergänzender Dokumente und die Veränderung und 
. Ergänzung des Proſpektes zu verlangen. Der Konſeil ent⸗ 
ſcheidet die Frage der Zulaſſung zur Kotierung durch offenes 
Ballotement. Der vom Konſeil der Fondsabteilung durch⸗ 
geſehene Proſpekt wird vom „Weſtnik Finanſſow“ veröffentlicht. 

11. Das vom Konſeil zur Kotierung zugelaſſene Papier 
wird erſt nach Ablauf einer Woche, gerechnet von der Publi⸗ 
kation des Proſpektes in das Börſenbulletin eingetragen. 
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12. Die Beſtimmung des Konſeils der Fondsabteilung 
über die Zulaſſung eines Papieres zur Kotierung iſt eine end⸗ 
gültige und es kann gegen ſie nicht Klage geführt werden; 
doch iſt es den Vertretern des Finanzminiſteriums, jedem 
einzeln oder beiden gemeinſchaftlich, freigeſtellt, dem Finanz⸗ 
miniſter einen Proteſt gegen dieſe Beſtimmung einzureichen. 
In dieſem Falle wird die Wirkſamkeit der Beſtimmung ſo 
lange ſiſtiert, bis die ſtrittige Frage vom Finanzminiſter 
entſchieden iſt. 

13. Die genaueren Beſtimmungen über den Modus 
der Einreichung und Erledigung der Geſuche um Zulaſſung 
von Papieren zur Kotierung werden von dem Konſeil der 
Fondsabteilung feſtgeſetzt. Dieſe als Ergänzung zu den vor⸗ 
ſtehenden Regeln vom Konſeil ausgearbeiteten Beſtimmungen 
ſind zu veröffentlichen. 


XI. 
Die International Law Association und die 
Antwerpener Konferenz von 1903. 


Von 
Herrn Dr. jur. Guſtav Schirrmeiſter in London. 


Die im Jahre 1873 begründete International Law 
Association zu London verfolgt, wie der § 3 ihrer Ver⸗ 
faſſungsurkunde beſagt, als Zweck eine „Reform and Codi- 
fication of the Law of Nations“ und veranſtaltet zu dieſem 
Behufe alljährlich oder jedes zweite Jahr eine internationale 
Juriſtenkonferenz, um einerſeits Fragen über Vereinheit⸗ 
lichung der Rechte der verſchiedenen Kulturſtaaten zu beraten, 
und um andererſeits den Juriſten aller Länder Gelegenheit 
zu geben, durch mündlichen Gedankenaustauſch mit Berufs⸗ 
genoſſen anderer Nationen ſich eine Kenntnis und ein Ver⸗ 
ſtändnis der in fremden Rechtsſyſtemen herrſchenden An⸗ 
ſchauungen zu erwerben. Einen großen Wert legt die 
Vereinigung darauf, daß zu ihren Tagungen als Referenten 
über die zur Verhandlung geſtellten Rechtsfragen ſolche Fach⸗ 
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männer herangezogen werden, die ſich auf dem in Betracht 
kommenden Spezialgebiete nicht nur durch ihre theoretiſche 
Kenntnis Anerkennung zu erringen gewußt haben, ſondern 
die auch gleichzeitig und vornehmlich über einen reichen Schatz 
praktiſcher Erfahrung verfügen. Die Betonung dieſer 
letzteren Bedingung verleiht den Verſammlungen der Inter- 
national Law Association eine ganz beſondere Bedeutung 
und einen erhöhten Wert. Umſomehr iſt es zu bedauern, 
daß nur ein verhältnismäßig kleiner Teil deutſcher Juriſten 
den Beſtrebungen und Bemühungen der großen Londoner 
Vereinigung Anteilnahme entgegenbringt. Gerade je mehr 
Deutſchland ſich an dem internationalen Handel und Ver⸗ 
kehr beteiligt, je mehr ſich die wirtſchaftlichen Intereſſen 
unſeres Vaterlandes über den ganzen Erdball ausdehnen, 
umſo eindringlicher erwächſt auch für den deutſchen Juriſten 
die Pflicht, ſich mit den Rechtsverhältniſſen, Gebräuchen und 
Anſchauungen anderer Kulturvölker innig vertraut zu machen. 
Der Juriſt eines Volkes, das auf dem großen Weltenmarkte 
eine gewichtige und führende Stimme zu reden verlangt, 
muß ſeinen Blick über die Schranken ſeines einheimiſchen 
Rechts hinaus in ausländiſche Rechtsgebiete lenken, will er 
nicht bewirken, daß ſeine eigenen Landsleute ihn ſeines ein⸗ 
ſeitigen Wiſſens wegen mit Geringſchätzung behandeln ). 


1) Gegenüber der großen Zurückhaltung, die fih bis zum heutigen 
Tage bei einem großen Teile der deutſchen Juriſten gegen eine 
Beſchäftigung mit vergleichender Rechtswiſſenſchaft und gegen ein 
ſorgfältiges Studium fremder Rechte geltend macht, und gegenüber 
der völligen Vernachläffigung, die dieſen Disziplinen in dem Aus⸗ 
bildungsgange unſerer Rechtswiſſenſchaft ſtudierenden Jugend zu 
Teil wird, möchte ich darauf hinweiſen, daß neuerdings in England 
auf Veranlaſſung des Council of Legal Education in den Inns 
of Court zu London für ältere Studierende, d. h. für die zu⸗ 
künftigen barristers-at-law und Richter Englands, regelmäßige 
Vorleſungen über Comparative Jurisprudence ſtattfinden und 
hierbei das deutſche Bürgerliche Geſetzbuch mit dem bürgerlichen 
Rechte Englands einer vergleichenden Betrachtung unterzogen wird. 
Da ich ſelber dieſen von Dr. Pawley Bate gehaltenen Vor⸗ 
leſungen beigewohnt habe, ſo kann ich aus eigener Erfahrung über 

den praktiſchen und wiſſenſchaftlichen Wert folder akademiſchen 
Übungen berichten. Einmal wird durch eine ſolche vergleichende 
Betrachtung den Studierenden ein tieferes Verſtändnis des eigenen 
Rechts erleichtert, ſodann werden ſie erzogen und befähigt gemacht, 
ſich in ganz neue, von den einheimiſchen Rechtsanſchauungen völlig 
abweichende Rechtsbegriffe und Rechtsgrundſätze ſchnell und ſicher 
hineinzufinden, ſobald und ſofern ihnen einmal in ihrer ſpäteren 
Praxis die Notwendigkeit entgegentritt, ausländiſches Recht zur 
Entſcheidung eines Rechtsfalles anwenden zu müſſen. 
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Die im Herbſte des Jahres 1903 von der International 
Law Association veranſtaltete Konferenz fand in der altehrwür⸗ 
digen Handels⸗ und Hafenſtadt Antwerpen ſtatt. Über den 
Verlauf dieſer internationalen Juriſtenverſammlung wird 
nachſtehend kurz berichtet. , 


A. 


Allgemeine überſicht über die Verhandlungen auf der 
Antwerpener Konferenz. 


Die Reichhaltigkeit des Programms der Antwerpener 
Konferenz von 1903 zeigt die folgende Überſicht über die 
zur „ und Beratung geſtellten Rechtsmaterien: 

1. Internationale Schiedsſprüche während des 20. Jahr⸗ 

hunderts. (International Arbitration during the 
Twentieth Century.) 

2. Anwendung der Monroe Doctrine auf internationale 
Schiedsſprüche. (The Monroe Doctrine applied to 
International Arbitration.) 

3. Iſt die Teilnahme der britiſchen Regierung an den 
Haager Konferenzen über internationales Privatrecht 
wünſchenswert? (The Desirability of the British 
Government taking part in the Legal Conferences 
at the Hague on Private International Law.) 

4. Die Gerichtsbarkeit über ausländiſche Schiffe in terri⸗ 
torialen Gewäſſern. (Jurisdiction over Foreign Ships 

in Territorial Waters.) | 

5. Das franzöſiſche Recht über den Umfang der Haftung 
eines ausländiſchen Reeders aus einem Schiffszu⸗ 
ſammenſtoße in franzöſiſchen Gewäſſern. (The Law 
applicable by a French Court for determining the 
extent of the Liability of a Foreign Shipowner for 
Collision in French Waters.) 

6. Die Zwangsvollſtreckung aus dem Urteile eines aus⸗ 
ländiſchen Gerichts. (Execution of Foreign Judg- 
ments.) 

Die Zweckmäßigkeit einer gleichmäßigen Ausgeſtaltung 
des Armenrechts in den Prozeßordnungen der zivili⸗ 
ſierten Länder. (The Expediency of Uniformity in 
the Procedure of the Courts of Civilized Countries 
with regard to Pauper Litigants.) 

8. Die Eherechte unter beſonderer Bezugnahme auf das 

Haager Eherechtsabkommen von 1902. (Marriage 
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Laws, with special reference to the Hague Mar- 

riage Law Convention, 1902) | | 

9. Das Recht der großen Haverei. (General Average.) 

10. Welche Schutzvorſchriften zu Gunſten des Publikums 

hinſichtlich der Gründung von „Artiengeſellſchaften ſind 

als die beſten zu empfehlen? (What are the best 

measures which can be recommended for the pro- 

tection of the public in respect of the creation of 
Limited Liability Companies ?) 

11. Über ein internationales Abkommen zur Behandlung 

des Anarchismus. (International Agreement for the 
Treatment of Anarchism.) | 


Es ift nicht meine Abſicht, an dieſer Stelle einen aus: 
führlichen und erſchöpfenden Bericht über ſämtliche Verhand⸗ 
lungen auf der Antwerpener Konferenz zu geben. Einerſeits 
liegt ein großer Teil der zur Beratung gelangten Rechts⸗ 
materien vollkommen außerhalb desjenigen Gebietes, deſſen 
Behandlung ſich dieſe Zeitſchrift zur Aufgabe geſtellt hat. 
Andererſeits wird ein gerade für den Handelsrechtler wich⸗ 
tiger Teil der Beratungen, nämlich die Verhandlungen über 
das Aktienrecht, von Dr. Keyßner einer kritiſchen Betrach⸗ 
tung unterzogen werden. Ich beſchränke mich daher darauf, 
hier lediglich auf die Verhandlungen über das Recht der 
großen Haverei näher einzugehen. 


B. 


Die e der Antwerpener Konferenz über das 
Recht der großen Haverei. 


Die International Law Association hat ſich auf dem 
Gebiete der einheitlichen Regelung des Rechts der großen 
Haverei (general average) hervorragende Verdienſte erworben. 
Insbeſondere verdanken wir ihrer Tätigkeit das Zuſtande⸗ 
kommen der ſogenannten Lork Antwerp Rules von 1877/1890. 
Es iſt daher natürlich, daß die Verhandlungen der Londoner 
Vereinigung gerade über dieſe Rechtsmaterie eine beſondere 
Beachtung für ſich in Anſpruch nehmen dürfen. 

Auf der Antwerpener Konferenz ſtanden zwei verſchie⸗ 
dene Themata bezüglich des Rechts der großen Haverei zur 
Beratung. Das erſte betraf das Abſchätzungs⸗ und Ver⸗ 
teilungsverfahren beim Aufmachen der Dispache (adjustment), 
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das zweite den Vergütungsanſpruch des Reeders (shipowner) 
und das Rückgriffsrecht der Beitragspflichtigen (contribu- 
tories), wenn die Gefahr, die zu der großen Haverei Anlaß 
gegeben hat, durch Verſchulden des Kapitäns herbeigeführt 
worden iſt. 


1. Die Aufmachung der Dispache (adjustment). 


Zum Referenten über das erſte Thema war der Lon⸗ 
doner Dispacheur (average adjuster) K. M. Elmslie be⸗ 
rufen worden. Es war ihm aufgegeben, die praktiſchen 
Erfahrungen auf dem Gebiete der Dispache nach drei Ge⸗ 
ſichtspunkten einer Erörterung zu unterziehen: 


a) Die Anwendung der York Antwerp Rules in ihrer 
Geſamtheit. (The application of the York Antwerp 
Rules in their entirety.) 


b) Die Verſchiedenheiten im engliſchen und kontinentalen 
Verfahren bezüglich der Feſtſtellung der Höhe der 
Vergütung für zur großen Haverei gehörende Opfer. 
(The differences between the English and Conti- 
nental practices in estimating the amount to be 
made good for sacrifices in General Average.) 


c) Die Verſchiedenheiten im engliſchen und kontinentalen 
Verfahren bezüglich Ermittelung des Wertes der zur 
großen Haverei beitragspflichtigen Gegenſtände. (The 
differences between the English and Continental 
practices in estimating the value of the contri- 
butory interests in General Average.) 


Da viele Einzelheiten in den intereſſanten und lehr⸗ 
reichen Ausführungen des Vortragenden zu tief in die Be⸗ 
rufstätigkeit des Dispacheurs hineinführen, um für weitere 
Juriſtenkreiſe Intereſſe und Verſtändnis zu beanſpruchen, ſo 
halte ich es gerechtfertigt, wenn ich nur die weſentlichſten 
Punkte der ſtattgehabten Erörterungen über das ,adjust- 
ment“ berühre. — In ſeinen Betrachtungen über die An⸗ 
wendung der York Antwerp Rules in ihrer Geſamtheit wies 
der Vortragende darauf hin, welchen wohltätigen Einfluß 
dieſe Regeln gerade in Bezug auf Einheitlichkeit des Ver⸗ 
fahrens betreffend die Aufmachung der Dispache in allen 
ſeehandeltreibenden Ländern hervorgerufen haben. Soll dieſer 
Erfolg ein dauernder und wertvoller bleiben, ſo iſt mit allen 
Mitteln dahin zu wirken, daß einerſeits Abweichungen von 
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den Rules durch privates Abkommen in den Seefrachtver⸗ 
trägen (contracts of affreightment) allſeitig für unzuläſſig 
erklärt werden, und daß andererſeits die Auslegung der ein⸗ 
zelnen Rules ſeitens der Gerichte der verſchiedenen Staaten 
eine völlige Übereinſtimmung zeigt. Nach den praktiſchen 
Erfahrungen der letzten Jahre ſind in beiderlei Hinſicht 
Mängel in die Erſcheinung getreten. Gemäß Rule 1 ſollen 
bei der Schadensberechnung in Fällen der großen Haverei 
Aufopferungen von nicht unter Deck geladener Güter (jet- 
tison of deck-load) außer Anſatz bleiben. Dieſe Beſtim⸗ 
mung iſt in vielen, aber nicht in allen Ländern zur Geſetzes⸗ 
beſtimmung erhoben. Für das deutſche Recht verweiſe ich 
auf Z. 1 des § 708 HGB. !). Das belgiſche Recht beſtimmt 
gleichfalls, daß Beſchädigungen und Verluſte an Deckladungen 
nicht zur großen Haverei zählen, fügt indeſſen hinzu: wo⸗ 
fern nicht die Parteien in dem Frachtvertrage etwas anderes 
vereinbart haben. Dieſe Regelung hat bewirkt, daß in ge⸗ 
wiſſen Handelszweigen, namentlich im Holzhandel, der Ge⸗ 
brauch beſteht, auch Deckladungen in die Beſtimmungen über 
große Haverei einzubeziehen; und engliſche Gerichte haben 
eine derartige Vereinbarung in ſolchen Seefrachtverträgen, 
die nach belgiſchem Recht zu beurteilen ſind, als rechtsver⸗ 
bindlich anerkannt. — Ein zweiter in der Praxis hervor⸗ 
getretener Mangel an Einheitlichkeit betrifft die Regel 17 
der Lork Antwerp Rules. Dieſe Regel enthält eine all⸗ 
gemeine Beſtimmung über das Berechnungsverfahren, das 
bei Verteilung des geſamten, die große Haverei bildenden 
Schadens anzuwenden ift. In der Entſcheidung des Pro- 


1) Das deutſche HGB. läßt die Frage offen, was als „Deck“ anzu⸗ 
ſehen ſei. Die Frage kann von Wichtigkeit werden, wenn Auf⸗ 
bauten auf Deck vorhanden find und in ihnen Ladung verſtaut 
iſt. Hat eine ſolche Ladung, obwohl ſie nicht frei auf dem oberen 
Decke des Schiffes lagert, noch die Eigenſchaft einer Deckladung, 
oder iſt ſie gleich einer im Schiffsraume geſtauten Ladung zu 
erachten? Die Rule 1 der York Antwerp Rules beftimmt in 
dieſer Beziehung in Abſatz 2: „Every structure not built in with 
the frame of the vessel shall be considered to be a part 
of the deck of the vessel;“ d. h., „jeder Aufbau, der nicht in 
das Gerippe des Schiffes feſt eingefügt iſt, gilt als Teil des Deckes 
des Schiffes“. Unter Zugrundelegung dieſer Beſtimmung erſcheint 
es zweckmäßig, zwiſchen Aufbauten von vorübergehender Dauer 
und ſtändigen Aufbauten zu unterſcheiden und Ladungen, die 
unter Aufbauten der erſteren Art verſtaut ſind, noch zu den Deck⸗ 
ladungen zu rechnen. 
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zeſſes Burrett versus Armstrong hat ein amerikaniſches 
Obergericht, der United States Circuit Court of Appeals, 
Second Circuit, der Rule 17 eine Auslegung gegeben, die 
zwar im Einklange mit einer ſtreng wörtlichen Interpretation 
der Regel ſteht, ſich aber im Widerſpruch mit den erklärten 
Abſichten der Verfaſſer der Rule und mit der in den meiſten 
Ländern, auch in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
ſeit Jahren geübten Praxis der Dispacheure befindet !). 

In dem zweiten Teile ſeines Referats behandelte der 
Vortragende die Verſchiedenheiten, die ſich im engliſchen und 
kontinentalen Verfahren zur Beſtimmung der Vergütung für 
Opfer, die zur großen Haverei gehören, herausgebildet haben. 
Aus dem oben ſchon angeführten Grunde begnüge ich mich, 
hier nur auf den Mangel an Einheitlichkeit hinzuweiſen, 
der bei Feſtſtellung der Vergütung für entgangene Fracht 
beſteht. Während die Berechnungsweiſe der engliſchen und 
nordamerikaniſchen Dispacheure die gleiche iſt, zeigen die 
hier in den verſchiedenen Staaten des europäiſchen Konti- 
nents geltenden Beſtimmungen erhebliche Abweichungen. Für 
eine in England aufzunehmende Dispache gilt die folgende 
English Adjusters’ Rule of Practice: „Die Vergütung für 
entgangene Fracht iſt in der Weiſe zu beſtimmen, daß von 
der entgangenen Bruttofracht diejenigen Koſten abgezogen 
werden, die der Reeder gehabt haben würde, um die Fracht 
zu verdienen, aber infolge des Havereifalles nicht gehabt 
hat“ ?). — In gleicher Weile beſtimmt die Rule of Practice 


1) Die Rule 17 beſagt: „The contribution to a general average 
shall be made upon the actual values of the property at 
the termination of the adventure, to which shall be added 
the amount made good as general average for property sacri- 
ficed; deduction being made ... from the value of the 
property of all charges incurred in respect thereof subse= 
quently to the general average act, except such charges as 
are allowed in general average.“ Su deutſch: „Die Höhe des 
Beitrags bei einer Havereiverteilung ift nach dem tatſächlichen 
Werte der am Ende der Reiſe noch vorhandenen Gegenſtände zu 
bemeſſen unter Hinzurechnung des Betrages, der für aufgeopferte 
Gegenſtände als große Haverei vergütet wird; abzuziehen ſind da⸗ 
gegen .. . von dem Werte der Gegenſtände alle auf fie nach dem 
Havereifall aufgewendeten Koſten mit Ausnahme derjenigen Koſten, 
für die eine Vergütung als große Haverei gewährt wird.“ 

„The loss of freight to be made good in General Average 
shall be ascertained by deducting from the amount of 
freight lost, the charges which the owner thereof would 
have incurred to earn such freight, but has, in consequence 
of the sacrifice, not incurred.“ 


2 


— 
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of the members of the Average Adjusters’ Association 
of America: „Wenn eine Vergütung für entgangene Fracht 
infolge einer großen Haverei gewährt wird, ift eine Ber- 
gütung für die entgangene Nettofradt zu bewilligen und 
letztere in der Weiſe zu beſtimmen, daß von der Brutto⸗ 
fracht diejenigen Auslagen abgezogen werden, die nach dem 
Zeitpunkte des Havereifalles noch nötig geweſen wären, um 
die Fracht zu verdienen“ !). — Wie diefe Beſtimmungen 
zeigen, wird in England ſowohl als in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika nur eine Vergütung für ent⸗ 
gangene Netto fracht gewährt. In den Ländern des konti⸗ 
nentalen Europa dagegen wird regelmäßig die Vergütung 
für entgangene Fracht nach dem Brutto frachtbetrage be: 
ſtimmt, welcher für die aufgeopferten Güter zu entrichten 
geweſen ſein würde, wenn der Havereifall nicht eingetreten 
wäre. Ich verweiſe in dieſer Beziehung auf die deutſche 
Beſtimmung in $ 715 HGB. ). 

In dem letzten Teile ſeiner Erörterungen über die Auf⸗ 
machung der Dispache wies Elmslie darauf hin, daß in 
dem gewöhnlichen und einfachen Falle einer einzigen Reiſe 
und einer einzigen großen Haverei keine nennenswerten Ver⸗ 
ſchiedenheiten hervorgetreten wären bezüglich Feſtſtellung des⸗ 
jenigen Wertes, welchen Schiff, vorhandene Ladung und 
verdiente Fracht am Ende der Reiſe beſitzen, und mit wel⸗ 
chem ſie zur gemeinſchaftlichen Tragung der großen Haverei 
beizuſteuern haben. Dagegen erfolgt die Ermittlung der 


1) When loss of freight on cargo sacrificed is allowed in Ge- 
neral Average, the allowance shall be for the net freight 
lost, to be ascertained by deducting from the gross freight 
the expenses that would have been incurred subsequent to 
the sacrifice to earn it.“ 

2) Von der deutſchen Regel, daß der Reeder für entgangene Brutto⸗ 
fracht Vergütung beanſpruchen kann, bildet der Abzug einer von 
dem Reeder etwa verdienten Erſatzfracht keine Ausnahme. Unter 
Erſatzfracht iſt diejenige Fracht zu verſtehen, welche der Reeder 
durch Übernahme anderer Güter an Stelle der geopferten verdient. 
Daß ein folder Verdienſt von dem dem Reeder zu erſetzenden Fracht: 
verluſte abgezogen werden muß, iſt eine notwendige Folge aus 
allgemeinen Grundſätzen der großen Haverei und hat mit ber 
Frage, ob Vergütung für entgangene Netto⸗ oder Bruttofracht zu 
gewähren fei, nichts zu ſchaffen. Ebenſo ift es eine Folge al: 

emeiner Grundſätze, daß in einem Falle, wo der Reeder an Erſatz⸗ 
fracht mehr erhält, als der Betrag der entgangenen Fracht beträgt, 
dieſer überſchuß nicht ihm, ſondern der Gemeinſchaft zu gute kommt. 
Denn kein Beteiligter ſoll aus der großen Haverei Gewinn ziehen. 
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Beträge, die auf den als Haverei in Rechnung kommenden 
Schaden an Schiff und Zubehör, ferner auf die auf⸗ 
geopferten Güter und auf die entgangene Fracht zu 
leiſten ſind, in den verſchiedenen Ländern in abweichender 
Weiſe. Des weiteren beſteht ein Mangel an Einheitlichkeit 
des Verfahrens bei Berechnung der zu leiſtenden Beiträge 
in den mehr verwickelten Fällen, wo auf ein und derſelben 
Reiſe zwei oder mehrere große Havereien ſtattgefunden haben. 
Schließlich hat der Ausdruck „Ende der Reiſe“ (termination 
of the adventure) Anlaß zu verſchiedenen Auslegungen und 
dementſprechend zu verſchiedenen Beitragsermittelungen in 
denjenigen, heutzutage gerade ſehr häufigen Fällen gegeben, 
in denen das Schiff nicht eine einzige Ladung von einem 
einzigen Verſchiffungshafen (port of shipment) nach einem 
einzigen Löſchungshafen (port of discharge) befördert, ſon⸗ 
dern während der Reiſe in viele Häfen einläuft, um da⸗ 
ſelbſt ſowohl Güter zu löſchen, wie neue Güter einzu⸗ 
nehmen. 


2. Der Vergütungsanſpruch des Reeders und das 
Rückgriffsrecht der Beitragspflichtigen, wenn 
die Gefahr durch den Kapitän verſchuldet iſt. 


Über das zweite Thema aus dem Gebiete des Rechts der 
großen Haverei ſprachen der belgiſche Advokat M. Maeter⸗ 
linck im Namen der Association belge pour l’unification 
du droit maritime, ſodann der engliſche barrister-at-law 
Dr. Charles Stubbs. 

Der Maeterlinckſche Vortrag bildete einen Bericht 
über das Ergebnis von Kommiſſionsberatungen, die im 
Schoße der belgiſchen Vereinigung über die Reederhaftung 
für Verſchulden des Kapitäns im Falle der großen Haverei 
ſtattgefunden hatten. 

Es ſtanden drei Unterfragen zur Beantwortung. Die 
erſte Frage lautete: 


„Welche Wirkung ſoll nach poſitivem Recht und 
unabhängig von irgend einer entgegenſtehenden ver⸗ 
traglichen Vereinbarung ein im Zuſammenhange mit 
einer großen Haverei ſtehendes Verſchulden des Kapitäns 
haben?“ (What should be the effect of fault of the 
master in relation to General Average at law aud 
independently of any contract to the contrary?) 
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Für das deutſche Recht iſt die Antwort auf dieſe Frage 
in dem § 702 in Verbindung mit den § 485 und 486 
GB. gegeben. 

Die Anſichten der beiden Vortragenden wichen von⸗ 
einander ab. Die belgiſche Vereinigung vertritt den Stand⸗ 
punkt, daß, da für die Frage der Anwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchriften über die große Haverei uneingeſchränkt der Grundſatz 
„causa proxima, non remota spectatur“ gelte, das Ver⸗ 
ſchulden des Kapitäns keinen Einfluß auf die Havereivertei⸗ 
lung und Schadensvergütung habe, und daß demgemäß der 
Reeder trotz ſeiner Haftung für das Verſchulden des Kapi⸗ 
täns befugt ſei, wegen des ihm durch die große Haverei 
entſtandenen Schadens Vergütung zu fordern. Nur haben 
nachher die übrigen Beitragspflichtigen ein Rückgriffsrecht 
gegen den Kapitän und den mitverantwortlichen Reeder in 
Höhe des Verluſtes, den ſie dadurch erlitten haben, daß der 
Schaden als große Haverei zur Verteilung gekommen iſt. — 
Demgegenüber führte Dr. Stubbs in richtiger Weiſe aus: 
Es würde ſonderbar ſein, dem Reeder zu geſtatten, Ver⸗ 
gütung für den ihm entſtandenen Schaden zu fordern. Denn 
der Betrag einer ſolchen geſtatteten Vergütung würde doch 
einen Teil des von den übrigen Beitragspflichtigen erlittenen 
Verluſtes bilden und demgemäß auch einen Teil des Schadens⸗ 
erſatzes ausmachen, den die übrigen Beteiligten von dem 
Reeder nachher erſtattet verlangen können. Demgemäß ſei 
ſowohl nach engliſchem, wie nach nordamerikaniſchem Rechte 
der Grundſatz anerkannt, daß der Reeder nicht berechtigt 
ſei, einen Anſpruch auf Vergütung des ihm durch die große 
Haverei entſtandenen Schadens zu erheben. — Dies er 
im Einklange mit der deutſchen Vorſchrift in § 702 Abſ. 2 
und 3 HGB. 

Das engliſche wie das nordamerikaniſche Recht in dieſer 
Frage findet ſich in dem ſogenannten case law oder judge- 
made law niedergelegt. Der „leading case“ im engliſchen 
Recht iſt hier die Entſcheidung in dem Prozeſſe Strang Steel 
and Co. versus A. Scott and Co. aus dem Jahre 1889, 
mitgeteilt im 14. Bande der Appeal Cases, S. 601 ff. Es 
ſagt daſelbſt Lord Suftice Watſon in feinem Urteile: 
„Wenn jemand, der ſonſt berechtigt wäre, Vergütung zu 
fordern, durch eigenes Verſchulden die Gefahr herbeigeführt 
hat, die mittelbar die Veranlaſſung zu ſeinem Anſpruche 
bildete, fo würde es offenſichtlich ungerecht fein, ihm zu ge: 
ſtatten, von denen Vergütung zu fordern, deren Güter ge— 
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rettet worden find. — Unter allen Umſtänden ift er dieſen 
Perſonen gegenüber ein Schuldiger und hat als folder die 
Verpflichtung, alle Mittel anzuwenden, um die natürlichen 
Folgen ſeiner ſchuldhaften Handlungen abzuwehren oder 
wieder gut zu machen. Es darf ihm weder geſtattet ſein, 
Vergütung für geleiſtete Dienſte, noch Schadloshaltung für 
Verluſte zu fordern, die er in ſeinem Bemühen erlitten hat, 
dasjenige Eigentum zu retten, das durch ſeine ſchuldhafte 
Handlung gefährdet wurde, und deſſen Rettung ſeine Pflicht 
war“ ). — Ebenſo äußert ſich das nordamerikaniſche Recht. 
Der maßgebende Rechtsgrundſatz iſt hier in der Entſcheidung 
des Prozeſſes Flint, Eddy and Co. versus Crystall and 
Greig, auch Irrawaddy case genannt, enthalten und iſt mit⸗ 
geteilt im 171. Bande der United States Reports S. 187 ff.“). 
Es heißt daſelbſt: „Der Reeder iſt nicht berechtigt, Anſpruch 
auf Vergütung einer zur großen Haverei gehörenden Be⸗ 
ſchädigung zu erheben, wenn der Verluſt durch das Ver⸗ 
ſchulden des Kapitäns oder der Schiffsbeſatzung herbeigeführt 
worden ift. ... Niemand kann Vergütung für einen ihm 
aus großer Haverei entſtandenen Verluſt fordern, wenn die 
Gefahr, zu deren Abwendung die Aufopferung erfolgte, durch 
das Verſchulden des Anſprucherhebenden oder irgendeiner 
Perſon herbeigeführt worden iſt, für deren Handlungen der 
Anſprucherhebende auf Grund freiwilliger Vereinbarungen 
oder auf Grund poſitiven Rechtsſatzes den Mitbeitragspflich⸗ 
tigen verantwortlich gemacht ift” 3). 


1) „When a person who would otherwise have been entitled 
to claim contribution has by his own fault occasioned the 
peril which mediately gave rise to the claim, it would be 
manifestly unjust to permit him to recover from those whose 
goods are saved. . . . In any question with them he is a 
wrongdoer, and as such, under an obligation to use every 
means to ward off or repair the natural consequences of his 
wrongful act. He cannot be permitted to claim either re- 
compense for services rendered or indemnity for losses sus- 
tained by him in the endeavour to rescue property which 
was imperilled by his own tortious act and which it was 
his duty to save.“ 

2) Dieſe in mehrfacher Beziehung intereſſante und lehrreiche Ent⸗ 
ſcheidung ift ſchon in dieſer Zeitſchrift Bd. LII S. 103 von 
Herrn Reichsgerichtsrat Wittmaack erwähnt worden. 

3) „The owner of the ship is not entitled to a General Average 
contribution where the loss was occasioned by the fault of 
the master or crew. ... No one can make a claim for Ge- 
neral Average contribution if the danger to avert which the 
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Die zweite zur Verhandlung geſtellte Frage lautete: 


„Andern allgemeine Klauſeln, welche den Reeder 
von der Haftung für Verſchulden und Verſäumnis des 
Kapitäns befreien, die Antwort auf die erſte Frage, 
oder haben ſie keine Wirkung im Falle der großen 
Haverei?“ (Do general clauses exempting the ship- 
owner from liability for fault and negligence of the 
master modify the answer to the first question, or 
have they no effect in General Average?) 


Zum beſſeren Verſtändnis dieſer Frage ſei es mir geſtattet, 
eine kleine Erläuterung zu geben. Es iſt üblich, den Seefracht⸗ 
verträgen (contracts of affreightment) eine ſogenannte negli- 
gence-Klauſel einzufügen, wonach die Haftung des Reeders 
für Seegefahren auch dann ausgeſchloſſen wird, wenn derartige 
Gefahren durch Schuld des Kapitäns oder der Schiffsbeſatzung 
herbeigeführt worden ſind. Die Rechtswirkſamkeit einer ſol⸗ 
chen Klauſel wird von den meiſten Rechtsſyſtemen bejaht, 
von einzelnen jedoch verneint. Bezüglich des deutſchen Rechts 
weiſe ich darauf hin, daß dasſelbe — und meines Erachtens 
in zweckmäßiger Weiſe — keine Beſtimmung enthält, wonach 
es dem Reeder verſagt iſt, die geſetzliche Haftung für Ver⸗ 
ſchulden des Kapitäns und der Schiffsbeſatzung durch ver- 
tragliche Vereinbarung abzulehnen (vgl. RG. in Zivilſachen, 
Bd. XX S. 116 ff.) ). — Die hier zur Beantwortung ge⸗ 


sacrifice was made has arisen from the fault of the claimant, 
or of some one for whose acts the claimant has made him- 
self or is made by law responsible to the co-contributors.“ 
1) Vgl. auch RG. in Zivilſachen, Bd. XXV S. 104. Hinweiſen 
möchte ich ferner auf die § 276 und 278 B.GB. — Bezüglich 
der ſogenannten negligence-Klauſel bemerke ich in Ergänzung des 
oben Geſagten: Man unterſcheidet zwiſchen abſoluten und 
relativen negligence-Klauſeln. Die erſteren befreien den Reeder 
von der Haftung für alle Schäden infolge Verſchuldens ſeiner 
Leute, während die letzteren nur eine Befreiung von der Haftung 
in ganz beſtimmten Fällen im Auge haben. Die üblichen For⸗ 
men von abſoluten negligence-Klauſeln in Konnoſſementen find: 
a) „The shipowner is not liable for any damage by want 
of intelligence, default or error in judgment of the Master, 
Mariners, Engineers or other persons in the service of 
the Shipowners.“ — Oder: 
b) „Free from any act, neglect or default whatsoever of the 
„ Pilot, Master or Mariners in navigation or in management 
of the ship, the owner of the ship being in no way liable 
for any of the consequences of the causes above excepted; 
and it being agreed, that the Captain, Officers and Crew 


542 | Rechtsquellen. 


ſtellte Frage hat nun folgende Bedeutung: Bewirkt das Vor⸗ 
handenſein einer negligence-Klauſel in dem Seefrachtvertrage 
eine Anderung der auf die erſte Frage erteilten Antwort? 
d. h., iſt trotz der negligence-Klauſel einerſeits der Reeder 
nicht berechtigt, wegen des ihm durch die große Haverei ent⸗ 
ſtandenen Schadens Vergütung zu fordern, und haben anderer: 
ſeits die übrigen Beitragspflichtigen ein Rückgriffsrecht gegen 
den Reeder für den Verluſt, den ſie dadurch erleiden, daß 
der Geſamtſchaden als große Haverei zur Verteilung kommt? 

Eine eigentümliche Antwort auf dieſe Frage hat das 
belgiſche Appellationsgericht zu Gent (Cour d' Appel de Gand) 
in einer Entſcheidung vom 12. Januar 1901 gegeben (mit⸗ 
geteilt im 16. Bande der Jurisprudence des Flandres, S. 37). 
Das beſagte Gericht entſchied: Die negligence-Klauſel kann 
nur als Verteidigungsmittel von dem Reeder geltend 
gemacht werden, wenn die Beitragspflichtigen gegen ihn 
Regreß nehmen für den Verluſt, der ihnen aus der Haverei⸗ 
verteilung erwachſen iſt; dagegen gewährt die negligence- 
Klauſel nicht dem Reeder das Recht, ſeinerſeits Vergütung 
zu fordern für den ihm aus der großen Haverei entſtande⸗ 
nen Schaden. Der Genter Gerichtshof verleiht alſo der 
negligence-Klauſel rechtliche Wirkſamkeit in dem Falle, wo 
der Reeder von den Beitragspflichtigen in Anſpruch ge- 
nommen wird; verſagt der Klauſel aber jede Bedeutung in 
dem Falle, wo der Rheder ſeinerſeits von den übrigen 
Intereſſenten Beteiligung an dem ihm erwachſenen Schaden 
verlangt. Ich glaube kaum, daß eine ſolche Auslegung der 


of the vessel in transmission of the goods, as between 
the Shipper, Owner or Consignee thereof and the Ship 
and Shipowners, be considered the servants of such 
Shipper, Owner or Consignee.“ 


Für die vom Deutſchen Reiche ſubventionierten 
Dampferlinien iſt eine negligence-Klauſel in deutſcher Sprache 
feſtgeſetzt und vom Reichskanzler genehmigt. Der Wortlaut dieſer 
Klaufel iſt: ; 

„Der Reeder ift nicht verantwortlich für die Gefahren der 
See, für Feuer, Feinde, Seeräuber, Beraubung, Baratterie, 
Arreſt und Verfügungen von hoher Hand; desgleichen nicht für 
Schäden und Verluſte durch Kollifionen, Strandung und alle 
anderen Schiffahrtsunfälle, ſelbſt wenn der dadurch entſtehende 
Schaden oder Verluſt auf irgend eine rechtswidrige Handlung, 
einen Fehler, eine Nachläſfigkeit oder einen Irrtum des Lotſen, 
des Schiffers, der Seeleute oder anderer Angeſtellter des Reeders 
zurückzuführen iſt.“ 
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negligence-Klauſel in weiteren Kreiſen Billigung und Bei- 
fall finden wird. 

Die von dem Ausſchuß der Association belge pour 
l'unification du droit maritime gegebene Antwort auf die zweite 
Frage war kurz: „Die allgemeinen negligence-Klauſeln 
ändern in keiner Weiſe die auf die erſte Frage erteilte Ant⸗ 
wort, mit der alleinigen Ausnahme, daß das Rückgriffsrecht 
der Beitragspflichtigen nicht mehr ausgeübt werden kann.“ 
(Les clauses générales d'exonération du chef des fautes et 
negligences du capitaine ne modifient en rien la solution 
à donner à la première question, sauf que le recours ne 
peut plus être exercé.) Hierzu möchte ich zweierlei be- 
merken. Einmal gewährt die belgiſche Vereinigung dem 
Reeder auch bei Nichtvorhandenſein einer negligence- 
Klauſel — wie oben dargetan iſt — das Recht, Anſprüche 
auf Vergütung für den ihm aus der großen Haverei ent⸗ 
ſtandenen Schaden geltend zu machen. Somit konnte die 
Antwort unbedenklich lauten, daß in dieſer Beziehung eine 
Anderung durch eine vorhandene negligence-Klauſel nicht 
erzeugt wird. Zweitens liegt der Antwort der belgiſchen 
Vereinigung die Annahme zu Grunde, daß von den Gerichten 
aller Staaten die negligence-Klauſel als rechtswirkſam an⸗ 
erkannt wird. Dies iſt jedoch, wie ich ſchon erwähnte, in 
der Wirklichkeit durchaus nicht der Fall. Aus beiden Grün⸗ 
den weicht daher die von der belgiſchen Vereinigung auf die 
zweite Frage erteilte Antwort von derjenigen des engliſchen 
Referenten (Dr. Stubbs) ab. 

Der engliſche Vortragende behandelte die Frage zunächſt 
von dem Standpunkte des engliſchen Rechts, d. h. eines 
Rechtsſyſtems, welches der negligence-Klauſel rechtliche Wirk⸗ 
ſamkeit zuſpricht, und ſodann von dem Standpunkte des 
nordamerikaniſchen Rechts, d. h. einer Geſetzgebung, die die 
negligence-Klauſel nicht anerkennt. Für das engliſche Recht 
iſt der leading case in dieſer Frage die Entſcheidung der 
Admiralty Division des High Court vom 5. Auguſt 1890 
in dem Prozeſſe The Carron Park, mitgeteilt im 15. Bande 
der Entſcheidungen der Probate Division S. 203 ff. Das 
Schiff „Carron Park“ war auf Grund eines Charterver⸗ 
trages verfrachtet. Die Charterpartie enthielt die negligence- 
Klauſel. Durch Verſchulden einer Perſon der Schiffsbe⸗ 
ſatzung war eine Offnung des Schiffes nicht dicht verſchloſſen. 
Waſſer drang in das Schiff und beſchädigte einen Teil der 
Ladung. Letztere mußte in Leichterfahrzeuge übergeladen 
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werden. Die Reeder beanſpruchten Vergütung wegen des 
ihnen entſtandenen Schadens. Lord Hannen, der Vor⸗ 
ſitzende der Admiralty Division, entſchied: „Der Anſpruch 
auf Vergütung eines zur großen Haverei gehörenden Schadens 
kann nicht geltend gemacht werden, wenn die Gefahr infolge 
irgend eines Verſchuldens, für das der Reeder haftet, ent⸗ 
ſtanden iſt; dagegen iſt für ihn ein Verſchulden, für das er 
nicht verantwortlich iſt, in gleicher Weiſe ein fremdes Ver⸗ 
ſchulden wie für den Dritten, der durch das Verſchulden 
Schaden erlitten hat“ !). Die Gültigkeit dieſes Rechtsſatzes 
iſt von dem Court of Appeal im Jahre 1900 in der Ent⸗ 
ſcheidung Milburn and Co. versus Jamaica Fruit Impor- 
ting, etc., Co. ausdrücklich anerkannt worden )). 

Eine andere Antwort auf die vorliegende Frage erteilt 
das nordamerikaniſche Recht. Für die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika gilt die ſogenannte Harter Act 
vom 13. Februar 18939), welche gewiſſe Befreiungen 
des Reeders von ſeiner geſetzlichen Haftpflicht für das Ver⸗ 
ſchulden der Schiffsbeſatzung durch private Verein⸗ 
barung verbietet und für ſtrafbar erklärt. Der $ 3 des 
genannten Bundesgeſetzes beſtimmt dann, daß in dem Falle, 
wo der Reeder die erforderliche Sorgfalt aufgewendet hat, 
um das Schiff „in all respects seaworthy, properly 
manned, equipped and supplied“ zu machen, er ſowohl 
wie ſeine Vertreter von Geſetzes wegen nicht für den⸗ 
jenigen Schaden oder Verluſt verantwortlich ſeien, welcher 
aus Fehlern oder Irrtümern in der Navigation oder 
in der Leitung des Schiffes (än navigation or in the 
management of the vessel) entſteht. Dieſer Paragraph 
hatte Veranlaſſung zu der Streitfrage gegeben, ob die Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung uneingeſchränkt auch auf den Fall der großen 


1) „The claim for contribution as General Average cannot be 
maintained where it arises out of any negligence for which 
the shipowner is responsible; but negligence for which he 
is not responsible is as foreign to him as to the person 
who has suffered by it.“ 

2) Dieſe Entſcheidung iſt mitgeteilt im zweiten Bande des Jahrganges 
1900 der Queen's Bench Division S. 547. 

3) Dieſes für den Seeverkehr ſehr wichtige Geſetz iſt in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. LIT S. 75 ff. von Herrn Reichsgerichtsrat Witt maack 
in deutſcher Überſetzung mitgeteilt und eingehend beſprochen worden. 
Ich begnüge mich daher, auf die Witt maack ſche Arbeit zu ver: 
weiſen, ohne meinerſeits auf eine Erläuterung des nordamerika⸗ 
niſchen Bundesgeſetzes einzugehen. 
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Haverei Anwendung finden ſollte, d. h. ob der Reeder einen 
Anſpruch auf Vergütung wegen der von ihm gebrachten 
Opfer zur Rettung von Schiff und Ladung aus einer Gefahr 
erheben könnte, wenn die Gefahr durch Fehler oder Irr⸗ 
tümer in der Navigation oder in der Leitung des Schiffes 
herbeigeführt worden iſt. Die Streitfrage gelangte in dem 
ſchon oben erwähnten Prozeſſe Flint, Eddy and Co. versus 
Crystall and Greig zur richterlichen Entſcheidung. Das 
Schiff „Irrawaddy“ war durch Verſchulden des Kapitäns 
geſtrandet. Der Reeder liquidierte die ihm durch die Ab⸗ 
bringung des Schiffes entſtandenen Verluſte als große Haverei. 
Die in New York aufgemachte Dispache (adjustment) er: 
kannte ſeine Anſprüche an. Die Ladungseigentümer weiger⸗ 
ten ſich jedoch, die auf den Reeder fallende Vergütung zu 
zahlen. Infolgedeſſen kam es zur Klage. In erſter Inſtanz 
entſchied der District Court von New Pork zu Gunſten des 
Reeders. Auf eingelegte Berufung hob der Supreme Court 
das Urteil auf und erkannte, daß der Reeder nicht berech⸗ 
tigt wäre, wegen des ihm aus der großen Haverei ent⸗ 
ſtandenen Schadens Vergütung zu fordern. Der § 3 der 
Harter Act hätte allerdings den Reeder unter gewiſſen 
Vorausſetzungen von der Haftung für Verſchulden des Kapi⸗ 
täns befreit, hätte aber nicht ausdrücklich beſtimmt, daß dieſe 
Befreiung von Verantwortlichkeit auch dem Rheder das Recht 
verleihen ſolle, den ihm erwachſenen Schaden zur großen 
Haverei zu rechnen. — Das heutige nordamerikaniſche Recht 
in dieſer Frage iſt demnach folgendes: Eine negligence- 
Klauſel in den Frachtverträgen hat keine rechtliche Gültigkeit. 
Die durch die Harter Act dem Reeder gewährte Befreiung 
von der Verantwortlichkeit für Verſchulden des Kapitäns 
verleiht erſterem nicht das Recht, Vergütung für den ihm 
aus einer großen Haverei entſtandenen Schaden zu fordern, 
wenn die Gefahr, die zu der großen Haverei Anlaß gegeben 
hat, durch Fehler oder Irrtümer in der Navigation oder in 
der Leitung des Schiffes verurſacht worden iſt ). 


1) Auch nach holländiſchem Recht ſcheint der Reeder trotz Vorhanden⸗ 
ſein der negligence-Klauſel im Frachtvertrage nicht berechtigt zu 
ſein, einen Anſpruch auf Vergütung geltend zu machen: vgl. die 
Entſcheidung in „Mary Thomas“, mitgeteilt im Jahrgange 1894 
der Entſcheidungen der Probate, Divorce, and Admiralty Divi- 
sion S. 108. — Dagegen iſt nach den Entſcheidungen franzöſiſcher 
und zum Teil auch nach den Entſcheidungen belgiſcher Gerichte 
dem Reeder ein Vergütungsanſpruch geſtattet: vgl. Revue Inter- 
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Die dritte und letzte Frage über das vorliegende Thema 
hat folgenden Wortlaut: 


„Iſt es wünſchenswert, den Vork Antwerp Rules 
eine Beſtimmung einzufügen, die auf die beiden erſten 
Fragen eine Antwort erteilt, oder iſt es angebrachter, 
dies der Vereinbarung der Parteien zu überlaſſen?“ 
(Is it desirable to insert in the York Antwerp Rules 
a rule determining the answers to the above ques- 
tions, or is it better to leave it to the agreement 
of the parties?) 


In der Beantwortung dieſer Frage ſtimmten ſowohl der 
belgiſche wie der engliſche Referent überein. Beide erklärten 
eine Einfügung einer diesbezüglichen Beſtimmung in die 
Vork Antwerp Rules nicht für empfehlenswert. Schon auf 
der Liverpooler Tagung der International Law Association 
im Jahre 1890 war ein ähnlicher Vorſchlag, wie der in 
Frage 3 enthaltene, gemacht worden, aber aus Zweckmäßig⸗ 
keitsgründen wieder fallen gelaſſen. Eine Zuſatzbeſtimmung 
in dem vorgeſchlagenen Sinne würde, wie ausgeführt wurde, 
nur eine Schwierigkeit in der allgemeinen Anerkennung und 
Anwendung der York Antwerp Rules herbeiführen. 


nationale du Droit Maritime Bd. X S 147 und Bd. XI S. 123. 
In Belgien verneinte den Vergütungsanſpruch des Reeders trotz 
Vorhandenſein der negligence-Klauſel — wie ich oben ſchon mit⸗ 
geteilt habe — der Court d' Appel de Gand, während der Court 
d'Appel de Bruxelles die Rechtmäßigkeit eines ſolchen Anſpruches 
anerkannte. — In Deutſchland iſt die Frage, ob die negligence- 
Klauſel auch in Fällen der großen Haverei Wirkung haben ſoll, 
weder geſetzlich geregelt, noch durch höchſtrichterliches Urteil ent⸗ 
ſchieden worden. Vgl. hierüber Lewis⸗Boyens, Das deutſche 
Seerecht Bd. II (1901) S. 482, und R. Ulrich, Große Haverei 
(2. Aufl. 1903) Bd. I S. 47. Betrachtet man den Standpunkt, 
den das hanſeatiſche Oberlandesgericht in einem Urteile vom 
16. März 1886 (mitgeteilt im Hauptblatt der Hanſeatiſchen Ge⸗ 
richtszeitung 1886 S. 101) einnimmt, als den maßgebenden, ſo 
wird man zu dem Schluſſe gelangen, daß die negligence-Klauſel 
auf die Fälle der großen Haverei nicht anwendbar iſt. 
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XII. 


Die akkienrechtlichen Verhandlungen auf der Antwerp 
Conference vou 1903 der International Law 
Association 


Von 
Dr. Keyßner. 


Die International Law Association zu London hat es 
fich nach ihren Statuten !) zur Aufgabe geſtellt, die Rechte 
jetzt im Verkehr ſtehender Völker einer ſorgfältigen Er⸗ 
forſchung und Feſtſtellung zu unterziehen und auf einen 
Ausgleich der erkannten Unterſchiede bei Vereinheitlichung 
der Rechtsgrundſätze hinzuwirken. In dieſem Beſtreben hat 
ſie neuerdings auch die Aktiengeſetzgebungen in den Bereich 
ihrer Tätigkeit gezogen. Auf Veranlaſſung des Executive 
Council der Vereinigung iſt ein Ausſchuß eingeſetzt, welcher 


— 


1) Vgl. die „Constitution of the Association“ Ziffer III. — In 
einer im Jahre 1901 zu Glasgow gehaltenen Rede äußert ſich der 
Lord Chief Justice Englands, Lord Alverſtone, über die Tätigkeit 
der International Law Association, deren Präfident er iſt, folgen⸗ 
dermaßen: „Wir bringen in Berührung denkende Männer vieler 
ziviliſierten Nationen — zwar nicht in großer Zahl, aber unter 
ihnen die ernſteſten ihres Volkes; und wir geben ihnen die Ge⸗ 
legenheit, Gedanken zu äußern und zur Verhandlung zu bringen, 
die — wie ich ſchon am Anfange meiner Rede bemerkte — manchem 
ihrer Hörer zur Zeit noch ungereimte Hirngeſpinſte erſcheinen. 
Doch nach einer Erfahrung von zehn oder fünfzehn Jahren finden 
wir, daß dieſe Gedanken auf Wahrheit und Vernunft beruhten, 
und daß fie fih zu faß⸗ und greifbarer Geſtalt entwickelt und in 
erfolgreicher Weiſe auf einen beſſeren Ausbau der Rechte der ein: 
zelnen Nationen hingewirkt haben.“ (We bring together thinking 
men from many civilised nations, not of course in large 
numbers, but many of them the most earnest in their nations, 
and give thun the opportunity of ventilating ideas rohich 
I said at the beginning of my address many of their hearers 
have thought at the time to be chimerical and absurd, but 
after the experience of tenor fifteen years we find that there 
was a sub- stratum of truth and good sense which has deve- 
loped into a concrete and definite scheme upon which the 
laws of nations have been improved.) Vgl. Report of the 
Glasgow Conference 1901 (London, W. Clowes and Sons), 
S. 20 und 21. 
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aktienrechtliche Fragen zu erwägen, die Erſcheinungen auf 
dem Gebiete des aktienrechtlichen Verkehrs zu verfolgen und 
gegebenenfalls Vorſchläge zur Abänderung des geltenden 
Rechts auszuarbeiten hat!). Eine Anzahl hervorragender 
Fachmänner Englands auf dem Gebiete des Aktienrechts iſt 
in dieſen Ausſchuß eingetreten, zu deſſen Vorſitzenden der 
ſowohl wegen ſeiner literariſchen Arbeiten über das Recht 
der limited liability companies, als auch wegen ſeiner Tätig⸗ 
keit als leitender Anwalt in engliſchen Aktienprozeſſen hoch⸗ 
geſchätzte King's counsel Dr. W. F. Hamilton gewählt 
iſt?). Es ift mit Genugtuung zu begrüßen, daß der Exe- 
cutive Council es für den gedeihlichen Fortgang und Erfolg 
der geplanten Arbeiten von Nutzen und Vorteil erkannt hat, 
die Mithilfe eines des deutſchen Aktienrechts kundigen und 
auf dem Gebiete des engliſchen Aktienrechts erfahrenen deut⸗ 
ſchen Juriſten in Anſpruch zu nehmen und den als Mit⸗ 
arbeiter dieſer Zeitſchrift tätigen Dr. Guſt av Schirrmeiſter, 
deſſen rechtsvergleichende Arbeiten nicht nur in Deutſchland, 
ſondern auch in England rühmende Anerkennung gefunden 


ͤ—— — ss —— — 


1) Als im Jahre 1900 die neue Aktiennovelle, die Comparies Act 
1900 (in dieſer Zeitſchrift Bd. L S. 526 ff.) zur Einführung ge⸗ 
langte, wurden in Juriſten⸗ wie in Handelskreiſen Englands ein⸗ 
dringliche Stimmen laut, an Stelle einer Zuſatznovelle, die die 
Zahl der ſchon vorhandenen und in Kraft verbleibenden Aktien⸗ 
geſetze weiter vermehrte, eine völlig neue Kodifizierung des Rechtes 
der Aktiengeſellſchaften vorzunehmen. Der engliſche Geſetzgeber 
hatte ſich damals der Zweckmäßigkeit dieſes Verlangens durchaus 
nicht verſchloſſen, war jedoch zu dem Entſchluſſe gelangt, vor Aus⸗ 
führung eines völlig neuen Geſetzwerkes eine Aufbeſſerung des alten 
Geſetzes vorzunehmen, um erſt zu erproben, ob die neuen, tief ein⸗ 
ſchneidenden Anordnungen der Companies Act von 1900 ſich 
bewähren und einen Beſtand verſprechen möchten. — Die An⸗ 
ſammlung und Prüfung der Erfahrungen erfolgt in England den 
Einrichtungen und Gewohnheiten entſprechend nicht unter behörd⸗ 
licher oder amtlicher Leitung durch einberufene Sachverſtändige, 
ſondern bleibt der freiwilligen Regſamkeit, Vereinigung und Tätig⸗ 
keit facherfahrener Perſonen überlaffen, welche zu Vereinen zus 
ſammentreten, in Verhandlungen und Beſchlüſſen die Fragen zu 
erörtern und zu klären ſich angelegen ſein laſſen. Von beſonderer 
Bedeutung ſind hierbei die im Schoße der International Law 
Association erfolgenden Verhandlungen und Beſchlüſſe; die Berichte 
hierüber werden durch den Präſidenten der Vereinigung, den Lord 
Chief Justice of England, der britiſchen Regierung unterbreitet. 

2) Als das Hauptwerk des obengenannten engliſchen Juriſten iſt zu 
nennen Hamiltons Manual of Company Law, das neben den 
aktienrechtlichen Arbeiten von Lord Lindley und Buckley als das 
„standard work“ über engliſches Aktienrecht angeſehen wird. 
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1 0 zum Mitgliede des aktienrechtlichen Ausſchuſſes zu 
eſtellen. 

Auf der letzten von der International Law Association 
berufenen Juriſtenverſammlung, der Antwerp Conference 
im Herbſte 1903, bildete neben dem Rechte der großen 
Haverei, über das in dem vorliegenden Bande dieſer Zeit⸗ 
ſchrift S. 530 ff. berichtet iſt, das Recht der Aktiengeſellſchaften 
den wichtigſten Teil der Verhandlungen. Die genannte eng⸗ 
liſche Vereinigung hat in dankenswerter Weiſe die geſamten 
Protokolle und Denkſchriften über den Antwerpener Kongreß 
zur Verfügung geſtellt, ſo daß ich unter Beihilfe unentbehr⸗ 
licher Hilfeleiſtung es unternehmen durfte, einen kurzen Über⸗ 
blick über die aktienrechtlichen Beratungen zu geben. Es 
ſtand auf der Tagesordnung die Frage: 

„Welche Schutzvorſchriften zu Gunſten des Publi⸗ 
kums hinſichtlich der Gründung von Aktiengeſellſchaf⸗ 
ten ſind als die beſten zu empfehlen?“ (What are 
the best measures which can be recommended for 
the protection of the public in respect of the 
creation of Limited Liability Companies?) 


Um ein Verbreiten über zu viele Punkte bei Beant⸗ 
wortung dieſer Hauptfrage zu verhindern, war in praktiſcher 
Weiſe von vornherein nur eine Verhandlung über die nach⸗ 
ſtehenden vier Unterfragen geſteckt: 


1. „Soll den Gründern) die Verpflichtung auferlegt 
werden, ſämtliche Abmachungen bekannt zu geben, die 
ſie entweder untereinander oder mit Dritten vor und 
in Beziehung auf die Inkorporierung der Aktien⸗ 
geſellſchaft getroffen haben?“ (Should there be im- 
posed on promoters the duty of diselosing all con- 
tracts made (a) between themselves and (b) with 
third parties previously to and in contemplation 
of the incorporation of the Company?) ?) 


1) Die Überſetzung „Gründer“ beſagt nicht, daß hiermit eine ſachliche 
bereinſtimmung mit § 187 unſeres HGB. gekennzeichnet fein fol. 
Der Ausdruck ift vielmehr nach engliſchem Rechte nicht geſetzlich 
feſtgelegt, ſondern unterſteht der Beurteilung der tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe. Näheres hierüber weiter unten S. 551. 
2) h Vergleich zu ſtellen ift unfer Handel sgeſetzbuch 8 186, betreffend 
e Kundgebung im Geſellſchaftsvertrage über beſondere Vorteile 
82 Aktionäre, Sacheinlagen und Gründerlohn; § 189 Inhalt des 
Zeichnungsſcheins bei der Zeichnungsgründung; 8 191 Gründer⸗ 
bericht über Werteinlagen und Prüfung desſelben. 
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2. „Soll das Vorhandenſein und der Wert derjenigen 


Einlagen auf das Grundkapital, die nicht in Bar⸗ 
zahlung von den Aktionären zu leiſten ſind, durch 
ſtaatliche Beamte geprüft werden?“ (Should the Go- 
vernment verify the existence and value for the 
assets other than cash contributed by members 
to the capital of the Company?) 


„Soll es einer Aktiengeſellſchaft vor Ablauf einer 


feſtgeſetzten Zeit nach Erlangung der Rechtsfähigkeit 
und vor Erfüllung gewiſſer Bedingungen unterſagt 
ſein, Aktien an das Publikum auszugeben? Und, 
bejahendenfalls, welches ſollen dieſe Bedingungen 
ſein?“ (Should a Company be forbidden to make 
an issue to the public before it has been in exi- 
stence for a stated time, or before it has fulfilled 
certain conditions: and in the latter case what 


should these conditions be?) !). 
„Iſt eine Erweiterung der perſönlichen Haftpflicht des 


Aufſichtsrats und Vorſtandes ) einer Aktiengeſellſchaft 


1) Deutſches Börfengefeg vom 22. Juni 1890 § 39 in diefer Zeitſchrift 
. 137. 


Rd. XLV 


2) Wenn hier der Wortgebrauch des deutſchen Geſetzes „Aufſichtsrat“ 


und „Vorſtand“ verwendet iſt, ſo muß dem möglichen Mißver⸗ 
ſtändnis vorgebeugt werden, als ſolle damit auch eine volle Gleich⸗ 
bedeutung des Inhalts zum Ausdrucke gebracht ſein. Zur Er⸗ 
läuterung ſei kurz folgendes angeführt: Das engliſche Recht kennt 
nur zwei notwendige Organe einer Aktiengeſellſchaft: den board 
of directors und die Generalverſammlung. Soweit nicht beſondere 
Satzungen in dem Geſellſchaftsſtatut etwas anderes beſagen, ruht 
von Geſetzes wegen die geſamte Geſchäftsführung (management), 
unbeſchadet der der Generalverſammlung eingeräumten Befugniſſe 
in den Händen des board of directors. In der Praxis hat fich 
indeſſen eine ſolche Geſchäftsführung durch einen Ausſchuß, der 
nur von Zeit zu Zeit zuſammentritt, als nachteilig dem Gedeihen 
der Geſellſchaft erwieſen. Es iſt daher allgemein üblich geworden, 
durch eine Vorſchrift in den Geſellſchaftsſtatuten dem board of 
directors eine Delegations befugnis zu verleihen, auf Grund 
deren er die Geſchäftsführung entweder ganz oder teilweiſe, ſei es 
an ein oder mehrere ſeiner Mitglieder, ſei es an eine oder mehrere 
außerhalb des board of directors ſtehende Perſonen delegiert. 
Im erſteren Falle nennt die engliſche Rechtsſprache die auf dieſe 
Meile delegierten Geſchäftsführer „managing directors“ und 
im letzteren Falle „managers“. Welchen Amtstitel ſich diefe Pers 
ſonen ſelber beilegen oder durch die Aktiengeſellſchaft beilegen laſſen, 
ſpielt rechtlich keine Rolle. Oftmals bezeichnen ſich die „managers“ 
in dem oben angeführten Sinne als „general managers“ oder 
als „acting directors“ oder in einer ſonſtigen, mehr wohlklingenden 
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wünſchenswert?“ (Is any extension of the personal 
liability of de directors and managing officers of 
a Company desirable?) 


Die Verhandlungen fanden in engliſcher Sprache ſtatt. 
Den Vorſitz führte Sir William Kennedy, Judge of the 
High Court zu London. Als Redner traten auf Prinz 
Caſſano, Profeſſor Corbian, Dr. Hamilton und 
Dr. Schirrmeiſter. Außerdem gelangten zur Kenntnis⸗ 
nahme der Verſammlung eine von Dr. Ern eſt Schuſter 
eingeſandte Abhandlung über die obigen Fragen und ein 
von dem Advokaten R. Rouſſeau für die Antwerpener 
Juriſtenverſammlung bearbeiteter Bericht über den im Jahre 
1900 in Paris ſtattgehabten Congrès International des 
‘Sociétés par actions. 

Es iſt für mich ausgeſchloſſen, auf ſämtliche in den 
Verhandlungen zu Tage getretenen Anſchauungen und Mei⸗ 
nungsäußerungen einzugehen; es muß mir genügen, ledig⸗ 
lich auf diejenigen Punkte der Beratungen hinzuweiſen, die 
mit Rückſicht auf unſer geltendes Aktienrecht von erhöhter 
Bedeutung erſchienen. 

Mit großer Schärfe ſprach ſich Schirrmeiſter bei Er: 
örterung der Frage: „Wer ſind im Rechtsſinn die Gründer 
einer Aktiengeſellſchaft?“ gegen die Antwort aus, die der 
$ 187 HGB. erteilt. Er führte aus: „Seiner Anſicht nach fei 
dieſe Frage lediglich eine Tatfrage und könne nur unter 
Berückſichtigung der tatſächlichen Umſtände des Einzelfalles 


Weiſe. Dem board of directors verbleibt nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen des engliſchen Rechts gegenüber der Tätigkeit der von ihnen 
beſtellten managers ein Aufſichtsrecht und eine Auffichtspflicht. 
Hiermit ergibt ſich, wie der board of directors dem Aufſichtsrat 
des deutſchen Aktienrechts nahe ſteht. Vgl. G. Schirrmeiſter, 
Die engliſche Aktiennovelle vom 8. Auguſt 1900 (Berlin 1901, 
Puttkammer und Mühlbrecht), S. 21 und 22 und Jahrbuch der 
internationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswiſſenſchaft, 
Band VI und VII (1903), S. 219 und 220 und S. 230 — 232. 
Aus den zahlreichen, fih mit der Frage der Delegationsbefugnis 
des board of directors beſchäftigenden Entſcheidungen höherer eng⸗ 
liſcher Gerichte werden mir bezeichnet: In re Taurine Company, 
25. Bd. der Chancery Division, S. 118; Leeds Estate Com- 
pany versus Shepherd, 36. Bd. der Chancery Division, S. 787; 
Biggerstaff versus Rowatts Wharf 1896, 2 Chancery, S. 93; 
In re County Palatine Loan and Discount Company, auch 
Cartmells case genannt, Bd. 9 der Chancery Appeal Cases, 
S. 691. 
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beantwortet werden. In jedem Falle ſei es von der größten 
Wichtigkeit, feſtzuſtellen, von wem die Gründungsanregung 
ausgegangen ſei, und wer als der geiſtige und wahre Leiter 
bei der Durchführung desſelben gehandelt habe. Dagegen 
werde eine ſtarre Begriffsbeſtimmung, die auf alle Aktien⸗ 
geſellſchaften anwendbar ſein ſoll, den gefährlichen Erfolg 
haben, daß diejenigen, die in Wahrheit die Gründer ſeien, 
aber die Verantwortlichkeit dieſer Stellung zu umgehen wün⸗ 
ſchen, vorſichtig bemüht ſein würden, ihre Tätigkeit ſo einzu⸗ 
richten, daß ſie nicht die vom Geſetze gezogene Grenzlinie 
überſchreiten. Der Ausdruck ‚Gründer‘ ſei kein rechtlicher, 
ſondern ein wirtſchaftlicher Begriff.“ 

In der Beantwortung der erſten Unterfrage ſtimmten 
ſämtliche Vortragenden überein, daß die gegenwärtigen Be⸗ 
ſtimmungen in den verſchiedenen Aktiengeſetzgebungen bezüg⸗ 
lich der von den Gründern zu machenden Angaben im Falle 
von Sacheinlagen und Sachübernahmen unzulängliche ſeien 
und in keiner Weiſe geeignet erſchienen, einen wirklichen 
Schutz des Publikums gegen betrügeriſche Gründungen zu 
bieten. Am meiſten möchten noch den beabſichtigten Zweck 
die Vorſchriften erfüllen, welche der § 10 der neueſten eng⸗ 
liſchen Aktiennovelle vom 8. Auguſt 1900 enthält‘). Es 
darf jedoch hier nicht unbeachtet bleiben, daß der $ 10 nur 
für ſogenannte „public“ Companies gilt, d. h. entſprechend 
dem deutſchen Aktienrecht nur dann Anwendung findet, wenn 
eine Zeichnungsgründung (§ 189 HGB.) vorliegt, dagegen 
nicht im Falle einer Einheitsgründung ($ 188 HGB.). Dem 
betrügeriſchen Gründer iſt alſo von Geſetzes wegen ein 
einfaches Mittel an die Hand gegeben, die Schutzvorſchriften 
ſtraffrei und unbehelligt zu umgehen! — Es ſei auf den 
amtlichen Bericht verwieſen, der auf Veranlaſſung des eng⸗ 
liſchen Unterhauſes am 8. Auguſt 1902 veröffentlicht wurde, 
und in welchem dargetan wird, daß von den 3365 in Eng⸗ 
land, Schottland und Irland während des Jahres 1901 
ſtattgehabten Aktiengeſellſchaftsgründungen nur 517 von dem 
Verfahren der Zeichnungsgründung Gebrauch machten, wäh⸗ 
rend die ſämtlichen übrigen neuen Aktiengeſellſchaften, um 
den ſtrengen Vorſchriſten der Companies Act von 1900 zu 
entgehen, als Einheitsgründungen, d. h. als ſogenannte „pri- 
vate“ Companies, ins Leben traten. 

Gegenüber der zweiten Unterfrage wurde die Zweck⸗ 


1) Bd. L S. 554 f. dieſer Zeitſchrift. 
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mäßigkeit einer ſtaatlichen Kontrolle über das Vorhandenſein 
und den Wert der Sacheinlagen und Sachübernahmen bei 
Aktiengründungen entſchieden verneint. Schon Maßregeln 
wie die in $ 191 HGB. verlangten Gründerberichte über 
die für die eingelegten oder übernommenen Gegenſtände ge⸗ 
währten Beträge und die gemäß § 192 in Deutſchland vor⸗ 
geſchriebenen Prüfungen durch die Mitglieder des Vorſtandes 
und des Aufſichtsrats, ſowie durch beſondere, von der Han⸗ 
delskammer zu beſtellende Reviſoren, ſeien den Intereſſen 
des Publikums mehr gefährlich als nutzbringend. Durch 
derartige Geſetzesvorſchriften werde nur zu leicht in dem 
Unerfahrenen das Trugbild eines in Wahrheit nicht vor⸗ 
handenen Schutzes gegen Betrügereien hervorgerufen. — Die 
Erörterungen Schirrmeiſters gingen dahin: „Keine vom 
Geſetze vorgeſchriebene Prüfung oder Wertabſchätzung, mögen 
die prüfenden ober abſchätzenden Perſonen als Privatper⸗ 
ſonen oder als Staatsbeamte handeln, werde die Aufdeckung 
eines begangenen Betruges gewährleiſten; kein Reviſor, 
ſelbſt nicht der ehrlichſte und geſchickteſte, werde und könne 
Sicherheit geben gegen betrügeriſche Vorkommniſſe. Alle 
derartigen ſogenannten Schutzvorſchriften in den Geſetz⸗ 
gebungen würden nur ehrlichen Gründern Hemmniſſe in den 
Weg legen, während Schwindler und Betrüger, anſtatt von 
der Ausführung ihrer Pläne abgehalten zu werden, derartige 
Geſetzesbeſtimmungen freudig begrüßen dürften, weil durch 
dieſelben ihre Opfer in ein falſches Gefühl von Sicher⸗ 
heit eingewiegt würden. Wer ſein Geld in einer Aktien⸗ 
geſellſchaft anzulegen ſich entſchließe, müſſe darauf hingewieſen 
werden, daß er in gleicher Weiſe, wie bei allen anderen Ge⸗ 
ſchäftsangelegenheiten, ſelbſt für den Schutz ſeiner Intereſſen 
zu ſorgen habe. Je mehr das Publikum zu dem Glauben 
veranlaßt werde, bereits im Geſetze Schutz zu beſitzen, umſo 
unbedachtſamer werde es handeln, und umſo unüberlegter 
werde es ſich auf wilde Gründungsprojekte einlaſſen. Der 
Zweck der Geſetzgebung könne nur ſein, das Publikum zur 
Anwendung gehöriger Sorgfalt zu erziehen, und nicht, das⸗ 
ſelbe von der Notwendigkeit der Vornahme einer eigenen 
Prüfung zu befreien“ ). 


1) „No investigation and no verification ordered by law, whether 
the persons investigating or verifying are acting as private 
persons or as officials of the Government, will guarantee 
the discovery of a committed fraud; no auditor, even the 
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Die dritte Unterfrage wurde in dem Sinne beantwortet, 
daß es ſich nicht empfehle, beſondere Erſchwerungen bezüg⸗ 
lich der Ausgabe von Aktien an das Publikum während des 
Gründungsſtadiums einer Aktiengeſellſchaft einzuführen. So⸗ 
wohl das deutſche wie das engliſche Recht — und zwar das 
erſtere durch Unterſcheidung zwiſchen Zeichnungs⸗ und Ein: 
heitsgründungen, das letztere durch Teilung in „public“ und 
„private“ Companies — hätten geglaubt, in dem Falle einer 
Zulaſſung des Publikums zur Zeichnung von Aktien einer 
in der Gründung befindlichen Aktiengeſellſchaft eine Reihe 
von beſonderen Schutzvorſchriften im Intereſſe des Publi⸗ 
kums aufſtellen zu müſſen. Die Erfahrung habe jedoch ge⸗ 
lehrt, daß durch dieſe geſetzlichen Maßregeln nur der Erfolg 
gezeitigt fei, daß von ſogenannten Zeichnungsgründungen 
oder von der Errichtung ſogenannter „public“ Companies 
ſo gut wie gar kein Gebrauch gemacht werde, und daß in⸗ 
folgedeſſen der von dem Geſetzgeber beabſichtigte Schutz 
des Publikums einen ſehr geringen Wert habe. Solle eine 
Schutzvorſchrift wirklich ihren Zweck erfüllen, ſo ſei die erſte 
Vorbedingung, daß ſie ſich auf alle Aktiengründungen ohne 
Ausnahme erſtrecke. a 

Die an letzter Stelle zur Verhandlung geſtellte Frage 
über die perſönliche Haftpflicht der Gründer und Mitglieder 
des Aufſichtsrats und Vorſtandes !) aus der Gründung darf 
inſofern die größte Aufmerkſamkeit auf ſich ziehen, als ſich 
gerade hier die ſchärfſten Gegenſätze in den verſchiedenen 
Geſetzgebungen zeigen. Das deutſche Aktienrecht (SS 202 
bis 204 in Verb. mit § 268 und 269 HGB.), fo hob Schirr⸗ 
meiſter hervor, beſtimme, daß nur der Geſellſchaft gegenüber 


most honest and skilful, will and can be an insuver against 
fraudulent transactions. All these so-called safeguards im- 
posed by law will only place obstacles in the way of honest 
promoters; whereas common swindlers, instead of being 
prevented from pursuing their calling, will rather hail such 
legal provisions as beneficial to them than otherwise by 
lulling their victims into a false sense of security. If a person 
desires to invest in a Company he must be called upon to 
look after himself as in other business transactions. The 
greater degree of protection the public fancy they have, the 
less cautions will they be, and the more rashly will they 
enter into wild schemes. The object of legislature, however, 
should be to make the public exercise due care, and not to 
relieve them from the necessity of so doing.“ 

1) Siehe oben S. 549 Anm. 1 und S. 550 Anm. 2. 
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eine Haftung aus der Gründung beſtehe, während Pei ein⸗ 
zelnen Aktionär ein Anſpruch gegen die obengenannten 
Perſonen aus der Gründung nicht gegeben ſei. Im Gegen⸗ 
ſatz hierzu gewähre das engliſche Recht neben den Erſatz⸗ 
anſprüchen der Geſellſchaft dem einzelnen Aktionär ſowohl 
eine Auflöſungsklage (action for rescission) gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft, als auch eine Schadenserſatzklage (action for da- 
mages) gegen die Gründer und Gründergenoſſen. Daß beide 
im Gegenſatz ſtehende Richtungen neben ihren Vorzügen auch 
erhebliche Schattenſeiten aufweiſen, fei offenſichtlich. — Es fei 
hier noch bemerkt, daß auf der Antwerpener Verſammlung 
die zahlreichen Erſchwerungen, welche der $ 269 HGB. der 
Geltendmachung eines Anſpruches aus der Gründung auf 
un einer Minderheit entgegenſetz, allſeitig abgelehnt 
wurden 


XIII. 


Die Simeierifée Handelsgeſetzgebung des Bundes und 
der Kantone in den Jahren 1 00, 1901 und 1902). 


Von 
Herrn Rebtsanwait Dr. G. Bachmann in Zürich. 


Die nachfolgende Überſicht über die eidgenöſſiſche und 
kantonale Geſetzgebung auf dem Gebiete des Handels: und 
JInduſtrierechts berückſichtigt nur Geſetze, keine Ausführungs⸗ 
verordnungen, Beſchlüſſe oder Reglemente. Geſetzgebungs⸗ 
politiſche Gründe zwingen freilich oft dazu, daß das, was 
Inhalt der Verordnung bildet, ſeiner grundſätzlichen Bedeu⸗ 
tung nach im Geſetze ſtehen ſollte, und insbeſondere auf dem 
ſo verſchiedengeſtaltigen Boden der Kantonalgeſetzgebung 


1) Frühere Berichte find erſtattet von Profeſſor Dr. König⸗ Bern | 


in Zeitſchrift Bd. XXXII S. 132 und Profeſſor Dr. Meili in 

Bd. XXXVI S. 148 ff. Zu Todan ift ferner die Zuſammen⸗ 

ſtellung ſchweizeriſcher Geſetze von Gabriel, Syſtematiſches Re- 

gifter An; Bd. I—XXV der Zeitſchrift S. 689 und Bd. . XV 
0 4 e 0 
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iſt oft das, was für einen Kanton Gegenſtand des Geſetzes 
iſt, für andere Inhalt einer Verordnung oder eines Be⸗ 
ſchluſſes. Eingehender über den Geſetzesinhalt wird nur da 
berichtet, wo, wie in Bundesgeſetzen, den betreffenden Geſetzen 
jose praktiſche und auch wiſſenſchaftliche Bedeutung zu: 
ommt. 

Als Quelle diente für das Bundesrecht: die Amtliche 
Sammlung der Bundesgeſetze und Verordnungen der ſchwei⸗ 
zeriſchen Eidgenoſſenſchaft, Neue Folge (A. S. N. F) Bd. XVIII 
und XIX, für das kantonale Recht: die kantonalen Geſetzes⸗ 
ſammlungen und amtlichen Veröffentlichungen. 


A. Juternationale Verträge und Vereinbarungen. 


1. Zuſatzübereinkommen zu dem internationa⸗ 
len Übereinkommen über den Eiſenbahn⸗ 
frachtverkehr vom 14. Oktober 1890. Vom 
16. Juni 1898; in Kraft ab 1. Oktober 1901. (A. S. 
N. F. Bd. XVIII S. 720 ff.) 


Das Übereinkommen iſt vollſtändig zum Abdruck ge⸗ 
bracht in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIX S. 460 ff. 


2. Übereinkommen zwiſchen der ſchweizeriſchen 
Poſtverwaltung und der Kaiſerlich deutſchen 
Reichspoſtverwaltung für den ſchweizeriſch⸗ 
deutſchen (ausgenommen den unmittelbaren ſchweize⸗ 
riſch⸗bayeriſchen und ſchweizeriſch⸗württembergiſchen) 
Verkehr, ſowie 

zwiſchen der ſchweizeriſchen Poſtverwal⸗ 
tung einerſeits und der Königl. bayeriſchen 
Poſtverwaltung und der Königl. württem⸗ 
bergiſchen Poſtverwaltung andererſeits für 
den unmittelbaren Verkehr zwiſchen der 
Schweiz und Bayern, ſowie zwiſchen der 
Schweiz und Württemberg vom 12. Auguſt 
1900. (A. S. N. F. Bd. XVIII S. 162 ff.) 

3. Übereinkommen, betreffend die Regelung 
der beſonderen Beziehungen zwiſchen der 
ſchweizeriſchen und der öſterreichiſchen Poſt⸗ 
verwaltung, vom 12. Auguſt 1900. (A. S. 
N. F. Bd. XVIII S. 180 ff.) 

4. Übereinkommen, betreffend die Regelung 
der beſonderen Beziehungen zwiſchen der 
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Poſtverwaltung der Schweiz und der Poſt⸗ 
verwaltung von Ungarn, vom 12. Auguſt 
1900. (A. S. N. F. Bd. XVIII S. 193 ff.) 


Sämtliche drei neuen Vereinbarungen fußen auf Art. 20 
und 21 des revidierten Weltpoſtvertrages. Sie treten als 
Sonderabkommen der Weltpoſtvereinsſtaaten an Stelle der 
Poſtverträge vom Jahre 1868, die infolge Kündigung mit 
31. Auguſt 1900 außer Kraft getreten ſind. Inhaltlich 
ſtimmen ſie in allen weſentlichen Punkten überein. 


5. Erklärung zwiſchen der Schweiz und Belgien, 
betreffend den direkten gerichtlichen Ber: 
kehr, vom 29. November 1900. (A. S. N. F. 
Bd. XVIII S. 295 f.) 

Die ſchweizeriſchen und belgiſchen Gerichtsbehörden (Ge⸗ 
richte und Staatsanwälte) ſind ermächtigt, für die Über⸗ 
mittelung der gerichtlichen oder außergerichtlichen Urkunden 
und Rogatorien in Zivil⸗ und Handelsſtreitigkeiten direkt 
miteinander zu verkehren, ſofern nicht beſondere Umſtände 
die diplomatiſche Übermittelung erfordern. 


6. Zuſatzabkommen zum internationalen Über⸗ 
einkommen (zum Schutze des gewerblichen Eigen⸗ 
tums) vom 23. März 1883, vom 14. Dezember 
1900; in Kraft ſeit 14. September 1902. (A. S. 
N. F. Bd. XIX S. 212 ff.) 


7. Zuſatzabkommen zur Übereinkunft vom 
14. April 1891, betreffend die internatio⸗ 
nale Eintragung der Fabrik- und Handels: 
marken, vom 14. September 1900; in Kraft 
ſeit 14. September 1902. (A. S. N. F. Bd. XIX 
S. 233 ff.) 


Eine ganze Reihe von Artikeln werden der Reviſion 
unterzogen und ergänzt in dem Sinne möglichſter Ausdeh⸗ 
nung und Erleichterung in der Erlangung des internationalen 
Markenſchutzes. Es ſoll eine ſorgfältige und genaue Publi⸗ 
kation der Marken bezweckt werden. Dem Eigentümer einer 
Marke, der um den internationalen Markenſchutz nachſucht, 
ſoll nach Kräften der Schutz ſeiner Marke auch in den 
anderen Vertragsſtaaten geſichert werden. Auf dieſe Weiſe 
wird zu erreichen geſucht, daß die Vertragsſtaaten danach 
trachten, ihre interne Markenſchutzgeſetzgebung gleichartig aus⸗ 
zugeſtalten. 
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8. Erklärung zwifchen der Schweiz und Griechen⸗ 
land, betreffend die gegenſeitige Anerken⸗ 
nung der Aktiengeſellſchaften vor Gericht, 
vom 24. April /7. Mai 1901. (A. S. N. F. 
Bd. XVIII S. 65s ff.) 


Aktiengeſellſchaften, ſowie andere Handels-, Induſtrie⸗ 
und Finanzgeſellſchaften, die in einem der beiden Länder 
rechtsgültig nach den daſelbſt beſtehenden Geſetzen errichtet 
wurden, werden auch im anderen Lande als geſetzlich zu 
Recht beſtehend anerkannt, insbeſondere hinſichtlich der Prozeß⸗ 
fähigkeit. Die Abmachung bezieht ſich aber nicht auf die 
Frage, ob eine ſolche in einem der beiden Länder errichtete 
Geſellſchaft im anderen Lande zur Ausübung ihres Handels 
oder Gewerbes zugelaſſen wird. Die Zulaſſung bleibt ſtets 
den Vorſchriften unterworfen, welche diesbezüglich im letzteren 
Lande beſtehen. 

9. Vereinbarung erleichternder Vorſchriften 
für den wechſelſeitigen Verkehr zwiſchen den 
Eiſenbahnen der Schweiz und Deutſchlands 
rückſichtlich der nach dem internationalen 
Übereinkommen über den Eiſenbahnfracht— 
verkehr vom 14. Oktober 1890 von der Be⸗ 
förderung ausgeſchloſſenen oder bedingungs⸗ 
weiſe zugelaſſenen Gegenſtände, vom 12. Dez. 
1901; in Kraft ab 1. Februar 1902. (A. S. N. F. 
Bd. XVIII S. 943 ff.) 

Inhalt der Vereinbarung iſt eine eingehende Klaſſifi⸗ 
zierung dieſer von der Beförderung ausgeſchloſſenen oder 
bedingungsweiſe zugelaſſenen Gegenſtände. 

10. Abkommen zwiſchen der Schweiz und dem Deut⸗ 
ſchen Reiche zur Abänderung des Übereinkom— 
mens vom 13. April 1892, betreffend den 
gegenſeitigen Patent-, Muſter⸗ und Marken⸗ 
ſchutz, vom 26. Mai 1902; in Kraft ſeit 1. Mai 
1903. (A. S. N. F. Bd. XIX S. 553 ff.) 

Dieſe Reviſion des früheren Abkommens iſt nötig ge⸗ 
worden durch den am 21. März 1903 auf 1. Mai 1903 er⸗ 
folgten Beitritt des Deutſchen Reichs zum Pariſer Vertrag 
vom 20. Oktober 1883 und dem Brüſſeler Zuſatzabkommen 
vom 14. Dezember 1900 (ſiehe Nr. 6 oben). 


11. Übereinkommen zwiſchen der Schweiz und 
Frankreich, betreffend die Schiffahrt auf 


Schweizeriſche Handelsgeſetzgebung 1900—1902. 559 


dem Lemanſee, vom 10. September 1902; in 
Kraft ſeit 1. November 1902. (A. S. N. F. Bd. XIX 
S. 281 ff.) 


Das eingehende, 84 Artikel umfaſſende Übereinkommen 
iſt den internationalen Verträgen betreffend die Schiffahrts⸗ 
und Hafenordnung für den Bodenſee vom Jahre 1892 und 
1894 nachgebildet. Es handelt von den einen öffentlichen 
Dienſt ausführenden Dampfſchiffen, von den Vergnügungs⸗ 
dampfern und anderen nicht ſtaatlich zu konzeſſionierenden 
Schiffen (Motor⸗, Segel⸗ und Ruderboote), von den Laternen, 
Signalen und Vorſchriften zur Vermeidung von Zuſammen⸗ 
ſtößen, ſowie von den Hafen⸗ und Landungsplätzen. Strafbe⸗ 
ſtimmungen bilden den Abſchluß. 


12. Zuſatzabkommen zum internationalen Münz⸗ 
vertrag vom 6. November 1885, betreffend 
die Ermächtigung der Schweiz zur Prägung 
eines außerordentlichen Kontingents von 
Silberſcheidemünzen, vom 15. November 1902; 
in Kraft ſeit 1. Januar 1903. (A. S. N. F. Bd. XIX 
S. 363 ff.) 


Durch das Abkommen wird die Schweiz ermächtigt zur 
Prägung eines außerordentlichen Kontingents von Silber⸗ 
ſcheidemünzen im Geſamtbetrage von 12 Millionen Franken. 
Die Prägungen ſind ſo zu verteilen, daß in dem erſten 
Jahre nach Inkrafttreten des Übereinkommens nicht mehr 
als 4 Millionen und in den darauffolgenden Jahren nicht 
mehr als je 2 Millionen Franken ausgemünzt werden. Für 
die Erſchöpfung des Kontingents iſt die Schweiz an keine 
Zeit gebunden. Sie darf aber in keinem Jahre mehr als 
die vorgeſehene Prägung von 4 bezw. 2 Millionen Franken 
ausprägen. Ein allfällig aus den Prägungen reſultierender 
Gewinn verpflichtet ſich die Schweiz in den Fonds zu legen, 
welchen ſie zum Unterhalt ihrer Gold⸗ und Silberzirkulation 
gebildet hat. 


B. Bundesgeſetze. 


13. Bundesgeſetz, betreffend die gewerblichen 
Muſter und Modelle, vom 30. März 1900. 
(A. S. N. F. Bd. XVIII S. 126 ff.) 


Das Geſetz iſt . abgedruckt in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. LII S. 249—257. 
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14. Bundesgeſetz über gebrannte Waſſer vom 
29. Juni 1900. (A. S. N. F. Bd. XVIII S. 297.) 
Das Geſetz tritt an Stelle des entſprechenden Bundes⸗ 
geſetzes vom 23. Dezember 1886. Es ändert an den Grund⸗ 
lagen des alten Geſetzes nichts, begnügt ſich vielmehr neben 
anderen Anderungen untergeordneter Natur mit der Klar⸗ 
ſtellung in der Berechnung des ſogenannten Inlandsviertels, 
d. h. des der inländiſchen Produktion reſervierten Vierteils 
des Geſamtkonſums gebrannter Waſſer. 


15. Bundesgeſetz, betreffend das Tarifweſen 
der ſchweizeriſchen Bundesbahnen, vom 27. Juni 
1901. (A. S. N. F. Bd. XVIII S. 790 ff.) 


Das Geſetz ſtellt ſich dar als Ausführungsgeſetz von 
Art. 13 Lit. A Z. 3 des ſogenannten „Eiſenbahnrückkaufs⸗ 
geſetzes“ vom 15. Oktober 1897. Es regelt in Erledigung 
einer Reihe eiſenbahntechniſcher Fragen nach einem allge⸗ 
meine Beſtimmungen enthaltenden Abſchnitt den Perſonen⸗ 
und Gepäckverkehr, ſodann den Güterverkehr. 


16. Bundesgeſetz, betreffend Verſicherung der 
Militärperſonen gegen Krankheit und Un⸗ 
fall, vom 28. Juni 1901. (A. S. N. F. Bd. XVIII 
S. 803 ff.) 


Von dem großen Geſetzgebungswerk über die Unfall⸗ 
und Krankenverſicherung, über das im Frühjahr 1900 das 
Schweizervolk ein verneinendes Votum gefällt hat, iſt nach 
der Niederlage nur das vorliegende Geſetz neu erſtanden. 
Es iſt von der fakultativen Volksabſtimmung verſchont geblieben, 
weil in ihm dem Volke unmittelbar auch keine Leiſtungen 
zugemutet werden. 

Das Geſetz ſtellt ſich nach ſeinem Eingang dar als eine 
Ausführung der Art. 18 und 34 bis der Bundesverfaſſung. 
Der Bund verſichert die Militärperſonen gegen die wirtſchaft⸗ 
lichen Folgen von Krankheiten und Unfällen. Die geſetzliche 
Feſtlegung deſſen, was Militärperſon iſt, bietet dem Geſetz⸗ 
geber in einem Staate mit Milizſyſtem beſondere Schwierig⸗ 
keit. Die Verwaltung der Verſicherung erfolgt vom Militär⸗ 
departement durch den Oberfeldarzt unter Mitwirkung der 
erforderlichen verſicherungstechniſchen Organe des Bundes. 
Die Mittel werden ausſchließlich vom Bunde aufgebracht. 
Eingehende Beſtimmungen finden ſich über die Krankheiten 
und Unfälle, auf die ſich die Verſicherung bezieht, ſodann 
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über den Umfang der Leiſtungen der Verſicherungsanſtalt 
bei vorübergehendem und dauerndem Nachteil. Im letzteren 
Falle kommt zur Ausrichtung eine Invalidenpenſion (bei 
völliger Erwerbsunfähigkeit 70% des 300fachen Tagesver⸗ 
dienſtes) oder Sterbegeld (40 Franken) und eine Hinter⸗ 
laſſenenpenſion (höchſtens 65 % des Jahresverdienſtes des 
Verſtorbenen). 


17. Bundesgeſetz, betreffend die elektriſchen 
Schwach- und Starkſtromanlagen, vom 24. Juni 
1902. (A. S. N. F. Bd. XIX S. 259 ff.) 


Die verfaſſungsmäßigen Rechte des Bundes zur Unter⸗ 
ſtützung der Errichtung öffentlicher Werke und Geltendmachung 
des Expropriationsrechtes zu dieſem Zwecke, zum Bau und 
Betrieb der Eiſenbahnen, das Poſt⸗ und Telegraphenregal, 
ſchließlich noch das in Art. 64 bis dem Bunde eingeräumte 
Recht der Geſetzgebung auf dem Gebiete des Zivilrechts geben 
dem Bunde die Kompetenz zum Erlaß dieſes Geſetzes. Es 
zerfällt in eine Reihe von Abſchnitten, von denen diejenigen 
über allgemeine Beſtimmungen, Haftpflichtbeſtimmungen, 
Expropriation und Strafbeſtimmungen den Juriſten in erſter 
Linie intereſſieren. 

Der Oberaufſicht des Bundes und den vom Bundesrate 
erlaſſenen Vorſchriften werden vom Geſetze unterſtellt die 
Erſtellung und der Betrieb aller Starkſtromanlagen und aller 
derjenigen Schwachſtromanlagen, welche öffentlichen Grund 
und Boden oder Eiſenbahngebiet benutzen oder zufolge der 
Nähe von Starkſtromanlagen zu Betriebsſtörungen oder 
Gefährdung Veranlaſſung geben können. Starkſtromanlagen 
ſind Anlagen, bei welchen „Ströme benutzt werden oder auf⸗ 
treten, die unter Umſtänden für Perſonen oder Sachen ge⸗ 
fährlich ſind“. Als Schwachſtromanlagen werden ſolche an⸗ 
geſehen, „bei welchen normalerweiſe keine Ströme auftreten 
können, die für Perſonen oder Sachen gefährlich ſind“. 

Die Herſtellung und die Inſtandhaltung aller elektriſchen 
Anlagen in oben beſchriebenem Umfange wie auch der elek⸗ 
triſchen Eiſenbahnen unterſteht der Kontrolle des Bundes. 
Eine ſiebengliedrige Kommiſſion begutachtet die vom Bundes⸗ 
rat zu erlaſſenden Vorſchriften für die Erſtellung und Inſtand⸗ 
haltung der elektriſchen Anlagen, ſowie die Angelegenheiten, 
in denen der Bundesrat über techniſche Fragen eine Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen hat. Die Kontrolle ſelbſt wird teils vom 
Poſt⸗ und Eiſenbahndepartement, teils (für die Starkſtrom⸗ 
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anlagen mit Inbegriff der elektriſchen Maſchinen, ſofern ſie 
nicht dem elektriſchen Eiſenbahnbetriebe dienen) einem vom 
Bundesrate zu bezeichnenden Inſpektorate für Starkſtrom⸗ 
anlagen ausgeübt. Gegen Verfügungen und Weiſungen der 
Kontrollſtellen iſt das Rekursrecht an den Bundesrat gewahrt. 
Nicht vom Bunde kontrolliert werden Hausinſtallationen, 
d. h. ſolche Anlagen in Häuſern, Nebengebäuden und dazu⸗ 
gehörigen Räumen, bei denen eine vom Bundesrate als zu⸗ 
läſſig erklärte elektriſche Spannung zur Verwendung kommt. 

Wenn durch den Betrieb einer privaten oder öffentlichen 
Schwach⸗ oder Starkſtromanlage eine Perſon getötet oder 
körperlich verletzt wird, ſo haftet der Betriebsinhaber für den 
entſtandenen Schaden, wenn er nicht beweiſt, daß der Unfall 
durch höhere Gewalt oder durch Verſchulden oder Verſehen 
Dritter oder durch grobes Verſchulden des Getöteten oder 
Verletzten verurſacht wurde. In gleicher Weiſe beſteht die 
Haftpflicht für Schädigung an Sachen, jedoch nicht für 
Störungen im Geſchäftsbetrieb. Bei Anlagen aus mehreren 
Teilen mit verſchiedenen Betriebsinhabern haftet dem Ge⸗ 
ſchädigten, wenn Zufügung und Verurſachung des Schadens 
im gleichen Teile der Anlage erfolgte, der Inhaber dieſes 
Teils; wenn Zufügung und Verurſachung des Schadens auf 
verſchiedene Teile fallen, die betreffenden Inhaber ſolidariſch. 
Bei Schädigungen zufolge Zuſammentreffens verſchiedener 
elektriſcher Leitungen tritt gegenüber dem Geſchädigten Solidar⸗ 
haft der Inhaber der Anlagen ein, bei Rückgriff der Be⸗ 
teiligten unter ſich auf den Inhaber, dem das Verſchulden 
nachgewieſen werden kann. Das Geſetz regelt ſodann die 
Haftpflicht für Schädigungen, welche elektriſche Anlagen ſich 
gegenſeitig ſelbſt zufügen. Nach den Grundſätzen der Fabrik⸗ 
und Haftpflichtgeſetzgebung wird die Anzeigepflicht und die 
Art der Feſtſtellung des Schadens geordnet. Auf Grund 
der genannten Geſetze ſodann ſind Beſtimmungen über die 
Dauer, den Umfang der Haftpflicht ſowie über die daraus 
ſich ergebenden Beziehungen zwiſchen dem Inhaber der An⸗ 
lage und ſeinen Angeſtellten getroffen. Hausinſtallationen 
unterſtehen den Haftpflichtbeſtimmungen nicht. 

Der Bund iſt berechtigt, für Herſtellung von oberirdiſchen 
und unterirdiſchen Telegraphen⸗ und Telephonlinien öffent⸗ 
liche Plätze u. ſ. w. unentgeltlich in Anſpruch zu nehmen, in 
gleicher Weiſe den Luftraum über Privateigentum für das 
Ziehen von Telegraphen⸗ und Telephondrähten zu bean⸗ 
ſpruchen. Erſatz iſt jedoch zu leiſten, wenn durch den Bau 
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oder Unterhalt der Leitung dem öffentlichen Gute Schaden 
entſteht oder die zweckentſprechende Benutzung der betreffen⸗ 
den Privatgrundſtücke oder gebäude beeinträchtigt wird. 
Werden vom Bunde für die Herſtellung von Telegraphen⸗ 
und Telephonleitungen weitere Rechte beanſprucht, ſo finden 
die Beſtimmungen des eidgenöſſiſchen Expropriationsrechts 
Anwendung. Den Eigentümern anderer Schwachſtromanlagen, 
welche öffentlichen Zwecken dienen, ſowie den Eigentümern 
elektriſcher Starkſtromanlagen und den Bezügern elektriſcher 
Energie kann der Bundesrat das Recht der Expropriation 
für die Einrichtungen zur Fortleitung und Verteilung der 
elektriſchen Energie ſowie für die Erſtellung der zu deren 
Betrieb notwendigen Schwachſtromanlagen nach Bundes⸗ 
expropriationsrecht und vorliegendem Spezialgeſetz erteilen. 
Die Expropriation kann ſowohl für die Übertragung des 
Eigentums, wie auch für die Beſtellung einer Servitut und 
zwar für letztere dauernd oder bloß zeitweiſe beanſprucht 
werden. Die Entſchädigung ſoll je nach Umſtänden in einer 
Kapitalabfindung oder in einer jährlichen Rente beſtehen. 
Zum Schutze ihrer berechtigten Intereſſen können Gemeinden 
das Recht zur Mitbenutzung ihres öffentlichen Eigentums für 
Einrichtungen zur Abgabe elektriſcher Energie innerhalb der 
Gemeinde verweigern oder an beſchränkende Beſtimmungen 
knüpfen. Die Vorſchriften über das Expropriationsverfahren 
ſind teils die gleichen wie im Bundesgeſetz betreffend die 
Verbindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten, teils jenen 
Vorſchriften nachgebildet. Gegen den Entſcheid der Schätzungs⸗ 
kommiſſion ſteht der Rekurs an das Bundesgericht offen. 

Eingehend find die Strafbeſtimmungen mit hohen Geld: 
ſtrafen oder Freiheitsſtrafen (Gefängnis oder Zuchthaus) bei 
vorſätzlicher Verurſachung beträchtlichen Schadens an Sachen, 
oder der Tötung ſowie bei bedeutender Verletzung von 
Perſonen. Schädigung oder Herbeiführung von Gefahr auf 
fahrläſſige Weiſe zieht Geldſtrafe oder Gefängnis nach ſich, 
wie die vorſätzliche rechtswidrige Entziehung elektriſcher Kraft, 
0 pi Falle Geldſtrafe mit Gefängnis verbunden wer: 
en kann. | 


18. Bundesgeſetz, betreffend Lohnzahlung und 
Bußenweſen bei den nach dem Bundesgeſetze 
vom 26. April 1887 haftpflichtigen Unter⸗ 
nehmungen, vom 26. Juni 1902. (A. S. N. F. 

Bd. XIX S. 348 ff.) 
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Die Inhaber „haftpflichtiger Unternehmungen“ ſind ver⸗ 
pflichtet, die Arbeiter ſpäteſtens alle zwei Wochen in bar und 
in geſetzlichen Münzſorten auszuzahlen. Durch vorgehende 
Verſtändigung zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer kann 
(höchſtens) monatliche Auszahlung feſtgeſetzt werden. Am 
Zahltage darf nicht mehr als der Lohn für ſechs Tage aus⸗ 
ſtehen bleiben. In entſprechendem Sinne werden die 
Zahlungsverhältniſſe bei Akkordarbeiten und Arbeiten, die 
mehr als zwölf Tage Arbeitszeit beanſpruchen, geordnet. 
Bußen — nicht Lohnabzüge für mangelhafte Arbeit 
oder verdorbene Stoffe — dürfen nur auf Grund eines ge⸗ 
nehmigten Reglements gefällt werden. Sie dürfen unter 
keinen Umſtänden die Hälfte des Taglohnes des Gebüßten 
überſteigen und ſind im Intereſſe der Arbeiter, namentlich 
für Unterſtützungskaſſen, zu verwenden. 


19. Bundesgeſetz, betreffend die Arbeitszeit 
beim Betriebe der Eiſenbahnen und anderer 
Verkehrsanſtalten, vom 19. Dezember 1902. 
(A. S. N. F. Bd. XIX S. 561 ff.) 


Dem Geſetze ſind unterſtellt die Eiſenbahn⸗ und Dampf⸗ 
ſchiffunternehmungen, die Poſtverwaltung, die Telegraphen⸗ 
mit Einſchluß der Telephonverwaltung ſowie andere vom 
Bunde konzeſſionierte oder von ihm ſelbſt betriebene Ver⸗ 
kehrsanſtalten. Vom Geſetze betroffen iſt nur das ſtändige 
Dienſtperſonal, das ſeine Arbeitszeit ausſchließlich oder vor⸗ 
wiegend zur Verfügung der Verkehrsanſtalten ſtellt. Ein⸗ 
gehende Beſtimmungen regeln Arbeits: und Ruhezeit. Erſtere 
darf elf Stunden nicht überſteigen; die ununterbrochene Ruhe⸗ 
zeit fol für das Lokomotiv⸗ und Zugsperſonal wenigſtens 
zehn Stunden, für das übrige Perſonal neun Stunden und 
für Angeſtellte mit Amtswohnung in der Nähe der Arbeits⸗ 
ſtelle (Bahnwärter) wenigſtens acht Stunden betragen. 
Beamten, Angeſtellten und Arbeitern ſind im Jahre, ange⸗ 
meſſen verteilt, 52 volle 24 Stunden umfaſſende Ruhetage 
einzuräumen, wovon 17 auf Sonntage zu fallen haben und 
mindeſtens 8 Tage als zuſammenhängender Erholungsurlaub 
zu gewähren ſind. Die Zahl der Ferientage ſteigert ſich 
mit dem Dienſtalter. 

Weitere Beſtimmungen treffen Fürſorge für heizbare, 
mit Einrichtungen zum Wärmen der Speiſen verſehene 
Unterkunftslokale für das Dienſtperſonal. 
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20. Konkordat, betreffend Befreiung von der 
Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung für 
die Prozeßkoſten (Caution „judicatum solvi“). 
Die internationale Übereinkunft vom Haag vom 14. No⸗ 

vember 1896 (ſiehe dieſe Zeitſchrift Bd. XLIX S. 228 ff.) 
[zur Regelung von Fragen des internationalen Privatrechts] 
verbietet, daß Angehörigen eines der Vertragsſtaaten, die in 
einem anderen dieſer Staaten als Kläger auftreten, wegen 
ihrer Eigenſchaft als Ausländer eine Sicherheitsleiſtung auf⸗ 
erlegt werden dürfe. Auch die Schweiz iſt dieſem Überein⸗ 
kommen beigetreten und hat damit für ein Rechtsgebiet 
Normen aufgeſtellt, für das dem Bunde das Recht der 
Bundesgeſetzgebung abgeht. Eine Reihe von Kantonen, die 
ſolche Koſtenkautionen von außerkantonalen Klägern ver⸗ 
langten, konnten dies nun nicht mehr tun, ſobald dieſe Kläger 
Ausländer waren, die einem Vertragsſtaate angehörten. 
Die Ausländer waren alſo beſſer geſtellt als Schweizerbürger, 
die außerhalb des Kantons wohnten, bei deſſen Gerichten die 
Klage anhängig war. Da dem Bunde die Kompetenz zum 
Erlaß eines dieſe Ungleichheit beſeitigenden Bundesgeſetzes 
abging, mußte der Weg des interkantonalen Konkordates 
betreten werden. Auf Anregung der Kantone Zürich und 
St. Gallen haben die Bundesbehörden einen Konkordats⸗ 
entwurf aufgeſtellt, den eine Anzahl der betroffenen Kantone, 
o Zürich, Luzern, Glarus, Zug, Baſel-Stadt, 
Schaffhauſen, Appenzell, Außer-Rhoden, St. Gal⸗ 
len, Aargau, Waadt, Neuenburg und Genf, zum 
Geſetz erhoben haben. Der Wortlaut des Konkordates iſt 
dem Wortlaut des Übereinkommens nachgebildet. Es findet 
ſich abgedruckt in den Geſetzesſammlungen der namhaft ge⸗ 
machten Kantone aus den Jahren 1902 und 1903. 


C. Kantonale Geſetze. 
Appenzell⸗Außer⸗Rhoden. 


21. Geſetz, betreffend das Hauſier- und Markt⸗ 
weſen, vom 28. April 1901. (Appenz. Geſetz⸗ 
ſammlung Bd. III S. 116 ff.) 


Anregungen aus Handelskreiſen führten zur Ausarbei⸗ 
tung der Vorlage durch den Kantonsrat. Die Lands⸗ 
gemeinde hat dieſelbe dann zum Geſetz erhoben. Zweck des 
Geſetzes iſt, die dem Kleingewerbe durch das Hauſieren ver⸗ 
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urſachte Konkurrenz einzuſchränken. Das Mittel, das in An⸗ 
wendung gebracht wird, iſt eine derartige Erhöhung der 
Patenttaxen, daß ſie in einzelnen Klaſſen bis auf 200 Franken 
für ein monatliches Patent ſteigen können. Nur wenige all⸗ 
gemeine Konſumartikel find nicht patentpflichtig. Ausgeſchloſſen 
vom Hauſierverkehr ſind lotterieähnliche Gewerbe und Spiele, 
die eine Ausbeutung des Publikums beabſichtigen, wie bei⸗ 
ſpielsweiſe der Verkauf von Waren und Coupons nach dem 
Hydraſyſtem. 
Baſel⸗Stadt. 


22. Geſetz, betreffend den unlauteren Wett⸗ 
bewerb, vom 11. Oktober 1900. (Geſ. Samml. 
Bd. XXIV S. 317 ff.) 


Unmittelbaren Anſtoß zum Geſetze gab das Verlangen 
nach Schutz der kleinen Geſchäfte gegen die Konkurrenz der 
großen Warenhäuſer. 

$ 1 unterſagt wiſſentlich falſche Angaben über geſchäft⸗ 
liche Verhältniſſe, wie Art und Preis der Waren, Größe des 
Lagers, Bezugsquellen in öffentlichen Bekanntmachungen, die 
zum Zwecke der Erweckung des Scheins eines beſonders 
günſtigen Angebots gemacht werden. 

In $ 2 wird die Abgabe einer mit Preisnotierung aus: 
geſchriebenen oder ausgeſtellten Ware an den Kaufliebhaber 
zum angegebenen Preiſe anbefohlen. Für den Detailverkehr 
verlangt $ 3 die Angabe der Preiſe in der Landeswährung 
und für das volle geſetzliche Maß und Gewicht mit Aus⸗ 
nahme der Waren, für die eine andere Übung im Handel 
gilt ($ 4). Unterfagt ift das Heruntermachen von Konkur⸗ 
renten (§ 5) ſowie die Mitteilung von Geſchäftsgeheimniſſen 
durch Angeſtellte an andere während der Dauer des Dienſt⸗ 
verhältniſſes wie auch die Verleitung von Angeſtellten zu 
ſolchen Mitteilungen ($ 6). Beſondere Regelung erfahren 
die Ausverkäufe ($$ 8 ff.). Nur wer als Geſchäftsinhaber 
ſchon zwei Jahre lang auf dem Platze Baſel das Geſchäft 
betrieben hat, erhält auf ſein Anſuchen die polizeiliche Be⸗ 
willigung zum Ausverkauf. Eine Ergänzung des Waren⸗ 
beſtandes während der Dauer des Ausverkaufes iſt unſtatt⸗ 
haft. Die regelmäßige Dauer des Ausverkaufes ſoll ſich 
nicht über ein Jahr erſtrecken. Nach der Beendigung iſt dem 
betreffenden Geſchäfte während der zwei nächſten Jahre ein 
neuer Ausverkauf unterſagt. Für Saiſonwaren werden aus⸗ 
nahmsweiſe zwei Ausverkäufe im Jahre geſtattet; ſie müſſen 
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aber mindeſtens drei Monate auseinander liegen und dürfen 
die Zeit von je zwei Wochen nicht überſteigen. Um dieſen 
Beſtimmungen in wirkſamer Weiſe Nachachtung verſchaffen 
zu können, erhält das Strafgeſetz eine bezügliche Ergänzung, 
wonach Übertretungen mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder 
Geldbußen bis zu 2000 Franken beſtraft werden, die Straf⸗ 
verfolgung jedoch nur auf Antrag eintritt. Außer in den 
Fällen von §§ 5 und 6, in denen nur der Geſchädigte den 
Strafantrag ſtellen kann, iſt jeder Gewerbetreibende in gleicher 
Weiſe antragsberechtigt. Um auch dem Staate ſelbſt die 
Kompetenz zum Einſchreiten zu verleihen, erhält das Polizei⸗ 
ſtrafgeſetz eine Erweiterung dahin, daß in einer ganzen Reihe 
von Zuwiderhandlungen von Amtes wegen mit Geldbuße bis 
auf 200 Franken oder Haft bis auf vier Wochen ein⸗ 
geſchritten werden kann. 
Freiburg. 

23. Loi édictant des dispositions additionnelles 
au code pénal, relatives à la répression de 
certains actes de concurrence déloyale (Zu: 
ſatzgeſetz zum Strafgeſetzbuch, betreffend die Bekämpfung 
gewiſſer Handlungen unlauteren Wettbewerbs), vom 
29. November 1900. (Bull. off. des Lois 59, 
Feuille off. 1901 Nr. 1.) 


Auf Anzeige eines mit gleichen Waren Handeltreibenden 
bezw. des Geſchädigten werden mit höchſtens vier Monaten 
Gefängnis oder höchſtens 2000 Franken Buße, wozu zudem 
nach Ermeſſen des Gerichts die Veröffentlichung des Urteils 
1 kann, folgende Handlungen unlauteren Wettbewerbs 
eſtraft: 

Angaben, wie beiſpielsweiſe über die Beſchaffenheit der 
Waren, den Selbſtkoſtenpreis, die Herkunft, die Herſtellungs⸗ 
art, die Umſtände, die zur Liquidation führen, die Größe des 
Vorrats, in öffentlichen Bekanntmachungen, Preisverzeichniſſen, 
Reklamen, Aushängeſchildern und verwandten Kundgebungen, 
ſofern durch dieſe Angaben wider beſſeres Wiſſen beim Publi⸗ 
kum der Anſchein eines außergewöhnlich günſtigen Angebots 
erweckt wird, 

Unwahre Angaben, die einen anderen in ſeinem Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe ſchädigen können, 

Mitteilung der Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſe 
durch Angeſtellte, Arbeiter, Lehrlinge während der Dauer 
des Anſtellungsverhältniſſes oder durch ſolche, die durch In⸗ 
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diskretion von Angeſtellten, Arbeitern, Lehrlingen oder durch 
eine mit dem Geſetz oder der Sittlichkeit im Widerſpruch 
ſtehende Handlung in den Beſitz eines ſolchen Geheimniſſes 
gelangt ſind, zum Zwecke der Schädigung des Geſchäftsinhabers, 

Anbieten einer großen Menge Waren zum Verkaufe 
unter dem Selbſtkoſtenpreiſe zum Zwecke des Ruins von 
Konkurrenzgeſchäften. 


24. Loi sur la police de commerce (Gewerbepolizei⸗ 
gejet) vom 29. November 1900. (Bull. off. des 
Lois 70, Feuille off. 1901 Nr. 52.) 


Auf Betreiben des Handels- und Gewerbeſtandes ift 
dieſes Hauſiergeſetz erlaſſen worden. Auch Modeartikel ſind 
nach demſelben der Beſchränkung von Ausverkäufen und den 
übrigen zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes dienen⸗ 
den Maßregeln unterworfen. 


Glarus. 


25. Geſetz, betreffend die obligatoriſche Bieb- 
verſicherung, vom 11. Mai 1902. (Memorial 
der Landsgemeinde von 1902 S. 31 ff.) 

Das Geſetz führt die obligatoriſche Viehverſicherung für 
den ganzen Kanton ein. Die Viehbeſitzer eines Verſicherungs⸗ 
kreiſes bilden eine Anſtalt, für deren Verbindlichkeiten nur 
deren Vermögen, nicht das der Mitglieder haftet. Die Mittel 
zur Schadensvergütung werden durch Beitragsleiſtungen der 
Mitglieder und jährliche Staatsbeiträge aufgebracht. 


Luzern. 


26. Geſetz, betreffend Bekämpfung des unlaute⸗ 
ren Wettbewerbes, vom 26. November 1900. 
(Kantonsblatt Jahrg. 1900 Nr. 48.) 

Das Geſetz iſt eine zum Teil wörtliche Nachahmung des 
Basler Geſetzes vom 11. Oktober 1900. Es verbietet, in 
öffentlichen Annoncen falfſche Angaben zu machen, die Ab: 
gabe einer mit Preisangabe ausgeſtellten Ware um den an⸗ 
gegebenen Preis zu verweigern. Desgleichen iſt unterſagt 
die Verbreitung falſcher Angaben über fremde Geſchäfte 
ſowie die Mitteilung von Geſchäftsgeheimniſſen durch Ange⸗ 
ſtellte an andere zum Zwecke des Wettbewerbs. Neben der 
Regelung der Ausverkäufe im Sinne möglichſter Beſchrän⸗ 
kung enthält das Geſetz auch das Verbot des Warenverkaufs 
nach dem ſogenannten Kuponſyſtem (Hydra⸗, Gella⸗ und 
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Schneeballenſyſtem). Übertretungen des Geſetzes, die nur 
auf Antrag des Geſchädigten verfolgt werden, ziehen außer 
der privatrechtlichen Schadenerſatzklage Geldbuße bis auf 
1000 Franken oder Gefängnis bis zu drei Monaten nach 
ſich. Auf Begehren des Klägers ſind Verurteilungen auf 
Koſten des Verurteilten im Kantonsblatt zu veröffentlichen. 


Neuenburg. 


27. Loi sur la protection des ouvrières (Arbeite⸗ 
rinnenſchutzgeſetz)z vom 26. April 1901. (Nouveau 
Recueil des Lois Bb. X S. 595 ff.) 

Das Geſetz findet Anwendung auf die Großzahl der 
dem Bundesgeſetze über die Arbeit in Fabriken unterſtellten 
Betriebe, ferner auf Verkaufsläden, Kontore, Hotels, Wirt⸗ 
ſchaften aller Art, ſobald ſie eine oder mehrere Perſonen 
weiblichen Geſchlechts beſchäftigen. Keine Gültigkeit hat das 
Geſetz für Werkſtätten, in denen nur Familienglieder arbeiten, 
für den landwirtſchaftlichen Betrieb und den Dienſt in 
Privathäuſern. Die Handhabung des Geſetzes beauffichtigt 
die Gemeidebehörde ſowie der kantonale Lehrlingsinſpektor. 
Schutzvorſchriften über die Arbeitszeit an Werktagen, das 
Verbot der Nacht⸗ und Feiertagsarbeit, die Lohnauszahlung 
bilden den näheren Inhalt. Gegen Weiſungen und Vor⸗ 
ſchriften der Gemeindebehörden iſt ein Adminiſtrativverfahren 
vorgeſehen. Zum Schluß folgen die unvermeidlichen Straf⸗ 
beſtimmungen. 


28. Loi sur l'assurance des bâtiments (Geſetz, be: 
treffend die Gebäudeverſicherung) vom 25. November 
1901. (Nouveau Recueil des Lois Bd. XI S. 94 ff.) 
Das Geſetz bringt eine Neuregelung der Organiſation 

und Verwaltung der Brandverſicherungsanſtalt. Sie bleibt 
wie bisher Staatsanſtalt mit obligatoriſcher Verſicherung 
aller Gebäude im Kanton. Die Brandaſſekuranzſteuer ſtuft 
ſich nach den vier Klaſſen ab, in die die Gebäude einge⸗ 
teilt ſind. 

St. Gallen. 


29. Geſetz über den Beitritt zu einem Konkor⸗ 
date, betreffend die Gewährleiſtung beim 
Viehhandel, vom 20. November 1900. (Ge⸗ 
ſetzesſammlung N. F. Bd. VIII S. 277 ff.) 


Vgl. darüber unten Nr. 30. 
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Schwyz. 

30. Geſetz, betreffend die Gewährleiſtung beim 
Viehhandel, vom 22. Auguſt 1901. (Separat⸗ 
druck für die Volksabſtimmung vom 24. November 1901.) 

Der neue Konkordatsentwurf einer Reihe oſtſchweizeriſcher 
Kantone bildet den Inhalt dieſes kantonalen Geſetzes. 

Abweichend vom beſtehenden eidgenöſſiſchen Rechte über 
den Kauf ſind lediglich die Beſtimmungen hinſichtlich der 
Gewährleiſtung wegen Mängel der Kaufſache. Pflicht zur 
Gewährleiſtung beſteht nur ſo weit, als das Vorhandenſein 
von Eigenſchaften oder die Abweſenheit von Mängeln aus⸗ 
drücklich, ſchriftlich oder mündlich zugeſichert wurde. Ohne 
anderweitige Abmachung beträgt die Rügefriſt 14 Tage, be⸗ 
ginnend vom Tage der Übergabe an. Anzeigen nach Ablauf 
der Rügefriſt ſind auch dann unwirkſam, wenn der Mangel 
nicht früher erkannt werden konnte. Die vierzehntägige Rüge⸗ 
friſt gilt nicht bei Gewährleiſtung von Trächtigkeit. Die 
Haftpflicht des Verkäufers erliſcht, wenn der Käufer nicht 
innerhalb der Rügefriſt die Unterſuchung des Tieres anbe⸗ 
gehrt. Nach Anhebung des Rechtsſtreites iſt auf Verlangen 
einer Partei die öffentliche Verſteigerung des Tieres unter 
Anzeige an die Beteiligten anzuordnen. 


Solothurn. 


31. Geſetz, betreffend Abänderung des Geſetzes 
über die Gebäudebrandverſicherung und die 
Feuerpolizei vom 29. Oktober 1899, vom 
17. November 1901. (Sammlung der Geſetze 
Nr. 63.) 


Die hohe Prämie der dritten Verſicherungsklaſſe und 
die Einbeziehung von Gebäuden des Landwirtſchafts⸗ und 
Kleingewerbebetriebs in dieſe Klaſſe auch bei nicht weſent⸗ 
licher Erhöhung der Feuersgefahr ſchuf eine ſtarke Bewegung 
gegen das Geſetz vom Jahre 1899. Das Abänderungsgeſetz 
hat dieſem Begehren durch engere Umſchreibung der der 
dritten Klaſſe zugewieſenen Riſiken und Herabſetzung des 
Minimalanſatzes der Prämie Rechnung getragen. 


Thurgau. 
32. Geſetz, betreffend die Viehverficherung 998 
die Entſchädigung für Viehverluſt durch 


Seuchen, vom 21. Mai 1900. (Amtsblatt, Jahr⸗ 
gang 1900 Nr. 73.) 
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Grundſatz des Geſetzes ift die ſtaatliche obligatorische 
Viehverſicherung gegen den infolge von Krankheiten und 
Unfällen eintretenden Verluſt an Rindvieh. In Anlehnung 
an die beſtehende Gemeindeverwaltung werden Verſicherungs⸗ 
korporationen gebildet, die die Beiträge der Verſicherten 
nach Stückzahl oder Schätzungswert beſtimmen. Bei Schadens⸗ 
fall fällt für die Vergütung zunächſt der Erlös der verwend⸗ 
baren Teile in Abrechnung. Vom Reſte werden dem Ver⸗ 
ſicherten mindeſtens 80 % ausbezahlt. 

Bei Viehverluſt durch Seuchen tritt unter Umſtänden 
Erſatz des vollen Schadens ein. 


Unterwalden ob dem Wald. 


33. Geſetz, betreffend Förderung' des Handwerks, 
vom 28. April 1901. (Landbuch Bd. IV S. 6 ff.) 
Beinahe ausſchließlicher Inhalt ſind Vorſchriften über 

das Lehrlingsverhältnis. Gefordert wird ein ſchriftlicher 
Lehrvertrag, unterzeichnet vom Inhaber der väterlichen oder 
vormundſchaftlichen Gewalt, nebſt dem Lehrmeiſter und dem 
Lehrling, bei Vormundſchaft außerdem vom Gemeinderat. 
Der Tod des Lehrmeiſters hebt den Vertrag auf. Eine 
beſondere Auſſichtsbehörde wacht über den Vollzug des 
Geſetzes. Eine ſtaatliche Prüfungskommiſſion nimmt alljähr⸗ 
lich die Prüfungen ab. 
Waadt. 


84. Loi sur l'établissement des caisses locales 
d'assurance mutuelle contre les pertes de 
bétail de l'espèce bovine par accidents ou 
maladies non comprises dans l’assurance 
spéciale (Geſetz, betreffend die Errichtung von Orts- 
kaſſen zum Zwecke gegenſeitiger Verſicherung gegen 
Verluſt von Rindvieh zufolge Unfällen oder Krankheiten, 
die im Viehverſicherungsgeſetze nicht inbegriffen find) 
vom 29. November 1901. (Recueil des Lois 98 
S. 424 ff.) 

Durch Kanton und Bund unterſtützte Ortsverſicherungs⸗ 
kaſſen gewähren noch weiter gehende Verſicherung als die 
ſtaatliche Viehverſicherung. Es ſind Gemeindekaſſen, die, ſo⸗ 
bald ſie von der Mehrheit der Vieheigentümer beſchloſſen 
ſind, für alle Vieheigentümer der Gemeinde obligatoriſch 
werden. Die Prämie darf, ſolange der Reſervefonds nicht 
5 der Aſſekuranzſumme beträgt, nicht unter 40 Rappen 
von 100 Franken des Verſicherungswertes erniedrigt werden. 
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Der von der Kaſſe vergütete Schaden überſteigt / des ver⸗ 
ſicherten Wertes des Tieres nicht. 


Zug. 

35. Geſetz über den Markt: und Hauſierverkehr, 
ſowie über den Gewerbebetrieb im Kanton 
Zug vom 22. Auguſt 1901. (Samml. der Geſetze 
Bd. VIII S. 325 ff.) 


Mit Ausnahme des Lebensmittelverkaufs werden auf 
dem Markte zum Verkaufe von Waren Ausländer nicht zu⸗ 
gelaſſen, es ſei denn, ihr Staat halte Gegenrecht. Markt⸗ 
ſchreien oder Ganten iſt auf dem Markte verboten. Für 
den Hauſierverkehr gelten die auch in anderen Kantonen 
üblichen Beſtimmungen. Das Geſetz trifft aber auch Be⸗ 
ſtimmungen über den unlauteren Wettbewerb, indem es die 
Zuläſſigkeit von Ausverkäufen und außergerichtlichen Ver⸗ 
ſteigerungen von Handelswaren abhängig macht von beſonderer 
Bewilligung, die nur auf genaue Bezeichnung der Waren 
hin und nur einmal im Jahr für einen Monat, für Saiſon⸗ 
verkäufe höchſtens zweimal erteilt wird und nur an Perſonen, 
die ſeit mindeſtens einem Jahre im Kanton wohnhaft ſind. 
Die in einem Schaufenſter mit Preisangabe ausgeſtellte 
Ware muß zu dieſem angegebenen Preiſe verkauft werden. 


XV. 
Die Handelsgeſetgebung in Belgien vom Jahre 1898 
bis Ende des Jahres 1902). 
Von 


Herrn Dr. B. Auerbach, Advokat am Appellationshofe 
in Brüſſel. 


I. Zivilprozeß. 
Verträge zwiſchen Belgien und Frankreich, 
ſo wie Belgien und der Schweiz. 
1. Loi approuvant la convention conclue entre 
la Belgique et la France sur la compétence 


1) Überfichten für 1876, 1877 ſiehe diefe Zeitſchrift Bd. XXIV 
S. 183; 1878 Bd. XXV S. 238; 1879 Bd. XX VI S. 80; 1880 
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judiciaire, sur l’autorité etl’ex&cution des 
décisions judiciaires, des sentences arbi- 
trales et des actes authentiques, vom 
25. $uli 1900. 


Nach dieſem Vertrage, der für die vertragſchließenden 
Völker von großer Wichtigkeit iſt, ſind die Gerichtsentſchei⸗ 
dungen und Schiedsſprüche auf dem Gebiete des bürgerlichen 
und Handelsrechts, die in dem einen Staate gefällt wurden, 
ohne materielle Nachprüfung auch im Gebiete des anderen 
Staates vollſtreckbar. | 

Die Vollſtreckungsklauſel wird nach Feſtſtellung folgender 
Punkte erteilt: 

1. daß die Entſcheidung nicht gegen die öffentliche Ord⸗ 
nung (ordre public) oder die Grundſätze des öffent⸗ 
lichen Rechts des Vollſtreckungsſtaates verſtößt; 

daß fie nach dem Rechte des Urteilsſtaates rechts: 
kräftig geworden iſt; 

daß ſie nach dem Recht des Urteilsſtaates in urkund⸗ 
licher Ausfertigung vorgelegt iſt; 

daß die Parteien geſetzmäßig geladen, vertreten oder 
ſäumig erklärt worden ſind; 

5. daß die beiden Ländern gemeinſamen Beſtimmungen 

über die Zuſtändigkeit nicht verletzt ſind. 

Die Vollſtreckungsklauſel wird erteilt, wenn es ſich um 
Urteile oder Schiedsſprüche handelt, vom Zivilgericht (tribunal 
civil) oder dem Präſidenten des Zivilgerichts des Ortes, 
wo die Vollſtreckung erfolgen ſoll. Sie iſt für das ganze 
Staatsgebiet wirkſam. 

Ebenſo können öffentliche Urkunden, die in einem der 
beiden Staaten vollſtreckbar ſind, in dem anderen Staate 
für vollſtreckbar erklärt werden durch den Präſidenten des 
Zivilgerichts des Bezirkes, in dem die Vollſtreckung gefordert 
wird. Dieſer Beamte ſtellt feſt, ob die Urkunden die nach dem 
Recht des Urſprungslandes zu ihrer Authentizität erforder⸗ 
lichen Bedingungen erfüllen, und ob die Verfügungen, deren 
Vollſtreckung gefordert wird, nicht gegen die öffentliche Ord⸗ 


— 0 ID 


Bd. XXVII S. 196; 1881 Bd. XXVIII S. 178; 1882 Bd. XXIX 
S. 522; 1883 Bd. XXX S. 600; 1884, 1885 Bd. XXXII S. 563; 
1886 Bd. XXXIV S. 477; 1887 Bd. XXXV S. 470: 1888 
Bb. XXXII S. 184; 1889 Bd. XXXVIII S. 144; 1890 Bd. YLI 
S. 183; 1891, 1892 Bd. XLII S. 134; 1893 Bd. LXIII 
S. 573 ff.; 1894 Bd. XLV S. 178; 1895 Bd. XLVII S. 352; 
1896, 1897 Bd. L S. 168. Dr. Keyßner. 
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nung oder die Grundſätze des öffentlichen Rechts des Voll⸗ 
ſtreckungsſtaates verſtoßen. 

Auf dem Gebiete des bürgerlichen und Handelsrechts 
unterliegen Belgier in Frankreich und Franzoſen in Belgien 
denſelben Beſtimmungen über die Zuſtändigkeit wie Inländer. 

Wenn der Beklagte weder Wohnſitz noch Aufenthalt 
in Belgien oder Frankreich hat, ſo kann der franzöſiſche 
oder belgiſche Kläger klagen an dem Orte, wo die Obli⸗ 
gation entſtanden oder vollſtreckt worden iſt oder vollſtreckt 
werden ſoll. 

Nach dieſer Wahl ſind die Richter dieſes Ortes allein 
für die diesbezüglichen Streitigkeiten zuſtändig. 

Errichtet ein Kaufmann oder eine Geſellſchaft des einen 
Landes in dem anderen eine Zweigniederlaſſung, ſo iſt das 
Gericht des Sitzes dieſer Zweigniederlaſſung für alle Streitig⸗ 
keiten aus Geſchäften derſelben zuſtändig. 

Die Gerichte des einen Staates verweiſen auf Antrag 
einer Partei vor die Gerichte des anderen Staates die Streitig⸗ 
keiten, mit denen ſie befaßt ſind, wenn dieſe daſelbſt ſchon 
rechtshängig oder mit anderen verbunden ſind. Das Gericht, 
bei welchem die Hauptklage rechtshängig iſt, erkennt über 
Klagen auf Sicherſtellung und Widerklagen, es ſei denn, daß 
es wegen des Gegenſtandes unzuſtändig iſt. 

Das franzöſiſche oder belgiſche Gericht, das zur Be⸗ 
ſtätigung oder Aufhebung eines Arreſtes zuſtändig iſt, iſt 
auch zuſtändig zur Erkenntnis über den Anſpruch ſelbſt, es 
ſei denn wegen des Gegenſtandes unzuſtändig, unbeſchadet 
des Falles der Rechtshängigkeit. Das Gericht des Wohn⸗ 
ſitzes eines belgiſchen oder franzöſiſchen Kaufmannes iſt allein 
zuſtändig, den Konkurs über dieſen Kaufmann zu eröffnen. 
Für die franzöſiſchen oder belgiſchen Handelsgeſellſchaften, 
die ihren Sitz in einem der beiden Länder haben, iſt das 
Gericht des Sitzes zuſtändig. 

Die Wirkungen des in einem der beiden Länder er⸗ 
öffneten Konkurſes erſtrecken ſich auch auf das Gebiet des 
anderen. 

Für alle Fälle, in welchen der gegenwärtige Vertrag 
keine gemeinſamen Zuſtändigkeitsregeln aufſtellt, iſt die Zu⸗ 
ſtändigkeit in jedem Lande nach der eigenen Geſetzgebung zu 
beurteilen. 

Der gegenwärtige Vertrag iſt auf fünf Jahre geſchloſſen 
und gilt als von Jahr zu Jahr verlängert, wenn kein Teil 
ihn kündigt. 
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2. Déclaration échangée entre la Belgique et 
la France concernant la transmission des 
actes judiciaires et extrajudiciaires en ma- 
tière civile et commerciale, vom 17. Oktober 
1902. 


Die gerichtlichen oder außergerichtlichen Urkunden auf 
dem Gebiete des bürgerlichen und Handelsrechts, die in 
einem der beiden Länder errichtet werden und für Perſonen 
beſtimmt ſind, welche in dem anderen Lande ihren Wohnſitz 
oder Aufenthalt haben, werden in doppelter Ausfertigung 
unmittelbar von der Regierung des Ausſtellungslandes dem 
diplomatiſchen oder konſulariſchen Vertreter desſelben zu⸗ 
geſandt, der dem Gericht erſter Inſtanz am nächſten wohnt, 
mit dem Auftrag, ſie den Betreffenden zuzuſtellen. 

Was beſonders die in Belgien errichteten Urkunden 
betrifft, ſo können die Beamten des Miniſteriums des Aus⸗ 
wärtigen, wenn ſie es für angemeſſen erachten, dieſe Ur⸗ 
kunden auch unmittelbar an die Betreffenden in einem ein⸗ 
geſchriebenen Briefe adreſſieren. 


3. Déclaration échangée entre la Belgique et 
la Suisse concernant la transmission des 
actes judiciaires et extra-judiciaires ou des 
commissions rogatoires en matière civile 
ou commerciale, vom 29. November 1900. 

Die Schweizer und belgiſchen Gerichtsbehörden find er: 

mächtigt, unmittelbar untereinander in Verbindung zu treten 
zur Überſendung von gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Urkunden, ſowie von Anſuchen in bürgerlichen und handels⸗ 
rechtlichen Angelegenheiten, wenn nicht beſondere Umſtände 
das Beſchreiten des diplomatiſchen Weges erfordern. 


— nn. 


II. Gewerberecht. 
Schutz der Induſtrie. 


1. Loi sur les unions professionelles, vom 
31. März 1898. 

Dieſes Geſetz gewährt die juriſtiſche Perſönlichkeit Ver⸗ 
einigungen, welche ausſchließlich zum Studium, zum Schutz 
und zur Förderung ihrer beruflichen Intereſſen von ſolchen 
Perſonen gebildet werden, die in der Induſtrie, im Handel, 
in der Landwirtſchaft oder den freien Gewerben denſelben 
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oder einen ähnlichen Beruf, dasſelbe oder ein ähnliches Hand⸗ 
werk ausüben. 

Die Wohltat des Geſetzes erſtreckt ſich auch auf die 
geiſtigen Berufe, — aber mit dem Vorbehalt der Gewinn⸗ 
abſicht, womit die freien Univerſitäten, die Wohltätigkeits⸗ 
und Religionsanſtalten ausgeſchloſſen ſind — ſowie auf die 
Handarbeiter. 
| Die Berufsverbände dürfen ſich nicht mit Handel, noch 
mit gegenſeitiger Hilfeleiſtung, noch mit Politik beſchäftigen. 

Ihr Wirkungskreis iſt beſchränkt auf Studium, Schutz 
und Förderung der beruflichen Intereſſen und auf Geſchäfte, 
welche das Geſetz aufzählt. 

So haben ſie das Recht, in jedem Handwerk oder Beruf 
die beſten und produktivſten Arbeitsbedingungen zu beſtim⸗ 
men und zu organiſieren; die Arbeitsbedingungen mit den 
Unternehmern zu erörtern; die Bedingungen des Abmeſſens 
und der Kontrolle zu beſtimmen; die Lohnfragen zu behan⸗ 
deln; die Verbeſſerung der Geſundheits⸗ und Sicherheits⸗ 
bedingungen der Arbeit anzuſtreben; die Verſicherung gegen 
Arbeitsunfälle zu verwirklichen; die Mittel zu ſuchen, um 
Streike zu verhindern und zu ordnen; alle anderen Mittel 
zu ergreifen, welche die wohlverſtandenen Intereſſen der Ver⸗ 
bandsmitglieder erheiſchen können. 

Außerdem ermächtigt das Geſetz die Berufsverbände zur 
Vornahme folgender Geſchäfte: 

Sie können Verträge, insbeſondere Käufe und Ber- 
käufe abſchließen, welche zur Tätigkeit ihrer Lehrwerkſtätten 
erforderlich ſind. 

2. Sie können Rohſtoffe einkaufen, um ſie an ihre Mit⸗ 
glieder weiter zu verkaufen, Samen, Futtermittel, Zugvieh, 
Maſchinen und andere Inſtrumente, überhaupt alles, was 
95 Ausübung des Berufs oder Gewerbes ihrer Mitglieder 
ient. 

3. Sie können die Erzeugniſſe des Berufes oder Hand⸗ 
werkes ihrer Mitglieder kaufen und dieſe weiter verkaufen. 

4. Sie können Kauf⸗ und Verkaufkommiſſionen für ihre 
Mitglieder übernehmen. 

5. Sie können Vieh, Maſchinen und andere Werkzeuge, 
überhaupt alle Gegenſtände zu Eigentum des Verbandes er⸗ 
werben, um ſie dem Gebrauch der Mitglieder, mietweiſe oder 
anders, zur Ausübung des Berufes oder Handwerkes zu über⸗ 
laſſen. Keine dieſer verſchiedenen Unternehmungen darf dem 
Verband Vorteil oder Gewinn bringen. 
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Die Leitung des Verbandes darf nur Belgiern oder 
ſolchen Ausländern anvertraut werden, welche zum Wohnſitz 
in Belgien berechtigt ſind und auch tatſächlich ſich da auf⸗ 
halten. Sie werden durch den Verband ſelbſt gewählt. An 
der Leitung des Verbandes dürfen nicht teilnehmen Minder⸗ 
jährige oder Schankwirte, es ſei denn, daß es ſich um einen 
Verband von Schankwirten handelt. 

Zur Auflöſung des Verbandes, ſowie zu Satzungs⸗ 
änderungen bedarf es einer Mehrheit von / der anweſen⸗ 
den Mitglieder, welche zu dem angegebenen Zwecke beſonders 
geladen ſein und mindeſtens die Hälfte der ſtimmberechtigten 
Mitglieder darſtellen müſſen. 

Wichtig ift, daß das Geſetz dem Verbande geſtattet, 
Strafen in der Satzung für den Fall der Zuwiderhandlung 
feſtzuſetzen, mit dem Vorbehalt jedoch, daß ſie nicht Angriffe 
auf die Rechte dritter Perſonen, z. B. der Unternehmer, ent⸗ 
halten dürfen. Dieſe Beſchränkung iſt durchaus dehnbar. 
So wird zum Beiſpiel geſtattet, daß ein Berufsverband ſeinen 
Mitgliedern bei Strafe verbietet, unter einem beſtimmten 
Lohnſatze oder über eine beſtimmte Stundenzahl am Tage zu 
arbeiten. 

Ebenſo kann der Verband in der Satzung ſeinen Mit⸗ 
gliedern bei Strafe verbieten, in den Fabriken zu arbeiten, 
deren Beſitzer nicht den Tarif des Verbandes annehmen. 

Unerlaubt wäre dagegen zum Beiſpiel das unbedingte 
Verbot, in einer beſtimmten Fabrik oder mit nicht zum 
Verbande gehörigen Arbeitern zu arbeiten. 

Um wirkſam die Freiheit des Arbeiters zu ſchützen, gibt 
das Geſetz jedem Mitglied das Recht, jederzeit aus dem 
Verbande auszutreten. 

Der Verband iſt prozeßfähig, er darf Immobilien, die 
für ſeine Tätigkeit erforderlich ſind, erwerben und kann Hoſpize 
und Hoſpitäler für ſeine Mitglieder errichten. 

Endlich geſtattet das Geſetz die Verbindung von Berufs⸗ 
verbänden gleichen oder ähnlichen Berufes. 


2. Loi concernant la securité et la santé des 
ouvriers employés dans les entreprises in- 
dustrielles et commerciales, vom 2. Juli 1899. 


Dies Geſetz gibt der Regierung das Recht, alle Maß⸗ 
nahmen vorzuſchreiben, welche zur Sicherheit der Geſundheit 
der Arbeiter in allen gefahrbietenden induſtriellen und kom⸗ 
merziellen Unternehmungen erforderlich erſcheinen. 
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Ausgenommen find die Unternehmungen, bei welchen 
der Unternehmer nur mit bei ihm wohnenden Familien- 
mitgliedern oder Dienſtboten arbeitet. 

Die zur Überwachung beſtimmten Regierungskommiſſare 
haben freien Zutritt zu den der Unternehmung gewidmeten 
Räumlichkeiten. 


3. Loi relative à l’épargne de la femme ma- 
riée et du mineur, vom 10. Februar 1900. 


Eine verheiratete Frau fann fih ohne Einwilligung ihres 
Mannes ein Sparkaſſenbuch ausſtellen laſſen und die ein⸗ 
getragenen Summen bis zu 100 Franken monatlich zurück⸗ 
nehmen. 

Dasſelbe Recht iſt dem emanzipierten Minderjährigen 
gewährt. 

Der Mann kann Einſpruch dagegen erheben, daß ſeine 
Frau das hinterlegte Geld zurücknimmt und iſt berechtigt, 
die Herausgabe des Kapitals an ſich zu verlangen. Des⸗ 
gleichen hat der Vater oder Vormund des emanzipierten 
Minderjährigen die Macht, gegen die Aushändigung der ge⸗ 
47 Summen an ihre Kinder oder Mündel Einſpruch zu 
erheben. 

Wird Einſpruch erhoben, ſo entſcheidet der Friedens⸗ 
richter (juge de paix) über ſeine Begründetheit. 

Während der Dauer der Ehe und bis zum Belaufe 
von 1000 Franken unterliegen die im Sparkaſſenbuch der 
Frau eingetragenen Summen nicht dem Zugriffe der Gläu⸗ 
biger des Mannes, es ſei denn, daß dieſe beweiſen, daß die 
Schulden, deren Zahlung ſie verlangen, für Bedürfniſſe des 
Haushaltes eingegangen wurden. 


4. Loi sur le contrat de travail, vom 10. März 
1900. 


Der Arbeitsvertrag (contrat de travail) ift der Ber- 
trag, durch den ein Arbeiter fih verpflichtet, unter Berant: 
wortlichkeit (sous l'autorité), Leitung und Aufſicht eines 
Unternehmers oder Arbeitgebers gegen Vergütung ſeitens des 
letzteren zu arbeiten. 

Grundſätzlich ſchränkt das Geſetz die Freiheit der Par⸗ 
teien nicht ein. Das neue Geſetz findet nur Anwendung, 
ſoweit die Parteien nichts anderes vereinbart haben. Die 
Freiheit der Parteien iſt jedoch begrenzt durch die Erforder⸗ 
niſſe der öffentlichen Ordnung und durch Treu und Glauben 
(considérations d’equite). 
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So ſind Vertragsberedungen unzuläſſig, die gegen fol⸗ 
gende Punkte verſtoßen: 

Die Werkmeiſter gelten als Beauftragte des Arbeit⸗ 
gebers gegenüber den Arbeitern der Abteilung. — Der 
Arbeitgeber iſt verpflichtet, dem Arbeiter eine entſprechende 
Unterkunft, ſowie geſunde und ausreichende Nahrung zu 
gewähren, wenn er ſich verpflichtet hat, ihn zu beköſtigen 
und zu beherbergen. — Der Unternehmer muß der Erhaltung 
des dem Arbeiter gehörigen Werkzeuges die Sorgfalt eines 
ordentlichen Hausvaters (die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt) zuwenden und iſt zur Zurückbehaltung dieſes Werkzeuges 
in keinem Falle berechtigt. 

Die weſentlichen Beſtimmungen des Geſetzes ſind: 

Der Arbeiter haftet für ſein Verſchulden bei Mißbrauch, 
Vernichtung oder Verſchlechterung der Materialien, des 
Werkzeuges, der Rohſtoffe oder Produkte. Zur Deckung 
ſeiner Schadenserſatzanſprüche darf der Unternehmer nur ein 
Fünftel des am Lohntage fälligen Lohnes zurückbehalten, aus⸗ 
genommen den Fall, daß der Arbeiter vorſätzlich handelte 
oder freiwillig vor Feſtſtellung des Schadens das Arbeits⸗ 
verhältnis löſte. | 

Wenn durch die Schuld des Unternehmers der in 
der Werkſtätte anweſende Stück⸗, Akkord⸗ oder Lohnarbeiter 
nicht arbeiten kann, ſo hat er das Recht auf die Hälfte des 
der verlorenen Arbeit entſprechenden Lohnes, wenn ihm nicht 
geſtattet wird, die Werkſtätte zu verlaſſen. Ebenſo befreit 
die Zahlung der Hälfte des Lohnes für die Zeit, innerhalb 
welcher der Arbeiter nicht arbeiten konnte, den Unternehmer 
vollſtändig. 

Iſt der Vertrag auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen, ſo 
kann jeder Vertragsteil kündigen. Mangels entgegenſtehender 
— vertrags: oder gewohnheitsmäßiger — Beſtimmung be- 
trägt die Kündigungsfriſt mindeſtens 7 Tage. 

Wer ohne wichtigen Grund und vorzeitig den Vertrag 
bricht, ift dem anderen zum Schadenserſatz in Höhe der Hälfte 
des entſprechenden Lohnes verpflichtet. Dieſer Erſatz darf 
einen halben Wochenlohn nicht überſteigen, es ſei denn ein 
höherer Betrag gewohnheitsmäßig feſtgeſetzt. Außerdem kann 
jeder verletzte Vertragsteil Schadenserſatz fordern. Schuldet 
der Arbeiter dem Unternehmer wegen eines Vertragsbruches 
Schadenserſatz, ſo kann dieſer denſelben auf den Lohn an⸗ 
rechnen. 

Wenn der Unternehmer einen Teil des Lohnes zurück⸗ 
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behält, um für die Erfüllung der Verpflichtungen des Ar⸗ 
beiters zu haften, ſo hat er dieſen Betrag bei einem gemein⸗ 
ſam beſtimmten Dritten oder mangels einer Einigung bei 
einer Sparkaſſe im Namen des Arbeiters zu hinterlegen. 
Der einbehaltene Lohn darf den fünften Teil des wirklich 
gezahlten Lohnes nicht überſteigen. 

Eine bei dem Unternehmer wohnende Arbeiterin hat 
das Recht, den Vertrag zu kündigen, wenn die Frau des 
Unternehmers oder eine andere Frau, welche das Haus- 
weſen zur Zeit des Vertragsſchluſſes leitete, ſtirbt oder ſich 
zurückzieht. 

In Erweiterung des oben erwähnten Geſetzes vom 
10. Februar 1900 beſtimmt das Geſetz vom 10. März 1900, 
daß die verheiratete Frau ohne Zuſtimmung des Mannes 
und daß der Minderjährige ohne Zuſtimmung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters befugt iſt, Arbeitsverträge zu ſchließen und 
den Arbeitslohn einzukaſſieren. 

Bei Einſpruch des Mannes kann der Friedensrichter 
die Frau ermächtigen, ihre Dienſte anzutreten und ihren 
Lohn in Empfang zu nehmen, um die Bedürfniſſe des Haus⸗ 
haltes zu beſtreiten. Der Richter hat den Mann anzuhören 
und entſcheidet nach der Wohlfahrt des Hausweſens oder der 
Frau. Die dem perſönlichen Gebrauch der Frau dienenden 
Arbeitsgeräte und die mit ihrem Lohne erworbenen Möbel 
können ohne Einwilligung der Frau nicht entgeltlich oder 
unentgeltlich veräußert, vermietet oder verpfändet werden 
vom Manne. Die ſo erworbenen Möbel der Frau unter⸗ 
liegen nicht dem Zugriff der Gläubiger des Mannes, es ſei 
denn, daß es ſich um Schulden für den Haushalt handelt. 

Erhebt der Vater oder Vormund Einſpruch gegen den 
Arbeitsvertrag eines Minderjährigen, ſo entſcheidet der 
Friedensrichter. Der Minderjährige kann ſeinen Lohn in 
Empfang nehmen und darüber verfügen, vorbehaltlich ent⸗ 
gegengeſetzter ausdrücklicher Entſcheidung des Friedensrichters. 


5. Loi réglementant le mesurage du travail 
des ouvriers, vom 30. Juli 1901. 


Nachdem es Gewohnheit geworden iſt, zur Beſtimmung 
des Lohnes die Arbeit der Arbeiter nach Gewichten, Längen⸗ 
oder Flächenmaßen zu bemeſſen, iſt der Gebrauch anderer 
als der geſetzlich zugelaſſenen Gewichts- und Maßeinheiten 
verboten. 

Ein Lohn, der nicht 5 Franken täglich überſteigt, muß 
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dem Arbeiter mindeſtens zweimal im Monat, mit höchſtens 
16 Tagen Zwiſchenraum, ausgezahlt werden. 

Für Muſter⸗ und Stückarbeiten muß die Abrechnung 
mindeſtens einmal im Monat erfolgen. 

Der Unternehmer muß den Arbeitern ein Verzeichnis 
der gelieferten Arbeiten ſowie des Betrages der gezahlten 
Löhne zukommen laſſen. 


III. Regelung des Handels der Fabriken au der belgiſch⸗ 
deutſchen Grenze. 


Arrangement conclu le 7 avril 1900 entre 
le Belgique et l'Allemagne pour le règle- 
ment du trafic des fabriques à la frontière 
belge-allemande. Genehmigt in Belgien durch 
das Geſetz vom 11. Juli 1900. 


Dieſe Vereinbarung geſtattet den an der Grenze ge⸗ 
legenen Fabriken — Spinnereien, Tuchfabriken, Färbereien 
und verwandten Unternehmungen — freie Ein⸗ und Aus⸗ 
fuhr von Rohſtoffen und Manufakturwaren. 

Jede Fabrik kann nur für eine beſtimmte Werktätigkeit 
und nur bis zu einem beſtimmten jährlichen Höchſtbetrage 
davon Gebrauch machen. 


IV. Natioualbauk. 


Loi modifiant certaines dispositions légales 
auterieures relatives à la Banque natio- 
nale de Belgique, vom 26. März 1900. 


Die Nationalbank iſt eine private Handelsgeſellſchaft 
unter Staatsaufſicht, mit dem Recht der Ausgabe von Bank⸗ 
noten und der Kaſſenführung für die Staatskaſſe. 

Das Geſetz vom 26. März 1900 verlängert die Dauer 
der Bank bis zum 1. Januar 1929. Es gewährt dem 
Staat den vierten Teil des 4 vom Hundert überſteigenden 
Reingewinnes, außerdem / Prozent halbjährlich von dem 
Betrage der über 275 Millionen Franken hinaus ausgegebenen 
Banknoten. 

Außerdem erhält der Staat den Gewinn, der für die 
Bank aus bem Unterſchied zwiſchen dem Zinsſatz von 3½ vom 
5 und dem von der Bank genommenen Zinsſatze 
entſteht. 
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V. Eiſenbahnen. Telephonanlagen. 


Der belgiſche Staat kauft nach dem Geſetz vom 16. April 
1898 die Eiſenbahnnetze von Grand Central Belge und von 
Liégeois⸗Limbourgeois, und nach dem Geſetz vom 29. Dezem- 
ber 1898 die Eiſenbahnkonzeſſion der Plateaux de Herve. 


Loi concernant les Associations de com- 
munes et des provinces pour l’exploita- 
tion des chemins de fer vicinaux, vom 
1. $uli 1899. 


Die Gemeinden find berechtigt, nach Zuſtimmung der 
Provinzialbehörden und Genehmigung des Königs, unter⸗ 
einander und mit den Provinzen ſich zu vereinigen, um von 
der Société nationale des Chemins de fer vicinaux die 
ihr Gebiet durchſchneidenden Linien, deren Gründungskapital 
mit ihrer Hilfe gebildet wurde, anzukaufen. 

Die Gemeinden, die einen ſolchen Betrieb ankaufen, 
dürfen unter ſich und ſelbſt mit Beitritt von Privaten eine 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung bilden, die dem Recht 
der Handelsgeſellſchaften unterſteht. Der Anteil eines jeden 
Mitgliedes muß bezüglich der Summe, für welche es haftet, 
beſchränkt ſein. 


VI. Schiffahrt. Seehandel. 


1. Reconnaissance réciproque dans les ports 
de Belgique et d'Allemagne des certificats 
de jaujeage délivrés dans les deux pays, 
vom 12. Februar 1899. 


Infolge einer neuen Vereinbarung zwiſchen Belgien 
und dem Deutſchen Reich zur gegenſeitigen Anerkennung der 
Seeſchiffsvermeſſungszeugniſſe treffen die Beſtimmungen gleich⸗ 
mäßig die Vermeſſungszeugniſſe, die der belgiſchen allge⸗ 
meinen Vermeſſungsordnung entſprechen. Die dieſer ent⸗ 
ſprechenden belgiſchen Vermeſſungszeugniſſe haben auch ohne 
neue Vermeſſung in den deutſchen Häfen Gültigkeit. 


2. Loi portant abrogation de l'article 38 de 
la loi du 21 août 1877 sur le commerce 
maritime, vom 12. Juni 1902. 

Nach belgiſchem Recht iſt der Kapitän eines Handels⸗ 
ſchiffes verpflichtet, dem Präſidenten des Handelsgerichtes 
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binnen 24 Stunden nach Ankunft im Hafen Meldung hier⸗ 
von zu machen. 

Das Verbot, irgend einen Teil der Ladung vor Erſtat⸗ 
tung dieſer Meldung zu löſchen, iſt aufgehoben mit Rückſicht 
auf den verurſachten Zeitverluſt und weil eine ähnliche Be⸗ 
ſtimmung den meiſten fremden Rechten unbekannt iſt. 


VII. Zucker und Alkohol. 


1. Loi modifiant la législation sur les sucres, 
Vom 17. Mai 1898. 


Dies Geſetz beſtimmt den Einfuhrzoll von Zuckerrüben 
in Belgien auf 1 vom Hundert von 100 Kilogramm und 
gewährt eine Tararefaktie von 20 vom Hundert vom Gewicht 
der unſortiert eingeführten Zuckerrüben. 

Zur Ausfuhr oder Verwahrung in öffentlichen Waren⸗ 
lagern beſtimmter Rohzucker genießt eines Nachlaſſes der 
Steuer, welchen dieſes Geſetz mit Unterſcheidung nach den 
Arten des Zuckers ſowie nach dem Ertrag bei der Raffi⸗ 
nierung beſtimmt. 


2. Loi modifiant la législation relative à la 
fabrication et à l'importation des al- 
cools, vom 28. Suli 1902. 


Ein früheres Geſetz vom 15. April 1896 hatte die Ent: 
wicklung der landwirtſchaftlichen auf Koſten der induſtriellen 
Brennereien begünſtigt. Letztere befanden ſich bald in be⸗ 
denklicher Lage. Sie mußten ihren Betrieb einſtellen, wenn 
ihnen ein neues Geſetz nicht zu Hilfe kam; es erging deshalb 
das Geſetz vom 28. Juli 1902, welches den Wettbewerb 
zwiſchen den landwirtſchaftlichen und induſtriellen Brenne⸗ 
reien zu Gunſten der letzteren unterdrücken will. 

Das Geſetz vermindert die Herabſetzung der Produktions⸗ 
ſteuer, welche 1896 den landwirtſchaftlichen Brennereien ge⸗ 
währt wurde, und ſetzt gewiſſe Bedingungen feſt, ohne deren 
Vorhandenſein dieſen Brennereien keine Steuerermäßigung 
gewährt wird. 

Die landwirtſchaftlichen Brennereien, denen dieſe neue 
Lage nicht genehm iſt, können von der Regierung Enteignung 
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ihres Betriebes gegen Entſchädigung verlangen. Nach Zahlung 
derſelben wird der Staat Eigentümer der Einrichtungen und 
Gerätſchaften der enteigneten Brennereien. 


VIII. Handel mit Lebensmitteln. 


Loi ayant pour objet la répression des 
fraudes commises au moyen de la mar- 
garine, vom 4. Mai 1900. 


Dieſes Geſetz fellt zunächſt fet, was Butter it und 
bezeichnet als Margarine alle anderen Nährfettſtoffe außer 
der Butter, welche mit dieſer vom Geſichtspunkte äußerer 
Merkmale Ahnlichkeit haben. — Miſchungen von Butter 
und Margarine ſind im Handel verboten. — Die Marga⸗ 
rine — ausgenommen die zum Export beſtimmte — darf 
nicht mehr als 10 vom Hundert aus Milch herſtammenden 
Fettſtoff enthalten. Sie ſoll mit unſchädlichen Färbſtoffen, 
welche die Unterſcheidung von der Butter erleichtern, ge⸗ 
miſcht ſein und verkauft werden oder zum Verkaufe aus⸗ 
geſtellt ſein in Behältern, welche in großen Buchſtaben die 
Inſchrift „Margarine“ ſowie Namen und Wohnort des Fabri⸗ 
kanten oder Kaufmanns tragen. 

Es iſt verboten, Margarine und Butter in demſelben 
Lokal oder in anderen als durch die öffentliche Straße ver⸗ 
bundenen Lokalen zu verkaufen oder zum Verkauf auszuſtellen. 
Alle Geſchäfte, die Margarine verkaufen, müſſen öffentlich 
und deutlich die Inſchrift „Verkauf von Margarine“ in min⸗ 
deſtens 20 Zentimeter hohen Buchſtaben anbringen. 

Zuwiderhandlungen bedroht das Geſetz mit Gefängnis 
und Geldſtrafe. 


Literatur. 
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XXVIII. Les coeur, Ch., Professeur à la faculté libre 
de droit de Paris. La condition légale 
des étrangers et particulièrement des 
Allemands en France. 8. (X et 188 p.) 
Marburg et Paris, Verlag von Elwert und Mar- 
chal et Billard. 


Die kleine, vor fünf Jahren !) erſchienene Schrift gibt einen Teil 
der vom Berfaffer im Juli 1897 auf den Marburger Ferienkurſen in 
franzöfifcher Sprache gehaltenen Vorträge wieder. Nur haben letztere 
einige durch die Buchform bedingte textliche Anderungen und außerdem 
eine Ergänzung durch die das Quellenmaterial und literariſche Nachweiſe 
enthaltenden Noten erfahren. Die Abficht, die den Berfaffer ſowohl beim 
Halten wie bei der Veröffentlichung dieſer Vorträge leitete, ging dahin, 
das deutſche Publikum darüber aufzuklären, in welchem Umfange die in 
Frankreich lebenden Fremden, insbeſondere die Deutſchen, an den Ein⸗ 
richtungen des franzöfiſchen Rechtes teilnehmen. Dieſen Zweck hat Ber- 
faſſer in vortrefflicher Weiſe erreicht. In der klaren, durchſichtigen Form, 
die dem Franzoſen eigen iſt, entwirft er ein Bild von der rechtlichen Lage 
der Fremden in ſeinem Heimatland, das nicht nur von einer genauen, 
über ſein Spezialfach (L. iſt Romaniſt) weit hinausreichenden Bekannt⸗ 
ſchaft mit dem einheimiſchen Rechte zeugt, die uns ſchließlich nicht wunder 
nehmen kann, ſondern ihn auch als einen guten Kenner der Rechtsord⸗ 
nungen anderer Völker, insbeſondere der deutſchen Verhältniſſe erſcheinen 
läßt. Dem beſonderen Zuhörerkreis, der zum größten Teile aus Nicht⸗ 
juriſten beſtand, iſt die allgemein verſtändliche Sprache der Vorträge an⸗ 
gepaßt, die alle Kunſtausdrücke zu vermeiden ſucht, die unvermeidbaren 


1) Die mir unliebſame Verzögerung möge die Teilnahme des a 
nicht gemindert haben. 
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aber jedesmal erläutert. Trotz der gemeinverſtändlichen Darſtellung bleiben 
die Ausführungen des Verfaſſers aber durchaus nicht an der Oberfläche 
der Dinge haften, ſondern dringen zum Teil recht tief in die Details der 
darzuſtellenden Rechtsverhältniſſe ein und ſcheuen ſich auch nicht, kompli⸗ 
ziertere juriſtiſche Fragen zu behandeln. Und wenn es auch der Zuhörer: 
kreis, für den die Vorträge beſtimmt waren, mit ſich brachte, daß der 
Verfaſſer fih in ſtrittigen Fragen weder auf eine weitläufige Begründung 
der eigenen, noch auf eine eingehende Widerlegung der fremden Anſicht 
einlaſſen konnte, jo hat fich doch Verfaſſer keineswegs damit begnügt, in 
kontroverſen Dingen immer nur die eigene Anficht wiederzugeben, ſondern 
er orientiert ſein Publikum ſtets auch darüber, inwieweit eine von ihm 
vertretene Auffaffung von anderen, insbeſondere von der Praxis nicht 
geteilt wird. Auch trägt er nie einen Satz des pofitiven Rechtes vor, 
ohne fein Auditorium gleichzeitig über das „warum“ der betreffenden Be- 
ſtimmung, über die ratio legis zu unterrichten. Ja, auch Kritik an den 
beſtehenden Zuſtänden wird vom Verfaſſer mit freimütiger Offenheit geübt: 
er betont es ſtets, wenn feiner Meinung nach die franzöſiſche Behandlung 
der Fremden im Vergleich zur Praxis des Auslands als rückſtändig zu 
bezeichnen iſt, wie er ſich andererſeits auch nicht ſcheut, auf die Punkte 
hinzuweiſen, wo das franzöfifche Fremdenrecht gegenüber dem ausländiſchen 
fih als das fortgeſchrittenere darſtellt. So trägt das Buch, obwohl es 
im beſten Sinne des Wortes populär gehalten iſt, einen durchaus wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Charakter, und es kann allen denen zur Lektüre empfohlen 
werden, die in die Lehre vom internationalen Recht, insbeſondere vom 
internationalen Privatrecht eingeführt ſein wollen. Aber auch der Nicht⸗ 
juriſt, der lediglich den Wunſch hat, einmal einen Einblick in die eigen⸗ 
tümlichen Denkformen der Jurisprudenz zu tun, wird das Buch mit Erfolg 
benutzen. 

Verfafſer gliedert feinen Stoff in drei Hauptteile. Im erſten be: 
handelt er die „droits politiques“: darunter verſteht L. ſolche Rechte, die 
der Einzelperſon eine mittelbare oder unmittelbare Teilnahme an der 
Staatsgewalt (à la souveraineté publique) einräumen, wie z. B. das 
aktive und das paſſive Wahlrecht, das Recht in der Armee zu dienen, ein 
Amt zu bekleiden, Geſchworener zu ſein u. ſ. w., Befugniſſe alſo, die wir 
ſchlechthin als öffentliche Rechte zu bezeichnen pflegen. Im zweiten 
Teil wird die Stellung der Fremden in pri vat rechtlicher Hinficht erörtert 
und im dritten Teil befaßt ſich Verfaſſer mit den Rechten „gemiſchter 
Natur“ (droits d'une nature intermédiaire), womit Rechte gemeint find, 
durch die zwar das Individuum nicht zur Teilnahme an Staatsgeſchäften 
berufen wird, durch die es aber doch immerhin zu den Organen des Staates 
in eine gewiſſe Beziehung tritt. Dahin gehört nach dem Verfaſſer das 
Recht des einzelnen auf ſeine Freiheit, auf ſeine „liberté individuelle“, 
ferner das Freizügigkeits⸗ und Niederlaſſungsrecht, die Gewerbes und Preß⸗ 
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freiheit, das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht, das Recht auf gewiſſe ſtaat⸗ 
liche Hilfeleiſtungen und Spenden, wie Armenunterſtützung u. ſ. w. Als 
gemein ſamer Name für alles dies wird vom Verfaſſer der Ausdruck „öffent: 
liche Rechte“ (droits publics) gebraucht, eine Bezeichnung, die wir, wie 
geſagt, in anderem Sinne verwenden. Ein Teil der vom Verfaſſer als 
droits publics bezeichneten Rechte fällt etwa unter das, was die Bers 
faffungen des vorigen Jahrhunderts unter der Rubrik „Grundrechte“ der 
Völker zuſammenzufaſſen pflegten (vgl. insbeſondere die deutſche Reichs⸗ 
verfaſſung v. J. 1849 in den 88 130 ff.). 

In eine nähere Erörterung darüber, inwieweit die Fremden an den 
Rechten dieſer drei Gruppen im einzelnen teilnehmen, kann hier nicht ein⸗ 
getreten werden. Nur bezüglich der zweiten Gruppe ſei bemerkt, daß für 
die Frage, ob der Fremde hinſichtlich eines beſtimmten Privatrechtsver⸗ 
hältniſſes ſeinem einheimiſchen oder dem franzöfiſchen Recht unterſteht, in 
erſter Linie natürlich die Grundſätze des ſogenannten internationalen Privat⸗ 
rechtes maßgebend find. Soweit dieſe das franzöfiſche Recht Platz greifen 
laſſen, iſt aber bei deſſen Anwendung zu unterſcheiden zwiſchen denjenigen 
Fremden, qui ont été ad mis à fixer leur domicile en France und 
denen, die eine ſolche ſtaatliche admission nicht erlangt haben. (Über das 
Inſtitut der admission ſelbſt vgl. c. c. Art. 13 und den Verſaſſer S. 135 ff.). 
Den erſteren gegenüber, die gleichſam eine Klaſſe von privilegierten Frem⸗ 
den darſtellen, wird das franzöfiſche Privatrecht ohne Vorbehalt und ohne 
Einſchränkung, wie gegenüber dem franzöfiſchen Bürger ſelbſt angewendet, 
während bei den nicht privilegierten Fremden, wenigſtens nach der einen, 
de lege lata auch vom Verfaſſer vertretenen, in der Wiſſenſchaft aller⸗ 
dings ſehr ſtark bekämpften Theorie die Anwendbarkeit des franzöſiſchen 
Rechtes davon abhängt, ob die in Frage ſtehenden Rechtsſätze dem droit 
civil oder dem droit naturel angehören: letzterenfalls gelten ſie auch für 
den nicht privilegierten Fremden, erſterenfalls nicht. Dieſer dem römiſchen 
Recht entſtammende Gegenſatz von jus civile und jus gentium wird vom 
Verfaſſer durch die einzelnen Gebiete des Privatrechts (Familienrecht, 
Sachenrecht, Obligationenrecht, Erbrecht) verfolgt und von dem einmal 
eingenommenen Standpunkt aus in geiſtvoller Weiſe verwertet. Die meiſten 
Privatrechtsinſtitute gehören natürlich dem jus gentium, nur relativ 
wenige dem jus civile an. Ein Beiſpiel für letzteres: Die Ehefrau des 
Fremden erwirbt nicht die geſetzliche Hypothek an den Grundſtücken ihres 
Mannes, wie ſie der code civil Art. 2121 der franzöfiſchen Ehefrau als 
Schutz gegen das Verwaltungsrecht des Ehegatten einräumt. Denn nach 
der herrſchenden Anficht hat das franzöſiſche Recht nicht die Aufgabe, die 
Fremde auf Koſten der franzöfiſchen Gläubiger des Ehemannes zu ſchützen. 
Nach dem geltenden, vom Verfaſſer allerdings getadelten, Recht gehört 
zum jus civile auch die Fähigkeit, Solennitätszeuge zu ſein; eine Remi⸗ 
niszenz, wie L. meint, aus dem römiſchen Recht, das ja ebenfalls bei der 
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Mancipation nur römiſche Bürger als Zeugen zuließ (deren Fünf⸗Zahl 
Verfaſſer übrigens unrichtigerweiſe mit der Fünf⸗Klaſſen⸗Einteilung des 
Servius Tullius in Verbindung bringt). In zi vilprozeſſualer Hinſicht 
gehört zum droit civil das Recht, als Kläger vor einem franzöfiſchen 
Gerichte aufzutreten, ohne zur Stellung der cautio judicatum solvi vers 
pflichtet zu ſein; ferner das Recht, ſich als Beklagter auf die Negel actor 
forum rei sequitur zu berufen. Und der Theorie nach ſollen die Parteien, 
wenn fie beide Ausländer find, kein Recht haben auf die Entſcheidung 
ihres Rechtsſtreites durch ein franzöfiſches⸗Gericht, ein Prinzip, von dem 
freilich ſeitens der Praxis von jeher ſo viel Ausnahmen gemacht worden 
find, daß die Annahme eines hier zu Grunde liegenden jus civile eigent⸗ 
lich als aufgegeben betrachtet werden muß (vgl. S. 120 ff.). Die Wohl: 
taten des droit civil werden übrigens denjenigen nicht privilegierten 
Fremden zu teil, deren Heimatsſtaat gegenüber den franzöfiſchen Bürgern 
die entſprechende Reziprozität beobachtet. 

Als Anhang find dem Buche die Beſtimmungen des franzöfiſchen 
Rechts über den Erwerb der Staatsangehörigkeit beigegeben und eine kleine 
Statiſtik darüber, in welchem Maße ſeitens der Fremden von der ihnen 
durch das Geſetz eröffneten Möglichkeit des Bürgerrechtserwerbes Gebrauch 
gemacht wird. l 

Göttingen. Titze. 


XXIX. Dott. Adolfo Rava. I diritti sulla pro- 
pria persona nella scienza e nella filosofia del 
diritto. 8. (219 p.) Torino, Roma-Milano- 
Firenze 1901, Fratelli Bocca editori. 


Von den beiden Hauptabſchnitten, in welche der vorweg durch ſeinen 
lebhaften Stil den Leſer feſſelnde Verfaſſer ſeinen Stoff zerlegt, iſt der 
erſte, nämlich der referierende, bei weitem der bedeutendere, während der 
zweite, der kritiſierende, an wiſſenſchaftlichem Werte zurückſteht. Der erſtere 
hebt an mit einer dogmengeſchichtlichen Betrachtung, in welcher dargeſtellt 
wird, wie die Theorie von den Rechten über die eigene Perſon — ſo muß 
man den oben genannten Titel überſetzen, während wir dieſe Rechte an der 
(alla) eigenen Perſon zu nennen pflegen, eine Bezeichnung, die Rava zu 
verwerfen ſcheint — zunächſt in Deutſchland, dann in Italien u. ſ. w. ent⸗ 
wickelt worden iſt. Von älteren Juriſten find es namentlich der ſpaniſche 
Schriftſteller Balthaſar Gomez de Amescua (Toledo, 16. Jahrh.), 
dann Samuel Stryk und die Rechtsphiloſophen Chr. v. Wolff (von 
Rava geſchrieben Wolf) und E. v. Battel (nach Rava: Watter), deren 
Betrachtungen über das „Recht des Menſchen über ſich ſelbſt“ der Verfaſſer 
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darſtellt. Unter den neueren deutſchen Juriſten erregen des Verf. Aufmerk⸗ 
ſamkeit zunächſt beſonders Puchta mit feiner Klaſſifikation der Privatrechte, 
dann die Pandektiſten Vangerow und Unger mit ihrer Stellungnahme 
zu den „Perſonenrechten“ u. a. (II. Kap.) und hierauf (III. Kap.) ſchildert 
der Verfaſſer die Entſtehung der Theorie von den Individualrechten. Hier 
beginnt Rava mit einem Abriß der neueren Geſchichte der Theorie vom 
Urheberrecht, von Kant und Bluntſchli an, und gelangt ſchließlich zu 
den Auffaſſungen dieſer Rechte bei Gierke, Kohler und dem Unter: 
zeichneten, nicht ohne auch die übrigen deutſchen Schriftſteller, die ſich mit 
dieſem Stoffe befaßten, wenigſtens flüchtig zu nennen. Eingehend werden 
dann (IV. Kap.) die Perſönlichkeitsrechte als „Rechte über die eigene 
Perſon“, wie die heutige deutſche, namentlich germaniſtiſche Doktrin ſie 
darſtellt, in Betrachtung genommen. 

Im zweiten Hauptabſchnitt (v. S. 90 an) enthüllt ſich Rava als 
ein ſcharfer Gegner der ganzen im erſten Teile dargeſtellten Rechtsent⸗ 
wicklung; ſeiner Meinung nach find — jo will es mir wenigſtens ſcheinen, 
denn er iſt in der pofitiven Entwicklung feiner eigenen Meinung nicht 
ganz klar — die unter den Gefichtspunkten von Perſönlichkeitsrechten oder 
Rechten an der eigenen Perſon gebrachten Beziehungen größtenteils Sache 
des öffentlichen Rechts; ſoweit ſie aber Privatrechtliches enthalten, ge⸗ 
nügt Ravas Meinung nach der Eigentumsbegriff vollſtändig zu ihrer 
juriſtiſchen Charakteriſierung. Somit erſcheint ihm die ganze im erſten 
Teile mit großer Sorgfalt und Ausführlichkeit dargeſtellte Richtung der 
Theorie als ein einziger großer Irrtum und des Irrtums Urſprung liegt 
ſeiner Anſicht nach in einer unrichtigen Auffafjung des Weſens der Rechte 
im ſubjektiven Sinne. 

Es iſt hier nicht Raum und überhaupt nicht der Ort, dieſem „Irr⸗ 
tum“ nachzugehen und ihn zu verteidigen — ich müßte nahezu alles das 
wiederholen, was ich in meiner — der Feſtgabe für Theodor Schirmer, 
Königsberg 1900 einverleibten — Abhandlung: „Das Recht am menſch⸗ 
lichen Körper“ geſagt habe. Das aber möchte ich hier doch hervorheben: 
von der Rechtsfähigkeit (im Sinne des § 1 des B. GB.) habe ich das 
primitivſte Recht der Perſönlichkeit, das Recht an der körperlichen In⸗ 
tegrität und Betätigung, jederzeit ſcharf unterſchieden (vgl. die angeführte 
Feſtgabe S. 95—96 Anm. 85), und die von dem Verfaſſer befürchteten 
Konſequenzen, die ſich bis zur Befürchtung des Anarchismus ſteigern, hat 
der theoretiſche Verſuch, das herrſchende Ich von dem beherrſchten Körper 
desſelben zu ſcheiden, ebenſowenig, als er in Widerſpruch mit der Pſycho⸗ 
logie treten dürfte, die an der Einheit des menſchlichen Bewußtſeins feſt⸗ 
hält. Zu einem ſolchen Widerſpruche führt das Individualitätsrecht eben⸗ 
ſowenig wie zu einem Widerſpruch mit Religion oder Moral — alle dieſe 
Dinge zieht die lebhafte Phantaſie des Verfaſſers heran. Der Vorwurf, 
den bereits Savigny (Syſt. I S. 336) erhoben hat, daß die Annahme 
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eines „Rechtes an der eigenen Perſon“ in konſequenter Entwicklung zur 
Anerkennung eines Rechts auf Selbſtmord führe, iſt bereits längſt wider⸗ 
legt, indem zugleich auch auf die Berechtigung eines jeden hingewieſen 
wurde, den beim Verſuch des Selbſtmords Ergriffenen an der Ausführung 
desſelben zu verhindern, eine Populartutel, die mit der Annahme des 
Rechts an der eigenen Perſon nicht in Widerſpruch ſteht (vgl. meine Ab⸗ 
handlung in Buſchs Archiv für Theorie und Praxis des A. D. Handels⸗ und 
Wechſelrechts Bd. XXXV 1877 S. 190 Anm. 7). Über die Verworrenheit 
in der Nebeneinanderſtellung der Begriffe Rechtefähigkeit und Recht der 
Perſönlichkeit hat ſich ſchon Heinrich Bürkel 1869 in der Krit. Viertel ⸗ 
jahrſchrift Bd. XI S. 191 ff. tadelnd geäußert, vgl. meine oben angeführte 
Abhandlung 1877 S. 191 ff. 

Trotz aller Gegensätze, die zwiſchen Ra vas Anſicht und der meinigen 
beſtehen, möchte ich dem vorliegenden Buche doch die weiteſte Verbreitung 
und vor allem eine deutſche Überſetzung wünſchen, weil ich überzeugt bin, 
daß Ravas eigene dogmengeſchichtliche Darſtellung trotz feiner daran: 
gehängten Kritik geeignet iſt, der Theorie von den Perſönlichkeitsrechten 
zur allſeitig ſieghaften Anerkennung zu verhelfen. 

München. Karl Gareis. 


XXX. Siegmund Schloßmann. Der Irrtum über 
weſentliche Eigenſchaften der Perſon und 
der Sache nach dem Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch. Zugleich ein Beitrag zur Theorie der Ge⸗ 
ſetzesauslegung. [Abhandlungen zum Privatrecht 
und Zivilprozeß des Deutſchen Reiches, herausgeg. 
von Otto Fiſcher. Bd. IX Heft 3.] 8. (VIII 
und 96 S.) Jena 1903, G. Fiſcher. 


Der § 119 B.GB.8, der dem Irrenden das Recht der Anfechtung 
ſeiner Willenserklärung gibt, iſt von der bisherigen Kritik heftig befebbet 
worden. Insbeſondere wird getadelt, daß nur der Irrende, nicht auch 
der irrtumfreie Gegner das Rücktrittsrecht erhält, und daß daher der 
erſtere das Schickſal des Rechtsgeſchäftes in ſeiner Hand hat; daß ferner 
der verſchuldete Irrtum das Anfechtungsrecht nicht ausſchließt; daß 
drittens der Irrende, der das irrtümlich Erklärte anficht, auch nicht das 
wirklich Gewollte gelten zu laffen braucht, und daß fih endlich unter dem 
Vorwande des Irrtums ein Reurecht einſchmuggeln kann (wegen des 
letzteren Punktes f, Otto Gradenwitz, Anfechtung und Reurecht beim 
Irrtum, 1902). 
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Alle diefe Angriffe gelten dem ganzen § 119; dazu kommt noch ein 
Vorwurf, der dem zweiten Abſatze allein gemacht wird. Tiefer Abſatz 
ſetzt dem Irrtum über den Inhalt der Willenserklärung den Irrtum über 
ſolche Eigenſchaften der Perſon oder der Sache, die im Verkehr als weſent⸗ 
lich angeſehen werden, gleich. Lenel in IJherings Jahrbüchern Bd. 44 
(1902), S. 1 ff., und Schloß mann in oben genannter Schrift haben 
nachgewieſen, daß dieſe Beſtimmung ſo weit gefaßt iſt, daß ſie die Ver⸗ 
kehrsficherheit aufs Schlimmſte gefährdet. Da die vom Geſetz der irrtum⸗ 
freien Gegenpartei gewährten Sicherungen — der Irrende muß ohne 
ſchuldhaftes Zögern anfechten und haftet auf das negative Vertragsintereſſe 
— keinen ausreichenden Schutz geben, ſo haben beide Schriftſteller auf 
Mittel geſonnen, die Vorſchrift des § 119 II auf ein erträgliches Maß 
zurückzuführen. Beide ſuchen den Irrenden an ſeiner irrtümlichen Er⸗ 
klärung feſtzuhalten, wahrend Gradenwitz a. a. O. dem irrtumfreien 
Gegner das Recht geben will, den Irrenden am wirklich Gewollten feſt⸗ 
zuhalten. 

Schloßmann handelt zunächſt von den Eigenſchaften nicht der 
Perſon, ſondern der Sache, und er wirft drei Fragen auf: was iſt zu 
verſtehen unter den Eigenſchaften einer individuell beſtimmten Sache, unter 
verkehrsweſentlichen Eigenſchaften und unter dem Irrtum über ſie? Der 
Begriff der Eigenſchaft einer Sache beſtimmt fih, worin Verfaſſer zweifel- 
los Recht hat, lediglich nach dem praktiſchen Leben, und er führt im § 3 
im Einzelnen aus, was der Verkehr zu den Eigenſchaften der Sache 
rechnet. Erwähnen will ich nur: Tauſchwert, rechtliche Eigenſchaften, 
vorausgeſetzte, aber tatſächlich nicht mögliche Eigenſchaften (z. B. Amulet); 
dagegen ſcheidet er, m. E. mit Recht, den Identitätsirrtum ($ 18) aus. 
Daß ſich aber Schloßmann in den folgenden Paragraphen feiner Arbeit 
von der Vekehrsanſchauung bisweilen entfernt, werde ich alsbald zeigen. 
Verkehrsweſentlich ferner find, was Schloßmann ebenfalls richtig be: 
merkt, ſolche Eigenſchaften, die im Handel und Wandel als erheblich an⸗ 
geſehen zu werden pflegen, im Gegenſatze zu rein ſubjektiven Wert⸗ 
ſchätzungen (Laune u. dergl.). Aber dieſe Einſchränkung beſage nicht viel; 
denn bei der Vielgeſtaltigkeit des Verkehrs könnte in den Einzelfällen jeder 
Eigenſchaft Erheblichkeit zukommen. Im Verkehr, ſagt auch Lenel a. a. O. 
S. 3 mit Recht, gibt es keine allgemein und abſolut weſentlichen Eigen⸗ 
ſchaften, und zudem iſt auch der „Verkehr“ nur ein relativer Begriff: 
man denke nur an Groß⸗ und Kleinhandel (Lenel S. 16). So kommt 
alles auf den einzelnen Fall an, was auch Fr. Endemann (Lehrbuch, 
8. Aufl., $ 71 N. 21) betont. 

Was iſt nun Irrtum über Eigenſchaften einer individuell beſtimmten 
Sache? Schloßmann S. 4 antwortet: Die unrichtige Unterſtellung 
der Sache unter eine durch jene Eigenſchaſt charakteriſierte Gattung von 
Sachen. Allein feine Beiſpiele auf S. 11 f., S. 58 u. f. w. zeigen, daß 
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er auf falſchem Wege iſt. Er ſtellt Arten unter eine an ſich richtige 
Gattung, wo es aber der Verkehr nicht tut, wo der Verkehr vielmehr die 
Art ſelbſt als Gattung auffaßt, ohne nach einem höheren Gattungsbegriffe 
zu ſuchen. Gattungs⸗ und Artbegriff ſind ja relativ: für uns kommt 
hier nur die übung des Verkehrs in Betracht. Um das Geſagte durch 
einige Beiſpiele Schloßmanns zu beleuchten: Butter und Margarine 
kann ich richtig unter den Gattungsbegriff Fettmaſſe bringen und dann 
ſagen: die eine Fettmaſſe hat dieſe, die andere jene Eigenſchaften. Aber 
der Verkehr verfährt regelmäßig nicht ſo. Für ihn iſt Butter eine Gattung 
und Margarine eine andere Gattung, und nur innerhalb dieſer Gattungen 
unterſcheidet er Arten nach Eigenſchaften (3. B. geſalzene und ungeſalzene 
Butter, rote und gelbe Margarine). Kaufe ich alſo irrtümlich Margarine 
für Butter, ſo irre ich nicht über Eigenſchaften der Sache, ſondern über 
die Sache ſelbſt, über das Kaufobjekt; m. a. W.: ich kaufe aliud pro alio. 
Nach Schloßmann müßte der Irrende ſeine Anfechtungsklage alſo be⸗ 
gründen: „Margarine hat nicht die folgenden verkehrsweſentlichen Eigen⸗ 
ſchaften der Butter“, während die richtige und ausreichende Begründung 
lautet: Margarine iſt etwas anderes als Butter. Schloßmanns Kon⸗ 
ſtruktion ift nicht minder falſch, als die oöstasTheorie Ulpians (Dig. 18, 
1, 9, 2), weil es beide nicht auf die Auffaſſung des Verkehrs abſtellen. 

Zweifel könnte ein anderes Beiſpiel Schloßmanns erregen. Ich 
kaufe irrtümlich einen Leonberger Hund anſtatt eines Bernhardiners: irre 
ich mich über die Eigenſchaften des Hundes? Auch hier möchte ich ein 
aliud pro alio annehmen. Ich will einen Bernhardiner erwerben, um 
ihn meinem Freunde zu ſchenken, der ſich ſchon längſt einen ſolchen wünſcht. 
Ich kenne die Eigenſchaften eines Bernhardiners gar nicht, kann mich alſo 
über ſie nicht irren. Und ich meine, der Verkehr greift hier nicht erſt zur 
Oberart: (Raſſe⸗) Hund und teilt die Hunde nach ihren Eigenſchaften in 
Leonberger u. |. w. ein, ſondern er begnügt ſich mit der Tatſache, daß ein 
Leonberger und ein Bernhardiner Hund aliae res find. 

Ich habe dieſen in der Verkehrsauffafſung begründeten Unterſchied 
hervorgehoben, nicht nur weil er von Schloß mann überſehen wird, fons 
dern auch weil uns zu ſeiner Nichtbeachtung leicht die Römer, die zwiſchen 
Wein und Eſſig nur einen Unterſchied in den Eigenſchaften ſtatuieren, 
verleiten könnten. Durch die gerügte unrichtige Auffaſſung wird die Lehre 
vom Irrtum über Sacheigenſchaften unnütz belaſtet und zugleich verwirrt. 
Denn die oben genannten Fälle unterſtehen nicht dem zweiten, ſondern 
dem erſten Abſatz des $ 119, mag auch ein praktiſcher Unterſchied damit 
nicht gerade gegeben fein, weil, nähme man den Schloß mann ſchen Stande 
punkt ein, die Eigenſchaften regelmäßig verkehrsweſentlich wären. Dabei 
gebe ich zu, daß im Einzelfalle die Grenzen zwiſchen Eigenſchaften und 
alia res ſich verwiſchen können. Schloßmanns Definition des Irrtums 
über die Eigenſchaften einer Sache dürfte aber nach dem Geſagten dahin 
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zu berichtigen ſein, daß ein ſolcher Irrtum daun vorliegt, wenn die Sache 
richtig der nach der Verkehrsauffaſſung maßgebenden Gattung unterſtellt 
worden ift (Butter), die Artunterſchiede aber verwechſelt worden find 
(gefalzene — ungeſalzene Butter). 

Im Anſchluß hieran möchte ich auf Schloß manns § 16: „Irr⸗ 
tum über verkehrsweſentliche Eigenſchaften einer Gattung von Sachen“ 
hinweiſen. Verfaſſer ſagt richtig: „Hier verbindet ſich mit dem Irrtum 
über die Eigenſchaften der Gattung überall ein Irrtum über den Inhalt 
der Erklärung“, und danach fällt auch dieſer Irrtum unter § 119, Ab⸗ 
ſatz 1, was Lenel a. a. O. S. 18 (Beiſpiel: Jemand kauft eine Flaſche 
Maraſchino in der Meinung, Maraſchino ſei Südwein) verkannt hat. 

§ 119 II enthält keinerlei Beſchränkung hinſichtlich der Arten des 
Rechtsgeſchäfts; trotzdem ſollen nach Schloßmann die abſtrakten Rechts⸗ 
geſchäfte kraft juriſtiſcher Notwendigkeit der Anfechtung nach 8 119 II 
nicht unterliegen, während Lenel a. a. O. S. 27 f. für die Anfechtungs⸗ 
frage auf die causa zurückgreifen will; ich halte Schloßmanns Meinung 
für folgerichtig. 

Nun zu der Methode Schloß manns, eine für den Verkehr notz 
wendige Einſchränkung des § 119 II zu gewinnen. In Betracht kommt 
nur die logiſche Geſetzesauslegung, ihr wahres Weſen fei aber Rechts 
ſchaffung durch den Richter. Es genüge die Bemerkung, daß dieſe m. E. 
richtige Anſicht immer mehr Anhänger gewinnt! Schloß mann verweiſt 
zunächſt auf andere Normen des B.GB.3, durch die ſich die Anwendung 
des § 119 JI zum Teil ausſchließen laffe. Solche feien diejenigen über 
die Gewährleiſtung wegen Mängel der gekauften Sache ($ 459 ff.). Nach 
$ 459 II haftet Verkäufer für die zugeficherten Eigenſchaften der Sache 
(ähnlich §§ 498, 651, 539). Befindet ih Käufer im Irrtum über zu- 
gefiherte und zugleich verkehrsweſentliche Eigenſchaften, fo konkurriert 
$ 459 II mit § 119 II. Nun find aber die SS 459 ff. dem Verkäufer 
günſtiger als $ 119 II, und Schloßmann will daher die Anwendung 
des letzteren, etwa nach dem Grundſatze: lex specialis derogat generali, 
ganz ausſchließen. Mit dieſer auch von Lenel S. 9 geteilten Meinung 
wird man wohl allgemein einverſtanden ſein, zumal m. E. einer Zu⸗ 
ſicherung von Eigenſchaſten gegenüber ein Irrtum über ſie gar nicht in 
Frage kommen kann: ich irre mich nicht, ſondern verlaſſe mich auf das 
Wort des andern. (Selbſtverſtändlich kann ich mich über die Zuficherung 
ſelbſt irren.) Ahnlich will Schloß mann den § 119 II durch § 459 I, 
auch hier wieder in Übereinſtimmung mit Lenel (S. 7), ausgeſchloſſen 
wiſſen. . T 

Beachtung verdient ferner, wie Schloßmann die auch für § 119 UI 
geltende Vorausſetzung des § 119 I, daß der Irrende bei Kenntnis der 
Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Falles die Erklärung nicht 
abgegeben haben würde, dazu verwertet, den unliebſamen Folgen des 
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$ 119 II zu entgehen: „Der Richter wird in der Regel aus ber Tatſache, 
daß der Erklärende ſich in Betreff einer Eigenſchaft, deren Vorhandenſein 
er nicht ohne weiteres vorauszuſetzen Anlaß hatte, fih nicht eine beſondere 
Zuſicherung erteilen ließ, ſchließen dürfen, daß ihm an dieſer Eigenſchaft 
nichts gelegen war, und daß er die Erklärung daher auch bei Kenntnis 
der Sachlage abgegeben haben würde“ (S. 60). Hierin ſteckt etwas 
Richtiges; die Schwäche ſeiner Pofition liegt in der Einſchränkung: „deren 
Vorhandenſein er nicht ohne weiteres vorauszuſetzen Anlaß hatte“. Nehmen 
wir Schloßmanns eigenes Beiſpiel auf S. 21: Jemand kauft ein 
Grundſtück, das ein Sachverſtändiger ihm unrichtig als zur Anlage einer 
Ziegelei geeignet bezeichnet hatte, während der Boden hierzu in Wahrheit 
gänzlich ungeeignet iſt. Schloßmann will, nach dem auf S. 21 Ge⸗ 
ſagten, das Anfechtungsrecht verneinen; aber hatte nicht Käufer nach dem 
Urteil des Sachverſtändigen allen Anlaß, die ihm weſentliche Eigenſchaft 
des Grundſtückes vorauszuſetzen? Worauf Schloß mann hinauswill mit 
obiger Deduktion, zeigt der ihr folgende Satz (S. 60): nach ſeinem (des 
Käufers) Verhalten beim Kauf müſſe angenommen werden, daß er 
keinen Wert auf die vorausgeſetzte Eigenſchaft gelegt habe; ſonſt hätte er 
fih dieſelbe vom Verkäufer zuſichern laffen. Dieſe letztere Formulierung 
deckt fich mit der Lenel ſchen. Lenel gelangt nach einer Methode, die 
Schloßmann nicht richtig dargeſtellt und gewürdigt hat, zu folgender 
Unterſcheidung: weſentlich ſeien ſolche Eigenſchaften der Sache, die nor⸗ 
malerweiſe bei obwaltenden Zweifeln des Käufers vertragsmäßig zugeſichert 
zu werden pflegen (normale Individualifierung des Kaufobjekis), alle andere 
Eigenſchaften ſeien unweſentlich. Die Schwäche dieſer Aufſtellung hat 
Schloßmann dargetan; aber Lenel hat ſeinen eigentlichen Gedanken 
auf S. 19 genauer gefaßt: „Das Publikum ſelbſt hat, wie mir ſcheint, 
das ſehr richtige Gefühl, daß, wer ſich über die Eigenſchaften der gekauften 
Sache nicht beſtimmte Zuficherungen (vom Verkäufer) geben läßt, abgeſehen 
vom Fall der Argliſt des Verkäufers, auf eigene Gefahr irrt“. Daß wir 
das Prinzip, das Schloßmann und Lenel gleicherweiſe im Sinne 
haben, offen und nackt ausſprechen: ſetzt jemand verkehrsweſentliche Eigen⸗ 
ſchaften voraus, ohne daß fie von ihm bei den Vertragsverhandlungen und 
beim Vertragsabſchluß erkennbar gemacht oder ohne daß fie von der Gegen⸗ 
partei zugefichert werden, fo ift anzunehmen, daß fie für ihn nicht weſent⸗ 
lich find. Wendet man fo den S 119 I, fo ift viel von feiner Härte ges 
nommen; aber es iſt kein Zweifel, daß ſolche Auslegung dem Wortlaut 
und Sinn desſelben widerſpricht (val. auch Schloßmann ſelbſt auf 
S. 15); denn nach $ 119 I kommt es lediglich darauf an, ob der Irrende, 
wenn er nicht geirrt hätte u. ſ. w., ſeine Erklärung abgegeben hätte, alſo 
auf ſeine Entſchlußſaſſung, nicht dagegen auf ſein „Verhalten“ beim Ab⸗ 
ſchluſſe des Rechtsgeſchäftes. Immerhin darf man wünſchen, daß die 
Praxis jenes Prinzip zur Geltung bringt. 
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Lenel will das Prinzip auch auf den Handel mit Kunſtgegenſtänden 
und Altertümern anwenden, da ſonſt die ganze Exiſtenz dieſes Handels 
bedroht wäre, und auch Schloßmann S. 61 f. denkt jo. M. E. bedarf 
es aber dieſer Aushilfe regelmäßig nicht. Jemand fieht bei einem Anti⸗ 
quitätenhändler oder ſonſtwem eine alte Geige; er glaubt eine Amati⸗ 
geige entdeckt zu haben und kauft fie deshalb, ohne dem Verkäufer etwas 
von ſeiner Vermutung zu ſagen. Kann er wegen Irrtums anfechten, 
wenn ſich hinterher feine Vermutung ale unrichtig herausſtellt? Nein, 
und zwar deshalb nicht, weil er gar nicht geirrt hat, oder doch weil ſein 
Irrtum den Abſchluß des Geſchäftes nicht beeinflußt, nicht bedingt bat. 
Er kauft, nicht weil er glaubt, die Geige habe Amati gebaut, ſondern 
weil er glaubt, die Geige ſei wahrſcheinlich, vielleicht eine echte 
Amati; weil er hofft, feine Annahme werde richtig fein. Er kauft bewußt 
auf die Gefahr ſeines Irrtums hin; ſein Entſchluß iſt, ſie unter allen 
Umſtänden und auf jeden Fall zu kaufen, weil er ein gutes Geſchäft zu 
machen hofft. Er irrt alſo nicht beim Geſchäftsabſchluſſe, ſondern er 
weiß ſehr wohl, was er tut; er ſpekuliert. Als Spekulationskauf charak⸗ 
teriſiert auch Schloß mann richtig den Kauf, aber er hat fich doch den 
richtigen Geſichtspunkt für die rechtliche Beurteilung entgehen laffen. 

Als andere Mittel, das Anwendungsgebiet des $ 119 IL einzuengen, 
empfiehlt Schloßmann: der Richter ſoll nach Analogie des § 459 der 
Anfechtung des Irrenden nur dann ſtattgeben, wenn die Aufrechterhaltung 
des Geſchäftes ihm einen wirtſchaftlichen Schaden bereiten würde; er fol 
in der Würdigung des Beweiſes des Irrtums ſtreng fein; er fol fih 
„auf die alles und nichts beſagenden Worte: Treu und Glauben“ berufen; 
endlich „als letztes, verzweifeltes Mittel“: er ſoll tunlichſt die Eigenſchaft, 
über die geirrt ift, als eine nicht verkehrsweſentliche anſehen. 

Was ſchließlich den Irrtum über verkehrsweſentliche Eigenſchaften der 
Perſon betrifft, ſo iſt nach Schloßmann auch hier das Geltungsgebiet 
des § 119 II nach Möglichkeit einzuſchränken. Die oben genannten Wege 
ſeien hier ebenfalls gangbar. Überdies will Schloßmann den $ 119 II, 
ſoweit er eben Eigenſchaften der Perſon betrifft, völlig ausſchalten durch 
Subſtituierung des § 123. Irrtum über Eigenſchaften der Perſon ſei nur 
in denjenigen Fällen weſentlich, in denen jemand den Irrtum des anderen 
durch Unterdrückung der wahren Sachlage unterhält: darin liege aber 
argliſtige Täuſchung, wie fie $ 123 vorausſetzt. Beiſpiele: ein Zahlungs⸗ 
unfähiger nimmt ein Darlehen auf, ohne den Darleiher auf ſeine mißliche 
Vermögenslage aufmerkſam zu machen; ein Kaſſierer, der ſchon wegen 
Unterſchlagung im Gefängnis geſeſſen, eine Erzieherin, die Mutter eines 
unehelichen Kindes iſt, verſchweigt bei Eingehung eines Dienſtvertrages 
diefe Tatſachen. Wo $ 123 nicht Platz greife, da feien die irrtümlich 
vorausgeſetzten Eigenſchaften der Perſon unweſentlich. 

Münſter i. W., 21. September 1903. Hugo Krüger. 
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XXXI. G. Laſtig. Der Gewerbetreibenden Ein⸗ 
tragungspflicht zum Handelsregiſter und 
Beitragspflicht zur Handelskammer und 
Handwerkskammer. [Sonderabzug aus „Feſt⸗ 
gabe der juriſt. Fakultät der Univerſität Halle für 
Hermann Fitting“.] 8. (95 S.) Halle a. S. 
1903, M. Niemeyer. 


Die Unterſuchung Laſtigs knüpft an die in Kaufmanns⸗ und 
Handwerkerkreiſen aktuell gewordene Frage der Doppel beſteuerung an, ins 
fofern Fabrikanten einerſeits, Handwerker andererſeits zu Beiträgen ſowohl 
für die Handels⸗ als für die Handwerkskammern herangezogen werden. 
Verfaſſer erörtert in überzeugender Weiſe, daß der privatrechtliche Begriff 
des Kaufmanns, den das HGB. aufſtelle, nicht ohne weiteres auf die 
öffentlichrechtlichen Verhältniſſe der kaufmänniſchen Berufsſtände anzu⸗ 
wenden fei. Seine Darlegungen werden bei einer Revifion der diesbezüg⸗ 
lichen Beſtimmungen insbeſondere des preußiſchen Geſetzes über die Handels⸗ 
kammern auf Berückſichtigung Anſpruch erheben dürfen. Die Schriſt geht 
aber über dieſes Gebiet hinaus auf eine Unterſuchung der privatrechtlichen 
Seite des Kaufmannsbegriffes ein und beſchäftigt fih dabei vor allem mit 
den $$ 2 und 4 des neuen HGB. Was den $ 4 anbetrifft, fo wendet 
ſich Laſtig, und darin ſtimme ich ihm bei, gegen die von Staub ver⸗ 
tretene Auffaſſung, und führt gut aus, daß für den Begriff des Hand⸗ 
werkers der Umfang des Geſchäftsbetriebes nicht das einzige Kriterium 
ſei, daß Handwerk auch bei Großbetrieb möglich ſei. Das von ihm (S. 75) 
dargelegte Reſultat, daß nach Lage unſerer Geſetzgebung Fabrikhandwerker 
weder zur Handels⸗ noch zur Handwerkskammer gehören, wird eine geſetz⸗ 
geberiſche Klarſtellung der diesbezüglichen Beſtimmungen vernotwendigen. 
Im übrigen ſcheinen mir die Verſuche Laſtig s, den Begriff des Hand- 
werkers abzugrenzen, zu befriedigenden und abſchließenden Ergebniſſen 
nicht gelangt zu ſein. 

Noch größere Bedenken habe ich gegen feine Auslegung des § 2 HGB. 
Freilich ſtimme ich ihm in der Betonung des Wortes „Art“ bei, allein 
der gegen mich erhobene Vorwurf, daß ich Art des Unternehmens und 
Art und Weiſe des Geſchäftsbetriebes durcheinander werfe, ſcheint mir nicht 
begründet. Ich habe ausdrücklich betont, daß nicht genügt faktiſch kauf⸗ 
männiſche Betriebsweiſe, wenn das Unternehmen ſolche nicht erfordert 
(Kommentar $ 3 Nr. 6). Auf das „Unternehmen“ lege ich, wie Laſtig, 
das Schwergewicht. Nur freilich trennt mich in der Deutung dieſer Worte 
von Laſtig eine ziemlich weite Kluft. Laſtig formuliert nämlich S. 48 
dahin: „unter § 2 fallen die Unternehmer ſolcher Arten von Gewerbes 
betrieben, welche neben dem bereits in § 1 aufgezählten fit ſonſt noch 
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aus dem Warenhandel heraus, ſei es unmittelbar, ſei 
es mittelbar, entwickelt haben, bezw. noch entwickeln.“ 
Dieſe Auffaſſung hat ja rechtsgeſchichtlich !) inſofern ihre Begründung, als 
der Warenhandel das ältefte und eigentlichſte Raufmannsgewerbe darſtellt. 
Aber will man aus ihr für das praktiſche Leben, insbeſondere für die 
Auslegung von § 2 Schlüſſe ziehen, fo würde man nicht bloß in große 
Schwierigkeiten geraten — (was heißt „ſei es unmittelbar, ſei es mittel⸗ 
bar ſich entwickelt haben“?) — ſondern geradezu mit den Erwägungen 
der geſetzgeberiſchen Faktoren in Widerſpruch geraten. Wie will Laſtig 
z. B. die Erſtreckung auf das Immobiliargewerbe mit ſeiner Anſicht ver⸗ 
einigen? Was hat dies mit dem Warenhandel zu tun? Nach italieniſchem 
(und franzöfiſchem) Recht find imprese di spettacoli pubblicie kauf⸗ 
männiſche, Laſtig dagegen ſcheint auf S. 54 bei Theaterunternehmungen 
die kaufmänniſche Art des Unternehmens anzuzweifeln. Aber ſollte für 
Deutſchland nicht gelten, was das italieniſche Geſetzbuch ausdrücklich an⸗ 
geordnet hat, zumal ja gerade § 2 noch weiter gehen will, als die aus⸗ 
ländiſchen Rechte? Laſtigs Auffaſſung muß zu einer ganz engen Aus: 

legung des § 2 führen, die das eigentliche Ziel der Reform vereiteln 
würde. Die Auslegung „Art des Unternehmens“ als aus dem Waren⸗ 
handel ſich entwickelndes und dieſem dienendes Unternehmen iſt für die 
Gewerbe der § 1 zutreffend, für die des § 2 m. E. entſchieden unzutreffend. 
Der „Sprung ins Dunkle“, den § 2 nach Außerungen von bei der Geſetz⸗ 
gebung beteiligten Perſonen tat, wäre durch Laſtigs Auffaſſung freilich 
vermieden, aber war dann wirklich § 2 noch notwendig, hätte es nicht 
genügt, einige Kategorien in § 1 anzureihen? „Art des Unternehmens“ 
iſt anders zu deuten, es fällt unter § 2 jedes, auch dem Warenhandel 
ganz fernſtehende Unternehmen, das kaufmänniſche Einrichtungen erfordert, 
wenn es betrieben werden ſoll. Ich vermag nicht von der von mir auf⸗ 
geſtellten Formulierung abzugehen und glaube nicht, daß die Praxis 
Laſtig folgen wird ). | | 

Roftod. Karl Lehmann. 


1) In ſeiner diesbezüglichen Darſtellung macht Laſtig S. 22 die 
Bemerkung, daß das neue HGB. „nicht mehr wie bisher Art. 273“ 
die Weiterveräußerung von Waren zu den Hilfshandelsgeſchäften 
zähle. Aber der Grund des Fortfalls von Art. 273 Abſ. 2 iſt 
doch lediglich der, die Ausnahmebeſtimmung des Art. 273 Abſ. 3 
zu beſeitigen (Denkſchrift 1 S. 190). Die Weiterveräußerung von 
Waren iſt heute in noch weit ausgedehnterem Maße Hilfshandels⸗ 
geſchäft als früher. 

2) Inzwiſchen hat ſich das Kammergericht gegen Laſtigs Formu⸗ 
lierung ausgeſprochen. 
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XXXII. Dr. Arthur Curti, Rechtsanwalt in Zürich. 
Schweizeriſches Handelsrecht. Nach Geſetz⸗ 
gebung und Gerichtspraxis für den praktiſchen Ge⸗ 
brauch dargeſtellt. Mit einem Anhang über Marken⸗, 
Patent⸗, Muſter⸗ und Modellrecht. 8. (427 S.) 
Zürich 1903, Artiſt. Inſtitut Orell Füßli. (9.50 Fr.) 


Verfaſſer gibt im Vorwort als Ziel ſeiner Arbeit an, dem ſchweize⸗ 
riſchen Kaufmann und Juriſten eine kurze, überfichtliche und in der Praxis 
brauchbare Darſtellung des Handelsrechts zu geben, wie es fit während 
des nunmehr zwanzigjährigen Beſtehens eines ſchweizeriſchen Handelsgeſetz⸗ 
buches — des Bundesgeſetzes über das Obligationenrecht — entwickelt 
hat. Dem Verfaſſer war ſein Gebiet nicht umgrenzt, wie im Reich in 
der Trennung des Bürgerlichen Geſetzbuches und des Handelsgeſetzbuches; 
es war ſeine Aufgabe, ſelbſt auszuſondern und zu ordnen. Wie dies 
geſchehen, iſt in dem Inhaltsverzeichnis S. 421 ff. erſichtlich gemacht. 
Als allgemeine Einleitung ift in § 1 von Geſetzen und Uſanzen gehandelt 
und in Anm. 1 S. 2 geſagt: „Ein ſchweizeriſchrs Handelsgewohnheitsrecht 
neben dem ſchweizeriſchen Obligationenrecht gibt es nicht.“ Dem dürfte 
zuzuſtimmen fein, wenn ſtatt „neben eingeſchoben wird „gegen“. Jedenfalls 
ſteht der Vorentwurf des ſchweizeriſchen Zivilgeſetzrechts (1900) auf einem 
anderen Boden; es ſeien hier zwei Artikel eingeſchaltet, die ich als von 
grundlegender Bedeutung für alte Rechtsgebiete mit Freuden begrüße: 

„Art. 1. Das Zivilgeſetz findet auf alle Rechtsfragen An⸗ 
wendung, für die es nach Wortlaut oder Auslegung eine Beſtim⸗ 
mung enthält. 

Fehlt es in dem Geſetze an einer Beſtimmung, ſo entſcheidet 
der Richter nach dem Gewohnheitsrechte und, wo auch ein ſolches 
mangelt, nach bewährter Lehre und Überlieferung. 

Kann er aus keiner dieſer Quellen das Recht ſchöpfen, ſo hat 
er ſein Urteil nach der Regel zu ſprechen, die er als Geſetzgeber 
aufſtellen würde. 

Art. 2. Hat ſich zur Erläuterung oder Ergänzung einer 
bundesrechtlichen Beſtimmung ein Gewohnheitsrecht gebildet, ſo 
wird es als Bundesrecht anerkannt. 

Nicht anerkannt wird die Bildung eines Gewohnheitsrechtes, 
das als Ortsübung die Beſtimmungen des Geſetzes in irgend einer 
Weiſe aufheben oder abändern würde.“ 

Wenn für Handelsuſanzen, Handelsgebräuche das Wort Geſchäfts⸗ 
gebräuche (vgl. diefe Zeitſchrift Bd. LII S. 332) gewählt wäre, fo wäre 
dies nur erfreulich geweſen; bedenklich iſt es, noch ein neues Wort, 
„Handelsſitte“ (S. 6), zu verwenden. Übrigens werden vorwiegend für 


Literatur. 599 


den Kaufmann die § 1—16 des Obligationenrechts kurz abgetan und im 
Anſchluß an § 24 a. a. O. auf die Vorausſetzungen der Betrugsklage 
hingewieſen. Entſprechend dem Obligationenrecht werden die Handels⸗ 
geſchäfte vorweggenommen und der Handelsſtand und die Handelsgeſell⸗ 
ſchaften in Teil II behandelt. Abſchnitt II fegt in den 88 3—14 mit dem 
Kaufgeſchäft ein; es folgt Abſchnitt III: Börſengeſchäfte, unter Hinweis 
auf die Effektenbörſen in Zürich (in die ſer Zeitſchrift Bd. LIL S. 257 ff.), 
Baſel und Genf. Abſchnitt IV umfaßt die 88 18—24: Kredit⸗ und 
Zahlungsgeſchäfte, abſchließend mit den Banken und Bankgeſchäften. Ab⸗ 
ſchnitt V: Kommiſfionsgeſchäft. Abſchnitt VI: Die Transportverträge 
unter beſonderer Berückſichtigung des Eiſenbahnfrachtgeſchäfts ($$ 29, 30), 
abſchließend mit dem Speditionsgeſchäft, entſprechend der Anordnung in 
SS 467 ff. Obl. R. Abſchnitt VII: Gefchäfte der Poft. Eingehend ift in 
Abſchnitt VIII, §$ 33—50, das Wechſelrecht behandelt, wobei, wie es 
S. 104 Anmerkung heißt, die Darſtellung von Coſack (Lehrbuch des 
Handelsrechts 5. Aufl.) zum Vorbild genommen iſt. Zweckmäßig ſind 
Beiſpiele eingefügt. Empfohlen hätte es ſich, neben den Paragraphen des 
Obligationenrechts die Artikel der Allg. D. Wechſelordnung anzuführen 
und damit Gleichheit und Verſchiedenheit feſtzuſtellen, was nachzuholen für 
weitere Auflagen angeraten ſei, unter Heranziehung der franzöfiſchen und 
italieniſchen Wechſelordnungen, wobei v. Canſtein, Wechſelrecht (jetzt 
2. Aufl., 1903) verwertet werden mag. Beim domizilierten Wechſel 
(S. 124) wird die Zahlſtelle (Grünhut, Wechſelrecht I S. 122) zu 
erwähnen ſein. Für die Prüfung des Wechſelinhabers als Empfangs⸗ 
berechtigten wird von dem Urteil des Handelsgerichts Zürich vom 4. April 
1902 (diefe Zeitſchrift Bd. LIT S. 231 ff.), Grünhut a. a. O. Bd. II 
S. 261, Einſicht zu nehmen ſein, wie beim Scheck (S. 148) das Urteil 
des Bundesgerichts vom 22. September 1898 (dieſe Zeitſchrift Bd. XLIX 
S. 299) erwähnt iſt. Bei den Wertpapieren iſt in § 56 die Legitimations⸗ 
prüfung erörtert; erwünſcht wäre bei den Inhaberpapieren eine Entwicke⸗ 
lung aus § 846 Obl. R. geweſen (vgl. B. GB. § 793). 

Der Teil II darf als den Handelsſtand betreffend bezeichnet werden. 
Hervorgehoben ſeien Abſchnitt XVI: Firma, Handelsregiſter, Handels⸗ 
bücher; Abſchnitt XIII: Kaufmänniſches Hilfsperſonal und Vertretung. 
Gegen die Anordnung im Obligationenrecht iſt die einfache Geſellſchaft 
mit Rückſicht auf die Gelegenheitsgeſellſchaft, vielleicht in Erinnerung an 
das Allg. D. HGB. Art. 266 — 270, hinter die Kollektivgeſellſchaft, die 
Kommanditgeſellſchaft, die Aktiengeſellſchaft und die Genoſſenſchaft, welche 
in den Abſchnitten XIV — XVII behandelt find, geftellt. 

In einem Anhange find noch die Sondergeſetze über das Marken: 
recht (Geſetz vom 26. September 1890), Patentrecht (Geſetz vom 23. März 
1893), den Muſter⸗ und Modellſchutz (Geſetz vom 27. Juli 1900) dar⸗ 
gelegt. — 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 39 


600 Literatur. 


In Abſchnitt XXII find unter der Überſchriſt „Internationales 
Handelsrecht“ die bezüglichen Staatsverträge aufgezählt. 

Hiermit wollte ich eine überſicht über Anordnung und Inhalt des 
Buches geben. 

Die kurz gefaßten Rechtsſätze ſchließen fih weſentlich an den Wort- 
laut des Obligationenrechts und der Sondergeſetze an, die Beiſpiele an 
Entſcheidungen der Gerichtshöſe oder an bewährte Fälle des Verkehrs, 
womit dem Inhalt Zuverläſſigkeit gegeben ift. 

Der mir kundgegebenen Anerkennung der Arbeit in der Heimat des 
Verfaſſers kann ich mich in Beurteilung der Brauchbarkeit zur Kenntnis⸗ 
nahme des ſchweizeriſchen Handelsrechts gerne anſchließen, ſpreche aber 
dabei den Wunſch aus, daß in Würdigung der Bedeutung der Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts dieſe als Quellen angegeben werden mögen. 


Dr. Keyßner. 


XXXIII. Gutachten der Alteſten der Kaufmann: 
ſchaft von Berlin über Gebräuche im Han⸗ 
dels verkehr. Im Auftrage des Alteſtenkollegiums 
herausgegeben von Dr. Max Apt, Syndikus der 
Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin. Erſte 
Folge. 8. (VIII und 124 S.) Berlin 1904, 
Karl Heymanns Verlag. 


Der erſte Band dieſer geſammelten Gutachten iſt Bd. XLVIII 
S. 575 ff., Bd. LI S. 257 ff. dieſer Zeitſchrift angezeigt. Nachdem die 
Korporation der Alteſten der Kaufmannſchaft neben die Handelskammer 
Berlin getreten ift (val. Bb. LII S. 580, Bd. LIII S. 579 dieſer Beitz 
ſchrift), werden von beiden Stellen bezügliche Gutachten erteilt (Verfaſſung 
der Korporation der Kaufmannſchaſt von Berlin vom 19. Febr. 1898 $ 1. 
Zeitſchr. XLVIII 428, Preuß. Geſetz über die Handelskammern vom 24. Febr. 
1874, 19. Aug. 1897, 22. Juni 1902. Zeitſchr. Bd. XV S. 487, Bd. XLVII 
S. 392, Bd. LII S. 580). Die Anordnung ergibt ſich dahin: I. Teil 
Handelsſtand: Handlungsgehilfen im allgemeinen, Handlungsreiſende, 
Stadtreiſende; Handlungsagenten; Handelsmakler. II. Teil Handels⸗ 
geſchäſte: 1. Handverkauf; 2. Werkvertrag; 3. Bank⸗ und Börſenweſen; 
4. Wechſel⸗, Scheck⸗, Kontokorrentverkehr; 5. Speditionsgeſchaͤft; 6. Fracht⸗ 
geſchäſt, insbeſondere im Binnenſchiffahrtsverkehr. Ein Anhang ift be: 
zeichnet „Kodifikation von Handelsgebräuchen“. 1. Gebräuche im Bers 
liner Großhandel, beſtätigt von den Alteſten der Kaufmannſchaft am 
12. Auguſt 1902; 2. Gebräuche im Berliner Exportkommiſſionsgeſchäft, 
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beſtätigt von den Alteſten der Kaufmannſchaſt am 25. Febr. 1903. — 
Der wechſelnde Wortgebrauch iſt dahin zu erklären, daß unter Handels⸗ 
gebrauch durchaus Geſchaftsgebrauch zu verſtehen ift (vgl. diefe Zeitſchrift 
Bd. LI S. 259, Bd. LIV S. 331). Die Zeit des erſtatteten Gutachtens ift 
überall beigefügt. Ein ſorgfältiges Sachregiſter gibt Auskunft. 


Dr. Keyßner. 


XXXIV. Dr. Karl Herrmann Edler v. Otavsky, à. o. 
Profeſſor an der böhmiſchen Univerſität in Prag. 
Der internationale Urheberrechtsſchutz 
zwiſchen Oſterreich und dem Deutſchen 
Reiche nach dem Staatsvertrage vom 
30. Dezember 1899). 8. (166 S.) Berlin 
1903, Karl Heymanns Verlag. (3 Mark.) 


Bis zum 24. Mai 1901, dem Tage, an welchem der in der Über⸗ 
ſchrift bezeichnete Staatsvertrag wirkſam geworden iſt, gab es zwiſchen 
Deutſchland und Oſterreich nur einen innergeſetzlich garantierten inter⸗ 
nationalen Urheberrechtsſchutz für Werke der Literatur, der Tonkunſt und 
der bildenden Künſte (§ 2 des öſterreichiſchen Geſetzes vom 26. Dezember 
1895, § 62 des deutſchen Geſetzes vom 11. Juni 1870, $ 21 des deutſchen 
Geſetzes vom 9. Januar 1876). Seit dem Staatsvertrage beſteht daneben 
ein vertraglich gewährleiſteter Autorſchutz, deſſen Grundſatz iſt, daß jedes 
literariſche, künſtleriſche oder photographiſche Werk, das nur in Deutſch⸗ 
land oder nur in Öfterreich „einheimiſch“ ift, in dem anderen Vertrags⸗ 
ſtaate den dort für Werke gleicher Art durch die inländiſche Geſetzgebung 
jeweils gewährten Schutz genießen folle. Jedoch beſchränkt fih der Bers 
trag nicht auf die Aufſtellung dieſes Satzes, fondern läßt für gewiſſe 
Fragen ausſchließlich das Recht des Heimatsſtaates des Werks entſcheiden. 
Ein Prinzip, das Verfaſſer nicht ganz richtig als Grundſatz der „formellen 
Reziprozität mit materiellrechtlichem Einſchlag“ bezeichnet (S. 15). 

Eine Darſtellung des zwiſchen Deutſchland und Öfterreich beſtehenden 
Urheberrechtsſchutzes iſt hiernach ohne ſtändigen Hinblick auf das innere 
Urheberrecht der beiden Staaten nicht angängig. Die vorliegende Arbeit 
iſt ſich deſſen bewußt und gibt daher nicht nur Ausführungen zum 
internationalen Recht, ſondern auch einen beachtlichen Beitrag zur Rechts⸗ 
vergleichung. Sie behandelt die einſchlägigen Fragen in erſchöpfender und 
ſorgfältiger Weiſe; daß fe keine neuen Geſichtspunkte bietet, liegt in der 


1) Abgedruckt in Bd. LI S. 472 ff. dieſer Zeitſchriſt. K. 
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Natur des Themas. Von pofitiven Fehlern iſt ſie nahezu frei. Nur die 
Behauptung S. 45, daß § 16 des neuen deutſchen Geſetzes mit § 5 des 
öſterreichiſchen ſachlich übereinſtimme, iſt nicht ganz genau. 

Berlin. Profeſſor Dr. Martin Wolff. 


XXXV. Eugen Sutro. Die kaufmänniſche Kredit⸗ 
erkundigung. 8. (89 S.) Leipzig 1902, 
Duncker & Humblot. 


Der Verfafſer beginnt mit einem kurzen Überblick über die Geſchichte 
des Auskunſtsweſens und unterſcheidet dann in einem ſyſtematiſchen Teil 
die geſchäftsfreundliche und die berufsmäßige Auskunfterteilung. Letzteren 
Abſchnitt teilt er wieder in zwei Unterabteilungen: die Auskunft durch 
Privatbureaus und Kreditvereinigungen. Zum Schluſſe fügt er noch 
Betrachtungen über die rechtliche Seite des Auskunftsweſens und das 
Problem der Kreditverſicherung bei. Mit Recht betont er den Wert gut 
organifierter Privatbureaus und ſchildert eingehend die Gliederung der 
hauptſächlichen Privatauskunftsbureaus in Deutſchland und Nordamerika, 
die auch wiederum miteinander in Verbindung ſtehen: der Auskunftei 
Schimmelpfeng in Berlin und Frankfurt a. M. und der Bradſtreet Com⸗ 
pany in Neuyork, deren Verdienſte er zutreffend hervorhebt. Bei der 
Behandlung der Privatbureaus ſpricht er ſich noch in einem Unterabichnitt 
„Reformvorſchläge“ gegen die ſtaatliche Konzeſſionspflicht, wohl aber für 
eine Beaufſichtigung durch die Handelskammern oder ähnliche Körper⸗ 
ſchaften aus. In dem Abſchnitt über Kreditvereinigungen würdigt der 
Verfaſſer zuerſt eingehend die Vereine Kreditreform, deren Gliederung er 
gleichfalls eingehend ſchildert, und behandelt dann die „ſchwarzen Liſten“. 
Vermißt habe ich eine Behandlung des hochentwickelten Auskunftsweſens 
in England, das hauptſächlich in der Hand der Firma Seyd u. Co. in 
London liegt. Seyds Commercial liste erſcheint jährlich in zwanzig 
Foliobänden, von denen jeder einen Teil Großbritanniens umfaßt; allein 
der geſamte engliſche Baumwollhandel iſt in dem Mancheſter behandelnden 
Bande zuſammengeſtellt, ſonſt ift die geographiſche Einteilung ſtreng durch⸗ 
geführt. Jeder nennenswerten Firma werden in einzelnen Rubriken (Ge⸗ 
ſchäftsumfang u. f. w.) Zenſuren erteilt (A 1, 1, 1½ u. |. w.), jo daß man 
mit einem Blick die Bedeutung des Geſchäfts und die Zuverläſſigkeit der 
Inhaber überſehen kann. 

Auf das kleine Werkchen ſeien auch die juriſtiſchen Kreiſe nach⸗ 
drücklich hingewieſen, da das Auskunftsweſen im Handelsverkehr immer 
größere Bedeutung gewinnt, und dieſe bei uns immer noch nicht in dem 
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Maße gewürdigt wird wie in England und Amerika. Viele Juriſten 
können immer noch nicht die kaufmänniſchen Auskunftsbureaus und die 
Detektivbureaus auseinanderhalten. Mit Recht haben ſowohl das RG. 
wie das OLG. Karlsruhe den Inhabern der erſteren den Schutz des § 198 
St. GB. in ausgedehnten Maße zugebilligt (val. Sutro S. 76 f.). 


Berlin, September 1903. Aſſeſſor Dr. A. Kohler. 


XXXVI. Brückner, Reichsgerichtsrat. Die rechtliche 
Stellung und Haftverbindlichkeit der kauf— 
männiſchen Auskunftbureaus (Auskunf⸗ 
teien). „Recht“, Jahrgang VII (1903) Nr. 10 
und 11. 


Die hiermit angezeigte, klar und ſcharf entwickelte Abhandlung legt 
dar, wie die Bedeutung der jetzt unter der Bezeichnung „Auskunſtei“ 
zuſammengefaßten, über das Vermögen und die Kreditverhältniſſe eines 
Kaufmanns oder Gewerbetreibenden Auskunft erteilenden Anſtalten im 
Verkehr gewürdigt, in der Rechtswiſſenſchaft unterſucht und in ihrer 
Stellung zu dem Anfragenden, dem Angefragten (Beauskunfteten), ſowie 
die Auskunft Vermittelnden in den Gerichtshöfen beurteilt werden. Mit 
Recht ift der Abhandlung, von welcher geſagt werden darf, daß fie der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts überall entſpricht, in der Preſſe die zu⸗ 
ſtändige Aufmerkſamkeit gewidmet, wie die beifälligen Berichte, z. B. in 
der Berliner Voſſiſchen Zeitung vom 4. Juli 1903 Nr. 307 und der 
Berliner Börſen⸗Zeitung vom 31. Juli 1903 Nr. 354, dartun. Der 
zwiſchen dem Auftraggeber (Anfragenden) und der Auskunftſtelle geſchloſſene 
Vertrag wird als Werkvertrag gekennzeichnet, ſofern deſſen Gegenſtand 
nicht ſowohl die einzelne Arbeit oder Dienſtleiſtung als vielmehr den 
dadurch herbeigeführten Erfolg, die Auskunft, bildet; anderenfalls liegt ein 
Dienſtvertrag vor, welche Unterſcheidung als von geringer praktiſcher 
Bedeutung nachgewieſen wird. Die Vertragsbeſtimmung, wonach die 
Auskunſtei für die Folgen keiner wie immer gearteten Entſchließung 
haftbar iſt, die der Anfragende auf Grund der erteilten Auskunft oder 
ſonſtiger Dienſtleiſtungen trifft, von Argliſt abgeſehen, wird als unent⸗ 
behrlich und rechtsgültig nachgewieſen. Eingehende Darlegung iſt der 
ſtrafrechtlichen und zivilrechtlichen Verantwortlichkeit gegenüber dem Be⸗ 
auskunfteten gewidmet. | 

Am Schluß der Abhandlung, woſelbſt der Verfaſſer ein näheres 
Eingehen auf Einzelheiten über die Haftpflicht der Auskunfteien gegenüber 
dem Anfragenden und dem Angefragten in Ausſicht ſtellt, ſpricht Verfaſſer 
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ſeine Anſicht dahin aus, daß anlangend einerſeits die Vorausſetzungen und 
den Umfang der Haftpflicht der Auskunfteien, andererſeits anlangend den 
dem Anfragenden und dem Angefragten bei rechtswidrigem Verhalten der 
Auskunfteien notwendigen Schutz durch die gegenwärtige Geſetzeslage das 
Intereſſe der Beteiligten genügend gewahrt ſei. „Namentlich werde die 
Haftpflicht für die gut organiſierten und gewiſſenhaft betriebenen Aus⸗ 
kunfteien kein Hindernis abgeben, zu der für den gegenwärtigen Handels⸗ 
verkehr ſo überaus wichtigen Klarſtellung der kaufmänniſchen Kreditver⸗ 
hältniſſe auch ferner erfolgreich mitzuwirken und ſich mehr und mehr als 
ein unentbehrliches Glied in dieſem Verkehr zu bewähren.“ 

| Wenn ich dem nach meiner Erfahrung aus richterlicher Tätigkeit 
beitrete, ſo darf ich nicht unterlaſſen, auf die Entſcheidung des VI. Zivil⸗ 
Senats des Reichsgerichts (Entſch. Bd. LIII S. 15 ff.) vom 6. November 
1902 hinzuweiſen, woſelbſt die Frage: 

„sit der Inhaber einer Auskunftei berechtigt, fein Zeugnis 
darüber zu verweigern, welcher Perſon er ſich zur Einziehung von 
Nachrichten bediente, und insbeſondere, von wem eine beſtimmte 
durch die Auskunftſtelle Anderen mitgeteilte Auskunft herrühre?“, 

auf Grund des $ 383 Ziff. 5 ZPO. bejaht wird. Daß in dem Straf: 
prozeß eine dementſprechende Beſtimmung für die an Zeitungen gemachten 
Mitteilungen noch immer fehlt, iſt oft gerügt worden. Mit jener Ent⸗ 
ſcheidung hat das Reichsgericht der geregelten Tätigkeit der Auskunfteien 
einen ficheren Abſchluß gegeben. 

Dr. Keyßner. 


XXXVII. Dr. Alfred Sieveking, Rechtsanwalt in Ham: 
burg. Das deutſche private Seerecht (mit 
Ausſchluß des Seeverſicherungsrechts). 8. (154 S.) 
Leipzig 1903, Huberti. (2.75 Mark.) 


Dieſes Buch erſcheint als Teil der modernen kaufmänniſchen Biblio⸗ 
thek des Verlegers. Es iſt in erſter Linie für den Kaufmann beftimmt. 
Laien eine möglichſt erſchöpfende, dabei aber doch knappe und verſtändl iche 
Darſtellung eines ſchwierigen Rechtsſtoffes zu bieten, die nicht zu trocken 
anmutet, das ift die ſchwierige Aufgabe, welche der Verfaſſer fich geſtellt 
und die er mit Geſchick gelöſt hat. Der Stoff iſt in drei Bücher geteilt 
mit den bezeichnenden Überſchriften: Im Heimatshafen, Unterwegs, Am 
Ziel. Damit ift ſchon gekennzeichnet, daß der Berfaffer gleichſam an der 
Hand des für den Kaufmann wichtigſten, der Frachtreiſe, die alle ihre 
Phaſen begleitenden Rechtssätze vorführt. Einleitend wird der Leſer über 
den Geltungsbereich des HGB. und die Begriffe Reeder und Reederei 
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orientiert. Die Behandlung der Reederhaftung und die Darſtellung der 
Haverei find eingeſchaltet; von den Schiffsgläubigern wird zuletzt ge⸗ 
ſprochen und endlich der Paſſagiervertrag kurz im Anhang gebracht. So 
iſt ein guter Führer gegeben, der ſich durchaus verläßlich erweiſt. Bean⸗ 
ſtanden möchte ich nur ſehr geringe Kleinigkeiten. Daß S. 11 die Aus⸗ 
führungen unter 3. als „Einſchränkung“ bezeichnet find, billige ich nicht. 
S. 21, 22 würde ich beim Chartern lieber nicht von „mieten“ ſprechen. 
Auf S. 28 kann ich die Konſtruktion, daß im Falle des § 573 Nr. 1 HGB. 
ein beide Teile treffender Zufall vorliegt, nicht anerkennen. Auf S. 118 
kann ich nicht den unter Anführung von $ 657 (?) aufgeſtellten Satz 
billigen, daß der Reeder ſich nicht von ſeinem eigenen Verſchulden frei 
zeichnen könne. Auf S. 57 $ 30 Zeile 5 müßte betont werden, daß der 
Gläubiger ein Schiffs gläubiger fein muß. Etwas knapp ift der § 28 
über die Haftung des Reeders für die Beſatzung. Um ſo eingehender hat 
der Verfaſſer die Haveriegroſſe behandelt. Hier wird zu manchen ſchwie⸗ 
rigen Fragen Stellung genommen, worauf ich die Juriſten beſonders auf⸗ 
merkſam mache. Recht inſtruktiv und friſch gefchrieben find die $$S 26 
und 34 über das Prinzip der beſchränkten Haftung des Reeders und das 
Aufnehmen eines Schiffskredits während der Reiſe. Hervorheben möchte 
ich endlich noch den mir ſonſt nirgends ſo klar hervorgetretenen Satz 
(S. 113), daß mit der Auslieferung der Ware an den Empfänger der 
vertragliche Nexus zwiſchen Verfrachter und Befrachter ſein Ende erreicht 
hat. Das Seesverſicherungsrecht hat der Verfaſſer für einen beſonderen 
Band vorbehalten. Nach dem ſchon Gebotenen wird man der neuen Arbeit 
ſehr gern entgegenſehen. Ein von einem Juriſten für kaufmänniſche Leſer 
geſchriebenes Seeverſicherungsrecht wird gerade für Juriſten lehrreich ſein. 

Der Verleger hat in den Text mancherlei Schiffsbilder u. dgl. ein⸗ 
geſtreut. Dafür iſt der Text viel zu gut! 

Hamburg. Dr. Max Mittelſtein. 


XXXVIII. Die Amtsſprache. Verdeutſchung der haupt⸗ 
ſächlichſten im Verkehre der Gerichts- und Ver⸗ 
waltungsbehörden, ſowie der Rechts⸗ und Staats⸗ 
wiſſenſchaft gebrauchten Fremdwörter, bearbeitet 
von Karl Bruns, Landgerichtsrat in Torgau. 

ſehr vermehrte Auflage. kl. 8. (176 S.) 
Berlin 1903, Verlag des Allgemeinen Deutſchen 
Sprachvereins (F. Berggold). 


Die erſte Auflage dieſes Buches erſchien im April 1892; bisher 
Find bereits mehr als zweiunddreißigtauſend Stück der in jeder Auflage 
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vervollſtändigten Arbeit im Volk verbreitet. Nach einem Überiblag find 
etwa viertauſendfünfhundert Fremdwörter verdeutſcht. 

Wenn ich des trefflichen und ob ſeiner Verdienſte um unſere Mutter⸗ 
ſprache, namentlich durch ſein großes und mit unermüdlichem Fleiß zum 
Abſchluß gebrachtes Wörterbuch der deutſchen Sprache, unvergeßlichen 
Daniel Sanders⸗Alt⸗Strelitz reichhaltigſtes Verdeutſchungswörter⸗ 
buch, welches dem weiland Staatsſekretär des Reichspoſtamts, Dr. Hein⸗ 
rich Stephan, „dem tatkräftigen Förderer der Reinheit unſerer Mutter⸗ 
ſprache“, gewidmet iſt, benutzend zur Hand nehme, ſo finde ich S. VII, 
daß Campe bereits das Wort „konſequent“ beiſeite geſchoben und dafür 
„folgerecht“ in Umlauf gebracht hat. Im Sprachgebrauche des Reichs⸗ 
gerichts iſt noch an „Konſequenzen“ feſtgehalten (Entſch. in 3S. Bd. LV 
S. 32). Bereits das Allg. Preuß. Landrecht hat für das Wort „Prozent“ 
„vom Hundert“ eingeführt (z. B. I 2 $ 804), unfer Bürgerliches Geſetz⸗ 
buch iſt dem treu geblieben (z. B. $ 288). Im Verkehr, in Lehrbüchern 
(Coſack, Lehrbuch des bürgerlichen Rechts $ 89; Rehm, Bilanzen der 
Aktiengeſellſchaften S. 313), in den Urteilen der Gerichte (Entſch. des 
RG.s in ZS. Bd. LI S. 127), in den Kommentaren (Rehbein, K. des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs mit Erläuterungen Bd. II S. 41 Nr. 33) wird 
noch am alten Fremdwort gewohnheitsmäßig feſtgeſtalten. Von dolus 
und mora ift an den vorgenannten Stellen auf ein Losſagen zunächſt 
noch nicht zu hoffen, auch gegen Zeſſion, Zedenten, Zeſſionar wird die 
deutſche Bezeichnung noch einen ſchweren Kampf zu beſtehen haben; ebenſo 
mit constitutum possessorium, wofür ich „Eigentumsentſchlagung“ 
wagen möchte; doch ich darf wohl auf einen Beiſtand aus den Lehrſtühlen 
wenig hoffen; möchte von dorther ein beſſeres Wort erklingen und nicht 
die Kenntnis der fremden Sprache für das Bedürfnis, deutſch zu ſprechen, 
unempfindlich machen. 

Hilfreich iſt oft bereits das mächtige Wort des Kaiſers geweſen, um 
Fremdſprachliches zu verſcheuchen und Deutſches dafür einzuführen und 
zur Anerkennung zu bringen. Vielfach find die Behörden auf dieſem 
Wege gefolgt. Es ift nun Aufgabe des Volkes, ſich der zu Gebote 
ſtehenden deutſchen Wörter ſtatt der fremden zu bedienen. 

Daß dies mit leichter Mühe geſchehe, dafür iſt das hiermit angezeigte 
Buch ein empfehlenswertes Hilfsmittel, an deſſen Erweiterung und Ver⸗ 
beſſerung jeder mittätig ſein möge. 

Für eine ſpätere Auflage ſeien zur Einſchaltung empfohlen: 

Succeſſivgründung S Zeichnungsgründung, 
Simultangründung = Einheitsgründung 
(vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XLVII S. 548; Rudorff, 
Kommentar zum Handelsgeſetzbuch § 188, 189), 
Generalverſammlung = Vollverſammlung. — 


Angeſchloſſen ſei: 


Literatur. 607 


XXXVVIIIa. Guſtavr Wuſtmann. Allerhand Sprach⸗ 
dummheiten. Kleine deutſche Grammatik des 
Zweifelhaften, des Falſchen und des Häßlichen. 
8., verbeſſerte und vermehrte Ausgabe. kl. 8. 
(XX und 473 S.) Leipzig 1903, Fr. Wilhelm 
Grunow. 


Bis zu zwanzigtauſend ſchreitet dieſes „Hilfsbuch für alle, die fich 
öffentlich der deutſchen Sprache bedienen“, in ſeiner Verbreitung vor. 
Wenn die Abſchnitte zur Formenlehre, Wortbildungslehre, Satzlehre, 
Wortſchatz und Wortbedeutung als bildungsfördernd zum Leſen empfohlen 

werden, wobei für künftiges Vermeiden einzelner Fehler in liebenswürdiger, 
auch ſcherzend witziger Form ein wohlbegründeter Rat gegeben wird, ſo 
ſchließt fih der Schlußabſchnitt „Fremdwörter“ dem Gegenſtande nach an 
das obenſtehende Buch „Die Amtsſprache“ wirkſam an. 
Dr. Keyß ner. 


XXXIX. Heinrich Dittenberger. Der Schutz des 
Kindes gegen die Folgen eigener Hand: 
lungen im B. GB. für das Deutſche Reich. 8. 
(124 S.) Berlin 1903, J. Guttentag. (3 Mark.) 


Eine ſcharffinnige, inhaltreiche Schrift, die man mit Vergnügen lieſt, 
auch wenn man ſich zum Widerſpruch herausgefordert fühlt. Der Ver⸗ 
faſſer teilt die dem Schutze der jugendlichen Perſonen gewidmeten Rechts⸗ 
ſätze in zwei Gruppen: ſolche, die den Jugendlichen gegen Nachteile ſchützen, 
welche ihm aus Handlungen dritter entſtehen könnten, und ſolche, die ihn 
gegen die Folgen eigener Handlungen wegen ſeiner mangelnden Verſtandes⸗ 
reife in Schutz nehmen. Nur die zweite dieſer Gruppen von Rechtsſätzen 
will der Verfaſſer erörtern, und zwar mit Beſchränkung auf die Kinder 
unter fieben Jahren. Übrigens handelt es fih hier um Rechtssätze, die, 
weil das Kind auch jedes Vertretungsaktes ebenſoweit unfähig iſt wie 
des Handelns im eigenen Namen, und weil es nicht darauf ankommt, ob 
eine Handlung dem Kinde günſtig oder ungünſtig wirkt, nicht nur dem 
Schutze des Kindes dienen. 

Indem der Verſaſſer fih zunächſt der Geſchäftsunfähigkeit des Kindes 
zuwendet (11—43), fiebt er ſehr wohl, daß ex die Eingrenzung feiner Arbeit 
auf die eigenen Handlungen des Kindes nicht ſtreng durchführen kann. 
Ihm entgeht nicht, daß die Unmöglichkeit, ein empfangsbedürftiges Rechts⸗ 
geſchäft an ein Kind unter ſieben Jahren auszurichten (24—27), keine Un⸗ 
fähigkeit des Kindes zum Handeln bedeutet (auch der ſogenannte Empfang 
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einer Willenserklärung iſt nicht ein Handeln des Empfängers); aber des 
nahen Zuſammenhangs halber zieht er jene Unmöglichkeit gleichwohl in 
den Kreis ſeiner Erörterungen und verweiſt mit Recht darauf, daß ihr 
Grund, die Unfähigkeit des Kindes zu vernunftgemäßer Reaktion auf das 
fremde Rechtsgeſchaft, ſchließlich nur eine andere Seite derſelben Sache ift, 
die als Unfähigkeit des Kindes zu vernunftmäßiger Initiative die Rechts⸗ 
ordnung dazu geführt hat, die eigenen Rechtsgeſchäfte des Kindes von 
jeder Geltung auszuſchließen. Der zweite, umfaſſendere Teil der Arbeit 
(44— 124) iſt den Rechtshandlungen des Kindes gewidmet. Zu der Frage, 
was Rechtshandlungen im Gegenſatz zu Rechtsgeſchaften find, nimmt der 
Verfaſſer folgende Stellung ein (44 ff.): Es gibt eine Kategorie von 
Rechtshandlungen, bei denen ſich der Eintritt des rechtlichen Erfolges nur 
an die Vornahme der Handlung ſelbſt knüpft und gänzlich unabhängig 
von den Vorgängen im Innern des Handelnden iſt. Dieſe nennt Ver⸗ 
faſſer reine Rechtshandlungen und ſtellt hierher insbeſondere Beſitzerwerb, 
Befitzaufgabe, unerlaubte Handlungen. Den reinen Rechtshandlungen 
ſetzt der Verfaſſer entgegen die „rechtsgeſchäftlichen Rechtshandlungen“ als 
diejenigen, bei denen der Eintritt des rechtlichen Erfolges von dem Vor⸗ 
handenſein eines auf rechtliche Momente gerichteten Willens abhängig iſt. 
Aber der Wille umfaßt bel dieſen Handlungen nicht wie beim Rechts⸗ 
geſchäft die Herbeiführung des rechtlichen Erfolges ſelbſt, ſondern nur „die 
Qualifizierung der Handlung nach rechtlichen Geſichtspunkten“. Wer 
Eigenbeſitz erwerben will, muß den Willen haben, die Sache wie ein 
Eigentümer zu beſitzen, ſein Wille umfaßt die Qualifizierung der Beziehung 
zwiſchen Perſon und Sache als einer rechtlichen Beziehung, nämlich der des 
Eigentümers zu feinen Sachen; das macht den Erwerb des Eigenbeſitzes 
zur rechtsgeſchäſtlichen Rechtshandlung; wer dagegen durch Übergabe Eigen⸗ 
tum erwerben will, deſſen Wille umfaßt mehr, er umfaßt auch den Über: 
gang des Eigentums als den rechtlichen Erfolg ſeines Handelns; darum iſt 
Eigentumserwerb durch Übertragung ein Rechtsgeſchäft (46). Von dieſen 
Unterſcheidungen aber macht der Berfaffer folgenden Gebrauch: Kraft 
ſeiner natürlichen Willensfähigkeit kann das Kind reine Rechtshandlungen 
vornehmen; ſoweit das Geſetz das Kind gegen die Folgen ſolcher Hands 
lungen ſchützen will, muß es beſtimmen, daß die fragliche Handlung aus⸗ 
nahmsweiſe nicht die Folgen haben ſoll, die ihr ſonſt beiwohnen. Zur 
Vornahme einer rechtsgeſchäftlichen Rechtshandlung oder eines Rechts⸗ 
geſchäfts dagegen iſt das Kind einfach deswegen nicht fähig, weil es etwas 
Rechtliches nicht wollen kann (17, 47, 54 u. a. St.). Gegen dieſe Auf: 
ſtellungen ließe fih m. E. gar manches einwenden. Ich bin grundſätzlich 
der Meinung, daß man die unerlaubten Handlungen mit dem Namen von 
Rechts handlungen nicht beehren ſollte, obwohl dies ja vielfach geſchieht, 
ſondern daß man mit Dernburg (Bürg. R. I S. 312) Rechtshandlungen 
nur die rechtmäßigen Handlungen nennen ſollte, von denen Rechts⸗ 
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folgen abhängen. Wie innerhalb dieſes Kreiſes die Rechtsgeſchäfte zu um⸗ 
grenzen find, mag ſehr zweifelhaft fein; daß mit der vom Verfaſſer auf: 
geſtellten Einteilung weiterzukommen iſt, glaube ich nicht. Auch ich glaube 
zwar daran, daß bei dem Rechtsgeſchäft der Rechtserfolg gewollt wird 
(wenn auch oft genug nur dunkel und unbeſtimmt). Aber ich glaube 
nicht, daß bei dem Erwerb des Eigenbefitzes und was ſonſt dahin gehören 
mag, der Handelnde eine rechtliche Qualifizierung ſeiner Handlung wollen 
muß. Eine Sache beſitzt als ihm gehörend nicht, wer will, daß fein 
Beſitz nach dem Maßſtabe des Befitzes des Eigentümers rechtlich qualifiziert 
werden ſoll, ſondern weſſen Beſitzwille einen ſolchen tatſächlichen Inhalt 
hat, wie ihn der Befitzwille des Eigentümers zu haben pflegt. Wer eine 
Sache ſtiehlt, erwirbt Eigenbefitz. Muß er mehr wollen als: die Sache 
haben und behalten? Am entſchiedenſten aber iſt zu beſtreiten die Meinung, 
daß das Kind etwas Rechtliches überhaupt nicht wollen kann. Ich be⸗ 
haupte, daß es tauſende von Kindern unter ſieben Jahren gibt, die ebenſo 
genau wiſſen, was kaufen heißt, wie es neun Zehntel (und mehr) der 
Erwachſenen jemals lernen. Ich bewundere, daß der Berfaffer, der dem 
Kinde jede Fähigkeit, etwas Rechtliches zu wollen, ſo ſchroff abſpricht (17), 
den Kindern grundjäglich die vollſte Schuldfähigkeit beimißt (von deren 
Folgen nur das Geſetz ſie dispenſiere). Gehört wirklich — durchſchnitt⸗ 
lich — zur Schuld weniger Einſicht als zum Verſtändnis des Gebunden- 
ſeins (darauf kommt es bei dem Wollen des Rechts erfolgs eines Ver: 
trages an) unſerer ſelbſt oder unſeres Gegners an eine Verabredung? 
Den praktiſchen Reſultaten der Schrift ſtimme ich vielfach zu. Richtig 
ift insbeſondere, daß das Kind durch § 828 B. GB. von der Haftung 
nur inſoweit diſpenſiert ift, als eine Haftung aus Verſchulden in Frage 
ſteht (89 ff.). Richtig auch, daß das Kind Beſitz erwerben kann (91 ff.), 
unrichtig m. E., daß es Eigenbeſitz nicht erwerben könne (105 ff.); 
richtig, daß das Kind durch Verarbeitung Eigentum erwerben (106 f.) bez. 
Beſitz aufgeben (108 ff.), aber nicht das Eigentum durch Dereliktion ver⸗ 
nichten kann (113 f.). Wenn es einem Kinde unter ſieben Jahren je einmal 
glücken follte, eine Ehe zu ſchließen, und zwar ſo, daß die Eintragung 
ins Heiratsregiſter erreicht würde, ſo meint der Verfaſſer, müſſe dieſe Ehe 
ohne zuvorige Nichtigkeitsklage für nichtig erachtet werden (27 ff.). Er 
hat den Beweis dafür m. E. nicht erbracht. Auch nicht durch den tief⸗ 
finnigen Vergleich der Eheſchließung mit der Kriegserklärung S. 35. Daß 
ſo etwas nie vorkomme, iſt, darin hat der Verfaſſer Recht, kein Grund 
gegen die Anſtellung juriſtiſcher Erörterungen über den Fall, wohl aber 
hat der Geſetzgeber Recht, wenn er derartige praktiſche, ſo gut wie un⸗ 
mögliche Dinge nicht zum Gegenſtand beſonderer, von ſeinen allgemeinen 
Grundjäten abweichender Vorſchriften macht, und ein Geſetz, das dies 
unterläßt, bedarf keiner Ehrenrettung durch gewagte Interpretationen. 
Berlin. u Th. Ripp. 
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XL. Dr. jur. Ernſt Bruck. Die Eigentümerhypo⸗ 
thek. (Heft 2 Bd. X der Abhandlungen zum 
Privatrecht und Zivilprozeß des Deutſchen Reiches, 
herausgegeben von Dr. Otto Fiſcher, Profeſſor 
der Rechte an der Univerſität Breslau.) 8. (263 S.) 
Jena 1903, Guſtav Fiſcher. 


Die Arbeit des Verfaſſers, der ſich bereits durch ſeine Schrift „Die 
Einigung im Sachenrecht“ vorteilhaft bekannt gemacht hat, füllt eine Lücke 
in der Literatur über das B. GB. aus. Es fehlte an einer umfaſſenden 
Einzeldarſtellung des Rechtes der Eigentümerhypothek, jenes den Bedürſ⸗ 
niſſen des Verkehrs entſprungenen Gebildes, das allen Konſtruktionsver⸗ 
ſuchen zu ſpotten ſcheint und gerade darum zu immer erneuter Forſchung 
den reizvollen Anſtoß gibt. Das B. GB. ſchafft für eine freiere Erfaſſung 
des Problems, als ſie bisher, wenigſtens nach dem das Dogma von der 
akzeſſoriſchen Natur der Hypothek feſthaltenden preußiſchen Rechte, möglich 
war, den erwünſchten Raum. Die Hypothek ruht auf derſelben Grund⸗ 
lage wie die Grundſchuld; die Eigentümerhypothek ift eine Art der Grund: 
ſchuld, fie it Eigenrümergrundſchuld. Zu dieſem Ergebniſſe kommt auch 
im weſentlichen der Verfaſſer, deffen Buch in drei Kapitel zerfällt. Das 
erſte beſchäftigt fih mit der Geſchichte der Eigentümerhypothek in den ver: 
ſchiedenen deutſchen Territorien und gibt namentlich auch ein Bild des 
älteren Rechtes, an welches der Verfaſſer demnächſt, ähnlich wie P unt: 
ſchart in ſeiner Schrift über den Grundſchuldbegriff (val. die Beſprechung 
in dieſer Zeitſchriſft Bd. LI S. 618), anknüpft. Das zweite Kapitel bringt 
die Konſtruktion und das dritte die Dogmatik der Eigentümerhypothek. 
Von dem Prinzipe der Sachhaftung und dem der Wertsteilung aus ge⸗ 
winnt der Verfaſſer folgende Begriffsbeſtimmung des Eigentümerpfand⸗ 
rechts: „Die von dem Eigentümer am eigenen Grundſtück beſtellte Grund⸗ 
ſchuld oder Rentenſchuld iſt die Formaliſierung eines ideellen Wertteiles 
des Grundſtücks zum Zwecke der Haftung für eine eventuelle Schuld. — 
Die Eigentümerhypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, iſt die Zurück⸗ 
gewinnung eines ideellen Wertteiles des Grundſtücks, der gehaftet hatte.“ 
Die Bedenken, die ſich der Verwendung der Begriffe der Schuld und 
Haftung für die theoretiſche Feſtlegung des Begriffs der Grundſchuld ent⸗ 
gegenſtellen, find bereits in der Beſprechung der Puntſchart ſchen Schrift 
geſt reift und m. E. durch die Ausführungen des Verfaſſers nicht widerlegt. 
Eine Haftung für eine Schuld, bei der es an der Perſon des Schuldners 
fehlt, ſcheint mir undenkbar, und daß bei der Grundſchuld nicht wohl von 
einer Schuld, einem Leiſtenſollen des jeweiligen Grundſtückseigentümers 
die Rede fein kann, möchte nach dem B. GB., das nur ein Befriedigungs⸗ 

echt des Eigentümers kennt, kaum zu beſtreiten ſein. Den Unterſchied 
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zwiſchen der Eigentümerhypothek und der gewöhnlichen (Gläubiger⸗) Grund⸗ 
ſchuld findet der Verfaſſer darin, daß bei der erſteren für eine eventuelle, 
bei der letzteren für eine gegenwärtige Schuld gehaftet werde. Ich 
meine, daß, wenn die Eventualität eintritt, d. h. alſo der Haftung die 
Schuld ſich hinzugeſellt, die Eigentümerhypothek aufhört, eine ſolche zu 
ſein; ſie wird zur gewöhnlichen Hypothek. Bleibt ſie aber in den Händen 
des Gläubigers, der ſie vom Eigentümer erwirbt, Grundſchuld, ſo bewendet 
es bei der reinen Sachhaftung. — Die Wertparzellentheorie verwirft der 
Verfaſſer; ihm ift Gegenſtand der Haftung ein entſprechender ideeller 
Wertteil des Grundſtücks. Ob mit dieſer gedachten Zerlegung des 
jeweiligen Grundſtückspreiſes juriſtiſch weiter zu kommen iſt, ſcheint mir 
zweifelhaft. Richtig iſt, daß die hypothekariſche Haftung das Grundſtück 
von der Seite ſeiner Fähigkeit, in Geld umgeſetzt zu werden, ergreift. 
Aber immerhin betrachtet doch das B. GB. das Grundſtück und zwar das 
ganze Grundſtück als Haftungsgegenſtand. Dies dürfte aus den Be⸗ 
ſtimmungen über den Umfang des Hypothekenrechtes ($$ 1118 ff. B. GB.) 
zur Genüge hervorgehen. Aus ihnen, nicht aus $ 6 CPO. und aus all⸗ 
gemeinen Erwägungen wäre die Werthaftungstheorie zu erweiſen geweſen. 
Für die Praxis insbeſondere von großer Bedeutung iſt das dritte Kapitel 
des Buches, das alle Phaſen der Entwicklung der Eigentümerhypothek von 
ihrer Entſtehung bis zu ihrem Ende unter ausgiebigſter Benützung der 
Judikatur und Literatur verfolgt. Überall gibt der Verfaſſer ſelbſtändige 
Anſichten, die, auch wenn man mit ihnen nicht übereinſtimmt, die 
vollſte Beachtung verdienen. Ich greife aus der Fülle des Stoffes nur 
einiges heraus. Der Verfaſſer hält im Gegenſatz zur herrſchenden Meinung 
auch die vorgemerkte Hypothek für einen geeigneten Gegenſtand des 
Eigentümerpfandrechts. Schon die Vormerkung ſondere buchmäßig einen 
ideellen Wertteil des Grundſtücks aus, der nach Beſeitigung des Gläubigers 
dem Eigentümer zufalle. Dieſe Auffaſſung ſetzt ſich m. E. mit dem Weſen 
der Vormerkung nach B. GB. und ganz entſchieden mit $ 887 B. GB. in 
Widerſpruch. Der Verfaſſer läßt ſich mehr von dem leiten, was vielleicht 
Rechtens ſein ſollte, als von dem, was wirklich Rechtens iſt. Das gleiche 
dürfte von der Anſicht gelten, daß die Eigentümerhypothek auch bei Un⸗ 
wirkſamkeit der dinglichen Grundlage der Hypothek, alſo auch dann ent⸗ 
ſtehe, wenn die Einigung mit einem Mangel behaftet iſt oder gänzlich 
fehlt. In dieſem Punkte hat freilich der Verfaſſer die Autorität Dern⸗ 
burgs für ſich. — In der Frage, ob der Eigentümer zu jeder Verfügung 
über die Hypothek auch ohne Eintragung auf ſeinen Namen nach dem 
formellen Grund buchrecht berechtigt ift, geht der Verfaſſer mit dem Kammer: 
gericht, deſſen den Bedürfniſſen der Praxis entgegenkommende Anſicht hier 
eine wertvolle Unterſtützung findet. 

Vorſtehende Andeutungen mögen ausreichen, um einen Überblick über 
den Inhalt des Buches zu geben. Sein Studium ſei namentlich auch 
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den Praktikern aufs wärmſte empfohlen, die als Richter der ſtreitigen oder 
freiwilligen Gerichtsbarkeit zur Handhabung des Liegenſchaftsrechts berufen 
ſind. Der ſtiliſtiſche Schönheitsfehler auf S. 41 — Verfaſſer ſpricht von 
der im mecklenburgiſchen Rechte der Eigentümerhypothek abgebrochenen 
Krone, in der fie am tiefſten und ficherſten von allen Syſtemen des vorigen 
Jahrhunderts Wurzeln geſchlagen habe — beeinträchtigt natürlich den 
ſachlichen Wert der Arbeit in keiner Weiſe. 


Leipzig. Predari, Reichsgerichtsrat. 


XLI. Albert Pinner, Juſtizrat und Rechtsanwalt in 
Berlin. Das Reichsgeſetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs vom 27. Mai 
1896 nebſt den ergänzenden Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. 8. (175 S.) Berlin 
1903, J. Guttentagſche Verlagsbuchhandlung 1). 
(5 Mark.) 


Der Verfaſſer hat ſich die Aufgabe geſtellt, in Zuſammenfaffung 
deſſen, was Theorie und Praxis zur Auslegung beigetragen haben und 
unter wiſſenſchaftlicher Gliederung des Stoffes das Wettbewerbsgeſetz aus 
der Praxis heraus zu interpretieren und dadurch die Handhabung des 
Geſetzes dem Juriſten und dem Gewerbetreibenden zu erleichtern. Er hat 
feine Aufgabe vorzüglich gelöſt. 

Dem eigentlichen Kommentar, der die Erläuterungen zu den ein⸗ 
zelnen Paragraphen nach voraufgegangener Inhaltsangabe in zuſammen⸗ 
hängender, in Haupt: und Unterabſchnitte gegliederter Darſtellung bringt, 
geht eine längere orientierende Einleitung über die Geſchichte, das Prinzip 
und das Geltungsgebiet des Geſetzes voran. Ein Anhang (6 Seiten) be⸗ 
handelt die „ergänzenden“ Beſtimmungen des B. GB. und ihr Verhältnis 
zum Wettbewerbsgeſetz. Was ſpeziell dieſen Anhang anbetrifft, ſo wird 
allerdings durch ihn die beſtrittene und zweifelhafte Frage nach dem Ver⸗ 
hältnis der verwandten Beſtimmungen des B. GB. zum Wettbewerbsgeſetz 
nicht weſentlich gefördert. Auch kann ich hier in weſentlichen Punkten 
der Anficht des Kommentators nicht folgen. Es geht, meine ich, zu weit 
die Behauptung auf Seite 170: wenn nur nach den Vorſchriften des 
B. GB. ein Recht zur Klage vorhanden ſei, ſo ſei der Einwand, daß das 
Wettbewerbsgeſetz den Fall nicht treffen wollte, unbeachtlich; es geht 


1) Ältere Literaturüberficht Bd. XL VI S. 310 ff., Bd. un S. 531. 
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zu weit, wenn er (S. 173) den § 826 B. GB. allgemein als clausula 
generalis für den unlauteren Wettbewerb betrachtet, und ich möchte es 
als unrichtig bezeichnen, wenn er (S. 172) nur deshalb, weil das Geſetz 
vom 27. Mai 1896 ein den Schutz eines anderen bezweckendes Geſetz ſei, eine 
Schadenserſatzſorderung aus § 823 Abſ. 2 B. GB. auch da zuläßt, wo 
das Spezialgeſetz eine ſolche nicht ſtatuiert. Eine wie weitgehende Er⸗ 
gänzungsfunktion der Verfaſſer dem B. GB. beilegt, ergibt ſich auch daraus, 
daß er (S. 53) auf Grund des im § 831 B. GB. ausgeſprochenen „alle 
gemeinen Prinzips“ die Unterlaſſungsklage des § 1 des Wettbewerbsgeſetzes 
gegen den Geſchäſtsherrn für Handlungen der Angeſtellten für begründet 
hält. Auch darin kann ich ihm nicht folgen — wenigſtens nicht de 
lege lata. 

Der Kommentar zeichnet ſich aus durch Klarheit und Überfichtlichkeit 
der Anordnung und der Darſtellung und durch Vollſtändigkeit in der 
Erörterung der einſchlägigen Fragen — nur zu $ 6 vermiſſe ich eine 
Berückſichtigung der Streitfrage, ob die Klage (mit OLG. Stuttgart vom 
7. April 1902) eine Deliktsklage iſt, mithin Zuſtändigkeit nach $ 32 CPO. 
begründet iſt, oder ob ſie in Anlehnung an RG. 24 S. 324 als Klage 
aus abſolutem Recht zu betrachten iſt — ſowie in der Benutzung der 
einſchlägigen Literatur und beſonders der Praxis ſelbſt niederer Gerichte 
und in der vergleichsweiſen Heranziehung verwandter Geſetze — Vorzüge, 
welche dem Kommentar bald Freunde und weitere Verbreitung verſchaffen 
werden. Dr. Rönnberg, LGR. 


XLII. Heinrich Pöſchl. Die Praxis des Geſetzes 
zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs. Dargeſtellt auf Grund von 310 Ent: 
ſcheidungen nebſt Vorſchlägen zur Abänderung des 
Geſetzes. Im Auftrage des Bundes der Handel⸗ 
und Gewerbetreibenden bearbeitet. 8. (286 S.) 
Berlin 1903, Otto Liebmann. (Mark 3.20.) 


Dieſe mit anerkennenswertem Fleiß verfaßte und von großer prak⸗ 
tiſcher Erfahrung des Verfaſſers auf dem Gebiete des Handels⸗ und Ge⸗ 
werbebetriebes zeugende Arbeit ſteht in jeder Beziehung auf anderem Boden 
als der vorerwähnte Kommentar von Pinner. Ausgehend von einem 
durchaus einſeitigen Standpunkt in der Beurteilung der Aufgaben des 
Wettbewerbsgeſetzes und in der Auslegung desſelben, beherrſcht von dem 
Geiſte des Widerſpruches und, wie man faſt annehmen muß, von der 
vorgefaßten Meinung der Unfähigkeit der Gelehrtengerichte zur Erfaſſung 


614 Literatur. 


des praktiſchen Lebens und ſeiner Bedürfniſſe, bringt das Buch in ſeinem 
weſentlichſten und wichtigſten Teile 310 Entſcheidungen höchſter und 
niederer Gerichte aus dem Gebiete des Wettbewerbsgeſetzes, ſowie eine 
Kritik dieſer Entſcheidungen, von denen nur verſchwindend wenige Gnade 
vor den Augen des Verfaſſers finden, während die übrigen, darunter ins⸗ 
beſondere auch die des Reichsgerichts, bald „ebenſowohl dem Sprachgebrauch 
als dem deutſchen Rechtsgefühl widerſprechen“, bald „die Achtung vor 
unſerem Rechtsweſen nicht fördern“, bald „für das Publikum unverſtänd⸗ 
lich“ find. Wundern kann man ſich nicht über ſolche Ausdrücke der 
„Anerkennung“, wenn ſelbſt der Reichst.⸗Abg. Rören, den der Verfaſſer 
anführt, im Jahre 1900 ausſprach: „Der Geiſt und die Grundſätze, aus 
welchen heraus das Geſetz erlaſſen worden iſt, find von den Gerichten 
nur in ſehr beſchränktem Maße erfaßt, bezw. bei der Auslegung ange⸗ 
wendet worden.“ Wie Rören dieſe Behauptung ſeinerzeit begründet hat, 
ift mir nicht bekannt. Das abfällige Urteil des Verfaſſers über die 
deutſche Judikatur wird jedenfalls, ſoweit ich als Juriſt es zu beurteilen 
wage, durch die von ihm gebrachten Entſcheidungen — mag auch hier 
und dort eine nicht zutreffend ſein — nicht gerechtfertigt, und die von 
ihm an dieſen Entſcheidungen geübte Kritik entbehrt völlig der Wiſſen⸗ 
ſchaftlichkeit und trägt von Anfang bis zu Ende den Stempel kraſſeſter 
Einſeitigkeit des Standpunktes, von dem aus der Verfaſſer kritifiert. Ich 
kann hier leider auf das Einzelne nicht eingehen. 

Auch die Reformbedürſtigkeit des Geſetzes rechtfertigen die 310 Ent» 
ſcheidungen keineswegs, mögen ſich auch im übrigen Mängel und Lücken 
des Geſetzes im Laufe der Zeit gezeigt haben. Jedenfalls find aber die 
Abänderungsvorſchläge des Bundes der Handel⸗ und Gewerbetreibenden 
(S. 213 — 227) zum großen Teil nicht annehmbar. Ich will dabei wenig 
Gewicht legen auf das Formale, z. B. auf Ausdrücke wie „wer .. ſich 
unlauteren Wettbewerbs bedient“ (§ 1) oder „wer richtige Angaben ver: 
ſchweigt oder entſtellt“ (§ 1 und § 4), oder auf vielfach mangelhafte 
Dispofition — fo gehört z. B. der Satz 3 des $ 3 (S. 217) nicht in 
dieſen Paragraphen, ſondern etwa in den § 1 —. Aber gerade in ſach⸗ 
licher Beziehung ſind die Vorſchläge, die zum Teil geradezu ins Uferloſe 
gehen, abzulehnen. So iſt es, um nur einige Punkte hervorzuheben, meines 
Erachtens völlig verfehlt, im $ 1 mit dem Begriff des „unlauteren Wett- 
bewerbs“ als einem bekannten und feſtſtehenden zu operieren; wir ver⸗ 
lieren jeglichen Halt, wenn im § 1 die Beſchränkung auf Angaben tats 
ſächlicher Art“ aufgegeben wird; es iſt eine durch nichts gerechtfertigte 
Abweichung von anerkannten Prinzipien, den Geſchäftsherrn Verfehlungen 
ſeines Perſonals gegen $ 1 Abſ. 1 Dritten gegenüber wie feine eigenen 
Handlungen — alfo niht einmal beſchränkt wie in B. GB. $ 831, 
ſondern wie bei Vertragsverhältniſſen nach § 276 daſelbſt! — vertreten 
zu laffen; es ift geradezu horrend, nach $ 7 auch denjenigen beſtrafen zu 
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wollen, und zwar mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark oder mit Geſängnis 
bis zu einem Jahre, der „ohne ſorgfältige Prüfung“, alfo fahrläͤſſig, 
über das Erwerbsgeſchäft eines Anderen u. ſ. w. unwahre Behauptungen 
tatſächlicher Art aufſtellt; auch die vorläufige Vollſtreckbarkeit erſtinſtanz⸗ 
licher, auf Unterlaſſung gehender Urteile — übrigens nur eine hal be 
Maßregel — wäre eine durch nichts gerechtfertigte und höchſt gefährliche 
Abänderung. | 

Das Buch enthält übrigens ganz beachtenswerte Ausführungen über 
das Hydra⸗Syſtem — meines Erachtens fällt dasſelbe allerdings nicht in 
das Gebiet des unlauteren Wettbewerbs, und auch, wenn dem Vorſchlage 
des Bundes gemäß im 8 1 die Beſchränkung auf Angaben tatſächlicher 
Art fallen gelaſſen würde und $ 1 und $ 4 auf unrichtige Angaben über 
den „Wert“ der Ware ausgedehnt würden (S. 154), dürfte ſchwerlich, 
wie allerdings bereits jetzt vom Kammergericht angenommen iſt, das 
Wettbewerbsgeſetz auf das Hydra⸗Syſtem Anwendung finden —, über das 
Ausverkaufs⸗, Verſteigerungs⸗ und Lockartikelunwefen. Der nicht zu unter 
ſchätzende Wert der Arbeit aber, für Juriſten wie für Gewerbetreibende, 
liegt insbeſondere in der Sammlung der das Wettbewerbsgeſetz betreffenden 
Entſcheidungen. Ein gutes Inhaltsverzeichnis und eine klare und bündige 
überſchrift zu jeder Entſcheidung erleichtern die Orientierung über bie 
Judikatur in ſehr vielen einſchlägigen Fragen. 


Roſtock. Dr. Rönnberg, Landgerichtsrat. 


XLIII. Dr. Ernſt Müller, Landgerichtsrat. Kommen⸗ 
tar zum Reichsgeſetz zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbs vom 27. Mai 
1896. 4. verm. und verb. Aufl. 8. (XI und 
272 S.) Furth i. B. 1904, Georg Roſenberg. 
(Geb. 6,50 Mark.) 


Die vielbeſprochene und ſtets gerühmte Abhandlung des damaligen 
Privatdozenten in Straßburg Rechtsanwalt Dr. Otto Mayer ſietzt 
o. Prof. des öffentl. Rechts an der Univerfität Leipzig), „Die concurrence 
déloyale“, in dieſer Zeitſchrift Bd. XXVI S. 363 ff., ift für die deutſche 
Rechtsentwicklung die Grundlage des Gegenſtandes geworden, welcher jetzt 
unter der Bezeichnung des unlauteren Wettbewerbs zuſammengefaßt wird. 
Die Rechtſprechung, namentlich die des Reichsgerichts, iſt nicht zu dem Ent⸗ 
ſchluß gelangt, gleichwie die franzöfiſche Rechtſprechung aus Art. 1382 
code civil, ſo aus dem Allg. preuß. LR. und den ſonſtigen im Reich 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. LIV. 40 


616 Literatur. 


geltenden Rechten einen Rechtsſchutz zu entwickeln!) (Entſch. des Reichs⸗ 
gerichts in Civ.⸗S. Bd. XXXV S. 167 ff. VI. C. S. U. vom 24. Jan. 1865). 
Wie dies beklagt worden iſt, dafür reicht es aus, Dr. O. Gierkes 
vortrefflichen Vortrag vom 21. März 1895 „Der Rechtsgrund des Schutzes 
gegen unlauteren Wettbewerb“ (Zeitſchrift für gewerblichen Rechtsſchutz 
Jahrg. III Nr. 7 vom 15. März 1894) S. 112 hier aufzurufen). Tie 
Reichsgeſetzgebung wurde in Bewegung geſetzt, worüber zu vergleichen die 
Abhandlung Dr. W. Reulings, welche in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIV 
S. 568 von Rechtsanwalt Rausnitz⸗Berlin eingehend beſprochen iſt; 
es entſtand das Reichsgeſetz vom 27. Mai 1896, abgedruckt in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. XLVI S. 119 ff. Wie dies bei neuen, ein geſchloſſenes Gebiet 
erfaſſenden Geſetzen der Fall, wurden fleißige Bearbeiter angezogen; es 
erſchienen eilig eine Mehrzahl von Ausgaben, ausgeſtattet mit erläuternden 
Anmerkungen, über welche in vergleichender Zuſammenſtellung von Rechts⸗ 
anwalt Rausnitz⸗Berlin in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVI S. 310 ff. bes 
richtet iſt. Weitere Literatur iſt angezeigt in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII 
S. 531 und in dieſem Band S. 612. Der erſten Auflage des vorliegenden 
Kommentars iſt bereits Bd. XLVI S. 315 anerkennend gedacht; inzwiſchen 
ift der Kommentar zur 4. Auflage gediehen, was jedenfalls auch für die 
Verbreitung und Anerkennung in „dem ehrſamen deutſchen Handels⸗ und 
Gewerbeſtand“ zeugt, dem dieſe neue Auflage gewidmet iſt. Der Anſpruch, 
der an einen neuen Kommentar bezw. einer neuen Auflage erhoben 
wird, betrifft namentlich Vollſtändigkeit des Berichtes über die bereits 
kund gewordene Rechtſprechung vornehmlich des Reichsgerichts, damit 
daraufhin das eigene Recht verfolgt bezw. ein fremder Anſpruch abgewehrt 


1) Es muß mir genügen, auf Windſcheids Pandekten $ 28 Schluß⸗ 
ſatz zu verweiſen: „Es wird dem Richter eine genaue Erforſchung 
des wahren Gehalts des poſitiven Rechts ſehr häufig die dem erſten 
Blicke ſich verbergende Möglichkeit gewähren, die Anſprüche der 
Billigkeit mit den eigenen Mitteln des Rechts zu befriedigen.“ 
Ich habe dieſe Worte des Meiſters auch in meiner Schrift „Das 
Recht am eigenen Bilde“ S. 5 und Anm. 10 angerufen, um das 
eigene Bild, ſolange ein bequemes Geſetzeswort fehlt, nicht ſchutzlos 
zu laſſen. Dazu Gutachten von Keyßner zum XXVI. deutſchen 
Juriſtentag Bd. 1 S. 77. Ferner fei bezogen auf Bergbohm, 
Jurisprudenz und Rechtsphiloſophie S. 372, dazu Windſcheid⸗ 
Kipp § 23 Anm. 1b Bd. I S. 92. Namentlich „Schweizeriſches 
Zivilgeſetzbuch, Vorentwurf“ Art. 1 Abſ. 3. den ich oben S. 598 
bereits wörtlich mitgeteilt habe. — Die Scheidung zwiſchen der 
Allmacht des bürgerlichen Rechts (Planck, B. GB., Kommentar 
3. Auflage Bd. I S. 17) und der Beſchränkung des Strafrechts 
(Berner, Deutſches Strafrecht $ 724, v. Liszt, Deutſches Straf: 
recht 12. und 13. Auflage § 17) halte ich für unveräußerlich. 

2) In Erinnerung ſei gebracht die Abhandlung in den Juriſtiſchen 
Blättern von Burian und Johanning 1882, S. 277. 
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werden kann. Wenn Verfaſſer (Vorwort S. VII) die Rechtſprechung als 
eine unerwartet umfangreiche bezeichnet, ſo kann ich dem nicht zuſtimmen; 
Mißerfolge im eigenen Geſchäft gegenüber günſtigen Ergebniſſen in gleich⸗ 
artigen Betrieben ſuchten Unterkunft in der neuen Geſetzesgeſtalt mit 
zweifelhaftem Erfolg bei der unficheren Auffaſſung in den Gerichtshöfen. 
Allmählich wird aus der Zahl der Einzelfälle zu allgemeiner Regelung 
zu gelangen angeſtrebt, dabei aber vielfach zu dem Ergebnis gelangt, daß 
das Geſetz, welches auf der Beobachtung mannigfacher Einzelfälle ent⸗ 
ſtanden iſt, nicht deckend ſei (val. z. B. S. 155). Der Verfaſſer hat 
mit unermüdender Sorgfalt in der Rechtſprechung Umſchau gehalten, nicht 
minder in der Literatur der naheliegenden Rechtsgebiete; der Kommentar 
kann als ein zeitig vollſtändiges Hilfsmittel bezeichnet werden. 
Dr. Keyßner. 


XLIV. Dr. Brückmann. Die Rechte des Geſchäfts— 
führers ohne Auftrag. Zugleich ein Beitrag 
zur Lehre vom Begriff der auftragloſen Geſchäfts⸗ 
beſorgung. 8. (230 S.) Jena 1903, Guſtav 
Fiſcher. 


Die Schrift (Band IX Heft 1 der Abhandlungen zum Privatrecht 
und Zivilprozeß des Deutſchen Reiches) verhält ſich nur über die Rechte 
des Geſchäftsführers, nachdem zuvor eine Erörterung des Begriffs der 
Geſchäftsführung ohne Auftrag gegeben iſt. Die Beſchränkung des Themas 
verhindert leider eine prinzipiellere Erfaſſung des Gegenſtandes. Rechte 
und Pflichten des Geſchäftsführers ſtehen derart in Zuſammenhang daß 
beides zuſammen hätte behandelt werden ſollen. Den gemeinſchaftlichen 
Ausgangspunkt der ganzen Lehre bildet die Unterſuchung, wann der Ge⸗ 
ſchäftsherr (der an fih über feine eigenen Angelegenheiten ſouverän ver: 
fügen darf) die Einmiſchung in ſeine Angelegenheiten ſich gefallen laſſen muß. 

Wenn es auch hiernach der Arbeit an einer zur allſeitigen Würdigung 
des Gegenſtandes erforderlichen breiteren Grundlage fehlt, ſo iſt doch die 
Beſchränkung des Stoffes der Arbeit inſofern zu gute gekommen, als der 
Verfaſſer die größte Sorgfalt darauf verwandt hat, die Einzelergebniſſe 
klar und ſcharf herauszuarbeiten. Mit vollem Recht legt er ein großes 
Gewicht auf die Scheidung zwiſchen übernahme und Ausführung der 
Geſchäftsführung. Iſt die übernahme der Geſchäftsführung gerechtfertigt, 
jo nimmt der Geſchäftsführer eine ähnliche Stellung ein wie der Beauf⸗ 
tragte. Der Geſchäftsführer iſt in dieſem Falle zwar nicht durch Auftrag, 
wohl aber durch die fein Eingreifen rechtfertigende konkrete Sachlage bez 
rufen. Dieſe Berufung tritt an Stelle des Auftrags. Hinſichtlich der 
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Ausführung der Geſchäftsführung gilt deshalb gemäß § 683 B. GB. das⸗ 
ſelbe, was für den Auftrag in § 670 beſtimmt ift, daß der Geſchäftsführer 
die bei der Geſchäftsbeſorgung gemachten Aufwendungen erfebt verlangen 
kann, wenn er ſie den Umſtänden nach für erforderlich halten durfte. Für 
die Frage, ob die Geſchäftsführung als gerechtfertigt oder, wie L rü d- 
mann im Anſchluß an Wächter ſich ausdrückt, als gültig anzuſehen 
iſt, ob ſie objektiv dem Intereſſe und ſubjektiv, wenn auch nicht grade 
dem wirklichen, ſo doch dem mutmaßlichen, das iſt dem aus dem geſamten 
äußeren Verhalten erkennbaren Willen des Geſchäftsherrn entſpricht, kommt 
es vor allem auf die Zwecke an, die durch die Geſchäftsführung verfolgt 
werden. Von Bedeutung iſt hierfür aber auch, wie zutreffend S. 122, 
131, 158 und 180 hervorgehoben wird, die Perſon des Geſchäftsführers 
und die Art der Ausführung („das Wie der Erfüllung“). Wenn ſchon 


É die Geſchäftsführung an fih gerechtfertigt it, fo kann es doch bem In⸗ 


tereſſe oder dem Willen des Geſchäftsherrn zuwiderlaufen, daß gerade dieſe 
ſpezielle Perſon mit der Geſchäftsführung fich befaßt oder daß die Geſchäſts⸗ 
führung in der von dem Geſchäftsführer beabfichtigten Weile ausgeführt 
werden ſoll. Inſofern grenzen Übernahme und Ausführung der Geſchäfts⸗ 
führung, wie nicht verkannt werden darf, dicht aneinander. 

Mit Recht wird von Brückmann die im gemeinen Recht von 
Ruhſtrat vertretene Anſicht abgelehnt, daß es für das Vorliegen einer 
gültigen Geſchäftsführung grundſätzlich auf die Verhinderung des Geſchäfts⸗ 
herrn ankomme. Doch kann auch dieſem Geſichtspunkt eine gewiſſe Bes 
rechtigung nicht abgeſprochen werden. Man denke z. B. an den Fall, 
daß jemand eine Reiſe antritt, für welche er ein beſtimmtes Billett braucht. 
Es entſpricht ſeinem Intereſſe und ſeinem Willen, dies Billett zu kaufen. 
Kann der Dritte, der das Billett ſchon im voraus in Geſchäftsführungs⸗ 
abſicht für den Geſchäſtsherrn erworben hat, verlangen, daß dieſer ihm 
das Billett abnimmt und den Preis erſtattet? Kann nicht der Geſchäfts⸗ 
herr ſich darauf berufen, daß der Ankauf des Billetts durch den Dritten 
ihn nichts angehe, daß er berechtigt jet, fich ſelbſt ein Billett zu nehmen? 
Man kann hier fagen, daß der Geſchäftsherr kein Intereſſe daran hatte, 
ſich vertreten zu laſſen. Der Dritte war deshalb nicht berufen, die An⸗ 
gelegenheiten des Geſchäftsherrn wahrzunehmen. Wenn ſchon bezüglich 
des Intereſſeerforderniſſes regelmäßig nur darauf zu ſehen iſt, ob objektiv 
das Beſte des Geſchäftsherrn gefördert wird, ſo iſt doch auch darauf Rück⸗ 
ſicht zu nehmen, ob der Geſchäftsherr an der Beſorgung ſeiner Angelegen⸗ 
heiten verhindert war, und kommt dies namentlich für ſolche Geſchäfte in 
Betracht, die nicht ohne weiteres in den Geſchäftskreis des Geſchäftsherrn 
fallen, ſondern die Beziehung zu dem Geſchäftsherrn nur durch den Willen 
des Geſchäftsführers, für ihn das Geſchäft zu beſorgen, gewinnen. Es ſind 
dies die Geſchäfte, welche in § 2 als allgemeine (neutrale) Geſchäfte den 
fremden Geſchäften gegenübergeſtellt werden. 
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Von Brückmann wird die Anſicht verteidigt, daß der Geſchäſts⸗ 
führer, wenn die Geſchäftsführung gerechtfertigt iſt, nicht bloß Erſatz der 
Aufwendungen, ſondern auch allgemein Vergütung für geleiſtete Dienſte 
fordern kann und daß er, wenn er zufällig durch die Geſchäftsbeſorgung 
(durch Handlungen, die er den Umſtänden nach für erforderlich hielt oder 
halten durfte) zu Schaden gekommen iſt, Entſchädigung beanſpruchen kann. 
In letzterer Hinſicht wird zutreffend die Einſchränkung beigefügt, daß, 
wenn mit der Möglichkeit einer ſolchen Entſchädigung gerechnet werden 
mußte, dies für die Entſcheidung der Frage von Bedeutung wird, ob die 
übernahme der Geſchäftsführung dem Intereſſe und Willen des Geſchäfts⸗ 
führers entſpricht (S. 215). Die gleiche Einſchränkung wird jedoch auch 
hinſichtlich des Anſpruchs auf Vergütung für Dienſte zu machen fein. 
Auch hier kann die Geſchäftsbeſorgung, wenn der Geſchäſtsführer mit der 
Abſicht an fie herantritt, Bezahlung für feine Dienſte zu fordern, als eine 
ungerechtfertigte ſich darſtellen. | 

Im einzelnen enthält die Schrift von Brückmann ſehr viele richtige 
und intereſſante Ausführungen, wie z. B. die Darlegung, daß bei der 
Erfüllung einer im öffentlichen Intereſſe liegenden Pflicht des Geſchäfts⸗ 
herrn das Erfordernis des öffentlichen Intereſſes nur an die Stelle des 
Willenserforderniſſes tritt, daneben aber das Erfordernis des objektiven 
Intereſſes des Geſchäftsherrn beſtehen bleibt (S. 157), die Unterſuchung 
über die Verpflichtung des nicht geſchäftsfähigen Geſchäftsherrn (S. 146 ff.), 
die Auffaſſung, daß unter Umſtänden ein Verbot des Geſchäſtsherrn bes 
deutungslos iſt, weil es den maßgebenden wirklichen Willen nicht wieder⸗ 
gibt (S. 145). Was die Genehmigung der Geſchäftsführung durch den 
Geſchäftsherrn betrifft, welche Genehmigung dem Geſchäftsführer die Rechte 
eines Beauftragten verſchafft, fo wird die Zuläſſigkeit einer ſtillſchweigend 
durch konkludente Handlungen erfolgenden Genehmigung damit begründet 
und davon abhängig gemacht, daß der Geſchäftsführer ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend feine Geſchäftstätigkeit zur Genehmigung unterbreitet hat, 
ſo daß hierauf die Grundſätze der §§ 145 ff. über Vertragsſchluß an⸗ 
gewandt werden können (S. 167 ff.). 

Die klare kritiſche Beleuchtung durch Brückmann zeigt, daß gerade 
die Lehre von der Geſchäftsführung ohne Auftrag noch manches Proble⸗ 
matiſche enthält und viele Schwierigkeiten birgt, die nur durch den ges 
ſunden, praktiſchen Sinn des Richters bei der Einzelanwendung glücklich 
überwunden werden können. 

Dr. Ebbecke, Kammergerichtsrat. 
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XLV. Kurze Anzeigen eingegangener Werke, auf welche 
hiermit aufmerkſam gemacht wird. 


J. von Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuch für das Deutſche Reich nebſt Einführungs⸗ 
geſetz, herausgegeben von Dr. Theodor Löwenfeld, Univ. 
Profeſſor in München, Dr. Erwin Richter, Univ.⸗Profeſſor in 
Freiburg i. B., Philipp Mayring, Oberlandesgerichtsrat, 
Karl Kober, Landgerichtsrat, Dr. Theodor Engelmann, 
Landgerichtsrat, Dr. Felix Herzfelder, Rechtsanwalt, ſämt⸗ 
lich in München, und Joſeph Wagner, Oberlandesgerichtsrat 
in Augsburg. 2. vollſtändig umgearbeitete Auflage. 


Zur Vermeidung der Verzögerung einer eingehenden Anzeige muß 
es genügen, zu bezeugen, daß die erſte Auflage dieſes Kommentars auch 
in den norddeutſchen Gerichtshöfen Verbreitung und Anerkennung gefunden 
hat. Ein Gleiches gilt von dem ſoeben zum Abſchluß gelangten Sachen⸗ 
recht (2. Aufl.) des Landgerichtsrats Kober, welches in allen einſchlä⸗ 
gigen wiſſenſchaftlichen Arbeiten und Entſcheidungen bereits verwertet 
wird. Durch ein gutes, wortreiches Sachregiſter iſt dieſem Teile eine 
erfreuliche Selbſtändigkeit gegeben. 

Das Familienrecht, $$ 1297 — 1493, bearbeitet von Landgerichtsrat 
Dr. Th. Engelmann, liegt in zweiter Auflage vor; der Allgemeine 
Teil, 88 1— 33, ift bearbeitet von Univ.⸗Profeſſor und Rechtsanwalt 
Dr. Löwenfeld. 

Die ſchleunige Vollendung der zweiten Auflage überhaupt iſt ge⸗ 
ſichert. 

Reichs rechtliche Verjährung, Friſten⸗ und Zeittafel von 
H. Körner. 2. völlig umgearbeitete Auflage. kl. 8. (158 S.) 
Hannover 1903, Helwingſche Verlagsbuchhandlung. 

Die erſte Auflage iſt in dieſer Zeitſchrift Bd. LI S. 326 ange⸗ 
zeigt; die zweite Auflage, welche ſich als einen Wegweiſer für jedermann 
durch das ganze Gebiet der Geſetzgebung des Deutſchen Reiches bezeichnet, 
beginnt mit einer zweckmäßigen Erläuterung von Befriſtung, Verjährung, 
Friſten und Terminen. Die weitere Anordnung iſt in ABC⸗Folge gut 
gewählter Kennworte gegeben; die Quellenangabe iſt ſorgfältig unter Be⸗ 
nutzung von Abkürzungen. 


F. Luſensky, Geh. Oberregierungsrat und vortragender Rat im Mini: 
ſterium für Handel und Gewerbe. Handbuch der Geſeßz⸗ 
gebung in Preußen und im Deutſchen Reiche. 8. 
(482 S.) Berlin 1904, Julius Springer. 

Die Verlagsbuchhandlung veranſtaltet unter der Geſamtbezeichnung 

„Handbuch der Geſetzgebung in Preußen und im Deutſchen Reiche“ unter 
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Mitwirkung namhafter, in Amtstätigkeit ſtehender Fachmänner ein Sammel: 
werk, zerlegt in eine Reihe von einzelnen Gebieten. Es ſoll in zuver⸗ 
läſfiger Weiſe das in Zeit und Ort zerſtreut vorhandene Geſetzesmaterial 
geordnet zuſammengeſtellt werden. 

Der vorliegende Band „Der Handel“ hat den weiten Stoff in 
folgende Abteilungen geordnet: I. Verwaltung des Handels, Perſonen 
und Vertretung des Handelsſtandes; II. Maße und Gewichte, amtliche 
Prüfung und Bezeichnung der Waren; III. Münzweſen, Bankweſen, 
Kredit⸗ und Geldverkehr; IV. Beſchränkungen des Handelsbetriebes; 
V. Patent⸗, Gebrauchsmuſter⸗ und Warenbezeichnungsſchutz. 

Das chronologiſche Verzeichnis ergibt die Reichhaltigkeit und Voll⸗ 
ſtändigkeit der die einzelnen Abteilungen zuſammenſetzenden Beſtimmungen, 
welche zuverläſfig den gegenwärtig geltenden Wortlaut wiedergeben, was 
für Bankgeſetz und Börſengeſetz hervorgehoben ſei. Die Anmerkungen 
geben überfichtliche Erläuterungen und weiſen auf die maßgebenden Ent: 
ſcheidungen des Reichsgerichts hin. 


O. Reincke, Reichsgerichtsrat a. D. Die deutſche Zivilprozeß⸗ 
ordnung. 5. neu bearbeitete Auflage. 8. (XVI und 920 S.) 
Berlin 1904, H. W. Müller. (Mark 20.—) 


Der erfreuliche Erfolg des an den Gerichtshöfen und bei den im 
Vorbereitungsdienſt arbeitenden Referendaren in Benutzung ſtehenden Werkes 
darf den nach Inhalt und Form gediegenen Erläuterungen zugeſchrieben 
werden. 

Verfaſſer, der aus ſeinem Kommentar des Preuß. Allg. Landrechts 
„Rehbein und Reincke“ bewährt ift, hat nicht etwa es für feine 
Aufgabe erachtet, ſämtliche zur Veröffentlichung gelangten Fälle in den 
Anmerkungen zur Erſcheinung zu bringen, er iſt vielmehr mit Erfolg 
darauf bedacht geweſen, die Grundzüge des Geſetzes feſtzulegen und darauf⸗ 
hin die Sicherheit einer Fortentwickelung für neue Streitfälle zu geben. 
Der reichen Literatur iſt hierbei die gebührende Aufmerkſamkeit mit aus⸗ 
gewählten Anfügungen gewahrt, auch find die Vorbemerkungen zu den 
Abſchnitten und zuſammengehörigen Paragraphen ſehr beachtenswert. 


Dr. Jakob Weizmann, o. Profeſſor an der Univerfität Greifswald. 
Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeſſes. Bd. I. 8. 
(X und 574 S.) Stuttgart 1903, Ferdinand Enke. 


Den zahlreichen Kommentaren zur Zivilprozeßordnung gegenüber iſt 
ein Lehrbuch eine erfreuliche Erſcheinung; ein ſolches Werk kann ſich nicht 
aus bereits vorhandenen Arbeiten aufbauen, ſondern erfordert bei prüfen⸗ 
der Benutzung der geſamten dargebotenen Literatur Selbſtändigkeit in der 
Entwickelung und Darſtellung, welche ſich nicht bequem an Geſetzesworte, 
etwa in Auszügen aus den Entſcheidungen des Reichsgerichts, anſchließen 


622 | | Literatur. 


kann. Verfaſſer hat nach einer kurzen Vorgeſchichte des Zivilprozeſſes in 
ſelbſtändiger Anordnung die SS 1— 703 der ZPO. behandelt, wie für ein 
Lehrbuch, welches zunächſt den jungen Juriſten in den erfahrungsgemäß 
für den Anfänger beſonders ſchwierigen Stoff des Zivilprozeſſes einführen 
fol, erforderlich ift. Wenn ich mit Rückficht auf Fälle der Praxis Aus⸗ 
kunft geſucht und eine Reihe von Paragraphen durchgeleſen habe, ſo darf 
ich meine Anfidt dahin aussprechen, daß die Hoffnung des Verfaſſers fich 
erfüllen wird, indem das Lehrbuch auch dem Publikum ein willkommenes 
und brauchbares Hilfsmittel werden wird. 

Dem Bb. II find die § 704 ff. vorbehalten. 

Die dem Bd. I beigefügten Sach: und Quellenregiſter eigenſchaften 
denſelben zur Selbſtändigkeit. 


Jahrbuch der Entſcheidungen auf dem Gebiete des Zivils, 
Handels⸗ und Prozeßrechts. Unter Mitwirkung von 
Amtsrichter Meves in Magdeburg und Aſſeſſor Dr. Gutmann 
in Dresden herausgegeben von Dr. Otto Warneyer, Amts⸗ 
richter in Dresden. Leipzig 1903, Roßbergſche Verlagsbuchhand⸗ 
lung (Arthur Roßberg). 

Bd. I ift in dieſem Bande der Zeitſchrift S. 358 angezeigt; der 
vorliegende Bd. II umfaßt Rechtſprechung und Literatur 1903, erweitert 
auf Handelsgeſetzbuch, Wechſelordnung, Zivilprozeßordnung und Konkurs⸗ 
ordnung. Sämtlichen Kommentaren iſt damit eine Ergänzung gegeben. 


Deutſche Reichs⸗Konkursordnung. Für den praktiſchen Verkehr 
erläutert von Max Gottſchalk, Direktor des deutſchen Kredi⸗ 
torenverbandes. 2. erweiterte Auflage. 8. (VII und 346 S.) 
Berlin 1903, Siegfried Cronbach. (5 Mark.) - 

Die erſte Auflage it Bd. L ©. 284 dieſer Zeitſchrift angezeigt. 
Die dort zu § 6 Anmerkung gegebene Anregung, die Bemerkung, es könne 
im Grundbuch ein Vermerk über die erfolgte Konkurseröffnung gemacht 
werden, dahin zu beſſern, daß nach $ 113 der Vermerk zwingend ſei, hat 
keine Beachtung gefunden; es fehlt alfo an Übereinſtimmung mit 8 113 
Anmerkung. 

Zu $ 7 hätte in der Anmerkung zu Abſ. 4 ſcharf und vollſtändig 
zum Ausdruck gebracht werden ſollen, wie dem auf den Beſtand des 
Grundbuchs ſich ſtützenden guten Glauben das Übergewicht über die 
Wirkung der Konkurseröffnung gegeben ſei und daß das auch auf die Ein⸗ 
tragung in Abt. 3 Anwendung finde. Ein Rückblick auf die frühere 
Rechtslage wäre angetan geweſen, wenn auch das Buch, laut Vorwort, 
nicht zum juriſtiſchen Nachſchlagebuch beſtimmt iſt. 

Zu $ 30 S. 61 II hätte nicht unerwogen bleiben ſollen, welche 
Bedeutung die Kenntnis des Gerichtsvollziehers von der bereits erfolgten 
Zahlungseinſtellung habe. i 
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Es wird ſich empfehlen, bei weiterer Auflage die vorhandenen tüch⸗ 
tigen Kommentare nachzuleſen und danach die eigene Arbeit zu vervoll⸗ 
ſtändigen und auszugleichen, wodurch die Verwertung in den Kreiſen, für 
welche fie zweckmaßig nach ihrem Inhalt beſtimmt ift, ä und ge⸗ 
fichert werden wird. 


Geſetz, betreffend die Anſechtung von Rechtshandlungen 
eines Schuldners außerhalb des Konkursverfah⸗ 
rens, vom 21. Juli 1879, in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 20. Mai 1898 erläutert von H. Bernardi, Land⸗ 
gerichtspräfidenten in Marburg. kl. 8. (53 S.) Berlin 1903, 
O. Häring. 

Den zahlreichen Kommentaren zur Konkursordnung ift wegen ſeines 
fachlichen Zuſammenhanges gemeinhin dieſes Geſetz angeſchloſſen. Auch 
Einzelausgaben haben fih für den Verkehr als erforderlich erwieſen (vgl. 
dieſe Zeitſchrift Bd. LII S. 319). Vorliegend folgt einer den Geſetzes⸗ 
inhalt darlegenden Einleitung der Geſetzestext mit ausführlichen, weſent⸗ 
lich den Gerichtsverkehr berückſichtigenden, wohlgeordneten Erläuterungen, 
ſo daß dem Kommentar die Stellung als ein ſelbſtändiges Hilfsbuch zu⸗ 
ſtändig iſt. 


Wilhelm van dem Daele, kaufmänniſcher Vorſtand und Fabrik⸗ 
direktor in Frankfurt a. M. Die moderne Buchhaltung. 
8. (148 S.) Stuttgart 1904, Muthſche Verlagsbuchhandlung. 
(Mark 5.) 
Die moderne Buchhaltung mit beſonderer Berückfichtigung der 
Gruppenbuchhaltung wird für Fabrikanten, Kaufleute und Buchhalter, 
namentlich für induſtrielle Großbetriebe und Aktiengeſellſchaften, dargeſtellt. 


Theodor Huber, Profeſſor, Lehrer an der höheren Handelsſchule in 
Stuttgart. Wie lieſt man eine Bilanz? 8. (28 S.) 
Stuttgart 1904, Muthſche Verlagsbuchhandlung. (Mark 0.80.) 

Leicht faßliche Einführung in das Verſtändnis der Bilanzen nebſt 
einer Anleitung, das Geſchäftsergebnis am Ende jedes Monats ohne 

Bilanz und Gewinn⸗ und Verluſtrechnung zu ermitteln. 


Die Strafgeſetzgebung des Deutſchen Reiches, Textausgabe 
mit Anmerkungen und Sachregiſter, zum praktiſchen Gebrauche 
bearbeitet von Dr. Juſtus Olshauſen, EN | 
(Berlin 1908, Franz Vahlen) 

ift nunmehr abgeſchloſſen und enthält: 

Bd. VII Die Auslieferungs⸗ und Konſularverträge 
des Deutſchen Reiches, nebſt einem Anhange, enthaltend 
die Auslieferungsverträge der deutſchen Bundesſtaaten mit aus⸗ 
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ländiſchen Staaten. kl. 8. (248 S.) (In Leinw. geb. 
Mark 2.40.) 

Bd. IX Die Reichs⸗Strafgeſetzgebung für die deutſchen 
Konſulargerichtsbezirke und Schutzgebiete. kl. 8. 
(149 S.) (In Leinw. geb. Mark 1.50.) 


In Anhang I S. 82 — 107 find die durch Zeitenlauf notwendigen 
Nachträge und Berichtigungen für Bd. 1— VII zuſammengeſtellt. 

Anhang II (S. 108—124) gibt eine Geſetzinhaltsüberficht der in 
den einzelnen Bänden (I— VIII) vollſtändig oder in bezüglichen Teilen 
abgedruckten Geſetze. 

Anhang III (S. 125 — 193) gibt ein beſonders beachtenswertes 
chronologiſches Geſetzesregiſter zu der geſamten Sammlung (Bd. 1— IX). 

Die Zuverläſſigkeit des Abdruckes der Geſetze, die Vollſtändigkeit der 
Sammlung, die kurzen, ſcharf gefaßten Anmerkungen des durch ſeinen 
Kommentar zum Strafgeſetzbuche für das Deutſche Reich (jetzt 6. Aufl. 
2 Bde.) berühmten Strafrechtslehrers fichern der geſamten Handausgabe 
(Bd. I—IX, in int. geb. Mark 18.50) weitere Verbreitung im Reiche 


und im Auslande. 
Dr. Keyßner. 


Regiſter. 
(Die Ziffern bedeuten die Seitenzahl.) 


I. Quellenregiſter. 


A. Römiſches Recht. 


959,4, 361 DE U 2, Sr ra ei 
JJC BE  : 
CC 
En I DL ANSE es LP AN RUE D ĩ⅛ ͤ “Ait 


B. Deutſches Reichsrecht. 
Allgemeines Deutſches Handelsgeſetz- | Bürgerliches Geſetzbuch vom 18. Mu: 
buch: uſt 1896: 


9 

Art. 6—8 . 103 ff., 131 SS 887, 1118 . . . 611 
Bürgerliches Geſetzbuch vom 18. Au: CTC 
guſt 1896: § 1265 59 
58 id + -% à 1e 

DAS 5 10-5; "OUT $ 1405 . . 3 125 f. 
BOLD = re 88 1438— 1440 .112, 117, 
DURE de fe ra. er 120, 123 
§ 183 263 § 1442 118 
$ 249 45 § 1443 123 
§ 388 473 SS 1443 ff 127 
§ 389 459 $ 1450 133 
§ 396 459 ff § 1452 129, 133 
9 422 488 § 1459 146 
§ 432 22 $ 1462 146 
OT RE EN wc ie MIR 

E 705 + 108 112 Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897: 
„ 36 2, 114. 357 
308. 2 Sur ie T 
SS 823, 843—846 . 48 BE 0: (à er 000 
5.82 74 | WA at UT 


le e 


( 
Digitized by Goog 
©) 
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Gent vom 10. Mai 1 Wee e vom N Mai an: 


$ 110 . . 117, 198, 143 88 901 9032 74, 79 
88 111 ff. . 118,124, 143 Einführungsgeſetz zum Banbelägefee 
85 Por . 117, 121 buch vom 10. Mai 1 

. . . 121 Art 7. 75 
83 125 127 131 Aa vom 30. Januar 

$ 128 . 109 1877 - 17./20. Mai 1898: 

88 132, 133. 132 8 383 Ziff. 5. 604 
SB 149, 145 . . . 142 Einführungsgeſetz zur Zivilprozeß⸗ 

$ 159. . 280 ordnung vom 30. Januar 1877 — 

$ 182 . . . . . 280 17 = Mai 1897: 

$ 186 . . . . . 286 § 15 Ziff. 3 

§ 252. 2292 Reichsgeſetz, betreffend die ann 
§§ 272, 273 . . . 280 ſchaften u mit beſchränkter Haftung, 
SS 309-311 . . 280 [ Faſſung vom 30. Juni 1877: 

§ 378. p9off. $$ 2, 53, 75-77. . 280 

$ 478. Sdff. Reichsgeſetz über die freiwillige Ge⸗ 

$ 485 . . . 7, 10, 45, richtsbarkeit vom 17./20. Mai 
| 48, 79 1898: 

8 486 . . 49,55, 73, 81 8 . . . 280, 286 

$ 530 63 $ 1 .. 286 

$ 55999. 37022 e gente habe vom 15. Juni 

$ 567 . . 47 

$ 594. 47 88 3 87 

$ 734 ff. . . . 45 5 vom 

5 2 ru d'a 6 17. Mai 1874: 

$ 740 . . . . 15, 21 $ 7, 8, 12. .. 15 
58 741. . . . 21 f. | Kaiferliche Verordnung über das 
55 748 f. 2 Verhalten der Schiffer nach einem 
SS 750, 751 15, 18 Zauſammenſtoß von Schiffen auf 

$ 754 D 79 See vom 15. Auguſt 1896 10 

80 755, 756 . 51, 57, 61, Verordnung zur Verhütung des Zu⸗ 

66, 78 ff. ſammenftoßes der Schiffe auf See 
$ 764. 64 vom 9. Mai 1897: 
$ 771 . . . 1 Art. 33. . 78 


C. Deutſches Landesrecht. 


Allgemeines Preußiſches Landrecht Teil II Tit. 1 $ 337. . . 104 
u * w * * 8 8 496 . . . 101 


D. Ausländiſches Recht. 
Oſterreich: 
Die öſterreichiſche Börſennovelle, Geſetz vom 4. Jänner 1903. 146—187 
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1 Frankreich: | | 
Code civil art. 138 4444... 7 
N. PTT 1 
„ 3 r | 
Code de commerce art. •ͥ! „ . 104 
Gs d „ „ e te 0 
| | England: | 
Companies Act 1862 $ 51. . . . . 2 . . . . . . 806 
j 7 d 
„, r Se à 297 
G (winding- up) Act 1890 3 101 390 
ie | 
Handelsgeſetzbuch von 1888 Art. 492 eee 7 
" er e s a a er 18 
r „ „% /// / 
Nordamerika: 
Harter Akte vom 13. Februar 1893 Por is Bb. LIII | 
S. 74 ff.) $ 3 . . . 544 
Japan: 


Handelsgeſetzbuch von 1899 Art. 104 F. . . . . . . . . 360 


Siehe ferner Inhaltsüberficht bei Rechtsquellen. 


II. Sachregiſter. 


— na ai 


Abordage. 2 ff., 33 ff. eee 
Advokaten, Frauen in Frankreich. Aktionär: 
230. Sonderrechte. 320. | 
Aktiengeſellſchaften: | Stimmrecht bei Rechtsgeſchäften 
Anfechtung der N wegen mit eigener Beteiligung. 291. 


Irrtums. Auffichtsrat, engl. Recht. 550. 
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Aktiengeſellſchaften: 
Auffichtsrat, Haftung desi. 551. 
ausländiſche, Anmeldung einer 
Zweigniederlaſſung. 294. 
Directors, board of. 550. 
Einheitsgründung, England. 552. 
Geſellſchaftsvertrag, Form des⸗ 


ſelben. 283. 
Gründer. 549, 551. 
Gründungsvorgänge, Bericht 
darüber. 549, 552 
Deftung aus der Gründung 
554. 
e deſſen Erhöhung. 
287. 
Liquidation: 
Vergleichsabſchluß mit Schuld⸗ 


nern, England. 297. 
Einſtellung der gerichtlichen 
Liquidation. 305. 
Manager. 550. 
Managing directors. 550. 
Sacheinlagen. 553. 
Schadenserſatzanſpruch gegen AG. 
wegen Verleitung zur Aktien⸗ 
zeichnung. 287. 
Vorſtand, Haftung der AG. und 
einzelner Aktionäre. 555. 
Seihnungägränbung, England. 


Aktienrecht: 
England. 548 ff. 
Frankreich. 230. 
Japan. 369 ff. 
en Handelsgeſetzgebung. 247, 
257. 


a Handelsgeſetzgebung 1901. 
247. 


Amtsſprache. 605. 
Anker, Ankerketten, Prüfung, Eng⸗ 
land. 233. 
Antwerpen, international law asso- 
ciation. 532 ff 
. York. 
Arbeiterſchußgeſetzgebung 
Belgien. 377. 


England. 235, 239, 240, 243. 
Frankreich. 226. 
Arbeitsvertrag. 339, 578, 584. 


Arbeitszeit in Betrieben der Eiſen⸗ 
bahnen und Verkehrsanſtalten der 
Schweiz. 564. 

Architekten, esche, Frank⸗ 
reich. 228 


Sachregiſter. 


Aufgebot verlorener Inhaberpapiere, 
Frankreich. 218 
Aufrechnung, rechtliche Natur. 434 ff. 
Auskunfteien. 603. 


Baumeiſter, Erfinderſchutz. 228. 
Belgien, Handelsgeſetzgebung 1898 
bis 1902. 572 ff. 
ſ. Vollſtreckung. 
Bergelohn. 12 ff. 
Berlin, dortige Börſe. 211. 
Kaufmannſchaft, Gutachten über 
Gebräuche im Handelsverkehr. 


600. 
Berner Urheberrechtsübereinkunft. 
510. 
Wien LL Geſchäftstreibende. 
160. 
nt Haftung des Reeders. 
4 


Bildende eos Urheberrecht (Däne⸗ 
mark). 

Bildhauer, den 228. 

Börſen. 152, 
Berlin. 211. 
landwirtſchaftliche. 151. 
Petersburg. 527. 
e an der Berliner. 


an 155 Petersburger. 527. 
Börſenbeſucher. 159, 162. 
Frauen. 161. 
Börſengeſchäfte. 155. 
Börſengeſetz, deutſches. 321, 322. 
n vom 4. Jan. 1903. 
Börſenmitglieder. 161 ff. 
Börſenpreis: 
von Getreide und Mühlefabri⸗ 
katen. 182. 


Einwirkung auf denſelben. 182 ff. 
i aigle Oſterreich. 149, 


Brüsseler Zuſatzakte. 189. 

Bruttofracht der Seereiſe. 66. 

Handelsgeſetzgebung. 

Comité maritime international. 
1 


Companies Act 1900. 236. 
Connecticut Corporation Act 1901. 
249. Vgl. auch 259. 


California, 
258. 


Sachregiſter. 


Dänemark: 
Beitritt zur Berner internatio⸗ 
nalen Urheberrechtsübereinkunft. 
510. 


Geſetz vom 19. Dezember 1902, 
betreffend das Urheberrecht an 
Werken der Literatur und Kunſt. 


511. 
Deckladung. 535. 
Delaware, Geſellſchaftsrecht. 
Differenzgeſchäfte. 322. 
Dispache. 534. 
Droguen, Handel in England. 233. 


253. 


Ehefrau, belg. Geſetz vom 10. Febr. 
85 betreffend die Erſparniſſe. 
57 

Rechte der re. in 
Frankreich. 587 

Ehegatten in ardelsgeſellchaſt 99 ff. 

Eigentümerhypothek. 610. 

Einheitsgründung. 552, 606. 

Einkommenſteuer, England. 235.247. 

Eiſenbahnweſen. England. 333. 
Frankreich. 229. 

Elektriſche Schwach⸗ und Starkſtrom⸗ 
1 Schweizer Bundesgeſetz. 

Elektrizität als Rechtsobjekt. 347. 

England: 

Gerichtsweſen. 231. 305. 
236. 


Geſellſchaftsrecht. 
Handelsgeſetzgebung 1899 — 1902. 
231 ff. 


Einkommenſteuer. 235, 247. 
Eiſenbahnweſen. 333. 
Entſcheidungen, gerichtliche, deren 
Bedeutung. 305. 
Erfinderſchutz ſ. Architekt, Bau⸗ 
meiſter. 


Fabrik. 266. 
Fahrt, kleine, mittlere, große. 200. 
Fahrzeuge, kleinere, Nichtanwendung 


der Seemannsordnung. 205. 
Firmenzeichnung: 

Anmeldung. 261. 
Schreibensunfähiger. 265. 
Firmenzuſätze. 266. 

Florida, Geſellſchaftsrecht. 256. 


ä Haftung bei Sujammen: | 
50. 


Fortune de mer. 
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Stadt, Haftung für Schadenserſatz. 


kin Japan. 420 ff. 
Frankreich, Hondelsgeſetzgebung 
1901, 1902. 218 ff 
Rechte der 1 Ehe⸗ 
frauen. 587. 
Rechtsſtellung der Fremden. 585 ff. 
f. Vollſtreckung. 


Genoſſenſchaft, Eintragung der Ab⸗ 
änderung des Statuts. 279. 290. 
ö England. 231, 232, 


en 230. 
Geſchäftsführung ohne Auftrag. 617. 
Geſchäſtsgebrauch. 332, 598, 600. 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 

ie des Geſellſchaftsvertrages. 


Mehrheitsbeſchlüſſe zur Einfüh⸗ 
rung der Amortiſation von Ge⸗ 
ſchäftsanteilen und Beſchrän⸗ 
kung des Stimmrechts. 289. 

Eintragung der Anderung im Be⸗ 
ſtande der Geſchäftsführer. 290. 

Stimmrecht bei eigener Wahl. 
291. 

Geſellſchaftsrecht: 

England. 236. 

Nordamerika. 249 ff. 
Geſellſchaft, ſtille, Japan. 365. 
Geſundheitspflege, Frankreich 1901, 

1902. 226 
Getreide, ende in. 164 ff. 
Gewerbegeſetzgebung, Frankreich 

1901, 1902. 

Gewerbliches Eigentum, internatio⸗ 
naler Verband zum Schutze des. 
188, 194. 

Gewerbmäßig. 179. 

Gewohnheitsrecht. 598. 

Gouvernements fahrzeuge der Schutz⸗ 
gebiete. 206. 

Gütergemeinſchaft, Ehegatten in fol- 
n 


Unternehmungen, 


. 
568. 


e 325. 
92 fe a F 


pa Ab für 1 6. 
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Ent De 330, 600. 
andelsgeſchäfte, Japan. 404. 
Handelsgeſellſchaft. 98, 101. 
Liquidation. 279. 
jé Mis nah Auflöfung. 


stildgen gütergemeinſchaftlichen 
Ehegatten. 99. 
al en mehrere, zwi⸗ 
ſchen denſelben Perſonen. 119. 
Handelsgeſetzgebung: 
England 1809-1902. 231 ff. 
Frankreich 1901, 1902. 218 ff. 
Ut 596. 
ndelskauf. Japan. 409. 
Handelsregiſtereintragungen. 260 ff., 
596. 
Handelsſache. 330. 
un a 596. 
averei, große. 535 ff. 
Hilfeleiſtung in Seenot. 
Hochſeefiſchereifahrzeuge. 


Japan, Handelsrecht. 359 ff. 
Illinois, Handelsgeſetzgebung. 259 
ns Handelsgeſetzgebung. 248, 


9, 39 ff. 
204. 


Inhaberpapiere, Aufgebot verlorener 
nach franzöfiſchem Geſetz vom 
8. Februar 1902 und Ausfüh⸗ 
Tr ae vom 8. Juni 1902. 

18 ff. 

International law association. 
580 ff., 547 ff. 

Internation aler Verband zum zus 
3 Eigentums. 188 

1 


Internationales Privatrecht, Lite⸗ 
ratur. 319. 

Internationale Verträge: 
Belgien. 572. 
Schweiz. 556 ff 

Irrtum bei e 287. 
über weſentliche Eigenſchaften der 

Perſonen und Sachen. 590. 


Kanſas, Geſellſchaftsrecht. 255. 
Kapitän, au bei großer 
Haverei. 
Racfabetstfäife: 
Berguna mit Kapitänen und 
Schiffsoffizieren. 199. 
Dreiteilung des Wachdienſtes. 205. 


Sachregiſter. 


Kauffahrteiſchiffe, Gouvernements⸗ 


fahrzeuge der Schutzgebiete. 206. 
Kaufvertrag, Mängelrüge. 90 ff., 
352. 
Kind, 


Schutz gegen die Folgen 
eigener Handlungen. 607. 
Rommanbiigeeidat Japan. 359 ff. 
uf Aktien, Japan. 
Kommiſſionsgeſchäft Japan. 413. 
Konnoſſement. 351. 
Kontokurrentvertrag. 323, 411. 
Kotierung f. Zulaſſungsſtelle. 
Krediterkundigung. 602 f. 
Kriegsſchiffe, Haftung bei Zuſam⸗ 
menſtoß. 78 ff. 
Kurdnotierung. 180 fi. 
Rüftenfabrt. 200. 


Landwirtſchaftliche Börfen. 151. 

Liegegeld. 47, 71. 

Liquidation ſ. Aktiengeſellſchaft, 
Handelsgefellſchaft. 

b A bei Zuſammen⸗ 


ä Handelsgeſetzgebung. 


5 Shipping Act 1900. 236. 
Michigan, Handelsgeſetzgebung. 254. 
eee 248, 


Miteigentum 115. 
Sa gewerbliche, Schweiz. 312, 


Moneylenders Act 1900. 238. 
Montenegro, Urheberrecht. 511. 
e Terminhandel in. 


ap) copyright Act 1902. 246. 
u gewerbliche, Schweiz. 312, 


Nachdruck. 518 ff. 
Nahfahrt. 200. 
Roanne Handel in Eng: 


Nationalbank, Belgien. 581. 
Negatives Vertragsinlereſſe. 345. 
Negligence- . im Seefracht⸗ 


vertrage. 
ee ; Hanbelögefeß« 
gebung. 258. 


New⸗Jerſey, Corporation Act. 251. 


Sachregiſter. 


New⸗Pork, Stock Corporation law. 
252. Vgl. auch 258. 

Nord⸗Carolina, Handelsgeſetzgebung. 
249, 255. 

Notariat, Frankreich. 230. 


Oregon, Handelsgeſetzgebung. 257, 
258. 

Ornamentenzeichen, Erfinderſchutz, 
Frankreich. : 


Öfterreich, ae vom 4. Ja: 
nuar 1908. 148 ff. 


Patentfähigkeit. 338. 

Patentgeſengebung: 

England. 242, 244. 

Schweiz. 549. 

Penne Handelsgeſetzgebung. 
, 258. 


wee juriſtiſche. 319. 

Rechte an der eigenen. 588. 
Petersburg, Fondsbörſe. 527. 
Prokuriſt, Verfügung über Grund⸗ 

ſtücke. 271. 
Prozeßkoſten, Sicherheitsleiſtung des 
Ausländers, Schweiz. 565. 


Rechtsanwälte, England 231. 
Rechtsgeſchäfte. 293. 
Rechtshandlungen. 608. 
Rechtsmittel, England. 232. 
1 tswiſſenſchaft, vergleichende. 531. 
eeder: 

Haftung für fremdes Verſchulden. 

3, 538. 


Schadenserſatzpflicht beim Zuſam⸗ 
menſtoß von Schiffen. 44 ff. 
Vergütungsanſpruch bei Verſchul⸗ 
den des Kapitäns, große Have⸗ 
rei. 538. 
Regiſterrichter, Beſchwerde 
deſſen Auskünfte. 260. 
Rettung in Seenot. 43. 
Rügepflicht des Käufers nach § 378 
HGB. 90 ff., 352 


Sauvetage maritime. 
Schadenserſatzanſpruch, 
8 „„ 328 ff. 


W 0 Geſetzentwurf 1903. 
N 504. 


Dedung. 505. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. 


gegen 


9, 38 ff. 
Vorteils⸗ 


Bd. LIV. 
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Scheck, Ungariſcher Geſetzentwurf 
1903: 


Klage gegen den Bezogenen. 508. 

Konkurs des Ausſtellers. 506. 

Legitimationsprüfung bei Zah⸗ 

lung. 503. 
Präſentationsfriſt. 505. 
Scheckklauſel. 501. 
Sprungregreß. 506. 
Strafbeſtimmungen. 
Verfälſchung. 509. 
Verjährung. 508. 
Zahlungsort. 503. 
Schiffseigentümer, Haftung nach 
engliſchem Recht. 237. 
Schiffsgläubigerrechte. 51. 
Schiffszubehör. 57 ff. 
Schiffszuſammenſtoß. 2 ff., 33 ff., 44 ff. 
Haftung: 
des Reeders. 2 ff., 44 ff. 
des Eigentümers eines nicht zum 
Erwerb durch Seefahrt dienen⸗ 
den Schiffes. 73. 

des Fiskus als Eigentümers von 
Kriegsſchiffen. 

des Eigentümers von Fluß⸗ 
ſchiffen. 87. 

Verjährung des Anſpruchs. 73. 
Schlepplohn. 71. 

Schleppzüge. 7. 
Schreibensunkundige, Firmenzeich⸗ 

nung. 265. 
Schutzgebiete, 

zeuge. 
Schweiz, Handelsgeſetzgebung 1900, 

1901, 1902. 555 ff., 598. 

!. Vollſtreckung. 
Seefrachtverträge. 541. 
Seemannsämter, Strafverfahren vor 

denſelben. 6. 
Seemanndordnung, Nichtanwendung 

auf kleinere Fahrzeuge. 205. 
Seenot: 

Bergung. 11. 

Hilfeleiſtung. 9 ff., 39 ff. 
Seerecht, deutſches privates. 604. 
Seetüchtigkeit. 

Seevermögen. 50. 
Simultangründung ſ. Einheitsgrün⸗ 
dung. 
Sondervermögen. 144. 
Speditionsgeſchäft, Japan. 416. 
. Handelsgeſetzgebung. 


41 


502. 


Gouvernementsfahr⸗ 
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Tenneſſee, Handelsgeſetzgebung. 259. 
Terminhandel. 164 
in nr und Mühlefabrikaten. 


4 ff. 
iar, e eſelſchaftsrecht. 255. 
Theaterunternehmungen. 597. 
Transportgeſchäfte, Japan. 420. 
Truſt, Bekämpfung durch Geſetze, 
Nordamerika. 247 ff. 


überfahrtsgelder. 71. 
Übernahme nach $ 186 HGB. 286. 
Unfallverſicherung der Militärper⸗ 
ſonen, Schweiz. 560. 
Unions professionelles, belgiſches 
Geſetz vom 31. März 1898. 575. 
Urheberrecht. 228, 244, 246, 332. 
Däniſches Geſetz vom 19. Dez. 
1902, betr. das Urheberrecht 
an Werken der Literatur und 
Kunſt. ; 
Urheberſchutz. 601. 
Uſanzen der Börſe. 156 ff. 


Verjährung des Schadensanſpruchs 

aus Schiffskolliſfionen. 73. 
Verſicherungsangelegenheiten, Ges 

richtsſtand, Frankreich. 228. 
Vertrag, abſtrakter. 317. 
Vertragsintereſſe, negatives. 345. 
Verwahrungsgeſchäfte, Japan. 429. 
Viehhandel, Gewährleiſtung: 

St. Gallen. 569. 

Schwyz. 570. 

Thurgau. 570. 
Vorteilsausgleichung beim Scha⸗ 

denserſatz. 328. 


Sachregiſter. 


Vorzugsaktien: 

Frankreich. 230. 
Süd⸗Carolina. 254. 
Vollſtreckung fremdländiſcher Urteile 
in Zivilſachen: 

Belgien. 572. 

Frankreich. 572. 

Schweiz. 375. 


Warenbezeichnung. 337. 
Wahlſchuld. 314. 
ask Handelsgeſetzgebung. 
Wettbewerb, unlauterer: 
Geſetzgebung Baſel⸗Stadt. 566. 
Freiburg (Schweiz). 567. 
Luzern. 568. 
Literatur. 612 ff. 
Wisconfin, Handelsgeſetzgebung. 259. 
Wucher, Beurteilung nach Erfül⸗ 
lungsort; amerikaniſche Recht⸗ 
ſprechung. 259. 
Wuchergeſetze, England. 238. 


York Antwerp rules. 533 ff. 


Zeichnungsgründung. 552, 601. 

Zollkutter, Haftung bei Zuſammen⸗ 
ſtoß. 78 ff. 

Zubehör. 59, 63. 

Zulaſſungsſtelle: 
Berliner Börſe. 211. 
Petersburger Börſe. 

Zwangslotſe. 6. 

Zweigniederlaſſung. Anmeldung aus⸗ 
laͤndiſcher Aktiengeſellſchaften. 294. 


527. 


Notiz. 


Die erſten Hefte von Bd. LV der Zeitſchrift werden 
Beſprechungen über den Entwurf des Verſichernngsgeſetzes 
enthalten. Unvorhergeſehene Umſtände haben das Erſcheinen 


hinansgeſchoben. 
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